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Dorwert. 


indem ich diefed Buch der Preffe überliefere, ift es 
zugleich) Dad Zweitemal, daß ich unter meinem Namen eine 
größere Arbeit durch Druck veröffentlihe. Obgleich mein 
erfted litterarifched Auftreten ſich einer fehr nachſichtsvollen 
Aufnahme zu erfreuen gehabt hat, und ich mir felbft das 
Zeugniß geben darf, auch diesmal weder: Fleiß noch Zeit 
geipart zu haben; fo muß ich doc) befennen, daß ich mit 
gleiher Beſorgniß wie dad Erſtemal mein Wert in die 
Iitterarifche Welt eintreten fehe. 

Die nächſte Urfache einer ſolchen Diffidenz mag wohl 
darin liegen, daß eine jede Schrift, fo lange fie ſolche 
bleibt, das unangreifbare Eigenthum ded Autors ift, daß 
er nad feinem Wunfche ändern und umfchaffen Tann, 
dagegen, durch den Drud vervielfältigt, ein Gemeingut 
wird, jeder Kritit — jedem Lobe, jedem Zadel, je nad) dem 
verfchiedenen Standpunkte der Beurtheilung — unwiderruflich 
Preis gegeben. 

Died darf nun wohl einen Autor veranlaffen, nicht 
gerade — wenn er ed auch könnte — ein Urtheil zu 
feinen Gunſten einzuleiten, ald vielmehr dem Xefer den 
Standpunkt anzugeben, von weldem er bei Bearbeitung 
feine Werks ausgegangen, und fo ein gerechted Urtheil 
deſſelben vorzubereiten. Der geeignerfte Ort dazu iſt der 
hei einem Buche zuerft in die Augen fallende, nähmlich 
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das Vorwort, wo angegebene Netzpunkte ſchon hinreichend 
ſeyn können, die Oekonomie eines Werkes, wie die darin 
herrſchende Idee und die Abſicht des Verfaſſers kennen 
zu lernen. | Ä 
Wir leben in einer Zeit, die Feugniß giebt vo 
raftlofem produftiven Streben des menfchlihen Geifted zur 
Förderung des Wiſſens in allen Zweigen; ein Streben, 
dad aber oftmald, und namentlich in ſtaatswiſſenſchaftlicher 
Hinfiht, in Theorien ſich verliert, deren glänzende Außenfeite 
häufig vortheilhafte Reſultate vergpricht, welche dieſelben 
aber in der Anwendung zumal dann nicht gewähren, wenn 
fie ohne hiftorifhe Grundlage ind Leben gerufen werben. 
Für die Prarid ift und bleibt dad große Lebensprincip 
die Gefchichte: jene große Lehrerin für Regenten und Völker, 
jened Orakel, welches die Räthfel der Gegenwart durch bie 
Auffchlüffe der Vergangenheit, die Räthfel der Vergangenheit 
Durch die Auffchlüffe der Gegenwart löſet. Es iſt nicht 
vorher zu beſtimmen, fagt Herr von Savigny, wie viel 
von altgermamifhen Einrichtungen, wie in der Verfaſſung, 
- fo im bürgerlichen Rechte, wieder erwedt werden könne, 
freilich nicht dem Buchſtaben, fondern dem Geifte nad); 
aber den urfprünglichen Geift Iernt man nur fennen aus 
dem alten Buchftaben.*) | 
Bei vorliegendem Werke wird man ed daher aud) 
nicht unzweckmäßig finden, wenn ich dad Austrägalverfahren 
des Deurfchen Bundes nicht lediglich ald etwas Abgefandertes 
behandelte, fondern die Wurzeln deffelben in der Geſchichte 
auffuchte, fo Die Gegenwart aus der Vergangenheit herleitend. 
Der Deutfche Bund felbft ift noch viel zu neu, um fon ein 
vollftändiged Staatsrecht zu befisen. Es kann ſich daſſelbe 
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*)v. Savigny, vom Berufe unferer Zeit, für Gefeggebung und Rechtes 
wiffenfhaft, S. 118. Heidelberg 1814, | 
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erſt mit der Zeit bilden, und Monographien einzelner 
Lehren find dabei vorzüglich fürderlih. Auf ähnlide Art, 
wie ich es bei der Kriegsverfaſſung des Deurfchen Bundes *) 
verfucht habe, werde ich auch hier, nadı voraußgefandtem 
kurzen biftorifchen Abrifje über Entftehen und Fortbildung 
ded Austrägalverfahrens, zuerft den Zefer mit der Gefeßgebung 
bed Bundes befannt machen, und dann die einzelnen Fälle, 
mit Bezugnahme auf alle darüber ftatt gehabten Verhand⸗ 
lungen, folgen laſſen. | 

Wegen der äußerft bürftigen litterarifchen Hülfdmittel 
zu der ganzen vorliegenden Materie, babe ich mich in ber 
erften Aötheilung hie. und da genöthigt gefehen, zur Aus⸗ 
füllung beftehender. Lücken, aus eigenem Gtubium hervor⸗ 
gehende Anjichten hinzuzufügen. Jedoch bin ich weit entfernt, 
diefelben für unangreifbar zu halten, und bitte vielmehr, 
fie nur ald Vermuthungen betrachten zu wollen. 

In Beziehung auf die zweite Abtheilung vorliegenden 
Berfes muß ich erwähnen, daß, da ich diefelbe lediglich) 
dem ordentlichen, nicht dem fummarifchen Bundedausträgals 
verfahren gewidmet, auch nur die in $. VIL sub II. 3. h. 
©. 95.— 97. und in$. VIIL sub II. S. 100. erwähnten 
Gegenftände in dad Bereich berfelben fallen, nähmlich: 

a) das ordentliche, nicht ſummariſche Verfahren bei 
Streitigfeiten, weldhe von dem Bunded-Austrägals 
verhältnifie unabhängig find, infofern die einzelnen 
Bundeöglieder, ald Souveraine, felbftändig, durch) 
die Bundedverfammlung nicht betroffen, einander 
gegenüber ſtehen; 

b) das Verfahten in Folge des Artikel XXX. ber 
Wiener Schluß⸗Akte zur Beftimmung der ftreitigen 
Vorfrage, im Betreff der Befriedigungdverpflichtung; 

*) Verſuch einer Entwidelung ber Reiegöverfaffung bes Deutfchen Bundes. 


Xs Manuſcript für die Hohen Deutfchen Regierungen, Frankfurt a, M. 1835. - 
Gebrudt mit Andreaͤ'ſchen Schriften. 


x. 


in ‚welchen beiden Yällen, bei fehlgefchlagener gütlicher : 
Erledigung des Streits, Die rechtliche Entſcheidung einer 
Austrägal⸗Inſtanz anheim fällt. 

Um möglichen Mißverftändniffen vorzubeugen, glaube ich 
noch hinzufügen zu müflen, daß, da dieſes Werk nur als 
eine Privatarbeit anzufehen, e8 fi von felbft verfteht, Daß 
etwaige Privatmeinungen, felbft mögliche Srrthümer, in Hin; 
ficht beftehender Staats; und Nechtöverhältnifie im Allgemeinen 
und Befonderen, auch nur aus biefem Geſichtspunkte zu 
betraditen find, und Belehrungen und Berichtigungen hierüber 
dem Verfaſſer ftetd willkommen feyn werden. *) 

Aus dieſem Allem erhellet nun, daß vorliegende Ber 
arbeitung (mie viele andere ähnliche hiftorifhe Bemühungen) 
mehr compilarorifcher Natur ift, und es läge in dieſem 
Befenntnifje für mic etwas Schmerzliched, da mir bewußt, 
wie vergleichen Arbeiten gewöhnlich ald den produktiven 
untergeordnet beurtheilt werben, wenn ich nicht die Ueberzeu: 
gung hegte, Daß der Sachkundige die ſchwierigen, Zeit und 
Mühe koſtenden Forſchungen — fo fcheinbar gering auch 
oftmald die Refultate find, melde fie zu Tage fördern — 
ebenſo zu würdigen wiſſen wird, als eine Produktion des 
ſchöpferiſchen Geiſtes. 

Frankfurt a. M. im Februar 1838. 


Der Verfaſſer. 


*) Obgleich ich S. 85. den 1. September 1837 als terminus ad quem 
biefer Arbeit bezeichnet habe, fo ift folche doch in ben Zuſaͤtzen — wo es im 
Terte während des Drudes nicht mehr gefchehen konnte — bis zum 1. San. 1838 
fortgeführt worben. 
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bung ihres ſaͤmmtlichen Vermoͤgens, von der d. Loſſow⸗ 
ſchen Familien⸗Stipendienſtiftung gemaqhten Derlethen von 
11,350 Rthlr. in Gold 


B) Faͤlle, die noch nicht erledigt ſind. 


1) JForderungen Kurmainziſcher Staatsglaͤubiger an die In⸗ 
traden ber Rente Lohneck und des Zolls Vilzbach, welche 
außer einer conſtituirten Generalhypothek auf den geſammten 
Mainzer Aurftaat, fpeciell an die Gläubiger verfihert waren; 
fo wie Korberungen bes Pfanbhaufes zu Mainz, zum Theil 
aud niit Specialhypothek auf die Intraben bes Zolls Vilzbach, 
zum Theil mit gleicher Verſicherung auf Ruͤdesheim und 
Krautheim . . . . . . . 

2) Bprftellung der Generaldirection ber Königlich Preuffifchen 
Sechanblungs =: Societät zu Berlin, eine Darlehnss 
forderung von 231,250 Rthlrn. nebft Zinfen zu 434 Prozent 
an bie ehemals Fuͤrſtlich⸗Oraniſchen Entſchaͤdigungslande, jegt 
beren allerhöchfte und höchfte Befiger, betreffend . 

3) Geſuch der RaffausSaarbrüdifchen Staatsbiener und Grebitoren, 
Befriedigung verfchiebener Korderungen betreffend; namentlich 
Borftellung der Gräfin von DOttweiler, Wittwe bes 
letverftorbenen Fürften Ludwig von Raffau = Saarbräden, 
wegen Uebernahme einer Gapitalfchulb von 30,900 Gulden . 


Geparat-eniträgalgerihttihes Berfabren,im Betreff Raffaniiäre Erfopanfprüge ©.833 
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5% 


628 


679 


729 


. 783 


795 


XVI 


Inhaltsanzeige. 


4) Forderungen von Bernhard Straff, Johann Gottfrieb 
Arnoldi und Comp, in Gotha, wegen ber im Fruͤhjahre 1814 
gemachten Armeelieferungen, fpäter reclamirten Sohann Gotts 
fried Arnoldi und Sohn zu Gotha und Zulius wab Alerander 
Elkan zu Weimar . . 

5): Mainzer Staatögläubiger, in peeie Mainzer (auch 
Wormfer) Stifter , . 

6) Beſchwerde der Inhaber Koͤlniſch⸗ Bandkän bi der Obliga⸗ 
tionen, wegen ruͤckſtaͤndiger Binfensehtung. aus den Jahren 
1795 — 1815 . 

7) Geſuch des Jonas Cahn, wegen Snfencfane von Kurs 
koͤlniſchen Kammerfdulden . . >. 


Aubang. 


Tabelle fämmtliher beim Bunde vorgefommenen Austrägalfälle, 
nach der Abgabe an die Austrägaigerichte georbnet . . 
Bemerkungen zu diefer Tadelle . ©. 18 
Veberficht ber bermaligen (1838) britten oberften Zuftigftellen ber 
Deutſchen Bunbeöglieber, aus denen bie usträgat: Satans zu 
wählen ift . . . . . 
Zufäge . . . . . ® . 0 
Berichtigungen . 0 . —W 
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Erste Abtheilung. 


U 
. 


Kurze 
geschichtliche Entwickelung und Darstellung 
des 


Austrägalverfahrens, 
von den älteften Zeiten bis zur Errichtung des deutſchen Bundes. 








& 1. 
Litteratur 


über Austräge im Allgemeinen nach chronologischer 
Ordnung bis zur Errichtung des Bundes. 


Petr. Theodorici diss. quaestionum de Sacri Rom. Imp. 
Austraegis centuria, Jena 1615, A. 

Fried. Lentzius de privilegiatis immediatorum S.R.L pro- 
cerum instantiis, vulgo die Austräge, Basil. 1615 und in Conr. 
Biermann jur. publ. (Francof. ı618) part. 3. 

Helfr. Ulr. Hunnii diss. de judicibus Austraegarum sive 
pririlegiatarum statuum S. R. I. instantiarum, earundemque juris- 
dictione. Giess. 1618, A. 

Georg. Schubardi diss. de AustraegisS.R.I. h. e. privi- 
legiatis instantiis Ordinum. Basil. 1619,4— Ext. in collect. disp. 
Basil. Vol. IV. n.8, deinde in forma tractatus prodiit. Cob. 1631. 
ı669, 8. — Lugd. 1663, A. et a Josua Maio, Heidelb. ı663, A. 
denique multis accessionibus adauctus et cum praef. Gottl. 
Aug. Jenichen prodiit Wetzlariae 1754, 4. — Bei dieſer letzteren 
Ausgabe find noch 2 Tabellen aus Neumantı princip. process. 
imp. u. Jo. Fried. Hofmann modus et norma instituendi et pro- 
semendi processum Austraegarum hinzugefügt. 

Jo. Stuckii diss. de jure Austraegarum, Helmst. 1621, A. 

Val. Reimeri fdiss. continens varias quaestiones juris pu- 
bie; intergue es: An judicium austraegarum ordinariam 
babeat jurisdictionem? Ext. in Arumaei diss. jur. publ. P. II. 
n. 28. Jena 1621. 

1 * 


A Abth. I. F. 1. Litteratur 


Car. Franhkengruner, diss. de Austraegis, seu privilegia- 
tis instantiis ordinum S. R. G. I. Basil. 1632, in disput. Basi- 
liens. Vol. VI. Ä 

Quir. Cubachii disc.: Quid si de parte quadam feudi 
regalis controversia, an et tum extra austregas imperator de ea 
cognoscat et de commissariis ordinationis seu privilegiata pro- 
cerum instantia, vel judicibus Austregarum. — Ext, in Arumaeı 
disc. acad. de jure publ. Vol. TV. No. 3ı et 36, p. ı28 etc. 
Jen. 1616—33. 

Ge. Andr. Mayer, diss. de Caesaris camerae Rothwilensis, 
judicium Austraegarum etc. jurisdictione. Erford. 1630. 

Nic. Schutzii diss. de Austraegis, Rost. ı636. A 

Conr. Schnelle, diss. de Austraegis sive privilegiatis pro- 
cerum S. R. L instantiis. Marb. 1636, 4. 

David Pesteli diss. de judicibus Austraegarum. Rint. 
1653, A 

Justus Sinolt,.cogn. Schütz de Austregis VoLIl. disp. 3. 
Marb. 16403 Gies. 1653. Collegii publici de statu rei Rom. 4. 

Car. Mieg, diss. de privilegiis primae instantiae. Basil. 
1656. 

Henr. Rahne, diss. de Austraegis. Rost. ı657, A. 

Jo. Rebhan, de instantia procerum $.R.I. prima. Argent. 
1657, A 

Enoch. Glaeser, diss. de foro privilegiato. Helmst. 1660. 

Sam. Stryckii diss. de foro Austraegarum. Frf. ad Viadr. 
ı668, et diss. de processu Austraegarum, ibid. 1668, in feinen 
dissert. vol. I. n. 12—ı3. 

Jo. Volk. Bechmanni dis« de Austraegis. Jen. 1660, 4 
Inserta ejus exercitat. exotericis juris publici juxta ordinem Au- 
reae Bullae Caroli IV dispositis, ibid. 1670, n. 10. 

Jo. Strauchii dis. de Austraegis. Jen. 1671, A. in 
opusculis a Knorrio editis P. IV, n. 14, S. 490. 

Henr. Coccei de Austraegis. Heidelb. 1673, 4. in ejus 
exercit. Vol. IL, n. 48, recus. 1704. 

Joach. Nerger, de arbitro compromissario et judiciis Au- 
straegaticis. Vit. 1676. 

Jo. Seb. Gambs, de tribus privilegüs Reipublicae Argen- 
toratensi Concessis, scil. de non evocando, de non appellando et 
de Austraegis. Arg. 1676-88, A. 
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Jo. Gravii diss. de Austraegis. Tub. 1678, A. 

Jo. Steph. Schlanhov, diss. de Austraegis. Giess. 1684, A. 

Kopf, de Austraegis, quem commendat, Henr. Gunther Thu- 
lemarıus de octoviratu, sive de R. I. electoribus. Heidelb. ı684. 
Frf. 1688, 6. 38. 

Chr. Henr. Textoris diss. de foro Austraegali. Giess. ı 692,4. 

Gail Com. de Wurmbrand, diss. de foro principum 
imperü. Trai. ad Rhen. ı692. 

J. C. Cranz, de S. R. I. Comitum Austraegis. 

Henr. Coccei de notione et executione Austraegarum. 
Frft. 1699, 4. in ejus exercitat. Vol. I, n. ı32. 

H. Weghorst, diss. de Austraegis ordinationis in Germania 
usitatis. Hafn. 1715. | 

Chr. Henr. Hiller, diss. de liberarum $. R. L civitatum 
judieio amicabili. Tub. 1719, welche auch in Moſers Synt. diss. 
jar. publ. beſindlich ift. 

Jo. Guil. Weylachii selectae conclusiones de privilegüs 
Austraegarum. Duisb. ı719- 

Jo. Fried. Hoffmann, modus et norma instituendi et 
prosequendi processum Austraegarum. Wetzl. 1720, 4. Accedit 
gquoque norissimae editioni Schubardi de Austraegis. 

Jo. Chr. Schröteri diss. de Austraegis conventionalibus 
sereniss. domus Saxonicae. Jen. 1720, A. 

Georg. Fried. Hartmann, de jure Austraegarum legälium 
liberae ac imperiali Reipublicac Goslariensi competente. Goslar 
1731, A. 

Jo. Conr. Langen, breve systema judicis arbitralis et 
austraegalis sive elucubratio inauguralis de arbitris et Austraegis. 
Warzb. 1721. 

Georg. Chr. Huls de Ratsberg, diss. de Austraegis rei- 
publicae Noribergensis. Altorf ı722, A. 

Mich. Grass, diss. tollationis jur. Rom. cum recess. et 
ordinat. S. R. I. Pars II, Sect. I, de electione et competentia 
mdicis in specie Austraegalis. Tub. 1722. 

Ludewig (Joh. Petr.) de Praerogativis Wurtembergici 
Dacatus praesertim adversus Adpellationes, Evocationes, Austre- 
gs Halle 1719, 4. Leipz. 1723, 4. 

Jac. Dornfeld, diss. de arbitris.s Lips. 1724. 


6 | Abth. 1. 6. 1. Litteratur 


Wolfg. Ad. Schoepff, sive respond. Jo. Fried. Hoffmann, 
diss. de arbitris necessariüis, cumprimis Austregis conventionalibus 
ac testamentarüs Germaniae, gewillführten Stamm- und Erb- 
AusträgssRichtern. Tub. 1724, 4. in Mosers syntagm. ©. 772. 

Jo. Guil. Waldschmidtii diss. de S. R. I. comitum 
Austraegis. Marb. 1716, A. et in Chr. Luenigii Thesauro juris 
Comitum ($ranff. u. Leipzig 1725) S. R. I. P.IU, n.15,8. 764. 

Gründliche Vorftellung, was ed mit Den Austraegis comitum, 
wenn biefelben von mediatis belangt werden, für eine Bewandtniß 
habe? in Lünig's Grundfefte ıc. Th. 2, ©. 508. 

Pfeffinger, Vitr. ill. IV, ©. 499 ı. Rot. Frft. 1728. 

Ans. Franc. Joh. Ernestii diss. de judicio austregali. 
Mog. 1730, A. 

Heinr. Mart. Burdhard, Würtembergifches Kleeblatt 
Dreier privilegiorum, Exemtionis fori, Austregarum et de non 
appellando. Ludwigsburg 1730, 4. 

Eliae Frid. Heitmann diss. de Austraegis conventio- 
nalıbus ganerbiorum nobilitatis immediatae. Erfurt 1728, recusa 
est in Eſtor's Fleine Schriften Part. IL, 8, No. 11, 8. 615, edit. 
sec. Gießen 1732—39. 

Diet. Herm. Hemmerich, diss. de Austraegis S.R. I. 
Comitum, cum primis Wetteravicorum et Sueyicorum atque ex 
Franconicis Hohenloicorum conventionalibus. Jen. 1734, 4. 

Lud. Desid. Ulmer, diss. de austraegis Comitum Imp. 
conventionalibus. Jen. 1734. 

Sob. Sacob Mofer, von Eommiflionen ad austregas in 
ejusd. Einleitung zum Reichshofrathsprozeß P. IV, ©. 767 ıc. 
Nürnberg 1737. 

oh. Sacob Mofer, deutfches Staatsrecht. Nürnberg und 
Eberöborf 1737—54, 4. P. XVL ©. 279 ıc. P. XXO, ©. 452 
und P. XXI, ©. 184 ıc. 

Burch. Gotth. Struv, corp. jar. publ. Rom. Germ. S. 976. 
Sena 1738. 

Henr. Phil. Moritz, diss. de privilegio austraegali S. R. 
I. liberae eivitatis Vormatiensis. Arg. 1738. 

Jo. Ulr. Crameri diss. de Austraegis conventionalibus in 
causis mandatorum $. C. non cessantibus. Marb. de 27. Mai 
1739, 4. et in Opusc. Tom. I, n. 15. 
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Jo. Georg Textor, disp. de austraegis no.3, inter ejusdem 
dissertationes academicas ad reoessum imperii novissimum de anno 
ı654 introductione ad praxim cameralem. Wezl. 1739, A. - 
P. 617 etc. 

Henr. Chr. Senkenbergii flores sparsi ad jus Austrae- 
garum. tam legalium quam conventionalium. Gies. mens. Dec. 
1739, 4. (prodüt in forma tractatus 1740.) | 

Jo. Gottlieb Siegel, diss. de arbitrio ex juribus Romanis 
et Germanicis illustrato. Lips. 1739, 4 

Jo. Ge. Estor, dis. de jure primi fori sive beneficio 
primae instantiae ordinibus imperü perfecte, pleneque impertiendo, 
nec restricte posthac praefiniendo, Jen. 1741, quae nunc inserta 
est ejas Commentationum et Opusculorum Vol. I, P. I, no. 2. 

J. Ulr. Frhr. v. Cramer, wahre Abbildung der Stamm⸗ 
anstraͤge, in fo weit ſolche die Landſtaͤnde als Friedensrichter vor⸗ 
ſtellen in ejus Supplement. Opusc. no. 8. Ulm 1742—67. 

Henrici Broches diss. de Austraegis serenissimorum 
Hassiae Landgraviorum. Jen. 1744, A 

Jo. Fr. Kayser, diss. de judiciis pacis in imperio R. G. 
von den Teutſchen Friedend- und Bundeögerichten. Gießen 1744. 

Just. Dav. Zufall, diss. de differentüs arbitrorum Rom. 
et Germ occasione R. L de anno ı594, $ 64 u. 65 et O. C. 
P. IL T. 2, $. 1. Marb. 1748. 

Sigism. Guil. ab Hagen, diss. de Austraegis Hassiacis 
Marb. 1748, A. 

Chr. Ludoy. Kochii disquis. .de Austraegis 8. R. I. pro 
cerum cum primis sereniss. Landgrav. Hassiac. Gies. 1749, 4 

Joh. Friedr. Morig, Abhandlung von den Audträgen der 
unmittelbahren Grafen bed Neichd gegen mittelbahre Kläger. 
Frft. a. M. 1750, 4. 

Jo. Andr. Hoffmanni diss. de Austraegis ordinum 6. R. 
L aliorumgque imperii membrorum praecipue liberae S. R. I. ci- 
ritatis Memmingensis, resp. Melch. Egenolph de Sayler a Pfers- 
heim. Jen. 1750, in Wegelins Thes. rer. Suev. T. IV, no. 21, 
©. 318 x. 

Sriedr. Earl von Mofer, von ben befreiten Richtern 
oder Austraͤgen der Reichsftäbte in erfter Inſtanz, in ej. Heine 
Schriften 3. Erläuterung bed Staats⸗ und Völferrechtd. XI. Bd. 
©. 1. Frft. a. M. 1751. 
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- Jo. Philip. Hahn, diss. de eo quod justum est in causis 
spolii et praecipue: am in iis obtineant Austraegae. Mogunt. 
1752, A. 

Chr. Frid. Geigeri Comment. de amplitudine fori con- 
venti Austraegalis S. R. I. procerum. Ulmae ı753, 4. 

Ulr. L.B.de Cramer. — Si Actio contra Statum Imperii 
Beneficio Austraegaram gaudentem in Supremis Imperii Tribu- 
nalibus intentata species querelae denegatae Justitiae est. Austre- 
gae non obstant quo minus Mandatum C. C. decerni possit, im 
ejus Obss. jur. univ. P. I, n. 21. Weblar, der erfte Band 1758. 

Idem. Austregae contra Corpus Equestre non habent locum 
L. c. P. L. no. 1532. 

Idem.- Principes Austraegis gaudent etsi solo axiomate Prin- 
cipali fulgeant. ibid. n. 176. 

Idem. Austregarum ratio non semper in Processu, Mandati 
C. C. habenda est. ibid. n. 239. 

Idem. Si intra fatale personae ad constituendum Judicium 
Austraegale denominandae non de nominatae, nec Terminus prae- 
figendus praefixus: illud neglectum est, etsi causae legitimae 
adfuerint, ob quas illa agenda nonacta; ibid. n. 389. 

Idem. Caussae violentae cognitioni et decisioni Austrae- 
garum conventionalium non repugnant. 1. c. Tom. Ill, n. qob. 

Idem. Capitulum sede vacante eo minus gaudet jure Au- 
straegarum si judicem et partem  simul in caussa agit; ibid. 
Tom. IV y D. 1206. 

Idem. Casus commissionis Caesareae ad Austraegas inter 
Nobiles immediatos constitutae et modus eam impetrandi; ibid. 
Tom. V, n. 130g. 

Franc. Domin. Haeberlini dıss. de Austraegis genera- 
tim, nec non de jure Austraegarum S. R. I. lib. civitatis Ulma- 
nae speciatim. Helmst. 1759, A. Extat in Script. rer. Suev. 
Vol. IV, n. 30 und in Wegelins Thes. rer. Suev. Tom. IV, ©. 
575 ꝛc. 

Prid. Guil Tafinger, diss. de Austraegis S. R.1. civi- 
tatis Lindaviensis. Tubing. 1762. 

Jo. Georg. Kinkelin, disp. de austraegis liberee $. R. I. 
civitatis Lindaviensis. 'Tubing. 1762, 4. 

Steph. Putteri diss. de ordine judiciario ab austregis 
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obserrando. Götting. 1765, A. et in ejusd. Opusc. rem judic. 
Imper. illustr. n. 11. 

Jo. Gottfr. de Zwierlein, diss. de ordine judiciario ab 
Austraegis observando habita me praeside. Götting. 1765 (in 
opusc. meis $. 433). Ä 

Geo. Lud. Boehmeri Progr. de in jus vocatione austrae- 
gali, exstat in ejus Elect. jur. civ. Tom. III, n. ı. Gött. ı769. 

ob. Heinr. Fred), Gedanken von den Austrägen, -worinnen 
der 24..6. des Reichs⸗Deputations⸗Haupt⸗Abſchieds v. 3. 1600° 
erläutert und auch fonft verfchiedene Fragen entfchieben werben. 
Hörter 1769, Fol. 

Georg Ludw. Böhmer, Deduktion für Churcölfn gegen 
Corvey. 1770, Fol. 

Joh. Heinr. Frech, Kortgefette Gebanten von den And 
trägen. Hoͤrter 1770, Fol. 

Chr. Gottfr. Dan. Wagner, de paritate religionis inter 
Austraegas observanda; in ejus Meditation. Jur. Publ. P. ı—48, 
Lips. 1771, A 

Jo. Henr. Frech, Meditationes de foro austraegali in con- 
sortie principis ecclesiastiei in suo capitulo exsulante a novissi- 
mis objectionibus vindicatae. Höxter 1772, 4 

Joh. Ulr. Frhr. von Cramer, Beftättigung bed heutigen 
Gebrauchs der Austrägalgerichte und der Appellation von felbigen 
an die höchſten Neichögerichte; in ej. Nebenſt. P. XXXIII, ©. 69. 
Um 1773. 

Idem. Wie eine Requifition super Austraegis befchaffen feyn 
mäfle; ibid. P. LVIL ©. 97. 

Idem. Bon dem bei den Austrägen wohl zu beobachtenden 
Unterfchiede, ob ein Landesherr ald Richter oder ald Landesherr 
auzufehen if. P. C. XI, ©. 436. 

Joh. Jacob Mofer, von der Teutfchen Juſtizverfaſſung ıc. 
Srft. und Leipzig 1774. P. L, Cap. 3, P. 45. 

Unterſuchung des heutigen Gebranchs der reichgftädtifchen 
Anöträge; in von Sartori auserlefenen Beiträgen, 1. Thl. 
oo. IV, ©. 377. Frft. u. Leipzig 1774, 4. 

Praktiicher Beitrag zur Lehre von ben Austrägen der TobL. 
Reichöftädte. Frft. und Leipzig 1775 (auctore G. F. Rucker). 

Jo. Lud. Ern. Puettmann, an jadicio Austraegar. in 
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caussis cambialibus locus sit. Ej. adversariorum juris univ. 
P. 247.) Leipz. 1775—88. 

Henr. Jac. Gombel, diss. generalia praecepta de Austrae- 
gis praesertim de causis, in quibus illis locus sit. Gies. 1778. 

C. H. S. Gatzert, pr. de judiciorum equestrium habitu 
atque ratione erga Austraegas et suprema imperii tribunalia. 
Gies. 1778 und in Maders reicheritterfchaftl, Magazin. 

D. Joh. Jacob Prehn, von ben Austrägen, indbefondere 
von dem einem Kläger geringern Standes vortheilhafteften Wege 
einen Fürften zu belangen. Halle 1779, 8. 

Jos. Mar. Schneidt, diss. de eo quod circa Austraegas 
voluntarios inter Vasallos et circa appellationem in feudis extra 
curtem juris est. Herbip. 1781. 

Car. Frid. Haeberlin, Progr. ex quibus caussis liberae 
Imp. Civitates jure Austraegarum legalium sint exclasse. Erl. 
17892. 

Ejusd, diss. de austraegis privilegiatis liberae 8. R. I. civi- 
tatis Augustae Vindeliscorum. Erl. 1783. 

. Heinr Gottfr. Wilh. Daniels, über bie Rechte der 
Aufträgalinftanz, wenn ein Fürftbifchof mit feinem Domcapitel be- 
langt wird. Bonn 1786 (Neuß Beitr. 3. neueften Geſch. der 
gerichtl. Verf. 3. Bb. 402, Sch. B. III, 284. 

Jo. Steph. Puetter, remissio ad austraegas a supremo 
tribunali facta, circumscripta est termino annali, quem ad insi- 
nudos processus L. L. Imp. praescribunt. (Ej. Auserlefene Rechts⸗ 
fälle IV, ı, no. 371. Göttingen 1790—1801.) 

Idem. Ob, wenn e. R. Nitterftift 0. v. d. Hofgericht 3. 
Rothweil erimirt u. in d. erft. Snftanz des K. K. ©, Sachen 
ausgenommen v. d. episcopo advocato angellagt wird, diefer ſtatt 
des Rothw. Hofgerichtd gelte, oder nur ald Austrägalinftanz ? 
(Für Letzteres entfchieben ib. III, A, n. 326, et IV, n. 361.) 

Idem, status austraegar. legalium jus habentes etiam austrae- 
gas conventionales vel c. subditis pacisci possunt (I, n. 28, 

th. 7). 

Carl. Fried. Wilh. Schmidt, diss. inaug. de foro prin- 
cipıyn a subditis conventori austraegali:. Tub. 1791. (Obd. 9a, 
P. 335, Gth. 92, P. 576, Tb. 91, P. 417.) Ueberfegt von dem 
BVerfaffer unter dem Titel: Ueber den Gerichtöftand bei Klagen 
der Unterthauen gegen ihren Lanbeöheren, ein Beitrag jur neu⸗ 
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ſten kaiſerl. Bohtlapitalatien Leopold II, Art. XIX, $. 6. 
1791, 8 

Jo. Ben. Aloys Samhaber, diss. de capitulis ecclesiar. 
metropol et cathedralium Germ. sede vacante Austraegarum 
destitutis. Herbip. 1793, 4. 

Malblant, Anl. z. Kenntniß der deutichen Rechts⸗ u. Pros 
vinzial⸗ Gertchtöverfaflung und Praxis. Th.IV,E.7. S.420—605. 
Rürnberg 1795. 

Heinr. von Schelhaag, über die Gerichtöbarkeit der höch⸗ 
iten Neichögerichte in Klagen zwifchen den mittelbaren Reichs⸗ 
unterthanen und ihrer Landesobrigfeit. Stuttgart 1795. 

Etwas über die Audträge der Reichöftädte in J. F. Log 
ſtaatsw. u. jur. Nachr. 99, I, 519. Hilbburghaufen 1799. 

Heinr von Schelhaad, über die Frage, ob apanagirte 
Prinzen und Grafen fich auf die Austräge berufen können, wenn 
fie in erfter Inſtanz vor den höchften Neichögerichten belangt wers 
den, f. in Lotz ſtaatswiſſ. u. jur. Nachrichten Nr. 11. Hildburg⸗ 
haufen 1799-1800. 

C. F. E., diss. de differentia inter austraegas et arbitros 
compromissarios. Gött. 1801. 

Ric. Thad. Gönner, bei unbedingten Mandaten fallen 
die Sonventionalausträge hinweg Cim Grit. Archiv der neuften 
iuridifchen Litteratur V, 538. Tüb. 1801. 

C. W. Mähler, ob dem Aufträgalgerichte, wenn von deſſen 
Urtheile nicht appellirt worden, ſondern daflelbe in Die Rechtskraft 
übergegamgen ift, die Befugniß zuftehe, feinen Ausfpruch in Bolls 
schung zu feben. CEj. Neichögerichtös@ontroverfen zc. 1. Samml. 
1. Hft. Ar. 23 Goblenz 1802. 

Idem Ob den Kapiteln bei erledigtem Stuhle dad Recht 
der Austräge zufomme. CEj. Reichögerichtd-Eontroverfen, ib.-1.) 
Coblenz 1802. 

Sof. Ant. Vahlkampf, reichskammergerichtliche Miscellen 
L 203, 207 u. 217. Wetzlar 1805. 


Die Literatur über die Austräge it, wie dieß Verzeichniß 
darthut, für ein fo wichtiges Ssuftitut fehr arm zu nennen, um 
fo mehr, da der größte Theil der angezeigten Schriften aus Dif- 
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fertationen beftehet; dieß ift auch der Grund, warum die Zuſam⸗ 
mentragung Außerft mühſam und befchwerlich war. 

Sch habe im Allgemeinen Pütter’s Litteratur ded Teutichen 
Staatsrechted mit der Fortfekung von Klüber zum Leitfaden 
erwählt und mic, bemüht, Die Angaben möglichft zu berichtigen, 
auch die Anzahl der Schriften nicht unbebeutend vermehrt. Ob⸗ 
gleich ich mir hier num felbft das Zeugniß geben kann, mit der 
größten Gewiffenhaftigkeit und Genauigkeit verfahren zu haben, fo 
wäre es doch nicht unmöglich, daß Einzelned meiner Aufmerkſam⸗ 
keit entichlüpft, oder mir gar nicht zu Gefichte gelommen wäre. 
Sch werde es daher ftetd mit großem Dank erfennen, wenn man 
mir dieß andeuten wollte, damit durch ein fpäter nachzubruden- 
des Blatt Rücken ausgefüllt werden fünnen. — 

Manche meiner Lefer werben andere Sahreszahlen derfelben 
Schriften aufweifen fünnen, und mir dieß vielleicht ald Nachläfs 
figfeit auslegen; zur Anfllärung hierüber füge ich jedoch noch 
hinzu, daß nad) einer genauen Unterfuchung dieſes beinahe nur 
in Veränderung des Wohnortes des Verlegerd und Druders eines 
angefangenen Werkes, fowie in andern typographifchen Urfachen, 
feinen Grund hat. 
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8... 
Einleitung. 
(Etymologifche Notiz über dag Wort: Austrag.) 


In dem Vorworte habe ich eine Weberficht der ganzen Idee 
und des Zweckes biefer Abhandlung gegeben, in der Einleitung 
ſcy es mir erlaubt, meine Leſer gleid, mit dem Stoffe etwas 
näher befannt zu machen, und zwar mit einem ‘Theile beflelben, 
der um fo mehr hier eine geeignete Stelle findet, als er einzeln 
in der ganzen Materie dafteht und doch wohl das erfte ift, wonach 
man fragt, nähmlich nach dem Namen, dem Etymologifchen d 
Vorts: „Austrage. 

Der Urfprung diefed Wortes gehört zu jenen Dingen, welche 
fir das ganze Inftitut von hoher Wichtigkeit find, allein ungeachtet 
der Bemühungen mehrerer ausgezeichneten Gelehrten ift man noch 
in feinem erfchöpfenden Refultate gelangt, be bis jetzt nur Wahrs 
Kheinlichteitöfchlüffe aufgeftellt wurben, die freilich auf Documente 
gegründet find, denen jedoch oftmals andere von nicht minberer 
Haubwürbigkeit entgegengefegt werben können. ) Da nun aber 
ohne Zweifel, wie wir fpäter fehen werben, Schiedsgericht und 
Austrag, fo wie Schiedsrichter, Obmann und Austragsrichter urs 
ſprünglich demſelben Begriffe angehören, vielleicht Letzteres aus 
Erfterem entfprungen ift, fo müffen wir auch jenes zuerft beleuchten. 

Schon componere hieß beilegen, vertragen, complanare ebnen, 
alin. iafna, iafnsetja, Daher iafnendr (arbitri), Obmänner, Schieds⸗ 


‚ a) In den neuerdings zahlreich gefammelten, noch nicht edirten Sloſſen, 
wödte vielleicht allein ein definitiver Aufſchluß hierüber enthalten ſeyn. 
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g. IM. 


Erste Deriode 


Die alteten Spuren der Austrägalgerihte bis zur Thron. 
befteigung Kaifer Marimilian I. im Jahre 1493. 


Die hier angeführte Titteratur zeigt und, daß der Quellen 
über die Austräge für dieſe fo wichtige Lehre verhältnigmäßig fehr 
wenige vorhanden und diefe durchaus nicht ergiebig find. Unter allen 
angeführten Schriften ift nicht ein einziges Werk von Bedeutung, 
was das ganze Inftitut der Austräge umfaßte und und ihre Ges 
fohichte lehrte; die meiften find Differtationen zu Gunften einzelner 
Fälle und biefe noch dazu aus ben letzten brei Sahrhunderten, wo 
alfo fowohl die Römifche Gerichtönerfaffung als unfere Particnlars 
rechte ihren Einfluß fehr geltend machten. 

Se unficherer und unbeflimmter die auf und gefommeners 
Nachrichten hierüber find, ein beito größeres Feld ift den Hypo⸗ 
thefen Einzelner überlaffen, welche, auf fpärliche noch vorhandene 
Documente ſich ftügend, ihre verfchiedenen Anfichten durchzufechtere 
fuchen. Die Meiften begnügen fich, den Urfprung der Austräge 
in die Zeiten ded fogenannten Interregnums (1250) zu verfeßen, 
und glauben, daß fie eine Folge des Bedürfniffed nach einer ges 
wiffen Gefeßlichkeit gewefen wären, welche ſich nach dem verderb⸗ 
lichen Zauftrechte eingeftellt hätte; 7) Die geringere Anzahl fucht, 
auf einzelne Beweife fich ftübend, ihre Wurzel tiefer, und glaubt 


1) Diefe Meinung theilt auch noch das gelchrte Wert d © Neis 
hard’s über Monarchie: Landfände und Bundes verfaſſung in Deutſchland. 
Leipzig 1836, L, G. 74. 
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ſchon die Karolingifche Zeit als erften Anfang nennen zu dürfen. 3 
Diefe letztere Anſicht wird von der erfteren heftig angegriffen und 
üt um fo fchwieriger zu vertheidigen, als uns leider hierüber 
nur färgliche Nachrichten aufbewahrt find; da jedoch. fo viel 
in diefem Felde hupothefirt worden ift, fo wird es auch wohl uns 
erlaubt ſeyn, aus unferm Studium hervorgehende Bermuthungen 
bier mitzutheilen. 

Diejenigen, welche dad fogenannte Interregnum ald ältefte 
Zat annehmen, vergeflen, daß eine Lehre, wie jedes andere 
Geiftige und Körperliche in unſerm Lebenskreiſe, ein Entftehen, ein 
Wachſen hat, und die Austräge unter Karl dem Großen nicht 
jenen Grad von Bollfommenheit erreicht haben Eonnten, welchen 
fie unter Kaiſer Marimilian I. hatten, fie alfo nur die Grund» 
idee, den Keim, nicht das ausgebildete Inſtitut fuchen mußten; 
diejenigen hingegen, welche die ganz alte Abftammung vertheidigen, 
würden fich ihr Gefchäft unendlich erleichtern, wenn fie im Urs 
ſprunge Austräge und Schiedögerichte (was gar nicht zu trennen) 
sicht fondern wollten, und fo ficher eher zum Ziele gelangen. 
Siermit haben wir: auch zugleich uufere Anficht ausgefprochen, 
daß nähmlid; der Urfprung der Austräge in den älteften Zeiten 
des Deutfchen Reichs aufzufuchen fey, allein anfänglich durchaus 
wicht von den Schiedögerichten getrennt werben dürfe). Wir 
wollen verfuchen, dieß durchzuführen, und gründen unfere Meinung 
weniger auf bie Feine Anzahl der vorhandenen Quellen, ale viel 


2) Für einen Urfprung in älterer Zeit erflärt fi neuerdings wieder 
&. Jordan, Lehrbuch des allgemeinen deutichen Staatsrechts, Eaffel 1831, 
os. L ©. 215, $. 152, f. namentlih die Note- — In dem juriftifchen 
hendbuche von Dr. ©. Step. Wieland, Hildburghaufen 1762, findet fi) 
user »Schiedörichter« ©. 955, $. 2 folgende Stelle: »In der L. Salica 
beiten fie Tit. XIV medi electi.s Da ih jedoch in mehreren Ausgaben 
ter L. Sal. diefe Stelle nicht finden Fonnte, begnüge ich mich mit dieſer 
Anzeige. 

3) Diss. inaug. juridica de differentia inter austraegas et arbitros. 
C Fr. E. Göttingen 1801, ©. 6, $. 2. — Conring, de judieciis reip. 
Germ- $. 53. — B. G. Struve, Corp. hist. Germ. diss. XXII, $. 7, 14 
- Dekherr, in vindiciis pro veritate et justitia rei jurisque Cam, 
Ta XXVII, 6.8. — ©. 9. 9. Berg Grundriß der reichögerichtlihen Ver⸗ 
icfung und Praris, 1797, $. 39, & 7% — D. Danz, Orundfäße des 
Reihögerichtöprogeffes, 1795, 5. 2, 39, S. 3%. — Häberfin, Handbuh 
des teutfchen Staatsrechts, IL Abſchn. A. 5. 280. ©. 399. 

teensardi, uber Husträgalverfahren. 2 
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mehr auf den Deutfchen Nattonalcharacter, deffen Grundzüge ſich 
zu allen Zeiten gleich geblieben find. Es liegt in der Natur bes 
Menfchen, daß entftandene Streitigkeiten nicht gerade Immer Durch 
einen Richter entfchieden zu werden brauchen, fondern daß dieß 
eben fo gut durch Verftändigung ber Partheren ober Vermittelung 
Dritter zroifchen denfelben gefchehen könne; bieß wirb wohl allent: 
halben und in der ganzen Welt der Fall ſeyn und braudıt weder 
näher erwiefen, noch erörtert zu werden *). Solche Zermittelung 
Dritter liegt aber jenen Bölfern näher, bei welchen die Sipp⸗ 
fchaftsverhäfmiffe fo fehr in das Leben eingriffen und der Sinn 
nach Unabhängigkeit fo fichtbar hervortritt, wie bei den Deutfchen, 
zumal da bei ihnen ein abgefonderter Richterftand (wie 3.3. der, 
jest, ein dem gemeinen und felbft dem gebildeten Manne oft uns 
verftändbliches Recht handhabt) gar nicht exiſtirte. Schon Tacitus 
und Gaefar zeigen und den freiheitöliebenden Sinn unferer Bor: 
fahren, welcher durch ihre ganze Lebensweiſe genährt und durch 
ihre Erziehung fortgepflanzt wurde. — Außer der von der Ratur 
gegebenen Stammesverwanbichaft Fonnte fie beinahe nur der 

2) Wäre es nicht unfere Abficht, den Urſprung des Schiebsgerihts unb ber 
Austräge nur innerhalb unferer Deutſchen Geſchichte nachzuweiſen, fo würben wir 
denfelben chronologiſch in mehrfacher Beziehung viel weiter verfolgen innen, wie 
3.B.namentlich von dem religiös=chriftlihen Standpunkte aus. — Schon in den 
erften Zeiten ber chriſtlichen Kirche war es üblich, daß bie Chriften ihre Rechts⸗ 
ftreitigleiten ber Gemeinde und beren Vorſtehern zur ſchiedsrichterlichen Ent: 
fheidung vorlegten (Math. XVII, 15—17; 1. Gorinth. VL, 4-6), allmäplig 
gelangte dieſes Schiedsrichteramt an bie Bifhöfe, und als die chriſtliche Religion 
im Römifchen Reiche herrfdhendb geworben, wurbe jene Herkommen durch bie 
Römifchen Gefege unter dem Namen audientia episcopalis ausdruͤcklich be⸗ 
ftätigt (tit. tot. Cod. de audient. episcop.). Diefe ſchreiben vor, daß bie 
jenigen Sachen, welche freiwillig vor das Schiedsgericht der Biſchoͤfe gebracht 
werden, durch ihren Ausſpruch ein= für allemal ohne Möglichfeit weiterer Appel: 
fation und Befchwerben beendigt fein follten(&. aud) Sozomenus hist. eccles 
I, 9). Gleichwie die fhiebsrichterlihe Gewalt der Geiftlichen in den erften Ges 
meinden, burd das Beftreben ber legteren, fi immer mehr ber weltlichen Herr⸗ 
fhaft zu entziehen, befeftigt wurde, fo erhielten bie audientiae episcopales 
durch baffelbe Beftreben eine ſtets größere Ausdehnung, und wurben fogar dahin 
erweitert, daß die Biſchoͤfe ſchon auf ben Antrag ber einen Parthei bürgerliche 
Rechtsſachen zu entfcheiben berechtigt waren, Jene audient. episcop. wurde 
hierdurch eine wahre Gerichtsbarkeit, und dieß warb hauptfählic veranlagt 
durd) ein Geſetz bed Kaiſers Theobofius. S. Ballutzi capitul. reg. Francı r. 
VI, cap. 366; Deecrt. Gratiani Pars II, Can. 36, Caus. II, Quaest. |; 
Gothofred. ad Lib. I, Cod. Theodos. de jud. episcop. 
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Krieg ihrem felbitgewählten Oberhaupte gehorfam machen, denn 
fonft zogen fie es vor, fremd jeder größeren Vereinigung, in ihren 
Familienkreiſen zuzubringen. Vergebens fuchten die Römer mit 
Waffengewalt ihr Fünftliched Rechtöfgftem in dem rauhen Germa⸗ 
nien einzuführen, der Deutiche konnte dieß noch nicht ertragen 
und brauchte ed auch noch nicht. Entweber wurbe ein entitans 
dener Streit durd; die Waffen entichieden, ) ober durch einen 
freiwillig erwählten Schiedsrichter. Die anweſenden Nachbaren 
ſchlichteten ihn auf ber Stelle oder die naͤchſten Freunde und Ger 
fippen wurden berufen, ihn beizulegen; Beides gefchah ohne vor⸗ 
fitenden Richter, obwohl zuweilen auf dem Cungehegten) Gerichtes 
plage, in Güte, nach der Minne, daher die Schieberichter auch 
Minnerer genannt wurden. I Diefe waren entweder bloß dazu 
ernannt, unter beiden ftreitenden Partheien einen Vergleich zu 
fiften und die Sache gütlich beizulegen, oder ed war ihnen auch, 
ei verfehltem gütlichen Auskommen, die Entfcheidung der Sache 
naleich übertragen. Erſtere hießen zur Minne unb Gütlichkeit, 
tere aber zum Rechten erkorene Austräge Der Deutfche 
ar durd öffentliche Gerichtetage und das Schöffen» Inftitus zu 
freien Mitwirkung beim NRechtfprechen aufgefordert und dieſes 
) Borrecht und Ehrenrecht des Mannesalterd hochachtend, war 
fhon früh gewöhnt, Recht fprechen zu hören und felbit 
Bed zu fprechen. Einen Zweifel in einen foldhen Ausſpruch zu 
m, würde feinem unferer ehrenfeiten Vorfahren in den Sinn 
Mommen feyn, wie uns noch das ſchöne Sprichwort: wein 
rt, ein Wort; ein Mann, ein Mann! Zeugniß giebt. Daß 
2 Deutfche ſich feinen Richter felbit wählte, ift eine Idee, bie 
h fehr lange auch außerhalb der Austräge erhalten hat. Ein 































4) Später GSottesurtheil, Kampfgericht, Hordalia, Ordalia, Judicium 

4 etc. Conf. das Schwäb. Landr. E. 167. — Davon muß man das Ge⸗ 
an Sott faflen. — Davon ift Kampff gefehlt. — Wann wes die Leut 

t fheut, Das weis Doch Gott der Allmädtig mol, — Davon follen wir 

t getruwen, das er den Kampf nun nad) Recht ſcheyde. 

13.5) 5. Brimm, D. Rechtsalterthümer. Göttingen 1828, II, ©. 838-839. 
Ußrichten und inticheiden mit Minne oder mit echte, Die Minne 

Side wile, daz recht als ſich daz beifhet. Arnoldi, Beiträge S. 116 


de Senkenberg, I, c. 29 etc. — Chr. Lud. Koch, de austt. 
proe. cumpr. S. Landgr. Hass. I, $. 8. 


2% 
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beutliche® Beilpiel davon giebt und noch der Schwabenfpiegel, 
Goldaſt und Berger c. 73, wo es heißt: 

„Ain jeglich weltlich Gericht hebet ſich von Kur, das ift alfo 
vil gefprochen, das chain Herr den Lapvten fol chainen Richter 
geben, vrome den fo vvellent /. Daß jedoch unfere Boreltern bie 
Entfcheidung mit dem Schwerte jeder andern weit vorgezogen, und 
zwar noch zu Zeiten Kaifer Dtto I., davon geben uns der Cor⸗ 
weyifche Mönd, Wittichind ) und der Benebiktiner Sigebert 9 
vom Klofter Gemblours in Brabant merfwürdige Beifpiele, wo 
unter Andern fogar der Kaifer ed anftändiger hielt, in einer Fa⸗ 
milienfache durch Kampfgericht, als burch Schiebögericht entfcheiden 
zu laſſen. Das erfte Beifpiel, welches und bie Deutfche Gefdjichte 
von einem Schiedögerichte aufbewahrt, fällt in Die zweite Hälfte 
des 9ten Jahrhunderts, wo 873 Kaifer Lubwig der Deutiche es 
dem Straßburgifchen Biſchofe Rataldo ertheilte (S.F.KulpisiusScript- 
rer. Germ. ©. 111). Jo. Schilter 1702: „Si aliquae querimoniae 
adversus jam dictam ecclesiam, tam de rebus et hominibus liberis 
et servis_ortae fuerint, quae absque gravi et iniquo dispendio 
diffiniri nequiverint, jubemus, ut per idoneos circa vicinos et 
fideles nostros fideliumque nostrorum homines plenissime sub 
sacramento inquiratur et ad finem rite usque deducatur. °) 

Ein anderes vom jahre 849 |. in Hundii Metrop. Salisb, 
T. I, ©. 127 in catalogo Episcoporum Ratisbonensum und in 
ejus additiones ad episcopos Ratisb. ©. 164. 


7) In annal. de rebus Saxon. gestis f. de Henr. Aucupe et Ott. I. 
Lib. II, P. 644. — De legum quoque varietate facta est contentio; — 
Unde exiit edictum a Rege ut universalis populi conventio fieret apud 
villam, quae dicitur Stela (im ‘Mai 938) factumque est, ut causa inter 
arbitros iudicaretur debere examinari; Rex autem, meliori consilio usus, 
noluit viros nobiles ac senes populi inhoneste tractari: sed magis 
rem inter gladiatores discerni jussit etc. 

8) In chronographia s. annal. ad a. 942. — Orta dissensione inter 
principes de varietate legis — — —; ex regis Ottonis omniumque 
principum sententia cognitio veritatis commissa est gladiatorio judicio; 
cessitque victoria his, qui censebant, fratrum filios debere cum patri. 
bus (patruis) hereditare. 

9) Prodrom. rerum Alsaticarum Cap. XII, P.293, f. in diss. inaug. 
juridic. de austraegis Hassiacis Sig. Guil. ab Hagen 1748, $. II, P.7. — 
Sim. Frieder. Hahn, Vollſtändige Einleitung zu der Teutfchen Staats =, 
Reichſs⸗ und Kaiferhiftorie x. Halle und Leipzig 1721, I, c. VII, $. IX, 
S. 243. — Herchenhahn ©. 9. 
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Einzelne Beifpiele fehe man ferner bei Dekherr in vindiciis 
pro veritate et justitia rei jurisque Cam. Tit- XXVII, $.8; Con- 
ring, de jud. reip. germ. thes. 53; — Caesarinus Furstnerius v. 
db. Kaiſers Jurisdiktion 1747 S. 8 und namentlich in Beziehung 
auf dad 11te Jahrhundert ſ. Frank. dom. Haeberlin in diss. de 
austr. generat. nec non de jure Austr. S. R. IL lib. civ. Ulm. 
speciat. Sect. I, $. 1. conf. Ayrer, diss. de auctoritate arbitrij ex 
compromisso vim rei judicatae habentis $. 10, ©. 145 — Jo 
Gottl. Siegel, diss. de arbitro ex jure Rom. et Germ. illustrato. 
Cap. 2. $.1. ıc. 

Häufiger werben die Schiedögerichte ober Austräge in ben 
folgenden Jahrhunderten, was freilich auch, darin feinen Grund 
haben mag, daß man fich früher in Privatangelegenheiten nicht 
der Schrift bediente, fondern Alles bei mündlichen Verhandlungen 
bewenden ließ. 

Beifpiele geben uns: 

Cäſar Furftnerius, Eines v. J. 1121, Eines v. 3. 1144 

J. Zr. Böhmer in feinem Urkundenbuche der Neicheftabt 
Frankfurt 1836 Th. 1,25: „Gerbodo, Probft von St. Peter in 
Mainz, verfündigt einen fchieberichterlichen Spruch von Walther, 
Dekan zu St. Peter, und Gifelmar, Kellner dafelbft, nebft andern 
Schiedsrichtern zwifchen Ulrich von Minzenberg und &berharb 
Waro, in Betreff ded Patronatrechtd zu Obereſchbach, i. 3.1219, 
pridie idus iulij.« 

Ebendaf. ©. 44: „Nupertus, der Schultheiß, und bie 
Bürger in Frankfurt beurfunden die ſchiedsrichterliche Entfcheibung 
eines Rechtſtreites zwifchen dem Klofter Eberbach und den Rittern 
von Wolfökehlen, die von den leßteren an den Hof Leheino ger 
machten Anfprüche betreffend, i. 3. 1225.” 

Guden, cod. dipl. MI, 30, eine ſchiedsrichterliche Entfcheidung 
zwiſchen tem Klofter Eberbach und ber Gemeinde Grieöheim, 
i. J. 1225. 

J. Fr. Böhmer J. c. S. 45: „Conrad, Abt von Arnesburg, 
Gebeno, Prior, und C., Pfarrer von Dypach, entſcheiden als 
Schiedsrichter in einem Streite zwiſchen dem Kloſter Haina und 
dem Ritter Rudolph von Hollar, die von dem erſteren als Eigen⸗ 
thũmer des Mieberhofes zu entrichtenden Grundzinſen betreffend, 
i. 3. 1226 quart. non. maij.« 





29 Abth. I, S. 3, Periode 1. — Xeltefte Spuren 


Ebenbaf. ©. 60: „Ehriftian, Dekan, Walther von Eichborn, 
Mainziſcher Sanonicus, Abt von Aredburg, Hinrich von Hagenau, 
Herr von Kronenberg und C. Wolf von Rüdesheim, enticheiden 
ald Schiedsrichter einen Streit zwilchen Reinold, Probft von 
Frankfurt, auf der einen Seite und Walther von Vilbel und feinen 
Söhnen auf der anderen Seite, in Betreff des Zehntend in der 
villa Saufen, i. 3. 1235 quinto mense aprile.“ — 

Lünig, spicil. secul. des Teutfchen Reichs⸗Archivs, I. Abfch., 
©. 20, eine fchiedsrichterliche Entfcheidung zwilchen den Herren 
von Steivoord und Horftmar, i. J. 1244. 

J. Fr. Böhmer, J. c. S. 80: „Wernher, der Domfänger und 
Probſt von Sta. Maria ad gradus zu Mainz, entſcheidet als Archi⸗ 
diacon den zwifchen dem Frankfurter Stiftscapitel und dem Erz⸗ 
priefter Gerhard über die Kirche zu Bifchofeheim geführten Rechts⸗ 
fireit, i. 3. 1248, dec. quart. calend. julij.« 

Ebendaf. S. 100: Magiſter Ernvrid, Scholafter von St. 
Biktor, und Emmercho von Bommersheim, Canonicus zu Mainz, 
entfcheiden ald Schiedsrichter einen Streit zwifchen dem Stifte- 
capitel zu Frankfurt auf der einen, und den Rittern Winter und 
Ebervin von Breungesheim auf der andern Seite, in Betreff des 
Novalzehntend in der Gemarkung von Bodenheim, 1.5.1256, in 
vigilia beati Jacobi apostoli.« 

Buri, Borrechte der Bannforfte, Beilage S. 20. u. flgde., 
fowie J. $r. Böhmer, 1. c. ©. 137: „Die vier Wetterauis 
ſchen Städte beurfunden eine fchiedörichterliche Entfcheidung zwi⸗ 
fhen dem Grafen von Kabenellenbogen und dem Herrn von 
Falfenftein über ein Sagdrecht im Walde Dreieich, i. J. 1265, in 
vigilia beate Margarete. | 

% Fr. Böhmer, . c. S. 144: „Theoderich, Decan der 
Kirche bed heiligen Martin zu Bingen, enticheidet ald Schieds⸗ 
richter ben zwiſchen dem Stiftecapitel zu Frankfurt auf der einen, 
und dem dortigen Pfarrer Erpert auf ber andern Seite, über Die 
gegenfeitigen Rechte und Befugniffe entftandenen Streit, i. 3. 1267, 
cal. decembr. 


Ebendaſ. 1. c. ©. 150 zwei Fälle: 


a) »Magifter Herrmann enticheidet ald Schiederichter gewiffe 
zwifchen dem Frankfurter Stiftöcapitel und dem Pfarrer Expert 
fireitige Artikel, i. J. 1269, cal. april... 
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b) Derſelbe als Schiedsrichter zwiſchen denſelben über Rechte, 
Gewohnheiten und gewiſſe beſondere Artikel beſtandenen Streit, 
i. J. 1269, cal. april.“ 

Ebendaf. ©. 165: „Das Stiftscapitel zu Frankfurt und das 
Deutſchordenshaus zu Sachſenhauſen vergleichen fich durch Schieds⸗ 
richter, über die von dem letzteren an das erftere wegen feiner 
Novalfelder im Notenbruch und dem Wald Dreieich zu entrich- 
tenden Zehnten und Neunten, i. J. 1273, in die crastino beate 
Marie Magdalene.. 

Ebendaf. 1. c. S. 186: „Erpert, Pfarrer zu Frankfurt, ents 
ſcheidet ald Schiedsrichter durch ein Zeugenverhör einen Streit 
jwifchen dem Klofter Schönau, und Adelheid, der Witwe des. 
Wigand von Aldenftat, in Betreff gewiffer Aeder in Weſtenhols, 
i. 5. 1278, in nativitate beate virgin. Marie. « 

Ebendaf. 1.c. S.189: „Die Deutfcyordendbrüder zu Sachfens 
haufen, und Wider, der Sohn des Harpenus, beurfunden, wie 
eine ÖStreitigfeit zwifchen ihnen durch Schiedsrichter gefchlichtet 
worden ift, welche wegen einer Schenkung entitanden war, die 
der Letztere gemeinfchaftlich mit feiner verftorbenen Ehegattin Gisla 
an Erftere gemacht hatte, i. J. 1279, cal. maj. indietione vija,« 

Ebendaf. 1. c. ©. 199: „die Ritter von Heufenftamm beurs 
bunden, daß fie mit den Deutichordensbrübern in Sachfenhaufen 
übereingefommen find, ben zwifchen Ihnen wegen gewifler Güter 
in Bornheim obwaltenden Streit durch genannte Schiedsrichter 
entfcheiden zu laffen i. 3. 1280 cal. iunij.« 

Ebendaf. 1. c. ©. 205: „Schiedsſpruch zwiſchen Magifter 
Eckchard, einem Frankfurtee Eanonicus, und dem Stiftöcapitel 
dafelbft, die Früchte vom vierten Jahre der Präbende des erfteren 
betreffen®, i. 5. 1281, cal. ianuarı).“ 

Ebendaf. 1. c- ©. 227: „Gerhard von Eppftein, Probit von 
St. Peter zu Mainz, enticheidet ale Schieberichter einen Rechts⸗ 
fireit zwifchen dem Weißfrauenklofter zu Frankfurt, und dem 
Pfarrer zu Nidda, in Betreff des Kleifchzehntens, welchen ber 
letztere von einem zu Griesheim gelegenen Gut des eriteren ver 
langt hatte, i. “5. 1286, cal. novembr.« 

Ebendaf. 1.c. ©.246: »Magifter Dythmar, der Pfarrer, und 
Bolrad, Ritter. von Seligenftabt, gemwefener Schujtheiß zu Frank⸗ 
fürt, entfcheiden als gewählte Schiedsrichter einen Streit zwiſchen 
der Abtei Seligenjtadt und dem Weißfrauenflofter zu Fraukfurt, 
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in Betreff der Güter bes Ießteren in Rendel, i. 3. 1289, cal. 


ianuarij. 


Guden, II, 30, eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zwiſchen 
mehreren Adelichen und den Dorfbewohnern von Sprendlingen, 
J. 1296. 


Ebendaſ., daſſelbe zwiſchen mehreren Adelichen und dem Kloſter 
Hagn, i. J. 1306. 


J. Fr. Böhmer, J. c. S. 379: „Das Mainzer geiſtliche Gericht 
beurkundet, daß die Nonnenklöſter zu Selbolt und Meerholz auf 
der einen, ſowie Lotz von Holzhauſen und Johann von Glauburg 
auf der andern Seite durch ihre Bevollmächtigte Behufs der Ent⸗ 
ſcheidung ihrer Streitfachen auf Albrecht, den Pfarrer, und Bolrab, 
den Schultheißen in Frankfurt, compromittirt haben, i. J. 1308, 
cal. maij.« 


Driginalurfunde (noch ungedrudt): Die Klöfter zu Selbolt 
und Meerholz auf der einen, fowie Log von Holzhaufen und Jo⸗ 
hann von Glauburg auf der andern Seite, compromittirten in 
Öegenwart des Mainzer geiftlichen Gerichts auf Albrecht, den 
Pfarrer, und Volrad, den Schultheißen von Frankfurt, hinfichtlich 
ihres Streited, i. 3.1308, am8. Sabbath post octavas pentecostes.«. 

Im Sahre 1324 fand eine fchiedßrichterliche Enticheidung 
ftatt zwifchen dem Erzbiſchofe Matthias von Mainz, Grafen von 
Bucheck und Grafen Sohann von Naflaus Dillenburg, mit dem 
Landgrafen Dtto von Heffen, in Folge einer fehr hartnädigen 
Fehde; ja, es findet fich fogar ein Beiſpiel vor i. J. 1350 zwifchen 
dem Kaifer und dem Markgrafen von Brandenburg. S. Lorill, 62. 

Sn der Aufführung diefer Beiſpiele fortzufahren, würde um 
fo unnöthiger feyn, als deren Eriftenz um diefe Zeit von feinem 
Gefchichtöfchreiber mehr geleugnet werden fann, ba ihre Anzahl 
unglaublich groß ift. Im 13ten und 14ten Sahrhunderte waren fie 
vielleicht am häufigften Sitte, allein es fehlte ihnen immer noch 
an feftgefeßten Formen, welche aber bald darauf durch ihren viels 
fahen Gebrauch nothwendig wurden. Einzelne Beftimmungen 
finden fich fchon in den damaligen Gefeßen, 3. 3. in dem bes 
kannten Renſiſchen Vereine 1338. Bei etwaigen Srrungen warb 
hierin die Unterfuchung dem ganzen Kurfürftlichen Collegium über⸗ 
tragen, und die Entfcheidung der Mehrheit der Stimmen übers 
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laſſen.?c) Bei der britten Erneuerung dieſes Kurs Bereind in 
Folge der Hußitifchen Händel 1424 warb verorbnet, daß jährlic) 
ein Kurfürft, ald Gemeiner, hierin Richter feyn follte, wenn es 
durch DBermittelung zweier oder dreier von beiden Theilen ers 
nannter Freunde nicht in Güte verglichen werben könnte,) was 
1764 fogar nochmald befchmoren und erneuert wurde. Ferner 
finden fich einzelne Verordnungen unter der Regierung Kaifer 
Wenzellaus (1378 bie 1400) in dem Begriffe bes Landfriedens, 
welder unter Kaifer Albrecht II. (1438) zu Stande kam; 
unter Kaifer Friedrich III. in dem Reichsabſchied zu Ulm, 1466, 
4x. und in dem Landfrieden zu Nördlingen, 1466, $.15 10.19 
Leider fehlte es an der gehörigen Energie, um dieſen Gefeben das 
nöthige Anfehen zu verfchaffen, daher fie im Ganzen für die Sadıe 
felbft unbedeutend waren, für und aber von großer Wichtigkeit 


10) Es heißt: »Gefcheh auch dy deheinerleie zweiung oder zwiuel an 
diſen Sachen under und den Kurfürften entftünden, was wir danne gemeis 
miclihen, oder der merer tail under uns darüber fprechen, und machtend, 
das fol macht haben, und fule audy des halten an arglift, allui difür vorges 
ſchrieben fluffe, und ir jeglich8 befunder han wir gelubd in guten trewen, 
and geloben an difen gegenmwertigen ‘Brief, bi unfern Fürſtlichen eren, unnd 
baben ed auch geſworen zu den heiligen, für uns und unfer nadhfommen 
het und veſt zehalten«. Conf..Cristph. Gewoldi defens. Lud. IV, (Ins 
golſtadt 1618, 4.) ©. 146 ıc; Herwart in‘Lud. Bau. defens, ad 
2 1338, n. 13, ©. 751; Müller, Reichstagsth. Friede. III, Borg. IE, 
©. 83. 

11) Es heißt: »welchem unter Vns dann bebünfte, daß ihm von dem 
andern ungütlich geichehe, der foll dem andern fchreiben, und ihn mahnen, 
feiner Freunde zween oder drey zu dem nächften Monden vff einen Tag, 
den er Ihm auch benennen foll, an ein gelegen Stadt zu ſchicken, und off 
denfelben Tag follen beyder Herrn Freunde, Anfprühe, Antwurtt, Wieder 
rede und Nachrede von beyden Seiten verbören, und verluchen, ob fie ſolche 
Zoietracht, Spenne und Zweihunge in der Freundfchaft und Güttigkeit 
gebertragen, und hinlegen mögen, mochte aber das nicht gefein, fo follen 
diefefben beide Parteien Anſprach und Antwortt darnach in dem naͤchſten 
Sonden dem Herrn der dann, nach Ordnung unfer Herren und Ehurfurften 
ebgenannt, des Jahr ein Gemeiner ift, — — der dann aud in den näaͤchſten 
zuee Monden, nachdem ihm folhe Anfprah und Antwortt in beflegelten 
Scdwiften übergeben, und überantwortet wurden find, off feinen Eyde darum 
ertennen, und ausſprechen foll. « 

ı2) ©. Cristph. Lud. Koch, disquis. de austraeg. S. R. I. pro- 
eerum cum primis Sereniss. Landgrav. Hassiae. Gies. 1749, 9. 1—19; 
De Cramer, Syst. proc. imp. $. ı85 etc. 
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find, da fie das Bedürfniß deſſen beweiſen, was erſt in ber zweiten 
‚Periode unter Kaifer Marimilian zu Stande fam. Bevor wir 
jedoch den großen Einfluß der Austräge fchildern, wollen wir zur 
klareren Ueberſicht hier einen Blick auf die früheren Zeiten werfen. 

Nach dem Berfall der wohlgeordneten Karolingifchen Gerichte 
verfaflung und ber Fräftigen Herrſchaft des Sächfifchen und Fran 
fiichen Kaiferhaufes mußte unter den Hohenftaufen, wo das Ans 
fehen des Reichsoberhauptes allmählig dahin ſank, das dem Judi- 
cium parium fo nahe. liegende Schiebögericht und Compromiß⸗ 
weſen fich immer mehr ausbreiten. Es mangelte vorzüglid, an 
einer Behörde, weldye über die Streitigfeiten der vielen Landes 
boheiten, die aus dem Berfall des Kaiferlichen Anſehens feit dem 
Anfange des 13ten Jahrhunderts aufleimten, entfcheiden follte. Ans 
fange zwar, fo lange noch ein Hohenftaufe lebte, ſtand man ſich 
ald politifche Parthei gegenüber; ald aber auch Conrad IV. in 
Stalien geftorben war, blieb den Fleineren Neichsftänden Nichts 
übrig, als ſich zu conföderiren zu gegenfeitigem Schutze. So war 
fchon i. 5. 1241 C Sartorius in feiner Gefchichte will feine ge 
naue Jahreszahl angeben) im nördlichen Deutfchland die fogenannte 
Hanſe entitanden, ferner (1247? — 12549) der Rheinifche Städte 
bund, wobei es fehr natürlich war, daß die Verbündeten, wegen 
fchiedsrichterlicher Entfcheidung *) ihrer eigenen Streitigkeiten Bor: 
fihtömaaßregeln trafen, und das Inſtitut der Schieberichter auf diefe 
Weiſe zuerft eine vertragsmäßige Organifation erhielt. Die Austräge 
fanden alfo nicht mehr allein zwifchen einzelnen Privatperfonen 
ftatt, fondern moralifche Perfonen, Gemeinden, Klöfter, Städte, 
Bünde, Länder bedienten ſich ihrer häufig, Das eben erwähnte 
Beifpiel vom Jahre 1254 zeigt und, daß Mainz, Worms und 
Oppenheim fidy vereinigten, fowohl ihre fchon beftehenden, ale 
auch noch zukünftig ausbrechenden Streitigleiten dem Urtheile von 


*) Die hierher gehörige Stelle heißt: »Ad removendum autem omnem 
litis occasionem aut discordie fomitem, que inter nos et predictos con- 
eives nostros maguntinos nobis specialiter dilectos posset aliqua tenus 
suboriri, quatuor viros inter nos elegimus, et ipsi similiter inter se 
quatuor statuerunt, qui auctoritate utriusque civitatis omnes questio- 
nes et negocia inter nos utrosque amicabiliter vel per justiciam ter- 
minabunt;«e f. Joh. Fried. Böhmer, Cod. dipl. Moenofrancofurt. ı836 
I, 1013 ſ. auch Aehnliches in der Erneuerung biefes Stäbtebundes i. I. 1265, 
1285 ıc. 
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12 Schiedörichtern, von welchen jede Stadt 4 ernannte, ımbebingt 
zu unterwerfen. 7%. Diefem Bunde traten 1255 viele andere 
Rhemiiche Städte, Ritter und Gemeinden bei. 1%). 

Schon unter den Schwäaͤbiſchen Kaifern €1137 bis 1254) 
erhielt em Theil der Ritterfchaft und der Stäbte ihre völlige 
Reichöfreiheit. Einzeln zu fchwach, gegen mächtige Fürſten das 
Ansträgalrecht. Durchzuführen, verbündeten fie fich, errichteten - 
Omdesausträge, nach welchen fie ſich gegenfeitig mit Nachdruck 
uterftügen und vor welchen fie auch einander nach dem Wege 
Rechtens belangen mußten. 19) 

Viele Beifpiele von Adelsgefellfchaften |. bei Kopp, in feinem 
Zreftat von Affociationen derer Greiße S. 17 bis 26, — ferner in 
tünigs Reichsarchiv, Parte Spec. Cont. III. Abfa 2; Parte Spec. 
Ct, L Tom. I. andere Kortfeßung, fobann im Allgemeinen pofitiven 
Etaatöstandrecht der unmittelbaren freien Neichritterfchaft in 
Schwaben, Franken und am Rheine von 3. G. Kerner, Lemgo 
1786, u. a. m., deren einzelne Aufführung hier zu weit führen 
würde, ‘ 

Die größten Bündniffe diefer Art Bünde der Herren genannt) 
aiitanden jeboch, durch die Bereinigung der unmittelbaren Reichs⸗ 
grafen mit den Städten und bem Adel im 13ten Jahrhundert, na- 
uentlih in Franken, Schwaben, Rheinland, Burgund und Elſaß. 
hiervon ift und unter andern ein Beifpiel Cin Datt, deP.P.LIV; 
ad Eihhorn d. St. und R. Geſchichte III, 5.401, ©. 73) in dem 
ſhen genannten Stäbtebund unter Kaiſer Wilhelm erhalten, ferner 
über Gefellfchaft zum Löwen, worin Grafen waren (Eichhorn l.c. J, 
MI, 19; den Bundesbrief 1379 |. Schannats Sammlung alt: 
Wsrikher Schriften I, 9), fobann in den Sefellfchaften mit den 
hirnern (Eihhornl.c. 1,75), zum Fifche, und zum Falten, 
Rünig, Reichsarchiv, ParteSpec. Cont. I, Tom. III, andere Fortfegung 
6.64,); ferner in ben Verträgen und Einigungen ber freien Reichs⸗ 


3) Henr. Brockes, diss. de conventibus Civitatum Imperialium, 
Ärgent. 1721, mit Bezugnahme auf das Werk von Datt. 

‚“) Wilbelm, Rom. R. de pace publica in Tab. — Ludewig 
Hienlin, diss. jur. publ. de austraegis etc. 1759, P. 7. Eine Original: 
habe von dieſem Ctädtebund ift in dem Archiv der Stadt Worms. — 
laer die Vergrößerung dieſes Bundes, f. Datt, de P. P. I, IV, 33—3g- 

15) J 5 Morig, Abhandlung von denen Austrägen, derer unmittel⸗ 
Garen Grafen des Reiche. Srankfurt a. M. 1750. 
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ritterfchaft in Franken Cebendaf. Cont. II, 2ter Abfat, &.226,228, 
239. Ein fehr intereffantes Beifpiel hat ung Guden, II, 219 
aufbewahrt, und zwar in Folge eined errichteten Audtrags im 
Sahre 1324 zwilchen Kurmainz und Heſſen. „Im Jahre 1377 
verband ſich die Statt Gallen mit den Stätten Vlm, Coſtenz, 
Rotwyl, Wil, Vberlingen, Rutlingen, Memmingen, Biberadh, 
Ravenspurg, Lindow, Kempten, Kouffbüren, Leutkirch, Wangen 
vnd Ißni ꝛc. DIE wort genant der groß bund; — word auff anzal 
Sar gemacht, vnd etwann offt weiter erſtreckt; — in fchweren Ge 
fhäfften hielten diefe Stätt ihre Tagleiſtung allermeift zu Blm. « 
Am Sahre 1381 traten dann Mainz, Worms, Speier, Straßburg, 
Frankfurt, Hagenau und Weiffenburg zufammen, und vereinigten 
fi noch in bemfelben Sahr mit dem unterdeffen bebeutend ans 
" gewachfenen Schwäbifchen Städtebund.Y) Die Bundeöbriefe ftehen 
bei Lehmann, Speierfche Chronif VII, Cap. 66. Bon Füriten und 
Herren traten bei im Jahre 1379 die Pfalzgrafen am Rhein, die 
Herzoge von Baiern und die Markgrafen von Baden auf 5 Sahre; 
im Sahre 1384 der Graf Eberhard von Würtemberg mit der 
ganzen Löwengefellichaftz die Gefellfchaften von St. Wilhelm und 
St. Georg, und der Herzog von Deftreih (Eichhorn, 1. c. IH, 
76). Die DBundeöbriefe ftehen bei Datt, de P. P. p.39 sqg- 
44 sqq. Der inhalt aller diefer Bundeöbriefe betrifft nur das 
Berfprechen, fich wechfelfeitig beizuftehen und Gtreitigleiten, bie 
unter ihnen entftänden, durch die Gerichte und Austräge entſchei⸗ 
den zu laflen c. ©. Stumpf, chron. helvet. V. 

Hauptfächlich muß jedoch hier der St. Georgens Schilde 
gefellfchaft Erwähnung gefchehen, welche zu allen Zeiten allein 
aus Prälaten, Grafen, Herren und dem niedern Adel beftand. 
S. Datt, .l, c. I, II, no. 16, 47, 97.19 

Die Bundeöverwandten mußten nun in Folge diefer Einigung 
vor bem in dem Bündniffe beftimmten Austragsgerichte fich belangen 


ı6) In Fabri geogr. mag. I, 28, und Siebenkees neues jur. mag. 
1, 548 fommt der intereffante Fall vor, daß in einigen Hedingifchen Dörfern 
unweit Balingen die Gemeinden einen unbefcholtenen alten Wann ermähl: 
ten, welcher Datte (Bater) hieß und alle Uneinigfeit zwilchen Eheleuten 
erftiden und fchlichten mußte. 


) Joh. Friedr. Böhmer, Urkundenbuch der Neicheftabt Frankfurt, I, 
757. — Eichhorn, 1. c.JU, 7%b. 
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laſſen, oder es blieb bei den. in dem deutſchen Rechte her⸗ 
gebrachten Austrägen, vor welchem jeder Kläger, einen in ders 
gleichen Bund Stehenden, zu Recht fordern mußte ©. Datt, 
Le I, XXVIL 69. Der Ort, wo dad Austrägalgericht gehalten 
werden follte, war in dem Bündniſſe oder Vergleich der Bundes 
verwandten beftimmt. ?7) 

Ad Beweis für die eben aufgeftellte Anficht vergleiche man bie 
Tabal. conjunct. der Gefellfchaft zum Löwen, St. Georg und St. 


Wilhelm und den Schwäbifchen Städten bei Datt, 1. c. I, VI, 


&. 47, wo es heißt: 

„Bär aber daß die vorgenannte Stabt des Pundes oder ir 
durger alder, die Iren, die zu ihm gehörent, ir ainer, oder mehr 
iht fi an und die vorgenannten von Wirtemberg felber Baibe, 
oder den ainen 2c. zu fprechen gewinnen ıc. « 

In der Bereinigung der Gefellfchaft des St. Georgen Schilts 
der Parthyen in dem Hegow ıc. mit Ulrich, Grafen von Wirs 
tmberg, 1437, heißt ed: » gewünnen auch unfer gnedig Herren von 

| g ir Rät, Diener, die Iren und die fie zu verfprechen 
fd, geiftlich oder weltlich zu gemeiner Nitterfchaft aller Parthyen, 


einer Parthy fonderd, welche das wäre, oder zu einem Herren 


Ser Gefellen derfelben Parthyen nad; dato der Einung icht zu 
heben.» S. Datt, l. c. I, I, ©. 236b., Künig, Reichsarchiv, 
Parte Spec. Cont. I, Tom. II, ©. 56, 58, 60, 61. Durch biefe 
Lindmiffe jedoch, da fie nur auf freie Einigung gegründet 
waren, entſtanden eine Neihe von Mißhelligkeiten, wodurch von 
Reuem der Wunfch nadı einem allgemeinen Geſetze rege gemacht 
wurde. 


Die hier angeführten Beiſpiele glauben wir hinreichend, um 
dad frühere Dafeyn der Austraͤge, wenn auch in anderer und ver 
iedener Form, barzuthun, und wollen nun Etwa® über das 
Ahemeine derfelben hier anreihen. 

Beinahe alle Schriftfteller ftimmen barin überein, daß die Eins 


 Meilung der Austräge vorzüglich in brei Hauptzweige zerfalle, von 
kam die beiden erften, die gewillführten ober alt hergebrachten 


ud die privilegirten fchon in diefe Periode, die gefeglichen hins 
Ken mit ihren Unterabtheilungen, in bie folgenden Perioden gehören. 
Ier den muthmaßlichen Urfprung ber älteften Art haben wir 


17) Eurepälfher Herold, I, ©. 921. 
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uns fchon ausgefprochen, und gehen daher gleich zu den privile⸗ 
girten über, von denen fich zuverläffige Beifpiele erft unter Kaiſer 
Carl IV. auffinden laffen. Diejenigen, welche ältere von den Kaifern 
Friedrich IL, Rudolph I. und Albrecht I. anführen, wermifchen folche 
mit andern, die Gerichtöbarfeit betreffende Kaiferlichen Privilegien 
über Austräge. Mit dem Entitehen diefer Austräge war das Inſtitut 
fhon zu einer gewiflen Ausbildung, zu einem großen Anfehen 
gelangt und dieß zwar durch den Zufammenfluß fehr verichieden- 
artiger fie begünftigender Umftände. 

Hauptſaͤchlich muß man dieſe zunächit in der fchlechten Be⸗ 
fchaffenheit und dem oft gänzlichen Mangel orbentlicdyer Gerichte 
zur Entfcheidung ber Rechtshändel unmittelbarer und mittelbarer 
Glieder des Reichs und in der daraus entitanbenen, fo oft miß- 
brauchten Nothwenbigfeit der Selbfthülfe fuchen. Es lag in Dem 
Gemüthe des Deutfchen, am liebiten feinen Urtheilefpruch von feines 
Öleichen zu ertragen, und fo waren ed vorzüglich die Stände, Die 
durchaus von feiner fremden Autorität und nur von ihred Gleichen 
gerichtet feyn wollten. Die öftere Abwefenheit ber Kaifer außer: 
halb ded Deutichen Reiche, ihr Unvermögen, den Urtheilfprüdhen 
den erforderlichen Nachdruck zu geben, die Einfchränfungen, 
wodurch Die Pähfte das richterliche Anfehen derſelben fchwächten, 
und viele andere minder hervortretende Umſtaͤnde, waren Ur: 
fache, daß dergleichen judicia parium nur felten vom Kaifer 
angeordnet und zwecdmäßig unterftüßt werben fonnten, wogegen 
die Kaiferlichen Landgerichte fi; eine überaus große Gewalt 
über bie Stände anzumaaßen fuchten. Auf dieſe Weiſe traten 
Befehdungen an die Stelle richterlicher Hülfe, da man ſich der letz⸗ 
teren widerſetzte. Dieſes veranlaßte friedliebende Reichsftände zuerft, 
lieber fich ben Ausſprüchen gewiffer Schiedsrichter auf beftändig 
zu unterwerfen, ald bie Enticheidung auf den zweifelhaften und 
mit fo vielem Elende verfnüpften Ausgange der Befehdungen art- 
tommen zu laflen, oder eine ihrem Stande nicht angemeffene rich⸗ 
terliche Gewalt über fich zu erfennen. Der Kaifer billigte, be⸗ 
förderte mit der Zeit diefes friedfame Mittel, und Daher wurden 
fie endlich Gegenftand der allgemeinen Geſetzgebung. 

Daß das Fauſtrecht (welches namentlid, bei ben Mindermäch- 
tigen den Wunfch nad) einem ordentlichen Gerichte aufs Höchfte 
rege machte) die Gewalt der Schiebögerichte und Austräge fehr 
erweiterte, hat viele Schriftfteller verleitet, ihren Urjprung in Die 
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Zeit des großen Sinterregnumd zu ſetzen, ein bei den ſpaͤrlichen 
Rachrichten gewiß zu entfchulbigender Irrthum. Jedoch glauben 
wir zur Rechtfertigung unferer Meinung bier nochmals auf bie 
Rachrichten verweifen zu müflen, welche uns in ben fogenannten 
Spiegeln von gewillführten Austrägen mitgetheilt werben, und 
eben dieſes beweifet, daß zur Zeit, da die Verfaſſer diefer Rechtes 
bücher Iebten, vergleichen als laͤngſt befannt und begründet 
betraditet wurde. Schon zu Ende des 13ten Jahrhunderts 
trafen viele Stände in ihren Verträgen eigene Verabredungen dar⸗ 
über, daß, wenn unter ihnen ober ihren Nachkommen Streit ent 
Rände, berfelbe nicht mit Gemaltthätigkeiten, auch nicht mit Kla⸗ 
gen beim Kaifer oder beim Kaiferlichen Hofrichter, fondern mit 
telſt Austrage eines dritten Standes oder auch durch von beiden Theilen 
zu ernennende Bafallen gefchlichtet werden folle. 29%. Im 14ten 
Jahrhundert waren die Austräge fo allgemein, bag man es für 
Anftandsverlegung hielt, einen Kürften beim Kaifer zu verklagen, 
ehe man ihn befragt hatte, ob er fich nicht den Austrag eines 
dritten Fürften wolle gefallen laflen, worauf auch freiliih ber 
Nachdruck, den die Schiedögerichte nöthigenfalld anwandten, bes 
deutenden Einfluß hatte. Noch übler aber deutete man ed dem 
alfo Befragten, wenn er ſich den Ausdtrag nicht wollte gefallen 
laffen, und war die Sache zum Audtrage gediehen, fo würde man 
es beinahe für ehrlod gehalten haben, wenn man ben 
ausnahmsweiſe ertheilten Spruch nicht hätte befolgen wollen. '% 
Sa, ed ging fogar fo weit, daß es keineswegs zu den feltenften 
Fallen gehörte, daß Kurfürften, fogar der Kaifer, ale Obmann 
aufgerufen wurben. Borzüglich haufig finden wir bieß in dem 
Baieriichen Haufe. 

Kaifer Rudolph von Haböburg mußte dieß Amt während der 
Zämtereien zwiſchen Pfalzgraf Ludwig dem Strengen und Herzog 
Heinrich von Niederbaiern oft übernehmen, — Ebenfo verfah Kaifer 
eudwig IV. mit König Johann von Böhmen diefes Amt bei ben drei 
Riederbaierifchen Prinzen, Heinrich dem Altern, Dtto, und Heinrich 
dem jüngern, und dann Kaifer Sigiemund bei dem berühmten 
Straubingifchen Rechtsanfpruche won 1429. — Im Jahre 1474 
hat der Kaifer Friedrich IN. felbft in dem Handel mit“ Kurpfalz 

18) D. Danz, Grundſaͤtze des Reichsgerichtsprozeſſes. Stuttg. 1795. 
19) Butter, hiſtoriſche Entwidelung, L 212. — Derdenban, 
Geſchichte des Kaiſerlichen Reichehofrathe, I, 310. 
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ein Recht auf die Kurfürften vorgefchlagen. 7) Als Anomalie 
muß hier angeführt werden, daß auch ein angefehener Reichsfürft, 
ber entweder mit der Parthei verwandt, ober ihr Bundesgenoſſe 
war, in der Sache felbit einen Machtfpruch thun konnte, welches 
man die Ermächtigung nannte; dergleichen gefchah unter Andern bei 
dem Straubingifchen Exbftreite zu Wien 1426 von Kurfürft 
Friedrich I. von Brandenburg. Der Gang bed Prozefled war 
gewöhnlich diefer: der Kläger ftellte an den Widerſacher fein 
Begehren, und erbot fidh, Den oder Jenen Calfo Austräge) in ber 
Sache zu erfennen. War er damit zufrieden, fo verfertigte 
man den Anlaß, d. i. man febte eine Schrift auf, worinnen 
man feine Rechtögründe aufführte und den Schiedeleuten zulegt 
den Punkt vorlegte, welchen fie entweder durch gütliche Aus⸗ 
gleichung zu heben hatten, oder worüber rechtlich zu erfennen 
war. Der Anlaß, oder vielmehr dad Geſetz, wonad; der Richter 
das Gefchäft beurtheilen mußte, wurde bald von beiden Partheien 
zugleich, bald von jeder insbefondere ausgeftellt, befiegelt und 
befchworen. Zumeilen aber geichah Alles Diefed nur mündlich 
und der Prozeß lief fort; manchmal gefchahen, wie angegeben, nur 
die vorläufigen Bergleichdunterhandlungen (die Austräge zur 
Minne) mündlich, und das NRechtöverfahren wurde in Schriften 
fortgeſetzt. Wenn die Partheien nicht ſchon den Brief befiegelt 
und befchworen hatten, fo ließen ſich Die Austräge von ihnen bie 
Berficherung geben, daß fie das ausgefprochene Urtheil unwei⸗ 
gerlich befolgen würden. ?). 

Das Verlangen, die Nothwendigfeit gleichformige Geſetze uͤber 
die Austraͤge zu beſitzen, war allgemein; allein erſt Kaiſer Maris 
milian I, welcher in unferer Gefchichte einen fo großen Abfchnitt 
macht, war es vorbehalten, fie zu geben, und durch ihn 
wurde bie ganze Gefeßgebung über die Austräge Cnebit allem 
Anbern, was bis dahin Gegenftand der particulairen Einigungen 
war) in ben Kreis der Neichögefeßgebung gezogen und fürnt- 
lich für ganz Deutfchland organifirtz denn fo wie man den Land⸗ 
frieden für ewig erklärte, mußten auch die Wege der gütlichen 
und gerichtlichen Ausgleichungen perpetuirt werden. 

2) ©. hierüber mehrere Beilpiele in Lebmanns Speierifhe Ehronie 
VII, cap. 105, 114. 


21) D. $riede. Chriſt. Jon. Fiſcher, Heine Schriften aus der Se 
ſchichte, dem Staats» und Lehnrechte, II, &. 44. Halle 1781: 


8. IV. 
3weite Periode 


Die Austrägalgerihte von der Errichtung des Rammergerichts 
anter Kaiſer Marimilian L, ihrer Blüthenzeit, bis zum jüng- 
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Das Bebürfnig nach innerer Ruhe, nach einer beftimmten 
Geſetzlichkeit, nach dffentlicher Sicherheit war von allen Ständen 
ded Reichs gleichmäßig anerkannt, und wie wir am Schluffe der 
vorigen Periode gefehen, bereitd auf mehreren Reichstagen, 
wiewohl vergebens, zur Sprache gekommen.˖ Die Ehre, Deutfch- 
land einen allgemeinen Landfrieben zu geben, ein beftändiges, höchs 
ſtes Heichögericht anzuorbnen, dem Mißbrauche roher Selbfthülfe 
au Ende zu machen, und die innere Ruhe im heiligen Römi- 
fhen Reiche auf einen dauerhaften und feiten Fuß zu fegen, war 
der glorreichen Regierung Kaifer Marimilian L vorbehalten. Durch 
die Anlegung des Kammergerichts war dem allgemeinen Bebürfs _ 
niſſe abgeholfen, und wäre jene Meinung, daß die Austräge nur 
aus dem Fauftrechte entfprungen, die richtige, fo müßten fie von 
dieſem Zeitpunkte an verichwinden, oder wenigſtens ihr Anfehen 
gänzlich verlieren; dem entgegen aber verlangten die Stände viels 
mehr, an diefelben gewöhnt und fie ald einen ihrer wichtigften Vor⸗ 
jüge betradytend, daß bie Austräge geordnet würden. Der Kaifer 
unßte daher nicht nur zugeben, daß die biäherigen, willführlichen 
md privilegirten Austräge fortdauerten, fonbern daß auch noch über- 
dieß Die gefetlichen eingeführt wurden. Allen Arten der Austräge 
wurde hierbei eine gemeinfame Regel zu verfahren vorgefchrieben; 
fe wurden für Die erfte Inſtanz in den Rechtehändeln ber Stände 
des Reichs erflärt, von deren Ausſpruche jedoch jeder Parthei an 

keonhardi, uber Austrägniverfahren. 3 
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das Kammergericht zu appelliren erlaubt feyn follte. Dieß Alles 
dient ums jedoch von Neuem zum Haren Beweife des älteren Urs 
fprungs diefed Inftituts, fowie die ganze Begebenheit umter bie leb⸗ 
haften Beifpiele Deutfcher Anhänglichleit an alte Verfaſſung gehört. 


Da von diefer Periode an das Recht des Gebrauchs der 
Austräge beinahe ausſchließlich bei den höheren Ständen vor 
gefunden ward, fo ift ed auch als eine natürliche Conſequenz ders 
jenigen Meinung, welche die Austräge im 13ten Jahrhundert ent 
fpringen laſſen will, anzufehen, daß fie feinen früheren Urfprung felbft 
anderer Formen von Austrägen zugiebt, da in älterer Zeit dieß Vor⸗ 
recht einzelner Stände bei weitem nicht fo ausgedehnt war, als fpäter- 
hin, wo fie mächtig und gewiffermaßen felbftändig wurden. — Zur 
deutlichen Ueberficht fey ed mir hier erlaubt, den fchon jet fich zeigen⸗ 
den Unterſchied zwifchen Austrag und Compromiß (Schiedsgericht) 
kurz vorauszuſchicken, dann die fich in der ganzen Periode bildende 
Eintheilung der Audträge darzırlegen, und zulegt die Reichsgeſetze über 
diefe Materie chronologiſch aufzuführen und zu erläutern. Die 
Austräge unterfcheiden fic dem Wefen nad, Yon ben compromit- 
tirenden Schiedsrichtern fowohl in Hinſicht ihrer fpäteren Begrüns 
dung, ald auch der Auffindung und des Erfolges der audges 
fprochenen Urtheile. Was nun das Erfte anbelangt, fo gründen 
ſich die Austräge auf Hausverträge Cauf alle fünftige Fälle 
ein für allemal gegeben), Privilegien und Reichsgeſetze. Der 
Kläger mußte fich mithin nach diefen Vorfchriften richten und das 
Aufträgalrecht konnte alfo nım von denen gebraucht werben, bie 
ed aus irgend einem der genannten Titel befaßen. Der compros 
mittirende Schiedsrichter hingegen hing von dem Willen und ber 
Verabredung beider Partheien ab, wenn fie auch Unterthanen 
waren; daher ein Kläger ſich nicht gezwungen fah, die Klage bei 
dem Schiedsrichter anzubringen. ') Suinfichtlich der Auffindung 
der Uirtheile wurden die einzelnen Beftimmungen der verfchiebenen 
Oattungen der Ausdträge ald Norm angenommen; wo dieſe 


1) 30h. Zac. Mofer, von der Teutfchen Juftizverfaflung ıc. &. 50. 
Sranff. u. Leipzig 1774. — C. Fr. E., diss. inaug. jurid. de differentia 
inter Austräegas et arbitros compriomiss. ®öttingen 1801. — D. Heinr. 
Godfr. Scheidemantel, Repertorium des Teutſchen Staats: und Lehn⸗ 
rechts II, 279. Leipzig 1782. 


x 
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ſchlten, nach dem gemeinen Reichsprozeſſe) ober ben Kammer⸗ 
gerichtorbnungen verfahren, im betreffenden Falle die Sache vor die 
hochſten Reichögerichte gebracht, ?) und alddann wie jede andere 
beendigt; bei den Schiedsrichtern hingegen richtete man fich nad) 
demjenigen, worüber man ſich geeinigt hatte, und im Fall eine folche 
Ewigung nicht ſtatt gefunden, nad, einer gemeinfchaftlichen Ordnung 
ver Richter.) Was endlich den Erfolg der Urtheile anbelangt, fo 
fonnten die Austragsrichter, welche Gerichtöbarfeit über Die Partheien 
m emer Sache hatten, nicht nur rechtöfräftige Urtheile, wie 
jcdes andere Gericht fallen, fondern auch deren Erekution von 
dem hödhften Reichögerichte verlangen; I and, war ed bem bes 
klagten Theile bei den Austrägen erlaubt, fowohl die Nullitäte- 
lage anzuftellen, ald an dad Kammergericht zu appelliren, ja, 
ſezar das Urtheil zur Nevifion an eine Univerfität 9 zu vers 
Ihe. Ganz anders verhielt es ſich bei dem Gchiebögerichte, 
weihes nicht als eigentliche Gericht betrachtet wurde, und fein 
Intel eremren konnte, fonbern diefes einem gewöhnlichen Ger 
nxe überlaffen mußte; ) auch waren bie oben genannten Rechts⸗ 
mittel dabei nicht geftattet.). Die Austräge wurden in drei Ab» 
heilmgen eingetheilt, von denen die erften bie fchon früher er: 
wühnten alt hergebrachten oder gewillführten find?‘ und auf bes 
nderen Verträgen und Teſtamenten beruhen, daher fie wieberum 


2) Pütter, diss. de ordine judiciario ab Austr. observ. in ejusd. 
Opnse. ad rem jadic. imper. illustr. S. 433. — - Prehn, 1. ec. Abſchn. 2. 

9)0.C. a. 1555, P. IL Tom. a. 

OLI XXV, xXXVI, $. Dig. de receptis, L. XIV, C. de 
rd; L XXXII, $. 15 de receptis. ü 
re O., P.O, T.8, 8 — F. G. Tafinger, Institut. 

Cameral. Tübingen 1776. Sect. II, $. 431, ©. 108; 
+, ©. 109; $. 482, ©. 145; in den daſelbſt angeführten Noten f. die 
hriften. 

0) x. G. O. P. IL T. 4 $ 15. R. I, 1570, $. 86. 

)L V, pr. C. de recept. 

M Nicht unmittelbar mit Beginn diefer Periode tritt die Scheidung 
“ Ynsträgen und Schiedsgericht fo fcharf hervor, wie file bier bezeichnet 
X, fordern ſchon früher zeigen fih ihre Spuren und erft fpäter gedieh 
Ks dieſer Ausbildung; allein wir haben fie hier angeführt, weil mit dieſer 
derude überhaupt erſt legislative Beſtimmungen berückſichtigt werden koͤnnen. 
(u: genauere Unterſcheidung der Austräge und Schiedsgerichte möchte und 
“a unferem Plane zu weit entfernen; wir behalten und daher vor, dieß in 
"wem juriftiihen Journale ausführlicher zu erörtern. 

3 %* 
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in Stamm», Haus,» ober Erb»Austräge, beögleichen Bundes⸗ 
Burgs und GanerbenAuöträge zerfallen. Nur ummittelbare 
Stände des Reichs waren befugt, dergleichen unter ſich anzuorbnen. 
Ob die Kaiferliche Beftätigung dazu nöthig war, gehört zu ben Com 
troversfragen diefer Materie; gewiß iſt es jedoch, daß man vor ber 
8. G. D. fie nicht nothwendig erheifchte, und fpäterhin burd 
bie K. G. O. E.II, Tit.2) alle ihre Beftätigung erhalten haben. 
Die gewilllührten Austräge wurden nach den desfalſigen Verträgen, 
fü. wie die Stamm> ıc. Austräge, nad, Teftamenten, Familien⸗ 
Derträgen ꝛc. beuttheilt.”) Seit der Zeit, wo Diefe Unterfcheidungen 
fcharf hervortreten, ift ihre Anordnung ald Monopol der Stände 
bed Reichs anzufehen. 

Die zweite Klaſſe bilden bie bereit erwähnten privile 
girten Austräge, welche jedoch ftetd ald etwas Unregelmäßiges 
und der Juſtizpflege Nachtheiliged betrachtet wurden. Austräge 
durch Privilegien haben theild ſolche Stände erhalten, welche 
ſchon gefeßliche oder auch willführliche Austräge hatten (f. Moſer, 
Staatöredht P. 23, S. 128) theild folche, denen dergleichen 
bisher fehlten. In biefe lebte Klaffe gehören vornehmlich die 
Reichsſtaͤdte, 27 deren Privilegien man gewöhnlich in ausdrück⸗ 


9) Sheidemantel, Mepertorium des Staats: und Lehnrechts x. 
L $. 11, ©. 2815 &. die Schriftftieller über diefe Eontroverfe in F. ©. Ta» 
finger L c. Sect. III, $. 430, ©. 106 x. 

10) Das Teutihe Staatsrecht von D. Ernft Chriſt. Weſtphal, 
1784, 25. Abhandl. ©. 245 x. — Car. Frid. Haeberlin, Progr. Ex 
quibus caus. lib. S. B. I. civit. jure austraeg. legal. sint exclusae. — 
Harppredt, im R. 8. ©. Archiv P. V, ©. 36, 37. — Berzeihniffe der 
reichsftädtifhen Austrägalprivilegien finden fih in Pfeffinger, Vitriar. 
illustr. P. IV, 5. 7, ©. 58 x. (niht ganz richtig, indem einige 
Darunter bloße Evocationsprivilegien find); ferner in Zof. v. Sar- 
tori auserlefenen Beiträgen in Reichsſtädtiſchen Sachen Nr. IV, ©. 391.ıc. 
Conf. 3. 3. Mofer, Staatsreht P. XXI, ©. 182; P. XL, ©. 468 c. — 
Bon den Musträgen einzelner Städte ſ. Ge. Frid. Hartmann, de 
jure Austr. legal. reipubl. Goslar. compet. Goslar ı721, 4. — Ge. 
Chr. Huls de Hatsberg, diss. de Austr. reip. Norimberg. Altorf 1733. 
— Joh. Andr. Hoffmann, diss. de Austr. ordin. S. R. L alior. 
imp. membr. praecipue lib. S. R. I. civit. Memming. Jen. 1750 -- 
Franc. Dom. Haeberlin, diss. de Austr. generat. nec non de jur« 
Austr. S. RB. I. lib. civit., Ulm speciat. Helmst. 1750. — Fr. Wilh 
Tafinger, diss. de Austr. civit. Lindaviens. Tubing. 1762. ete. — 
F. G. Tafinger, Instit. Jurispr. Camer. Tübingen 1776, Soct. IKT 
6. 427, &. 101, Not. C. 
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lich und ſtillſchweigend eingeraͤumte theilt, je nachdem ihre durch 
Obſervanz eingeführten Austraͤge entweder des Kaiſers ausdrück⸗ 
lichen Willen, oder deſſen ſtillſchweigende Genehmigung zum 
Grunde haben. Bei beiden kam es vorzüglich darauf an, daß 
dad Privilegium und bie Obſervanz erwieſen war. 

Häufig wird mit dem Austragsprivilegium das fogenannte 
Judictum Civitatum amicabile verwechfelt, mit dem ed fich 
folgendermaßen verhielt. Einem uralten Herkommen zufolge hatten 
die freien Reichöftädte dad Necht, bei entftandenen Irrungen ober 
Streitigkeiten zwifchen Rath, und Bürgerfchaft, ja, fogar bei erreg⸗ 
tem Aufruhre, an bie benachbarten Stäbte vermöge gegenfeitiger 
Correſpondenz Cfpäterhin auch nad; einem vom reichöftäbtifchen 
Collegium 1591 gemachten Abfchiede) einige ihrer Mitglieder abs 
zuordnen, um burch deren gütliche Vermittelung das gute Einver« 
ſtandniß wieber herzuftellen.22) Diefes Rechtes wurben auch ſpaͤter⸗ 


11) Chr. Henr. Hiller, diss. de liber. 8.R. I. eivit. jadicio ami- 
abi. Tub. 1719. — v. Uffenbach, vom Kayferlihen NReihshofrath, 
cap XII, sub sect. VII, ©. 157 ı.; bier findet ſich das Beiſpiel einer 
ſelchen gütlihen DBermittelung der Städte Strasburg, Worms und Speyer, 
wegen eines im 3. 1612 zu Sranffurt a. M. entitandenen Aufruhrs*) — 
Jo. Wilh. Dithmar, de jure civit. Imp. praes. jur. et privil. civit. 
Aug. Vind. in Wegelin, Thesaurus rer. Suev. Vol. IV. — C. Frid. 
Haeberlin, de austr. priv. lib. 8. R. I. Civit. Aug, Vind. @rlangen 
78, Nr. 16 


*) Bei Gelegenheit der Erwähnung diefes Aufruhrs in Frankſurt a. M. 
fun ich nicht umbin, auf einen Ausbrud aufmerkſam zu machen, ben viele 
Eheoniten gebrauchen, und der auch häufig bei diefer Stadt vorkoͤnmt, naͤhmlich 
ka Ausdrud Rachtung.⸗ 

Ubalric, Herr zu Hanau, trifft im Jahr 1358 eine Rachtung zwiſchen der 
Gemeinde und dem Rathe zu Frankfurt a M. — 3 3. 1390 lebte bie GStabt 
mit Berſchiedenen in Fehde. — Rachtung zwiſchen Emmerich von Leiningen 
ab Frankfurt nebft anderen Städten c. S. Faber, Beſchreibung von Frft. 
1788, 1789, II, A41, 442, 

Daß dieſe Rachtung ihrem Weſen nach, fo wie ungefähr bas judicium 
asicabile, mit den Xusträgen verwandt iſt, fdheint mir unzweifelhaft, doch 
wraag ich nicht ben linterfchieb beftimmt anzugeben. 

Chr. Bott. Haltaus in feinem glossar. germanic. medii aevi, 
kogig 1758, ©. 1499: Rachtung, compositio litis et controversise 
per transaetionem vel arbitrium boni viri. — Praeter loca, quae colle- 
gt Sehilterus in Gloss. haec habeo. — In charta an. 1356: das ich han 
eine gante gätliche gnuͤgliche Rachtunge und Satzunge bey meinem Reven, in 
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bin mittelbare, in dem NHanfentifchen Bunde ftehende Stäbte 
theilhaftig. Die Beurtheilung der yprivilegirten Austräge geichah 
im Allgemeinen nad, den Kaiferlichen Privilegien. ??) 

Die dritte unter Kaifer Marimilian J. hinzugefommene Klaffe it 
bie der gefeglichen Austräge, auch Austräge ber Orbnung genannt, 
welche ihren Namen hauptfächlid, Daher nehmen, daß fie in der Kam 
mergerichtsordnung eingeführt find, und ihre allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen durch diefelben erhalten haben. Man theilte fie in zwei 
Abtheilungen; zu der erften gehörten Kurfürften, Fürften und 
fürftmäßige Perfonen; zur zweiten nicht gefürftete Prälaten, Oro 
fen, Freiherrn und alle andern Reichsunmittelbare vom Adel. Die 
erfte Abtheilung genoß das Necht der Austräge ohne alle Rüchſicht 
auf den verfchiedenen Stand der Kläger, fogar wenn der 
Kläger des Bellagten eigener Unterthan war; bie zweite 
aber hatte fich dieſes Vorzugs nur alsdann zu erfreuen, 
wenn der Kläger höhern oder mit dem Bellagten gleichen 
Stande war. War der Kläger aber von niedrigerem Stande, 
oder dem Reiche mittelbar unterworfen ‚ fo Eonnten ſich die 


12) Sheidemantell.c.L$ 11, ©. 31. 


Dni. de Senkenberg Sel. Jur. et Hist. T. II, p. 648.— In Ordin. Solm. 
P. IL, Tit, 17, durch gütlihe Verträge und Rachtungen. — In dipl. an. 1389: 
biefer Rachtung unb unfer Sprache ap. Dn. de Senkenberg 1. c. p. 685. — 
Nicolaus de Wyte, Ulrici Com. Wurtemb. Cancellarius in Libello M. 
S. de Ortographia: heben ye& etlich fehriber an flemifch zu ſchriben — — — 
Rachtung für Richtung. S. mehr Hierhber Ebend. Haltaus S. 1547 unter 
Richtung. 

G. Steph. Wiefand, in feinem juriftifhen Handbuche, Hilbburghauſen 
1762 Rachtung iſt die Beilegung einer Gtreitigkeit, welche in ber Güte 
gefchiehet, ein gütlicher Vergleich ..— 3. Er. Böhmer, in feinem ſchon öfters 
citirten Urbunbenbuche ber Reichsſtadt Frankfurt, Frankf. a, DM. 1835 (wohl die 
reichte, mit außerorbentlicher Gelehrfamkeit und unermüblichem Fleiße ebirte 
particuläre Quellenfammlung neuefter Zeit), giebt mehrere Beifpiele von 
RKachtung (Richtungz vergleihe ©. 532, 579, 658, 659 und anderwärts. 

Noch muß ich als nicht unintereflant hinzufügen, daß in bem Prozeſſe der 
freien Stadt Frankfurt fich der Ausdruck » Rachtung, « aber in ganz verfchies 
bener Bebeutung als früher, erhalten hat, indem man jegt barunter verfteht, 
auf Bitten bes Gläubigers die Exekution in bas Smmobile des Schulbners, 
mittelft Abfchneibens eines Spans vom Hausthürpfoften, durch Ausftechung eines 
Srbfhollens, u. f. vo. vorzunehmen; f. 3. v. Adlerpflicht, ber Civilprozeß 
der freien Stabt Frankfurt. Krankfurt a, M. 1832, 8. 196, G. 1297. 
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Bellagten and der zweiten Abtheilung auf feine Austräge berufen. 
Die legalen Austräge wurben nad) den Kammergerichtdorbnungen 
ud Wahlcapitulationen beurtheilt. "7 In Beziehung der Rang 
ordnung oben erwähnter drei Klaffen untereinander in einem Colliſions⸗ 
falle ift bier noch zu bemerken, daß, wenn privilegirte, gewillführte 
(namentlich, tefiamentarifche und DBertragsausträge) vorhanden 
waren, dieſe alle Zeit den gefetlichen Austrägen nicht nur vorgingen, 
ſondern leßtere gänzlich auöfchloffen. Hierüber war keine Meinungds 
verfchiedenheit vorhanden, wohl aber barüber, ob dieß ber ganze 
praktiſche Ruben diefer Eintheilung war, und ob Die Sonventionals 
austräge allein wegen ihrer Beftellung und Außerlichen Form, 
oder auch in Hinſicht des Umfangs ihrer Gerichtöbarkeit von ben 
kegalausträgen unterichieden waren? 20) 

Gchen wir jegt zu ben einzelnen legislativen Beſtim⸗ 
mungen über, fo finden wir zunächk in der Kammergerichtöorbnung 
von 1495 $. 28 darüber Folgendes: 25) „tem, mit Rechtvertigung 
Charfürkten, Fuͤrſten und Fuͤrſtmaͤßigen, Geyſtlicher, Welltlicher, 
umb Spruch und WVorderung, bie jr einer zu dem andern hette, 
sder gewönne, ſol eö alfo gehalten werden: Wellche funberliche 


13) Scheidemantel, L. c. J, $. 11, ©. 281. 

14) In neueren Zeiten geben vorzüglid Christph. Lud. Koch, 
disqguis. de Austraeg. S. R. I. procer. cum prim. Sereniss. Landgr. 
Bass. (Gies. 1749.) Sect. I, $. 9, 10, ı6, 24; ferner Dekherr, 
vindie. ad Blum. n. ı89. — Lynker, de gravam. extrajud. C.V,8ect.I, 
$ 14. — Gyllmann, Symphorem. Camer. Tom. II, P. 193. — Pfan- 
ksch, de summariüss. Possess. L.IL, c.4,$. 17. — Henr. Cocceius, 
diss. de abusu mandat. S. C. c. I, $. 24 etc. ift der Meinung, daß die 
Gonventionalausträge auf Feine Weile mehr Gewalt haben, als bie gefeg- 
lichen, und daß in allen Fällen, worin diefe ceſſirten, aud jene nicht richten 
konnten. Das Gegentbeil hiervon vertheidigt Chriſtoph Fried. Geiger 
ig ejas comm. de amplitudine fori conv. Austraeg. S. R. I. procer. 
Gt 1753) $. 9, 10, 13, 14 ıc.; fowie auch Joh. Ulr. Frhr. v. Cramer, 
obs. jur. univ. P. III, obs. 906, ferner diss. de Austraeg. convent. in 
cans. mandat. S. C. non cessantibus. Marb. 1739. — Noch eine andere 
Meinung vertheiwigt Prehn, 1. c. $. 21, ©. 41 x. 

15) Ich kann bier nicht umbin, zu bemerken, daß die meiften Schrift. 
Keller diefe Kammergerichtsordnung in Titel zerfallen laflen, und mehrere 
davon ald hierber gehörig bezeichnet haben. Einer genauen Vergleichung 
folge ift nur eine Paragrarheneintheilung vorhanden, und fünnen auch 
zur die 66. 28 und 30 als hierher paſſend betrachtet werden; f. Samml. der 
aeneſten Reichtagsabſchiede. Frankfurt a. M. 1747. 


Min 
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gewillkuͤrte rechtlich Austräge gegen einander haben, ber follen fie 
ſich, Tautt derfelben, gegen einander gebrauchen, welche aber Dies 
felben Austräg gegen einander nitt hetten, fo fol der clagende 
Ehurfürft, Fürft oder Fürftmäßig, den Churfürften, Yürften oder 
Fürftmäßigen, Geyſtlich oder Weltlich, an den Er Spruch ober 
Vorbrung vermaint zu haben, befchregben, vnd jme fein Spruch) 
ober Bordrung in follicher Schrift anzaigen, mit Erſuchung, jm 
darumb Rechts zu pflegen, darauf foll der befchriben und erfordert 
Ehurfürft, Fürft oder Fürftmäßig, Geyftlich oder Weltlich, in vier 
Wochen, den nächiten nach folicher Erforbrung, dem Kläger, vier 
regierendt Churfürften, Fürften ober Kürftmäßigen, halb Geyſtlich 
und halb Weltlich, die mit aus einem Hauß geboren feyn, vnge⸗ 
ferlich benennen, daraus der Kläger eynen zu Richter kiefen, und 
demfelben den angelprochenen Churfüriten, Fürſten oder Fürft- 
mäßigen, auch in vier Wochen nechit nach der Benennung obges 
mellt, ungeferlich durch fein Eundtlich Schrift an feinen Hof vers 
Fünden, vnd fy von baiden tailen allßdann benfelben in viertzehen 
Tagen, ben nechſten darnach, umb annemen, vnd Tagſaczung 
bitten, des auch derſelb anzunemen und volfüren fchuldig fein fol, 


16) Es ift wohl nicht uninterefiant bier hinzuzufügen, wie ed (nament⸗ 
lich fpaterhin) mit dieſem Kaiſerlichen Commiſſarius bei einer Reichsvacanz 
zu balten war. Der Sommiflarius ward zwar von den Reichsvicarien 
erbeten und gefeßt, aber nicht von beiden zugleich, fondern nach dem Rechts⸗ 
faße, actor sequitur forum rei, nur von demjenigen, in defien@ebiete, oder 
vielmehr Bicariatdgerichtöiprengel, der Beklagte feinen Sitz und Aufentbalt 
hatte. Notoriſch beftimmt. die goldene Bulle: A. B. cap. V, $.I. Quoties 
insuper, ut praemittitur, sacrum vacare continget imperium , illustris 
Comes Palatinus Rheni, sacri imperii Archidapifer,, ad manus futuri 
Regis Romanorum in partibus Rheni et Sueviae, et in jure Franconico, 
ratione Principatus seu Comitatus Palatini privilegii esse debet provisor 
ipsius imperii — — — $.1I. Et eodem jure provisionis Illustrem Ducem 
Saxoniae, sacri Imperii Archimareschallum, frui volumus in his (alii 
legunt in illis) locis, ubi Saxonica jura servantur, sub omnibus modis 
et conditionibus, sicut superius est expressum. — Nach diefem Verhaͤlt⸗ 
niffe allein fcheint es, Daß auf Aufträgalcommiflionen nur erkannt werden 
- Pönnte. — Der einmal vom Kaifer zum Aufträgalcommiflarius Veſtellte 
verliert Dur) den, während der Unteriuchung erfolgten Tod des Kaifers, 
feine Aufträgalcommiffion nicht, denn nur die Wahl der Perionen hängt 
vom Kaifer ab, ihre Macht und Gewalt hingegen haben fie aus dem Gelege 
von dem Kaijer und den Ständen, mithin vom ganzen Reihe- — 3.3. Mofer, 
l. c. & 802, $. 31. — Cramer in Manual. Process. Imp. Aul. Sect.L, 
Cap. ı0, ©. 176. — Prehn, 1. c. $. 66, ©. 146. 
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ald Unſer Kunigklicher oder Kepferlicher Eomtißarins 29 in Krafft 
der Eomißion, dye wir, ald Nömifcher König, hyemit einem yeben 
geiban haben wollen, und fol derfelb erkorn Commiſſarius fürber 
lich Rechttage fezen, in einer fein flat, ungevärlich, und mit fampt 
feinen unpatheyſchen Räten, der Sad, zu recht Verhörung, vnd 
wie fich in Recht gepüren würb, Entfchaidt thun, doch fol fein 
Parthey Die Appellaeton für vnſer Kunigklich ober Keyferlich 
Camer⸗Gericht benommen oder abgeitelt fein, nach laut des Artickels 
von der Appellacion, weldye angenommen werben follen, ober nit, 
bievor begriffen, und ob der erkorn Commiſſarius abging, eher 
die Sach zu Ende kaͤme, fol der Kläger and den andern dreyen 
fürgefchlagen Ehurfürften, Kürften oder Fürftmäßigen einen andern 
tiefen, der foll ed auch anzunemen und zw vollführen fchuldig fein, 
als Unfer Königflicyer oder Keyſerlicher Sommiflarius, wie ber 
Article hievor anzaigt, und das für benfelben bracht werde, was 
vor dem abgangen Eurfürften, Kürten ober Fürſtmaͤßigen in Recht 
gehandelt worden ift, vnd verner in ber Sach ergee, und befdjehe, 
was recht ift, vnd follen der gemellten Sommißarien yber, fo es 
an in kömpt zum fürberlichiten in Sachen handeln, vnnd Fein ge 
verlicher Auszug gebraucht ober zugelaffen werden. Ob aber ber 
Antwurter Die Benennung ber vier Ehurfürften, . Yürften ober 
Fürftmäßigen, in obbeſtympter Zeyt nit thät, oder, fo obfteet, nit 
nachfolget, fo folt er dem Klager umb fein Bordrung vor onnfern 
Königlichen oder Kayſerlichen Camer⸗Gericht fuͤrderlichs Rechtens 
pflegen C(Neneſte Sammlung der Reichstags⸗Abſchiede, P. IL« 
S. 10); ferner: 

„S. 30. So aber Prelaten, Grafen, Herren, Ritter ober 
KLuecht, oder des. Reychs Frey⸗ ober Reychſteet, einen Ehurfürften, 
Fürften oder Fuͤrſtmaͤßigen, Geyſtlichen oder Weltlichen, mit Recht 
wolten beffagen, bevürt dann dye Sach verbriefft oder unverpriefft 
Schulde, zufagen oder verhenßen, Bebrang ober Entſeczung, oder 
fo fi einer beclagt, der Ehurfürft, Kürft oder Fürftmäffig, Geiſt⸗ 
ih oder Weltlich, irre ober verhindert ine an Geprauch feine 
Ridpannd, Zol, Gelait, Gericht, oder ander hergeprackten 
Auen, oder Gerechtigkait, in geben diſer ober dergleychen BA unges 
verlich fol der Kläger den Curfürſten, Yürften oder Kürftmäßigen 
obgemellt erfuchen, im barumb Rechtens vor feinen Näten zu 
pflegen; allßdann in dem nächitfolgenden Monat foll der erfordert 
Churfürft, Fürſt oder Fürftmäßig dem Klager für fein Rat an - 


42 Abth.I,$.&, Periode 2. — Bon Err.v.R. KR. Ser. 


feinen Hof, ungswarlich zu Recht fürbefchaiden, und auf denfelben 
vnnd annder nachfolgendt Gerichts⸗Tag neuen feiner treffenlichen 
Räte an feinem Hof zu recht nyder feßen, Die aus dem Abel vnd 
aus den Gelerten genommen werben. follen, ungevarlich, Doch Daß 
der Ambtman, der in der Sad) wider den Kläger mit ber That 
gehandelt het, nit nyder gefeßt werbe, und fol einer aus den neum 
Räten, den der Beclagt für einen Richter ernennen wird, in 
beyweien bed Klägerö oder ſeins Anwallds von ben acht 
Raͤten, vnd ber älteft vonder ben acht Raͤten wieberumb von 
Ihm empfahen einen Ayb, daß Er in foldyer Sad, nach baider 
tail fürbringen, vnd feinem beten Verftenntnuß, Recht fprech, vnd 
darinn keinerlei Gefärlichait gebrauchen, oder fi) daran nichts 
verhindern Iaflen wolle, diefelben nein Raͤt follen auch aller Ges 
Jübde vnd Yyde, in der Sadı oder Sadıen, bie für ſy in Recht 
gebracht werden, fo lang die vnentſchaiden bangen, ledig feyn vnd 
bleyben, fo vil ſy follich Glübt und Ayb darinn recht zu fprechen 
serhindern folt oder möcht. Auch fol die Elagend Parthey nicht 
in Wider⸗Recht für die Raͤt gezogen werben, vnd fol ſolch Recht 
von dem GerichtösTag an zurechnen, ald die Klag in Gericht 
gebracht wirdet, in nächft folgenden halben jare, zu Ende kommen, 
ed begab ſich dann durch rechtlich Schub, und Erkantnuß verner 
Verlengrung, fo fol ed doc, in Jar und Tag zu Ende raichen, 
vnd fol pedem Tail zugelaffen fein, ob Er fich mit gefprochnen 
Brtailn beſchwaͤret bebeucht, daß Er ſich an Unſer Kunigklich oder 
Keyſerlich Maj. Camer⸗Gericht beruffen vnd appelliern möge, laut 
bed Artideld von den appellacion obgemelt, des Klagers halben, 
ohn Vngnad vnnd on Verhinderung des @urfürften, Fürften oder 
Fürftmäßigen, vnd menigklichs von feinen wegen. Es ſol auch 
ber beclagt Curfürſt, Fürft oder Fürftmäßig, dem Klager vnd 
den, fo Er ungefärlidy mit jm bringen ober von feinet wegen 
ſchicken würd, zu den Gerichtö-Tägen zukommen, babey zu fein, 
ond wider an jr gewarfam, fein ungeferlich Glait zufchreyben, 
doch fol der Klager nyemandts mit ihm bringen oder ſchicken, ber 
ein Berprecher wär Unſers Kunigflichen Land» Friede, oder deſſel⸗ 
ben Gurfürften, Fürften oder Fürftmäßigeit geiſtlich oder weltlich 
offner entfagter Veind oder Beſchediger, wolt aber der Ehurfürft, 
Fürft oder ander Fürftmäßig, Geiftlidy oder Welltlih, vor feinen 
Räten, obgemelter maß, nitt zu Recht fommen, oder würd des, wie 
oben fteet, nit werholffen, fo fol dem Klager zugelaflen fein, den⸗ 
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felben Churfuͤrſten, Zürften oder Zürftmäßigen mit Unferm Kunigk⸗ 
lichen oder Keyſerlichen Eamer: Gericht fürzumemen,' nach biefer 
Ordnung, über dad Gamer » Gericht gemadht. + 

Die Austräge befamen durch Diefe Verorbnung eine wefents 
lihe Beränderung und zwar zunächit Dadurch, baß früherhin Die 
Ersennung berfelben und die Art ber Procebur größtentheild ber 
Willlähr des Beklagten überlaffen gewefen waren, jeßt aber der Ges 
brauch derfelben an gewille Formalien und Zeiten gebunden wurde, 
bei deren Verſumung die Sache an das R. K. G. gebracht wers 
den lonnte; Doch war ber Fall verzögerter oder verfagter 
Juſtiz ganz und gar ausgenommen. Die erwählten Austräge 
fellten nicht mehr bloße Privatfchiebsrüchter, fondern Kaiſerliche 
Commiffarien feyn, und konnten ald folche dieſes Geſchaͤft 
zu übernehmen ſich nicht weigern; ein vorzüglicher Beweis, daß 
der Kaiſer ſich bierin immer Die Oberhand vorzubehalten 
ſuchte. Zu bemerken ift jedoch noch hierbei, das diefe Paragraphen 
dad Auſträgalrecht nur den Kurfürften, Fürften und Fürftmäßigen 
gegen einander, als Beklagte zugeftehen und durchaus nicht den 
Prälaten, Grafen, Freiheren, Rittern oder Andern des Adels, 
welche dem Reiche ohne Mittel unterworfen waren, und denen ed 
erft, wie wir fpäter fehen werden, in der Kammergerichtdorbnung 
von 1521 eingeräumt ward, während hier deffen nur infofern erwähnt 
wurde: „Daß fie fich begnügen follten, wenn Kırfürften, Fürften oder 
Sürftmäßige ihnen auf gefchehene Verkündigung der Klage, binnen 
Monatefrift ſich bereit erklärten, vor ihren Raͤthen Recht zu nehs 
wen. 27) Noch Dürfen wir hier nicht übergehen, daß das Wort: 


17) ©. €. Fr. Eich born, Deutiche Staats» und Rechtögeichichte, 6.409. 
Manche find hier der Meinung, es fey nicht abfichtlich gefchehen, daß 
der mittelbarem Stläger bier nicht erwähnt, fondern daß nadı dem damaligen 
Zufande der Dinge im betreffenden Falle Fürften, Grafen und Herren fi 
ihres Unterthanen fo angenommen, als beträfe es fie feloft. Diefe Meinung 
if vorzüglich. vertheidigt in 3. 5. Moritz, Abhandlung von denen Ausb 
trägen derer unmittelbaren Grafen des Reichs gegen mittelbare Kläger, 
Gay. IE, Abi. 2, $. 2, ©. 47. Als Beweis dafür find die einzelnen Ders 
trage und Bündniſſe in Beziehung auf den Schwäbifchen Bund angeführt. 
©. Datt, 1. c. Lib. II, XXI, ©. 385, tit. 9; ferner Lünig, Spicileg. 
Seeul. ©. 50, no. LI; ©. 51, no. VIIL — Gin Beifpiel von 1443 
m Moriz, ©. 48, Not.e. Angenommen, daß die angezeigten Fälle für 
diefe Meinung fprächen, fo Fönnten fie doc nur ald Ausnahme zu betrachten 
ſeyn, da es gegen den Geiſt der Reichsverfaſſung und Reichsgeſezgebung 
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„Fürſtenmäßige⸗ zu einer bedeutenden Controverſe Anlaß ge 
geben hat. Eine Meinung glaubt, die K. G. O. habe hiermter die 
appanagirten Prinzen oder nachgebornen Fürftenfinder begreifen 
wollen, die andere halt Fürftenmäßige für folche, welche entweber 
eine der fürftlichen Würde gleich geachtete Dignität befaßen, ober 
welche zwar einen ber fürftlichen Würde untergeordneten Titel führ⸗ 
ten, aber doch die perfünliche fürftliche Würde vom Kaifer erhalten 
hatten. Schon im Iahre 1498 auf dem Reichötage zu Freiburg 
fühlte man die Unzulaͤnglichkeit der Geſetze, und zwar nicht allein 
in Hinſicht der höheren Stände, fondern es entfland auch nament⸗ 
lich die Frage: „Wie ein Bürger oder Gebauer einen Fürften 
ober Kürftmäßigen zu Necht bringen möge und folleY« 2%) deren 
Beantworting noch fpäter feſtgeſetzt wurde. 

Auf dem Reichstage zu Augsburg im Jahre 1500 (N. ©. 
der R. T. 9. II, 70, XI) warb dieß auf folgende Art erledigt: 

„Item: nachdem in Unfer Sammer s Gerichts» Drbnumg, deß 
erft gehaltenen Reichs⸗Tags zu Wormbs auffgericht, nicht außs 
getrudt und verfehen ift, wie Burger und Bauren gegen Fürften 
und Kürftenmäßigen Rechtfertigung üben follen. Geben, meynen, 
orbnen und wollen Wir, daß Bürger und Bauren hinfüro gegen 
Kürften und Fürftmäffigen, denen fie nicht unterthan find, in aller 
Maaß Rechtfertigung üben und brauchen follen und mögen, wie 
in dem Artickel obgemeldter Ordnung, von ber Rechtfertigung ber 


it, daß unmittelbare Stände mittelbare tacite, eo ipso, vertreten follen ; 
bei dem Austrägalverfahren ſpricht aber die Sache ſelbſt um fo beftimmter 
Dagegen, weil bei jeder Gelegenheit die Mittelbaren nad den Austrägals 
Privilegien der Ummittelbaren firebten, und fle ihnen auch zum größten 
Theile abtrogten. 

18) Butter, Gntwidelung, I, 268. — G. F. C. Robert, diss. de 


‘ statu eorum, qui secundum leges imperii dicuntur Bürftmäßige. Marb. 


— Klüber, Pleine jurifiiche Bibliothet, IV, 272, 279. — Runde, 
Teutih Privatrecht, 5.339, no. 6. — Ehr. Sottfr. Hoffmann, Brunb- 
fäße des Staatsrechts, L.III, c.1, 8.107. — Felix Malleolus, in dial. 
de nobilit. et rustic. c. XIV, apud de Eyben de stylo curiae, ©. 36. — 
Pfeffinger, ad Vitriar. II, &. 707. — Besoldi, thes. pract. V, ge 
fürftete Grafen. — Jerem. Eberb. Lynk, diss. de comitibus princip. 
Vitemb. 1708. — F. G. Tafinger, 1. c. Sectio III, $. 434, &. 112 x. 
S. vorzüglicd die Anmerkungen. 

19) N. S. der R. T. A. I, 45. — Müller, Reichstheater, Vorſtel 
lung IV, 30, S. 443. 
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Grafen, Herren, Ritterfhafft und Reiche » Städten, gegen Fürften 
und Fürftmäßigen gefchrieben ftehet.«“ 

IR hierin auch gerabe nicht fpeciell der Austräge Erwähnung 
gethan, fo ift doch ber Zufammenhang mit denfelben zu bedeutend, 
ald daß wir ihn übergehen fonnten. 

Sowohl die vielen Gegenftände, welche Kaiſer Maris 
milianL (1493 bis 1519) in Beziehung auf diefe innere Orga⸗ 
nifation des Reiches befchäftigten, ald auch bie Kriege, welche er 
führte, geftatteten ihm nicht, für das Gerichtsweſen überhaupt und 
für dad Austraͤgalweſen inöbefonbere mehr zu thun, was feinem 
Rachfolger Kaifer Earl V. vorbehalten blieb. Gleich im Anfange 
der Regierung befielben, auf jenem berühmten Reichstage zu 
Worms 1521, *0 erließ derſelbe kraͤftige Gefebe über viele 
Zweige der Staatöverwaltung. 

Eine vorzüglicye Aufmerffamleit widmete er der Berbeflerung 
der geſammten Zuftiz, befonderd bed Kammergericht und bes 
Austrägalweiend. Die dadurch gegebenen Beflimmungen gehören zu 
den bebeutenditen, welche in ber ganzen Geſchichte ber Austräge 
vorkommen, und find mit den Berorbnungen, bie wir in ber K. G. O. 
son 1555 finden, bie beiden Hauptmomente, worauf wir in fpäs 
terer Zeit immer wieber zurücdtommen werden, deshalb wir auch 
dieſe Gefeteöftellen unveraͤndert geben wollen, ungeachtet des 


ziemlich großen Umfangs berelben: 


20) Wir können nicht umbin, hier eines höchſt merfmürdigen Beifpieles 
zu erwähnen, welches uns von Neuem beweilt, wie allgemein und wie be 
hebt Die Austräge zu dieſer Zeit waren. Das Beifpiel feloft finden wir 
im dem ausgezeichneten Werke des Herrn 5. B. v. Buhhols, Geſchichte 
der Regierung Serdinand I. aus gedruckten und ungedrudten Quellen, Wien 
1831. BP. 2, ©. 14. — Es handelt fi von einem Bertrage, den am 
m. april 1525 Georg Truch ſeß, oberfter Bundeshauptmann des Schwäs 
biiden Bundes, mit den aufrührerifhen Bauern bei Baieröfurth machte. 
Nach den einzelnen Beftimmungen beißt ed: »Daß fodann nach Bollziehung 
des Berfprochenen, wo jemand (eine Gemeinde oder Einzelner) fih durch 
feine Dbrigfeit in waswegen das wäre beichwert glaubte, ober auch umge 
kehrt, eine Obrigkeit wider ihre Unterthanen zu fprechen und zu Plagen hätte, 
ein rechtlicher Austrag ſtatt finden follte. Hierzu bätten beide Theile zwei 
oder drei ehrbare Städte zu erwählen, und der Kürft, welcher Bundesrichter 
im Schwäbiſchen Bunde fey, follte ein Dbmann feyn; — oder es möchte 
auch zur Erfparung von Unkoſten jeder Theil zwei fchiedliche, ehrbare 
Männer weltlihen Standes ernennen zur Güte oder rechtlichen Aut 
trag, wozu ein Obmann zu ernennen, oder vom Bunde zu geben fey-« 
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„Roͤmiſcher Kaiferl. Mai. georbnet Cammer⸗Gericht auff dem 
ReichdsTag zu Wormbs. Anno 1521 aufgericht. 22) 


XXXIII. 
Rechtlich Furnehmen und Austräg der Graffen und Ritterſchafft, gegen 

Churfürſten, Fürſten und Zürftmäßigen, und herwiederung x. 

F. J. Und nachdem ſich die Graffen, Herrn, und die von 
der Ritterſchafft, des Articuls des rechtlichen Austrags gegen 
Churfürſten, Fürften und Fuͤrſtmaͤßigen, in der Ordnung des 
Cammer⸗Gerichts hievor auff dem Iſten allhie zu Wormbs gehal⸗ 
tenen Reichs⸗Tag begriffen, etwas hoch beſchwert, daß ſie dardurch 
nicht förderlich Recht erlangen möchten: Und darum um Ord⸗ 
nıng und Saßung, eines billigen, gleichen, fürberlichen Rechtens 
hefftiglich angefucht und gebeten. Und wiewohl Churfürften und 
Fürften ſich aus folcher vorauffgerichter Ordnung austräglichd Rech⸗ 
tens und ihrer Churfürftlichen und Zürftlichen Freyheit zu begeben, 
etwas befchwert, aber dannnoch, damit bey niemands geacht, oder 
dafür gehalten werde, daß fie des Rechtens Scheu tragen, darinn 
einigen Bortheil fuchen, oder fonft jemand aufhalten oder ums 
treiben wolten, haben fie fi gegen den &raffen und Nitterfchafft 
befhalben nadyfolgenden austräglichen Rechtens begeben unb 
vergleicht. 

$. II. Erſtlich, daß der Articul mit den neun NRäthen, ims 
maſſen ber in vor auffgerichter Ordnung gefest, bleiben foll, mit 
dem Zuſatz, daß unter benfelben neun Räthen zum wenigften fünff 
von Adel feyn follen. 

6. II. Zum andern, ob einiger Hagenb Parthey nicht gefäls 
fig, vor fo viel Räthen zu handeln, daß diefelbig aus gedachten 
neun niebergefeßten Räthen, fieben ober fünff zu erfiefen und zu 
erwählen, bie dann nach Taut vorauffgerichteter Ordnung gleis 
cher maflen, wie die neun Räth, zu handeln umd zu fprechen Macht 
haben. Und follen Ehurfürften, Fürften und Fürſtmäßigen in 
obbemelbten zweyen Fällen, ihre Räth zu verlegen ſchuldig feyn. 

$. IV. Zum dritten, daß der Ehurfürft, Fürſt oder Fürfts 
mäßige, drey unpartheyifche Fürften benennen, aus denen der Klä- 
ger einen zu erwählen und zu erfiefen Macht, ber dann, laut vor 
auffgerichter Ordnung, auch procediren und fprechen foll. 


U) NR. ©. der R. T. A. P. II, ©. 191. 
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K. V. Zum vierdten, wiewohl ſolches ihnen, ben Churfuͤr⸗ 
ſten und Fürſten, auch für beſchwerlich geacht, fo ſoll der klagend 
Parthey erlaubt ſeyn, einen unpartheyiſchen Commiſſarien, der zum 
wenigſten eines hohen Prälaten Stande, oder ein Graff ſey, von 
Kayſerlicher Majeftät, wo bie im Reich feyn wird, oder in ihrem 
Abweſen, dem Stabthalter ober Regiment zu erlangen, und vor 
denſelbigen, laut obberührter Ordnung, gehandelt werden. 

$. VL Zum fünfften, foll der Kläger dem Bellagten nem 
rebfiche unverleumbde Perfonen anzeigen, daraus ber Kläger zwo 
Derfonen erwählen: Herwiederum foll der Bellagt, wo der ein 
Churfürft, Zürft oder Fürftmäßiger wäre, neun aus feinen Räthen 
oder andern benennen, baraud der Kläger drey erwählen, dies 
felbe fünff fürter in Sachen, nach Taut der Ordnung, von ben 
nem Räthen angezeigt, rechtlich procediren, thun und hans 
bein follen. 

6. VIE Zum fechften, fo foll ober mag ber Kläger zween 
unparthenifche, erbare und redliche, deßgleichen ber beflagt Chur⸗ 
fürft, Kürft oder Fürftmäßig, auch zween aus feinen Räthen, oder 
andere Geſchickte, wie obgemeldt, orbnen und feßen, vor benen 
dam in erfter Inſtanz in Sachen, nad, laut der Orbnung, zu 
Wormbs hievor anffgericht, gehandelt und procediret werben: 
Und ob diefelbe vier in Urtheil gweyfpältig würben, und fich mit 
Biffen und Willen ber Partheyen eined Obmanns nicht vereitis 
gem möchten, alsdann fo fol Unfer Stabthalter und Regiment 
anf beyder oder einer Parthey Anfuchen, einen unparthegifchen 
Obmann zu geben, umb zu ordnen fchuldig feyn, welcher einem 
Theil ein Zufall thun, oder aber ein ſonders, das ihm ſeines Bers 
kanbe und Gewiflend, dem Rechten gemäfler feyn bebimft, ſpre⸗ 
chen fol: Doch daß jeder Parthey feine zween Zuſaͤtz auff feinen, 
und der Obmann auff gemein Koften gefeßt werben. 

$. VIO. Zum fiebenden, ſoll und mag ber Kläger and bes 
beffagten Shurfürften, Fürften oder Fürftmäßigen Näthen fünff 
erfiefen und ermwählen, bie dann nach vermög vorauffgerichter 
Ordnung vor ben nem Näthen zu fprechen ımb zu handeln 
Macht haben follen: Doch baß der Kläger, zuvor und ehe er, 
der Kläger, fold, fünff, wie gemeldt, erwählet, einen ober zween, 
von feinen Räthen, fo ihm in gemelbter Sachen zu gebrauchen 
gemeint ſind, vorzubehalten und auszunehmen Macht habe. 
Ro aber ber Ehmfürft, Kürft oder Kürftmäßig nicht fo viel Räth 
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in feiner Hoffhaltung hätt, fo ſoll der Kläger and des Beflagten 
Antleuten, Bögten, Pflegern, ober Lehenmannen. des Adels, bie 
übrige Summa erganten und erſetzen. « 

$. IX. Zum achten, ſoll ober mag ein Ghurfärft, Fuͤrſt oder 
Fürftmäßig neun Raͤth, unter welchen zum wenigſten fünff von 
der Ritterfchafft feyn follen, ernennen und feben; Bor den neum 
die Hauptfach und Execution in erfter Instang gehört, und in 
Schrifften, der ein jeder Theil vier, und nicht mehr thun, gehans 
delt, und folche Schriften von vier Wochen zu vier Wochen nach⸗ 
einander, zwiefacht einlegen, und zum längften in ber britten 
Scrifft, alle feine NRothburfft, auch alle Exception, Einred, und 
was er in der Sachen im Rechten zu genieflen vermeint, eins 
bringen. Und fol in der vierbten Schrifft von beyden Theilen 
befchloflen, und von Feinem Theil in berfelben vierdten und legten 
Scrifft Neuerung eingeführt werden. Wo aber darüber bie 
Urtheiler in folcher vierdten Schrift bermaflen Neuerung erfinden, 
und bey ihnen felbft ermeflen und erkennen fonten, daß die dem 
- Kläger unwiffend, und in feinen vorbern Schrifften bargegen 
feine NRothdurfft nicht hätt mögen fürbringen, fo full fie auff dies 
felben erfunden‘ Neuerung, bie alfo dem Kläger zu Nachtheil, 
in die legte Schrifft gefpart, nicht urtheilen. Wo auch einem 
Kläger aus Kerne ded Wegs, obgemeldte Zeit, zu Einbringung 
der Schrift zu kurz wäre, ſoll der Antworter auf Begehr des 
Klägers ihm derhalben noch vierzehen Tag zu einer jeden folchen 
Einlag zulafien. So auch einiger Theil Kundfchafft zu verhören, 
nothbürfftig feyn und begehren wird, Diefelbe follen durch einen 
Gommiflarien, von beyden Theilen erwählt und bewilliget, vers 
hört werden. Ob fich aber die Partheyen eined Commiſſarien 
nicht vergleichen fönten, fo fol jeber Theil einen Verhörer famt 
einem Schreiber darzu verorditen, der ſolche Kunbfchafft auffzus 
nehmen und zu verhören Macht habe. Und fo alfo ein oder 
beyde Theil Urkund oder Kundſchafft einbringen, foll ein jeber 
Theil, zu Befchüsung folcher feiner einbrachten Urkund und 
Kundſchaft ein Schrift, und wiber feines Wiebertheild fürs 
brachte Urkund und Kundbfchafft zu excipiren, und Einred zu thun, 
auch ein Schrift und nicht mehr, in vier Wochen ben nechiten, 
nachdem als folche einbrachte Urkund und Kundſchafft gerichtlich 
eröffnet, und beyden Theilen davon Abfchrifft gegeben ift, zu 
thun Macht haben, und damit abermahl endlich befchloffen feyn. 
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$.X Und in beyden jetzt gemeldten Fallen fol der Aclteft 
unter bemelbten Neunen, des beflagten Ehurfürften, Fürften oder 
gurtmäßgen Räthen, in Beyweſen des Klägerd, oder feines 
Amvalde, kon, einem jeden ber andern adıt Räth, ımd dann der 
Aelteſt unter benfelben andern acht Räthen, wiederum von ihm 
an Eid empfahen, daß er in folcher Sachen, nad) beyder Theis 
In Fürbringen, und feiner beften Verftändnuß Recht fprechen, 
darinn keinerley Gefährlichkeit gebrauchen, und ſich daran nichts 
verhindern laſſen wolle. 

K XI. Dieſelben neun Räth ſollen auch von dem Vellag⸗ 
ten aller Gelübd und Eid in der Sach oder Sachen, die alſo für 
fe in Recht gebracht werben, fo lang bie unentfcheiden hangen, 
ledig ſeyn und bleiben, fo viel fie ſolch Gelübb und Eid, darinn 
Rcht zu fprechen, verhindern folte oder möcht. 

$. XH. So dann bie Partheyen fich, wie obfteht, zu Berhörung 
der Kundſchafft, Feines Commiſſarien vergleichen fünnen, follen 
eines jeden Theild verorbnete Verhörer und Schreiber, dem Aels 
teten and obgemelten neun Räthen, Pflicht und Eid thun, wie 
hernach folgt: Nemlich, daß fie in Verhörung folcher Kundfchafft 
beyden Theilen gleich und gemein feyn, feinen Theil vor dem ans 
dern vertheilen, ſondern ſolche Kundichaft getreulich und fleißig 
verhören und auffichreiben, und feinen Zeugen an feinen Sag verhins 
dern: Auch folch der Zeugen Sag feinem Theil eröffnen, ſondern 
a Geheim halten, und den obgedachten neun NRäthen, ald Rich⸗ 
tern, unter ihrer der zweyer Berhörer Inſiegeln verfchloffen, über» 
fanden wollen, ohn Gefährbe. | 

6. XOL Welcher Theil auch von der ergangenen Urtheil 
am dad Cammer⸗Gericht appelliren wolt, der foll in der andern 
Stang vor dem Cammer⸗Gericht nichts neues einbringen, er ber 
halt e& dann bey dem Eid, fo er durch ſich oder feinen Anwalt 
dem Cammer⸗Gericht thun fol, daß er ſolchs in Ber erften Inſtantz 
zit Wiſſens gehabt, oder das nicht hab mögen einbringen, auch 
defür halte, daß ihm folch neu Einbringen, zu Erhaltung feiner Ges 
 Tahtigkeit dienlich fey. Es fol auch der Kläger, fo ein Prälat, 

aff, Freyherr, Ritter, oder anderer des Adels, wie obgemeldt, - 
ix jegigen nechften zweyen vorgehenden Articuln, dem Churfürften, 
Fürften oder Fürftmäßigen, ald Bellagten, fein; Wiederrechten 
ſen, aber in den andern obgemeldten Articuln foll. das Wieder 
teht ſtatt haben. 

Konkardi, über Austrägalverfahren. 4 
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$. XIV. Item: Es ſoll zu der Hagenden Parthey Willen 
und Wohlgefallen ftehen, unter obgemelten acht Wegen einen zu 
erwählen, welchen er will, den der Churfürft, Fürft oder Fürft- 
mäßig anzunehmen, dem zu geleben und nachzukommen fchuldig 
ſeyn follen. 

$. XV. Es follen auch herwiederum die Prälaten, Graffen, 
Freyherrn, Ritter, oder andere ded Adeld, die ohn Mittel dem 
Reich unterworffen, dem Churfürften, Fürften oder Fürftmäßigen zu 
Precht ftehen, alfo, daß der beklagend Churfürft, Fürſt oder Fürftmäßig 
Macht habe, einen unpartheyifchen Commiffarien feines Stande, Doch 
dem Antworter über zwölff Meil nicht entlegen oder entfeflen, zu 
erlangen, vor demfelben laut der Ordnung, als obiteht, wie Chur⸗ 
fürften, FZürften und Fürftmäßig beflagt und gerechtfertiget werden 
follen, procediret werde. 

$. XVI. Oder foll der Churfürſt, Fürſt oder Fürftmäßig 
vor denfelben Prälaten, Graffen, Herrn, Nitter, oder andern des 
Adels zu erfordern haben, ihm drey Churfürften, regierenden 
Fürften oder Fürftmäßigen, die, wie obgemeldt, unparthegifch, und 
dem Kläger über zwölff Meil nicht entfeffen find, zu benennen, 
daraus der klagend Churfürft, Yürft oder Fürftmäßig, einen ers 
mählen, und vor denen, nad) laut der Ordnung, Tlagen, und 
procediren fol und mag. 

$. XVIl. SHermwiederum fo und wann ein Graff, Herr, 
Edelmann oder Knecht, gegen einen Prälaten,  Graffen, Herrn, 
Edelmann, oder andern ded Adeld, der oder die dem Reich ohn 
Mittel unterworffen, Spruch und Forderung hätt, fo fol der Be⸗ 
Hagt Macht haben, auff des Klägerd Anſuchen und Verkündung, 
drey von Ehurfürften, regierenden Fürften oder Fürftmäßigen, die 
unpartheyiſch, und dem Kläger über zwölff Meil nicht entſeſſen 
find, zu benennen, daraus der Kläger einen zu erwählen, der dann 
an gelegene Malſtätt Tag fürnehnten, die Sachen hören, und laut 
der Ordnung, wie obfteht, handeln und procediren foll. 

$. XVIH. Oder, wo ihm daffelbig nicht annehmlich wäre, 
einen unpartheyifchen Commiſſarien, wo Röm. Kayſerl. Majeſtät 
im Reich wäre, oder in ihrer Majeftät Abwefen, von ben Stadts 
halter und Regiment erlangen, von demfelben nad; Bermög jetzi⸗ 
ger obberührter Ordnung hie zu Wormbe, wie Churfürften, Fürs 
ften und Fürfimäßige beflagt und gerechtfertiget ꝛc. auffgericht, 
gehandelt werden. ’ 
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$. XIX. Und ſonſt ein jeder dem Reich ohn Mittel nicht, 
Ionder anderer Herrichafft uuterworffen, oder aber folcher Sachen 
halten in eines Churfürften, Fürften, oder Herrſchafft Gericht, 
on Mittel ordentlich gehörig, bey demfelben feinem ordentlichen 
Richter, laut der Ordnung, bleiben. 

$ X. Und daß in allen vorgemeldten Artideln jedem Theil 
an dad Kayferlich Cammer⸗Gericht zu appelliren, wie dann in voris 
ger Reiches Ordnung der neun Näth, und fonft begriffen, und 
einem jeden bed Reichs Verwandten zugelaffen ift. Und foll body 
m alen vorgemelbten Rechtfertigungen der erften und andern 
Smtanz procedirt, gehandelt und gehalten werben, wie vor der 
hellagten Fürften halben gefebt if. 

XXL. Es follen auch Churfürften, Fürſten und Yürfts 
zuge ihre Raͤth dahin vermögen, fich ber Sachen, wie obge⸗ 
ut, zu beladen, und darinn zu fprechen, auch biefelben ihre 
Sun verlegen. Darzu follen fie die Kläger, und die, fo fie uns 
züührlih mit fich bringen werden, mit nothdürfftigem Geleit zu 
trieben ſchuldig ſeyn. 

$ XXI Doch einem jeden Churfürften, Fürſten, oder Fürſt⸗ 
un, auch Prälaten, Graffen, Freyherrn, NRittern ober ans 
km des Adels, fo diefelbe befondere Geding, Gewonheit oder 
Derfemmen, mit ihren Nitterfchafften, Unterthanen oder Lanbfaflen 
kıten, gegen denfelben den Ihren, aufferhalb der obgefchriebenen 
Im, daran unabbrüchig. 

Des alled zu wahrer Urkund, haben wir linfer Kayſerlich 
Megel hieran thun henden. Geben in Unfer und bed Heil, 
Rache Stade Wormbs, am ſechs und zwantzigften Tage des Mo⸗ 
u Map, nach Chrifti Geburt im fünffzehen hundertiten, und im 
and zwantzigften. Unfer Reich des Römifchen im andern, und 

kr andern aller im fechften Sahr. 


Carolus. 
Ad Mandatum Domini Imperatoris proprium. 


Al bertus Car. Mogun. Archican. sst. “ 


Die hier feftgefeßten Beftimmungen find für ung um fo wid» 
hm, da fie und nicht allein die beitimmtere Ordnung der 
Ykeigatberechtigten zu einander und bed Austrägalverfahs 
Une jelbit zeigen, ſondern auch weil fie uns einen Blick auf 

4 * 
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den Einfluß ber Austräge, hinfichtlich der andern gerichtlichen 
Reicheinftitutionen, thun laſſen. 


In dieſem ganzen Reichstagsabſchiede fehen wir, daß der 
Kaifer Alles that, um das gefchwächte Kaiferliche Anfehen herzu⸗ 
ftellen und dem Throne die alte Macht wieder zu verfchaffen; 
daher er ftetd die Handhabung der Privilegien und vorzüglich 
auch des Austrägalverfahrend erfchwerte. Er glaubte feinen Zweck 
am beiten durch gefegliche Beichränktungen erlangen und das Berhälts 
niß umfehren zu Tennen, fo daß ſich Austrägalgerichte zum Kam 
mergerichte, wie Ausnahme zur Regel verhalten follten.) Der 
Erfolg entfprady jedoch durchaus feiner Abficht nicht, da das Auſtraͤ⸗ 
galwefen hierdurch vielmehr geförbert wurde. Die Stände, welchen 
dies Recht einmal geſetzlich zugeſtanden war, und die wohl einſahen, 
daß daffelbe ihnen außerordentlich ſchaͤtzbar fey, indem fie Dadurd 
eine ganze Inſtanz gewannen, benugten biefe Gelegenheit, um ihr 
Privilegium zu fihern und zu befeftigen; fi fie wollten fogar Lieber 
in NRüdficht auf die Andern, dem Reiche ohne Mittel Unterworfe 
nen, nachgeben, ald im Geringften auf ihr Vorrecht verzidy 
ten. Die Kurfürften, Kürften und Fürftmäßigen hätten natürlid; 
vorgezogen, ed auf diefem Neichötage bei ben Beſtimmungen von 
1495 bewenden zu Laffen, nicht aber ebenfo die Prälaten, Grafen, 
Herrn umd Andere des Reichsadels, denen befonders daran lag, wie 
wir gejehen haben, Zweierlei in Bewegung zu bringen: einmal, 
daß ihnen in Anfehung der Kurfürften, Fürften und Fürftmäßigen meh⸗ 
rere Wege, zu einem Austrage zu gelangen, eröffnet, ſodann, daß 
ihnen fowohl unter fi, ald in Anfehung der Unmittelbaren 
höhern Standes, ein fürmlicher rechtlicher Austrag beigelegt 
würde. ?°) In beiden Hinfichten erreichten fie ihre Abſicht, Denn 
in Anfehung des erfteren Punktes wurben ja adıt verfchiedene Wege 
feftgefegt, Tit. 33 9.1 bis 15., und in Anfehung bed andern 


22) Haberlin, Handbuch des teutfchen Staatsrechts, II, 401. 


23) Daß vor der näheren Beſtimmung der Legalausträge das Vorſchla⸗ 
gen der Austrägalrichter fogar in der Willkühr des beffagten Fürſten fand, 
und Nichts hierüber feftgefegt war, finden wir in: Datt, 1.c. I, XXVIL, 82. 
sehmann, Speverifhhe Ehronit L. VII, c. V, S. m. 941, ferner Anlage 
no. I, 5. — 3. 5. Moriß. Abhandlung von denen Austrägen derer un- 
anittelbaren Grafen des Reichs gegen mittelbare Kläger, 1750, Cap. II, 
Abſ. J, q. 8, ©. 26. 
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and, eine eigene Beilimmung in bie neue Ordnung eingerüdt. 
Tit. 33. $. 15 bie 20. 20) 

Die Bellimmungen, die wir in der K. G. O. von 1521 
finden, find, wie bereitd erwähnt, gleichſam eine Fortſetzung 
derjenigen, welche fih in br 8. ©. O. von 1495 vors 
ſinden. In erfteren wird Kurfürften, Fürſten und Fürftmäßigen 
das Austrägalrecht zugeftanden, in letzteren Prälaten, Grafen, 
Zreiherrn, Rittern und Andern des Adels, dem Reiche ohne Mits 
tel Unterworfenen. Beide Reichsgeſetze fchmAgen jedoch darüber, 
wie ed gehalten werden folle, wenn Perfonen geringeren Standes 
gegen Prälaten, Grafen, Herm und Andern bed Reichsadels 
klagend auftreten, fo wie auch fpäterhin hierüber Feine Verord⸗ 
mungen erfchienen, daher eö in diefem Kalle bei der Regel blieb: 
daß der Reichsgerichte Gerichtöbarkeit über alle Unmittelbaren in 
eriter Juſtanz begründet jey. 9) 

Kaiſer Karl V. (1520 bis 1558) berüdfichtigte noch öfters, 
während feiner langen mühenollen Regierung, dad Austrägalwefen, 
und zwar fowohl im Allgemeinen in einzelnen VBerorbnungen, wie 
es in den Sahren 1531, 1533, 1540 2% gefchah, ald auch fpes 
cieller, wie wir im Jahre 1548 auf dem Neichötage zu Augsburg 
fehen koöͤnnen; da jedoch fammtliche hierüber erlaffene Gefebe in 
der 8. G. O. vom jahre 1555, welche wir möglidyft ganz geben 
werden, enthalten find, fo gehen wir fogleich zu Diefer über. 

Schon 1531, einige Jahre zuvor, hatte Carl V. befanntlich mit 
Eimoilligung der Neichöftände feinen Bruder Ferdinand L, 
dem wir auch die im Sahr 1555 auf dem Neichötage zu Augs⸗ 
burg erlaffenen Verorbnungen verbanfen, zum Nömifchen Könige 
erwählen laſſen. 

In dem Reidyetagsabfchiede von 1555, und zwar in bem 
erſten Theile der dafelbft gegebenen K. ©. O. finden wir nım 
folgende, auf das Austrägalwefen Bezug habende Verordnungen: 
Reuft. Samml. der R. X. A. II. 86 ıc. ıc. ꝛc.) 

„Wie und vor welchen Richtern, Churfürften, Fürften und 
Fürftenmäffigen, einander zu Recht forbern follen.« 


24) D. Dany Grundſätze des Reichögerichtöprogefles, S. 399. 

35) Dans 1. c. ©. 360. 

%6) Pfeffinger, Vitr. Illustr. IV, ©. 501. -- Tafinger, Inst. 
jeris pr. cam. $. 436, Not. c. 
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Diefer ganze Abfchnitt IL. 6. 1 bis 3, ift eine wörtliche Wie 
derholung des $.28. der 8. G. O. von 1495 und bedarf daher 
feiner neuen Erwähnung; eben fo Abfchnitt III, betitelt: 

„Wie, und vor welchem Richter, Churfürften, Fürſten und 

Fürftmäfligen, die Prälaten, Graffen, Herren, und ben 

Adel, dem Neid, ohn Mittel unterworffen, zu Recht fors 

dern follen. « 

der fi) in dem R. T. X. von 1521. XXXIUL $. 15 und 
16. vorfindet. v 

Es folgt nun Abfchnitt IV, betitelt: 

„Wie und vor welchem Nichter die Prälaten, Graffen, 
Freyen, Herren, die vom Adel, und die Städt, die Churfürften, 
Fürften und Fürftmäffigen zu Recht, fordern follen. « | 

Obgleich derfelbe fhon in der 8. ©. O. von 1521 ent 
halten, fo erfordern doch manche weſentliche Abänderungen hier 
feine theilweife Mittheilung, nähmlich : 

$. I. Erſtlich, fo Prälaten, Graffen, Herren, die vom Adel 
oder Städt, einen Churfürften, Fürften oder Fürftmäffigen, Geiſt⸗ 
lich oder Weltlich mit Recht wolten beflagen, warum oder was 
Urfachen das wäre, fo der Kläger den Churfürften, Fürften, oder 
Fürftmäffigen obgemeldt erfuchen, ihm darum Rechtens vor feinen 
Käthen zu pflegen, alddann foll in dem nechfifolgenden Monat, 
der erfordert Churfürft, Fürft oder Fürftmäflig den Kläger vor 
feine Räthe an feinem Hoffe, ungefährlidy zu Necht fürbefcheiden, 
und auff denfelben und andern nachfolgenden Gerichtö-Tägen, neum 
feiner trefflichen Räthe an feinem Hoff zu Recht niederfeßen, die aus 
dem Adel und den Gelehrten genommen werden follen, ungefähr: 
lich; Doch daß der Amtmann, der in der Sach 'wider den Klä⸗ 
ger mit der That gehandelt hätte, nicht niedergefeßt werde. Und 
fol einer aus den neun Räthen, den der Beflagt für einen Rich⸗ 
ter annehmen werde, in Beyweſen des Klägers, oder feines Ans 
walds, von den Acht Näthen, und ber Elteft unter den adıt 
Räthen, wieder von ihm einen Eyd empfahen, in folchen Sachen, 
nad) beyder Theil Fürbringen, und beftem Berftändnus Recht zu 
fprechen, und darum keinerley Gefährlichkeit zu gebrauchen, ober 
fih daran nichts verhindern zu Laffen. 

F. II. Diefelbe neun Räthe follen auch aller Gelübd und 
Eyd, in der oder andern Sachen, die für fie bracht werden, fo 
lang bie unentfcheiden hangen, ledig feyn und bleiben, fo viel fie 
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ſolch Gelübb und Eyd, darinn Recht zufprechen, verhindern foll 
oder möcht, auch foll die Flagende Parthey nicht in Wider⸗Recht 
für die Raͤth gezogen werden. Und foll ſolch Recht, von bem 
Gerichts⸗Tag anzurechnen, ald die Klag in Gericht bracht wird, 
in nachfolgendem halben Jahr zu End kommen, ed begebe ſich 
dann Durch rechtliche Schub’ und Erfanntnus ferner Erlängerung, 
fe fol e8 doch in Jahr und Tag zu End reichen. Es foll auch 
der beffagte Churfürft, Fürft oder Kürftmäßige dem Kläger, und 
denen, fo er ungefährlich mit ihm bringen, oder von feinetwegen, 
ſchicken wird, zu ben GerichtösTagen zu fommen, babey zu feyn, 
md wider an ihr Gewahrfam, fein ungefährlich Geleyt zufchreis 
ben: Doch fol der Kläger niemande mit ihme bringen oder 
finden, der ein Verbrecher wäre des Kayferl. Land⸗Friedens, ober 
deffelben Ehurfürften, Fürften oder Kürftmäßigen offener. abgeſag⸗ 
ter Feind oder Beichädiger. Wolt aber ber Churfürft, Fürſt oder 
Fürftmäßig, Geiſtlich oder Weltlich, vor feinen Räthen, obgemeld⸗ 
ter maflen, nicht zu Recht fommen, oder dem Kläger, wie obitehet 
nicht verhefffen, fol dem Kläger zugelaffen ſeyn, denfelben Chur⸗ 
fürften, Fürften oder Fürftmäßigen mit dem Kayſerl. Sammer, 
Gericht fürzunehmen, nad) diefer Ordnung über das Cammer⸗ 
Gericht gemacht. « 

$. III inclusive, bis Mitte $. XVI, wo nur wenige, unbes 
dentende Abänderungen vorlommen, 27) die hauptfächlich jene 
einflußreichen adıt Punkte betreffen, werden wir hier nicht 
abdruden, dba wir fie bereit in der 8. © O. von 1521 
XıXIm 6. 1 bis 13. gegeben haben. Wir fahren daher mit den 
mehr abweichenden Endparagraphen dieſes Abfchnitts fort. (Fort⸗ 
fegung des $. XVI. von bem Worte: „Gefährde⸗ an.) 

„Es foll auch der Kläger, fo ein Prälat, Graff, Freyherr, 
Ritter, einer vom Adel oder Stadt, wie gemeldt, in jeßigen 
nechften zweyen vorgehenden Articuln den Churfürften, Fürften und 
Fürftmäfligen, ald Beflagten, keines Wider⸗Rechten ſeyn, aber in 
den obgemeldten Articuln, fol das Wider⸗Recht Statt haben. 

6. XVII. Stem, es foll zu der klagenden Partheyen Willen 
und Wolgefallen ftehen, unter obgemeldten acht Wegen -einen 
m erwehlen, welchen er will, den der Ghurfürft, Yürft, oder 


27) Vorzüglich zu bemerfen ift, Daß hierbei ſtets aud der Prälaten 
gedacht if, was früher nicht immer der Fall mai. 
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Fürftmäflig anzunehmen, dem zugeleben, und nachzutommen ſchul⸗ 
dig ſeyn ſoll. 

F. XVIIL Und ſollen ſolche Austraͤg der Praͤlaten, Graffen, 
Herren, Ritterſchafft und Staͤdt, in aller Maſſen, wie die obgeſetzt, 
auch mit den Bürgern, Bauern, und andern Unterthanen, gegen 
den Fürſten und Fürſtmäſſigen ſtatt haben, und wie obgemeldt, 
gehalten werben.“ 

‚ Der folgende Abfchnitt V, betitelt: 
„Wie und vor welchen Richtern die Prälaten, Graffen, 
Freyen, und die vom Adel, dem Reich ohn Mittel, und fonft 
feiner andern Gerichtbarfeit unterworffen ‚ einander zu 
Recht fordern folen. 
ift gleichfall8 1521 in SS. 17, 18 und 19. ſchon gegeben, ebenſo 
Abſchnitt VI, betitelt! 
„Wie ed mit Verlegung ber niedergefetten Räth, Bergleis 
tung der Partheyen, Appellation und anderm gehalten 
werden fol, » 
von dem der 1fte S der Abweichung halber hier angeführt wird. 
$L „Es fol auch in allen vorgemeldten Articuln, jedem 
Theil an das Kayferl. Cammer⸗Gericht zu appelliren zugelaffen 
feyn, wie dann in obgefetter Ordnung ber neun Räth, und fonft 
begriffen, und einem jeden des Reichs Verwandten zugelaflen ift, 
und fo alfo von ergangenen Urtheilen an dad GammersGericht 
appellirt, fo fol vor dem Sammer-Gericht nichts neues einbracht 
werben, ed wäre dann burch die Parthey bey dem Eid, ben fie 
dem Sammer-Richter felbft, oder durch ihre vollmächtige Anwälde, 
thun fol, erhalten, daß fie folches &. "er Inſtanz nicht Wiſſens 
gehabt, oder dad nicht mögen einbringen, auch dafür halte, daß 
ihm foldy neu Einbringen zu Erhaltung feiner Gerechtigkeit dienfts 
lich fey, und fol aljo in allen vorgemelbten Nechtfertigungen der 
erfien und andern Inſtanz procedirt, gehandelt und gehalten 
werden, wie vor ber beflagten Fürften halben gefegt ift.« 

6$. HI und IH find ganz analog den $$. 21 und 22 0001521 1. c. 

Der Abfchnitt VIL ftehet mit unferer Aufgabe in feiner direc⸗ 
ten Verbindung, daher wir gleidy zu Abfchnitt VIII, den wir 
ganz geben müffen, übergehen, betitelt: 

„Wie und vor welchem Richter Entſetzung halb, bie nicht 
Land-Friedbrüchig, gehandelt fol werben.“ 

$. J. Nachdem ſich der gemeinen fchlechten Spolien halben, 
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fo nicht mit gewaltiger That, aber doch wider Recht gefchehen, 
welche dem Kayſerl. Land⸗Frieden, und beffelben Straff und Yon, 
nicht unterworffen, vielerhand Irrung im H. Reich künfftiglich zus 
tragen möchten: Haben Churfürften, Fürften, und gemeine Stände, 
auch der Abwejenden Bottichaften, Räthe und Gefanbten fich wol 
erinnert, Daß zu Erhaltung beftändige Friedens und gleichmaͤſſigs 
Rechtend vonmöthen feyn wol, den Entfegten in ſolchen Fällen 
zu fchleunigem Austrag zu verhelffen, damit diefelbe, fo fie unbils 
lig fpolirt wären, zu bem ihren fürberlich wiederum fommen 
mögen, wie dann ſolches in gemeinen befchriebenen Rechten heil 
famlicd, fürfehen, doch bem Articul, von dem Religion » Frieden, 
auff diefem Reichs⸗Tag beichloffen und verglichen, alles feines Ins 
halts unabbrüchig. 

$. IL Und darum zu Befoͤrderung eines gleichmäfligen uns 
verzüglichen Rechten, haben Ehurfürften, Yürften, Fürſtmaͤſſige, 
Prälaten, Graffen, Freyen, Herren und Städt, der Kayſerl. Majeft. 
m unterthänigften Ehren und Gefallen, fich ber Austräge, wie 
die in bes Reiche, umb diefer Cammer⸗Gerichts⸗Ordnung ihrents 
halben verfehen feynd, in diefen Sachen gemeine fchlechte Ent⸗ 
fegungen belangend, etlicher maflen begeben, diefelbige auch alſo 
näher eingezogen, und aus billigem Mitleiden, jo mit ben Ent⸗ 
festen zu haben, die Austräge in erzehlten Fällen dahin gericht, 
damit der Entſetzt durch gebührliche Hülff des Rechtens, zu billis 
ger Reftitution des feinen fürberlich wiederum kommen möge, 
nachfolgender Geſtalt. 

5. IL Wo hinfüro einiger. Churfuͤrſt, Fuͤrſt oder Fürſt⸗ 
mäfliger, fo dem Reich ohn Mittel unterworffen, einen andern . 
Geiſtl. oder Weltl. Ehurfürften, Fürften, Prälaten, Graffen, 
Herrn, vom Abel, Stäbt, Bürger ober Baner, ober fo ein Churs 
. fürft, Zürft oder Kürftmäflig eined andern Churfürften, Fürften 
oder Stands Unterthanen, ober einen feiner eigen Unter⸗ 
thanen, unter ihme felbft gefeflen, er wäre Geiftlich oder Welts 
ich, vom Adel, oder nicht vom Adel, bed feinen wie das 
Namen. haben möchte, nichts ausgenommen, ober feiner has 
benden Pofleflion und Gewehre entfeßen würbe, fo fol ber 
entſetzte Churfürft, Fürft, oder Kürftmäffiger gegen dem Entfeber, 
wo er feined Stande wäre, ſich des Austrags, fo Churfürften, 
Färften oder Fürftmäffigen, vermög bed Reichs Ordnung gegen 
einander haben, gebrauchen, doch auff folche fürberliche und 
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unverzügliche Maß und Erörterung, wie hernach erzehlt, und aus⸗ 
geführt wird. Wo aber der Entfegt ein Prälat, Graff, Freyherr, 
vom Adel, Stadt, Bürger, Bauer, ober ein Unterthan, Geiftlich 
ober Weltlich wäre, fo fol er Macht haben, der Austräg einen, 
der ſich Churfürften, Fürften oder Fürftmäffigen, wie obftehet, 
gegen den Graffen und der NRitterfchafft begeben haben, nach feis 
nem Gefallen zu erwehlen, darauff er aud dem Churfürften, 
Fürften oder Fürftmäffigen, der ihn obgemeldter Geſtalt entſetzt 
hätte, folchen Weg lauter und unterfchieblich anzeigen, und darauff 
bitten fol, ihme demfelben ermwehlten Weg gemäß, die neun oder 
andere Näthe, oder die erwehlte oder verordnete Perfonen ſamt 
den Raͤthen nieder zu feßen. — 

$. IV. Und foll derfelbige Churfürft, Fürft oder Fürftmäffig 
fhuldig feyn, in einem Monat den nedhitfolgenden, oder fo er 
redliche enthebliche Verhinderung hätte, auff's laͤngſt in ſechs Wo⸗ 
chen, nachdem er durch den Kläger erſucht wäre, ihme dem Kläger 
fein neun oder andere Näthe, oder die erwehlte ober verordnete 
Derfonen famt den Räthen, dem Weg in alle weg gemäß, fo der Kläger 
fürgefchlagen hätte, nieberzufeßen, alfo, daß der Kläger fein Rechtferti⸗ 
gung in Monats frift, oder ſechs Wochen, wie obgemeldt, nachdem er 
ben Entfeßer-erfucht hätte, Durch Ausbringung gewöhnlicher Citation 
anfahen, und darauff procediren möge, wie fich in Recht gebührt. 

$. V. Wo auch der Kläger Advofaten und Profuratored nicht 
befommen, oder unvermoͤglich wäre, die von anderen Endenmit ſich zu 
bringen, foll der Churfürft, Fürft, oder Fürftmäffig, ihme dem Kläger 
auff fein Anfuchen gefchickte, verftändige, gelehrtePerfonen, unter ihme 
dem Churfürften, Fürften oder Fürftmäffigen gefeflen, compelliren, 
ihme dem Kläger um ziemliche Befoldung, oder wo er Armuth 
fchweren wolt, vermög der Recht, treulich zu advociren, zu pros 
furiren, und zu dienen, wie fich gebührt, welche auch der Churfürft, 
Fürft oder Fürftmäffig ihrer Pflichten in diefem Fall erlaffen foll. 

$. VI Und follen die niedergefekten in folchen Sachen ge⸗ 
meine Spolia belangend, summarie nach Ordnung der Recht pro- 
cediren, und bie Rechtfertigung alfo zu Befchluß fordern, daß 
der Kläger in Sahrefrift, nachdem die Sachen vor ihnen im Recht 
anhäangig gemacht wären, zu Erörterung gelangen, und dem Kläger 
fein Endslirtheil, ohn alle Verhinderung und Auffzüge mitgetheiltwerbe. 

$. VII. Würde aber der Kläger ben Entfeer erfuchen, ihme 
vrrmög bemelbter Wege und Austräge, drey unpartheyifche Für⸗ 
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ſten zu benennen, daraus einen zum Richter haben zu erwehlen, 
dem ſoll der Churfürſt, Fürſt oder Fürſtmäſſig, ſo er alſo darum 
erſucht würde, ungeweigert Vollziehung thun, und dem Kläger 
drey unpartheyiſche Fürſten, vermög obgemeldter Ordnung, fürs 
ſchlagen, auch den, fo der Kläger. erwehlen würde, alsdann in 
vierzehen Tagen, nach folcher Erwehlung &rfuchen, ſich der Sachen 
zu beladen. Und in diefem Fall, oder fo der Kläger nach Aus 
weifung jegt gemeldter Drdnung einen Commiſſarien erlangt hätte; 
weldyed er auch Macht haben, foll der erwehlt Kürft oder Com⸗ 
mifari fchuldig feyn, dem Kläger auff fein Anfuchen in Monats 
früt, Ladung zu erfennen, die Sachen anhängig zu machen, und ihme, 
wie vorgemeldt, in Jahre frift, zu endficher Erörterung zu verhelffen. 

$. VOL Und fo das Urtheil für den Kläger, und wider ben 
Beklagten gefprochen, und davon ordentlicher Weiß nicht appellirt, 
auch der Kläger in Zeit der Sammer » Gerichtd- Ordnung, vermög 
des Urtheild, nicht reftituirt würde, alsdann fol auff Anfuchen 
des Klagers, und gewinnenden Theild, durch das Kayferl. Sammer; 
Gericht, auff gebührliche Erefution bemeldter Urtheil, procedirt 
und gehandelt, und dem Kläger verholffen werden, in aller maflen, 
ald wäre fol; Urtheil von gemeldtem Sammer» Gericht ausge⸗ 
fprechen und ergangen. 2°) 

$. IX. Wo aber der beklagte Churfürft, Fürft oder Fürfts 
mäßig, Das Urtheil verlieren, und davon ordentlicher Weiß, vers 
mög der Recht appelliren würde, fo foll er fchufdig feyn, feine 
Gppellation in dDreyen Monaten, von Zeit der ordentlichen inters 
ponirten’ Appellation an zu redinen, am Kayferl. Cammer⸗Gericht 
anzubringen, und anhängig zu machen. Und foll Dem Appellanten 
in folcher andern Inftank nichts neues einzubringen zugelaffen 
werben, er thue dann den Eyd, derowegen in diefer Sammer; 
Gerichts Ordnung bei viel gemeldten Austrägen beftimmt und aus⸗ 
gedruckt, fondern fol durch gemeldt Cammer : Gericht forderlich 
und unverzüglich procedirt werden. 

5. X. Würde aber in erſter Inſtantz wider den alager und 
für den Beklagten geſprochen, ſoll der Kläger an das Kayſerl. 
Cammer⸗Gericht, wie recht iſt, zu appelliren, und ſein Appellation 
zu proſequiren Macht haben, der End ihm auch förderlich und 
unverzüglich zu Austrag ber Sachen verholffen werden; Doch foll 
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er feine Appellation gleicher weiß, wie hievorgemelbt, in dreyen 
Monaten anzubringen und anhäangig zu machen fchuldig feyn. 

6 XL Wo fich dann begebe, daß er Entfeber dem Kläger 
die neun oder andere Räthe, oder die ermwehlte, ober bie verord⸗ 
nete Perfonen, famt den Räthen in Monats frift, ober im Fall red» 
licher Verhinderung, in ſechs Wochen auff's längft, wie obgemeldt 
nicht nieberfeßen, ober fo der erwehlt Fürft, oder erlangte Com⸗ 
miffari, dem Kläger auff fein Anfuchen in Monats frift Ladung 
nicht erkennen wolt, damit er der Kläger in beftimmter Zeit feine 
Rechtfertigung anfahen möcht, ober wo der erfucht Churfürſt, Fürſt 
oder Stand, dem Kläger drey unpartheyifche Fürften aldbald nicht 
benennen, ober fo er dem Kläger auff fein Anfuchen, Abvofaten, 
und Profuratored nicht compelliren würde, fo foll alsdann bie 
Sachen der fchlechten Entfeßung, wie vorgemelbt, alsbald ipso 
jure an dad Kayferl. Gammer- Gericht devolvirt feyn, und dem 
Kläger auff fein Anfuchen Ladung erkennt, auch wider den Ent⸗ 
feter, welcher an bemelbtem Kayfer!. Sammer Gericht dißfalls 
zu recht zu ftehen ſchuldig, förberlich vollnfahren und procebirt 
werden fol, wie fichd von Rechtswegen gebührt. 

$. XII. leicherweiß, wo fich zutragen würbe, daß die 
neun Räthe, oder die erwehlte, oder verordnete Perfonen, famt den 
Näthen, oder der erlangt Commiſſari, oder erwehlt Fürft, dem 
Kläger in Jahrs frift, nachdem die Sach anhängig gemacht wäre, 
zu endlichem Austrag, Rechtſpruch und Urtheil nicht verhelffen 
würden, fo foll nad, Ausgang ded Jahrs, die Sachen abermals 
an das Kayferl. EammersGericht ipso jure devolvirt ſeyn, und 
auff Anfuchen ded Klägers durch das bemeldt Kayſ. Cammer⸗ 
Gericht in dem Stand, wie fie vor den Niebergefeten oder dem 
erlangten Sommiffari, oder dem erwehlten Fürften gelaffen wäre, 
reaffumirt werden, und follen die Niedergefeßten, oder ber Com⸗ 
miflari, ober der erwehlt Fürft fchuldig feyn, auff des Klägers 
Anfucchen alle ergangene Gerichtös Acta in ſechs Wochen auffe 
langft heraus zu geben, auff des Entſetzers Koften. 2%) 

S. XIII. Würden fie aber daran faumig ſeyn, foll das Kayſerl. 
Cammer⸗Gericht alsdann compulforial erkennen, und fie bei Pon 
bed Rechten anhalten, folche Acta von ſich zu geben, wie obges 
meldt, und fürter im Handel förderlich procediren, bamit ber 
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Kläger der Lang nicht auffgehalten, ſondern fürderlich Austrag 
befommen möge, wie ſich in dieſem Fall der Entſetzung gebührt. 

$. XIV. Ferner, wo ein Prälat, Graff, oder einer vom 
Mel, fo dem Reich ohn Mittel unterworffen, einen Churfürften, 
oder Fürftmäßigen, er wäre Geiftlich oder Weltlich, oder einen 
andern Prälaten, Graffen, oder vom Adel, fo dem Neid ohn 
Mittel auch unterworffen, des Seinen, ohne gewaltige Landfried⸗ 
brüchige That, doch wider Recht, entfeßen würde, fo mag ber 
Kläger den Entfeber derwegen mit Recht fürnehmen, und fidy des 
Austrags gebrauchen, welchen die Reichs⸗Ordnung bemeldten Churs 
fürften, Fürſten und Fürftmäßigen, gegen den Prälaten, Graffen, 
und vom Adel, und den Prälaten, Graffen und vom Abel, gegen 
einander felbft, unterfchieblich zugibt: Doch foll der Proceß in 
aller maß inftituirt, förderlich procedirt, und dem Kläger in 
Jahrsfriſt, zu Austrag verholffen werben, und im Kal des Vers 
zuge, die Sad, an dad Kayf. CammersGericht devolvirt feyn, 
wie ſolches hierinn nach Laͤngſt verfehen und geordnet ift. 

5. XV. Wo fi aber zwifchen eines Churfürften, Fürften 
oder Stande Unterthanen, darunter beyde Partheyen gefeflen oder 
zwifchen den Uinterthanen, da ber Kläger unter einem, unb ber 
Antworter unter einem andern Ghurfürften, Fürften oder Stand 
gefeffen, Irrung zutragen würden, bemeldter fchlechten und ges 
meinen Spolien halben, welche fein Kriebbruch auff ihn trügen, 
die follen in erfter Inſtantz vor den ordentlichen Gerichten erörtert 
und ausgetragen werben, wie fich von Rechts wegen gebührt. 

S. XVI Wo vor diefer Zeit jemands entfegt, und noch nicht 
wiederum reftituirt, es wäre in Lands Friebbrüchigen, ober ges 
meinen fchlechten Spolien, denfelben foll hiemit unbenommen, fons 
bern vorbehalten feyn, ihre Förderung und Reftitution gebührlicher 
Weiß zu fuchen, und zu Austrag zu bringen, boch dem Antworter 
fein Einrede und Erception vorbehalten. « ?% 

Die Abfchnitte IX. bie XXI. laſſen wir, als nicht hieher ge⸗ 
börig, unberückſichtigt; letzterer dient und jedoch zum deutlichen 
Beweiſe dafür, wie hoch die Audträge geichägt wurben, da man 
feine Gelegenheit unbenutzt ließ, fich ihrer zu bedienen. 

Der Abſchnitt XXI. ift überfchrieben: 

„Daß die Sachen der ftreitigen Pofleffion zwifchen den 
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Partheyen, fo dem Reich ohne Mittel unterworffen, am 

Kayſerl. Sammer- Gericht gerechtfertigt, und wie es darin 

gehalten werden foll.« 

Der erſte S. verordnet hier, daß in dem Fall zwifchen zwei 
Unmittelbaren Streit über eine Pofleffion, Gut oder Gerechtigkeit 
entitände, von denen jeder zum rechtlichen Befit Titel zu haben 
glaube, fie feine Selbfthülfe üben dürften, fondern die Sache zum 
Austrage 1) an das Kaiferl. K. ©. gebracht werden folle Der 
zweite $. dehnt dies auch auf Mittelbare aus, fogar wenn das 
Streitobject in verfchiedenen Reichdländern gelegen wäre. Sollten 
nach dem Spruch ded Kammer Gerichts noch Zweifel vorhanden 
feyn, fo heißt e8 in dem $.: 

„Daß foll vor dem ordentlichen Richter, foldyed Guts oder 
Gerechtigkeit halben, fürgenommen und gefucht werden. Wo aber 
‚ etliche Stand wären, die fonft berohalben rechtliche Austräge 
zwifchen ihnen hätten, bie follen gehalten werben, und hierburd) 
denfelben fein Abbruch gethan feyn. 

$. 3. ift für und unbedeutend; er bedient fich nur abermals 
des Worts: „Austrag“, wie fchon in S. I bemerkt. 

Dieß ift es, was auf dem berühmten Reichstage zu Augsburg 
1555 in Beziehung auf die Austräge gefchah, und obgleich Kaifer 
(König) Ferdinand ſpuͤterhin noch öfters Reichstage hielt, fo finden 
wir Nichts mehr in diefen Abfchnitten, deſſen wir als hierher 
gehörig zu erwähnen hätten. Die dafelbft gegebenen Beftimmungen 
find nicht allein Fortſetzungen derjenigen vom Sahre 1521, fondern 
bilden ein förmliches, vielfach erganztes und vermehrtes Refüme aller 
je darüber erfchienenen. Diefe Vermehrung ift im Auszuge folgende: 

„Es fol der Schuß gegen Entfegung durch Spolien- Klage 
Dadurch auögedehnt werben, daß auch Unterthanen, eigene oder 
fremde, geiftliche oder weltliche, adeliche oder unabdeliche, gegen 
Keichöfürften das Mittel der Austräge, wie zu Worms 1520 für 
die Neichsfürften unter einander feftgefegt haben, und dem Bes 
fchädiger einen der Wege ded Austrags follten anzeigen können, 
und dieſer follte dann in vier oder höchftens fech8 Wochen ben 
Nichter benennen und falld der Kläger feinen Advokaten haben 
fonnte, diefem auf fein Anfuchen gelehrte geſchickte Perfonen aus 


31) Dan bemerfe hier, in welcher Bedeutung dad Wort Austrag 
gebraucht ift. | 
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feinem eigenen Lande, mit Freiſprechung von ihren Pflichten, coms 
pelliren. In Sahresfrift follte dann fpäteftens die Sache erörtert 
fen. Wollte der Kläger. die Sommittirung ber Sache an einen 
Zurfien, fo folle ber beflagte Reichsſtand drei Fürften vorfchlagen 
und in 14 Tagen nach der Erklärung bes Klägerd den von diefem 
erwählten Fürften erfuchen, fic) mit der Sache zu beladen. Beim 
Sammergericht follte ſonach auf Erecution yrozebirt werden. 
_ Würden jene Verbindlichkeiten nicht erfüllt, fo follte die Spolien 
Klage ipso jure an das Gammergericht devolvirt fein (von 
Buchholtz, 1. c. VI, 278). Es gewinnt bad Ganze, wie wir 
gefehen haben, das Anfehen eines föürmlichen Gerichtes, da fich 
bier fchon fo viele proceflualifche Beftimmungen vorfinden, durch 
die den Audträgen eine fo große Kraft, ein fo weites Feld gegeben 
wurden, daß dieſe Zeit mit Recht die ihrer Blüthe zu nennen ift. 
Die erwähnten Verordnungen können jedoch keineswegs als volls 
ſtandig betrachtet werben, ba ber größere Wirkungsfreis der Aus⸗ 
träge noch neue und mehrfache Beftimmungen nöthig machte, benn 
es blieb ſtets eine große Berfchiedenheit der einzelnen Stände 
darin fichtbar. 

Der Wunfch, Die Uebergemalt zu behaußten, erhielt von ber 
eınen Seite, und von ber anderen dad Streben nach einer Gleich⸗ 
Kellung, die Partheien in einem langen Kampfe, der vielleicht zur 
Fortdauer des Austrägalwefend, vielleicht auch zu feinem fpätern 
Sinfen wefentlich mit beitrug. Kaifer Ferdinand hat in den flürs 
mifchen Kriegsiahren unendlich viel für das Austrägalweſen ges 
than; wir werden fehen, was ımter feinen Nachfolgern dafür 
gefchah, und zwar zunächſt unter Kaifer Marimilian II. (1564 bie 
1576.) - 

Auf dem Reichdtage zu Speyer, im 3.1570, finden wir Fols 
gendes verordnet: 

„N. S. d. R. A. 11,299, $.85. In unſers Cammer⸗Gerichts Ord⸗ 
nung, part. 2. Tit. 4. vers. Zum achten ıc. da geordnet, welcher maſſen 
die Prãlaten, Grafenzc. gegen Chur: und Fürften oder Fürftmäffigen, 
vor derfelben neun Näthen follen mögen mit Recht protediren, 
md mit Einbringiumg vier Schriften befchlieffen, wollen Wir folcyen 
Ya weiterd erklärt, und darzu abdirt haben, Daß folche neun 
Rüthe auch Macht haben follen, die befchloffene Sadı und Akten 
mit Bewilligung beider Partheyen, auf ein unpartheyifche Univer- 
fitat um Berfaffung deß Urtheild, zu ſchicken, doch follen fie das 
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verfaſt Urtheil in ihrem ſelbſt Namen eröffnen und auffprechen. « 
Kaifer Rudolph I. (1576 bie 1612) giebt und gleichfalld auf dem 
Reichdtage zu Speyer im I. 1600 eine ergänzende Verordnung: 

$. 25.2?) „Und naddem die Ungleichheit befunden 
worden> Wann ein Fürft oder Fürftmäffige Perfon, vermög der 
Austräg, von einem Freyen vom Adel, oder anderm Privato, es 
wäre in was Sachen er zu beflagen feyn folte, zu Recht erfor: 
dert würde, ob er in Benennung der Fürften alle requisita als 
wann er von einem Fürften requirirt worden, präcife zu halten 
ſchuldig feyn folte, fürnemlich, daß die ernennte Kürften nicht über 
zwölff Meil dem Nequirenten entfeflen, auch nicht aus einem 
Hauß gebohren feyen, dieweil dann in unferer Kay. Cammer⸗ 
Gerichts Drdnung, dißfals nichts gewißed und austrüdliched vers 
ordnet, jedoch dabey, allen genugfam ermogenen Unbitänden nach, 
befunden, daß zwifchen beyden Fällen nicht geringer Unterfcheid, 
wie das an vielen Orten, als in Sachſen, Meiffen, Mard, Pom⸗ 
mern, ıc. und andern entlegnen Orten, faft unmüglich, alle durch 
Die Ordnung vorgefchriebene requisita zu finden; So haben Wir 
Uns aus biefen und andern erheblichen fürgefallenen Bedenden, 
zu mehrer Erläuterung gedachter unfer Kayferl. Sammer-Gerichts 
Drdnung, mit der Churfürften, deputirten Fürften und Ständen, 
Raͤthen und Gefandten verglichen. Setzen, ordnen, erflären unb 
wollen daß in dieſem Fall eined vom Adel oder andern Privat⸗ 
Klägers, gegen einem Fürften oder Fürftmäffigen Perfon alle 
folche erforderte Qualitäten und requisita fo hochnöthig nicht zu 
halten: Jedoch daß der benennt Ehurfürft, oder Fürftmäffige, über 
zwantzig Meil nicht entfeffen fey. 

Zum Beweife für den Vorzug, welchen man auch damals 
dem Austrägalverfahren gab, dienen und bie erneuerten Beftims 
mungen über bafjelbe in dem Hanfeatifchen Bunde vom S. 1579. &8 
heißt nähmlich: „die Berbundenen follen in entftandenen 
Streitigkeiten unter einander feinen andern Richter, ald die vers 
wandten Freunde, die benachbarten Städte oder die Hanfeatifche 
Tagsſatzung anerkennen, denn zu dieſem Zwed fey die fogenannte 
AYusträges Form beliebt ıc.« 28). Einen wichtigen Blid in das 


32), N. S. d. N. T. A. II, 478. 
33) &. Sartorius, Gedichte bes Hanfeatifhen Bundes, 1808, 
III, 555. 
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ganze damalige Verhaͤltniß zwiſchen Kaiſer und Stände gewährt 
und, daß Kaifer Rudolph — Karl V. gerade entgegen — um fein 
Kaiferlicyed Anfehen nicht auf die Spige zu treiben, häufig 
fich lieber der . Schiebörichter, ald der Gewalt bediente. Man 
findet fogar, daß er bie Partheien auf das SInftänbigite Caffec- 
tuosissime) bittet, feinen abgeſchickten Mittlern Gehör zu geben 
CAb. Cenni Monum. dom. Pont. UI, 452.); auch droht er ihnen 
mandymal, fie bei ben übrigen Fürften und dem Neiche zu ver 
Hagen. ibid. ©. 346.) Kaifer Matthiad Regierung (1612 
bis 1619) war zu kurz und zu fehr von Kriegen in Anfpruch 
genommen, ald daß er eine Revifton der Handhabung der Geſetze 
hätte vornehmen können, deshalb fich auch auf dem einzigen von 
ihm im T. 1613 zu Regensburg gehaltenen Reichstage für unfern 
Stoff feine Ausbeute vorfindet. Ebenſo ift auch Nichte, das für uns 
wichtig wäre, in bem, von Kaiſer Ferdinand U. (1619 bi8 1637) 
im 3. 1635 gemachten, fogenannten Prager Friedensſchluſſe enthalten; 
wohl aber finden wir am Schluffe unferer Periode unter Kaifır 
Ferdinand 111.?% Regierung (1637 bis 1657), wenn auch Feine 
Berorbnungen über dad Austrägalweien, boch jede Gelegenheit 
zur Aufrechthaltung und Befeſtigung der über fie vorhandenen Bes 
ſtimmungen benugt, und zwar bietet fich und zunächft in bem weft 
phaliſchen Frieden folgende Stelle dar: (Instrumentum Pacis Cae- 
sareo-Suecicum; actum est Osnabrugis Westphalorum die decima 
(vigesima) quarta mensis Octobris, anno 1648.) 


Art. V, $.56. in in. (N. S. d. R. T. A. IIL 589.) »Caetera in 
aulico non minus, quam in Camerae Imperialis iudicio privile- 
gium primae instantiae, Austregarum, Jura et Privilegia de non 
appellando Statibus Imperii illibata sunto, ?°) nec per mandata, 


3A) Michael Ignaz Schmidt, Geſchichte der Deutichen. Wien 1786, 
32. VIL Cap. 39, ©. 171. 

35) Auch in deffen Wahlcapitulation findet fih, in Abichnitt XVII, fols 
geude Stelle: -audy ſollen die Ehurfürften, Fürften, Prälaten, Graffen, H:rren 
vom Adel, auch andere Stände und lintertbanen des Reichs mit rechtlichen 
sder gistlichen Tagleiftungen außerhalb Teuticher Nation und von ihren 
Dedentlihen Richtern nicht teingen,. erfordern oder vorbeicheiden, fondern 
Ge alle md jede, vornemblich im Meich, Laut der güldenen Bullen auch wie 
des Heil. Reichs⸗Ordnungen und andern Geſezen vermögen bevor ab auch 
bey der erfien ausdrũcklichen Inſtanz bleiben laflen. « 

%) RL Anno 1654, $. 105, Capitulat. Franeisci Art. xvm. 

keonhardi, über Ansſtrãgalberfahren. 5 
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aut commissiones, aut arocationes, aut quovis alio modo tur- 
bantor.. 27) 

Ferner auf dem R. T. A. zu Negendburg von 1654, 
Juͤngſten Reichstags Abfchiede, S.105. (N. S. d. R. T. X. II, 660.) 

„6.105. Benebens follen SammersRichter, Präfidenten und 
Beyſitzere bey Adminiftration der heylfamen Juſtitz, fo wohl bie 
Statuta und Gewohnheiten, als die Reichs⸗Abſchiede und gemeine 
Rechten vor Augen haben und wohl beobachten, und ſich in ben 
Schranden ber Sammer - Berichtd » Ordnung halten, Daraus nicht 
fchreiten, die erfte Inftantias und Austräg bey Erkennung der Pros 
ceffen fleißig in Acht nehmen, was bargegen vorgangen, wieber 
abthun, fürs Fünfftige die Violatores dergleichen Erften Inftantten, 
mit geziemender Steaff pro arbitrio Judieis anfehen,.... ıc.« 

Endlich noch in der Reichshofraths⸗⸗Ordnung vom 16. Mär; 1654 
zu Negendburg: Tit. U. 5.2. (N. ©. d. R T. 9., Zugabe 
zu Theil IV, ©. 52.) 

„ir befehlen aud) hiemit Unferem Reiches Hofs Rathe> Prä- 
fidenten und NRäthen ernſtlich, und wollen, daß fie in Erkennung 
‚ber Eitationen, Reſcripten, Mandaten und andern Proceffen nicht 
bloß allein Unfer Kayſerl. Hochheit, fondern auch Unfere und des 
Heiligen Reichs Churfürften, Fürften, Grafen, Herren, Stände, 
Gefreyter Reichs⸗Ritterſchafft, Reiche-Städten und anderer mittel: 


37) Auffallend ift es, daß in Hinſicht der Nefigionsgleichheit bei Aus⸗ 
trägen, in dem weftpbälifchen Frieden nichts Beſonderes erörtert ift, und 
man hoͤchſtens die Beftimmungen der außerordentlihen Commiſſionen darauf 
anwenden kann. S. Instr. Pac. Westphal. Osnabr. art. V, $& 4ı: »Ubi 
extraordinariis commissionibus negotia in imperio expedienda occur- 
runt, si res inter Augustanae confessionis status versatur, soli eidem 
religioni addicti deputeantur, si inter catholicos, soli catholici; si inter 
catholicos et Augustanae confessionis status, utriusque religionis pari 
numero commissarii denommentur et ordinentur.« Dieß wird nodh 
beftätigt in der Wahlfapitulation Kaifer Joſeph II. art. XVIII, $.5: »In 
specie aber bei Erkennung der Sommiflionen die Verordnung des Instrumenti 
paeis art. VI, (. in conventibus deputatorum 51, genau beobachten laſſen, 
dabey auch, wann die Sachen beederley Religionsverwandte betreffen, in Er⸗ 
nennung der Eommiffarien ad normam Instrumenti pacis auf eine Gleiche 
beit fehen.« Conf. Strauch, diss. de austraegis $.23; fern. Godofred, 
Ferdin. de Buckisch, observat. polit. ad instrum. pacis Osna- 
brugo- Westphalici. Vienn. 1696, 4. Frf. et Lips. 1724, 4. Obs. 150 
ad art, V, 9. 5ı, ©. 382, 383; ferner G. D. Wagner, meditat. 
jur. publ. de paritate religionis inter austraegas observanda. Lips. 
1771, etc. 
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und ummittelbahren Unterthanen, Privilegia ber erſten Inſtanz, Juri 
Austregarum ?®) Privilegia de non appellando, und der Summa, 
unter welcher man nicht appelliren, und die Sach an höhere Ges 
richt bringen fan, aller Gebühr nad, forgfamlicd, in acht nehmen, 
unb den Neichd- Ständen unberührt verbleiben Iaffen, barwiber 
auch durch Mandata, Commiſſiones, Advocationes, oder auf einige 
andere Weiß niemand beunruhigen oder befchwehren, fondern in 
Erkantmiß der Procef, auch Annehmung der Ayppellation, fich den 
gemeinen Rechten, Neichd-Abfchieden, und wolverordneten Satzun⸗ 
gen, ohne Verletzung der Stänb Privilegien, gemäß verhalten, 
und da etwa in Unſerem Reichs⸗Hof⸗Rath Sachen fürfämen, barinnen 
Die Unterthanen wider ihre ordentliche Obrigkeiten fich beſchweren, 
foll es mit denfelbigen alfo gehalten werben, wie ed im Reichs⸗ 
Abfchied de Anno 1594. $. Wann aber von gemeiner Interlocutori 
ete. et sq. verjehen, ... ıc. 26.” 

Foflen wir zufanmen, was von Kaifer Marimilian IL 
bis zu Kaiſer Ferbinand II. für dad Austrägalwefen gefchah, fo 
befchränft ſich dieſes, wie wir gefehen, auf einige ergänzende Ber 
fimnnungen von Marimilian II. und Rudolph IL, und auf Ber 
ſtatigungs⸗ und Erhaltungs⸗Geſetze des Beſtehenden von Fer⸗ 
dinand IIL, die einer weitern Erwähnung wohl nicht beduͤrfen. 
Schlieslich wollen wir .nun den Entwidelungsgang bed Austräs 
galweſens in diefer Periode von 1495 bis 1654 in einen kurzen 
Ueberblick bringen, und und fo eine Leberficht über bad Ganze 
dieſes Inſtituts verfchaffen. 

Der politiſche Zuſtand des von äußeren Feinden bedraͤngten 
und durch innere Kämpfe, in denen dad Recht des Staͤrkeren 
als Loſungswort galt, gefchwächten Deutfchen Reiche hatte, wie 
bereitd am Ende der vorigen Periode gezeigt worden, eine Aen⸗ 
derung, welche fich auf alle Theile der Adminiftration erftreckte, 
durchaus nothmwendig gemacht. Ed war Kaifer Marimilian L, ber 
durch feinen ewigen Lanbfrieden im Sahre 1495 diefe wohlthätige 
Krife herbeiführte. Durch die von ihm gegebene 8. G. O. erhielt 
Das Juſtizweſen Anfehen, Gewicht; ‚denn wir finden in ihr bes 
Rimmte Borfchriften über dad Austrägalverfahren: die erwählten 
Anöträge follten nicht mehr bloße Privatfchiedsrichter, fonbern Kais 


38) Vid. Schubart in peculiari Tract. — Gravius in Dispu- 
tatione. 
. 5 * 
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ferliche Sontmiffarien feyn, weldye, an beſtimmte Zeitfriften gebun⸗ 
ben, nach gewiffen Formalien zu entfcheiden hätten, und von Denen 
an dad 'K. G. appellirt werden Fünnte. Diefed Recht, welches 
jebt nur den Kurfürften, Zürften und Fuͤrſtmaͤßigen gegen einan⸗ 
der zuftand, und den Prälaten, Grafen, Freiherrn, Rittern und Andern 
vom Adel nur fehr befchräntt geftattet war, wurbe fchon auf dem 
Reichstage zu Freiburg im 3.1498 auch von den niedern Ständen 
verlangt, damit fie Höhere zu Recht fordern Fönnten, und war 
ihnen im J. 1500 auf dem Reichötage zu Augsburg, wie früher 
den Prälaten, Grafen ıc. ꝛc. gegen Kurfürften, Fuͤrſten ıc. ıc., auch 
fchon zugeftanden worden. 

Kaifer Karl V., obgleich auf dem Reichdtage zu Worms im J. 
1521 den großen Einfluß des Austrägalwefend wohl erkennend, 
und als eine Beſchraͤnkung der kaiſerlichen Macht betrachtend, 
war dennoch nicht vermögend, die Entwidelung beflelben zu hem⸗ 
men; er mußte vielmehr dem Berlangen.ber Stände nachgeben 
und eine Reihe von Verordnungen, fowohl in Hinficht ber For⸗ 
malien, als des Berfahrens erlaffen, die zu einer förmlichen 
Ergänzung und Fortfeßung der fchon beftehenden heranwuchſen. 
Die Kurfürften, Fürften und Fürftmäßigen räumten den Prä- 
Taten, Grafen, Freiheren, Nittern und Sonftigen vom Adel nicht 
nur mehrere Wege, zu einem Audtrage zu gelangen, ein, ſondern 
geftatteten ihnen auch förmlichen, rechtlichen Austrag, fowohl unter 
fi, als in Anfehung der Unmittelbaren höhern Standes. 

Mit Uebergehung der einzelnen, fpäter erlaffenen Geſetze wollen 
‘wir gleich die berühmte 8. ©. D. Ferdinande L v. J. 1555 
ins Auge faflen, die alle vorhergegangenen Beftimmungen enthält und 
mit vielen neuen ergänzt und vermehrt ift. Sie ift dad gehaltreichfte 
Dokument, welches wir über die Audträge befiten, und ftempelt 
Diefelben zu einem durchaus nothwendigen, nicht zu umgehenden 
Gerichte, fo daß fie dadurch beinahe ganz die Natur der Abhängig- 
keit von einer Privatmeinung verlieren. Die K. G. O. von 1555 
ift daher auch wohl mit Recht ald eins der wichtigften, maͤchtig⸗ 
ften, einflußreichkten Privilegien der Berechtigten gegen den Kaifer, 
und für Diefen mithin als eine der Läftigften, hemmenbdften Bes 
fchränkungen feiner Gewalt anzufehen, weshalb er fie, wo er nur 
immer tonnte, zu fchmälern verfuchte. 

Die Beitimmungen v. J. 1555 gehen ziemlich ins Einzelne und 
geben bem Ganzen dieſes Inſtituts eine gewiffe Abrunbung, wenn auch 
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keine Vollſtandigkeit. Hierin liegt zunachſt ver Grund, warum Die Nach⸗ 
folger Kaiſer Ferdinand J.nur Weniges darüber verordneten; eine zweite 
Urſache jedoch, aus welcher gewiß großentheils (aber nicht wie Manche 
glauben ganz allein) ſich dieſer Mangel herleiten läßt, iſt in dem 
langen Kriegszuſtande bed Deutſchen Reichs mit den Tuͤrken, mit 
Zranfreich und zuletzt in dem breißigjährigen Kriege zu fuchen, wo 
den Kaifern weber Zeit blieb, noch Gelegenheit zu neuen Berorbs 
nungen gegeben wurde. Alles was fich daher zunächſt vorfindet, iſt 
von Kaifer Marimilian I. auf dem Neichdtage zu Speyer anges 
orduet, wofelbit beſtimmt ward, daß Die neum Räthe nach gefchloffenen 
Alten die Sache einer unpartheiifchen Uiniverfität zur Faſſung eines 
Urtheils ſchicken dürften. Kaifer Rudolph II. febte ferner auf dem 
Reichſstage zu Speyer im J. 1600 feit, daß, wenn einer vom Adel 
oder ein anderer Privatlläger einen Fürften oder eine Fürfimäßige 
Perfon vor die Austräge belange, bderfelbe die in der 8. ©. O. 
(vom 5. 1555) verlangten Erforberniffe, Qualitäten und Requiſita 
fo hoch nöthig nicht zu halten haben, und namentlich daß der 
benannte Kurfürſt oder Fürftimäflige über zwanzig Meilen nicht 
entſeſſen feyn muͤſſe, ftatt der früher beftimmten zwölf. 

Diefe beiden Ergänzungen geben und von neuem Zeugniß von 
der befkändig auf die Yusträge verwendeten Aufmerkſamkeit, von ber 
wir eine abermalige Beitätigung am Ende diefer Periode unter Kaiſer 
Ferdinand AI. finden, der fowohl in dem weitphälifchen Friedens⸗ 
Snfrumente, ald in dem J. R. T. 9. v. 3. 1654 und in feiner 
Reihhöhefrathös Ordnung das Austrägalverfahren volltändig aufs 
recht zum erhalten und unangetaftet zu laſſen, verfprechen mußte. 

Diefe zufammengebrängte Darftellung ift wohl hinreichend, 
und den Gang der Entwidelung zu zeigen, welchen die Aus⸗ 
träge während biefer ganzen Periode v. J. 1495 bie z. J. 1654, 
chrer einflußreichiten, möächtigften und bebeutendften, genommen 
haben. Wir haben fie als die Blüthezeit bezeidmet, weil vorher 
Ated mehr oder minder der Willführ einer Privat s Mebereintunft 
zwiichen ben Betheiligten überfaflen blieb, und erit ba, 
As durch Kaiſer Maximilian 1 allgemeine geſetzliche Formen 
augeorbnet wurden, eine raſche Entwickelung ſtatt fand. Die Aus⸗ 
rage hatten ihren Höhepunkt durch ihre große Ausbildung 
erreicht; einflußreicher, bebeutender konnten fie bei der künſtlichen 
Staatsmaſchine des Dentfchen Reichs nicht werben; beöhalb fehen 
wir, daß fie fich zwar noch fräftig und unverfehrt, troß aller 
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äußern und innern Stürme, welche das Deutſche Reich erlitt, bie 
zu Ende diefer Periode erhalten, allein ed wird dem genauen 
Forſcher nicht entgehen, daB in dem Kraftaufmande,  beflen 
das Austrägalverfahren zu feiner Erhaltung bedurfte, auch ſchon 
ber Keim zu feinem bevorftehenden Berfalle lag, ben wir im 
ber dritten Periode darzuftellen, und bemühen werben. 


8, V. 


Dritte Periode, 
Berfallder Austrägalgerichte. Bon dem jüngften Reihstags- 
Abſchiede bis zur Auflöfung des Heiligen Römifhen Reichs 

Deutfher Nation. Vom Sabre 1654 — 1806. 

Nachdem wir in ber erften Periode die Wurzeln der Aus⸗ 
trägalgerichte in der Alteften, ja vielleicht felbft Vorfarolingifchen 
Zeit nachgewieſen, in der zweiten Periode fodann ihre Blüthezeit 
betrachtet und den mächtigen Einfluß, ben fie während berfelben 
ausübten, gefehen haben, bleibt und nur noch übrig, in ber 
dritten und lebten Periode ihren Berfall darzuftellen, bevor 
wir ihr Wiederaufleben und neued Beginnen unter dem Deuts 
fchen Bunde ind Auge faffen fönnen. Zuvor jedoch wollen wir 
hier noch zweier Punkte erwähnen, die in chronologifcher Hins 
fiht, ftreng genommen, wohl nicht an dieſe Stelle gehören, und 
auch zu der hiſtoriſchen Entwidelung diefer Monographie nicht 
unumgaͤnglich nöthig ſeyn mögen, die und aber doc, einen tiefen 
Blid in dad ganze austrägalgerichtliche Weſen geftatten, und ges 
rade hier, wo wir an den Wendepunkt feines Einfluffes und feiner 
Macht gelangt find, und die umfaflendfte Ueberficht über dad Ges 
fammte jenes Inſtitutes gewähren. Deshalb fey ed mir erlaubt, 
ded Zufammenhanges wegen hier auf fchon früher Ermwähntes zurück⸗ 
zufommen, und namentlich zu erörtern: Wem das Austrägak 
recht zuftand; und fobann: was vor die Audträgals 
gerichte gehörte. , 

Die Austrägalinftanz ſtand nach ber bereits öfter ange⸗ 
führten Eintheilung dem Berechtigten nur vermöge ber Gefeße, 
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der Privilegien und der Vertraͤge zu. Zufolge der Erſteren 
hatten ſolche Juſtanzz: 

1) die Kurfürften, Fürſten und Fürktmäßigen‘); dazu rechnete 
man ach Titularfürften,”) d. 5. unmittelbare?) und beutiche, 
ſelbſt nicht regierende italienifche, zum Reiche gehörige;‘) auch 
warb fie nachgebornen Prinzen, Prinzeffinnen, I Fürftlichen Ges 
mahlinnen und Wittwen 9) zugeftanden. Dieß Recht iſt hinſicht⸗ 
Ich Der Kläger auf keine Weiſe beſchraͤnkt, es findet für bie 
genannten Perfonen ftatt, fowohl in ihren Streitigkeiten. unter 
emander, als auch wenn fie von Unmittelbaren geringeren Stans 
des oder von Mittelbaren, felbft von ihren Unterthanen, belangt 
wurden.) 

2) Die Prälaten, Grafen, Freiherrn und Andere vom uns 
mittelbaren Reichsadel, wenn fie von Unmittelbaren höheren ober 
gleichen Standes, nicht aber, wenn fie von unmittelbaren Gemeins 
beiten oder von Mittelbaren belangt wurben. )_ Rur' wenn biefe 


1) Ueber die Bedeutung des Wortes Fürſtmaͤßig⸗ ift ſchon oben S. 44. 
seferochen worden. S. ferner de Ludolf, Comm. system. de jure 
cameral. Sect. I, |. 3, no. 8. P.36. — Danz, Örundfähe des Reiche: 
geriqtsproꝛeſſes. S. 402. 

2) de Cramer, Obs. T. L, Obs. 176 

3) Wahlcap. Art. XXI, $. 5. 

4) Hanzely, Anleitung zur neueften Reichſshofrathsprarxis. 6.341. Der 
Reihöhoftath in Juſtiz · Gnaden⸗ und andern Sachen. Th. IIE, ©. 88. 

5) ab Uffenbach, de consilio Imp. aul. cap. 12, ©. 145 — 
de Ludolf, Comm. de jure cam. ©. 31. — Pütteri Inst. jur. 
publ. 6. 453. — Ejusd. Introd, in rem. iud. Imp. $. 85. — Dagegen 
Jo. Fried. Wahl, de sententiarum summorum Imp. judiciorum contra 
Prineipes apanagiatos executione. 1749. — Mofer, von der teutichen 
Sufizwerfaflung. Tb. I, S. 80. — F. G. Tafinger, Instit. Jurispr. Cam, 
Seet. TIL, $ 434, ©. 112, namentl. Rot. p. 

6) de Ludolf, de jurib. foem. ill. P.L, S. 9. — von Cramer, 
Vetzlar. Nebenftunden. Th. 110, ©. 161. — F. G. Tafinger, I. c. 
Sect. III, $ 434, ©. 112, nament!. Not. 9. 

TR. ©. O. von 18%, Tit. XXIV; von 1655, und Concept Th. 2, 
Tit. u; 8. ©. O. von 1495, Tit. XXVI, son 1555, und Conc. Th 2, 
zit. IV, 6. 18, im Conc. & 21; 8. ©. DO. von 1500, Tit. XI; v. Berg 
Grundriß der reichögerichtlihen Berfaflung und Praris. ©. 74; Häberlin, 
Handbuch des Staatsrechts. U. 402. 

8 K. ©. O. von 1521, Tit. XXXIII; von 1555, Conc. Tb. 2, Tit. III; 
% Berg, L c. ©. 75; v. Harppredt, Staatsarchiv. Th. V, 5. 34, 
©. 38, Tp VL ©. 206, 213, 214. 
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Letzteren ſelbſt bie bei den meilten Rittercantonen eingeführte Orts⸗ 
Austrägalinftang wählten, mußte ber beklagte Reichsritter fick 
biefer ımterwerfen, er aber tonnte ſich nicht barauf berufen.°) 
Regierenden Kapiteln, der Reichöritterfchaft im Ganzen, oder ben 
RittersKreifen und Cantonen, wie auch mittelbaren Befitern dage⸗ 
gen warb dad Ahöträgalrecht, als nicht rein perfünliches Recht, 
zugeftanden. 1% 

Bermöge Kaiferlicher Privilegien konnten fobann biefe Ins 
ſtanz alle Unmittelbaren haben, denen das Geſetz biefelbe nicht 
ertheilte. Vorzüglich ift dieß ber Fall bei den Reichöftäbten, ba fie 
in ben Geſetzen aus nicht angegebenen, aber mwahrfcheinlich aus 
mehreren zufammentreffenden Gründen, übergangen waren. 1) 

Die Beſitzer des endlich vermöge rechtögültiger Berträge 
erworbenen Rechts, durch welche die Austräge fowohl befeflen, 
ald neu erlangt werben konnten, im Allgemeinen anzugeben, 
üt nicht wohl möglich, da baffelbe feiner Natur nad auf 
die Contrahenten befchränft war, von benen die Bundeögerichte 
ber Reichöftäbte und bie reichsritterſchaftliche Ortd-Austragalinftang 
die hauptjächlichiten waren. 2) 

9) Mayer, weitlihes Staatsrecht. II, $.257. — Tafinger, comm. 
de director. equestr. potestate judic. $. 7. — de Cramer, Obs. 
jur. un. T.L, Obs. 212— 230. — Kerner, Reichsritterſchaftl. Staats⸗Land⸗ 
recht. S. 146; deſſelben R. R. Staatsgenoſſenſchaftsr. S. 410. 

10) Für die bier angegebene Meinung find: v. Berg, l.c. S. 74. — 
Tafinger, Instit. jur. prud. cam. 9.434. — Haeberlin, Le. U,407. — 
Dekherr ad Blum, Tit. XXVI, no. 45. — de Ludolpb, comm. 
'syst. P.30. — de Uffenbach, de Cons. imp. aul. P. 144. — Pütteri 
Epit. $. 123. — de Cramer, Obs. Tit. I, Obs. 109, Tit. IV, Obs. 1206. 
— 9 Selchow, Eoncepte der K. ©. ©. IL, 18. — J. A. B. Sam. 
haber, diss. de Ecclesiis metropol. et cathedral. Germ. sede vacante 
austraeg. beneficio destitutis. Würzburg. 1593. — Malblanf, Anleitung. 
IV, ©. 500, Not. g. — Conel. Pleni cam. vom 1. Zuly 1732. (V. 
Balemann.) — Sammlung der Bilttationsichlüfle, S. 262. u. few. — 
Prehn, Le. S. 34 u. ſ. w. u. ſ.w. — Gegen diefe Meinung: J. H. 
Boehmer in jure eccles. Protest. L. III, T. IX, $. 24. Concedit insuper, 
fagt er von Gail, der, L. I, Obs. 30, n. ı3, den Capiteln dies Recht ab: 
fpriht, quod in Camera conveniri possit, (scil. capitulum sede vacante) 
in qua nemo nisi immediate subiectus in prima instantia conveniri 
potest, quod ipsum simul jus Austraegarum arguit. Bergl. auh Ta- 
finger, 1. c. Sect. II, $. 434, &. 112, Not. o. 

11) Tafinger, Inst. $. 4a7. — Malbltank, Anleitung. IV, 434. 
S. feruer was oben ©. 36 über Meihsftädte ſchon gefagt if. 

12) v. Berg, l. c. S. 75. — Malblank, ©. 461, 463 ıc 
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Gehen wir nun zu der hier zu beantwortenben zweiten Frage, 
was vor die Ansträgalgerichte gehörte? über, fo müflen 
wir dieſelbe richt nur pofitio, fondern auch negativ erörtern, indem 
wir unterfuchen: was Sache ber Austräge war und was nicht. 
Bor die Austräge gehörten alle nicht durch Gelege oder 
Gewohnheiten ansgenommene Rechtshaͤndel. 27) Zu dieſen find 
vorzüglich zu zählen: '%) 
1) Alle bem reichögerichtlichen Gerichtszwange ganz entzogene 
Sachen; (&. Danz, I. c. $. 55. 56. 57); 
2) Alle ausfchließlich vor den Reichshofrath gehörige, wie auch 
überhaupt alle Lehnds Sachen; 

3) Handlungen der willtührlichen Gerichtöbarteit ; 

4) Mile durch befondere Reichsgeſetze unmittelbar an die Reiche» 
gerichte gewiefene Sachen, ale: 

a. Zandfriedensbruchfachen, +9 

b. Fiskaliſche Sachen, 9 

c. Entbindungen von dem Eide, um Hagen zu koͤnnen, Ccaussae 
relaxationis juris jurandi ad effectum agendi.) !7) 

d. Die provocatorifchen Rechtsmittel, 9 

e. Ötreitiger Befik, 1% 

f. Pändungen, 9 

g. Arreit betreffende Sachen, ?°) 

h. Klagen über verfagtes oder verzügerted Recht, ?”) 


13) Danz, Le. ©. 408. — 2.Berg, 1.c.&.77. — K. G. O. v. 1555, 
Th. IL, Tit. 3 5. 1; Th. II, Tit. 4, 5. 1. — Concept im Eingange; eben⸗ 
daſelbſt Th. II, Tit. 27, Tit. 30. — H. J. Gombel, diss. generalia 
praecepta de Austraegis ‚ praesertim de eaussis, in quibus illis locus 
it. Giess. 1778. 

14) ©. Vierüb. Prehn, 1. c. Abi. IV, S. 211 ıc. — Weſtphal, 
das Teutſche Staatsrecht. 1. c. 26fte Abbandl. S. 248 x. — F. G. Tafin- 
ger, Inst. jur. cam. sect. III, & 440, P. 121 u. ſ. w 

15) Landfriede v. 3. 1495, 5.6. — 8. ©. O. Th. II, Tit. 9, 10, 18. 

16) 8. ©. 2. Th. U, Tit. 0, 21 

17) 8. ©. D. Th. IL, Tit. 24, 236 
. Th. IL, Tit. 35, 77. 

Th. U, Tit. 21, 22. 
T Tit. 2, 23. 
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i. und noch die zu unbedingten Strafbefehlen geeigneten 
Sachen. 9 
5) Andere befondere Verhaͤltniſſe, welche den unmittelbaren Zus 
gang zu den Reichögerichten öffneten; bahin gehören: 
a, der Zufammenhang und die Sonnerionen der Sacen, **) 
b. ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Entſagung der Aus⸗ 
trägalinftanz, 29 
c. Sachen, welche befonderd begünftigte oder foldye Kläger 
treffen, auf welche die Gefege nicht gerichtet find. Zu 
den erften gehören die Klagen miferabeler Perfonen ?°) 
und die Defervitens Klagen der reichögerichtlichen Advo⸗ 
caten, Procuratoren und Agenten; ?”) zu ben zweiten 
gehören die Klagen Fremder. ?°) 

Dieſes wird, in Berbindung mit der im Anfange gegebenen Hins 
deutung auf die betreffenden Abhandlungen in Weftphal und 
Prehn, zur Haren Beantwortung beider wichtigen Fragen wohl 
hinreichend feyn, und wir gehen daher zur Kortfeßung unferer 
Entwidelung über. 

Sin Folge der Ueberficht follte mit diefer britten Periode der 
Verfall des Austraͤgalweſens beginnen und ber Leſer mit dem 
allmähligen Sinfen deſſelben befannt gemacht werden. Es 
findet jedoch auch hier das ftatt, was bei jeder hiftorifcdyen Ents 
widelung beinahe unvermeidlich ift, nähmlidy daß die Periode nicht 
da anfängt, wo fie ald Abfchnitt erfcheint, fondern daß die Wur⸗ 


233) 8. G. O. Tb. IL, Tit. 22. 25. — Malblant, Anleitung. Tb-.IV, 
6.127 x. — Hanzely, Anleitung zur neueften Reichöhofrathöprarie. 6. 358. 

24) 8.8.9. Th. I, Tit.9, princip. $. 1. — Wahlcapitulation Art.XVE, 
8.17. — Deputationsabfchieb v. 3. 1600, $. 233, 24. — Malblank, $.134. 

a5) Henr. Jac. Gombel, diss. generalia praecepta de austraegis, 
praesertim de caussis in quibus illis locus sit 1778, $. 14-28 — 
Pütter, diss. de ordine judiciario ab austraegis observando. Götting. 
1765. (In Opusc. no, XI, P. 433. etc.) $. 2786. — Chr. Lud. Koch, 
disquis. de austr. S. R. L Procerum cum primis Sereniss. Landgrarv. 
Hassiae. Giess. 1749, $. 12—20. — Malblanf, $. 135. 

26) Concert d. 8. ©. O. Th L Tit. 12, 8.3; Th. IL Ti. 1, 2. — 
Malblant, $. 132. — Dub. cam. ad. C.0.C.P. I, Tit. 80 tv. Bal e⸗ 
mann). — Viſitat. Schlüſſe S. 251. 

37) de Cramer, Obs. Tit. I, Obs. 107. — Hanzely, $. 365. — 
Malblank, $. 133 

38) Tafinger, Inst. jur. prud. cam. $.44ı. — Malblant, ©. 594. 
— Hanzely, $. 363. x. 
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sein des Berfallö Schon einer früheren Zeit angehören. In: ber höch⸗ 
fien Blüthe, in dem fräftigften Zeitalter werben oftmals Die Keime 
zur Auflöfung geboren, die allmählig wachſend fidy fo mit: dem 
Ganzen verfchlingen, daß wir fie erft einer genaueren Beobachtung 
würdigen, wenn fie, ber Epheuranke gleich, dem fie leitenden 
Stamme fchon viele Kraft entzogen haben. So auch hier. Die 
Stände hatten unter Karl V. und feinen Nachfolgern bad Recht, 
welches fie. als eines ihrer köſtlichſten Kleinodien betrachteten, 
dem Kaiſer abgezwungen, abgetroßt, und in diefem Kampfe 
war dad Auöträgalverfahren zu einer für die bamalige Zeit hohen 
Stufe der Ausbildung und Klarheit gediehen; aber ed war für 
das Fortichreiten beffelben höchft nachtheilig, Daß die ſpatern Kaifer 
dusch mandherlei Gründe abgehalten wurden, dieß für ihre Macht 
gefährliche Recht den Ständen ftreitig zu machen, welche, zus 
frieden mit dem Errungenen, beinahe nur die Bedingung ber bloßen 
Eonfervation ihrer Privilegien an die Erfüllung der Kaiferlichen 
Rünfche tmüpften. Die Kaifer, in ewige Kriege mit Frankreich 
und der Türfei verwidelt, verwandten ihr ganzes Anfehen Darauf, die 
Stande zur militärifchen Hülfe zu bewegen und fonnten nur wenig 
für Die innere DOrganifation des Reiche thun. Daher die zahllos eins 
geriffenen Mißbräuche in vielen Fächern, daher die häufigen Klagen 
gegen Kammer und Hofgericht, Daher bie immer wachlende Selb» 
Rändigfeit der einzelnen Neichdunmittelbaren, und daher der zus 
uchmende Berfall unſeres Austrägalverfahrene. Es bleibt und jebt 
noch übrig, die betreffenden Stellen der Wahlcapitulationen, ber 
verfchiebenen Eingaben beim Kaifer wegen des Austrägalverfahreng, 
und bie hierher gehörigen Reichsgeſetze näher zu berüdfichtigen. 

Was zunäct die Erfteren anbelangt, fo wollen wir die bes 
zeichneten Paragraphen der Bollfländigfeit halber mit ihren jedes⸗ 
maligen Beränderungen aufführen. Zuerft ift unſers Gegenſtands 
in der Wahlcapitulation Kaifer Joſeph I. vom 24. Januar 1690 
6. XVIL folgendermaßen erwähnt: „Auch follen und wollen wir 
die Shurfürften, Fürften, Prälaten, Graffen, Herrn und andere 
Stände des Reiche, ingleichen die ohnmittelbare Reiche » Ritters 
fhafft, und deren allerfeits Linterthanen im Reich, mit rechtlichen 
oder gütlichen Tagleiftungen, aufferhalb teutfcher Nation und von 
ihren ordentl. Richtern, nicht tringen, erfordern, und vorbeicheiben, 
fendern fie alle und jebe vornehmlich im Reich, laut der gülbenen 
Bull, wie aud) bed Heil. Reichs und Gammergerichtd-DOrbnung 


76 Abth.1,5.5,Periove3.— Vom. R. T. Abſch. bis 


und andere Geſetz vermögen, bevor ab auch jeden bey ſeyner Im⸗ 
mebietät, Privilegiis de non appellando et evocando, Fllectionis 
fori dem Jure Austregarum, bey ber Inſtanz und Deren orbeuts 
lichen ohnmittelbaren Richtern mit Auffchub und Vernichtung aller 
deren bißhero bargegen, unter was Schein und Borwandt es ſeyn 
möge, befchehener Eontraventionen ergangene Refcripten, Inhibi⸗ 
torien und Befelchen bleiben, und feinen mit Sommiffionen, Mans 
daten unb anbern Berorbnungen barwiber befchweren, noch auch 
Durch den Reichs⸗Hoff⸗Rath und Gammergericht, oder fonften auf 
feinerlei Weiß eingriffen, in specie aber bey Erkennung ber Coms 
miffionen die Berorbnung des Instrumenti Paeis, Articulo 5 in 
Conventibus Deputatorum 51, genau beobachten laſſen 2c.« 


In der Wahlcapitulation des folgenden Kaiferd Karl VL 
vom 12. Oct. 1711, finden ſich nachftehende wefentliche Berände- 
rungen. Es heißt daſelbſt Artifel XVII, indem der Eingang 
wie oben ift: „ſondern einen jeden bei feiner Ssmmebdiätät, 
Privilegiis de non appellando et evocando, fowohl in Civil⸗ 
als Criminal⸗-Sachen, electionis fori, item Jure Austregaram 
tam legalium, quam conventionalium vel familiarium, 
bey der erſten Inſtantz ıc. ıc. ıc.« 


Weiter unten in bemfelben Artikel: 

„In Ertheilung aber ber jeßt gemeldter Privilegiorum de 
non appellando, non erocando, Electionis fori, und dergleichen, 
welche zu Anfchlieffung und Befchrenfung des Heil. Reiche Juris⸗ 
biction, oder der Ständen älteren Privilegien, oder fonften zum 
Praejuditz eines tertii andreichen fünnen, follen und wollen Wir 
die Nothdurfft vätterlic, beobachten, und nach Inhalt des Reichs⸗ 
Abfchiedd de Anno 1654 mit Gonceffion der Privilegien erfter 
Inſtantz oder fonderbahrer Austräg auf diejenige, weldye biefelbe 
bißhero nicht gehabt ober hergebradht, fürberit an Uns halten. « 9 


Ebendafelbft Artikel XIX. verfpricht der Kaifer: vin 
feine Gerechtigkeiten unter irgend einen Vorwande einzugreifen, 
fondern nad) Inhalt des Neichsabfchieds von 1654 $ „Benebens 
follen Cammer⸗Richter ꝛtc. und. „Was dann Ehurfürften, Fürften 
und Ständen ıc.« zu fürberift die Austräg in acht zu nehmen 2c.« 


29) Caesarinus Furstenerius, Teutſchvaterländiſche Gedanken. 
©. 246. 
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Außerdem, daß die Staͤnde ſich durch biefe Beilimmungen von 
neuem ihre Rechte fihern wollten, ift ed auffallend, daß fie keines⸗ 
wegs poſitive Eingriffe in ihr Privilegium von Seiten bes Kaiſers 
fürchteten, fonbern daß im Gegentheil ber Kaifer es zu freigebig 
vertheilen und dadurch ihr Auſehen fchwächen möchte. 

In den Wahlcapitulationen aller nachfolgenden Kaifer kommen 
die oben angeführten Worte immer ımverändert wieder vor. Siche 
hierüber die Wahlcapitulation von den Kaifern Ka VII. vom 24. 
Tannar 1742, Franz L vom 13, Sept. 1745, Sofeph IL. vom 
27. März 1764, Leopold IL vom 30. Sept. 1790, und zuletzt 
ven Franz IL. vom 5. Juli 1792. 

Der Inhalt der Wahlcapitulationen befchräntt ſich alfo, wie 
gelagt, anf die Sicherung des Austrägalrechte für die Stände, und 
auf Die Beichräntung des Kaifere in Ertheilung deflelben. Daß 
feit Karl VI. feine weitere Aenderung vorlommt, ift ein neuer Bes 
weis dafür, Daß dieſe Privilegien wenig mehr ine praftifche Leben über» 
gingen, fondern nur wie ein koſtbar erhaltenes Erbitüd, an dem 
dad pretium affectionis vielleicht nod, das Ehrwürdigſte war, 
fergfaltig verwahrt und erhalten wurden. 

Die in den Wahlcapitulationen, fo finden wir auch in 
den Eingaben ber Stände und in den Reichsgeſetzen wenig 
von Belang für unfer Feld, weshalb wir, um Wiederholung zu 
vermeiden, nur einige derfelben anführen wollen. Zunächit heißt 
es in ber von Kaifer Ferdinand IH. am 16. März 1654 unter 
ſchriebenen Reichshofraths⸗Ordnung: Tit. II, $. 2. *0) 

„Wir befehlen auch hiemit Unſerem Reichſs⸗Hof⸗Raths⸗Praͤſi⸗ 
denten umb- Näthen ernſtlich, und wollen, daß fie in Erkennung 
der Eitationen, Referipten, Mandaten und andern Proceffen nicht 
bloß allein Unfer Kayferl. Hochheit, fondern aud, Unſere und bes 
Heiligen Reiche Churfürften, Fürften, Grafen, Herren, Stände, 
Gefreyter Reichs⸗Ritterſchafft, Reiche-Städten und anderer mittels . 
and umnmittelbahren Unterthanen, Privilegia der erften Inſtanz, 
Jura Austregarum ?!) Privilegia de non appellando etc. ..... 
aller Gebühr nach forgfamlich in acht nehmen, und ben Reichs⸗ 
Ständen unberührt verbleiben laflen, Darwiber auch burd; Mandata 


30) Neneſte Sammlung der R. T. A. IV, ©. 52. in der Zugabe. 
31) 8. Schubart, in peculiari Tract. et Gravius, disput. 
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Eommiſſiones, Advocationes, ober auf einige andere Weiß niemand 
beunruhigen oder befchwehren, . . . . 2. 

$. 3. Und zu befto richtiger Beobadjtung dieſes Articufi, 
ſolle in Unferer Reiches HofsGantley Regiftratur ein glaubhaffter 
Ertractus deren von Unfern Vorfahren, Römifchen Kayfern, und 
Uns, allen Hohen und Niedern Reichs⸗Staͤnden ertheilten, und in 
beftändigen Herbringen habenden Privilegien,... .. ꝛ⁊c. auch welche 
Reichs⸗Staͤnde abſonderlich etwa fpecial gefreyte Austräg ?9) 
haben, fchrifftlich verfertiget, und in bad Reichs⸗Hof⸗Raths⸗Buch, 
Damit in Erkennung der Appellationd-Procefien man ſtets nach- 
fehen konne, gefchrieben werben,.... „ ıc. 

Sm Jahre 1664 (Leopold 1.) erinnern die evangelifchen 
Stände bei der Reich⸗Hofrathsordnung ad Tit. II,$.2, „daß denen 
Juribus Austregarum auch nicht unter dem Pretert der Conti- 
nentiae causae derogiret werben folle.» Zwei Jahre fpäter, 1666, 
am 18. Nov., erfucht dad Corpus Evangelicorum ben Kaifer 
unter andern: „nachdrückliche Vorfehung bei dem Reichs⸗Hofrath 
zu thun, baß die Austräge beftändig beobachtet würben. » >°) 

In den folgenden Jahren macht dad Corpus Evangelicorum 
mehrere Vorftellungen an den Kaifer, zur Feftfeßung der Relis 
gionsparität der Austräge, ohne jedoch eine beftimmte Antwort zu 
erhalten; fo im Sahre 1671 am 27. Mai, ) bei Gelegenheit des 
Austrägsgerichts zwifchen Kur» Mainz und Kur: Pfalz, Burg und 
Stadt Pfederöheim betreffend. Sie gründen ihre Anficht auf den 
bisher ftattgehabten Gebrauch und darauf, daß die Kammergerichtös 
Ordnung bei Sommiffionen die Religionsvarität zugeftanden habe, 
die Austräge aber auch Commiſſionen ſeyen. ıc. 

Eine ähnliche Borftellung erfolgt im S..1673, am 23. Aug.,25) 
bei Gelegenheit der Radenburgifchen Sache. 

In den Sahren 1700, 1704, 1708, 1709 CKaifer Leopold I. 
und Sofeph 1.) kommen mehrere Befchwerben vor, fomwohl des 
gefammten Reiche, ald Einzelner, wegen Eingriffe bed Reichs⸗ 
hofraths in das Austrägalrecht, ohne daß fie eine erhebliche 


32) ©. Blum, Process, Cam. Tit. XXVIL de Austreg. et Schu- 
bart, de Austreg. 

33) 3. Jac. Mofer, von der Teutſchen Suftigverfaflung. S. 57. 

34) v. Schauroth, Schlüffe de6 Corp. Evangelic. II, 456. 

35) Ibid. DL, 44. 
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Aenderung bewirkt hätten. 2°) Im Jahre 1712 übergeben bie 
vier Reichögräflichen Collegien Kaifer Karl VI. eine Bor 
Rellung, in welcher fie benfelben erfuchen, eine Berorbnung zu 
erlaffen, damit die Grafen ded Reichs Fünftighin nicht vers 
fürzt, fondern die Austräge bdenfelben, gleich andern Ständen, 
wie in allen andern Fällen, alfo auch wenn fie von Inferioribus 
oder ihren eigenen Unterthanen belanget wurden, ruhig geftattet 
und ihnen Darunter feine Difficultäten gemacht werben möchten. 
Auf dieſe ſich immer wieberholenden Klagen erfolgt im S. 1713 
in dem Bifttationsabfchiede des Kammergerichtd $S. 9. folgende 
Berorbnung: ?) „Nachdemmahlen aber auch überhaupt darüber 
Beſchwerde geführt wird, daß ſowohl die vier Kalle, worinn allein 
die Mandata sine Clausula verftattet find, zu weit erfiredt, und 
darbey die dazu erforderte Umftände und Requisita nicht jedeömal, 
wie Doch nach dem jüngern Reichs⸗Abſchied S. Alle Supplicanten ıc. 
79. geichehen folte, mit Fleiß beobachtet, und dahero bie Partheyen 
andy mehrmalen um ihre erfte Inftank gebracht würden, ald auch 
fonften gegen ber Reichs⸗Stände Privilegia de non appellando 
et evocando, Jura Austregarum etc. öffterd Prozeß und Mandata ers 
fannt worden, So wirb dem Cammer⸗Gericht anbefohlen, ſolches 
alles künfftighin forgfältig zu verhüten, den jüngern Reichs⸗Abſchied 
bierimter allerdings zu beobachten, infonberheit aber wider ben 
wahren Berftand ber GammersGerichtd Ordnung die in folcher 
Part. DI, Tit. 23, fpecificirte vier Fälle, gegen die Ehurfürftliche, 
Fürſtliche ober Fürftens mäßige und anbenga rechtliche Austräge, 
(davon die erftere Ehurs und Fürftliche Freyheſten in gebachter Orb» 
sung P. IL T. 4. $.4. ausdrücklich genennet werden) zu derſelben Bes 
finwerde, auf nicht genugfam qualificirte, ober ber Gebühr nad 
sicht befchienene Narrata in Feine Weiß zu erſtrecken, noch dardurch 
die erftere Inſtantien zu vernichtigen; Da jedoch dergleichen 
Proceß, oder Mandata, etwa von denen Partheyen durch ungleiche 
Erzehlumg erichlichen worden, folche, auf der Stände des Reichs, 
fo ed angehet, gehöriger maffen befchehene Infinuation ihrer Pris 
vilegien und geziemende Borftellung ohne verzüglichen Anftand 
wieder abzuthun, und den Verbrecher, fowohl Parthey, ald Anwaldt, 
welche fothane Mandata oder Proceß ohngebührlic, ausgebracht, 





36) ©. 5. J Mofer, L c. ©. 59, 60. 
37) R. ©. der R. T. 9. IV, ©. 263. 


” u 
. 
N 
. 
. 


80 Abth.1,5.5, Periode 3. — Vom J. R. T. abſch bis 


nach Beſindung des Unfugs, oder auch freventlichen Borfat ‚ 
die Unkoſten und Straffe fällig zu urtheilen, Und damit man in 
benen Senatibus von ber Ständen Privilegien und Gerechtfame fo 
viel beſſere und gefchwinbere Nachricht haben möge, die in vorigen 
Vifitationen angeordneten Tabellen verfertigen, und in den Rath: 
Stuben anhenden zu laſſen.“ 


Ein ähnliches Kaiſerliches Decret an den Reichshofrath wird 
"am 14. Januar 1714 erlaſſen, wo es $. 16. heißt: 

„Daß derfelbe die Privilegia Austregarum und primarum 
Instantiarum, benen Reichs⸗Satzungen nach, genau beobachten folle, 
damit Dagegen (wiewohl Kayferl. Maj. eigentlich noch nicht willen, 
daß würflich darwider gehandelt ſeye, oder einige Kalle, worinn 
folche® ‚gefchehen, Ihro zur Einficht nicht benennt ober erwiefen 
worden:) °8) hinführo keine Befchwerde mit Grund und Wahrheit 
fonne geführt werben. « | 


Ungeachtet diefer Gefeße und der bei Errichtung einer Wahl- 
capitulation beinahe jedesmal neuen Monita hörten die Beſchwer⸗ 
den nicht auf. Vorzüglich machte der Streit im J. 1735 
wegen verweigerter Austräge, zwiſchen den Herzögen zu Sachſen⸗ 
Meiningen und Eifenac, und dem Abte von Fulda, die Wieder 
einlöfung der Aemter Salzungen und Lichtenberg betreffend, auf 
dem Reichs⸗Convente große Bewegung. ?% 


Aehnliche Beifpiele gehören in biefem Jahrhundert keineswegs 
su den Seltenheiteng da fie aber nichts Eigenthümliches ents 
halten, fo halten wir es nicht für nöthig, fie chronologifch weiter 
zu verfolgen, und werfen lieber noch einen kurzen Blid auf das 
Allgemeine diefer Periode. +9 


38) Diefer fonderbare Beifa verdient um fo mehr Beachtung, als 
ſtets lagen wegen Eingriffe ftatt finden, welche der Kaiſer feld da, wo 
er ein Berbot für die Zukunft ertbeilte, nicht zugeftand. 

39) Staats-Eanzlei. T. 67, ©. 310; T. 68, 5. 60. — 3. 3. Moſer, 
Reichſsfama. T. IL ©. 377; T. XV, ©. 658; T. XVII, ©. 49. 

40) Dem mit diefem Theile unſeres deutichen Staatsrechts minder be- 
kannten Lefer wird es vielleicht nicht unangenehm jeyn, zu erfahren, daß 
die bier mitgetheilten Nachrichten vorzuglih aus den ſchon häufig citirten 
Sammlungen von Pachner von Eggenstorff und aus der Neuen 
Sammlung der Reihstags-Abfchiede gefchönft find. Leider geben 
diefe Werke aber nur bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts, und kein 
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Aenderung bewirkt hätten. ° Im Jahre 1712 übergeben bie 
vier Neichögräflichen Gollegien Kaifer Karl VI eine Bor 
ftellung, in welcher fie denſelben erfuchen, eine Berorbnung zu 
erlafien, damit die Grafen ded Reiche künftighin nicht vers 
kürzt, fondern die Austräge bdenfelben, gleich andern Ständen, 
wie m allen andern Fällen, alfo auch wenn fie von Inferioribus 
oder ihren eigenen Unterthanen belanget wurden, ruhig geftattet 
und ihnen darunter feine Difficultäten gemacht werden möchten. 
Auf Diefe fich immer wiederholenden Klagen erfolgt im J. 1713 
in dem Bifitationsabfchiede des Kammergerichtd $. 9. folgende 
Verordnung: °7) „Nachdemmahlen aber auch überhaupt darüber 
Beichwerbe geführt wird, daß ſowohl die vier Fälle, worinn allein 
die Mandata sine Clausula verftattet find, zu weit erftredt, und 
darbey die dazu erforberte Umftände und Requisita nicht jedesmal, 
wie doch nach dem jüngern Reichs: Abfchied $. Alle Supplicanten zc. 
79. geichehen folte, mit Fleiß beobachtet, und dahero die Partheyen 
auch mehrmalen um ihre erfte Inſtantz gebracht würden, ald auch 
fonften gegen der Reichs⸗Stände Privilegia de non appellando 
et evocando, Jura Austregarum etc. öffterd Prozeß und Mandata ers 
fannt worden; So wird ben Cammer-Gericht anbefohlen, folches 
alles Fünfftighin forgfältig zu verhüten, den jüngern Reichs⸗Abſchied 
hierunter allerdings zu beobachten, infonderheit aber wiber ben 
wahren Berftand der Sammer: Gericht -Orbnung die in folcher 
Part. I, Tit. 23, fpecificirte vier Fälle, gegen die Ehurfürftliche, 
Fürftliche oder Fürftens mäßige und andeggarechtliche Austräge, 
Davon die erftere Ehurs und Fürftliche Freyhelten in gebachter Ord⸗ 
sung P. IH. T. 4. 6.4, ausdrücklich genennet werben) zu berfelben Bes 
ſchwerde, auf nicht genugfam qualificirte, oder der Gebühr nach 
nicht befchienene Narrata in Feine Weiß zu erftrecden, noch dardurch 
die erftere Inſtantien zu vernichtigen; Da jedoch dergleichen 
Proceß, oder Mandata, etwa von denen Partheyen durch ungleiche 
Erzehlung erichlichen worden, folche, auf der Stände des Reichs, 
fo ed angehet, gehöriger maffen befchehene Inſinuation ihrer Pris 
vilegien und geziemende Vorftellung ohne verzüglichen Anftand 
wieder abzuthun, und den Verbrecher, ſowohl Parthey, ald Anwalbt, 
weiche fothane Mandata oder Proceß ohngebührlich ausgebradht, 





3%) ©. 3. 3. Mofer, L c. ©. 59, 60. 
37) M. ©. der R. T. 2. IV, ©. 263. 
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als am Reichstage der einzige Vorwand zur Beſchwerde von Bor: 
beigehung der Austraͤge hergenommen? wie wenig mag es damit 
allemal ein rechter Eruſt ſeyn? und wie mancher beruft ſich nicht 
auf Austräge, wo fie gar nicht ftatt finden? « 


Fred zu Corwey, in feinen Gedanken von Austrägen, 
Zortfegung $.30: „Wer eine gute Sache hat, der hat feine Ur⸗ 
fachen, das Kammergericht zu fcheuen, fondern er erhält dabei 
noch ben großen Vortheil, daß feine Sadje geſchwinder ein Ende 
nimmt, als wenn fie erft einem mit allerhand Arten bes Unges 
maches vergefellfchafteten Austrägalverfahren ausgeſetzt werben 
muß, « 

Derfelbe in ber Austrägal » Materie befonderd klaſſiſche 
Gelehrte, in feinen Meditationibus de foro austraegali, Huxa- 
riae 17713 »Et qui diffiteretur id quod Principes Ecele- 
siastici cum Praelatis, Comitibus-que in Comitiis Augustanis 1548 
celebratis, uno quasi ore jam agnoyverunt, privilegium Austrega- 
rum iniquitatis arguentes quod nemo polliceri posset, se unquam 
contra adversarium quidquam mediante hac instantia impetrare 
posse.a — Frech beruft fich hierbei auf den ſchon erwähnten 
Kammergerichtöafleflor Koch, der felbft dem Reichstag zu Augs⸗ 
burg mit beigewohnet hatte — Derfelbe erzählt in feinen notis 
ad O. C. P. II. T. 4. fogar, daß das ganze Aufträgalprivilegium 
von den Grafen und Prälaten vor dem Kayfer jus et privilegium 
. perniciosum genennet worden, baß ein noch älterer Kammerge⸗ 
richtöbeifiger ihm einmal gefagt habe: »Se non audisse nec vi- 
disse unquam ullam Causam austregalem, excepta una, determinatam 
esse — quis enim non malit decies suo juri renunciare, imo 
potius pessundare, quam tantjs periculis, molestiis, incommodis 
et sumptibus, coram illis Judicibus experiri, ubi certo scias, te 
vel parum, vel nihil, idque magno quidem incommodo impe- 
trare posse.« — 


von Brandt, in feiner Disquisitio de continentia causae, 
$. LVII: »Austraegae contra instituti rationem sane ad actores 
eircumducendos fatigandosque negari nequit, abuti coeperunt — 
— adeo, ut et leges id circo proditae — non restringi revera, 
sed extendi adhuc potius in actoris et supremae jurisdictionis 
favorem, austraegalium vero judiciorum odium optimo maximo 
jure mereantur.« 
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Sottfried v. Zwierlein, im feiner dies. de ordine jnä- 
ciario ah enatraegis ohtervando, $- 5.: »Quam ob rem nan mi. 
randum, esse, qui statuant, ut plurimum hodie vexae causa in 
medium proferri, atque generatim impedimento magis quam prae- 
sidio justitiae administrandae inservire Jus austraegarum, « 
Springer, in Comm. de Caussae continentia germ. p. bo.: 
»Neminem qui in foro versatus est fugit, exceptionem „Austre- 
garum hodie in eum finem tantdm apponi, ut litis ingressus im- 
pediatur, vel ad surmmum praerogativa Inmediatorum putativd 
salva retineatur, nam mere putativam statuum esse hano prae- 
rogatiram eo fluit, quod jam est suppositum, Instantiam Austra- 
galem magis d&se Commissionem Eaesaream quam propriam in- 
stantiam, adeoque crederem, status Imperii, si qua talem insten- 
tiam Austragalem semper perpenderent, hanc, certe gemmam 
si forte ad moras litibus injiciendas multo minori sollicitudine 
enstodituros £ 
J. Jac. Mofer, im beutfchen Stantöredht, Tom. 23, 312. 
fericht fich hierüber folgendermaßen fehr beſtimmt aus. Er fagtı 
„Die Abficht ift zwar bei allen Austrägen fehr löblich und gut, und 
wenn felbiger in Praxl nachgegangen wird, finb fie ein Kleinod 
der Stänbe, welche deswegen in fo weit billig auf deren Eonfers 
vation bedacht find. — Es geht aber Ieiber! damit oft, wie wit 
andern zur Beförderung bed Suftizwefend angefehenen Mitteln, 
daß felbige nähmlich, nach ber Prari zu urtheilen, gerade eine ber 
ärgften Yuftizhinderniffe find, unter deren Bedcckung der Stärkere 
den Schwaͤchern, nur auf eine andere Art, ald zur Zeit bed Fauſt⸗ 
rechts gefchehen, in den Sad fchiebt. — Und diefes tft wahr, 
einige mögen es gerne hören, ober nicht. — Dahero ja fo fehr 
nöthig wäre, auf Reiche und Wahltägen Gefege, fowohl gegen 
Diefen Mißbrauch als für den rechten Gebrauch zu machen. « 
Daß übrigens dieſes Privilegium unter allen Staatsver⸗ 
änderungen, wenn aud, in fehr mobiftcirter Bedeutung, doch noch 
vorhanden war, fünnen wir fogar in den Beſtimmungen der Rheins 
Sundöakte fehen, deren betreffende Stelle wir hier als letztes 
Dokument diefer erften Abtheilung hinzufügen wollen: »L'acte de 
la eonfederation du Rhin du ı3. Juillet 1806. Art. XVII: En 
matisre criminelle les princes et comtes actuellement regnans et 
leurs h£ritiers jouiront des droits d’austregues, c. a. d. d'etre 
jug&s par leurs pairs, et dans aucun cas la confiscation de leurs 
6 
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biens ne pourra @tre prononcee ni avoir lien, mais les revenus 
pourront &tre sequestres pendant la vie des condamnes:« *) 


Als ich diefen erften Theil beendet hatte, und die Arbeit einer 
nochmaligen Revifion unterwarf, erfannte ich von neuem, welche 
fchwierige Aufgabe ich unternommen, und wie bei allem Stre- 
ben nach Gründlichkeit dennoch Manched nur in leichten Um⸗ 
tiffen fich dargeftellt findet; indeß würde. eine umfaflendere Bear: 
beitung dieſer Materie mic; auch zu weit von meinem Plane ent: 
fernt und dem eigentlichen Zwecke diefer Schrift nicht entfprochen 
haben. Ich füge daher fchließlich nur noch die Bemerkung hinzu, 
daß diefer ganze erfte hiftorifche Theil nicht der Hauptzweck des 
vorliegenden Buches ift, fondern vielmehr nur meine Vorliebe zu 
alten Inſtitutionen mic; veranlaßte, biefen Verfuch, der meines Wiſ⸗ 
ſens noch von Niemandem gemacht worben, (mesfalld ic um fo mehr 
anf nachfichtige Beurtheilung Anfpruch zur haben glaube), voraus⸗ 
zufenden, bevor ich auf ben neueren Theil, nähmlich das Bundes 
Austrägalverfahren, ſelbſt übergehe. 


41) von Meyer, Staatöacten. I. 116. — Dr. 9. W. Heffter, Bei- 
träge zum Deutihen Staats» und Zürftenrecht. ©. 168. x. 


Zweite Abtheilung. 


\ 


Das | 
Austrägalverfahren Des Deutichen Bundes, 
in Hinſicht auf gefeßlihe Beftimmungen 
und 
Anwendung derfelben, 
feit Errichtung des Deutichen Bundes bie zum 1. September 1837. 
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fitteratur über das Bundes - Austrägalverfahren und 
Schiedsgericht. 





Außer den betreffenden Abſchnitten in den compenbiarifchen 
Schriften über dad beutiche Bundesrecht, gehören noch hierher: 

3. 2. v. Berlepſch, Aber die Rothwenbigfeit der Anordnung 
eines d. Reichd» oder Bundesgerichtes ꝛc. Kaſſel a. Marb. 1815. 8. 

©. Frhr. v. Dalwigk, die Aufträgalinftanz zur Erläuterung 
bed Art. XI ber deutfchen Bundesacte. Mainz 1817. 

98 ©. Euler, über die nothwendige und gefeßliche Zus 
Iffigkeit der Aufträgalinftanz nadı Inhalt des Art. XL der B. 4. in 
Wſicht auf diejenigen Anſprüche und Yorderungen, welche ber 
Kurfürft von Heſſen an mehrere fürftliche Häufer aus Anleihen hat. 
Franff. a. M. 1818. A. 

R. Mohl, die öffentliche Rechtöpflege des deniſchen Bundes. 
Stuttgart und Tübingen 1822. 

2. von Drefch, Beiträge zu dem Öffentlichen Rechte des 
deutſchen Bundes. Tübingen 1822. 

Bon der Unterfcheidung zwifchen Intereſſen und Rechten bei 
Streitigkeiten unter Bundesgliedern, in den Beiträgen zur Wiſſen⸗ 
ſchaft und Literatur des beutfchen Bundesrechts. Bonn 1823. 

Themis, Zeitichrift für praftifche Rechtöwiflenfchaft, heraus⸗ 
gegeben won Chr. Fr. Elvers. Göttingen 1827 — 30. 

A. W. Hetfter, Codex Austregalis Confoederationis Ger- 
manicae, in feinen Beiträgen zum beutfchen Staat» und Fürftens 
sccht. Berlin 1829. 

©. 5. Hufnagel und &. F. Schenerlen, Vie Gerichts 
rerfaffuugen des bentfchen Bundes, Ifter Band, Nr. 1. Tübingen 1829. 

G. von Struve, Erfter Berfucd, auf bem Kelde des deutfchen 
Bundesrecht, betreffend die verfaflungsmäßige Erledigung ber 
Streitigkeiten zwifchen beutichen Bundesgliedern. Bremen 1830. 
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%. von Drefch, Abhandlungen aus verfchiedenen Theilen des 
Rechts sc. München 1830. L—IV. 

Hnr. Rud. Brinfmann, wiffenfchaftlichspraktifche Rechtes 
tunde. Eine Sammlung von CErörterungen aus dem Geſammt⸗ 
gebiete der in Deutfchland geltenden Rechte. Leipzig 1831. I. 298. 

B. W. Pfeiffer, praftifche Ausführungen aus allen Theilen 
der Nechtöwiffenfchaft 0. Band I. Nr. XIV. ©. 405. ıc. 
Hannover 1828. | 

Fr. Karl von Strombed, Was ift Rechtens, wenn bie 
oberfte Staatögewalt dem Zmede des Staatöverbanded entgegens 
handelt? ıc. Ate bebeutend vermehrte Auflage. Braunjchweig 1832. 

K. Fr. Eichhorn, Betrachtungen über die Berfaflung bes 
deutfchen Bundes in Beziehung auf Streitigkeiten der Mitglieder 
beffelben unter einander ober mit ihren Untertchauen in ihrer 
jeßigen Ausbildung. Berlin 1833. 

(Sarte) Ueber die aufträgalgerichtliche Entſcheidung der 
Streitigkeiten unter den Mitgliedern des deutſchen Bundes. 
Wien 1833. 

Archiv für die neueſte Geſetzgebung aller deutſchen Staaten, 
unter Mitwirkung vieler Gelehrten, herausgegeben von Alex. 
Müller. Vi. Band, 2. Heft, ©. 144. Frankfurt a. M. 1835. 

A. Arnold, die richterliche und vollziehende Gewalt bes 
deutfchen Bundes, mit befonderer Nüdficht auf das durch den 
Bundesbeſchluß vom 30. October 1834, eingeführte Schiedögericht. 
Stuttgart 1835. | 

Das neue Schiebögericht für die conitituttonellen Staaten in 
Deutichland. Frankfurt a. M. 1835. 

Iſt eine analoge Anwendung ‚bed neuen Bundes⸗Schieds⸗ 
gerichtd auf Hamburg, fo lange deflen Berfaflung befteht, gedenk⸗ 
bar? Hamburg 1835. 

Chr. Runde, patriotiſche Phantafien eines Juriſten. XXL 
S. 312. Oldenburg 1836. 

Franz Frhr. von Öruben, „Abhandlungen über Gegen⸗ 
ftände des Öffentlichen Rechts des deutſchen Bundes und des 
Staatsrechtö der Bundesftaaten. Betrachtungen über dad Bundes⸗ 
geſetzliche Schiedögericht. Heft I. 150. Stutthart 1836. 

re Zr 
' [m | 


—— -—. F 
2 ww 2 13422 bs s f 


Erfer Aobſchnitt. 
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Einzelne richterliche Befugniſſe Der 
WBundesgewalt. 





B 


Meberblick. 


In allen oben genannten Schriften über die Bundedaudträs 
galimftanz haben die Schriftftellee mehr oder minder ihre eigenen 
ern entwidelt und fo auch diefen Gegeuftand boctrinell zu 
behandeln gefucht. So viel mir befannt, ift bie jetzt noch von 
Riemandbem der DVerfuch einer Darftellung des bios Faktiſchen 
und Legalen biefer hochwichtigen Materie gemacht worden, wie 
ih ihn mir Hier zur Aufgabe geftellt habe; deſſen ungeachtet aber 
glaube ich, jedoch Lediglich zur foftematifchen Leberficht bes zu bes 
Iınbelusben Gegenſtandes, einige einleitende Paragraphen ($. VIL 
YIL IX.) voranfchiden zu müffen, ohue dadurch irgend eine 
Theorie oder Doctrin für Die Wiſſenſchaft begründen zu wollen. 


Einleitung. 
8 vn. 


Dem Bunde flehen einzelne richterliche Funktionen gu; die 
Imdeögewalt Hat mit andern Worten einzelne richterliche Bes 
fugniſſe, welche ſowohl durch ihre eigenfhümliche Natur überhaupt, 
als insbefondere durch das Verbot der Selbfthülfe begründet 
m. Bermöge biefer zichterlichen Befugniffe hat die Bundes⸗ 
Serfammnfusg auch bie Erledigung der Streitigkeiten der Bundes⸗ 
giüeder unter ſich auf eine ben Bundesgeſetzen entſprechende 
Veiſe zu bewirken. Es iſt hierdurch jedoch keineswegs die Pri- 
datausgleichung ſolcher Streitgegenſtaͤnde ber Bundesglieder unter 
Ah durch Austraͤge ober Compromiſſe, uber auch vor dem 
Schiedogerichte, ausgeſchloſſen; worüber wir anf bie Wiener Schluß⸗ 


99 Abth. 11, Abſch. 1,8.7. — Einzin. richterl. 


Akte, Art. XXIV. fo wie auf das Bundes-Protofoll!) v. J. 1834, 
Sess. XXXVIN. ©. 932. Art. XII verweifen.?) Verzeichniffe, wenn 
auch nur unvollftändige, der noch in Wirkſamkeit beitehenden, 
bedingten und Familien-Austräge giebt und A. W. Heffter, Beis 
träge zum deutfchen Staats⸗ und Fürftenrecht. Berlin 1829, 
©. 207. 2085 ©. auch H. ©. Reichard, Monarchie, Landſtaͤnde 
und Bundesverfaflung in Deutfchland. L ©. 466. ıc. °). 


Dad Nechtöverhälmiß der einzelnen Bundeöglieder felbft, 
(fo wie die möglichen Streitigfeiten berfelben) und der von ihnen 
repräfentirten, im Bunde begriffenen Staaten unter fi, laſſen fich 
unter einem zweifachen Gefichtöpuntte darftellen!: (Heffter,S. 177.) 

1) als durch die Bundes- Konftitution beftimmt und bedingt, 

2) infofern Die einzelnen Bundesglieder ald Souveraine, 
felbftändig, durch die Bundesverfaffung nicht betroffen, einander 
gegenüber ftehen. 


Verhandlungen bei einem NRechteftreit haben den doppelten 
Zweck, nähmlidy: 

a) daß durch fie das 3. eigentliche GStreitobject, dad unter 
den Partheien Streitige, beftimmt werde, und 

b) daß ber Beklagte Gelegenheit erhalte, fich gegen den 
Anfpruch des Klägers zu ſchützen. 

Mit diefen beiden Gründen verfchwindet zugleich die Noth- 
wenbigfeit einer proceffualifchen Handlung, und ed fteht einer Ver⸗ 
fügung zur Erledigung der fchmebenden Sache dann fein Hemm⸗ 
niß mehr entgegen. Diefer Fall tritt zunächft ein, wenn das 
Recht aus dem Bundedgefeße oder aus einem einzelnen Bundes⸗ 
Beichluffe fo Far heroorleuchtet, Daß, unter Borausfegung der Wahr: 
heit der Erzählung des Reclamanten, Feine rechtliche Einreden von 
Seiten des andern Theild gedacht werden koͤnnen, und ed ver- 


1) Wir citiren die Bundesprotofolle nur nach der Ausgabe in Folio. 

2) Einigemaf haben fidy mehrere Regierungen in einzelnen Yällen auf 
Berwendung ded Bundestags über ein gemeinfchaftliche Gericht vereinigt, 
zur Entſcheidung von Prozeflen, die beim Neichd: Kammergerichte vormals an- 
bangig gewefen. ©. Prot. v. 3.1817, Sess. LVIIL $. 426.6. 876; v. 3. 
1828, Sess. V. $. 35. ©. 99; und v. J. 1829, Sess. XVIL $ 115. 8 424. 

3) Vergl. Pfeffinger, Vitriar. illustr. L. IV. T. V. S. 805. — 
Mofer, Staatsrecht. T. XXIII. cap. 126. ©. 186; — Derfelbe, v. d. T. 
Juſtizverfaſſung. T. I. ©, 116. x. | 


Befugn. d. Bund. Gewalt. 95 


“fügt alsdann die B. V. in Folge ded Art. XXXI. der W. Schl. A. 
unmittelbar. Ueberhaupt muß die B. V. in allen Fällen, 
in welchen fie bei Brivatreclamationen unmittelbar verfügen fann, 
ebenfo bei Streitigfeiten der Bundesglieder unter fich, nach dem 


Inhalte des Art. XXXL der Schl. Akte unmittelbar verfügen . 


Tonnen. Dieß beftätigt auch Art. LXIII. der Schl. Alte, wo 
der Fall, in welchem bei einem Klaren Faktum feine rechtliche 
Einreden denkbar find, von einem gegentheiligen Falle unters 
fchiieden if. Auch unterfcheidet die Erefutionds Ordnung v. 3. 
Auguft 1820. S. 14. *) zwifchen Erefution, die nicht in Folge 
formlicher Nechtöftreitigkeiten verhängt worden, und Erefution 
austrägalsgerichtlicher Erfenntniffe. S. Heffter, l. c. ©. 179. 


In Anfehung einer unmittelbaren oder mittelbaren Erledigung 
ven Streitigkeiten der Bundesglieder unter fich, rechtfertigt fich 
daher folgende Eintheilung: (S. Heffter, 1. c. 1795 ©. Jordan, 
Lehrbuch des allgemeinen und deutfchen Stantörechtd. Caſſel 1831. 
S. 347.) 

1.) Sn Streitigkeiten, Die fich auf Die Bundesverhaltniſſe ſelbſt 
beziehen, inſofern (wie Jordan, S. 348. bemerkt) die Entſcheidung 
derſelben als nothwendige Vorbereitung oder Bedingung zut 
Handhabung und Vollziehung der Bundesgeſetze und Beſchlüſſe 
erſcheint, und inſofern dieſelben von der B. V. auch analog dem Arti⸗ 
kel XI. der Bundesacte, nach Umſtänden verſuchter, aber fehlgefchlas 
gener Vermittelung, ohne weitere Dazwiſchenkunft von Austraͤgen zu 
entticheiden find. (S. J. 8%. Klüber, öffentliches Recht ded Teut⸗ 
ſchen Bundes und der "Bundeöfnaten. 3. Aufl, Fraukf. a. M. 1831. 
6. 170. ©. 193.) 

Heffter, in feinen Beiträgen, führt ©. 179. folgende sehn i in 
Diefe Rubrik gehörende Fälle an, ohne jedoch damit Die Sache 
erſchopfen zu wollen: 

1) wenn ein Bunbeöglied (3. B. wenn es bdenfbar wäre, 
durch Duldung von Notten und Banden) die innere Sicherheit 
eines andern Staats und damit zugleic, des Bundes überhaupt, 


4) rot. v. 3. 1820. de 3. Aug. S. 25. — P. A. ©. v. Meyer, 
Gtaatö :Acten für Geſchichte und öffentliches Necht des Deutfhen Bundes. 
2 Aufl Sranff. a. M. 1833. II. 173. 
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oder deſſen Unabhaͤngigkeit und Unvertepbartei beeinträchtigen 
follte; Art. 2. B. A.; W. Schl. 2. 

2) wenn ein Bunbeögieb die im Art. 3. der B. A. ausge⸗ 
fprochene Rechtögleichheit an einem andern Bunbeögliebe ald einem 
ſolchen antaften follte; 

3) wenn ımter den Theilnehmern an einer Gefammtftimme 
im engern Rathe über die Art der Führung derſelben, ober über 
die Matrifulars Beiträge Streit entftehen follte, Urt. 4. ib 

4) wenn ein Bundeöflaat den Art. 18. der 3. A., der von 
den Nechten der beutfchen Unterthanen, insbefondere auch von 
der Nachfteuer handelt, in Beziehung auf einen andern beutfchen 
Staat verlegen ſollte; 

5) Verlegungen der in dem proviforifchen Beichluffe vom 
20. Sept. 1819. wegen der Univerfitäten wechfelfeitig übernommenen 
Verpflichtungen; 

6) Derlegungen der Stipulationen bes proviforifchen Preß⸗ 
gefeßed de eod. (wo $. 6. wegen der Befchwerben unter Bunbes- 
gliedern ausdrüdlic, ein commiflarifches Verfahren bei der B. B. 
vorgefchrieben ift; 

7) wenn einem beutfchen Souverain oder feinen Untertbanen 
bei den Tandesgerichten eined andern die Juſtiz verweigert würde; 
Art. 29. der W. Schl. A. 

8) wann über die Ausfuͤhrung einer aufgetragenen Exekution 
unter einzelnen Bundesgliedern Streit entſteht, (Exek. Ord. v. 
3. Aug. 1820, beſonders Art. 9.) ſelbſt über die Entſchaͤdigungs⸗ 
Anfprüche wegen verlaͤugerter Crekution; ib. Art. 3. 

9) wenn wegen der zufammengefeßten Urmeecospe bee 
Bunbeöheered unter einzelnen betheiligten Bunbeögliedern Streit 
entfteht; (Beſchl. über die Kriegsverf. in ihren allgem. Umriffen 
6. 6.) und mehrere andere auf die Bundes⸗Armee⸗-Verfaſſung fich 
beziehende Fälle; 

10) wenn der Belchluß vom 3. Aug. 1820 wegen der deut⸗ 
fchen Flußſchifffahrt von einem Bundesgliede nicht erfüllt werben 
wollte. | 

(S. auh R. Mohl, die öffentliche Rechtöpflege des deutſchen 
Dundes. Stuttgart und Tübingen 1822. ©. 64. bis 68.) 


— 
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Ein beſonderes Berfahren ift hier nicht geſetzlich vorgeſchrieben 
wit Yusunhme der etwa zur Exelution kommenden Fälle, wobei 
jeboch zu bemerken, Daß nach der Exek. Drb. vom 3, Aug. 1820, 
rt. XD. über die bei ber Erefution gegen die Bollziehung noch 
vorgebrachten zuläffigen Ginreden, bie ein weitered redhtliches 
Verfahren veranlaflen konnen, die B. V. nicht zu entfcheiben hat, 
vielmehr ein Austrägalverfahren eintreten Laffen muß. Ein inter 
refianter, hierher gehörender Fall findet fich in dem Prot. p. 1826, 
Sess. VIII Sep. Prot. 1. S. 241; ferner in bem Prot. v. I. 1877, 
Sep. Prost. in Sess. XXIIL 3. 531. „Neclamation bed Grafen 
Leiningens Beiterburg im Betreff der Rhein» Dctrois Rente» und 
Prot. v. 1837, namentlich in Bezug auf Garantiefälle Sess, II, 
$. 34. ©. 88; Sess. X. $. 124. ©. 361, und Sess. XL $, 133, 
©. 381. S. auch die Abhandlung: „Necurd eines Mitgliebe 
des Deutfchen Bundes ıummittelbar an die Gefammtheit der Buns 
beögenofien, in Klüber, Abhandlungen und Beobachtungen, Bd. IL 
1834. ©. 261.” Sodann 

IL.) In Streitigfeiten (unter Bunbeögliebern) welche 
von dem Bunbesverhältniffe unabhangig find; infofern die eins 
zelnen Bundeöglieder ald Souveraine, felbftändig, durch die B. V. 
nicht betroffen, einander, gegenüberftehen, (Heffter, Lo. ©. 177, 
182. bis 4190.) und die Erledigung folder Streitigkeiten — bei 
verfehlter Bermittelung — durch Austrägalinftanz zu geichehen 
bat. S. L. von Drefch, Abhdl. über Gegenftände des öffentl. 
Rechts. Münden 1830. Abhdl. U. S. 27—80. 

Dier tommt in befondere Betrachtung ; 

1) das Object, die Ratur bed Streitgegenftanded. — Die 
bis jegt befichende Bundesgeſetzgebung läßt feinen Unterfchied hin 
ſechtlich der Natur der hierher gehörenden Streitigkeiten zu und 
begreift darunter alle (fie feven Rechts⸗, Politifche, ober Interefs 
fenben u. f. w. Streitigkeiten), wo es fich nur vom verlegten 
Reden haubelt. S. Prot, v. 3. 1828, ©. 306. 314; Heffter, 
Le © 184 Drefd, lc. Abhandl. LS, 1—26;5 8, F. 
Eihhorn, Betrachtungen über die Verfaſſung bed beutichen 
Bundes ıc. Berlin 18335; (Jarke) über die austrägalgerichtliche 
Ertſcheidung der Streitigkeiten unter ben Blitgliebern bes beutichen 
Bundes. Wien 18335 vergl. ferner: von der Unterſcheidung 
zwiſchen Intereſſen und Rechten bei Streitigkeiten unter ben 
Bumbeöglichern, in ben Beiträgen zur Willenfchaft und Litteratur 
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des deutſchen Bundesrechts. Bonn 1823. R. Maurenbrecher, 
Grundſaͤtze bed heutigen deutſchen Staatsrechts. Frankfurt a. M. 
1837. ©. 187. Klüber, öffentliches Recht. F. 173. Note b; 
J. 5 A. Brunguell, Staatsrecht des beutfchen Bundes umb 
der Bundesftaaten. Erfurt 1824. L 303. u. f. w. 

Heffter erwähnt 1. c. ©. 188. ıc. fünf Fälle, wo ber im 
Art. XI. vorgefchriebene Austraͤgalweg nicht ftatt findet; ebenfo 
Jordan, 1. c. ©. 350. feined Staatsrechts, Fälle, wo die ridhs 
terliche Befugniß der Bundesgewalt nicht begründet iſt; ©. auch 
Klüber, öffentl. Recht. S. 199. wo mehr Fitteratur verzeichnet 
ift; Deögleichen Prot. v. 3. 1820, Sess. XXXVI 6. 214. 
©. 863. u. 685. und Commiffiond-Entwurf, wie die gütliche Beilegung 
oder rechtliche Enticheidung der Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter ſich zu bewirken. $. 9. 

2) Das Subject, nähmlic, flreitende Bundesglieder, welche 
in ihrer bundesmäßigen öffentlichen oder Staate-Eigenfchaft gegen 
einander auftreten. Klüber I. c. $. 172; $. 177. 

3) Das Verfahren felbft, welches wieber zweierlei ſeyn kann, 
und zwar: 

a) ein ſummariſches, zum Zweck der rechtlichen Feſtſetzung 
bed beſtrittenen juͤngſten Beſitzſtandes; Schl. Akte, Art. XIX. und 
XX. Prot. v. 3. 1831, Sess. IV. S. 57; v. J. 1832, Sess. XXIII. 
©. 910; Heffter, l.c. S. 192. u. flgde; Mohl, J. c. ©, 90. 
und 91; insbeſondere Dreſch, l. c. Abhdl. IL. S. 54-59. 

Die Thatſache des jüngſten Beſitzſtandes und die angezeigte 
Störung unterliegen auf Veranlaſſung der B. V. der Cognition 
eined bei der Sache nicht betheiligten Bundesglieded in der Nähe 
des zu ſchuͤtzenden Gebiets, welches die Sache durch feinen oberften 
Gerichtähof ſummariſch unterfuchen zu laſſen und darüber einen 
rechtlichen Beſcheid abzufaffen hat, deflen Vollgiehung der B. 2. 
alsdann obliegt. Diefer Beſcheid ftellt nur den proviforifchen Bes 
fißftand her und dem Befiegten bleibt es unbenommen, fein Beſitz⸗ 
oder Eigenthumsrecht auf dem Wege ded ordentlichen Verfahrens 
weiter auszuführen. 5) 


5) Daß Berfahren zur Aufrechtbaltung des Friedens unter den Bundes- 
gliedern, wenn eine gewaltfame Störung deflelben eingetreten oder zu beſor⸗ 
gen, (Schl. Akte Art. XVIIL XIX.) ift rein polizeiliher und nicht rechtlicher 
Natur. Es handelt ſich dabei nur von Erhaltung und Wiederberftellung des 
Friedens und der Eintracht, und nicht von Negulirung eines Nechtöverhält- 
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b) ein ordentliches, bei welchem wieder. zwei Stadien 
zu anterjcheiben: 

1) das Vermittelungsverfahren beider B. V. (Klüber, ]. c. 
$. 173. 180.) zur Herbeiführung einer gütlichen Beilegung des 
Streite. Beifpiele folcher. bewirkten Vermittelung bei Klüber, 
. c. $. 173. ©. 202. Note e; $. 174. ©. 206. Rote h. 

Dieſes Bermittelungsgeichäft überträgt die B. DB. einem von 
ihr und aus ihren Mitgliedern per scrutinium zu erwählenden 
Ausſchuſſe. v. Meyer, 1. c. I. Brot. v. 3. 1825, Sess. XVI. 
©. 226; v. J. 1826, Sess. XIV. ©. 355. 356; Geſchaͤftsordnung 
für Bundestages Eommiffionen de 29. April 18195 v. Meyer, 
l. c. ©. 108. 203. °) 

D) Das Prozeßverfahren bei einer Austraͤgal⸗Inſtanz; Kluͤber, 
. c. $. 174.— 176.) wohin gehören: 

a) die Wahl einer oberiten Gerichtöftelle ald Austrägal-Inftanz, 
weiche im Ramen, an Statt der B. V. und im Auftrage berfelben 
handelt. Klüber, 1. c. S. 204. Note e; Prot. v. J. 1822, 
Sess. VII. $. 67. ©. 1903; Sess. XIX. $. 161. ©. 894,7). 

b) Das austrägalgerichtliche Prozeßverfahren felbft. 

Dem Austrägalgerichte ftehen die Leitung des Prozefles und 
die Entfcheidung des Streits in allen feinen Haupt» und Nebens 
punkten uneingefchränft und ohne alle weitere Einwirkung ber 
8. B. zu. Wegen Vorladungen und anderer Zuftellungen ber 
Ansträgalgerichte an die flreitenden Theile ift zu vergleichen: 
Beſchluß de 7. Det. 1830; v. Meyer, |. c. I. 358, - 


siges unter den Bundesgliedern; in letzterer Hinficht bleibt es den bethei- 
listen Bundesgliedern — der getroffenen yolizeilihen Maßregeln ungeachtet — 
ſtets unbenommen, ihre Rechtsanſprüche auf geeignete Art noch geltend zu 
schen S. Jordan, L c. ©. 352; Klüber, 1. c. $. 171. ©. 195. 

6) Bermittelungsnvorfchläge werden bei der B.B. nie motivirt; Prot. 
e.% 1833, Sess. V. 6. 39. ©. 101. Bermittelungsverfuche begründen die 
Regel, (Brot. v. 1826, &. 357. 359.) welche nur (Prot. v. 1836, Sess. XII. 
k. 192. ©. 490.) in ganz fingulären Fällen eine Ausnahme geftattet. Anfichten 
in Betreff vorbereitender Handlungen bei Einleitung eines Austrägalverfahs 
rens, veranlaft durdy die Neclamation des Hofgerichtsraths Beisler, fin 
det man im Brot. v. 1825, ©. 412. u. ©. 439; Anlage C. ad Sess. XXII; 
ah ©- 410. 

7) Der erfte Gall, wo die BB. drei Zuftüftellen zur Auswahl in Vor⸗ 
flag brachte, ereignete fidy i. 3. 1833, ©. Prot. Scss. VII. $. 55. G. 156. 
in Betreff einer bei dem Koͤniglich Preuſſiſchen oberften Gerichtshofe ge» 
iroffenen Einrichtung. S. Prot. v. 3. 1834, Sess. XXXV. $. 459. ©. 874. 

tesnhardi, über Auöträgalverfahren. ’ 7 
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c) Die Urtheilsfälumg. Das Erkenntniß wird im Namen 
ber B. V. abgefaßt, (Beſchluß v. 16. Juni 18175 und 3. Aug. 
1820; 9. Meyer, l.c.H. ©, 65. und ©. 167.) den Partheien 
vor dem oberften Gerichtshofe ausdruͤcklich, im Namen und Aufs 
trage des Bundes eröffnet, fodann fammt ben Aften der B. 2. 
durch den betreffenden Gefandten mit einem Schreiben ded Aus 
traͤgal⸗Gerichtshofes zugeitellt, damit fie auf deſſen Befolgung 
halten könne. Alle, ſowohl interlocutorifche, als definitive Erkennt⸗ 
niffe find fofort nach ihrer Eröffnung ale rechtöfräftig anzufehen 
und zu befolgen. Nur wegen neu aufgefundener Tharfachen und 
Beweismittel (restitutio ex capite novorum) kann innerhalb vier 
Sahren, vom Tage der Auffindung an gerechnet, um Reftitution 
nachgefucht werben, doch ohne daß dadurch Die Bollziehung des 
Urtheild aufgehalten werden möge S. Klüber, I. c. ©. 207; 
Prot. v. 3. 1826, Sess. VIII. S. 223, u. flgd. 

Eine Beſtimmung wegen Beſchwerde über Nichtigkeit, ober 
für den Fall, daß dad eröffnete Erkenntniß mit einem Mangel, 
welcher deſſen Uebergang in Rechtskraft wefentlich hinderte, behaf⸗ 
tet wäre, fehlt dermalen noch; einen Borfchlag dazu macht Der 
Entwurf v. 21. Dezbr. 1820, Sess. XXXVIL $. 214. ©. 662. 
Beil. 25. und 26. ©. 694; Klüber, 1. c. $. 175. Man fche 
ferner Brot. v. 3. 1833, Sess. X. $. 92. ©, 236. wegen Ridy 
tigfeitöbefchwerde gegen ein Austrägalerfenntniß; biefelbe wird für 
unzuläffig erffärt, ibid. ©. 238. und in dem deßfallſigen Bortrage 
ber Vollziehungs⸗Commiſſion L 3. 1833, Sess. XL $ 11. ©. 
329. und 333; u. Sess. XLIL $. 439. ©. 915. 922; — Prot. 
v. %. 1835, $. 95. ©. 166; u. $. 230. ©. 486; zu vergleichen 
ift außerdem Dreſch, I. c. Abh. UL ©. 81. big 118. 

Aa) Die Vollziehung des Urtheils. 

Die B. 8. verfügt auf Anrufen der Partheien die Vollziehung 
ber Austrägalerfenntniffe, infofern diefen nicht fofort, oder nicht 
volftändig Folge geleiftet wird. Beſchl. der B. V. v. 3. Aug. 
1820, Art. IX. ©. 221; ebenfo $. IX. diefer Abhandl. 
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Die richterliche Befugniß der Bunbeögewalt erſtreckt fich in 
ber Regel nidjt auf bie Unterthanen der Bunbeöftaaten, jedoch 
ausnahmsweiſe zu deren Gunften auf folgende Fälle: 

I) Bei gehemmter ober verweigerter Suftig, um ben Unter: 
thanen zu ihrem Rechte zu verhelfen. W. Schl. A, Art. XXIX. auch 
in gewiffer Beziehung Art. LXIII; Klüber,l.c. $. 169. ©. 188; 
$. 227. ©. 280. 

Wenn in einem Bundesſtaate orbnumgsmäßige Rechtöpflege 
in emer Juſtizſache verweigert, verzögert oder gehemmt und 
Abhülfe Dagegen mit allen gefeßlichen Mitteln, bei den betreffenden 
Staatsbehörden, fruchtlos verfucht worden, fo fteht den Betheis 
ligten Recurs an die B. B."offen. °) 

Es ift in der Beſchwerde gründlich auszuführen, daß bie 
Thatfache der verweigerten Suftiz erwiefen fey, und baß biefelbe 
ch nach Rechtsgrundſaͤtzen, nach der Berfaflung und ben beftehenden 
!andesgefeben nicht rechtfertigen Laffe, fo wie, daß in dem betrefs 
fenden Staate auf gefeßlichem Wege eine Abhülfe nicht erlangt 
werben fönne. 

Die B. B. hat diefe Beſchwerde nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundfagen, nad der Verfaſſung und den Landesgeſetzen zu prüfen und 
sur wenn bie Befchwerde erwiejen und gegründet befunden, bei 
der betreffenden Landesregierung gerichtliche Hülfe zu bewirken. 

Diefer Fall macht jedoch Feine richterliche Enticheibung noth- 
wendig, indem ber Zweck bed Art. XXIX. bloß Bewirkung bes 
Rechtsganges zu Gunften der Unterthanen ift, Damit durch folche 
Hemmung die innere Ruhe nicht gefährdet werde. 

Wegen rein adminiftrativer Verfügungen, namentlich fofern 
ke von polizeilichen Landessverfaflungsmäßig beftehenden Behörs 
den ausgegangen, findet Recurs an die B. V. mittelft Beſchwerde 


8) In Hinfiht der über Juſtizverweigerung aufgeftellten Grundſaͤtze und 
Iafihten verweilen wir auf Prot. — v. 3.1827, Sess. XVII. S. 390; —ferner 
». J 1830, Sess. XIV. $. 106. ©. 463; Sese. XXL $. 167. ©. 68; 
Bess. XXIV. 8.19%. ©&.760; Sess. IXVIIL $. 221. S. 984; Sess. XXIX. 
. 29. S. 994; Sess. XXXI. $. 336. ©. 1021; — v. Jahr 1837, Sess. II. 
29. &. 65. — Namentlich in Beziehung auf Garantiefälle nad Art. XV. 
der. 9. und XXXL. der W. Schl. A.; Prot. v. J. 1837, 5.34. ©.82. und 6. 124. 
S. 3601; Sess. X; u. Sess. XI. $. 133. ©. 38ı. 

7 % 


100 Abth. II, Abſch.1, 8.8. — Einzin, richterl. 


über Juſtizverweigerung nicht ſtatt, Reichard, 1. c. I. 559; 
Mohl, .c. ©. 161. u. flgb., wenn und infoweit nicht 
gerichtliche Klage dagegen zuläflig if. Klüber, I. c. $. 366; 
$. 389; $. 474. ıc.) 


I) Wenn Korberungen von Privatperfonen an Bundeöglie- 
der darum nicht befriedigt. werben können, weil eine gänzliche 
oder theilweife Ungewißheit darüber obwaltet, ob und welche 
Bunbesglieder als verpflichtet in Anfprud; zu nehmen find; 
(Art. XXX. der W. Schl. A.) — indem, abgefehen von der 
Hauptfrage, ob und wie Die Korderung in quali et quanto be» 
gründet fey, (Wiener Eonferenz Protocol! v. 3. 1820, Sess. XXIL 
Anl. A.) unter mehreren Bundeögliedern ald Souverainen Die 
Borfrage, wem die in Betreff de® Verpflichtung beftrittene Be⸗ 
friedigung obliege, ober mit anderen Worten, wer der Beflagte 
fey, (Prot. v. 3. 1821, Sess. XIV. $. 93. ©. 1695 Beil. 6. 
©. 179. und 187.) zweifelhaft oder flreitig iſt; — fo hat die B. V. 
auf Anrufen der betheiligten Bundeöglieder oder Privatperfonen 
Prost. v. J. 1821, ©. 186.) um den Zuftand der Rechtlofigkeit 
aufzuheben, gütliche Ausgleichung zu verfuchen. 

Sollten ſich aber die in Anfpruch genommenen Bundesglieder 
binnen einer zu beſtimmenden Zeit nicht über ein Compromiß vers 
einigen, fo hat die B. V. rechtliche Entfcheibung ber ftreitigen 
Borfrage”) durch eine Austrägal-Snftanz zu veranlaffen. Klüber, 
l. c. $. 176. ©. 209. 1°) 


9) In vorkommenden Fallen ift eine nähere Beſtimmung der Borfrage 
bald der Vereinigung der Partheien, Klüber, 1. c. |. 176 ©. 211. 
Mote d., bald der Feſtſetzung des Austrägalgerichts überlaffen, (als Bei: 
fpiel: Prot. v. 3. 1826, ©. 41. no. 2.) bald durch Bundesbeſchluß ſelbſt 
monirt worden. — Prot. v. 3.1826, Sess. XIII. $.61.©.335; Sess. XVII. 
$. 73. ©. 412. — ferner Heffter, 1. c. &. 266. 

10) Im gemeinen Eivilrechte giebt es in dem Umfange, wie fie der 
Art. XIX der W. Schl. A. authorifirt, eine folhe Procedur nicht ; 
Heffter, in feinen mehrerwähnten Beiträgen S. 191. glaubt eine vollſtändig 
entfprechende Bezeihnung in der Attiſchen Zurispruden; in dem Worte 
diadızaata gefunden zu haben, und verweißt hierbei auf feine Atbenäifche 
Gerichtsverfaflung, ©. 238. 272.0. — Platner, Attifcher Prozeß. IL.17. ıc. 
— Maurenbreder, 1. c. S. 191. bedient ſich gleichfalls diefed Worte ; 
mir fcheint jedoch diefe griechifche Bezeichnung auf etwas ganz Anderes bin- 
zudeuten, und die Aehnlichkeit der beiden SInftitute nur in den allgemeinften 
Umriffen zu befteben. 
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Was das Verfahren bei der Austraͤgal⸗Inſtanz betrifft, fo dies 
nen im Weſentlichen die Bundestagsbeſchlüſſe de 16. Suni 1817, 
Sess. XXV. $. 231. ©. A468; und v. 3. Aug. 1820, Sess. XIX. 
5.95. ©. 227. auch hierbei zur Norm mit einigen wenigen Modi⸗ 
Kcationen, die ſich theild von felbft veritehen, theild auf ergangenen 
Betchlüffen beruhen, z. B. Befchluß v. 28. Febr. 1822, Prot. Sess. 
YIH. ©. 193. in Betreff der Ernennung eined Gerichts; Beſchluß 
v. 19. Juny 1823, Prot. Sess. XVII. $. 106. ©. 298. wegen 
Wahrung der Friſten; Prot. 1823, $. 67. ©. 120; $. 106. 
©. 2895 ©, ferner Heffter, I. c. ©. 260. bis 270. 

Diefe Beſtimmungen bed Art. XXX. der W. Schl. 9. find aber 
unter Andern nicht anmwenbbar: 

1) wenn bie in ihrer öffentlichen &igenfchaft in Anfpruch 
genommenen Bundeöglieder unter ſich darin einig find, daß in 
Anfehung ihrer Aller, ſowohl gemeinichaftlic, ald individuell, die 
Zorderung unftatthaft fey, und daß alfo in diefer Hinficht zwifchen 
ihnen Nichts zweifelhaft oder ftreitig. Prot. v.%. 1825, Sess. XII. 
565. ©. 148. 

2) Auch findet die Dispofition ded Art. XXX. früher 
Art. XV. ©. die dritte Redaction der Anträge des erften Aus⸗ 
ſchuſſes der Wiener Minifterial» Eonferenz v. 3. 1820) feine Anwen» 
dung: bei Privatforderungen, die aus der militärifchen Decupas 
tion des Hannöverifchs Heffifchen ꝛc. Gebietd und aus Verhaͤltniſſen 
des ehemaligen Königreichd Weftphalen hergeleitet werben wollen. 
Prot. der Wiener »Eonferenz v. 3. 1820, Sess. XVIL im Februar 
1821. 

Die 3. V. ift auch nicht competent: 

3) wenn mehrere Bunbesglieder in ihrer Privateigenfchaft ale 
gemeinſchaftlich verpflichtete correi debendi vorhanden, mithin 
obligatio correalis passiva ftatt findet, ober wenn wegen connerer 
Anfprücdye Privatperfonen zu belangen find. Mehreres bei Klü⸗ 
ber, L c. $. 176. $. 177. ©. 209. u. flgd.; Maurenbres 
her, 1. c. F. 118 ©. 182%; Mohl, l. c. S. 140; Dreſch, 
Abhandlungen 1. c. J. ©. 61. u. flgd. 


Schließlich wollen wir der Vollftändigkeit wegen, noch einiges 
mehr Doctrinelle, geſetzlich Unentfchiebene, Cafuiftifche, (vorzüg⸗ 
lich in Hinficht auf den Art. XXX.) um es doch nicht ganz zu 
übergehen, hier wenigſtens andeuten: 
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a) Mie wird das Austrägalgericht beftellt, wenn fein Bundes⸗ 
glied als Kläger oder Bellagter auftreten will? — Die Bunbeöglieder 
muͤſſen ſich über ein Austrägalgericht vereinigen; oder die B. B. 
muß daſſelbe ernennen, — Prot. ber B. 2. v. J. 1821, 
Sess. II. $. 11. ©. 305, Sess. VI. $. 33. ©. 73; Sess. XIX. 
6. 124. ©. 3685 v. 5. 1822, Sess. XIX. $. 160. ©. 817; Sess. 
XXII. 6. 176. ©. 880; Sess. XXIV. $. 182. ©. 668; Sess. 
XXV. $. 196. ©. 781; außerdem Hufnagel mb Scheuer 
len, Gerichtöverfaffungen der Deutfchen Bundesftaaten. 1829. L 
©. 30. — oder dad Bundeöglied bezeichnen, welched dem Anbern zur 
Wahl drei Gerichte vorzufchlagen hat. — ©. Prot. v. 28. Sept. 
und 25. October 1820. 

b) Wie werben die Partheirollen beftimmt, wenn feind der 
in Streit befangenen Bundeöglieder felbft die B. V. erft angegans 
gen hat? — Auch hierüber müflen fich die Partheien vereinigen, 
und es beitimmen ihre Rolle einitweilen entweder die B. V. ober 
bad Austrägalgericht felbf. — Jordan, I. c. ©. 355. 365; 
Hufnagel, ꝛc. J. c. ©. 31; Klüber, 1. c. $. 174. ©. 203. 
Note d. ’ 

c) Es frägt fich, ob und welchen Antheil Die bei dem Rechtgftreite 
betheiligten Privatperfonen an dem Verfahren ſelbſt nehmen dürfen? 
Sogar eine accefforifche Intervention der betheiligten Privatperfonen 
wird für nicht zuläffig erflärt. Hufnagel, 1.c.&.32. — Anderer 
Anficht find Klüber, 1Lc.$.176. S. 200; Jordan, l.c. ©. 366. 
Kür die TCheilnahme hat ſich das Oberapp. Gericht in München 
ald Austrägal-Inftanz zwilchen Darmftadt und Naſſau auögefpros 
hen: Prot. 1822, ©. 97.— 116. Dagegen, dad Oberapp. 
Gericht zu Eelle, ald Austrägal⸗Inſtanz in Sachen der Pfälzi- 
fchen Obligationen Lit. D: Prot. 1823, ©. 51. 91. 121. 289; 
wo bie Frage ber Theilnahme näher erörtert ift. 

d) Kann dad Austrägalgericht Proviforien, namentlich 
proviforifhe Zinszahlung verfügen?! — Hufnagel, 1 c. 
© 285 Klüber, 1. c. $. 176. Note g. bejahen; Jordan, 
l. c. ©. 367. verneint. Dad Bayerifche Oberapp. Gericht in 
München bat im Nechtöftreite zwifchen Darmftabt und Naffau eine 
proviforifche Zindzahlung verfügt: Prot. 1822, ©. 97. — 116. 

e) Eigentliche Reconvention ift bei dem Verfahren nadı dem 
Art. XAX. nicht denkbar, Adcitation durchaus nicht, Compen⸗ 
fationd » Einrede nur in gewiſſer Hinficht zuläffig, auch Litis⸗ 
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benumciation, um den Regreß zu fichern, und etwaige Aſſiſtenz zu 
erhalten, ſtatthaft. — Jordan, l.c. &, 359. und S. 366; $. 220 
und 223. unb bie bafelbft angeführten Citate; Klüber, 1. c. 6. 175. 
$. 176. Rote d. — Intereſſante Verhandlungen im Betreff der 
Acitation finden fich in den Protocollen 1822, S. 599.— 608; 
©. 669. — 684; ©. 751; ©. 761. — 764. 

f) Ein Declarationsgeſuch wider ein verfaſſungsmäßig ge 
ſprochenes Austrägalurtheil ift beim Gerichte und nicht bei ber B. V. 
anzubringen. — Klüber, I. c. ©. 876. in den Zufüben ad $. 1751 
und befien Abhandlungen. ®. U. 

g) Die Frage: ob die Auslegung des Sinnes eined europäis 
khen Staatövertragd der Entfcheidung eined Audträgalgerichts zu 
überlaffen ſey? — verneint Preuffen; Prot. 1826, S. 214; Dagegen 
erachten Bayern, Kurbeflen, Grfhgth. Heflen, Baden ıc. dad Austräs 
galverfahren und die Sompetenz der Austrägalgerichte auch in 
den Fällen für begründet, wo es ſich von ben durch europäifche 
Staatöverträge begründeten Aniprüchen handle; ebendaſ. ©. 342. 
Eiche auch Klüber, öffentl. Recht. ed. 3. ©. 201. Rote b. in 
fine; &. 521. Ä 

h) Finden die Beſtimmungen bed Art. XXX. über Anfprüche 
anf einen Staatöftgcend, Anwendung? — Prot. 1837, Bess. 1.5.92; 
und Sess. X, ©. 389, $. 121. 

i) Wie Borforge mittelft Anordnung einer eignen Austrägal: 
oder Compromiß⸗Inſtanz zu treffen (was freilich eine Erweiterung 
der bisherigen Normen der Bundeöverhältniffe 1837, ©. 293. vors 
ansfegt) für Fälle, wo Privatrechtöforderungen der Unterthas 
uen einzelner Bundeöglieder an den Bund gemacht werden, und 
bei denen weber Die Art. XI. der B. A. noch XXI der W. Schl. A. noch 
der Art. XXX. derfelben ihre Anwendung fünben, wird beantragt 
vom Grßhgth. Heflen, Prot. 1835, $. 71. ©. 111. u. flgb.; 
Brot. 1837, S. 82. ©. 233. u. flgd.; und vom Grßhgth. Luxem⸗ 
barg, Prot. 1837, Sess. XL $. 131. ©. 371. — ©. auch bie 
Ahftimmungen Brot. 1837, Sess. IX. $. 112. ©. 344; u. Sess. 
XV. 5 174. ©. 462; Sess XVI. $. 182. ©. 476; Sess. 
xVIL $. 200. ©. 808; Sess. XVII. $. 209. ©. 516; Sess. 
xx. 6 241. ©. 877; Sess. XXI. $.262. ©. 620. Geſchluß); 
und Sess. XXIII. 5. 267. ©. 630. Eryhoth. Hefſ. weitere Erklärung 
und Berwahrung.) 
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MI) In dem Falle, wo das zur Entfcheibung von Streitig⸗ 
keiten zwifchen Regierungen und Ständen in Zolge ber in Wien 
im Jahr 1834 abgehaltenen Cabinets⸗-Conferenzen angeordnete 
Schiebögericht ) — Prot. v. J. 1834, ©. 930; Plenarfigung v. 
30. Dft. u. Prot. v. J. 1835, Sess. X. 5. 119. ©. 241. in 
Anſpruch genommen würde. 


Die Scieberichter entfcheiden nad) Gewiffen und eigener 
Einficht durch Stimmenmehrheit; die Entfcheidung wird der B. V. 
zur Mittheilung an die betheiligten Regierungen eingereicht; ber 
ſchiedsrichterliche Ausſpruch hat Kraft und Wirkung eines Aus- 
trägals Erfenntniffes und die bundesgeſetzliche Exekutions⸗Ord⸗ 
nung findet hierauf Anwendung. 72) 


11) Hierüber find bereitd mehrere Schriften erfhicnen, namentlich: 
A. Arnold, die richterliche und vollziehende Gewalt des Deutſchen Bundes, 
mit befonderer Rückſicht auf das Bundesfchiedsgeriht. Stuttgart 1835. — 
Das neue Schiedsgericht für die conftitufionellen Staaten in Deutſchland. 
Branff. a. M. 1835. — Iſt eine analoge Anwendung des neuen Gciedss 
gerichts auf Hamburg, fo lange deſſen Verfaſſung befteht, gedenkdar ? Ham ⸗ 
burg 1835. — Archiv für die neuefte Geſetzgebung aller deutſchen Staaten, 
unter Mitwirfung vieler Gelehrten herausgegeben von Aler. Müller. 
VI. Band, Heft 2. Erft. a. M. 1835. ©. 144. — 8. Frhr. v. Gruben, 
Betrachtungen über das bundedgefeglihe Schiedsgericht. Hft. IL S. 150. 
Stuttg. 1836. — ©. auch Reihard, l. c. I. ©. 545. 


12) Zu Schiedsrichtern wurdenernannt: S. Prot. 1835,Sess. X.5.119.©.241. 
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| | Staatsrath im ord. Dienft, 

| v. Sutner, |Reiherath und Borftand| Müns 

(Narb imS.1837.) | der Staatäfhuidentil- | chen. 
gungs⸗Commiſſion. 


Appellationsgerichts⸗Di⸗ 
rector (2. Praͤſ. der Kam⸗Amberg. 
mer d. Abgeordn. v. 1834.) 
Schumann, Doctor Er Ser. Dresden. 


Noſtiz u. Zäns|Director der1.Abtheil. des 



















| 
m | Bayern. Ä 
| v. Korb, 





dendorf. K. Sächſ. Finanzminis |Dresden. 
Später, f. Prot. fteriums. 
—— Wirkl. Geh. Rath und 
⸗ ⸗ 1 . eh). R 
v.Wietersheim, Kreisdirector. Dresden 
Landdroſt der Yandprofteil Luͤne⸗ 
Meyer, Lüneburg. burg. 
vg Dannover. Sraf v. Kiel: |Director der Juftizcanzlei Geile. 
mannsegge, zu Celle. 


Doctor der Rechte, Staats⸗ 
— D borfügender Rath Stutt⸗ 
„beim Depart. der auswärt. 
o. Harttmann Angel. und Director des gart. 
__  tebnrathe, 
Doctor der Jtechte, Ober: 
finanzrath, vortragender| Stutt⸗ 
Rath und Juſtitiar beim] gart. 
Devart. der Finanzen. 
Doctor der Rechte, Geb.| Heidel- 
_Rath_ und Profeffor._|_berg- 
Geh. Rath und Präafident Carl 
der Großherz. Oberrech⸗ rube 
nungsfammer. " 
Geb.Rath u. Präfident der| . 
Kurfürftl. Regierung der Caſſel 
Deon iedeaeſch (jetzt 
iniſter des Innern. 
Doctor der Rechte, Ober⸗ 
appellationsgerichtsrath. 
Wirkt. Geh. Rath u. Pra- . 
fident der Oberfinanz⸗ ar 
fammer. " 


Doctor der Rechte Canzler 
der Univerfität Gießen. 
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es kt. genbeiten. burg. 
XI. ſwegen des Gro Licentiat der Rechte, Mit- 
Luxemburg. Münden, |glied der Regierungscom: curen⸗ 
miſſion zu Ruremburg. | burg. 
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Chef des Herzogl. Braun: 
ſchweig. Finanzcollegii, 
Finanzdirector u. Geh. 
Legationsrath. 
Schr. v. Winzin.|Herzogl. Naſſ. Kammer: 
gerode, herr u.Hofgerichtsdirector. 
Doctor der Rechte, Ober: 
Medienburg- vd. Der b e N, appellatio negerichtb, Mei Darin. 
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Oldenburg Großh. Didenburgifcher Dlden- 
Minbalt:Deffan, Suben, Stantsrath. burg. 
» Bernburg. öAæMCIEICITTITCRCCI., 
XV | » Cöthen, Doctor der Rechte, Anhalt: 
. [Shwarss. Son (sert Bernburg. —8 Regie⸗ 
v. Albert, rungsra 
en  [|6.9r01.1836,5.96.5.220.| burg 
| » Mupdolftadt. Regierungspräfident. 
Dobenzollern : He: Fürfl-Reusifer&angter; 
bingen,| v. Straud, egierunge⸗ und Conſi⸗ Gera. 
» Sigmaringen, ftorial » Präfident. 
Liechtenftein, | PEN er — 
XVI. Meß. alt. u. jüng. Buch. Lippe», Saum: 
inie, burg - ippe- u. ed.) Wolfen- 
Schaumburg-Fippeil v. Strombed, ſcher Dberappellationsge- Bolfen 


Lippe und 


richtörath bei dem DA 
Waldeck. I y id 


richt zu Wolfenbüttel. 
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Freie StadtLübeck. 

Doctor d. Rechte, Senator 
reieſtadt gran Horn der freien Stadt Bremen. Bremen. 





men 
te Stadt Ham- Möndeberg, |ticentiat, Senator der| Ham- 
burg. freien Stadt Hamburg.| burg. 


Auch dürfte wahrfcheinlid, Die richterlicye Befugniß der Bundes» 
gewalt flatt finden: 

IV) Bei Entfcheibung Cald weitere Ausführung des Art. 
LXID. ber W. Schl. 4.) der in gegründeten Befchwerben vorkom⸗ 
menden flreitigen Nechtöfragen der Mediatifirten durch eine eigene 
richterliche Inſtanz.9) 

Die Beranlaffung, diefen Gegenftand in Berathung zu ziehen, 
gab eine Vorftellung des Herrn Erbprinzen Eonftantin zu Lüwens 
ſtein⸗ WertheimsNofenberg, worüber i. 3. 1835, Sess. XXII. $.367. 
&. 797. Bortrag erftattet und auf Inſtructions⸗Einholung anges 
tragen ward. Bis jetzt haben darüber abgeftimmt: 12te Stimme, 
Prot. d. J. 1835, Sess. XXVI. $. 421. ©. 8775 — Oeſterreich 
und Holfteins Lauenburg, Sess. XXVIL $. 438. ©. 918; — bie 
14te 15te 16te und 17te Stimme, Sess. XXIX. $. 478. ©. 1111, — 


13) ©. vorzüglih hierüb. Archiv für Standes - und grundberrliche Rechte 
und Berbältnifie, Geſchichte und Statiſtik alter und neuerer Zeit. Carlsruhe 
181 0.1822. — 8. Bollgraff, die teutfchen Standesherrn, ein hiſtoriſch⸗ 
möhicikifcher Verſuch. Gießen 3824. — Weisse, programma de judicio 
pariam in causis criminalibus principum Germaniae alieno imperio 
sabjectorum, 1828. — 9. W. Heffter, Beiträge. 1. c. L S. 11x. Berlin 
1829. — 3. 2. Klüber, Abhandlungen und Betrachtungen für Geſchichts⸗ 
fmde, Staatd- und Rechtswiſſenſchaft. Frft. a. M. 1830, IV. S. 83. x. — 
et 0. Drefh, Abhandlungen über Gegenftände des öffentlihen Rechts. 
Runden 1830, IV. ©. 119. — 3. 8. Kohler, Handbuch des deutichen 
Yrivatfürftenrechts” der vormals reichöftändifchen, jet mittelbaren Fürſten 
und Grafen. Sulzbach 1832, $. 115. ©. 306.1. — Betrachtungen über die 
Unzulänglichleit des 14ten Artikels der Deutichen Bundesafte zur Befrie- 
digung der mebdiatifirten Reihsftägpe x. (v. Sr. D. dem Erbprinzen Con 
Rantim zu Löwenftein.) Heidelb. 1833. — Ueber die Unverleßbarkeit der 
Rendeiherrlihen Eigenthumsrechte, von Dr. 8. Bollgraff. Marb. 1837. 
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Grßhzgth. Heflen, Sess. XXX. 5.493, ©. 1135; — Preuffen, Sess- 
XXXI. $. 506. ©. 11805 — i. 5%. 1836: Hannover, Sess. IL 
$. 35. ©. 795 — Bayern, Sess. IV. $. 95. ©. 2195 — Baden, 
Sess. X. $, 167. ©. 424; — Sachſen, Sess. AH. $. 197. 
©. 807. 


8 IX. 
Die Bollziebung. 





Die Bundes-Berfammlung hatte dieſen wichtigen Gegenftand zwar 
nicht unbeachtet gelaffen, wie aus den Verhandlungen v. J. 1819, 
Sess. XXXV. $. 219. und 220. zu erfehen, die Beſtimmung einer 
umfaffenden Bollziehungsbefugniß ber B. ®. blieb jedoch ber 
W. Schl. A. vorbehalten. Es ward in den Art. XVIL.XXXL und LII. 
dad Nähere deßfalls feftgefett. Der Art. ZXXL fagt: „Die 
B. V. hat dad Recht und die Verbindlichkeit, für die Vollziehung 
der B. A. umd ber übrigen Grunbgefete bed Bundes, der in Gemäß- 
heit ihrer Competenz von ihr gefaßten Befchlüffe, der durch Aus⸗ 
träge gefällten fchiedsrichterlichen Erkenntniffe, der unter die Ges 
währleiftung des Bundes geftellten compromiffarifchen Entfcheibungen 
und der am Bundestage vermittelten Bergleiche, fo wie für Die 
Aufrechthaltung der von dem Bunde übernommenen befonderen 
Garantien, zu forgen, auch zu diefem Ende, nad, Erfchöpfung 
aller anderen Bumdes-verfaflungsmäßigen Mittel, die erforderlichen 
Erefutiond- Maßregeln, mit genauer Beobachtung ber in einer 
befonderen Erefutiond » Ordnung dieferhalb feftgefegten Beſtimmun⸗ 
gen und Normen in Anwendung zu bringen. « 

In Hinficht der Art der Vollziehung beftehen für bie Fälle, 
wo fein Zwang nöthig wird, Feine eigene Vorfchriften, wo aber 
die Bollgiehung denfelben erfordert,1*) wenn alle Bundes⸗verfaſſungs⸗ 


14) v. Meyer, Reyertorium zu den Berbandlungen der teutihen B.B. 
L®8 70. x. — 5 W. Tittmann, Darftellung der Berfaflung 
des teutichen Bundes. Leipg. 1818. — Brunquell, 1. c. © 105.1. — 
Schmalz, Il. c. $ 164. «x. , 
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mäßigen Mittel, ihm vorzubeugen, erfolglos erſchoͤpft find; dann 
hat die B. B. die angemeflenen Exekutions⸗Maßregeln,“) mit ge- 
nauer Beobachtung der in der ErefutionesOrdnung de 3. Aug. 1820, 
Prot. S. 222. feſtgeſetzten Beftimmungen, in Anwendung zu bringen. 
Zufolge Art. II. diefer Exekutions⸗DOronung wählt die B. V. jedes⸗ 
mal für den Zeitraum von ſechs Monaten aus ihrer Mitte eine 
Sommiffion von fünf Mitgliedern und zwei Stellvertretern, (Bolls 
siehungs = oder Exekutions⸗Commiſſion) an welche Alles abgegeben 
wird, was auf die im Art.I. der Exekutions⸗Ordnung bezeichneten 
Vollziehungs⸗Gegenſtaͤnde Bezug hat. 9 Klüber, 1. c. $. 178. 
6. 179. 


15) ». Struve, I. c. S. 60. xc.; Mobl, 1. c. ©. 176. x. 

16) Die Bedingungen und der Gang der Zwangsanwendungen zum 
Zwedle der Vollziehung ward zuerft in Beziehung auf Art.IL der 3 A. geſetz⸗- 
lich beſſimmt durch die proviforiihe Erefutions-Ordnung v. 20. Sept. 1819, ' 
Sess. XXXV. ©. 664.; v. Meyer, Corp. jur. edit. II. ©. 135. 
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a) Ein Blick auf die Berbandlungen in Wien im J 1315, in 
Beziehung auf Austrägul> und Bundesgerichte, 


Bevor wir zur Aufzählung der einzelnen legielativen Beſtim⸗ 
mungen felbft übergehen, werfen wir noch einen Bli auf die 
Verhandlungen des Wiener Congreſſes i. 3. 1815. in Diefer Bes 
ziehung. 

Unter den befannten drei Hauptpuntten: 

1) eine kraftvolle Kriegsorganifation, 

2) ein Bundesgericht, und 

3) Iandftändifche, Durh den Bundesvertrag ge 

fiherte Berfaffung, 

welche auf Preuſſiſchem Vorfchlag bei der neuen Bunbesverfaffung 
beſonderer Gegenitand der Berathungen werden follten, nahm bie 
Errichtung eined Bundesgerichts die zweite Stelle ein; es follte 
yermanent an dem Orte des Bundesraths refibiren und feine 
Eompetenz ſich auf Streitigkeiten der unmittelbaren Bundesglieder 
unter ſich, fowie auf Klagen mittelbarer Perfonen gegen uns 
sittelbare Perfonen, und zwar wegen Berlekung fowohl der 
imeren Landesverfaſſung, ald auch folder in berfelben gegründeten 
enzelnen echte, weldye durch den Bundeds oder durch einen ans 
dern Staatövertrag ausdrücklich zugefichert worden, erſtrecken. 

So lange noch Zweifel herrichten, ob die neue Bundesverfaſ⸗ 
ng die eined Bundesftaated, ober eined bloßen Staatenbundes 
werben follte, war auch noch viel Wahrfcheinlichteit vorhanden, 
daß man ſich über diefen PrenflifchDefterreichifchen Vorſchlag (denn 
Defterreich war im Wefentlichen ganz hiermit einverfianden) einigen 
würde. Faſt alle übrigen Staaten, einige mit viel Wärme, (ja, 
hamover wollte den Landſtaͤnden fogar den Recurd an ben Bunb 
gegen Mißbrauch der Sonverainitätsrechte der Yürften offen bes 
kalten) ftimmten dieſem Antrage bei, nur Bayern und Wärtemberg, 
denen fich fpäter auch noch, gegen feine früher ausgefprochene Ans 
fht, Helen Darmftabt anfchloß — Baden blieb hier ganz neutral — 
varen nicht damit einverftanden. Sobald aber beftimmt ausge⸗ 
rocken war, baß die neue Verfaffung die eined Staatenbundes 
werben follte, vermehrte ſich die Oppoſition der genannten Staaten, 
mb die Idee eines Bundesgerichts ward aufgegeben. Dem ohn⸗ 

Leoudardi, uber Austrägaiverfahren. 
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geachtet machten noch in der Xten Sitzung insbeſondere Kurheſſen, 
Mecklenburg, Holfteins Oldenburg, die ſaͤmmtlichen Sächftichen 
Häufer und die freie Hanfeftabt Lübeck den Berfuch, wenigftens 
den Ausdrud » Bundesgericht beizubehalten, nachbem zuvor auss 
drücklich fich der Könige. Sächfifche Hof, ſowie aud) etwas modi⸗ 


ficirt, Holftein für den Antrag erflärt, und die vereinigten Fürſten 


und freien Städte in ihren Noten vom 16.Nov. und 14. Dechr. 1814 
auf eine oberftrichterliche Behörde und auf Bundesjuftiz, der ein 
gemeinfames Oberhaupt fchnelle und vollfommene Folge verfchaffen 
folle, gebrungen hatten. Die Verhandlungen waren ingwifchen fo 
weit gebiehen, baß in der Eonferenz vom 2. Juni 1815 die für 
eine abgeäanderte oder revidirte Abfaffung ber Bundesakte ernannte 
Commiſſion, nach der Anficht faft aller Anmwefenden, folgenden 
Artikel deßfalld in Antrag bringen Tonnte: 

„Die Bundesglieber machen fich verbindlich, einander umter 
feinerlei Vorwand zu befriegen, oder ihre Gtreititfleiten durch 


Gewalt zu behaupten, fondern fie bei der 3. B. anzubringen. 


N 


Dieſe ordnet fich ein Bundesgericht bei, aͤn beffen Befegung alle 


feine Mitglieder verhältnifmäßig Antheil nehmen. Die vor daffelbe 
gehörenden Gegenftände und ben Umfang beflelben beitimmen die 
Grundgefete bed Bunbes. « 

Bayern jedoh, mit Gryßhzgth. Heflen, erklärten ſchon 


‚ in ber Sigung bes folgenden Tages, baß bieß ihren Anſichten 


entgegen ſey, und fchlugen ftatt eines Bundesgerichts, eine Aus» 
tragalsInftanz vor. Auch über den zur Bewirtung einiger Ber 
einigung erneuerten Antrag einer permanenten AusträgalsInftausez, 
konnte man ſich nicht verfländigen, und nur, nachdem man auf 
Bayeriſchen Vorſchlag das Adjectiv „permanent“ mit wohl⸗ge⸗ 
ordnet vertauſcht hatte, ließ man es dabei, und einigte ſich, 
folgende betreffende Süße der Bundesakte einzuverleiben: 

1) Bundesglieder dürfen einander unter Teinerlei Borwandb 
befriegen, noch ihre Streitigfeiten mit Gewalt verfolgen, fonbern 

2) fie müſſen diefelben bei ber B. V. anbringen. 

3) Diefer liegt dam ob, 

a) zuwörderfi die Bermitteling derſelben durch einen. As 
ſchuß zu verfuchenz und wenn biefer Sühmeverſuch fehffchlagere 
foßlte, und 

b): eine: richterliche Enticheibung nothwendig würde, foldiye 
durch eine wehlgensbneter AustragalInftang: zu bewirken. 
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%) Dem Ausfpruche diefer Inftanz haben bie ftreitenden Theile 
ſich fofort zu unterwerfen. 

©: 3. & Klüber, Ueberſicht der diplomatiſchen Verhand⸗ 
ungen ded Wiener Eongrefled überhaupt, und infonderheit über 
wichtige Angelegenheiten des teutichen Bundes. Frankfurt a. M. 
1816, I. Abth. 

Derfelbe, Acten des Wiener Eongrefles in den Sahren 1814 
und 1815. Erlangen 1815 bi 1819, VIII Bände und ein Suppl. 
Band IX. ebenbaf. 1835. 

Abrege de I’histoire des traites de paix entre les puissances 
de PFurope depuis la paix de Westphalie, par de Koch 1797. — 
Nouv.ed. Ouvrage entierement refondu, augmente et continue jus- 
qu’au congres de Vienne et aux traites deParis de 1815. Paris 1817. 

Schoell, recueil des pieces officielles destindes a detromper 
les frangais. Paris, 9 I. 1814 — 1816. 

Schoell, archives historiques, T. 3. 1818 — 1819. 


b) Die gefeglihen Beſtimmungen felbft. 





Bis zum Jahre 1820 hat ſich die B. V. mit Vorarbeiten zur 
weiteren Ausführung des Art. XI. der Bundesakte befchäftigt, deren 
wir auch erwähnen zu müffen glauben. 

Sn dem Gutachten über die Reihenfolge der Geichäfte, wels 
ed Sess. XXVII. Sep. Prot. v. 3. 1817, $. 91. ©. 138, 
augesomimen wurde, (Beilage zum Prot. der Sess. XL $. 52, 
©. 59. 67. ıc. von 1817) warb ed ©. 86. ald dringend aner⸗ 
faunt: 
1) daß die im Art. XI. der Bundesakte bezeichnete wohls 
geordnete Austraͤgal⸗Inſtanz auch wirklich georbnet werde, und 

2) mittelft einer Exekutions⸗Ordnung die Erfüllung der Bun⸗ 
deöpflichten überhaupt zu fichern ſey. 

In erfterer Hinficht wurde nach gepflogenen Unterhandlungen 
m bemfelben Jahre 1817 — Prot. ©. 282. 325. 338. 349. 371. 
408. 425. 457. — am 16. Juni, Sess. XXXV. $. 231. ©. 488. 
bis 474. folgender Beſchluß deßhalb gefaßt: 

„Die verbündeten fouverainen Kürfen und freien Gtäbte 
Dentſchlauds haben Die fchon in ber Weſenheit des deutſchen Bun⸗ 

8 * 
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des, als eined mit einem gemeinfchaftlichen Nationalbande ver: 
bundenen Staatenvereind, gegründete Verpflichtung durd; den 
XI. Artikel der Bundesacte ausdrüdfich übernommen, fich unter 
einander unter Teinerlei Vorwande zu befriegen, noch ihre Streis 
tigfeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei ber Bundes 
verfammlung anzubringen. 

Zur Verfolgung diefes Bundeszweckes und zur Erfüllung ber 
in der Bundesacte hierüber noch befonders übernommenen Pflichten 
hat die Bundesverfammlung Folgendes feftgefebt: 

I. Die Bundeöverfammlung ift diejenige Behörbe, bei welcher 
alle und jebe Streitigkeiten der Bundeöglieder unter ſich anzu⸗ 
bringen find. Es verfteht ſich jedoch von felbit, Daß ben Bundes» 
gliedern überlaffen bleibe, aud, ohne Zutritt der Bundesverſamm⸗ 
lung die gütliche Audgleichung ihrer Streitigkeiten unter fich zu 
treffen, und fid, einander die Austräge zu gewähren; indem Die 
Thätigfeit der Bundesverfammlung nur dann eintritt, wenn fich 
die Bundesglieder über einen ftreitigen Gegenftand auf feine Art 
unter ſich einigen können. 

U. Wenn eine Streitiglfeit mit gehöriger Daritellung der An- 
fprüche des Befchwerdeführenden Theild wirklich angebracht worden 
ift, fo wird die Bundesverfammlung vor allem die Bermittes 
lung unter den fireitenden Theilen 

a) durch einen Ausſchuß verfuchen, welcher aus zwei, und, 
‚nach Befinden, auch aus mehreren Bundesgefandten befteht. 

Dabei wird fie nadı Beichaffenheit der jeveömaligen Umftände 
ermefien, ob und wie fern eine Zeitfrift zur Erledigung des Ber- 
mittelungögefchäftd von ihr vorgefchrieben werden foll. Sedem der 
zwiftigen Theile fteht es jedoch frei, bei der. Bundesverſammlung 
auf eine Friftfeßung anzutragen. 

Die Bundeöverfammlung macht bie Ernennung des Ausfchuffes 
den Parteien bekannt. 

„b) Der Ausfhuß wird hierauf, unter Beftimmung eines 
kurzen Termin, von dem beffagten Theile gleidyfalld eine Dars 
ftellung der Sache und feiner Einreden begehren, um, in Ber 
gleichung berfelben mit der Darftellung des Klägerd, angemeffene 
Borfchläge zu gütlicher Beilegung der entitandenen Streitigfeit ent⸗ 
werfen zu koͤnnen. 

c) Sodann wird bderfelbe einen Termin zum Berfuch der 
Güte anfepen, und ſich bemühen, einen Vergleich zu Stande zu 
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bringen. Bei eintretenden Schwierigfeiten wirb der Ausſchuß, fo 
wie überhaupt von dem Erfolge, der Bundesverfammlung Bericht 
erflatten. 

d) Die Vergleichs⸗Urkunde wird in Urfchrift, Die gegenfeitigen 
Ratiſications⸗ Urkunden aber werden in beglaubter Abfchrift in dem 
Bundesarchive niedergelegt, und der Bund übernimmt die Garantie 
des Bergleidye. 

IL Wenn ber Vermittelungsverſuch bei Streitigkeiten der 
Bundesglieder unter ſich ohne Erfolg bleibt, und daher eine rich⸗ 
terliche Entſcheidung erfolgen muß, fo wird vor ber Hand feſt⸗ 
gefegt, Daß, um dem Bebürfniffe des Augenblicks abzuhelfen, für 
jeden vorkommenden Fall eine AusträgalsInftanz gebildet werde. 
Was aber ben Vorſchlag wegen Errichtung einer permanenten 
Austragal⸗Commiſſion betrifft, fo wird derfelbe nicht als aufgege⸗ 
ben betrachtet, ſondern fich vorbehalten, nady dem Gange ber Er» 
fahrungen, welche ſich bei Anwendung des gegenwärtigen Bes 
ſchluſſes im Laufe der Zeit ergeben dürften, den erften Antrag in 
ernenerte Propofition zu bringen.“ 

Die Art und Weife der Aufftellung der vor der Hand anges 
nommenen, erft für jeden vorkommenden Fall zu bildenden Austrägaß 
Juſtanz wird folgendermaßen beftimmt: 

1) Auödgegangen von dem Artifel XL der deutſchen Bundes⸗ 
ecte und dem wiürdevollen Standpunkte fümmtlicher beutfchen Res 
gerungen, Tann bie beutiche Bundesverfammlung nur ſich felbft 
mb feine auswärtige Behörde ımmittelbar ale Austrägal-Inftang 
erfennen. 

2) Wenn der zur Vermittelung der Streitigkeiten angeordnet 
gewefene Ausſchuß die Anzeige von dem mißlungenen Berfuche bei 
der Bındesverfammlung gemacht hat, fo hat binnen vier bie ſechs 
Bohen, von dem Tage der Anzeige an gerechnet, der Beklagte dem 
Kläger drei umpartheiifche Bundesglieder vorzufchlagen, aus wel 
den diefer eines binnen gleicher Frift wählet. 

Geht jene Frift vorüber, ohne daß ber Beklagte drei vors 
Khlägt, fo geht dieſes dreifache Borfchlagsrecht an die Verſamm⸗ 
lung des Bundestags über, worand aledann der Kläger einen zu 
mählen hat. 

3) Die dritte oberftc Juſtizſtelle des auf eine ober die andere 
Art gewählten Bundesgliedes ift hiernächft ald die gewählte Aus⸗ 
tragal⸗Inſtanz zu betrachten, vweldıe im Namen nnd anftatt der 
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Bundesverfammlung, fo wie vermöge derfelben Auftrags, 
handelt, und die Bunbeöverfammlung hat dem gewählten Gerichte 
hofe diefe feine Beftimmung nicht nur befannt zu machen, fonbern 
ihm auch, unter Mittheilung der Vergleichsverhandlungen, formlichen 
Auftrag zur Vollziehung der Bundedacte ald Austrägalsinftanz zu 
ertheilen. 

Sämmtliche dritte oberfte Sujtizftellen der deutfchen Bundes: 
glieder find ſonach als folche zu betrachten, aus denen in obiger 
Weiſe die Austraͤgal⸗Inſtanz gewählt und fodann die beftimmt ges 
wählte von der Bundesverfammlung förmlich dazu beauftragt 
wird. 


4) Die Uebernahme ded Audträgalauftrages von der be⸗— 
ftimmten dritten oberften Suftizftelle ift als Bundespflicht anzu⸗ 
fehen. Nur ganz befondere, der Bundesverfammlung etwa unbe: 
fannt gewefene Berhältniffe, welche eine völlige Unfähigkeit der 
Snftanzübernahme enthalten, können zur Entichuldigung dienen, 
find aber binnen vierzehn Tagen, von dem Tage des erhaltenen Auf: 
traged bei der Bundeöverfammlung vorzubringen. 

Da nad) dem Artifel XI. der Bundesacte alle Staaten bes 
Bundes Fünftig ein eigned- oder gemeinfchaftliched Gericht dritter 
Inſtanz haben müflen; fo kann aud) jedes Bundesglied erfohren 
werden, welches ein eigned oder auch nur ein gemeinfameds Ges 
richt dritter Inſtanz hat. 

Wenn ein Bundesglieb erwählt wird, in deffen Staaten meh- 
rere Gerichte dritter Inftanz beftehen, und der Kläger hat ſich über 
«die Wahl der Gerichtöftelle nicht audgefprochen, fo wird die Bun⸗ 
beöverfammlung diefe Auswahl treffen. 

5) Der alfo eintretende oberftie Gerichtöhof hat fodann Die 
Angelegenheit zu inftruiren; befteht derfelbe aus mehreren Sena- 
ten, fo hat er dieſe Austrägalfache in pleno zu verhandeln und 
dad Urtheil, es fey ein beftnitives oder ein Zwifchenerfenutniß, zu 
ſchoͤpfen. — In letzterem Falle wird, die Inſtruction bei demfelben 
Gerichtöhofe fortgefett. In erfterem aber wird dad gefchöpfte 
Erfenntniß . vor demfelben oberften Gerichtöhofe ausbrüdlich 
im Namen und aus Auftrag des Bundes den Parteien 
eröffnet, und der Gerichtehof überfchictt demnädhft den: Bundes⸗ 
tage die Acten und bad Erfenntniß, um auf beflen Befolgurg 
halten zu fonnen. 
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6) Die Inſtruction des Prozeſſes gefchieht nach ber Prozeß⸗ 
Drbuung, welde ber betreffende oberfte Gerichtähof überhaupt 
beobachtet, und ganz in felbiger Art, wie die ſonſtigen alldort zu 
inſtruirenden Rechtsſachen verhandelt werden. 

7) Das Erkenntniß in der Hauptſache ſelbſt aber erfolgt, in 
Ermangelung beſonderer Entſcheidungsquellen, nach den in Deutſch⸗ 
land hergebrachten gemeinen Rechten. 

8) Das Erkenntniß in der Hauptſache muß laͤngſtens binnen 
Sahresfrift, vom Tage ber überreichten erften Klage ober Bes 
ſchwerdeſchrift, erfolgen. 

Sollte ed ausnahmsweiſe nicht thunlich feyn, fo hat ber 
oberfte Gerichtähof ald Austrägal-Inftanz einen Bericht an bie 
Bunbesverfammlung zu erftatten, die Gründe eined nothwendig 
geglaubten längeren Verzugs anzuzeigen, und bie Bewilligung ober 
Mißbilligung vom Bundestage zu empfangen. 

9) Das Erkenntniß ift, gemäß des Art. XI. der Bunbesacte, 
für Die ftreitenben Theile verbindlich. Es wird jedoch dem Rechts⸗ 
mittel der Reftitution ex capite novorum ftatt gegeben , welches 
von dem Zeitpunct ber aufgefimdenen Novorum an, binnen vier Jahr 
ren anzubringen ift. 

10) Das Reftitutiondmittel ift bei der Bundeöverfammlung 
anzulfündigen, und dieſe überfendet folched dem oberften Gerichte, 
hofe, an welchem die Sache zum erftenmale verhandelt und ents 
ſchieden warb, wo fobanı über die Statthaftigfeit oder Unſtatt⸗ 
haftigfeit bed Rechtsmittels felbft gefprochen wird, unb bie neu 
zu verhanbelnde Redjtöangelegenheit wieber zu inftruiren und zu 
entſcheiden ift.. 

11) Was übrigend die näheren Beitimmungen bei Anwen» 
dung und Ausführung dieſes Rechtsmittels, den Reftitutiond- Eid, 
fo wie überhaupt das ganze Austrägalverfahren mit Einfchluß der 
Bollziehungd-DOrbnung und des Koftenpuntts u. dergl. betrifft, fo - 
behält ſich die Bundesverſammlung vor, demnädhft hierüber einen 
befondern Beichluß zu faflen. 


Obgleich die Abitimmungen alle übereinftimmenb erfolgten, 
fo ift ein befondered Botum von Hannover, Sess. LVIII. $. 420. 
S. 869. darum noch vorzüglich bemerfendwerth, weil darin eine 
Erläuterung ad 3. und 4. des erwähnten Befchluffed anzutreffen 
if. (0. Meyer, 1. c. I. 64.) 
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In Folge dieſes Befchluffed warb i. 3. 1818, Prot. Sess. 1. 
6.2. ©. 3. eine Commiſſion ernahnt, welche ein Gutachten bar 
über zu erftatten hatte: 


„Wie die im Artikel XI. des Beichlufled der B. D. zu 5.231. 
ber XXXV. Sitzung v. 3. 1817 vorbehaltenen Gegenftände, 
im Betreff deö gegen ein Erfenntniß der Austraͤgal⸗Inſtanz 
ergriffenen Rechtemitteld der Reftitution, des Reſtitutions⸗ 
Eides, fo wie überhaupt im Betreff des ganzen Austrä⸗ 
galverfahrene, mit Einfluß der Vollziehungs-Ordnung 
und ded Koftenpunftd ıc. ıc. am zweckmaßigſten ihrer Er- 
fülung zuzuführen ſeyn dürften.» — Auch Prot. v. J. 1819, 
Sess. XVI. $. 78. ©. 225. und ©. 239. 240. 


Am Sahre 1819 ward, Sess. XXXV. $. 219. ©. 688. ter 
andern auch 


1) dic Errichtung einer permanenten Inſtanz, um den öffentlichen 
Rechtszuſtand im Bunde zu fichern, und die zum gerichtlichen 
Wege geeigneten Streitigkeiten der Bundesſtaaten unter eins 

| ander zu fchneller Entſcheidung zu bringen, 

ı 2) die Einführung einer bdeftnitiven Erefutionds Ordnung, mit 
Beltimmung von ausreichenden Fräftigen Mitteln, um fowohl 
die Befchlüffe ded Bundestags, ald auch die Erfenntniffe der 
gerichtlichen Inftanz in ungehinderte Vollgiehung zu feßen, 

zur Inſtruction verftellt, um nach den Ferien hierüber unver 

weilt verhandeln und zu einer endlichen Beichlußnahme gelans 

gen zu können; ferner ward in berfelben Sigung, Prot. $. 220. 

S. 686. in Folge einer Eröffnung der K. K. Präfidialgefandtfchaft 

©. 656. ꝛc. ꝛc. beſchloſſen: (S. 671. ad II.) 


„daß inzwifchen, bie eine definitive Exekutions⸗Ordnung durch 
die beabfichtigten weiteren Berathungen zu Stande gebradit 
werden koͤnne, zur nöthigen Handhabung und Ausführung der, 
nach dem Art. Il. der B. A. für die innere Sicherheit im Bunde 
zu faflenden Befchlüffe und erforderlichen Maßregeln, cine 
proviforifche Erefutiond-Orbnung nach folgendem vorgelegten 
Entwurfe eingeführt feyn folle: (v. Meyer, II. 135.) Prot. 
©. 664. und 665. 
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Entwurf 


zu einer proviſoriſchen Erefutionds Drönung'in Bezug 
auf den Artikel IL der Bundesacte. 


Art. L Bis zur Abfaffung einer definitiven, in allen 
ihren Theilen vollendeten Exekutions⸗Dronung, foll die Bundes⸗ 
verfammlung durch gegenwärtige proviforifche Einrichtung befugt 
und angewieſen feyn, allen ihren Beichlüffen, die fie zur Erhaltung 
der inneren Sicherheit, der öffentlichen Ordnung und zum Schuß 
des Befisftandes (bis zum betretenen rechtlichen oder gerichtlichen 
Wege) zu faſſen fich für hinlänglich veranlaßt und berechtigt hält, 
die gehörige Kolgeleiftung und Vollziehung auf nacıftehende Weife 
zu fichern. 

Art. D. Zu diefem Ende wählt die Bundeöverfammlung 
jebesmal für den Zeitraum von fechd Monaten aus ihrer Mitte 
eine Commiſſion von fünf Mitgliedern, welche auch während der 
Zerien in Thaͤtigkeit bleibt. 

Art. II. An fie gelangen alle Eingaben und Berichte, 
Propofitionen und Anfragen, welde auf die Vollziehung der’ges 
faßten Befchlüffe Bezug haben. 

Art. IV. Die Commiſſion theilt nadı erftattetem Bors 
trage in der Verfammlung, während ber Ferien aber den betref⸗ 
fenden Bundesſtaaten durch deren Bundedtagsgefandten, oder bie 
Subſtituten berfelben, alled dasjenige mit, was fich auf den ums 
terbfiebenen oder unvollftändig erfolgten Vollzug der Bundesbe⸗ 
fhlüffe bezieht, und erwartet, wenn aus folchen Anzeigen hervor: 
geht, Daß in einem gegebenen Falle die Befchlüffe unvollzogen ges 
blieben, oder unvollftändig vollzogen worden find, innerhalb eines, 
nach Beſchaffenheit der Umftände anzuberaumenden, kurzen Ter⸗ 
mines, Die Anzeige von der erfolgten Vollziehung. 

Art. V. Geht aus der Erflärung bed Bundestagsge⸗ 
fanbten hervor, baß ber betreffende Bunbesftaat ber Meinung ift, 
die vorliegenden Bundesbefchlüffe feyen auf den angegebenen Fall 
überhaupt nicht, oder nicht in der bezeichneten Ausdehnung ans 
wendbar; fo begutachtet den Fall die Commiſſion, und veranlaßt 
einen Schluß der Bundesverſammlung, welcher dem Geſandten 
des betreffenden Bundesſtaats, um die Vollziehung zu veranlaffen, mit 
getheilt wird; biefer hat, wie in dem vorigen Artikel, den erfolgten 
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Bollzug der Berfammlung in einem zu beitimmenben Termine ans 
zuzeigen. 

Art. VL Wenn ſich ein einzelner Bundesſtaat zu der 
Anzeige veranlaßt fieht, oder wenn fich aus Tihatverhältniffen, 
welche zur Kenntniß der Bunbesverfammlung gelangen, ergiebt, 
daß Bundesbefchlüffe Darum in einem einzelnen Staate nicht voll- 
zogen werden, weil Zofalverordnungen ihnen entgegen zu ftehen 
feheinen, in einem folchen Kalle aber die Regierung nothwendig 
erachtet, auf Dazwifchenkunft der Bundeöverfammlung anzutragen, 
oder die Bundesverſammlung felbit dieferhalb einzufchreiten für 
erforderlich hält; fo befchließt auf Vortrag der Commiſſion, welche 
ben betreffenden Bundestagsgefandten zuvor noch mit feinen Bes 
merfungen hören, und über die vorliegenden Anftände vernehmen 
wird, die Berfammlung über deren Anwendung oder Mabiftcation 
in Beziehung auf den vorliegenden Tal, und giebt von biefem 
Befchluffe dem betreffenden Bundestagsgefandten Nachricht, wels 
her nach den, in den Artikeln IV. und V. enthaltenen Beftimmungen 
ben Bollzug, in dem feitzufeßenden Termine der Berfammlung ans 
zuzeigen hat. | 

Art. VI. Geht die Nichtvollziehung der Befchlüffe in eis 
nem einzelnen Bundeöftaate aus einer Widerfelichfeit der Staates 
angehörigen und Unterthanen hervor, welche die betreffende Lan⸗ 
deöverwaltung nicht zu heben im Stande ift, fo befcjließt bie 
Bundesverfammlung, wenn die Commiffion zuvor ſich über Die 
vorliegenden Berhältniffe mit den betreffenden Bundestagsgeſandten 
in Einverftändniß gefegt haben wird, nad; vorhergegangenem 
CommifjiongsBortrage, der Lage der Sachen angemeffene Dehortas 
torien, auf welche fodann, wenn fie in dem zu beftimmenben 
Zermine unbeachtet blieben, oder in fo weit die vos dem betrefs 
fenden Bundesftante felbft angewendeten Mittel nicht zureichend 
find, die militärifche Affiftenz durch in das Gebiet des Staates 
einrüdende Bundestruppen erfolgt. 

Die Bundeöverfammlung hat nach den obwaltenden Berhälts 
niffen und auf einen vorhergegangenen Commiſſions⸗Antrag ſowohl 
bie Zahl der zu fiellenden Truppen, ald die zu deren Stellung 
verpflichteten Bundesſtaaten zu beflimmen. 


Der Rüdmarfch der Truppen gefchieht nach erfolgter und 
gehörig verfüherter Bollziehung ber Bundesbeſchlüſſe. 
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Art. VIE Liegt der Grund der Nichtvollziehung der Bun⸗ 
desbefchlüffe in einer Weigerung ber betreffenden Bundesſtaats⸗ 
Regierung, die Bundeöfchlüfle zu vollziehen, fo exfolgen Dehor⸗ 
tatorien und wirkliche militärifche Vollziehung, auf die in bem 
vorhergehenden Artikel bezeichnete Art, mit dem Unterfchiede, baß 
diefelben gegen bie Regierung bed Bundesſtaats felbft gerichtet 
werben. 


Die Koften, weldye ben Zwed ber nothwenbig gewordenen 
miltärifchen Vollziehung nicht überfchreiten dürfen, und bloß auf 
ben wirklichen Aufwand zu befchränten find, hat ber betreffende 
Bundeöftaat zu tragen; auch ernennt in biefem Kalle die Buns 
desverfammlung eine SpecialsBollziehunge-Conmiffion, welche die 
Erefution leitet, und über den Gang berfelben an bie Bunbess 
verfammlung berichtet. 


Endlich ward in Folge der Wiener Minifterial» Eonferenzen 
L J. 1820, Plenarfigung vom 3. Aug. Prot. ©. 219. eine 
AndträgalsDrdnung, deögleihen ©. 222. eine definitive Exe⸗ 
kutionds Drdnung zum Bundeögefeg erhoben. v. Meyer I. 
166. 169. ' 


Da wir jet zu der Aufzählung der einzelnen legislativen 
Seftimmungen gefommen find, fo bemerken wir nur noch, daß 
wir zur Hareren Ueberſicht fie unter drei Rubriken gebracht has 
ben, und zwar zunäaͤchſt (1.) Diejenigen Beſtimmungen chronologifch 
aufführen werden, welche auf das Austrägalverfahren im Allges 
meinen Bezug haben, dann (II.) die folgen laſſen, welche auf ben 
Art. XIX. der W. Schl. A. ſich fpeciell beziehen, und zuletzt (III.) 
diejenigen, welche bie Bollziehung angehen. 


L 
Befimmungen, melde fih überhaupt auf das Austrägal. 
verfabren beziehen. 
1) Der Art. XI. der Bundesacte. 

Es heißt: — — » Die Bundeöglieber machen ſich ebenfalld vers 
bindfich, einander unter Feinerlei Vorwand zu befriegen, noch ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei der Buns 
desverfammlung anzubringen. Diefer liegt alsdann ob, die Bermits 
telung durch einen Ausfchuß zu verfuchen; falle dieſer Verſuch fehl» 
ſchlagen follte, und demnach eine richterliche Entfcheidung nothwendig 
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wuͤrde, ſolche durch eine wohlgeordnete Austragal⸗Inſtanz zu bes 
wirken, deren Ausſpruch die ſtreitenden Theile ſich ſofort zu un⸗ 
terwerfen haben. Prot. v. J. 1816, ©. 22; v. Meyer, N. 10. 


2) Folgende Artikel der Wiener Schlußakte 0.3.1820: 


Art. XVIL Da Eintracht und Friede unter den Bun⸗ 
beögliedern ungeftört aufrecht erhalten werben fol, fo hat bie 
Bunbesverfammlung, wenn die innere Ruhe und Sicherheit des 
Bundes auf irgend eine Weife bedroht oder geftört ift, über Ers 
haltung und Wiederherftellung berfelben Rath zu pflegen, und bie 
dazu geeigneten Beichlüffe nady Anleitung der in den folgenden 
Artikeln enthaltenen Beftimmungen zu faflen. 

Art. XIX. Wenn zwilchen Bundesgliedern SChätlichs 
keiten zu beforgen, oder wirklich ausgeübt worben find, fo ift 
die Bundesverfammlung berufen, vorläufige Maßregeln zu ergreis 
fen, wodurch jeder Selbfthülfe vorgebeugt, und der bereits unter: 
nommenen Einhalt gethan werde. Zu dem Ende hat fie vor allem 

für Aufrechthaltung des Beſitzſtandes Sorge zu tragen. 

| Art. XX Wenn die Bundesverſammlung von einem 
Bundesgliede zum Schube des Beſitzſtandes angerufen wird, und ber 
jüngfte Befisftand ftreitig ift, fo fol fie für dieſen befondern Fall 
befugt feyn, ein bei der Sache nicht betheiligted Bundesglied in 
der Nähe bed zu fchügenden Gebietes aufzufordern, die Thatfache 
des jüngften Beſitzes, und Die angezeigte Störung beflelben ohne 
Beitverluft durch feinen oberften Gerichtshof fummarifch unterfuchen, 
und darüber einen rechtlichen Beſcheid abfaflen zu laſſen, beffen 
Bollziehung die Bundesverfammlung, wenn der Bundesitaat, gegen 
welchen er gerichtet ift, fich nicht auf vorgängige Aufforderung 
freiwillig dazu verfteht, durch Die ihr zu diefem Ende angewiefenen 
Mittel zu bewirken hat. 

Art. XXL Die Bundedverfammlung hat in allen, nad 
Borfchrift der Bundedacte bei ihr anzubringenden Streitigkeiten 
der Bunbeöglieder die Vermittlung durch einen Ausſchuß zu vers 
fuchen. Können die entftandenen Streitigkeiten auf diefem Wege 
nicht beigelegt werden, fo hat fie die Enticheidung derfelben durch 
eine AusträgalInftanz zu veranlaffen, und dabei, fo lange nicht 
wegen der AusträgalsGcrichte überhaupt eine anderweitige Webers 
einfunft zwifchen ven Bundesgliebern Statt gefunden hat, die in 
dem Bunbestage-Beichlufle vom fechözchnten Juni achtzehn hundert 
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und fiebenzehn enthaltenen Borfchriften, fo wie ben, in Kolge 
gleichzeitig an die Bundestags⸗Geſandten ergehender Inftructionen, 
zu faflenden beſondern Beichluß zu beobachten. 

Art. XXU. Wenn nad, Anleitung des obgebachten Bun⸗ 
destagss Beſchluſſes der oberfte Gerichtshof eines Bundesſtaats 
zur Austrügal-Initanz gewählt it, fo fteht demfelben die Leitung 
des Proceffed und die Entſcheidung des Streits in allen feinen 
Haupt⸗ und Nebenpunkten uneingefchränft, und ohne alle weitere _ 
Eimwirfung ber Bundeöverfammlung oder ber Lanbeöregierung 
zu. Letztere wird jedoch, auf Antrag der Bundeöverfammlung, 
oder der fireitenben Theile, im Fall einer Zögerung von Seiten 
des Gerichtö, die zur Beförderung ber Entfcheibung nöthigen Ber 
fügungen erlaffen. . 

Art. XXOL Wo keine befonbere Entfcheidungs Normen 
vorhanden find, hat bad Austraͤgal⸗Gericht nach den in Rechts⸗ 
fireitigfeiten derfelben Art vormald von ben Reichögerichten fubs 
ibiarifch befolgten Rechtsquellen, in fo fern folche auf die jegis 
gen Berhältnifje der Bundesglieder noch anwendbar find, zu 
ertennen. 

Art. XXIV. Es fteht übrigens ben Bunbeögliebern frei, 
fowohl bei einzelnen vorkommenden Streitigkeiten, als für alle 
künftige Fälle, wegen befonderer Austräge oder Compromiſſe übers 
eimutommen, wie benn auch frühere Familien» oder Vertrages Auss 
träge Durch Errichtung ber Bundes⸗Austraͤgal⸗Inſtanz nicht aufs 
gehoben, noch abgeändert werben. 

Art. XXX Wenn in einem Bundesſtaate der Fall 
einer Suftigs Verweigerung eintritt, und auf gefetlichem Wege 
ausreichende SHyülfe nicht erlangt werden kann, ſo liegt der Buns 
desverfammlung ob, erwielene, nad) der Berfaflung und ben ber 
fiehenden Geſetzen jedes Landes zu beurtheilende Befchwerben über 
verweigerte ober gehemmte Nechtöpflege anzunehmen, und barauf 
die gerichtliche Hülfe bei ber Bundesregierung, die zu der Be 
fhwerde Anlaß gegeben hat, zu bewirken. 

Art. XXX Wenn Forderungen von Privatperfonen 
deßhalb nicht befriedigt werben fünnen, weil die Verpflichtung, 
denfelben Genüge zu leiſten, zwilchen mehreren Bundeögliebern 
zweifelhaft ober beftritten ift, fo hat die Bundesverſammlung, auf 
Anyufen der Betheiligten, zuvörderſt eine Ausgleichung auf gütlis 
dem Wege zu verfuchen, im Zall aber, daß dieſer Verſuch ohne 
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Erfolg bliebe, und die in Auſpruch genommenen Bundesglieder ſich 
nicht in einer zu beſtimmenden Friſt über ein Compromiß vereinig⸗ 
ten, die rechtliche Entſcheidung der fireitigen Borfrage durch eine 
Austragal⸗Inſtanz zu veranlaffen.« 

Prot. 0.5. 1820, Plenarfisung vom 8. Juni in der anlage; 
v. Meyer, IL 155. u. flgd. 


3) Der Befhluß vom 3. Aug. 1820, Prot. der Plenar⸗ 
ſitzung, S. 219 u. flgd; v. Meyer, U. 166; Heffter, I. e. 
S. 240. bis 260. 


v 


Das bei Aufſtellung der AusträgalsInftanzgen zu beobad» 
tende Berfabren betreffend. 

Präafidium trägt vor: Die Bundeöverfammlung hat nicht 
nur bereits in ber XXXV. Sitz. 1817, $. 231. über die Vermittelung 
bei Streitigkeiten ber Bunbeöglieder unter fi, und Aufftellung 
einer wohlgeorbneten AusträgalsInftanz, einen vorläufigen Bes 
ſchluß gefaßt, fenbern auch in der XXXV. Sig. 1819, $. 219. 
unter ben Gegenftänden, welche zur Inftructiond-Einholung umb 
definitiven Befchlußnahme nad, Wiedereröffnung der Sigungen 
beſonders⸗ audgefegt worden, als den erſten berfelben dieſen Ge 
genftand ausgezeichnet. 

Die zwifchen den Bevollmächtigten fümmtlicher Bundesregies 
rungen in Wien veromlaßten MinifterialsEonferenzen haben in 
erfreulicher Uebereinftimmung auch biefe Angelegenheit ihrer Reife 
zugeführt, und als Nefultate ihrer Berathungen find die Grund⸗ 
beftimmungen barüber in ber Schlußacte Artifel XXL bis XXIV. 
. niedergelegt. 

Da zugleich in dem Artilel XXI. zu Ertbeilung näherer Bors 
fehriften im Folge der an die Bundestagsgeſandten zu erlaffenden 
Inſtrurtionen, noch die Kaffımg eines befondern Beſchluſſes vors 
behaften wurde, beflen Inhalt diefelbe verbindliche. Kraft, wie 
die Schlußacte felbft, haben, auch in eben ber Art, wie diefe, zum 
Bunbeöbefchluß erhoben werden ſoll; fo bin ich von meinen allers 
hoͤchſten Hofe angewiefen, die zu diefem Ende abgefaßten, nachſte⸗ 
henden eilf Artiel, welche die bereits in bie Schlußaete ‚aufge 
nonimenen ebenfalls in fich begreifen, der verehrlichen Bundesver⸗ 
ſammlung mit dem Antrage vorzulegen, baß biefe Beitimmungen, 
in Gemaßheit der getroffenen Abrebe unb ber von ſammtlichen 
Geſandtſchaſten im Narken ihrer hohen Committenten hier abzules 


Abth. Il, Abſch. 2,5. 10. — Geſetzl. Beſtumgn. 4927 


genden Erklarungen, in chen ber Art, wie die Schlußacte, durch 
gleichformige Zuſtimmung zum Bundestags · Seſchlaß erhoben wer⸗ 
den moͤchten. 

Art. J. Die Bundesverſanmulang hat in allen, nach 
Vorſchrift der Bundesacte bei ihr anzubringenden Streitigkeiten 
zwiſchen den Bundesgliedern, wenn die vorgängige Ermittelung 
ohne Erfolg geblieben iſt, die Entſcheidung durch eine Austrägals 
Juſtanz zu veranlaffen, und dabei, fo lange nicht wegen der Aus⸗ 
trägafgerichte überhaupt eine anderweite Uebereinkunft ftatt gefun⸗ 
den bat, die in bem Bundestags⸗Beſchluſſe vom 16. Suni 1817 
enthaltenen Borfchriften zu beobachten. 

Art. I. Wenn nadı Anleitung bed Bundestags⸗Beſchluſſes 
vom 16. uni 1817 der oberfte Gerichtöhof eined Bundesſtaats 
zur AusträgalsInftanz gewählt ift; fo fteht bemfelben die Leitung 
des Prozeſſes und die Entfcheidung des Streits, in allen feinen 
Haupts und Nebenpunften, uneingefchräanft und ohne alle weitere 
Einwirkung der Bundbesverfammlung oder der Landesregierung zu. 
ketztere wird jedoch, auf Anfuchen ber Bundesverfammlung 
oder der ftreitenden Theile, im alle einer Zögerung von Seiten 
ded Gerichte, die zur Beförderung der Entfcheidung nöthigen Vers 
fügungen erlaffen. 

Art. IL Zur Theilnahme an einem Rechtöftreite umter 
Bundesſtaaten kann ein drittes Bundesglied vor das ermwählte 
Austrägalgericht nur dann zugelaffen werden, wenn das Gericht 
eine wefentliche Verbindung der Rechtöverhältniffe deffelben mit 
dem anhängigen Nechtöftreit anerfennt. Auch eine Widerflage 
hat nur in dieſem Falle bei dem ermählten Austrägalgerichte ftatt, 
und nur, wenn fie fogleich bei der Einfaffung auf die Vorllage 
angebracht wird. 

Art. IV. Wo keine beſondern Entſcheidunge⸗Normen vor⸗ 
handen: find, hat das Austraͤgalgericht nach den in Rechtsſtreitig⸗ 
feiten derfelden Art vormald von den Reichsgerichten fubfidiarifch 
befolgten Rechtsquellen, in fo fern folche anf die jetzigen Berhält- 
niffe der Bundesglieder noch amvendbar find, zu erfennen.: 

Art V. . Dem im Namen der Bundesverſalumlung abs 
smfahenden Erkenntniſſe follen :. jeberzeit ‚bie vouſſantegen Ents 
[deidangsgründe beigefügt: werben . 1 

Ueber den: Hoftenpum dt (pl: das ahlte uetragalgevich 
nach gemeinrechtlichen Grundſttzen erkennen, und bei deren Bes 
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ſtimmung Die ihm vorgefchriebene Tarorbnung befolgen, ohne weis 
tere Gebühren in Anfag zu bringen. 

Art. VL Die AusträgalsErfenntnifle find fofort nad 
ihrer Eröffnung als rechtöfräftig anzufehen und zu befolgen. Je⸗ 
doch ift die Reftitution wegen neu aufgefundener Thatfachen und 
Beweismittel zuläffig.. Sie muß aber innerhalb vier Sahren, 
vom Tage der Auffindung an gerechnet, nachgefucht, und es kann 
dadurch die Vollziehung des AusträgalsErkenntniffes nicht aufge 
halten werden. 

Art. VIL . Ueber die Zuläffigfeit der Neftitution und über 
bie Erheblichleit und rechtliche Wirkung der neu aufgefundenen 
Thatfachen und Beweismittel, hat derfelbe Gerichtähof zu erken⸗ 
nen, welcher die Entfcheidung in der Sache gefaßt hat. 

Art. VII. Die Ableiftung des Reftitutiond-Eides gefchieht 
. bei dem Austrägalgerichte, durch den Borftand derjenigen Behörde, 
unter deren Aufficht und Genehmigung die Reftitution nachgeſucht 
wird, und von demjenigen Beamten ded die Neftitution nachfus 
chenden Theils, welcher die Sache bearbeitet hat, entweder in 
Perfon, oder durch Special-Bevollmächtigte. Sind mehrere dabei 
verwendet worden; fo fol dem andern Theile frei ftehen, den 
zu benennen, welcher ben Reftitutiond » &id abzuftatten hat. 

Art. IX. Die Bundesverfammlung verfügt Die Vollzie⸗ 
hung der Bunded-Austrägal-Erkenntniffe, in fo fern denfelben nicht 
fofort oder nicht vollftändig Folge geleiftet wird. Fallen bei der 
Bollziehung noch Streitigkeiten vor, welche eine richterliche Ents 
fcheidung erfordern; fo fteht diefe dem Austrägalgerichte zu, wel 
ched das zu vollziehende Erfenntniß gefaßt hat. 

Art. X Es ſteht übrigend ben Bundeögliedern frei, 
für ihre Streitigkeiten ſowohl in einzelnen vorfommenden Fällen, 
als auch für ale künftige Fälle, wegen befonderer Austräge ober 
Compromiſſe übereinzufonmen, wie benn auch frühere Familiens 
oder Vertrags⸗Austräge durch Errichtung der BunbedsAusträgals 
Inſtanz nicht aufgehoben, noch abgeändert werden. 

Art. XL Die Bundesverfammlung wird, in Beziehung 
über das Verfahren. bei Streitigkeiten ber Bundesglieder unter 
fi, eine Revifion bed Bundestags⸗Beſchluſſes vom 16. Juni 1817 
vornehmen, wobei jedem Bundesglied weitere zweckmaͤßige Ergans 
zungen in Antrag zu bringen, überlaffen bleibt. 


N 
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Umfrage _ 

Orsterreich. Die Kaiferlich» Königliche Geſandtſchaft hat 
den Auftrag erhalten, die Zuftimmung und Genehmigung ihres 
allerhoͤchſten Hofes zu Protokoll zu erflären, damit die vorgelegten 
eilf Artikel über die Austraͤgal⸗Inſtanz, nadı der getroffenen Bers 
abrebung, auf gleiche Weife, wie die Schlußacte felbft, zum Buns 
deögeleg erhoben werben mögen. 

Sämmtliche übrigen Stimmen traten, wie Defterreich, der 
Praͤſidial⸗Propoſition unbedingt bei; daher 


Beſchlunß: 

Die von ben Bevollmaͤchtigten ſaͤmmtlicher Bundesſtaaten in 
den MinifterialsSonferenzen zu Wien verabredeten, in eilf Artikeln 
aufgezeichneten Beftimmungen über das bei Aufitellung der Auss 
tragal⸗Inſtanzen zu beobachtendbe Verfahren, werben hiermit, in 
eben der Art, wie bie Schlußacte felbft, durch gleichfürmige Zus 
ſtinmung zum Bundestags⸗Beſchluß erhoben. 


Zufolge des Art. XL diefed Beichluffed warb Sess. XIX. 
ded Prot. vom 3. Aug. 1820, $.96. S. 228. durch Bundesbeſchluß 
Die bereitö Sess. L d. 3. 1818. erwählte Commiſſion ers 
ſucht, Die Revifion des Bundestags⸗Beſchluſſes vom 16, Juni 
1817, im Betreff ber Vermittelung der B. B. bei Strei⸗ 
figfeiten ber Bundeöglieder unter ſich und Aufftellung einer 
wohlgeorbneten Austraͤgal⸗Inſtanz, dann des AusträgalsBerfahrend 
ja übernehmen. 

Schon Sess. XXXIT. deffelben Jahres 1820, $.179. ©. 883. 
hielt die Commiſſion hierüber einen Vortrag und erflattete Sess. 
YXXVIL $. 214. ©. 662. einen Bericht, dem fie nadftehenden 
Entwurf eines Bundestags» Befchluffes über das Ver 
fahren in Streitigfeiten ber Bundesglieder unter eins 
ander beilegte. S. Prot., ©. 685. bis 694. 


8. 4. 
(Bundestags-Befhluß vom 16. Juni 1817, a.) 


Die Bunbesverfammlung hat in allen, nach Vorſchrift ber 
Bunbesacte bei ihr anzubringenden Streitigkeiten zwiſchen ben 
Buubesgliedern, fo wie auf Anträge von Privatperfonen, in Ges 
mäßheit des Artilel XXX. der W. Schl. A., die Bermittelung 
durch einen Ausſchuß zu verfuchen. Leber bie beta zu trefs 

Lesuharbi, über Uusträgsiverfahren. 
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fende Einleitung und allenfalls noͤrhige Verfügung wird ſie ſich 
aber zuwörderft. durch einen Ausſchußz von zwei Mirgliedern gut⸗ 
achtlichen Vortrag erſtatten laſſen. ⸗ 


Anmerkung. 

Streitigkeiten der Bundesglieder unter einanber And in der Regel zu 
wichtig. ald daß es nicht rathſam ſeyn jollte, der Einleitung des Vermitte⸗ 
lungsgeſchäfts einen gutachtlihen Vortrag vorangeben zu laflen, und zwar 
um fo mehr, da die Artikel XVII. XIX. und XX. der W. Schl. A. Beſtim⸗ 
mungen enthalten, deren Berücfichtigung in manchen Fällen, auch ohne aus— 
drücflihen Antrag der Betheiligten, nothwendig werden fann, der Urtifel XXX. 
der gedachten Schlußacte aber einen Fall vorausſetzt, deffen Daſeyn wenigſtens 
befcheinigt feyn muß, um eine Einſchreitung der Buntesverfammlung zu 
techtfertigen, in dieſer Hinficht alſo immer. eins votlãufige Pruͤfung erfor: 
derlich if. Des Artifel® XRX. glaubte man hier gedenhen zu allen, Damit 
der durch ihn vorgeſchriebene Verſuch einer gütlihen Yudgleihung und das 
weitere Verfahren, wenn diefer Verſuch nicht gelingt, auf die gehörige Ort: 
nung erhalte, 


8.2. 
(Bundestags-Beihluß vom 16. Juni 1817, a. b.) 


Jedes Bundesglied, welches fich wegen ‚einer Ötreitigfeit 
mit einem andern Bundesgfiede an bie Bundesverfammlung wendet, 
ift verbunden, derfelben eine vollſtändige Darftelung der Sache 
und feiner Anfprüche zu überreichen, worüber der ernannte Bow 
bereitunge-Augfchuß (6. 1.) feinen Vortrag zu erflatten hat. Zum 
Zwecke ber Bermittelung ift von dem beflagten Theile eine Gegen» 
ausführung, und, im Falle einer Neclamation aus dem ‚Artikel 
XXX der W. Schl. A., von den in Anfprach genommenen Bun 
Deögliebern, eine Erklärung, unter Anfebung eined Termine von 
vier bis fechd Wochen, zu fordern, hierauf aber, nach vorgan- 
gigem Vortrage ded Vorbereitungs-Ausſchuſſes, welcher in ber 
nächften Sitzung nad) beren Eingang oder nach dem Ablaufe Des 
Zermind zu erftatten ift, der. Vermittelungs⸗Ausſchuß zu beftellen, 
welcher aud drei Bundeötagsgefandten beftehen, und zu deffen 
Legitimation der im Beifeyn der Gefandten der Betheiligten oder 
beren Stellvertreter gefaßte Beſchluß hinreichend ſeyn fol. 


Anmertung. 

Nach dem Beſchluſſe vom: 1f. Suni 1817, follte der Bermittelungs- 
Ausihuß die Gegenausfuhrung Des beklagten Theil fordern. Es fcheint 
aber zur Beförderung der Suche zu gereichen, wenn dieſes von der Bundes. 
verfammlung felbft geſchieht. Da übrigens das Stilſſchweigen des Beklagten 
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den Vergleichsverſuch nicht hindern oder aufhalten darf; fo möchte es anges 
meſſen feyn, au beftimmen, Daß der BorbereitungssAusihuß nach Ablauf des 
Termins, auch wenn die Bernehmlaflung nicht eingegangen ift, feinen wei⸗ 
tern Bortrag erftatte, und die Ernennung ded BermittelungssAusfchufles ver- 
anlafie- Daß diefer nicht aus mehr und nicht aus weniger als drei Mit- 
gliedern beftebe, hat um defwillen zweckmäßig geſchienen, weil eine größere 
Zahl leicht dem Fortgange des Geſchäfts hinderlidh werden könnte, Die ne 
gleiche Zabl aber bei einer Verſchiedenheit der Anfihten von Nutzen fegn 
kann. Die im Bundestages Beichluffe vom 16. Suni 1817. Beliebte Befannt- 
madung Der Ernennung des Ausfchufles durch die Verſammlung an die 
Parteien fcheint überflüffig, da deren Bevollmachtigte in.der Berfammlung 
gegenwärtig find. 


8. 3. 
(Bundestags: Befhlug vom 16. Juni 1817, c.) 


Dem Bermittelungs -Außfchuffe find die, ben Gegenſtand bes 
treffenden, bei der Bunbeöverfammlung vorgekommenen Verhands 
ungen fofort yuzuftellen. Diefer hat fobann zuwörberft in Ermäs 
gung zu ziehen, ob zur Aufftellung gründlicher Bergleichdvorfchläge 
noch eine Aufklärung ber Sachverhältniffe nöthig if, oder nicht. 
Sm erften Falle iſt diefelbe von ben Parteien, ober von dem⸗ 
jenigen Theile, von welchem fie, den Umftänden nach, zunaͤchſt 
erwartet werden muß, zu erfordern, und dazu ein Termin anzus 
fegen, welcher, ohne ausdrücfiche, nur in befondern Fällen zu 
ertheilende Genehmigung der Bundesverfammlung, die Zeit von 
ſechs Wochen nicht überfchreiten darf. 


Anmertung. 

Die Nothwendigkeit volifändiger Aufklärung der Sachverhältniſſe zur 
Begrumdung angemefiener Vergleichsoorſchläge leuchtet von felbft ein. Bon 
ker Beurtbeilung tes Ausfhuffes wird es aber abhängen, ob er folche 
fhriftlich zu erfordern, oder aber eine vorbereitende Conferenz mit 
tea Bevollmächtigten der flreitenden Theile zu veranlaflen fir gut findet. 


54 | 

Sat ein uber bet andere Theil ſich weitere Erflärungen vor 
behalten, und hält ber Ansſchuß folche zur gehbrigen Einficht der 
Sache ober zur Beförderung des Vergleichsgeſchäftes nothwendig 
ober nüßlich, fo hat er gu deren Beibringung auf gleiche Weiſe 
eine Friſt feflzufeßen. Der Ausſchuß iſt aber in keinem Falle an 
die Beoduchtumg bet im gerichtlichen Berfahreii gewöhnlidyen 
Zahl von Schriftfagen gebunden, fonbern ed kommt hierbei nur 

. . 9 % 
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darauf an, daß er die für den Zweck erforderlichen Aufklaͤrungen 
erhalte, worüber ihm die Beurtheilung lediglich zuſteht. 


Anmerkung. 

Da es bei dein Vermittelungsgeſchäft nur darum zu thun iſt, daß Der 
Ausſchuß alle zweckmäßigen Hülfsmittel, um eine gütlihe Bereinbarung zu 
erzielen, fich verfchaffe, ein proceßartiger Schriftwechſel der Parteien aber 
zu ſolchen Hülfsmitteln nicht gehören, vielmehr das Werk nur erfchweren 
dürfte; fo bat man geglaubt, dem Ausſchuſſe in diefer Hinficht alle mögliche 
Freiheit bedingen zu müſſen. 


5. 8. 


Bon dieſer erften Einleitung hat ber Ausfchuß, laͤngſtens 
binnen vierzehn Tagen nach erhaltenem Auftrage, der Bundesver⸗ 
fammlung Kenntniß zu geben, auch derfelben, in ber Kolge, wenn 
die von ihm gefetten Friften nicht beachtet worben, Bericht zu 
erfiatten, und zu ihrer Entichlieffung zu verftellen, ob ber Ber 
gleichsverſuch ald unausführbar anzufehen, und mithin das rich 
terliche Verfahren einzuleiten, oder aber jener, unter Bewilligung 
weiterer Friften, jedoch unbefchabet der im $. 8. den Betheiligten 
beigelegten Befugniß, offen zu halten fey? 


Anmerfung. 

Ein Vermittelungs⸗Geſchãäft kann öfters nur im Laufe der Zeit, und 
manchmal nad) längeren Ruhepunkten der Unterbandlung, gelingen. Es ik 
daher Fein Grund, es in allzuenge Friſten einzufhränten, wenn nur die 
Parteien und dritte Betheiligte nichts dagegen haben. Um 
jedoch den Bermittelunge-Ausfchuß außer aller Berantwortung oder auch Ver⸗ 
Tegenheit zu fegen, bat man die Enticheidung von ber Bundesverfammiung | 
abhängig machen zu müflen geglaubt. | 


$. 6. 


Der Ausſchuß ift verbunden, wenn er nähere Erläuterungen 
nicht nothwendig findet, binnen vierzehn Tagen nad) erhaltenem Auf⸗ 
trage, oder aber innerhalb vierzehn Tagen nadı dem Empfange ber 
geforderten Erläuterungen, einen Termin zum Berfucd, der Güte 
anzufegen, nach Abhaltung diefed Termins und ſpaͤteſtens nach 
Ablauf dreier Monate, von der Ertheilung des Auftrags an ges 
rechnet, der Bundesverfammlung von der Lage der Sache Rechen 
fchaft zu geben, und bamit von Zeit zu Zeit fortzufahren, bie 
entweder ein Vergleich geftiftet, oder die Bewirkung einer gütlichen 
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Uebereintunft für umerreichbar erkannt ift. Treten während bes 
Bermittlungs s Gefchäfte befondere Schwierigkeiten ein; fo hat ber 
Ausſchuß darüber fofort an die Bunbesverfammlung zu berichten, 
und deren Entfchlieffung zu gewärtigen. 


. 7. 
Bundeitans.Beiät vom 16. Zuni 1817, d.) 

Wird ein Vergleich zu Stande gebracht; fo ift er ber Bun⸗ 
deſsverſammlung vorzulegen, und diefe hat ihn durch einen fürms 
Eichen Beichluß unter die Garantie des Bundes zu ftellen. Die 
Vergleichs⸗ Urkunde ift in Urfchrift, Die gegenfeitigen Ratifications⸗ 
Urkunden aber find in beglaubter Abfchrift in dem Bundesarchive 
niederzulegen. 

8 8. 
(Bundestags: Befhluß vom 16. Zuni 1817, IEL) 

Wiener Conferenz⸗Protokoll, Sess. XX, Beilage B. 

Sobald der Vermittelungs⸗Ausſchuß fich überzeugt hat, daß 
der Zwed einer gütlichen Beilegung bed Streite® durch feine 
Bemühungen nicht erreicht werden Tann, hat er, ohne an bie 
oben bezeichneten Friften gebunden zu feyn, hierüber feinen Bes 
richt am Die Bundesverfammlung zu eritatter. Wenn aber das 
Bermittelungs» Gefchäft während eines Zeitraums von fechd Mo⸗ 
aaten, von ber Eonftituirung des VermittelungdsAusfchuffed an 
gerechnet, ohne Erfolg geblieben iſt; fo find Kläger ober Beflagter, 
eder auch Dritte, welche bei der Sache ein gehörig befcheinigtes 
Intereſſe haben, befugt, bie Aufhebung des Bermittelunge » Aufs 
trages unb die Beförderung der richterlichen Enticheibung von ber 
Oundesverfammlung zu begehren. 

Diefe ift, auf den Bericht des Ausfchuffes oder bes Anfuchen 
eines Betheiligten, verpflichtet, die richterliche Enticheidung burch 
eine AusträgalsInftanz zu bewirken. 

‚Anmertung. 

Die nicht ungegründete Beforgniß, daß durch zweckloſe Berlängerung 
des Bermittelungs-Gefchäfts die Erfüllung des Artifeld XI der Bundesarte, 
wo nicht vereitelt, doch ungebübrlich verzögert werden Pönnte, bat den Wunfſch 
seranlaßt, daß ſolchem Mißbrauche vorgebeugt werden möge. Es ift dieß bei 
den Berbandlungen über die W. Schi. A. in Anregung gebracht, und 
darauf eine Bertimmung in der Art, wie die obige, vorgeichlagen worden. 
Eie ſcheint der Abfiht zu entiprechen, und bat daher hier eine Stelle er- 
beiten 
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Sollten von einem ftreitenden Theile Einwendungen gegen 
die Statthaftigfeit des Austrägals Berfahrend gemacht werden; fo 
ift von ber Bundesverfammlung ein Ausfchuß von fünf Mitglies 
dern, um darüber in einer ber nädhften Sitzungen fein Gutachten 
zu erftatten, fofort zu ernennen, und wenn non demfelben die 
vorgebrachten Einwendungen ungegründet befunden find, zur Eins 
leitung des Austraͤgal⸗Verfahrens, ohne weitern Aufenthalt, zu 
fchreiten. Im entgegengefegten Falle aber hat die Bundeövers 
fammlung die Erledigung des Streitd durch ein Compromiß in 
ber Art zu bewirken, daß jeder Theil ein Bundesglied benenne, 
beide von ben Parteien benannte Bundeöglieder aber ein drittes 
Bundesglied erwählen, welche zufammen ald Schiedsrichter in 
der Sache zu erfennen haben. Es foll auch hierbei im Wefents 
lichen, wie in Anfehung der Austräge vorgefchrieben ift, verfahren 
werben. Weigert fich einer ber ftreitenden Theile, einen Schieds⸗ 
richter zu benennen; fo fol dieſes, an feiner Stelle, burch die 
Bunbeöverfammlung gefchehen. Die’ Uebernahime bed ſchiedsrich⸗ 
terlichen Amts in ſolchen Fällen iſt Bundespflicht. 


Anmerkung. 

Die Frage: wie es zu halten ſey, wenn eine Sache für nicht geeignet 
sur Beurtheilung eines Civil⸗Gerichtshofes geachtet wird, iſt mehrmals berührt 
worden. Man bat fie befonders auf den Fall angewandt, wenn eine Streit. 
ſache unter Bundesgliedern mehr politifcher, als rechtlicher Natur ſeyn follte. 
Die Commiffton hat fo wenig, als ihre Vorgänger, verſucht, bier eine Grenz: 
finie zu ziehen. Sie bat aber erwogen, daß, wenn der Zweck ded Arti- 
Bel XI. der Bundesacte volftändig erreicht werden foll, nothwendig auch für 
den Ball Borfehung getroffen werden uuß, wenn, wegen Beſchaffenheit der 
Sache, gegen die angeordnete AnsträgalkInftanz Einwendungen gemacht wers 
den. Da nun Bundeögfieder in keinem Zalle gegen einander rechtlos und 
im Zuftande der Gemaltthätigfeit bleiben dürfen, und es der Bundes- 
verfammlung unbedingt zur Pflicht gemacht ift, in allen, durch Vergleich 
nicht zu erledigenden Streitigkeiten der Bundesglieder eine richterlihe Ent⸗ 
fheidung zu bewirfen; fo hat ed, für den vorausgefesten Fall, am ange- 
meflenften geihienen, dem Austrägab Gericht ein geregelte Eompromiß zu 
furrogiren, welches auch einzutreten hatte. wenn die Frage von der Statt« 
baftigkeit des Austrägal⸗Verfahrens bloß zweifelhaft wäre. Nur wenn die 
Einwendung dagegen, nach gehöriger Prüfung durch einen Ausihuß, fofort 
und unzweifelhaft als ungegründet erfchiene, wäre eine ſolche Ausnahme 
von der Pegel nicht zuzulaffen. Auf diefe Anfihten gründet fich der vor⸗ 
ftebende Paragraph, welchen die Commiffion um fo mehr in Vorſchlag brin- 
gen zu müſſen geglaubt bat, als tie Zruge auch bei den Wiener. Berband: 
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bindung ber WRechtöverhältniffe deſſelben mit dem anhängigen 
Rechtöftreite anerkennt. Auch eine Wieberflage hat nur in dieſem 
Falle bei dem erwählten Austrägal-Gerichte ftatt, und nur, wenn 
ſie jogleich bei der Einlaffung auf die Vorklage angebracht wird. 


8. 18. 
(Ebendaſelbſt, Art. 4) 


Wo feine befondern Entfcheidungs Normen vorhanden find, 
hat das Austrägal-Gericht nach den in Nechtöftreiten derfelben 
Art vormald von den Reichdgerichten fubfidiarifch befolgten Rechtes 
quellen, in jo fern folche auf die jegigen Berhältniffe der Bundes⸗ 
glieder nod) anwendbar find, zu erfennen. 


$. 19. 
(Ebendaſelbſt, Art. 5.) 


Dem im Namen der Bundesverfammlung abzufaflenden Ers 
kenntniſſe follen jederzeit die vollftändigen Entſcheidungsgründe 
beigefügt werben. 

Ueber den Koftenpunft foll dad erwählte Austrägal-Gericht 
nach gemeinrechtlichen Orundfägen erfennen, und bei deren Bes 
fimmung die ihm vorgefchriebene Tarprdnung befolgen, ohne 
weitere Gebühren in Anfas zu bringen. 


$. 20. 
(Bundestags: Befhlug vom 16. Juni 1817, IH. 7.) 


Das Erfenntniß in der NHauptfache muß Täangftend binnen 
Jahreöfrift, vom Eingange bed Austrägal-Auftrages bei dem ges 
wählten oberften Gerichtähofe an gerechnet, erfolgen. Sollte dieß 
ausnahmeweife nicht thunlich ſeyn; fo hat der oberite Gerichtöhof 
ald Austraͤgal⸗Inſtanz einen Bericht an die Bunbeöverfammlung 
zu erflatten, die Gründe eines nothwendig geglaubten längeren 
Verzugs anzuzeigen, und die Entfchlieffung der Bundeöverfamm- 
lung darüber zu erwarten. 

. $. 21. 
" (Evendafeiok, II. 7.) 

Die Austrägal s Erkenntniffe find von dem gewählten Ges 
rihtöhofe, im Namen und Auftrage ber Bunbesverfammlung, 
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Anmerkung. 

Nach dem Bundestags⸗Beſchluſſe vom 16. Juni 1817, ſoll nur das vers 
ſaͤnmte Vorſchlagsrecht auf die Bundesverſammlung übergehen. Der Zwed 
a  erfordertaber, daß diefes auch, wenn das Wahlrecht verfäumt wird, ftatt finde: 
Der mögliche Fall, daß es zweifelhaft wäre, wer ald Kläger oder Be 
Hagter zu betrachten ſey? (ein Hall, der befonders in Beziehung auf den 
Artikel XXX. der Schlußacte leicht vorkommen kann,) fchien das vorgeichla- 

gene Auskunftsmittel nöthig zu machen. 


8. 12. 
(Bundestages: Beihluß vom 16. Juni 1817, IN. 3.) 


Das Gericht höchfter Inftanz des gewählten Bundesgliedes 
fol iggerzeit die zur Entfcheidung des Rechtsſtreites berufene Aus⸗ 
trägals Sinftanz ſeyn. Die Bundeöverfammlung hat daher über 
die erfolgte Wahl einen Beſchluß zu faſſen, und ſolche dem ge⸗ 
wählten Bundesgliede durch deſſen Bundestagsgeſandten, unter 
Anfügung ſaͤmmtlicher bei der Bundesverſammlung und dem Vermit⸗ 
telungs⸗Ausſchuſſe verhandelten Acten, mit dem Anhang bekannt zu 
machen, daß daſſelbe laͤngſtens binnen vier Wochen, von dem 
Tage des Beſchluſſes an, ſeine oberſte Juſtizſtelle anweiſen möge, 
nach vorgaͤngigem ordnungsmaͤßigem Verfahren in ber vorliegenden 
Rechtsſache, als Austraͤgal⸗Inſtanz, in Auftrag und Namen der 
Bundeöverfammlung, ein rechtliched Erfenntniß abzugeben. 
biefem Gerichtöhofe haben die Parteien, innerhalb ber oben be 
flimmten Friſt von vier Wochen, Bevollmächtigte zu beftellen, 
welchen alle Infinuationen gültig gefchehen köͤnnen. Wirb diefe 
Frift nicht beobachtet, fo ift der Gerichtshof berechtigt, Amwaͤlte 
von Amts wegen für diefelben zu ernennen. 


Anmerfung. | | 
Das in vorftehender Art beftimmte DBerfahren bat dem Zwecke und den 
Berbältnifien am meiften zu entfprechen geichienen, indem unmittelbare Com: 
municationen der Bundesverfammlung mit den oberften Gerichtshöfen der 
Bundesſtaaten nicht notbwendig, Dagegen aber mancherlei Vedenklichkeiten 
unterworfen feyn dürften. 


g 43. 


Wenn, in Gemäßheit des Artifeld XXX. der W. Schl. A., 
die zwifchen mehreren Bundesgliedern ftreitige Frage: welches 
derfelben eine Forderung von Privatperfonen zu befriedigen habe? 
zur Enticheibung einer Austraͤgal⸗Inſtanz zu bringen ift; fo hat 
bei dieſer zwifchen den in Anſpruch genommenen Bunbeögliebern 


v 


lm. 
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Cwobei jeboch die Reclamanten ihr Intereſſe durch Intervention 
wahrzunehmen befugt ſind) ein rechtliches Verfahren und eine 
richterliche Entſcheidung nur allein darüber ſtatt: welches von ben 
betheiligten Bunbeögliedern, oder in welchem Verhaͤltniſſe mehrere 
derfelben, entweder definitiv ober vorläufig, die redhtöbegründeten 
Anfprüche der Reclamanten zu befriedigen gehalten feyen? Das 
Bingegen gehört Dad weitere Berfahren zwifchen den reclamirenben 
Privatperſonen und dem durch das Austrägaf-Urtheil ale Schuld⸗ 
ner anerkannten Bundesgliede, und das Erkenntniß über die 
Einreden, welche ber Forderung ſelbſt entgegengeſetzt werben 
founten, vor bie ordentlichen Gerichte bed Landes, bei welchen 
verfaflungsmäßig der Ianbesherrliche Fiscus zu belangen ift. Die 
Bundesverfammlung wird daher in dieſem Falle zur Erfüllung 
des Artifel XXX, der Schlußacte dem gewählten Austrägal-Gerichte 
den Auftrag nur zur Entſcheidung der gedachten Vorfrage ertheilen. 
Diefed hat demnach nöthigen Falls die in Anfpruch genommenen 
Bundesglieder zur rechtlichen Berhandlung, unter einer kurzen 
Friſt, aufzuforbern. 
Anmerkung. 


Die Commiſſion bat geglaubt, dieſen Paragraph einſchalten zu müffen, 
damit die Anwendung des Artikels XIX. der W. Schi. A., feinem 
Zwede gemäß, gefichert, und das dabei zu beobachtende Berfahren geordnet 
werde. Diefed wird hierdurch auf die Borfrage beſchraͤnkt, und es wird 
imgleich die Vermiſchung anderer Streitigkeiten mit derfelben verhütet. 

8. 44. 

(Bundestags: Befhluß vom 16. Juni 1817, TIL 3. 4.) 

Sämtliche höchfte Suftizftellen der deutfchen Bundesſtaaten find - 
die zur Bundes Austrägals Inftanz geeigneten und beftimmten Ger 
richtöhöfe, unb die Uebernahme * Austraͤgal⸗Auftrages iſt als 
Bundespflicht anzuſehen. Nur gang befondere, der Bunbeövers 
fanmlung etwa unbelannt gewefene Verhältniffe, welche eine völs 
lige Unfähigkeit zur Webernahme dieſes Auftrages begründen, 
fonuen zur Entfchuldigung dienen, find aber binnen vier Wochen, 
von dem Tage bed erhaltenen Auftrages an gerechnet, der Buns 
desverfammlung vorzubringen, welche barüber laͤngſtens binnen 
vierzehn Tagen zu entfcheiben hat. 

XAnmerfung. 

Hier bat es nothwendig gefchienen, die Enfiheidung über die Entſchul⸗ 
digungsgründe ausdrüdlich zu gedenken, was der Bundestags⸗Beſchluß vom 
16. Juni 1817, unberührt gefaflen hatte. 
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| 8. 15 
Bundestags: Befhluß vom 16. Zuni 1817, IL 4) 


Jedes Bundesglied, auch ein folches, welches nad, dem Ars 
titel XIL der Bundesacte mit andern ein gemeinfames Gericht dritter 
Inftanz hat, Tann von dem Bellagten vorgefchlagen werden, iedoch 
immer nur Einer ber Theilhaber an demfelben oberften Gerichte, 
und nur alddann, wenn feiner biefer Theilhaber bei der zu ent⸗ 
fcheidenden Streitfache ein rechtliches Intereſſe hat. 


® 8. 16. 
(Bundestags: Befhluß vom 3. Auguft 1820, Art. 2) 


Dem zur Austrägal-Inftanz beftellten oberften Gerichtöhofe 
eined Bundesſtaates fteht die Leitung bed Procefled, und zwar, 
bis zur Einrichtung einer allgemeinen Austrägal-Gerichtdordnung, 
nach der bei ihm geltenden Proceßordnung, jedoch unter Beobach- 
tung‘ der nachfolgenden Beftimmungen, fo wie die Entfcheidung 
des GStreited in allen feinen Haupt- und Nebenpunften, unein- 
geichränft und ohne alle weitere Einwirfung der Bundeöverfamm- 
lung oder der Randesregierung zu. Lebtere wird jedoch, auf Ans 
fuchen der Bundesverfammlung oder der Parteien, im Falle einer 
Zögerung von Seiten bed Gerichtd, Die zur Beförderung ber 
Enticheidung nöthigen Verfügungen erlaflen. 


Anmerftung. 

Es ift ein unvertennbarer Nachteil der gegenwärtigen Einrichtung, daß 
die Bundeögheder bei ihren Nechtöftreitigkeiten auf ein gleichfürmiges gericht- 
liches Verfahren nicht rechnen können. Wieviel aber biervon abbangt, weiter 
bier auszuführen, fcheint überflüfftg zu feyn, Das Bedüriniß einer Aus: 
trägal-Gerichtdordnung dürfte wohl unverfennbar feyn, Da die Gleichförmigkeit 
des Verfahrens fo weſentlich, die Herftellung terfelben aber von dem &e- 
richtsgebrauche fo vieler und fo höchſt verfchieden organifirter oberften Ge⸗ 
richtöhöfe, welche Austrägal-&erichte werden können, nicht zu erwarten ift. 
Die Eommiffion bat daher geglaubt, die Errichtung einer Austrägal-&erichte- 
ordnung ausdrücklich vorbebalten zu müflen, und fie giebt anbeim, ob nicht 
dazu eine angemeflene Einleitang jegt gleich zu treffen wäre. 


8. 17. 
(Bundestags: Befhlug vom 3. Auguft 1820, Art. 3.) 
Zur Theilnahme an einem Rechtöftreite unter Bundesſtaaten 


kann ein drittes Bundesglied vor das erwählte Austrägal-Gericht 
nur alsdann zugelaffen werden, wenn dieſes eine mefentliche Ver⸗ 
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bindung der Rechtsverhaͤltniſſe deſſelben mit dem anhaͤngigen 
Rectöftreite anerkennt, And, eine Wiederflage hat nur in dieſem 
Falle bei dem ermwählten Austrägal-Gerichte ftatt, und nur, wenn 
fie jogleich bei der Einlaffung auf die Vorflage angebracht wird. 


8. 18. 
(Ebendaſelbſt, Art. 4.) 


Wo keine befondern Eutfcheidungs- Normen vorhanden find, 
hat das Austrägal-Gericht nach den in Rechtsitreiten derfelben 
Art vormals von den Reichögerichten fubfibiarifch befolgten Rechtes 
quellen, ın jo fern ſolche auf die jegigen Berhältniffe der Bundes⸗ 
glieder noch anwendbar find, zu erkennen. 


$. 19. 
(Edendafelpft, Art. 5.) 


Dem im Namen der Bundesverfammlung abzufaflenden Er⸗ 
kenntniſſe ſollen jederzeit die vollitändigen Enticheidungsgründe 
beigefügt werben. | 

Ueber den Koftenpunft fol das erwählte Austrägaft-Gericht 
nach gemeinrechtlichen Srundfägen erfennen, und bei deren Bes 
ſtiimmeng die ihm vorgefchriebene Taxordnung befolgen, ohne 
weitere Gebühren in Anfab zu bringen. 


$. 20. 
(Bundestags: Beihluß vom 16. Juni 1817, IH. 7.) 


Das Erkenntniß in der Hauptfache muß laͤngſtens binnen 
Jahreöfrift, vom Eingange des Austrägal-Auftrages bei dem ges 
wählten oberften Gerichtöhofe an gerechnet, erfolgen. Sollte dieß 
ausnahmsweiſe nicht thunlich ſeyn; fo hat der oberfte Gerichtähof 
ald Austrägal-Inftanz einen Bericht an die Bundedverfammlung 
m erftatten, die Gründe eined nothwendig geglaubten längeren 
Berzugd anzuzeigen, und die Entfchlieffung ber Bundesverſamm⸗ 
lung darüber zu erwarten. 


“ en. 8. 21. 
WCGbendaſelbſt, IL 7.) 


Die Austrägal » Erkenntniffe find von dem gewählten Ge 
rihtöhofe, im Namen und Yuftrage der Bunbesverfammlung, 
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den Parteien zu eröffnen, und ſodann, nebſt den verhandelten 
Acten, der Bunbeöverfammlung einzufenden. 


(Bundestags-Befhluf vom 3. Auguft 1820, Art. 6) 


Die AusträgalsErkenntniffe find fofort nach ihrer Eröffnung 
als rechtöfräftig anzufehen und zu befolgen. Jedoch ift die Res 
flitution wegen neu aufgefundener Thatfachen und Beweismittel 
zulaͤſſig. Sie muß aber innerhalb Sahresfrift, vom Qage ber 
Auffindung an gerechnet, nachgefucht, und es Tann baburch bie 
Bollziehung bed AusträgalsErkenntniffes nicht aufgehalten werden. 


Anmertung. 

Der Termin ift, in Folge der Berathungen der Wiener Eonferenzen, 
jwar auf vier Jahre gefept: Wenn aber diefer Termin nicht von der 
Eröffnung des Austrägal-Urtheils an gerechnet wird, fondern von 
der Auffindung der neuen Thatfahen und Beweismittel an; 
fo fheint eine Zahresfrift zur Borbereitung und Ausarbeitung des Reſtitu⸗ 
tions·Libells hinreichend, eine längere Friſt aber der Begründung eines feften 
Rechtözuftandes unter den im Streite befangenen Bundesgliedbern nur nach⸗ 
theilig zu ſeyn. Es ift ohnehin ſchon viel, daß, nach der vorliegenden Be⸗ 
ſtimmung, dad Rechtsmittel der Reftitution felbft durch Beinen Zeitverfluß 
ausgeſchloſſen wird, und eben daher auch mehrmals wiederholt werden kann. 

Es ift übrigens, in befonderer Beziehung auf dieſes Rechtsmittel, der 
Commiſſion die Erinnerung mitgetheilt worden, daß bier die Beobachtung 
der verfchiedenen Proceßordnungen vorzüglich bedenklih zu feyn fcheine. 
Denn die verfchiedenen Proceßorbnungen gewähren dem Imploranten nicht 
überall einen gleichen Umfang der Berechtigung, und wenn nun jedem Aus⸗ 
trägal-Berichte feine Proceßordnung zur Norm dienen foll; fo könne diefes, 
namentlich bei dem Rechtsmittel der Reftitution, auch auf die Entiheidung 
der Streitfache einwirken, und in dem einen Kalle, fo wie bei dem einen 
oder andern Territorial-Gerichte, der Partei mehrere, in dem andern weniger 
Berechtigung weiterer Nechtdausführung zufteben. Es fheine nun aber doch 
angemeflen, daß wenigftens in diefer Hinficht gleiche Berechtigungen für die 
Bundeöglieder bei ihren Streitigkeiten ftatt finden follten. Die Commiſſion 
bat die Wichtigkeit diefer Bemerfung volltommen erkannt, und bat es baber 
verfucht, in den folgenden 88.23. und 24. durch kurze und einfache Säße in 
die Behandlung der Reftitution bei den AusträgalsGerichten diejenige Gleich⸗ 
förmigkeit zu bringen, welche mit Recht gewünfcht wird. Es hat ihr zu dem 
Ende nothwendig gefchienen, die Zuläffigkeit und, ‚vie Erforderniffe des 
Mechtsmittels im $. 23. genau zu beftimmen, und im 4. dad bei allen 
Austrägals@erichten gleihmäßig zu beobachtende Berfahren vorzuzeichnen. 
Dabei bat fi aber auch zugleich Die Nothwendigkeit gezeigt, im $. 25. eine 
Formel des Reſtitutions⸗Eides vorzuſchreiben. 
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8. 93. 


Die Reftitution findet nur gegen definitive Erfenntniffe und 
gegen folche ZwifchensUrtheile ftatt, welche die Kraft eines befinis 
tiven Erfenntniffes haben. Sie ift auch gegen Erkenntniſſe über 
den Beſitzſtand, fo fern folche nicht bloß den jüngften Beſitz bes 
treffen, zuläflig. Sie kann aber allein rechtlich begründet werden, 
burch neue, vor der Eröffnung des Austrägal-Urtheild dem Im⸗ 
plsranten nicht befannt gewefene, mit den gehörigen Beweiſen 
belegte, erhebliche , mithin eine gänzliche ober theilweife Abaͤnde⸗ 
rang jened Urtheils erforbernde Thatfachen, oder aber durch nen 
aufgefundene Beweismittel für bereitö vorgebrachte, erhebliche, 
jedoch bei der Abfaflung des Urtheild, wegen Mangel des Bes 
weiſes, nicht berüdfichtigte Thatumflände, oder endlich durch neu 
aufgefundene, erhebliche GegensBeweismittel in Anfehung folcher 
Thatumftände, worauf dad Austrägals Erfenntniß ganz oder zum 
Theil gebaut worden if. 


. 24. 
Bunvestant: Befäluf Som 3 Auguft 1820, Art. 7.) 
Ueber bie Zuläffigfeit der Reftitution und über die Erheblichleit 
und rechtliche Wirkung ber neu aufgefundenen Thatſachen und 
Beweismittel hat berfelbe Gerichtöhof zu erkennen, welcher die 
Entfcheibung in der Sache gefaßt hat. Der ReftitutiondsLibell, 
weichem die neu aufgefunbenen Beweismittel vollftändig beizufügen 
find, if vor Ablauf bed oben beflimmten Termins ($. 22.) bei 
der Bunbesverfammlung einzureichen. Diefe wird fobann denſelben 
durch einen in ihrer naͤchſten Sitzung nad, deſſen Uebergabe zu 
faſſenden Beichluß, in der oben beftimmten Art (6. 12.), dem 
Austrägal » Gerichte, unter Zurüdfendung der früheren Acten, 
mittheilen, welches hierauf zuvoͤrderſt die Zuläffigfeit der Reſti⸗ 
tstion zu prüfen unb darüber zu erfennen hat. Wirb biefelbe 
zuläſſig befunden; fo ift, nach vorgängigem Berfahren bis zur 
Duplit, das Haupterkenntniß abzugeben und zu eröffnen, hiernächft 
aber mit den Acten ber Bundesverfammlung einzufchidten. . 
8. 28. 
(Ebendafelbft, Art. 8) 


Die Ableiftung des Neftitutiond s Eides gefchieht bei dem 
Andträgals@erichte durch den Vorſtand derjenigen Behörde, unter 
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deren Aufficht und Genehmigimg die Reftitution nachgefucht wich, 
und von demjenigen Beamten bed die Reftitution nachjuchenden 
Theils, welcher die Sache bearbeitet hat, entweder in Perfon, 
oder dureh; Specials Bevollmächtigte. Sind mehrere Dabei ver 
wenbet worden; fo foll dem andern ‘Theile frei fiehen, den zu 
benennen, welcher ben Reſtitutions⸗Eid abzuftatten hat. Diefer 
Eid ift darauf zu richten: 

daß diejenigen, welche ihn abzuleiten haben, von den neu 

vorgebrachten Thatumftänden und Beweismitteln vor Der 


Eröffnung des Austrägal-Erkenntniffes feine Willenfchaft 


gehabt, und folche erit nachher erlangt haben, auch daß 
feit der Zeit der Auffindung die gejeßliche Fri von einem 
Sjahre nicht abgelaufen fey: 


$. 26. 


In dem Falle, daß ber durch ein AusträgalsErfenntniß uns 
terliegende Theil binnen vier Wochen nad) beffen Eröffnung dar; 
zuthun vermöchte, daß daſſelbe, wegen offenbarer Verletzung ges 
feglicher VBorfchriften, oder der, bei Strafe der Nichtigkeit vors 
gefchriebenen, gerichtlichen Ordnung, von felbft und ohne Rück 
ficht auf die dem Nechtäftreit zum Grunde liegenden Thatfachen, 
ald ein rechtliche® Erkenntniß nicht beftehen könne; fo iſt er auch 
damit, jedoch ohne Suspenſivwirkung, zuzulaſſen, und die Bun⸗ 
beöverfammlung hat auf bie innerhalb obiger Frift ihr zu übers 
gebende Ausführung, nad) eingeholter Vernehmlaſſung des Ger 
gentheils, einen oberiten Gerichtöhof zu beauftragen, über den 
Grund ober Ungrund der vorgefchübten Richtigkeit zu erkennen, 
und feine Entfcheidung ber Bundedverfammlung, nebft den Acten, 
einzufenden, Diefe wirb fobann die Parteien davon in Kenntniß 
fegen, und, falls bad angegriffene Urtheil für nichtig erflärt werden 
follte, bei dem gewüählteit Austrägal-Serichte, in Gemäßheit bes 
caſſatoriſchen Erkenntniſſes, das weitere rechtliche Verfahren bes 
wirfer. 


Anmerfung: 

Wenn dur ein einzige® Urtheil über Redtsverhältniſſe endlich 
entſchieden werden fol, die, da fie unabhängige Staaten und erlauchte Familien 
betreffen, in der Regel von Wichtigkeit feyn werden; fo fcheint es billig, 
denfenigen, welche fi einem fo wenig günftigen Unterſchied von ihren eigenen 
Unterthanen unterworfen haben, wenigftens Sicherheit gegen bie Folgen 
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meufchlicher Schwäche, weiche fich, auch bei den anfehnlichken Gerichtshöfen, 
duch Abweichung von gefeglichen Borfchriften äußern können, alsdann zu - 
gewähren, wenn eine offenbare Verlegung der Geſetze und der gerichtlichen 
Ordnung fofort nachgemwiefen werden kann. ber nur unter möglichfter Be 
ihranfung bat die Commiſſion geglaubt, auf die Zulaſſung einer Nichtigkeits⸗ 
Mage antragen zu müſſen, und fo dürfte die Berudfihtigung eined gewiß 
feitenen Falles, indem daruber eine billige Beruhigung gegeben wird, zur 
Befeſtigung des Vertrauens in eine ihrer Natur nad) ſehr mangelhafte Ein- 
tichtung dienen. 


8. 27. 
(Bundestags: Befhlug vom 3. Auguſt 1820, Art. 9) 


Die Bundesverfammlung verfügt die Vollziehung der Bundes⸗ 
Austrägals Erkenntniffe, in fo fern benfelben nicht ſofort oder 
richt vollftändig Folge geleiftet und defßhalb bei ihr von Betheis 
figten die Anzeige gemacht wird. Fallen bei der Vollziehung 
noch Streitigkeiten vor, welche eine richterliche Entfcheidung erfors 
dern; fo fteht diefe dem Austrägal-Gerichte zu, welches das zu 
vollziehende Erfenntniß gefaßt hat, und die Parteien Fönnen folche 
bei demfelben unmittelbar anbringen, ohne daß ed deßhalb eines 
weitern Auftrages der Bundesverfammlung bedarf. *) 


Diefer Entwurf warb in berfelben Sess. XXXVIL d. 3. 1820, 
&. 664. dutch Beichluß zur Infttuctionds Einholung an die Re 
zierung befördert, umd beffalld find bis jeßt folgende Abſtim⸗ 
mungen und Bemerkungen eingegangen: 

Bemerkungen von Baden, Prot. v. J. 1821, $. 124 S. 368; 
— Abſtimnung von Preuſſen, Prot. v. 1821, $. 160. ©. 471; 
desgf. von der 16ten Stimme, Brot, v. 1821, S. 187. S. 304; 
Bemerkungen von Schaumburg⸗Lippe u. Lippe, S. Bo6. * >> "4; 
— Abftimmung von Würtengberg, Grhzth. u Hzgth. Sachfen, und Nöte 
des Geſandten, Prot. v. 1821, 8. 219, ©. 609. u, flgd., 628." 
u. flgd.; — Bemerkungen von Preufien, Prot. 1821, $. 256. 
©. 765. Beilage Ziff. 31. ©. 778. a. flgb., und Beilage Ziff. 
3%. S. 793 10.5 — K. Sächfifche Abftimmung und Bemerkungen, 
Drot. v. 3. 1822, $. 48. ©. 129. Beilage Ziff. 12. ©. 132 ꝛc. 
Beilage Ziff. 13. ©. 1345 Neue Bemerkungen von Preuffen und 
Antrag, Prot. v. J. 1822, $. 82. ©. 214; Bemerkungen von 


) Iſt auch abgedrudt In Heffter, Beiträge zum deutſchen Staats: und 
Zürftenteäät, &. 774. 
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Oldenburg, Prot. 1822, 8. 97. S. 238. Beilage Ziff. 15. ©. 241; 
* Bemerkungen von Holftein und Lauenburg, Prot. v. 3. 1822, $. 106. 
©. 268. Beilage Ziff. 16. ©. 271. ıc. 

Bemerkungen von Kurheflen, Prot. 1822, S. 206. ©. 787. 
Beil. Ziff. 30. S.797. ıc; Bemerkungen der 17ten Stimme, Prot. 
1823, $. 115. ©. 382. Beil. Ziff. 12. ©. 408. ıc. — 

Das Präafibium brachte i. J. 1831, Sess. XLI. $. 295. 
©. 949, von neuem die Einholung der noch fehlenden Inftructionen 
in Anregung, nachdem Defterreich kurz zuvor, Sess. XL. $. 277. 
©. 881. erklärt hatte, Daß es die Errichtung einer permanenten 
AusträgalInftanz, zur Erhaltung des öffentlichen Rechtszuſtandes 
im Bunde, noch immer für höchit wünfchenewerth halte. 

Meitere Aeußerungen von Defterreich hierüber, Prot. v. J. 
1834, Sess. XLI. $. 589. ©. 1048. — Im Jahre 1835 wurbe 
Sess. XVL rot. $. 230. ©, 489. befchloffen, daß von 
dem Art. 26. ded Entwurfs, fo wie überhaupt von jeder bundes⸗ 
gefeglichen Beſtimmung über die Zuläffigfeit von Nichtigkeitsbe⸗ 
fchwerden zu abftrahiren fey. 

Beſtimmungen, welche fid) überhaupt auf dad Aufträgalver- 
fahren beziehen, find ferner: 

4) Der Beſchluß vom 7. Det. 1830. Prot. Sess. XXXL 
$. 234. ©. 1020; v. Meyer, IL 358. — betreffend die Vorladun⸗ 
gen und andere Zuftellungen der Austrägalgerichte an bie Anwälte 
der ftreitenden Theile: 

» Sämmtliche allerhöchfte und hödhite Bundesregierungen wers 
den durch ihre Gefandtfchaften erfucht, die Oberappellationsgerichte 
anzumweifen, in allen Fällen, wo fie ald Auöträgalgerichte eine 
unmittelbare Zuftelung an Anwälte der ftreitenden Theile nicht 
bewirken Tonnen, Davon ihren Regierungen Die Borlage zu machen, 
damit biefelben in ben Stand geſetzt werden, burch ihre Bundes⸗ 
tagögefandtfchaften die geeignete Mittheilung an jene Regierungen, 
bie es angeht, zu bewirken. « 


5) Der Befhluß vom 28. Kebr. 1833. Sep. Prot. Sess. 
vVIL$.70.8.188 ; v. Meyer, IL 426, betreffend unbebingte Mandate: 
1) »Ein Austrägalgericht kann zwar mit unbedingten Mans 
baten, wenn über Neuerungen, während ber Rechtöhängigfeit einer 
bei demfelben in gerichtlicher Verhandlung ftehenden Streitfadhe 
geflagt wird, — vorausgefegt, daß an ben Erforberniffen zu 
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einer Verfügung dieſer Art in anderer Beziehung kein Mangel 
erſcheint — vorfchreiten, jedody hat ſich das Gericht hierbei ber 
Andrefung von Geldfirafen zu enthalten und bie Beranlaflung 
der Bollfiredung bed auf das erlaffene Mandat ergehenden, an 
die Bundeöverfammlung einzufenbenden, fchließlichen Erkenntniſſes 
diefer Lediglich zu überlaffen. 

2) Die Sefandtichaften derjenigen Regierungen, deren oberfte 
Gerichtähöfe dermalen ald Austrägafgerichte beftellt find, werden - 
erfucht, den gegenwärtigen Beſchluß an biefe Gerichtöhöfe zu ihrer 
Darnachachtung gelangen zu Laffen. «- 


Das erite Erfuchen an die betreffende Commiſſion um Erſtat⸗ 
tung eined Gutachtend über bie Befugniffe ber Austrägafgerichte, 
zu Erlaflung von unbebingten Mandaten im Namen und aus 
Auftrag des deutſchen Bundes wegen Neuerungen während ber 
Rechtshaͤngigkeit einer bei bemfelben in gerichtlicher Berhanblung 
üchenden Streitfache unter. Androhung einer Geldftrafe, erfolgte 
 % 1831. ©. Prot. Sem V. $ 32. ©. 109. — Schon 
Sess. XXXIX. beffelben Jahrs, $. 268. ©. 864. erflattete ber Ges 
fandte der freien Städte, Namens der Commiſſion, ein Gutach- 
ten, wobei ber Kuchefliiche Geſandte, ald Commiſſionsmitglied, 
en Separat-Botum, ©. 869. einlegte. 

Auf den Beſchluß zur: Iuftructiondeinholung ftinmte Baden 
fhen Sess.XLIL. $..305:. S. 868. in bem folgenden Jahre 1832, 
(. Brot.) Hannover, Grßhzgth. und Hzgth. Sachſen, bie 15te und 16te 
Stumme Sess. VI $.° * ©. 170; die 17te Stimme Sess. 
VOL $. 61. ©. 288; K , Sadjfen, Sem. IX. 5. 65. ©. 308; 
Bürtemberg, Sem. X. $. 75. S. 400; Oeſterreich und Preuffen, 
Se. XL 5 88. ©, 161; Grßhagth. Helfen, Soss- XIII. 5 1156. 
E. 201; Bayern, Holſtein und Lauenburg, Sess. XVIL $. 156. 
6.055; Medienburg, Sese. 'XXXIL $. 351. ©, 1161; Kun 
heſſen, Sess, XLVEHIL $. 582. ©. 1760; und: enblid; im Jahre 
1833, (f. Brot.) Brannfchweig und Naſſau, Sots. VIL $. 59. 
©. 160; und Grhzgth. Eımemburg, Sess. VIIL $. 70. ©. 188. 


6) Der Befhluß vom 23. Suni 1836,— f. Prot. 
Ses.X. $. 171. S. 156, — betreffend Stempelpapier und Sporteln: 


„In Erwägung der im Bundesbeſchluß vom 3. Aug. 1820, 
dad bei Aufftellung der AusträgalsOnftanzen zu beobadhtenbe Vers 
Eesuterdi, über Austrägainerfanren. 


4 
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fahren betreffend, Art: V. enthaltenen Beſtimmung, welche folgen 

dermaßen lautet: 
„über den Koftenpuntt fol das erwählte Yusträgalgerich 
nach gemeinfchaftlichen Grundfägen erkennen, und bei deren 
Beſtimmung die ihm vorgefchriebene Taxordnung befolgen, 
ohne weitere Gebühren in Anfat zu bringen, « 

wird feftgefeßt, baß ber Anwendung des Stempelpapierd, fo wie 


ber Erhebung von Sporteln, ſowohl bei den auf den Grund ber 


Art. XXL XXIV. und XXX. der W. Schl. A. vorkommenden Aus- 


trägals und EompromißsDVerhandlungen, ald bei dem nach dem 


Art. XX. der W. Schl. 9. in Streitigkeiten über ben jüngften 
Beſitz eingeleiteten Berfahren nicht ftatt zu geben fey. 

„Die höchſten und hohen Regierungen werden erfucht, die 
oberften Gerichtöhöfe von biefem Befchluffe zu ihrer Nachachtung 
in Kenntniß zu feben.« 

Die erfte Idee dazu wurbe zwar fdhon Sess. XXII. 
am 13. Dezbr. 1821 vertraulich gegeben und in ber vertraulichen 
Situng vom 31. San. 1822 wieder erneuert, jedoch von ber B. V. 
ohne Ermähnung im Protokolle an ben betreffenden Ausſchuß 
verwiefen. Ein befinitiver Antrag geſchah erft von Preuffen 
i, 3. 1835, Prot. Sess» XVI. $. 225. ©, 480, auf welchen, Sess. 
xX. 6.330. ©. 6871. das Commiſſions⸗Gutachten erſtattet wurbe. 
Noch vor Abgabe dieſes Gutachtens hatte Bayern feine zuſtim⸗ 
menbe Erklärung zu dieſem Autrage gegeben: SessX VI. 9.258. &©.540. 

Die Abftimmungen erfolgten fpäter von Defterreich und 
Däuemarf, Sess. XXUL $. 871. ©. 796; von Suremburg, 
Sess. XXIV. $. 386. ©. 8115 von Preuſſen, 8. Sachen, 
Hannover, Würtemberg, Baben, Grßhzgth. u. Hzgth. Sachſen und 
der Löten Stimme, Bess. XXVL $. 412. &. 864; vor Mecklen⸗ 
burg und den freien Städten, Sess XXVI $. 443. © 9ıs; 
won Grßhzgth. Heflen, Sess. XXVII. $. 460. ©. 1074; von 
dev 16ten Stimme, Bess. XXX. $. 497. 5, 1434} von VBraun⸗ 
ſchweig und Naflau, Sess XXXL $. 512. S. 11685 und von 
Kurhefien, 1.3. 1836, Prot. Sess I. $. 42. ©. 1086: 


D Ein Beſchluß in Hinficht der Bildung von Aue: 
trägal- oder Urtheils-Senaten war bis zum:1, Sept. 
1837 noch nicht gezogen. 
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Den erſten Antrag wegen Bilbung eines eigenen Senats bei 
ben oberiten Gerichten für Auöträgalfachen, machte Bayern im 
Sahre 1831. ©. Prot. Sess.XXIV. $. 155. ©. 878. (Siehe auch 
Prot. 1834, $. 78. ©. 187.) 

Die betreffende Commiſſion erftattete hierüber, Sess. XXXI. 
$. 203. ©. 631. bie 677. Vortrag, worauf beſchloſſen wurbe, 
Inſtruction einzuholen. — Hierauf erfolgten die Abſtimmungen von 
Bayer, 8. Sachſen, Danemarl, Grßhzgth. und Hzgth. Sachen, Sess, 
KXXVLS. 234. 6.809; von Würtemberg und der 13ten Stimme, 
Sess. XXXVIL $. 245, ©. 833; von Preuflen, Sess. XXXVII. 
$. 353. ©. 845; von Baden, Medlenburg, der 15ten und 16ten 
Stimme, Sess. XXXIL. $. 261. ©. 8845 von Defterreich und 
Grßhzgih. Heſſen, Sess. XL. $. 277. ©. 881; im Sahre 1832, 
f. Brot: von Kurheffen, Sess. XV. $. 133. © 877. Sm 
Sabre 1833, ſ. Brot: von der 17ten Stimme, Sess. X. $. 96. 
&.239; und endlich von Hannover, das zugleid; anderweite Bor: 
fchläge mit befonderer Rückſicht auf bad Oberapp. Gericht zu 
Gelle machte, Sess. XLV. $, 472. © 994. — Der bier 
anf ertheilte Befchluß, Sess. XLIX. $. 510. ©. 1067. beftimmte, 
daß dieſem Bayerifdyen Antrage Feine Folge gegeben werben Fünne. 

In derfelben Sigung, ©. 1068. erteuerte nun Hannover fei- 
nen deßfalls (Sess. XLV. $. 472. &. 996.) gemachten Vor⸗ 
ſchlag im Betreff von Urtheilds Senaten ald Antrag, welcher 
an bie betreffende Commiſſion abgegeben wurde. Das beffallfige 
Gutachten der Eommiffion warb i. J. 1834, Sess. III. $. 36. 
S. 61. abgeftattet und zur Imftructiend « Einholung verftellt. 
licher dieſes Gutachten erflären fih Bayern und Hannover, 
Sess. X $. 122. ©. 2855. Hieranf erfolgen abermalige Abftim- 
mungen, und zwar: von Luranburg, Se. XV. $ 196. 
&. 422; von Preuſſen Ses. XXXIE: 6 414. ©. 88; 
Sess. XXXV. $. 459. ©. 874; von Danemark und Medlens 
barg, Sess. XXXIX. 6. 5563. S. 8985 von 8. Sachſen, 
Sese. XL. $. 563. ©. 1025; von Oeſterreich, Sess. XLII. 
6 589. &. 1045. Deſterreich ſpricht in biefer Abſtimmung 
von neuem ans, wie überhaupt höchſt wünfchenswerth die Errich⸗ 
tung einer gemeinfchaftlichen permanenten Austraͤgal⸗Inſtanz zur 
Erhaltung des öffentlichen Rechtszuſtandes im Bunde ſey, und 
dad auch die Errichtung eines Bundesgerichts, ober einer permä- 
nenten Austraͤgal⸗Inſtanz, bei den in biefem Jahre in Wien ftatt 
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gehabten Gabinetd- Eonferenzen in vielfacher Beziehung erörtert 
worden wäre, allein die Schwierigkeiten, welche inte Wege ſtaͤnden, 
dieſelbe dermalen nicht geſtatteten. 
Im. folgenden Jahre 1835 erfolgten die abſtimmumngen, 
fe Prot: von Baden, (mit einem anderweiten Antrage) Sess. L 
F.13. ©. 115 von Grßhzgth. und Hzgth. Sachien! Bass. V. $. 63. 
©. 102; von Preuffen, und weitere Erflärmg von Hannover, 
Sess. VII. $. 80. ©. 128; von ber 15ten und 16ten Stimme, 
Sess. IX, $. 107. ©. 221; von Bayern, Sess. XIL 6. 144. 
S. 273; von MWürtemberg, Sess. XIV. $. 175. S. 3405; von 
Kurheſſen und der 13ten Stimme, Sess. XVI. $. 231. ©. A89; 
. von Gryÿhzgth. Heflen, Sess. XXV. $. 398. ©. 8365 von 8. Sach⸗ 
fen, Sess. XXVI. $. 416. ©. 875; von ben freien Städten, Seus- 
XxVUüL $. 462. ©. 1074. Im Jahre 1836 ftimmten noch ab: 
(f. Prot.) Niederlande und die 13te Stimme, Sess.I. 6.23. ©.38. 


IL 


Beſtimmungen, welhe fi fpeciell auf den Artifel XXX. 
der W. Schl. Alte beziehen. 





1) Der Art. XXX. der Wiener Schl. Alte v. I. 1820. 
Anlage zur Plenarfigung vom 8 Juni; — v. Meyer, I. 
©. 158: 

„Wenn Forderungen von Privatperſonen beshalb nicht 
befriedigt werben fünnen, weil die Verpflichtung, benfelben 
Genüge zu. leiften, zwiſchen mehreren Bunbeögliebern zwei⸗ 
felhaft ober beftritten ift, fo hat die Bundesverſammlung 
auf Anrufen der Betheiligten, zuwörberft eine Ausgleichung 
auf gütlicyem Wege zu verfuchen, im Fall aber, daß bie 
fer Verſuch ohne Erfolg bliebe und die in Anſpruch ge 
nommenen Bundeöglieder fich nicht in einer zu beſtimmen⸗ 
den Friſt über ein Compromiß vereinigten, die rechtliche 
Entfcheibung der ftreitigen Borfrage burch eine Austraͤgal⸗ 
Inſtanz zu veranlaffen. » 

2) Der Beſchluß vom 19. Juni 1823, — Prot. Sesa. 
xVvu. $. 106. ©. 298; v. Meyer, I. ©. 229. — betreffend: 
Beobachtung der Friften ıc. ıc. 
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1) Daß in allen den Fäͤllen, in welchen ein Verfahren 
vor einer Austraͤgal⸗Inſtanz nach der Diepofition bed Art. XXX. 
der W. Schl. A. eingeleitet ift, das vberfte Gericht, welches 
die Austrägal-Inftanz bildet, beauftragt und ermächtigt wirb, alle 
Friſten von Amtöwegen zu beachten, bei Nichtbefolgung einer 
ergangenen Berfügung (welche peremtorifche Eigenfchaft hat) Ders 
zichtleiſtung auf die unterlaffene Handlung anzunehmen, und eben 
das auszuſprechen, was fonft, auf Antrag bed andern Theils, 
als Folge der Unterlaffung, zum Behufe ber endlichen Entſchei⸗ 
dung, auszuſprechen ſeyn würde. 

2) was übrigens in den Abſtimmungen der Geſandtſchaften 
von Baden und der Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifchen Häufer 
an Handen gegeben worden, wird ber mit ber Reviſion des 
Austrägalverfahrendg beauftragten Commiſſion zur weitern Erörs 
terung und Begutachtung zugeftellt. 

3) ift von dieſem Befchluffe den ald Austrägalgerichten 
in Thätigfeit befindlichen oberiten Gerichtöhöfen durch die betref⸗ 
fenden Geſandtſchaften Mittheilung zu machen. 

3) Der Beſchluß vom 22. Mai 1828, — Prot. Sess. XIIL 
4. 91. ©. 268, ıc. 2.5 v. Meyer, IL. S. 321. — betreffend: 

Beforderungsgeſuche der Partheien, auf einen Bortrag des 
Königl. Daniſchen Gefandten, im Namen der Reclamationds 
Eommiffion, daß — "ungeachtet Privatperfonen, deren Reclama⸗ 
tionen zu Einleitung des Austrägalverfahreng, nad, dem Art.XXX 
ber W. Schl. A. Anlaß gegeben, an biefem Berfahren ſelbſt 
keinen Autheil zu nehmen, deren Reſultat vielmehr abzuwarten 
haben, in Beförberungsgefuchen derſelben an die hohe Bundesver⸗ 
fammiung an und für fich nichts Unziemliches liegen bürfte,- — 
die Commiſſion doch dafür halte, diefem Gefuche etwa unter 
Berftändigung ded Anwalts von der Lage der Sache keine weis 
tere Folge zu geben ſey; wurde befchloffen: 

» Der Ganzleidirection fey zu überlaffen, in biefen und 
ähnlicyen Zällen dem Anwalt ded Neclamanten die erfors 
derliche Aufklärung über den Stand der Sache zu rs 
theilen. « 


Zur Erflärung der Entftehung dieſes Beſchluſſes bemerken 
wir, daß in Folge der Beichwerbe der Nheinpfälziichen Staates 
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glaͤubiger und Beſitzer ber Partialobligationen Lit D., die Zahlung 
ber tückſtaͤndigen Zinfen und verfallenen Capitalien betreffend, und ins⸗ 
befondere des Gefuchd der Frankfurter Inhaber um ein Beförbes 
rungefchreiben an das niebergefeßte Austrägalgericht, — Prot. vom 
Jahr 1823, Sess. VI. $. 41.©. 90. ıc. ıc. — bie betreffende Com⸗ 
mifflon Auftrag erhielt, der B. B. Vorſchlaͤge zu machen, wie bei der 
Anwendung des Art. XXX. der W. Sch! A. zu verfahren 
fey, wenn die Austrägal-Inftanz in Ermangelung eined Antrags 
bes einen Theild gegen den andern Theil, fich nad) ber von ihr 
zu befolgenden Progeßordnung nidyt ermächtigt halten Tann, in 
contumaciam zu verfügen. ©. ebendaf. ©. 94. De Com 
milftonsvortrag erfolgte hierauf Sess. IX. $. 67. ©. 120; und 
Die Abftimmungen wurden in der bereits angezeigten Sess. XVII. 
$.106.©.288. abgegeben, wobei jedoch zu bemerken, daß von Baben, 
Grßhzgth. und Hzgth. Sachſen neue Anträge beigelegt wurden. 


III. 
Beſtimmungen, welche die Vollziehung betreffen. 


Da wir der Verhandlungen über das Exekutionsverfahren, 
welche vor dem Jahre 1820 ſtatt fanden und der proviſpri⸗ 
ſchen Beſtimmungen deßfalls ſchon oben, 8. IX. erwähnt haben, fo 
führen wir zur Vollſtändigkeit hier zwar die proviſoriſche Ereku⸗ 
tionsordnung vom 20. Sept. 1819 in Beziehung auf den Art.II. 
der Bundesakte mit an, gehen aber ſodann gfeich zu den Beſtim⸗ 
mungen der Schlußafte u. f. w. über. . 

4) Proviſoriſche Erelutionsordnung ©. Prot. 1819, 
„S. 664. und 665. . 

DdD WienerSchluß⸗Akte, Art. XXXIL bis XXXIV. ©. Prot. 
v. J. 1820, Plenarſitzung v. 8. Juni. — v. Meyer, I, 158. 159. 

Art. XXXL Die Bundesverfammlung hat dad Recht 
und die Verbindlichkeit, für bie Vollziehung der Bundesacte und 
übrigen Grundgeſetze des Bundes, ber in Gemäßheit ihrer Compe⸗ 
tenz pon ihr gefaßten Befchlüffe, der durch Austräge gefällten 
fchiederichterlichen Erfenntniffe, der unter die Gemwährleiftung des 
Bundes geftellten, compromifjarifchen Entfcheidungen und der am 
Bundestage vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrechthals 
tung der von dem Bunde übernommenen befonderen Garantien, 
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zu forgen, auch zu Diefem Ende, nad, Erfchöpfung aller andern 
bundesverfaflungdmäßigen Mittel die erforderlichen Exekutions⸗ 
maßregefn, mit genauer Beobachtung ber in einer befondern Exe⸗ 
futiondordmumng bieferhalb feftgefegten Beflimmungen und Normen 
in Anwenbung zu bringen. 

Art. XXXIL Da jede Bundesregierung die Öbliegenheit hat, 
auf Bollziehung der Bundesbefchlüffe zu halten, der Bundes 
verfammiung aber eine unmittelbare Einwirtung auf die innere 
Verwaltung der Bundesſtaaten nicht zufteht, fo kann in der Regel 
nur gegen die Regierung felbit ein Exekutions⸗Verfahren Statt 
Kunden. — Ausnahmen von diefer Negel treten jeboch ein, wenn 
eine Bundesregierung, in Ermangelung eigener zureichenden Mits 
tel, ſelbſt die Hülfe des Bundes in Anſpruch nimmt, oder, wenn 
die Bundeöverfanmlung unter den im XXVL Art. bezeichneten 
Umftänden zur Wieberherftellung der allgemeinen Ordnung und 
Sicherheit unaufgerufen einzufchreiten verpflichtet ift. — Im erften 
Fall muß jedoch immer in Lebereinftiimmung mit ben Anträgen 
der Regierung, welcher die bumbesmäßige Hülfe geleiftet wird, 
verfahren, und im zweiten Fall ein Gleiches, fobalb die Regierung 
wieder in Thaͤtigkeit geſetzt ift, beobachtet werden. 

Art. XXXUI. Die Erekutiongs Maßregeln werben im Namen 
ver Gefammtheit bed Bundes befchloffen und ausgeführt. Die 
Bundesverfammlung ertheilt zu dem Ende, mit Berüdfichtigung 
aßer Localumſtaͤnde und fonfligen Berhälmiffe, einer oder mehre 
ren, bei der Sache nicht betheiligten, Regierungen, den Auftrag 
zur Bellziehung der befchloffenen Maßregeln, und beftimmt zugleich 
ſewohl Die Staͤrke der dabei zu verwendenden Mannſchaft, als bie 
nach dem febeömaligen Zweck des Exekutions⸗Verfahrens zu bemeſ⸗ 
fende Dauer beffelden. 

Art. XXXIV. Die Regierung, an weldye der Auftrag gerichtet 
iR, und welche ſolchen als eine Bundbespflicht zu übernehmen hat, 
ernennt zu dieſem Behuf einen Civil⸗Commiſſar, der, in Gemaͤß⸗ 
heit einer, nach den Beitimmungen ber Bunbesverfammlung von 
der beauftragten Regierung zu ertheilenden befonderen Inftruction, 
das ErefutiondsBerfahren unmittelbar leitet. Wenn der Auftrag 
an mehrere Regierungen ergangen tft, fo beftimmt bie Bundesver⸗ 
fammiung, welche berfelben ben Civil⸗Commiſſaͤt zu ernennen hat. 
Die beauftragte Regierung wird, während ber Dauer des Exekutions⸗ 
Berfahrens, die Bunbesverfaumlang von dem Erfolge derfelben 
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‚in Kenntniß erhalten, und fie, fobald der Zwed vollfiändig erfüllt 
ift, von ber Beendigung des Gefchäfts unterrichten. 

3) Definitive Exekutions⸗Ordnung. Beichluß vom 3. 
Aug.1820. ©. Prot. der Plenarverfammlung ©.222.618225, worin 
die obigen Artikel der W. Sch. A. aufgenommen worden find. 
v. Meyer, II. 169. u. flgd. 


Exrekutions- Ordnung. 

Präsidium, In der XXXV. Bundestagsfigung 1819, $. 219. 
wurde unter bie Gegenftände, welche zur Inftructiond » Einholung 
und definitiven Befchlußnahme nad, Wiedereröffnung ber Sigungen 
befonderd ausgeſetzt worden, auch bie Einführung einer definitiven 
Erefutiouss Ordnung, mit Beſtimmung von ausreichenden kräftigen 
Mitteln, um fowohl die Befchlüffe des Bundestages, ald auch 
die Erfenntniffe der AusträgalsInftanzgen in ungehinderte Boll 
jiehung zu feßen, mit aufgenommen. 

Die Schlußacte enthält hierüber die Grundbeſtimmungen in 
ben ArtifelnXXXI bie XXXIV., und zur weitern Entwidelung derſel⸗ 
ben wurde in dem XXXI. Artifel vorbehalten, eine befondere Eres 
Futionds Drdnung folgen zu laflen. 

Da nun biefelbe in den Minifterials Conferewzen zu Wien 
entworfen und genehmigt worden, fo habe ich von meinem aller« 
höchſten Hofe den Auftrag erhalten, der verehrlichen Bundesvers 
fammlung diefe Exekutions⸗Ordnung, welche in ihren vierzehn 
Artifeln zugleich die in Die Schlußacte aufgenommenen Beftimmuns 
gen in fich begreift, zu dem Ende vorzulegen, damit diefelbe, im 
eben der Form, wie die Schlußacte felbit, durch gleichförmige 
Zuftimmung zum Bundestags» Befchluß erhoben werde. 

Art. J. Die Bundeöverfammlung hat das Recht und 
die Berbinblichkeit, für die Vollziehung der Bundesacte und übris 
gen. Grundgefete des Bundes, der, in Gemäßheit ihrer Competenz, 
von ihr gefaßten Beichlüffe, der durch Austräge gefällten ſchieds⸗ 
richterlichen Erfenntniffe, der unter Die Gewährleiftung ded Bundes 
geitellten. compromiflarifchen Entfcheidungen und der am Bundes 
tage vermittelten Vergleiche, fo wie für die Aufrechthaltung ber 
von dem Bunde übernommenen befondern Garantien, zu forgen, 
auch zu diefem Ende, nach Erfchöpfung aller andern bundesver⸗ 
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faflungömäßigen Mittel, die erforderlichen Eretwiond, Biafregein 
in Anwendung zu bringen. 

Art. I. Zur Erfüllung dieſer Verbindlichkeit wäh bie 
Bundeöverfammlung jedesmal für den Zeitraum von ſechs Monas 
ten, mit Einfchluß der Ferien, aus ihrer Mitte eine Commiſſion 
von fünf Mitgliedern mit zwei Stellvertretern, bergeftalt: daß 
bei beren jebeömaligen Erneuerung wenigftend zwei neue Mit» 
glieder darin aufgenommen werben. An diefelbe werben alle ber 
Bundeöverfammlung zulommenden Eingaben unb Anzeigen abge 
geben, welche auf die im Art. 1. bezeichneten Vollziehungsgegen⸗ 
fünde Bezug haben. 

Art. II, Diefer. Commifjion Liegt ob, zuwörberft zu prüfen, 
ob der bundesmaͤßigen Verpflichtung vollftändige ober unzureichende 
Folge geleiftet worben fey, und darüber Vortrag an die Bundes⸗ 
verfammlung zu erftatten. Erhaͤlt dieſe baburch die Ueberzeugung, 
baß in dem gegebenen Falle die gefeglichen Vorfchriften gar nicht, 
oder nicht hinlänglich befolgt worben find, fo hat fie, nach Be 
fdyaffenheit der Umftände, einen kurzen Termin anzuberaumen, 
um von ben Gefaudten der Bunbeöftaaten, welche ſolches angeht, 
entweber bie Erklärung ber hierauf erfolgten Vollziehung oder bie 
genügende und vollftändige Nachweifung der Urfachen, welche ber 
Holgeleiftung noch entgegenftehen, zu vernehmen. 

Nach erfolgter Erklärung, ober, in Ermangelung biefer, nad) 
Ablauf ber beftimmten Frift, hat die Bundeöverfammlung auf das 
von der Commiſſion darüber abzugebende Gutachten zu beurtheilen, 
in wie fern die Sache erledigt, oder ber Fall der Nichterfüllung 
der bundesmäßigen Verpflichtung begründet, und ſonach das ges 
eignete Exekutions⸗Verfahren zu befchließen ift. 

Art. IV. Ehe die Bundesverfammlung die wirkliche Aus⸗ 
führung ihres wegen ber Exekution und der dabei anzuwendenden 
Mittel gefaßten Beſchluſſes verfügt, wirb fie benfelben ber Res 
gierung bes betheiligten Bundesftaats durch befien Bundestags⸗ 
gefanbten mittheilen und zugleich an biefe eine angemeflene motivirte 
Anfforderung zur Kolgeleiftung, unter Beſtimmung einer nad) Lage 
der Sadye zu bemeſſenden Zeitfrift, ergehen laſſen. 

Art. V. Wenn hierauf bie Befolgung angezeigt wird, 
fo bat die Eommiffion ihr Gutachten barüber abzugeben, und ber 
Bundestag zu beurtheilen, in wie fern folche® zur Genüge geſche⸗ 
ben if. — Ergeht feine folche Anzeige, ober wird felbige nicht 
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hinreichenb befunden, fo wird ohne Verzug der wirkliche Eintritt 
bed angedrohten Exekutions⸗Verfahrens beſchloſſen, und zugleich 
der Binwesftant, der zu. dieſem Beſchluſſe Anlaß gegeben hat, 
davon nochmals in Kenntnif gefeht. 

Art. VI. Da jede Bundesregierung bie Obliegenheit hat, 
auf Vollziehung der Bundesbeſchlüſſe zu halten, der Bundeöver- 
fanmlung aber eine unmittelbare Einwirkung auf die innere Ber: 
waltung der Bundesftaaten nicht zufteht; fo kann in der Regel 
nur gegen die Regierung felbft ein Erefutiond » Verfahren ftatt 
finden, Ausnahmen von diefer Negel treten jedoch ein, wenn 
eine Bundesregierung, in Ermangelung eigener zureichender Mittel, 
felbft die Hülfe des Bundes in Anfpruch nimmt, oder wenn die 
Bundesverfammlung umter den Cim Artikel XXVI. der Schlußacte) 
bezeichneten Umftänben, zur Wieberherftellung der allgemeinen 
Ordnung und Sicherheit unaufgerufen einzufchreiten, verpflichtet‘ 
if. — Im erften Kalle muß jedoch immer in Webereinftimmung 
mit den Anträgen der Regierung, welcher die bundesmäßige Hülfe 
gefeiftet wird, verfahren, und Im zweiten Falle ein Gleiches, 
fobald die Regierung in Thätigfeit gefegt ift, beobachtet werben. 

Art. VI. Die Erefutiond- Maßregeln werden im Namen 
ber Gefammtheit ded Bundes befchloffen und ausgeführt. Die 
Bundesverfammlung ertheilt zu dem Ende, mit Berüdfichtigung 
der Local» Umftände und fonftigen Verhältniffe, einer oder mehre 
ren bei des Sache nicht betheiligten Regierungen den Auftrag zur 
Vollziehung der befchloffenen Maßregeln, und beftimmt zugleich 
fowohl die Stärke ber dabei zu verwendenden Mannfchaft, ald die 
nach dem jedeömaligen Zwede des Exrefutiond » Berfahrend zu bes 
meflende Dauer beflelben. 


Art. VII. Die Regierung, an welche der Auftrag gerichtet 
ift, und welche folchen als eine Bunbeöpflicht zu übernehmen hat, 
ernennt zu biefem Behuf einen Civil⸗Commiſſaͤr, der, nad) einer 
von ber Bundesverfammlung zu ertheilenden befonberen Inſtruc⸗ 
tion, dad Exekutions⸗Verfahren unmittelbar leitet. 

Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ift, 
ſo beftimmt die Bundeöverfammlung, welche berfelben den Eivils 
Eommiffär zu ernennen hat. Die beauftragte Regierung wird 
während der Dauer des Grefutiond Verfahrens die Bundeöver- 
fammlung von dem Erfolge deſſelben in Kenntniß erhalten, und 
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fie, ſobald ber Zweck vollſtaͤndig erfüllt it, von der Beendigung 
des Geſchaͤfts unterrichten. 

Art. X. Wenn eine Regierung fich weigert, die Aude 
führung der ihr aufgetragenen Exekutions⸗Maßregeln zu übers 
nchmen, fo hat die Bundesverfammlung über die Erheblichkeit 
oder Unzulänglichkeit der Weigerungsgrände zu entfcheiden. Erkennt 
fie diefe Gründe für erheblich, oder findet fie ſelbſt Anftände, das 
Erefutiond sBerfahren durch die früher bezeichnete Regierung vor» 
nehmen zu laſſen; fo hat fie folches einer andern Bundesregierung 
zu übertragen. Daffelbe findet audy ftatt, wenn bie zuerft ernannte 
Regierung, ohne anerkannte hinlängliche Entichulbigungögründe, 
auf Ablehnung ded Auftrags beharret, und diefen deßhalb uner- 
falle laͤßt; in folchem Falle bleibt ſedoch Iebtere zum Schadenerſatz 
gehalten und für alle fonft baraus ehtftehenben nachtheiligen Fol⸗ 
gen dem Bunde verantwortlich. 

Art. X. Wenn nicht, nach einer beſtimmten Ertlarung 
der Bundesverſammlung, Gefahr auf dem Verzuge haftet, ſoll 
Die mit dem Exrekntions⸗Verfahren beauftragte Regierung ben ber 
theiligten Bundesſtaat von dem ihr ertheilten Auftrag benachrich⸗ 
tigen, mit der Anzeige: daß, wenn ‘Birnen drei Wochen eine 
genügende Erfüllung der Befchlüffe, - auf welche biefe Maßregeln 
Bezng haben, nicht nachgewiefen ſeyn folte, bie wirflidye bundes⸗ 
plidtmäßige Vollziehung ber letztern unfehlbar erfolgen werde. 

Art; XI. Die obere Leitung der angeordneten Vollgiehung 
fteht auch in ihrem Kortgange ber Bundeöverfammlung zu; an 
diefe werben alle darauf fich bezrehenden Berichte und fonftigen 
Anzeigen gerichtet. — Die aus ihrer Mitte gewählte Exekutions⸗ 
Senmmiffion erftattet ihr darüber nähere Anträge, worauf fie ihre 
Beſchlũſſe faßt und an die mit ber Erekution beauftragte Regie⸗ 
rang die nöthigen Anweiſungen erläßt. 

Art. XM. Die Bollftredung ber compromiffarifchen unb 
Austraͤgal⸗Erkenntniſſe fann nur auf Anrufen der Parteien, von 
der Bundeöverfammlung veranlaßt werben. Diefe hat, nadı gute 
achtficher Bernehmung ihrer Commiſſion, das Geeignete. hierauf 
zu verfügen. 

Das Erkenntniß felbft, darf in feinem Falle ber Gegenſtand 
einer Berathung und eines Befchluffed der Bundesverſammlung 
werden. Wenn indeß gegen die Vollziehung noch zuläffige Ein⸗ 
reden vorgebracht werden, bie ein weiteres rechtliched Verfahren 


158 Abth. II, Abſch.2,8. 10. — Geſetzl. Beſtmmgn. 


veranlaſſen konnen; fo find dieſe unverzüglich an daffelbe Austräã⸗ 
galgericht zu verweiſen, von welchem das Erkenntniß ausgegangen 
it. In Gemäßheit des hierauf erfolgten weitern Ausſpruchs, iſt 
durch die Bundesverſammlung das erforderliche Exekutions⸗Ver⸗ 
fahren nach den gegebenen Vorſchriften zu veranlaſſen. Ergeben 
ſich ähnliche Anſtaͤnde bei Compromiſſen und gütlichen Vergleichen, 
fo iſt in gewöhnlicher Art, jedoch mit moͤglichſter Beſchleunigung, 
ein Austrägalgericht zu ernennen, welches über bie gegen die 
Vollſtreckung felbft noch vorkommenden Einreben und Zweifel 
rechtlich zu erfennen. hat. 

Art. :XOL Sobald der Bollgiehungsauftrag vorfchrifts 
mäßig erfüllt ift, hört alled weitere Exekutions⸗Verfahren auf, 
und die Truppen müflen ohne Berzug aus dem mit ber Erefution 
belegten Staate zurücigezogen werben. 

Die mit der Bollziehung beauftragte Regierung hat zu gleicher 
Zeit der Bundeöverfammlung bason Nachricht zu geben. 

Entſtehen wegen eines verlängerten Aufenthalte Beichwerben, 
fo hat die Bundedverfammlung über ben Grund berfelben, und 
die darand erwachſenden Entichädigungs > Anfprüche zu entfcheiben. 

‚ Urt. XIV, Die Koften der Exekution find auf den wirt; 
lichen, nach dem Zwecke zu bemeflenden Aufwand zu befchränken. 
Die Bundesregierung, gegen welche bie Exekution verfügt worden, 
hat .diefelben, jo weit fe liquid find, ohne Aufenthalt zu berichtigen, 
oder hinreishende Sicherheit bafür zu ftellen. Einwendungen ober 
Beichwerben, welche noch dagegen erhoben werben, find bei Erefus 
tionen, die nicht in Folge fürmlicher Rechtsſtreitigkeiten verhängt 
worben, durch die Bundesverſammlung auf erftatteten Vortrag 
der Bundestagh⸗Commiſſion auszugleichen; bei Erefutionen aus⸗ 
trägalrichterlicher Erfenntniffe aber find Diefelben burd; das Aus⸗ 
trägalgericht, welches das Erfenntniß erlaffen hat, zu entfcheiden. 
Der Landesregierung bleibt e8 in den Cim Art.XXVI der W. Schl. U.) 
bezeichneten Fällen überlaflen, die Schuldigen zur Bezahlung Der 
durch ihre Vergehumgen veranlaßten Koften im gefetlichen Wege 
anzuhalten. 


Da biefe vierzehn Artikel bereits in ber Wiener Conferenz erör: 
tert worden, wurden fie, ebenbafelbft ſ. Prot. v. 3. Aug. 1820 8.225, 
zum Bunbeöbefchluß einftimmig erhoben. 
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Schließlich glauben wir hier noch einiger Alktenſtücke erwaͤh⸗ 
nen zu müffen, welche durch bereits angeordnete Exekutionen 
hervorgerufen wurden. 

a) In Folge der angeordneten Exekution gegen Braunſchweig 
i. 3. 1830, die Beſtimmung ber Stärke, Waffengattung und 
Koſten ded abzuorbnenden Truppenforpe, Dauer der Erekution, 
Benennung der damit zu beauftragenden Regierungen ıc. betreffend. 
8.5. Prot., Sess. VIIL.S.200. Den Entwurf einer Inſtruction für 
den Civil⸗Commiſſaͤr zur Leitung bed Exekutionsverfahrens, f. 
Sep. Prot. VII. ©. 208. 

b) In Folge der angeordneten Exekution in das Großherzog⸗ 
thum euremburg i. 3. 18315 Beichluß über Stärke, Zufammens 
fetung des Exekutions⸗Corps, f. Prot. v. 3. 1831, Sess. IX. 
(Sp. Prot. v. 18. März) S. VIU, 2. Beſchluß hierüber ſ. Sess. 
W. (Sep. Prot. v. 25: April); Verpflegungs⸗ unb andere 
Koſten für das in das Großherzogthum Luremburg zur Herflellung 
der Ordnung und Landeöherrlichen Autorität beftimmt gewefenen 
enttiond« Eorp6, f. Prot. v. 3. 1832, Sess. XXVI. $. 240. 

. 976. 
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Meberblick. 


Um dem Leer dad Auffinden der einzelnen Austrägalfälle 
zu erleichtern, werden wir folche unter zwei Hauptrubrifen vors 
tragen, und zwar chronologifch, nad) der Zeitfolge wie diefelben 
an die Gerichte abgegeben worden find, theilen in: 

L Fälle, welche in Folge des Artikel XI. der B. A. 
und Artitel XXL der W. Schl. A. anhängig ges 
macht wurden;. und zwar: 

A. folche, die bereits erledigt, und 
B. Die noch nicht erledigt find; 

I. Fälle, weldhe in Folge des Artilel XXX. der 
W. Sch! A. anhängig gemaht wurden; und 
zwar wiederum: 

A. foldye, die bereitö erledigt, 
B. Die noch nicht erledigt find. 

War ed zwar urfprünglich unfere Abficht, ſaͤmmtliche gälte 

auf gleiche Weife in der Art zu behandeln, Daß nach vorgetrages 
um Thatbeftande die einzelnen Verhandlungen und Referate -im 
Auszuge gegeben und ſodann Urtheil und Entfcheidungsgrünbe beis 
gefügt würden, fo zeigte es fl ich doch bei der Bearbeitung felbft, daß 
wir von diefem Vorhaben in Hinficht einzelner Fälle abftehen und - 
ſolche mehr oder minder anders behandeln mußten. — Theild Tag 
der Grund davon oftmals in der Cigenthümlichleit der Fälle 
ſelbſt, theils würde auch bei der manchmal fehr verwidelten Sady - 
Isge und ben dadurch _veranlaßten zahlreichen und Sahre lang 
danernden Berhandlungen unfere Abhandlung bei einer gleichmäßigen 
Bearbeitung alles NHierhergehörenden einen zu großen, vielleicht 
nicht einmal dem Zwecke entiprechenden Umfang erhalten haben. 

Wir gehen im Allgemeinen von bem Gefichtöpunfte aus, 

daß derjenige, welchem die Bundestagsprotofolle zur Hand find, 


fein wefentliches Citat in unferer Bearbeitung vermiflen foll, 
Ersahardi, uber Austrãgalverfahren. 11 


* 
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damit er die ganzen Verhandlungen in allen einzelnen Theilen 
leicht wieder auffinden könne; und derjenige, bei dem dieß nicht ber 
Fall ift, doch ein zufammenhängendes Bild des Ganzen erhalte. 

Dem Bunfche, die Öefammtmaterie nad) Einer Form vorzutragen, 
fonnten wir daher nicht überall nachkommen, um dem wefentlichern 
einer möglichft Haren Darftellung zu entfprechen; weßhalb wir aud 
zuweilen Vorträge aus ben Protofollen ganz oder theilweife ab 
drucken ließen, und bei Auszügen die Worte der Protokolle — 
wo ed nur thunlich war — beizubehalten ftrebten. 


Es würde und fehr freuen, unferm Ziele möglichft nahe ge 
kommen zu feyn, das zu erreichen, in jeder Hinficht nicht fo leicht 


iſt, als es anfangs fcheinen dürfte; wovon fich Feder überzeugen kann, 





der fich einer ähnlichen Aufgabe zu unterziehen Luft und Beharr⸗ 


lichkeit hat. Schon das Mühfame in dem Mechanismus ber Ar- 
beit wird allein dadurch augenfällig, daß wir unter Benutzung 
des Generalregiftere vom Freiherrn von Holzhauſen über die 


Verhandlungen der B. V. (welches aber nur bis zu Ende bed 


Fahre 1823 geht) fammtliche Bundestagsprotokolle jeden Jahr⸗ 
gangs für jeden einzelnen Fall befonders nachſchlagen mußten. 
Am Schluffe ded Ganzen werben wir in einer Xabelle 
fammtliche Austrägalfälle nach den Tagen ihrer Abgabe an bie 
Gerichte nochmals chronologifch verzeichnen und fänmtliche dritte 


oberfte Juſtizſtellen, aus denen die Austrägals®erichtöhöfe gewählt | 


werden können, bemerken. 
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Fälle, welche in Folge des Art. XI. der B. A. 
und des Art. XXI Der W. Schl. U. anbängig 
gemacht wurden. 


A. 
Fälle, Die bereits erledigt ſtud. 





Vorsllung”) 
wa Alerimilien v. Hiese und Jacob Heinrich Hühle v. SKilienstern 
ru Stankfurt, im Mamen der in Srankfurt anwesenden &lieder zweier 
Crditeren - Consortien, Schuldmauseinandersetzung zwischen dem 
Orslshergogthum Hessen und Herzogthum Rassau betreffend, **) 


| 


Im Jahre 1817 erftattete ber Gefandte der 15ten Stimme, ısır, 
Se». XYIL 5.100. S. 183. (f. auch Beilage Nro. 38. &. 164.) 
wert Bortrag über eine, unter Ziff. 63.6.3. eingelaufene Recla⸗ 
wton, deren Inhalt nach der Geſchichtserzaͤhlung ber Supplis 
lauen folgender ift: 

Es hat am 6. December 1729 ein Confortium von Credito⸗ 
m den Landgrüflic)s Heflens Darmftädtifchen Hauſe, zum Behufe 
er Biedererfaufung bed in ber Herrfchaft Epftein, bei Koftheim 
m Hochheim, gelegenen Mecıthildehäufer Baumhofs, fo wie 
pm Ankaufe der Erbenheimer ftändigen Kornpacht, unb einer in 
x Vallauer Gemarkung gelegenen Wiefe, den Betrag von 





) 8. v. Meyer, Repertorium zu den Verhandlungen bes D. B. T. 
2. & 357. ꝛc. 


») ZR auch unter Art. XIX. der W. Schl. X. zu fubfumiren. 
11 * 
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2025, Gerichtshofe hierauf die geeignete Entſchließung an die Anwälte 


ber hohen Theile ergangen fey. Diefed nahm bie B.B. zur Wiſ⸗ 
ſenſchaft. 

Sn den beiden folgenden Jahren berichtet dad Austrägalgericht 
über die bisherigen Verhinderungen und den Stand ber ganzen 
Streitfache; und zwar legt zumächft Präfibium im J. 1829, 
Sess. IV. $. 23. ©. 40, ein Schreiben bed Gerichtö vom 31. Ian. 
db. 5. der B. V. vor, worin baflelbe zulegt ausfpricht: „daß bed 
Rechtsſtreites Erledigung nach der Bayerifchen Prozeß» Orbuung 
ganz vorzüglich durch der Partheien Thätigfeit bebingt fey. « 


Bon dem zweiten Schreiben, vom 8. März 1830 giebt Prüs 


fidium ber B. V. im J. 1830, Sess. VIIL $.63. ©. 196. Kennt 
niß, und wird barin angeführt: daß bie Grßhzgl. Heflifcher Seite 
immer zur rechten Zeit wiederholt nachgefuchten und gewährten 


- $riftverlängerungen die Urſache der feitherigen Verzögerung des 


Urtheilö feyen. 


Im Sahre 1831 übergiebt Präfibium abermals, Bess. V. 

5 32. ©. 99 ein Schreiben bed Oberapp. Gerichtd zu 

München, vom '21. San., worin über den Stand diefer Ange 

Iegenheit nähere Audfunft gegeben wirb und die Urfachen der bis⸗ 
herigen Verzögerung umflänblicher dargethan find. 

Es wird in dem Schreiben namentlic, Kolgended angeführt: 


» Schon früher hatte bad Grßhzgl. Gouvernement — ges 
legenheitlich eines feiner eigenen Dilationsgeſuche — geäußert, 
man wärde und werde, wenn Raflau umter gleichen Umſtaͤuden 
Friſterſtreckungen begehren follte, Dagegen nicht das Geringite ein 
wenden. , 

„Die noch laufende Krift zur Hzgl. Naſſauiſchen fchließs 
lichen Bernehmlaffung geht am 13. Febr. 1831 zu Ende. 

» Während auf folche Weife die Berhandlungen in ber Haupts 
fache noch nicht gefchloffen find, hat fich in dem Jahre 1830 


wgwiſchen den hohen heilen ein mit ber Hauptfache in enger Ber 


bindung ftehender Ssncidentitreit erhoben. 
„Es befichen nähnlich in den Altheffiichen, an Naſſau gekom⸗ 
menen Aemtern noch StaatörevenuensRüchtande von ber Zeit vom 


4 Decbr. 1802; 


La 


-ı- 42” 
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twanfreich abgetretene Fürftenthum Saarbruͤcken überwiefen, und ısı7, 
a defien Gemäßheit hiernächft in Befig genommen. 


Dis zum Frühling des Jahrs 1810 wurben von Grfhagl. 
Miiicher Seite Die Zinfen beider. Gapitalien, ebenfo wie bie zum 
sare 1803 Der Fall gewefen, pünktlich entrichtet. 


Im Herbiie des Jahrs 1810 warb aber, unter Suspendis 
mg der Zindzahlung, den Grebitsren durch einen ihnen mitge⸗ 
heilten Auszug des Grßhzgl. Heſſiſchen Minifterial- Protokolls 
m 1. Sept. gedachten Jahrs eroͤffnet: Durch den Reichsdepu⸗ 
lations⸗Hauptſchluß vom 25. Febr. 1803 ſeyen bekanntlich ver⸗ 
Kiebene Heſſiſche Aemter an dad Haus Naſſau abgetreten wor⸗ 
ten: fowohl nach der Natur der Sache, ald auch nadı dem 
velferrechtfichen Herkommen und nadı dem Sinne und der Dis⸗ 
veittion des erwähnten Neichsfchiuffes, fey es eine nothwendige 
Felge jener Abtretungen gewefen, daß auf Naffau die Verbind⸗ 
lihfeit übergegangen fey, einen verhältmißmäßigen Antheil ber 
heſſiſchen Staatsſchulden, und namentlich auch diejenigen zu 
übernehmen, welche ſpecialiter auf den abgetretenen. Aemtern 
haſteten und benen dieſe Aemter zum Unterpfande dienten. Man 
babe Grßhzgl. Seits dieſerhalb an Naſſau Anträge gemacht und 
Interhanbiungen angeknüpft; gegen alles ‚Erwarten habe man 
der Raffanifcher Seit dieſe Schuldenübernahme, unter Vor⸗ 
khigımg einiger gar nicht anmwenbbaren Scheingründe, zu ums 
gen mb durch Berzögerungen aller Art von fich abzuhalten 
gewußt. Dieſes Ausweichen dauere nun fchon bid ind achte 
sr, uud ob man gleich Grßhzgl. Seits berechtigt geweſen 
wire, die Zahlung der Zinſen von den Eapitalien, beren Hypo⸗ 
teten man nicht mehr befeflen, alsbald nad; ber Abtretung 
mer Aemter zu ſiſtiren; fo habe man bennoch biöher, in ber 
Hifnung, dieſen Gegenftand gütlich auszugleichen, und aus 
ibenender Ruͤckſicht für die Greditoren, ohne alle: Verbindlich 
ter, fortgefahren, bie Zinfenvorlage mit vorhinniger und. ges 
weinter Pünktlichkeit zu machen. In die Länge konne aber bies 
ſes nicht weiter Statt finden, und es fey baher befchloffen wor: 
den, den auf bie ehemals Heſſiſchen an Naffau abgetretenen 
Aenter verficherten Greditoren zu erflären, daß die, feit bem 
1. Decennber 1802, bis jegt, ohne Verbindlichkeit gemachten Zinfen- 
vorlagen fermerhin nicht mehr fortgefeßt werden konnten, und 
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..15. man ihnen. Daher überfaffen müffe, ihre Anfprüche bei dem he 


1817, 


hen Herrn Befißer geltend zu machen.“ 

„Die Supplifanten, Depofitäre der Hauptobligationen, want 
ten fi, Namens der Eonfortien, ımterm 22. Kebruar 1812 mit 
einer Gegenvorftellung an des Großherzogs Königl. Hoheit, wer: 
auf ihnen aber erwibert wurde, „daß es zwar bei ber wegen 
diefer und anderer ähnlichen Forberungen unterm 1. September 
1810 erlaffenen allgemeinen Verfügung vor ber Hand fen Be 
wenden behalten 'müfle, jedoch alle Hoffnung vorhanden fey, 
ben bieferhalb mit Naſſau vorwaltenden Streit binnen Kurzem 
gänzlich zu erledigen, wo fich alsdann auch die Mittel ergeben 
werben, dem Gefuche, infomweit es auf die Verzinſung der be 
fragten ˖ Enpitalien gerichtet ift, auf eine ober Die andere “Meile 
zu wilführen. Mehrere frühere und fpätere Borftellungen find, 
wie die Supplikanten verfihern, ohne Erwiderung und ohne 
Erfolg geblieben. 

„Die Supplifanten glauben, daß, da über bie Richtigkeit der 
Schuldforberungen von 50,000 fl. unb 160,000 fl. Fein Zweifel 
obwalte, — da bie Entfcheibung ber fireitigen Frage eine reine 
Eonſequenz der gegenfeitigen Territorinl» Andgleichumgen, ſonach 
ein rein politifcher Gegenftand fey, — da Art. XI. und XV. ber 
B. 4. fie berecdhtige, dieſen Gegenſtand der B. B. vorzulegen; in 
jedem Sinne auch die Bitte gerechtfertigt ſey, daß die hohe B. V. 


auf dem Hochderſelben am geeignetften exfcheinenden Wege, die 


enbliche Erledigung der, zum Nachtheile der Ereditoren noch immer 


‚unentfchiebenen, mit den Territorial-Beründerungen von 1803 zu 
fammenhängenden Schuldenandgleichung zwifchen den Durchlauch⸗ 
tigften Hauſern Heflen und Naſſau, hochgeneigtefl einzufeiten und 


zu bewirken geruhen möge. « 

Der Referent gab hierauf ebendafelbſt ſein Gutachten dahin ab, 
daß hier nicht von der verlangten analogen Anwendung des Art. 
LXXVIL des R. D. Schl., welcher zur Entſcheidung der Sache 
gehöre, ſondern nur davon die Rebe ſeyn koͤnne, ob die B. V. befugt 
und verpflichtet ſey, ſich dieſer Angelegenheit anzunehmen? und 


bejaht dieſes nach Analogie des R. D. Schl. und der B. A. 
Wenn auch jener die Verbindlichkeit einer Vorſorge nur wegen 
der auf geiſtlichen Entſchaͤdigungslanden haftenden Schulden — 


die Kreiöfchulden ausgenommen — audfpreche, fo hätten doch 


nicht minder gerechte Anfprüche Darauf die Gläubiger ber, jenem 
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Hampeſtanme geifllicher Entfchhbigungslande beigefellten weltlichen 1u 17. 
Lande, für deren Befriedigung die betheiligten Mitftifter des Deut- 

ſchen Bundes, im Sinne des Art. XV. zu forgen, gerwiß nicht vers 
weigern würben. Nach ber bem Bunde obliegenden Garantie, 
werde bie B. B. auf ein ihr entiprechendes Nefultat durch güts 

liche Webereintunft oder Compromiß, oder bie Austrägal » Inftanz 

des Bundes hinwirken koͤnnen. 

Noch in derfelden Sitzung ©. 154. gab Naſſau feine Erfläs 1517, 
rumg dahin ab: (0. Meyer, Repert. ©. 359.) „bie $6. 77. und 78. 
des R. D. Sc. redbeten nicht von Fürften, deren Staaten 
fortbeftehen unb entfchäbigt worden, ſondern vom lebergang von 
Schmiben geiftlicher Entfchadigungslande auf den Beſttzer derſelben 
mb von Bertheilung unter die mehreren Beſitzer. Diefed ent 
fpreche andı den allgemeinen vwölferrechtlichen Principien, nad 
welchen bei Abtretungen bie Ueberweifung von Eentrals Kammers 
fhulden nur Folge befonberer Uebereinkunft feyn koͤnnten. 
— Beifpiele von Naſſau aus dem R. D. Schl., Lahr an Baben, 
Iſenburgiſche und Fraukfurtiſche Theile an Naſſau. — Ohne irgend 
einen Vorbehalt habe Darınitade gebachte Memter übergeben, bie 
in beufelben außftehenden bedeutenden Staatsactiva ohne Wider, 
rede am füch gezogen, und adyt Jahre lang diefe Zinfen bezahlt. 

„Raflau habe Grßhzgth. Heſſen, ald es von ihm eine Theilnahme 
an feinen Dauss ımb Patrimonials Schulden verlangt, Dagegen 
außer ben Eingangs erwähnten Gründen bemerkt, baß Heſſen⸗ 
Darmftadt feine Staatsactiva ungetheilt behalten, und über 
dieß, laut ber 1802 erſchienenen Erflärung der Maͤchte Rußland 
web Frankreich und dem R. D. Sch. für feine Abtretungen 
an Raflan durch mehrere Mainziſche Aemter einen überwiegenden 
Erfat erhalten habe. Herner weile der Art. XXXVIL. BEER. D. Schl. 
auibrüdtich eutſchadigten Reichöftänden — auch Darmitabt — bie von 
ihren Abtretungen herrührenden Schulden heim. Auch fey im Art. V. 
bed Schulbbriefes, bei Abgang eines biefer Aemter den Grebitoren 
die Anweifung mehrerer anderer Fonds zur Auswahl verfprechen.«“ 

Grßhazgth. Selen bemerkte hierauf S. 155, „daß ed and 
drücklich nur vorfchußweife, aus Achtung und Sorgfalt für rechte 
liche Grebitverhältniffe, die Zinfen gezahlt, welches nicht ale 
Anerkenutniß feiner Schuldigkeit gelten kͤnne. Dieß wieberhelte 
es wit weiterer Auseinanderfegung 1817, Bess. XILVII. $. 383. 
E. 1u2.x. Die Verbindlichkeit zur Theilnahme an den Laudes⸗ 
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1017, ſchulden der im R. D. Schl. abgetretenen altheffiichen Beſtandtheile 
(1. Herrichaft Epftein oder Amt Wallau, 2. Amt Braubady mit der 
Vogtei Ems, 3. Amt Katenellenbogen, 4. Amt Kleeberg, 5. das 
Dorf Weiperfelden) fey von Naſſau nicht verfinnt worben, nur an 
imannehmliche Bedingungen und Beichränktungen gebunden. Naffau 
beziehe feitdem nicht nur die Einkünfte Diefer Nemter, fondern auch nach 
dem R.D.Schl. fehr beträchtliche der Darin belegenen aufgehobenen 
geiltlichen Güter. Dagegen hafteten auf den Grßhzgth. Heflen zugewie⸗ 
jenen geiftlichen Entichäbigungslanden fehr bedeutende Schulden 
und Penfionslaften. 

„Die zunehmende Wahrſcheinlichkeit der Nichterfüllung jener recht» 
lichen Verbindlichkeit von Naffau habe die Einftellung ber Zinsvor⸗ 

* Sagen nöthig gemacht. Indeſſen feyen, durch die Neclamation bei der 
B. V. veranlaßt, wieder neue Unterhandlungen von Darmſtadt aus 
in Wiesbaden angefnäpft worden, aber ebenfalld ohne Erfolg. Diefe 
Berhanblungen und beiberfeitigen Erflärungen dürften fich nım hin⸗ 
länglid; zum bunbeöverfaffungsmäßigen Wege der Vermittelung 
am B. T. eignen, um bei deren Entftehung an die Austrägal-Inftanz 
zu gehen, welchen Weg es vertrauensvoll einfchlage. « 

Noch in derfelben Situng v. 3.1817, ©. 754. wurbe hierauf 
auf Präfidial» Antrag zur Wahl einer Bermittelungs » Sommiffion 
gefchritten, und befchloffen: 

„Daß den Gefandten von Hannover, Mecklenburg und der 

15ten Stimme die gütliche Bermittelung des Streitö zwifchen ber 

Grßhzgl. Heſſiſchen und Hzgl. Raffanifchen Regierung, wegen 

Uebernahme von Seiten Naffau’s, eines verhältmigmäßigen Ans 

theild an altheſſiſchen Landes⸗ und Gameralichulden für Die im 

5.1802 erworbenen altheffifchen Zanbeötheile,übertragen werbe.« 

1618, Im Jahr 1818 giebt der Gefandte ber Löten Stimme Kennts 
niß ‚von einer erneuerten Bitte der Reclamanten (Ein. Prot. 
Ziff. 105.), die der betreffenden Commiffion zugeftellt wurde. 

1010. Sm folgenden Sahr 1819 machte berfelbe weitere Anzeige 
Namens der erwählten Commiſſion, Sess. XXVIL $.162. ©.482. 
von einem (Ziff. 77.) neuen Gefuche hierüber und erflatiete 
Bericht über die gegenwärtige Lage ber Suche. 

„Die BermittelungesCommiffton fey am 21. April 1818 mit den 
beiderfeitigen Gefandten ald Bevollmaͤchtigte zufammengetreten;; 
bas darüber aufgenommene Conferenzprotofoll ſey biefen beiben 
mitgetheilt worden. Die darin enthaltene Naſſauiſche Erklärung 
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fey nachdem auf Erinnerung nachgebracht worden, verfchtebene ı# 1». 
die Erledigung der Sache befürbernde Anträge, und die Beglei- 
tangönote wit dem Wunfche beftimmter Bermittelungsvorfchläge 
enthaltend. Diefe feyen in einem Erlaß der Conmiſſion v. 30 
San. 1819 gefchehen; eine Note vom 28. Febr. an ben Grßhzgl. 
Heffifchen Gefandten habe die gehemmte Zinfenzahlung wieder in 
Gang zu bringen gefucht. Verbunden mit einem anberweitigen 
Bergleichdantrage fey dann am 22. und 23. April von Grßhzgth. 
Heilen vorgefchlagen worden, Die Frage wegen der Verbindlichkeit 
zur Zinfenzahlung einer fchiedsrichterlichen oder‘ austrägalgericht- 
lichen Entſcheidung anf die biöher verhanbelten Alten zu unter 
werfen. Die Naſſan zur Antwort gelaflene vierwüchentliche 
Friſt ſey verſtrichen, Naflau wünfche die Sache deßhalb noch 
einmal einer genauen Unterſuchung zu unterziehen, wozu dieſe 
Zeit nicht hinreiche; — ba nun aber Grßhzgth. Heſſen auf einen 
geeigneten Schluß der Bermittelungsd Verhandlungen angetragen, 
fo habe die Eommiffion den Naflanifchen Gefandten heute von 
ihrem in der B. V. zu haltenden Vortrag benachrichtigt, falls nicht 
vorher von Raffau eine zu gütlicher Vereinigung Erwartung ger 
bende - Erflärung erfolgen würde.“ 

Sm Schre 1820 erftattete hierauf Referent der erwählten Vers 1u20, 
mittelungs = Sommiflion, Sess. XXIV. $. 140. ©. 381. (f. auch 
Beilage Nro. 13. S. 301.) einen ausführlichen Vortrag hierüber, 
woraus hervorgeht, daß die Vermittelung ohne Erfolg geblieben, 
nichin eine richterliche Entſcheidung nothwendig geworben ſey. 

Die Commiſſion fügt am Ende dieſes Vortrags hinzu: S. 382. 
mb 397. ıc. 

„Die gegenwärtige Streitfache fey aus einem boppelten Ges 
ſichtspunkte zu betrachten: 

1) infofern ed darauf anfomme, ben Gfäubigern, welche 
fh hierher gewandt, zu dem Shrigen zu verhelfen; - 

2) infofern von Erledigung der ganzen, über die Schulbens 
ansgleichung entſtandenen Streitigfeit die Frage fey, worauf nad) 
dem Antrage bes Grßhzgl. Heſſiſchen Hofes und mit Zufriedenheit des 
Hzgl. Raffanifchen, Die Vergleichsverhandlung erftredt worden ey, 
wad worüber nunmehr auch die Tichterliche Enticheidung bewirkt 
werben follte, 

Was 
ad 1) die Sache der Gläubiger betreffe, fo ſey Gegenſtand 
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1020, und Zweck ihres angebrachten Geſuchs von der Streitigkeit 

über die Schulbenausgleichung überhaupt fehr verfchieden, 

„Haͤtte barüber ein Bergleid, zu Stande gebracht werden kön⸗ 
nen, fo würbe allerdings auch Davon bie Befriedigung ber Glaͤu⸗ 
biger die Folge geweien ſeyn. Allein jest, ba der Verſuch 
nicht gelungen fey, entitehe in Beziehung auf fie umr bie 
Frage: an wen fie fich wegen ihrer Specialhypothek zu halten 
hätten, ob an Heflen, wegen der nadı der Schulbverfchrei- 
bung ihm obliegen fellenden Verbindlichkeit, eine neue fichere 
Hypothek zu beftelen; oder an Naſſau, wegen bed Beſitzes ber 
urfprünglich beftellten Hypothek? — Heflen Ieugne die Anwend⸗ 
barkeit ber hierher gehörigen Stipulation auf den vorliegenden 
Fall, und behaupte, daß feine ehemaligen Befitungen mit ber 
hypothekariſchen Laſt an Naflau übergegangen ſeyen./ 

Naſſau ftellte Dieß in Abrede. — 


„Dieſe Vorfrage nad) VBorfchrift bed Art. XXX. der W. Scht. 9. 
zur rechtlichen Entfcheibung zu befördern, würde num zunächft von 
der deßhalb zu treffenden Einleitung abhängen. 


Was nun - 
ad 2) die Schulbenausgleichung überhaupt betreffe, fo werbe 
Dabei 


a) die Frage wegen der einitweiligen Zinfenzahlung nicht 
weiter in Betracht kommen, ba die Verpflichtung zur Zins 
fenzahlung durch die Entfcheibung ber oben- berührten 
Borfrage von felbft beftimmt werden müfle, 

b) die Liquidation des von Naffau zu übernehmenden Betrages 
der Steuerfchulden aber vorerft der Vereinbarung beider 
Höfe zur Ernennung von Liquidations⸗Commiſſorien zu übers 
Lafien, | 

c) in Anfehung ber Gentralfchulben dad Austrägalverfahren 
in Gemäßheit der Bundes» und Schl. Alte und des Bes 
fchluffes vom 16. Juni 1817 einzuleiten feyn. | 

In Sess. XXVIL $. 15%. ©. 497. gaben in Beziehung auf 
ıu20,biefen Vortrag Raffau und Grßhzgth. Heften ihre Erflärungen ab, 
worin mehrentheild dad Frühere unr wiederholt worden, und wors 

auf nach erfolgter Abftimmung Cnamentlich ift bier bie Würtem- 
bergifche und Kurfürftl. Heffifche Abftimmung zu erwähnen, welche 

auf nähere Beitimmung ber an das Austrägalgericht gu erweiſen⸗ 
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den Streitfrage antragen: die Reclamation der Erebitoren ı10ze, 
wegen ihrer Befriedigung fey dem Art. XXX. der W. 
Schl. A. zu fubfumiren, diejenige aber wegen der Schul, 
denandgleihung zwifchen Grßhzgth. Heffen und Raffan 
dagegen dem Art. XI der B. 4. und XXL dr W. St. 
Alte, — S. 435. — auf den fchon früher im Commiſſionsgutachten 
S. 382. geftellten Antrag befchloffen wurde: 
„daß bie Herzgl. Naffanifche Regierung aufgefordert werbe, 
innerhalb vier Wochen drei nicht betheiligte Bundesſtaaten 
in Borfchlag zu bringen, aus welchen bie Grßhzgl. Heffifche 
Regierung einen auszuwählen hätte, deſſen oberfte Juſtiz⸗ 
ſtelle ale Austrägalgericht aufgeftellt würbe, um bie zwiſchen 
beiden über dieſen Gegenftand ftreitig geworbenen Fragen 
rechtlich zu entfcheiben. « 

In Beziehung auf dieſen Befchluß machte der Orfiagl. Sehäfche 
Gefanbte, Sess. XXXIV. $. 192. ©. 639. bie Anzeige, baß ber 1020. 
Grßhzgl. Heſſiſchen Staatöregierung von Seiten der Hrzgl. Naffauts 
(hen die oberiten Gerichtöhöfe zu Wien, München und Brudfial 
zur Auswahl in Borfchlag gebracht feyen, und man Diefleitö das 
obere Tribunal in München gewählt habe. 

Naſſau trug hierauf ebendafelbft au, baß ihm bewilligt werbe, 
die au die Austrägals Inftanz zu verſendenden Alten noch vorher 
durch einen Bevollmächtigten einfehen zu Laflen; wogegen Grßhzgth. 
Heſſen keine Einwenbung machte, in der gerechten Interflellung, 
daß auch ihm das Rähmliche eingeräumt und zur Einficht der Akten 
ein beſtimmter Termin angelebt werde. 

Hierauf erfolgte dev Beſchluß: 

1) „daß der Königl. Bayerifche oberfter Gerichtshof in Mun⸗ 
hen als AusträgalsInftanz in der Streitfadhe zwiſchen dem Grßhzgth. 
Heften und dem Hrzgth. Raflau, wegen Schuldenausgleichung, 
über fammtliche babei vorgelommene Streitfragen eingutreten 
habe, und ber Königl. Bayerifche Gefandte erſucht werbe, feinem 
allerhöchften Hefe bievon Anzeige zu machen, damit der gedachte 
oberfte Gericheshof diefem Geichäfte in Gemaͤßheit der B. A. und 
der Beichläfle vom 16. Juni 1817 und 3. Aug. 1820, ſich unter 
siche und denmächſt in der Sadıe, in Auftrag und Namen ber 
B. V. den Redyten gemäß erdenne; zu Diefem Eude auch dem Koönigl. 
Bayerifchen Sefanbten die bisher bei ber B. V. und der Vermit⸗ 
telungs » Gommißlion gepflogenen Berhanblungen, unter Anfügung 





1820, 
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ber obgebachten Beſchluͤſſe, zur weitern Beförberang an bad Aus 
trägalgericht zuguftellen ſeyen; 

„2) der. Herzgl. Naflauifchen Regierung, fo wie aud) dem 
Gegentheil, die Einficht der zu verfendenden Acten in der Art 
zugeftanden werde, daß hierzu ber 1. Nov. l. 3. (1820) als 
Termin anberaumt, und beiden Theilen geftattet werde, durch 
Benollmächtigte in ber Negiftratur von ben Acten Einficht zu neh⸗ 
men, wornädit an demfelben Tage von ber Bunbes- Präftdials 
Canzlei die Verfiegelung und Zuftellung diefer Acten an die Königl. 
Bayerifche Gefandtichaft zu bewirken wäre: « 

Bon der Zuftellung ber Alten an das betreffende Austrägal 
gericht macht ber Königl. Bayerifche Gefandte Anzeige, Sess. XXXVL 
$. 207. ©. 6854. 

In Sess.IV. des Jahres 1822 machte der Grßhzgl. Hefliiche Ges 
"fandte ber BB. vertrauliche Anzeige: Prot. S. 97, „daß die Släus 
biger in diefer Schuldforberungsfache fich im Mai 1821 an dad 
Königl. Oberapp. Gericht nach Muͤnchen gewandt und gebeten hätten: 
daß ohne Ruͤckſicht auf die bereinftige Erledigung bed Streites 
Durch die zu entfcheibende Vorfrage, ber wirkliche bermalige Schuld» 
ner ber Greditoren die contraftmäßigen Obliegenheiten im Betreff 
der verfallenen und laufenden Zinfen, fo wie ber bereits verfal 
Ienen Capitalfumme ohne Weigerung und Auffchub erfüllen möge. 
Hierauf habe dad Königl. Oberapp. Gericht unter dem 9. 
Mat 1821 fit an die Grßhzgl. Heffifche Regierung gewandt 
cf. Prot. S. 104.), um deſſen rechtliche Erklärung im Betreff 
ber vorläufigen Zahlungsverbindfichfett binnen ſechs Wochen allbors 
ten zu übergeben. Die Grßhzgl. Hefliiche Regierung habe darauf 
in einem Schreiben (if. Prot. ©. 105.) an das Austrägalgericht 
über den Mangel aller Eompetenz fich auögefprochen, da Privat: 
nerfonen das Necht nicht hätten, ihre Anſprüche gegen Dentfche 
Staaten vor Audträgalgerichten zu verfolgen, auch bie Behauptung 
ber Erebitoren falich fey, Daß der Art. XXX. fie zu einer provifori 
fchen, von dem fünftigen Austrägalurtheil imabhängigen, gericht 
lichen Enticheidung, und namentlich ber vorläufigen Beſtimmung 
der Brage, wer.einftweilen ihr Schuldner ſey? berechtige. 

„Nachdem aber nun Naflau Ci. Prot. ©. 107.) ſich unter 
bem 2. Juli 1821 dem Anfinnen der Reclamanten günftig erklärt, 
ſeyen unter dem 7. Nov. 1821 (Prot. v. 1822) ©. 110.— 116, 
anliegended Erkenntniß A. und Entſcheidungsgründe B. erſchie⸗ 
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nen, wornad, vorläufig das Grßhzgth. Heffen die verfallenen md 1022. 


Iaufenden Zinfen, mit Vorbehalt des Rechts der Aufrechnung 
an Naſſau, den Greditoren zahlen folle.« 

Der Grßhzgl. Heffiiche Gefandte beftreitet biefed Lirtheil 
als incompetent, daher als null und nichtig, inbeffen habe man 
ihm dem ungeachtet Genüge geleiftet, da der Erfaß von Naſſau 
doch bald erfolgen müffe; man halte es jedoch für nothwendig, 
diefen Gegenftand für die Zukunft zur Entfcheidung der B. V. zu 
bringen, damit jeber Fünftigen Einmiſchung der Gläubiger bei 
einem eingeleiteten Austrägalverfahren vorgebeugt werde. 

Diefe fammtlichen Verhandlungen wurden hierauf an bie 
Commiſſion zur Revifion ded Austrägalverfahrens abgegeben. 


Sm Jahre 1822 giebt Prafdünn Sess. XXVI. $. 219. ©. 818. 
der B. V. Kenntniß von einem am 3. Sept. des I. J. eingegangenen 
Schreiben des Dberapp. Gerichts in München, welches Aus⸗ 
tunft über den Stand diefer Sache giebt. 


In dem folgenden Jahre 1823 erfolgt ein Erfenntniß bes 1023. 


Oberapp. Gerichts zu Münden, (|. Anl. C. Prot. ©. 666.) 
nebft den Entfcheidungsgründen (ſ. Anl. D. Prot. S.667.—681.) wel: 
ches Präfidium, Sess. XXIII. $. 160. ©. 642. der B. V. vor 
legt. In dem beigelegten Schreiben des Gerichts, (Prot. S. 665.) 
vom 4. Zuli d. J., ift ausgefprochen, die Ueberfendung der Akten 
an hohe B. B. müſſe für jeßt noch aus dem Grunde unterlaffen 
werben, weil ein eigentliches, den ganzen Streit endlich entfchei- 
bendes Definitiv⸗Erkenntniß noch nicht gefaßt fey, vielmehr die 
Ausmittelung des Beſtandes und bes Betragd ber Forderungen 
und Gegenforderungen erſt noch zu geſchehen habe. 


Zunaͤchſt geſchieht dieſer Streitſache im I. 1828 wieber in 1226. 


den Protokollen Erwähnung; wo Praͤſidium, Sess. V. $. 36, 
©. 100. der B. V. ein Schreiben des Oberapp. Gerichtd zu Müns 
hen vom 1. Febr. d. 3. vorlegt, (ſ. Prot. S. 102.) in welchem 
daffelbe die Anzeige madıt, daß Grßhzgl. Heffifcher Seits, zum Behufe 
der Ausmittelung des Beltandes und Berraged der von bem 
Hzgth. Raffau zu übernehmenden Schulden, am 4. San. d. J. eine 
rechtliche Imploration eingereicht worben und von dem Austrägals 


474 Abth. IL, Sof. 3, 5. 11. A. — Eridgt. Fälle. 


Gerichtshofe hierauf die geeignete Entichließumg an die Anwaäͤlte 
ber hohen Theile ergangen fey. Diefes nahm bie B. V. zur Wiſ⸗ 
ſenſchaft. 

Sin den beiden folgenden Jahren berichtet das Austraͤgalgericht 
über die bisherigen Berhinderungen und den Stanb ber ganzen 
Streitfache; und zwar legt zunäclt Präfibium im J. 1829, 
Sess. IV. $. 23. ©. 40, ein Schreiben bed Gericht vom 31. Ian. 
d. J. der B. V. vor, worin daflelbe zuletzt ausfpricht: „daB des 
Rechtsſtreites Erledigung nad; der Bayeriichen Prozeß» Orbuung 
ganz vorzüglich durch der Partheien Thaͤtigkeit bebingt fey.« 

Bon dem zweiten Schreiben, vom 8. März 1830 giebt Prös 
fdium ber B. V. im J. 1830, Sess. VII. $. 63. ©. 196. Kennts 
niß, und wirb barin angeführt: daß bie Grßhzgl. Heſſiſcher Seits 
immer zur rechten Zeit wiederholt nachgefuchten und gewährten 
Frifiverlängerungen die Urfache der feitherigen Verzögerung bes 
Urtheils feyen. 


Im Sahre 1831 übergiebt Präfibium abermals, Bess. V. 

F. 32. © 9, ein Schreiben des Oberapp. Gerichte zu 

München, vom 21. San., worin über den Stand biefer Anges 

legenheit nähere Auskunft gegeben wird und die Urfachen ber bis⸗ 
herigen Verzögerung umftänblicyer bargethan find. 

Es wird in dem Schreiben namentlich Kolgended angeführt: 


» Schon früher hatte das Grßhzgl. Gouvernement — ges 
legenheitlich eines feiner eigenen Dilationdgefuche — geäußert, 
man würde und werde, wenn Naſſau unter gleichen Umſtaͤnden 
Friſterſtreckungen begehrten follte, Dagegen nicht das Geringfte eins 
wenden. , 

„Die noch laufende Frift zur Hzgl. Naffauifchen ſchließ⸗ 
lichen Bernehmlaffung geht am 13. Kebr. 1831 zu Ende. 

„Waͤhrend auf folche Weife die Berhandlungen in der Haupt 
ſache noch nicht gefchloffen find, hat fich in dem Jahre 1830 


. zwifchen ben hoben Theilen ein mit ber Hauptſache in enger Ber 


bindung ftehender Incidentſtreit erhoben. 
„Es beftehen naͤhmlich in den Altheffiichen, an Naſſau gekom⸗ 
menen Yemtern noch StaatörevenüensRüdftände von der Zeit vom 


4. Derbr. 1802; 


——— [we 20 ai 
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„Dieſe, unbeftritten bem Grßhzgth. Heflen gehörenden Rüds zos:, 
fände, ließ, fo viel ed thumlich war, die Grßhzgl. Regierung, mit 
Borwilfen und Genehmigung des Hzgl. Gouvernements, burch 
Naſſauiſche Beamte und resp. Behörden erheben und resp, eins 
treiben. 
„Am 7. Aug. 1828 traf aber die Hzgl. Staatsregierung 
die Anordnung, daß die noch beftehenden Revenüenrefte von dem 
Zeitpuntte vor dem 1. Dechr. 1802, für Rechnung des Naſſauiſchen 
Aerars erhoben, resp. eingetrieben werden follten, um — nach ber 
Hzgl. Naflauifchen Yeußerung, in ber am 2. Sept. 1828 bei 
und eingereichten Vernehmlaſſung resp. Widerflage in ber Haupt 
ſache — an diefem Reſte, der dem Grßhzgl. Heſſiſchen Staato⸗ 
ärar gehörigen Revenüen⸗Ruͤckſtaͤnde, einen Heinen Theil ber, nach 
dem auöträgafgerichtlichen Erkenntniffe vom 4. Suli 1823 an 
Naſſau fallenden Activen ber ehemaligen Landgraffchaft Heſſen⸗ 
Darmftabt, vorläufig und einfiweilen bei den Hzgl. Naſſauiſchen 
Kaſſen zu haben. | 

„Auf den Grund diefer von Raffau eigenmächtig imternommes 
nen Beränderung des vorigen Zuftanded der Sache, trat Heflen 
am 2. April 1830 gegen Naſſau pto spolii et attentati mit dem 
Gefuche um ein unbebingtes Mandat bei uns auf, unb wir haben 
und rechtlich bewogen gefunden, am 13. April das nachgefischte 
Nandat zu erlaffen, und dem Hzgl. Naſſauiſchen Hofe aufzu⸗ 
tragen, bei Vermeidung einer Strafe von 100 Ducaten, bie 
Verfügung vom 7. Auguft 1828 zurüczunehmen, auch die bereits 
erhobenen Rüdktände, vorbehaltlid; deren Liquidation, nebft Zinfen 
vom Tage der Erhebung an, dem Grpßhzgl. Hofe zuruͤck zu 
erſtatten, Dann, wie dieſes gefchehen, binnen ſechs Wochen auher 
anmeigen, und jeder weiteren Befigftörung ſich zu enthalten. 

„Abſchrift dieſes Mandate legen wir ehrerbietigft bei. 

„Naſſau parirte nicht, fondern überreichte fogenannte exceptiones 
sub- et obreptionis, welche wir — fie nicht für fo offenbar unerheblich 
md frivol anerfenhend, wie fie ed, werm ohne Einleitung weitern 
Verfahrens, Erneuerung ded Mandats resp. Ummandelung deſſel⸗ 
ben in ein formliches Erkenntniß ftatt finden foll, nach $. 76. des 
lüngften Reichsabſchieds feyn müflen — durch Entichliefung vom 
30. Juni dem Grßhzgl. Hofe zur Gegenerinnerung mittheilen. 

„Die innerhalb verlängerter Frift vom 13, Desember 1830 
eingekommene Heſſiſche Gegenerinnerung wurde nunmehr von une 





160231, — mit Rüdficht auf den jüngften Reichsabfchied, S. 77. am Ende, 
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und mit vorzüglicher Nüdficht auf Cod. jur. Bav. C. 6, $. 13. 
in not. lit. a — dem Hzgl. Naflauifchen Hofe auch noch 
zur Schlußerinnerung hinausgefchloffen. 

» Sobald diefe Schlußerinnerung angelangt, und fobann unfer 
Erkenntniß gefaßt ſeyn wird, werden wir nicht ermangeln, letzteres 
ber hohen Bundesverfammlung unterthänigft vorzulegen. « 

Dad Mandat felbit ©. 101. laffen wir bier unter E. 
folgen. > 
» Auf Präftdialantrag wurde hierauf, wenn auch hinfichtlic 
des Incidentpunktes und des ergangenen Mandate, in Beziehung 
anf den vorliegenden Fall der durch die Einlaffung beider Theile 
und ihre freiwillige Unterwerfung diefer Gegenftand als abgethan 
anzufehen wäre, wohl aber der fünftigen und. ähnlichen Falle 
wegen beichloffen: die Gommiffion zur Reviſion bed Austrägalvers 
fahrens werde erſucht, über dieſen Gegenftand Gutachten abzu⸗ 
ftatten.«. *) 


Sm Sahre 1832 übergiebt Präfidium, Sess. IV. $. 18. 
©. 114. ein weitered Schreiben ded Oberapp. Gerichts zu 
Münden in diefer Streitfache, vom 19. December, worin daffelbe 
feine Berechtigung eines eingeleitefen Manbatöproceffes auf bie 
Grßhzgl. Heffiiche Spolienflage näher auseinanderſetzt. Dieſem 
Schreiben ift ein neues Erfenntniß in dem Austrägalftreite des 
Grßhzgth. Heſſen gegen das Hzgth. Naſſau, wegen Schulden: 
übernahme, nun pcto. spolüi respect. attentati, ſ. Prot. ©. 116.— 123. 
beigefügt, welches hier unter F. nebft den Entfcheibungsgründen 
unter G. anliegt. 

Dieß Erfenntniß nahm die B. V. bloß zur Kenntniß, da es 
den beiderfeitigen Anwälten bereitS unmittelbar zugeftellt worben 


war, und befchloß auf Präfidialantrag ©. 123: 


„den Königl. Bayerifchen Gefandten zu erfuchen, die Einleitung 


*) Indem wir uns im Allgemeinen bier auf das, was wir im legalen 
Theile &. 144. u. flgd. in Hinficht der Mandate angeführt haben, beziehen, führen wir 
nur zur Vollftänbigkeit hier an, baß das verlangte Gutachten in bemfelben 
Jahre 1831, S. 804. 869; ber Beſchluß hierüber aber erft im J. 1833, ©.185. 
erfolgte. 
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zu treffen, daß das Oberapp. Gericht zu München über den 1032. 


Beſchluß, den die hohe B. V. unterm 17. December 1831 
auf Beranlaflung des, von jenem erlaflenen Mandate vom 
30. April 1830 gefaßt hat, unter Mittheilung des S. 32. 
des Prot. der Sess. V. vom 17. Febr. v. J. vollftändig 
aufgeklärt werde. « 


In demfelben Sahre 1832 legte Präfibium, Sess. VIL 1432. 


$. 45. ©, 215. der B. V. einen abermaligen Bericht des Ober⸗ 
app. Gerichts vom 31. Januar 1832 vor, ber über den Stand 
diefer Streitfache Auskunft giebt, und namentlich die Urfachen 
der verlängerten Friſterſtreckung und des dadurch verzögerten Des 
finitiv⸗ Erfenntniffed anzeigt. Ein Schreiben des Oberapp. Ges 


rihted vom 5. Januar 1833 Ahnlichen Inhalts findet fich in den 1028. 


Protofollen de 1830, Sess, IV. $. 28, ©. 67. 


Dieg war der Stand diefed Streitgegenftandes, als im Sahre 


1834, Sess. VII. .$. 78. ©. 125. Präfidium ein neues Schreis 183+- 


ben des Oberapp. Gerichts zu München vom 31..Ian. 1834 ber 
8. V. mittheilt, des wefentlichen Inhalte: 

Die Verhandlungen feyen num in fo weit beendigt, und ber 
Altenſchluß eingetreten. — Sollte num dieſe Austrägalfache zur 
definitiven Aburtheilung in pleno berathen werben, fo würde in 
Betracht der Menge ber vorliegenden Arbeiten und zum außer 
ordentlichen Nachtheile des Bayerifchen Staats, auf mehrere Mo⸗ 
nate hinaus, fowohl für Civil⸗ ald Griminalfachen, die Staates 
Verbrecher mit eingefchloffen, ein völliger Stillftand, wie ed noch 
in den Annalen keines Staats vorfomme, in ber Rechtöpflege 
antreten, Se größer bie Zahl ber Votanten, um fo fchwieriger 
und weitläuftiger werbe nothwendig bie collegialifche Deliberation. 

„Sollte ed aber dem Präfidium frei ftehen, Diejenigen, welche 
im Zeit der Berathung in der Austrägalfache gedachten Senaten 
wugetheilt feyen, von der Theilnahme an der Berathung gerade fo, 
als wären folche in einer amtlichen Miffion abwefend, zu biepens 
fen, fo würde jedenfalls, der Abficht des Geſetzes gemäß, immer 
noch zur endlichen Befchlußfaffung in dem Königl. Oberapy. 
Berichte eine fo. große Zahl von Votanten übrig bleiben, daß, 


beſonders mit Hinſicht auf die Zahl ber Dirglieber von ben 


Leondardi, über Ansträguiverfaheen. 
| 


1886, 


1834, 





. 
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oberften Gerichten in den meiften Dentichen Bundesſtaaten, deren 
Bereinigung immer noch ben Namen einer Plenarverfammlung 
verdienen, und alle Garantie einer möglichft umfichtigen und 
reifen Berathung geben würde ). Das Königl. Oberapp. Gericht 
von Bayern würde ſich immer noch mit vierzehn, jedenfalls mit zwölf 
Stimmen, außer dem Dirigenten und einigen Erfagmännern, der 
Berathung und Befchlußfaffung in diefer allerdings hodywichtigen 
Sache unterziehen, unb fo würbe fich bie Rüdficht auf die An 
fprüche der hohen ftreitenden Xheile an das Gericht und auf dad 
Intereſſe des Bayerifchen Staats am ficherften vereinigen, Die 
Streitfache würde früher erlebigt werden und die weitere Rechte 
pflege nicht gehemmt feyn.« 

Auf Präfidialantrag wurde hierauf ©. 127. befchloffen: 
„Bor Allem die zunächft betheiligten Regierungen von Groß- 
herzogthum Heſſen und Herzogthum Naffau um ihre Erkla⸗ 
rung über diefen Borfchlag zu erfuchen. « | 

Diefe Erklärungen erfolgten, Sess. XV. $. 198. ©. 424. 

und zwar von. Örßhzgth. Heflen in dieſen Vorfchlag eingehend; ebenfo 
von Naffau, jedoch unter der Bedingung, daß wenigſtens vierzehn 
Käthe und ein Dirigent ſich der Berathung und Beichlußfaffung in 
diefer Streitfache unterzögen. 

Hierauf beichloß die B. V. in Beziehung auf diefe beiden 

Erklärungen, Sess» XVI. $. 204& ©. ABB. 
„daß die erwähnte Austrägalfacdye von dem Königl. 
Bapyerifchen Oberapp. Gerichte zu Mündjen in der von ihm 
vorgefchlagenen und von den flreitenden Regi:rungen geneh⸗ 
migten Weife berathen und abgeurtheilt werde.« 


Das fo beftimmte  Austrägalgericht hatte aber das Urtheil 
noch nicht gefprochen, ald ber Grähzgl. Heſſiſche Gefanbte, 
Sess. XX V1.$. 333. ©. 672. anzeigte, daß ber zwifchen dem Grßhzgth. 
Heffen und dem Hrzgth. Naſſau am Königl. Bayerifchen Ober- 
app. Gerichte zu München ald Austrägal » Gerihtöhof anhän- 
gige Prozeß, wegen Uebernahme eines verhältnißmäßigen Antheils 
Altheffifcher Landes- und Kammerfchulden, im Wege des Vergleiche 





*) S. aud im legalen heile unter Urtheilsienat ©. 146. u. flgd. 
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niebergefchlagen und erlebigt worden ſey; was der Hzgl. Naffanifche ass. 
Gefandte ebendafelbft ©. 673. beftätigte. 
Hierauf ward von der B. V. eine Begutachtungs-Eommiffion 

(S. 674.) erwählt und befchloflen: 
„Die aus den Gefandten von Baden, Holftein und Lauen- 
burg, und Medienburg beftehende Commiſſion wird erfucht, 
aus Anlaß ber Namens bed Grßhzgth. Heflen gemachten, 
und von ber Hzgl. Naffauifchen Gefandtichaft beftätigten 
Anzeige ein Gutachten barüber zu erftatten, was hierauf 
weiter von der B. V. zu befchließen fey. 

Diefed Gutachten erfolgte, Sess. XXXI. nachdem zuvor 1024, 

edendafelbft $. 391. S. 803, Praͤſidium ein Schreiben bed Ober; 
app. Gerihtd zu München vom 19. Zuli l. 3. der 8. 2. 
übergeben hatte, worin dieſes anzeigt, daß ed in Folge bes 
Vergleichs hiemit fammtliche Streitalten remittire. Das $. 409. 
©. 849. erftattete Gutachten äußerte ſich im Wefentlichen dahin: 
„Aus der Erklärung erhelle nım zwar, daß der zwiſchen beiben 
Regierungen anhängige Nechtöftreit im Wege bed Vergleichd nie 
dergefchlagen und erledigt worden fey, die Commiſſion vermiffe 
indefienn bie Angabe, welche der beiden höchiten Regierungen, 
oder in welchen Berhältniffe eine jede berfelben die Verpflichtung, 
den Forderungen ber gedachten Reclamanten Genüge zu leiften, 
übernommen habe. Die B. V. müfle in diefer Hinficht eine 
beftinmmste Anzeige erwarten, um ihrer im Art. XXX. der W. Schl. A. 
begründeten Verpflichtung nachkommen und ben NReclamanten bies 
jenige Regierung bezeichnen zu Türmen, welche die Vertretung 
der Forderung berfelben definitiv übernommen habe. « 

Hierauf wurde auf Eommiffionsantrag ©. 822. befchloffen: 
„Daß die höchiten Regierungen von Grßhzgth. Heſſen und 1024. 
Naſſau durch ihre Gefandtfchaften erfucht werden, der 8.8. 
nachträglich anzuzeigen, welche von ihnen, ober in welchem 
Berhältniffe eine jede berfelben, in Folge des abgefchloffes 
nen Bergleichd bie Vertretung der von Mar von Rieſe 
und Jacob Heinrich Nühle von Kilienftern, Namens zweier 
Grebitoren »Eonfortien betriebenen Forderung übernommen 
habe. « 

Diefem Erſuchen entſprach Grßhzath. Heflen 1834, Sess. 

XXXVI. 5. 524. ©. 81. in der Erklaͤrung, daß in Folge bes 
« 12 % 
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eben erwähnten Vergleichs die: fragliche Forderung mummehr 
Grßhzgl. Hefliicher Seits definitiv vertreten werde, daß die dar: 


unter begriffenen, auf die an Naflau abgetretenen Aemter fpeciell 


2084 


hupothecirten Gapitalien ald eine Liquid geftellte Staatsſchuld des 
Grßhzgth. Heſſen auf die Grßhzgl. Staatsſchuldentilgungs⸗Kaſſe 
gegen Ende dieſes Jahrs überwiefen, und darauf entweder 
abgetragen, oder gegen 4procentige auf Inhaber lautende Obliga⸗ 
tionen ausgetauſcht werden ſollten. 

Naſſau erklarte ebendaſelbſt, daß Grßhzgl. Heſſiſcher Seite 
die Verbindlichkeit zur Vertretung der gedachten Forderungen durch 
den abgeſchloſſenen Vergleich übernommen worden ſey. 

In Folge deſſen warb auf Präfibials Antrag S. 952. be 
ſchloſſen: | | 

„Die beiden Altheflifchen Schulden-Betheiligten zwei Cre⸗ 
Ditorens Gonfortien, Mar von Niefe und Jacob Heinrid 
Ruͤhle von Lilienftern, von vorftehenden Erklärungen in 
Kenntniß zu feßen, und ihnen zu dieſem Ende Abichriften 
derfelben zuzuſtellen. 


Hiermit find zugleich Die Verhandlungen über dieſe Streitſache, 
welche am erſten zu Ernennung eines Austraͤgalgerichts Veran⸗ 
laſſung gab, und daher in den Annalen des Deutſchen Bundes 
ſowohl als erſter Fall, als auch der dabei zur Sprache gekom⸗ 
menen prozeſſualiſchen Gegenſtaͤnde wegen eine beſondere Beruͤck⸗ 
ſichtigung verdienen, als geſchloſſen zu betrachten. 


A. Urtheil. 


Im Namen und aus Auftrag des Durchlauchtigsten 
Deutschen Bundes, 


wird von dem ÖbersAppellationdgerichte des Königreichd Bayern, 


als erwähltem Austrägalgerichtöhofe, in Sachen bed Großherzog. 
thums Heſſen gegen das Herzogthum Naſſau, den von Raffau zu 
übernehmenden verhältnißmäßigen Antheil altheflifcher Landes und 
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Cameralfchulden für die im Jahre 1802 erworbenen altheffifchen 
Lanbeötheile, insbefondere die von Marimilian von Riefe und 
Jacob Heinrich Rühle von Lilienftern zu Kranffurt am Main, 
Namens zweier Ereditoren » Eonfortien betriebene Forberung bes 
treffend, mit Berwerfung ber von Großherzoglichs Heflifcher Seite 
gegen bie Competenz des Diefleitigen Austrägalgerichtähofes vorges 
brachten Einrebe, zu Recht erfannt, daß der Großherzoglich⸗Heſſiſche 
Hof die feit der geleifteten Ießten Zahlung verfallenen und Die 
laufenden Zinfen von den, in Frage ftehenden, beiden, noch ums 
berichtigten Eapitalien in dem Maße, wie fie vor der durch Mi⸗ 
nifterial-Refeript de dato Darmfladt den 1. September 1810 
verfügten Einftellung biefer Zinfenzahlung geleiftet worden find, 
bie zum Ausgange des die Schuldenübernahme betreffenden Haupt: 
ſtreites, an die implorirenden GreditorensConfortien vorläufig, und 
mit Borbehalt des etwaigen Rechted der Aufrechnung an bas 
Herzogthum Naſſau, zu bezahlen fchuldig fey, mit Eompenflrung 
der auf die Berhandlung und Entſcheidung biefed Gegenftandes 
erlanfenen Koften, 


B. Entscheidungsgründe. 


L Zwei Gxeditogen » Eonfortien haben — dad Eine 50,000, das 
Andere 160,000 fi. — dem Landgräflihen Haufe Heflen : Darmfladt, gegen 
Sprocentige Zinfen und gegen Beftellung von Specialhypotheken, vorgeliehen. 

Die für beide Eapitalien beftellten Specialhypotheken gingen, in Folge 
yolttifcher Veränderungen, am 1. December 1802, reſp. 25. Februar 1803, 
an das Herzogliche Haus Naffau über. Dennoch zahlte die Großherzoglich⸗ 
Hefüfhe Regierung die Zinfen ber beiden Eapitalien noch biß zum 
Sabre 1810 fort. 

Dur Diinifterialrefeript vom 1. September 1810 wurde aber den Ere 
bitoren-Eoufortien bedeutet, Daß biefe Zinfenzahlung weiter nicht ftatt finde, 
da feit dem 1. December 1802 das Herzogthum Naſſau, als Befiber der 
Specialhypotheken, zur Zahlung der Schuld verpflichtet ſey. 

Die an des Herrn Oroßherzogs von Heſſen Königliche Hoheit gerichtes 
ten Gegenvorſtellungen blieben fruchtlos, und die Gläubiger reclamirten 
daher am 19. Kebruar 1817 die Hülfe der hohen Bundesverſammlung. Cine 
Bundes - Bermittfungs :Commiffion wurde angeordnet, die Erklärungen der 
beiden hoben Theile wurden eingeholt, und da der auf den Grund dieſer 
Erflärungen von der Commiſſion gemachte Borfchlag weder in Beziehung 
auf die von Heffen gegen Naſſau in Anſpruch genommene ebernahme eines 
verbältnigmäßigen Antheiles der altheſſiſchen Landes» und Cameralſchulden, 
ne inSbefondere in Beziehung auf die Befriedigung der Ereditoren-Eonfor- 
tien, angenommen ward, (6 ervie, auf bundesverfaflungsmäßigem Wege, 
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der bieffeitige oberſte Gerichtshof den Auftwag, die zwiſchen den beiden 
Megierungen über diefen Gegenſtand ftreitig gewordenen Fragen rechtlich zu 
erledigen. 

Durch diefleitige Entſchlieſſung vom 1. December 1830 wurde dad Groß⸗ 
herzogthum Heſſen als Kläger in der Hauptſache ertlaͤrt, und zur Einreichung 
einer rechtsförmlichen Klage aufgefordert. 2 

Bon diefer Entfchlieffung wurden die Ereditoren - Eonfortien gar Bah- 
rung ihres Intereſſe in Kenntniß gefegts und über die von denfelben am 
22, April dieſes Zahres eingereichte Imploration — darauf gerichtet, Daß 
ihnen fchleunig zu dem Shrigen, das beißt, zu den verfallenen und laufenden 
Zinfen, dann zu den verfallenen Gapitalsraten, verholfen werden möge — iſt 
nunmehr rechtlich zu entſcheiden. 


IL Die Eompetenz des Austrägalgerihtshofes in Beziehung 
auf diefe Imploration ift wohl begründet. 

Die rechtliche Entfcheidung der Rreitigen Fragen ift dieſem Berihtshofe 
übertragen. 

Zwei Fragen find unter den beide hoͤchſten Höfen ftreitig geworben. 

Die Eine it: Welchem der beiden Fürftenhäufer liegt die Verpiflchtung 
ob, die Forderungen der implorirenden Gläubiger zu befriedigen ? 

Die Andere, durch die Erfte veranfaßt, Iautet dahin: hat dad Herzog: 
thum Naflau überhaupt einen verbaltnißmäßigen Antheil an den altheſſiſchen 
Landes: und Kammerfchulden zu übernehmen? — Die rechtliche Erledigung 
beider Fragen ift dem Bundes » Austrägalgerichtöhofe zur Aufgabe gemacht. 

Durch die Auflöfung der deutfchen Reichöverfaflung im Jahre 1806, 
waren die Iintertbanen, welche Sorderungen an einen deutſchen Staat hatten, 
in manchen Fällen in eine Lage verjegt, welche es ihnen unmöglich, ober 
doch in einem hoben Grabe fchwer machte, diefe Korderungen im Wege des 
Rechtes geltend zu mahen. Die wohlthätige Beilimmung der dentihen 
Landesherren, daß fie vor ihren eigenen Gerichten Recht nehmen wollen, 
Eonnte offenbar ihren Zwed dann nicht erreidhen, wenn von Yorderungen 
ſich handelte, binfichtlich derer es zweifelhaft oder beftritten war, 0b der eine, 
oder ob der andere Staat diefelben zu befriedigen verpflihtet fey? — Diefe 
Unmöglichkeit oder diefe hobe Schwierigkeit der gerichtlichen Verfolgung der 
Anfpriüche wurde auch durch die, im Jahre 1815 in das Leben getretene, 
deutfche Bundesacte nicht, oder doch nicht vollſtaͤndig, gehoben. 

Zwar gebietet dieſes, zur Begründung eines feſten Rechtszuſtandes is 
Deutfchland beftimmte Geſetz im Artikel XL Abfa 4. daß die Bundes- 
glieder ihre Streitigkeiten nicht mit Gewalt verfolgen, fondern folhe — zur 
gütlihen Vermittelung, oder zur rvechtlihen GEnticheidung durch eine wohl⸗ 
geordnete Austrägal⸗Inſtanz — an die Bundesverſammlung bringen follen. 
ber weder ift da deutlich ausgefprochen, Daß es in ber Sphäre der Befug- 
niffe von Privaten Tiegt, ein Bundesglied zur Anftelung einer Klage gegen 
ein anderes Bundesglied anzuhalten, in fo fern etwa von jener Klage bie 
Realifirung ber Anfprüde der Privaten gegen das eine oder das andere 
diefer Bundesglieder abhängig ift, noch ift darin enthalten, daß es Privaten 
zuſtehen fol, in dem Falle, wenn die Verpflichtung, ihrer liquiden Forderung 
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Genüge zu leiften, zwifhen zwei Bundesfürften zweifelhaft ober befiritten 
it, von Diefen Zürften vor Allem die gütlihe oder richterlihe Erledigung 
dieſer Frage bei der Bundesverſaumlung, oder einer Bunbes-AusträgalsInftang, 
zu verlangen. Iſt zwar die exftere diefer Befugniffe allerdings fchon in dem 
Geile des benannten Artikels gegründet, fo wie die hohe Bundesverſamm⸗ 
lung ſchon im Monat Marz 1817, auf das Wmrufen ber Grebitoren: 
Eonfortien, dieſer Angelegenheit fi anzunehmen beſchloß, fo läßt ſich doch 
für die legtere dieſer Befugniſſe feine Spur im dem erwähnten Geſetze fin- 
den. — Zu erwarten war es, daß die zur zweckmäßigen Entwickelung der 
Bekimmungen der Bundesacte errichtete Miniſterial⸗Conferenz⸗Schlußacte 
vom Jahre 1820 nunmehr auch für die, dem gefammten Deutihland ans 
gehörigen, ſchuldloſen Opfer der Zeitverhaͤltniſſe wohlthätige Borforge treffen, 
und ben Unterthanen einen, fo viel möglich, vollftändigen Eriag ber ehema⸗ 
(gen Reichsgerichte gewähren würde. 

Diefe Erwartung it in Orfiillung gegangen. Indem die Artikel XXL 
und XXII. diefer Schlußacte nur Dasjenige wiederholen und näher auseinander: 
ſetzen, was fchon in dem Wriflel XI. der Bundesacte feftgefebt worden, fo 
ertpeilt der Artifel XXX. den Privaten, wenn ihre Forderungen darum nicht 
befriedigt werden Fönnen, weil Die Verpflihtung, ihnen Genüge zu leiften, 
wilden mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beftittten ift, die Befugniß, 
tur ihr Anrufen bei der Bundesverfammlmg den Verſuch einer gütlichen 
Ansgleihung, und, wenn dieſer Verſuch feblichlägt, Die austrägalgerichtfiche 
Entfcheidung der ftreitigen Borfrage zu veranlaffen. 

Durchbrochen ift durch diefe Beſtimmung die früher beftandene Scheide: 
wand zwiichen deutfchen Souverainen und — eigenen, oder fremden — Un⸗ 
terthanen, in der Art, daß Lebtere nunmehr berechtigt find, von Erftern zu 
verlangen, daß fie, im Wege der Gute oder des Mechtes, unter ih aus⸗ 
machen, wer ihre — der Privaten — Forderungen zu befriedigen habe? 


Veſentlich verſchieden if diefe Borfrage, (gquaestio praejudiclalis) 
wen namlich die ermähnte Berpflihtung obliege? vom ber Hauptfrage, 
(quaestio principalis) ob naͤmlich ein Staat einen verhältnißmäßigen 
Antheil der Schulden des andern Staates zu übernehmen babe? 


In dem Gtreite zwifchen Heffen und Naffeu wurde die zweite diefer 
Fragen durch die erfte erfi veranfaßt. Annehmen muß man, daß die deut: 
fhen Miniſter in Wien ihre Ausdrücke mit Sorgfalt und Umſicht gewählt, 
folglich auch den Ausdruck » Borfrages nicht umfonit gebraucht haben. 


Kein Iuterefie, Fein Einfpruchsrecht ſteht den Unterthanen in Besiehung 
auf die Hauptfrage über Schuldenüberweifung von einem beutichen Lande 
auf das andere zu. ber dabei find die STäubiger weisntlich intereffirt, dag 
feßgeleßt werde, wen die Berpflihtung zu ihrer Befriedigung oblisge? auf 
ni fe nicht mit ihren anerkannten, gerechten, an ſich keiner Gontekation 
unterworfenen Forderungen, die nur darum unbefriebigt bleiben, weil jene 
Berfeage zwiſchen zwei Fürſten freitig if, bis zur Erledigung der von weit: 
ſchichtigen Verhandlungen und ſchwierigen Rechtsfragen abhängenden Haupt- 
ſache hingehalten werden. 
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Da der Art. XXX. nad feiner weientlihen Bekimmung, zum Wohle der 
Privaten gegeben ift, damit der ohne ihr Verſchulden herbeigeführte Zuftand 
der Hülf- und Rechtloſigkeit derfelben gehoben werde, — da den Privaten 
das Recht der fpeciellen und directen Ackivität in Hinſicht auf ben Haupt: 
ftreit der Fürſten nicht eingeraumt werden kann, — da ihnen nicht zuzumuthen 
ift, das Ende diefed fie nicht intereffirenden Hauptſtreites abzuwarten, — 
da überall ein rechtliher Grund nicht aufzufinden ift, warum der in Bezie- 
Yung auf die definitive Verpflichtung des einen oder bet andern Zürften- 
hofes competente Austrägalrichter nicht auch in Beziehung auf vorläufige 
Befriedigung der Gläubiger competent ſeyn foll, — ba durch einen foldyen 
proviſoriſchen Ausſpruch (durch welchen ohnehin förmliches Recht nicht 
feſtgeſetzt werben ſoll) der conſtitutionelle Grundſatz des deutſchen Bundes, 
daß austraͤgalgerichtliches Verfahren nur zwiſchen unabhängigen Staaten 
eintreten koͤnne, keineswegs verletzt wird, indem auf keine Weiſe von einem 
Gtreite, von einer Klage, oder auch nur von einer Sntervention von Pri- 
vaten gegen einen Bundesftaat, fondern nur von der vorläufigen Erledigung 
der Differenz zweier Souveraine unter ſich Die Rede ift, zu weldher Er: 
fedigung Private den Ruf, den Impuls, zu geben berechtigt find — und da 
übrigens alle Borausfehungen des Artik eld XXX. in dem vorliegenden Falle 
ganz ungemweifelt eintreten; fo muß allerdings die Zuftändigkeit des Aus- 
trägalgerichtöhofes als rechtlich begründet erklärt werden. 


III. Kein anderes formelles Hinderniß fleht im Wege, die Implora⸗ 
tion der Släubiger gegenwärtig ſchon durch Erfenntniß zu erledigen. Ins⸗ 
befondere wurden nicht nur 

a) in den gegenfeitigen Erklärungen der beiden bhöchften Höfe bei der 

Bundestags, Bermittlungs »Sommifflon die, auf diefen Gegenftand 
Bezug babenden, factifhen und rechtlichen Berhäftniffe vollftändig 
und erfchöpfend dargelegt, fondern es find auch 

b) die, durch dieffeitige Entichlieffung vom 9. Mai dieſes Jahres abver- 

langten und zu rechter Zeit eingefommenen, beiderfeitigen Erklärun⸗ 
gen von ber Art, daß eine proviforifche Verfügung auf fie allerdings 
um fo mehr gebaut werden Tann, als 

c) die Vorſchriften des ordentlichen Proceſſes über die vor Allem aus; 

zufprechende Bermerfung des Gerichts ablehnenden Einrede uber 
fürmliche Einlaffung auf den Streit ıc, auf Gegenftände, bei welchen 
sur summarissima causae cognitio erforderlich ift, auffeine 
Weiſe Anwendung finden. 


Codex juris Bavarici judiciarii cap,3. $.3. num. 4. 


.s3 IV. Auch materiell find die gefeßlihen Bedingungen zur Treffung 
eines Proviſoriums gegeben, da 
a) von Feiner Seite widerfprochen wurde, daß unter den Ereditoren⸗ 
Eonfortien, welche, im vollen Bertrauen auf das heilige Fürſtenwort, 
ihre Gelder geliehen haben, milde Stiftungen und bebrängte Perſonen 
fi) befinden, denen die Entbehrung der ihnen gebührehden Zinfen 
fchwer fällt; ba es 
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b) an fih wohl denkbar if, daß durch diefe — feit eilf Jahren an- 
dauernde — Entbehrung für die Gläubiger und ihre Familien ein 
nicht leicht erfeplicher Schaden und eine große Beſchwerlichkeit bes 
wirkt werde, zu deren Abwendung außerordentliche Hülfe gewährt 
werden muß; fo wie denn 

c) bie neueften Geſetze — der Reichebeputations + ⸗Hauptſchluß vom 
Jahre 1803, die Bundebacte Artikel XV. Abſatz 1., und die Mi- 
miſterial Conferenz⸗Schlußacte Artifel XXX. — fehr deutlich die wohl- 
thätige Abficht zu erfennen geben, daß für die unglüdlichen Opfer 
der im Jahre 1802 eingetretenen politifchen Beränberungen ſchleunigſt 
Vorſehung getroffen werden müſſe. 


Daß das liquide Recht der Staatsgläubiger und deſſen Realiſirung nicht 
bis zu dem Ausgange eines an die bedächtlichen Formen des ordentlichen 
proceſſualiſchen Verfahrens gebundenen Hauptſtreites, deſſen Beendigung — 
da wo die Berbandlungsmarime gilt — keineswegs bloß con der Thätigkeit 
bed Richters, fondern ganz vorzüglid von den Parteien felbft abhängt, ſus⸗ 
pendirt werden foll, das liegt in dem erhabenen Zwecke jener Gefebe, und 
die Aufgabe des Bundes - Austrägalrichters ift es, zur Erreichung dieſes 
Zwedles innerhalb der Grenzen der ihm übertragenen Gewalt kräftig mit: 
mwirfen. 


V. Zur vorläufigen Befriedigung ber Gläubiger ift nicht der Herzoglich⸗ 
Naſſaniſche, fondern der Großherzoglich⸗Heſſiſche Hof anzuhalten. 

1) Die Großperzoglich « Heffiihe Regierung nimmt das Herzogthum 
Naſſan wegen Uebernahme eines verhäftnigmäßigen Antheiled der altheffiichen 
Landes s und Rammerfchulden in Anfprud. Die nothwendige Folge diefer 
BebernafmeBerbindlichfeit ſoll in&befondere die Verpflichtung Naffau’s feyn, 
einigen Schulden zu übernehmen, welche fpeciell auf den vormals Heſſi⸗ 
hen, an Naffau abgetretenen Remtern haften, und denen biefe Nemter zum 
Unterpfande dienen. 

Die Herzoglich⸗Naſſauiſche Regierung lehnt jede Berbindlichfeit einer 
Uebernahme von Heſſiſchen Cameralſchulden, und demzufolge auch insbeſondere 
de Verpflichtung einer Hebernahme der auf — nunmehr Naſſauiſchen — 
Yemtern verhypothecirten Schulden ab. 

IR Heſſens Auſpruch an Naflau gegründet oder nicht? Die Beantwor- 
tung dieſer Frage bildet den Gegenftand des Hauptſtreites. 

Nicht gefatten es die Gefege dem Kläger, — fe koͤnnen es ihm auch, 
ohne die natürliche Ordnung der Dinge zu verkehren, nicht geſtatten, — daß er 
die Geltendmachung feiner vermeintlihen Anſprüche damit beginne, Yactifch 
dad biſher beftandene Berbältniß aufzuheben, während biefe Aufhebung nur 
die Folge der wirklich durchgeführten und rechtlich anerkannten Anſprüche 
ſeyn Tann. 

Eben fo wenig geftatten es aber auch die Geſetze dem Richter, denjeni⸗ 
sm, von welchen eine Leiſtung verlangt wird, und welcher in dem Duafl- 
beine der Sreiheit von ber Verbindlichkeit zu dieſer Leitung ſich befindet, 
wesiforifch,, mit Liberirung der bisher Berpflichtetem, au dem au verurthei- 
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len, was erſt auf dem Wege des Rechtes gegen ihn geltend zu machen und 
durchzuführen iſt. 

Der Großherzoglich⸗Heſſiſche Hof hat die ihm als urſprünglichen 
Schuldner obliegende Verbindlichkeit zur Befriedigung der Creditoren⸗Con⸗ 
fortien eingeſtanden. Die Großherzogliche Regierung bat dieſe Verbindlich⸗ 
keit auch durch langjährige Zinſenzahlung beftimmt und ſprechend anerkannt. 
Noch acht Jahre nach eingetretenem angeblichen Grunde des Aufhörens 
jener Verbindlichkeit, wurde die Zinſenzahlung fortgeſetzt. Daß die urſprüng⸗ 
lich auf Heflen rubende Verbindlichkeit auf Raffau übergegangen fey, it von 
Heflen in petitorio geltend zu machen, außeinanderzufeßen, durchzuführen. 

Weber die in diefer Hinſicht bereits eingereichte Klage find Verhandlun⸗ 
gen angeordnet. Während diefer Verhandlungen kann und Darf rechtlich 
anders nicht verfügt werden, als daß der YetitorienNäger den ibm urfprüng- 
li obliegenden Berbindlichfeiten fernerhin und fo lange Genüge zu leiften 
babe, bis die Beränderung des urſprünglichen Zuftandes der Dinge, d. b. 
das Nichtmehrbeſtehen jener Berbindlichkeiten für die Kläger, rechtlich dar⸗ 
gethan ift. 

2) Db der Reihsdeputations » Hauptfchluß vom Jahre 1803. welcher 
allerdings die wohlthätige Abfiht, den Staatsgläubigern ihre gerechten An- 
ſprüche auf eine ihre Rechte ficherftellende Vorfrage zu gewähren, deutlich 
genug zu erkennen giebt , insbefondere in dem $. 78. bloß auf die Gläubiger 
der geiftlihen, unter mehrere Regenten vertheilten Länder, von welchen 
er ausdrücklich fpricht, zu veſchränken, oder aud auf die Gläubiger welt. 
licher Staaten, befonders folder analogifh anzumenden ſey, melde 
ihren Regenten beibehalten haben, und nit Dem Hauptſtamme der 
Entichädigungsländer beigefellet und zur gegenfeitigen Austaufchung beffimmt 
worden ind, fondera nur einzelne Sandestheile an einen andern Staat ab» 
anben? Diefe Frage bilder ganz vorzüglich den Gegenftand des Hauptftreites, 
und nicht kann das Herzogthum auf den Grund diefer — windeftens in der 
Anwendung nicht über allen Zweifel erhabenen — Geleheöftelle prosiforiich 
zu Leiſtungen verpflichtet werben, deren Hebernahme:Berbindlichleit der Ge: 
genftand höherer Forſchung ift. 

3) Auch den Grundfägen des Landrechtes — novella4. cap.2. (welche 
Novelle durch novella 112. cap. 1. in Peiner Art abgeändert wurde) — if 
ed angemeflen, daß der Gläubiger vor Allem an denjenigen (folglich auch am 
den Regenten desjenigen Landes) ſich halte, welchem er das Anlehen gemacht 
hat, und es iſt in dieſer Hinfiht dem Befiber der Specialhypothek das be- 
neficium ordinis seu excussionis eingeräumt, 

Hoch, de beneficio excussionis tertio bypothecae specialis pos- 
sessori competente. Giessae 1772. — Weſtphal's Pfandrecht, 
5. 287. — Gerfterding, über die Schuldverbindlichkeit als Object 
des Pfandrechts, 5. 8. S. 69. f. — Glüd, im Pandecten⸗Com⸗ 
mentar, Th. 18 S. 368. 372,. 
nicht zu gedenken, daß 

4) Die Anwendbarkeit der. angeführten novella 4. cap. 2. auf den ges 

genwärtigen Zall durch den zwiſchen dem Seren Landgrafen von Heſſen⸗ 


% 
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Darmſtadt und dem corpus creditorum am 21. Auguſt 1772 gu Fraukſurt 
geihloffenen, am 25. Auguſt ratificirten, und am 8. October von Reiter: 
licher Majeſtät beftätigten Vergleich, 6. 6, 

Mofer, vom Reichsſtändiſchen Schuldenweſen, Bb. I. &. 34 f. 
neh mehr gefichert und befraftigt wird. 


VL Der Großherzoglich ⸗Heſſiſche Hof kann vorläufig . 

A) nicht zur Bezahlung verfallener Capitald:Raten; Er muß aber 

B) zur vorläufigen Bejablung der laufen den, und 

C) der feit der letzten geleiteten Zahlung rudRändigen Zinfen 
angehalten werden. | 

adA) Die Reclamation der Gläubiger wurde Durch die Großherzoglich⸗ 
Heſtſcher Seits verfügte Sperrung der Zinfen veranlaßt. Der Umfang der 
u leiſenden Hülfe darf über den Beranlaffungsgrund hinaus fich nicht erſtrecken, 
— mit zu gedenken, daß ohnehin von irgend einer Aufkündigung der Capi⸗ 
lalien bei den Großherzoglichen Landesbehörden nichts conftirt. 

sd B) Dagegen bat ſich die zu leiftende Hülfe nicht bloß auf die lau⸗ 
jenden Zinfen der gleichfam dem Lebens» und GBuftentationdfond der Credi⸗ 
uren und ihrer Familien bildenden Gapitalien, bis etwa in Folge richterlichen 
Antheiled an des alten Schuldners Stelle ber in Auſpruch genommene neue 
Equldner getreten feyn wird, fondern auch 

adC) auf die feit der legten Zahlung verfallenen Binfen zu erſtrecken. 

Zwar laſſen fich Die rüdfländigen Zinfen, da die Vergangenheit durchlebt 
#, und zur Abwendung der Drangfale der Zukunft die laufenden Zinfen be: 
kamt find, in die Cathegorie von Alimenten nicht bringen. 

Wein abgefehen davon, daß angenommen werden muß, die Entbehrung 
er Früchte des Lebens: und Suſtentations⸗Fondes habe die Herbeifhaffung 
fer andern außerordentlihen Hülfe durch Contrahirung von Schulden zc, 
nottwendig gemacht, fo muß das Berbältniß der Sache ganz vorzüglich nach 
tm Grunde und Zwecke des die andträgalgerichtliche Kompetenz zur Erle: 
dung der Inploration der Creditoren begründenden Bundesgeſetzes gewür: 
digt werten Die Auflöfung der früheren deutſchen Reichsverfaſſung war 
fer die Unterthanen in fo fern ein unglüdliches Ereigniß, als nunmehr für 
he ſorwerainen deutfchen Regierungen, in Källen, in welchen — der Natur 
des zu behandelnden Gegenftandes nach — die Hülfefuchung bei ben Landes» 
grihten nicht anfchlägt, Fein Nichter mehr beftand. Die Bundesacte, oder 
egentliher die MinifterialconferenSchlußarte, hat dieſen unfeligen Auftand 
ren Rechtloſigkeit gehoben; fie hat es den Privaten möglich gemacht, in Hallen oben 
Yraunler Yet gegen die Sonveraine Deutſchlands Hälfe, und zwar fchleunige 
Dilfe, unabhängig von dem, weitſchichtigen Grörterungen unterliegenden, 
Eireitigfeiten der Zürften, in der Hauptſache zu erlangen. 

Ruf an Mc, ſchon biefes wohlthaͤtize Befer im Zweifel ausdehnend er: 
rt werden, fo muß es inöbefondere auch, im vorkommenden Fallen, voll: 
Yadig und Präftig bewirken, was ed zu bewirken beftimmt ift, das heißt, 
nit der Aufhebung des Zuftandes der Rechtloſigkeit müſſen auch die Folgen 
veich Jaftandes als aufgehoben erklaͤrt, es müfien die Spuren des Beitehend 
tefelben, fo viel möglich, vertilgt, und es muß die Sache wieder in den - 
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Stand zurück verfegt werben, welchem fe — mit Berlegung des Nechts⸗ 
grundſatzes: quod pendente lite nihil sit imnovandum — durd eine rein 
abminiftrative Maßregel entrüdt worden iſt. Derfelde Grund, weicher dem 
Austrägalrichter überhaupt die Befugniß zur Treffung eined Proviforiums 
ertheilt, gilt mit gleicher Stärke von den verfallenen, wie von den laufenden 
Zinfen. Nicht nur dad Wiederbeginnen der eigenmählig unterbrocdyenen 
Binfenzablung, fondern auch vollftändige Reparirung defien, was wilführlih 
abgeändert worden ift, muß (wie das auch die deutfhen Meihögerichte un⸗ 
bedenflich gethan Haben würden) rechtlich angeordnet, und vollftandige Dülie 
muß den ſchuldloſen Untertfanen gewährt werden, welche feit eilf Jahren 
dus entbehren, was ihnen mit vollem Rechte gebühret, und was an fidy von 
feiner Seite in Eonteflation gegogen worden ift. 

Bei dir Liquidität der Forderungen der Imploranten, und bei der Si 
quidität des erft auszuführenden, von dem GroßherzoglichsHeffifhen Hofe in 
Anfpruc genommenen Rechtes, die Verpflichtung der Befriedigung derfelben 
auf Naffau zu übertragen, verdienen jeden Yalles im Zweifel die Ereditoren: 
Eonfortien größere Begünftigung, als der Großherzogliche Hof, welchem, 
wie es ſich von ſelbſt verfteht, im Kalle des Sieges gegen Naſſau, die voll: 
ſtändigſte Aufrechnung bed gleihfam vorfhußweife Geleiſteten vorbehalten 
bleibt, fo wie ed denn überhaupt ebenfalls fih von ſelbſt verficht, dab Der 
gegenwärtige proviforifche Ausſpruch auf die Hauptſache in Eeiner Hinfiht 
irgend einen Einfluß zu äußern vermag. 


VIL Der Ausſpruch der Koſten⸗Compenſation tetht ſertiat ſich 4 durch die 
Schwierigkeit der Entſcheidung. Cod. jur. cap. 17. 6. 4. num. 3. 


Münden, den 7. November 1821. 


(L. 8)  ObersAppellationsgericht bes Königreichs 
Bayern, ald Austrägalgerihtähof. 
Graf la Rossde, Graf son Arco, Präsident. 
Serretär Sraukle. 


U 


C. Urtheil. 


Im Namen md aus Auftrag des Durchlauchtigsten 
Deutschen Bundes, 
wird von dem OÖberappellationögerichte des Koͤnigreichs Bayern, 
ald erwählten Austrägalgerichtöhofe in Sachen bed Großherzog⸗ 
thums Heſſen gegen das Herzogthum Raffau, die Ueberweifung 
eined verhältnißmäßigen Antheild ber altheflifchen Landes⸗ und 
Eameralichulden betreffend, zu Recht erkannt: 
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L Die Landesſchulden betreffend: 


daß A) die von dem Herzoglich⸗Naſſauiſchen Hofe der Klage 
eutgegengeießte Einrede bed unrecht gewählten Beflagten, und bie 
daraus hergeleitete Einrede der Nichtcompetenz bed Diefleitigen 
Austrägafgerichtähofes ald ungegründet zu verwerfen fey; 

Daß B) es bei dem von Seite bes Herzoglich⸗ Naſſauiſchen 
Hofes erfolgten Anerkenntniſſe der Verbindlichkeit, einen verhält 
nißmößigen Antheil ber altheflifchen Landesfchulden zu übernehmen, 
fein Berbleiben habe, das Herzogthum Naſſau folglic, einen nach 
dem Berhältniffe des Steuercapitald andzumittelnden Antheil der 
benannten Schulden, nebft den feit dem 1. December 1802 davon 
fällig gewordenen Zinfen, zu übernehmen fchuldig fen; 

daß C) nach dem Anerkenntniffe des Großherzoglich⸗Heſſi ſchen 
Hofes, von dem an das Herzogthum Naſſau übergehenden Antheil 
der Landesſchulden ein verhaͤltnißmaͤßiger Antheil der am 1. Der. 
1802 beftandenen Landes⸗Activcapitalien abzurechnen, 

daß D) es dem Herzoglich-Naflauifchen Hofe unbenommen 
fey, die zwar in Anregung, aber nicht erfchöpfend zur Verhand⸗ 
lung gebrachten Gegenanfprüche auf einen verhältnißmäßigen Ans 
theil an den, am 1. December 1802 beitandenen, altheffifchen 
kandes⸗Revenũen⸗Rückſtanden, LandessAerarialsBorräthen, Landes⸗ 
anſtalten, Stiftungen u. ſ. w. gegen den Großherzoglich⸗Heſſiſchen 
Hof näher ans und auszufuͤhren, — weßhalb 

E) fowohl in Anfehung des Beſtandes und bed Betrages 
der hiernad; von Naſſau zu übernehmenden Landesſchulden, als in 
Anfehung der Naſſauiſchen Gegenanfprüche, im Falle zwifchen 
beiden Theilen eine gütliche Vereinigung nicht zu Stande kommt, 
von Dieffeitigem Austrägafgerichtöhofe, auf Anrufen des einen 
der des anderen Theiles, weitere rechtliche Entichließung er⸗ 
folgen ſoll. 


1. Die Kammerſchulden betreffend: 


A) daß dad Herzogthum Raflau verbunden fey, von ben 
altheffifchen, auf dem Kammervermoͤgen der alten Landgrafichaft 
HeflensDarmftabt erweislich am 1. December 1802 auf eine für 
die Negierungsnachfolger als folche rechtöwerbinbliche Weife bes 
Randeuen Kammerſchulden einen verhältnißmäßigen, nadı bem 
Demänenertrage auszumittelnden Antheil, mit ben ſeit dem 
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1. December 1802 davon fällig geworbenen Zinfen,. zu über: 
nehmen; 

B) daß von dieſem Schuldenantheile, dem Anerfenntniffe des 
Großherzoglichshheffifchen Hofed gemäß, ein verhältnigmäßiger An- 
theil der in gedachten Zeitpunkte beitandenen &ameral-Activcapi- 
talien abzurechnen, 

C) daß es dem Herzoglich-Naffauifchen Hofe unbenommen | 
fey, die noch nicht erfchöpfend zur Verhandlung gebrachten Ges 
genanfprüche auf verhältnißmäßige Theilnahme an ben, am 
1. December 1802 beitandenen, altheflifchen Kammer-Revenüen 
Ruͤckſtaͤnden, KRammersAerarialvorräthen, Staatsanftalten, Stif 
. tungen u. f. w. gegen den Großherzoglich⸗Heſſiſchen Hof näher 
ans unb auszuführen, — weßhalb | | 

D) fowohl in Betreff des Beſtandes und ded Betrages der 
an Naffau zu überweifenden Kammerfchulden, ale in Betreff der 
Raflauifchen Gegenanfprücde, im Falle nicht zu Stande fommen- 
ber guͤtlicher Bereinigung, von biefleitigem Austrägalgerichtehofe, 
auf Anrufen des einen ober des anderen Theiles, weitere recht⸗ 
liche Entfchließung erfolgen foll. 

Die, auf die Verhandlung und Entfcheidung des gegenwärtis 
gen Rechtsſtreites bisher erlaufenen Koften, werben compenfirt. 


D. Entscheidungsgründe. 
L 
8. 4. 


Nach dem Artikel VIL des Lüneviller Friedens war denjenigen erblichen 
deutſchen Neicheftänden, welche ihre auf dem linken Rheinufer gelegenen 
Beſitzungen verloren hatten, auf dem rechten Rheinufer für jenen Verluſt 
Entſchaͤdigung zu gewähren. 

Zum Behufe der Regulirung diefer Entfchädigung flellten Frankre ich 
und Rußland dem deutichen Kaifer und Meiche als Vermittler fih dar, 
und eine außerordentliche Meichedeputation trat zu Regensburg zuſam⸗ 
men, verfohen mit Reichs⸗Generalvollmacht, um das benannte Entſchädi⸗ 
gungsſswerk, mit und neben der Kaiſerlichen Plenipotenz, einvernehmlich mit 
ber Sranzöflichen Regierung, näber zu unterfuchen, zu prüfen und zu er⸗ 
ledigen. 

Am 18. Auguft 1802 überreichten die beiden Miniſter der vermittelnden 
Mächte der außerordentlichen Reichödeputation einen Entſchädigungsplan, 
nad welchem dem Herrn Zürften von Raffausiifingen für das auf dem 
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linken Rheinufer gelegene Fürſtenthum Saarbrücken, für zwei Drittheile der 
Grafſchaft Saarwerden, und für die Herrſchaft Ottweiler, dann für die auf 
dem rechten Rheinufer gelegene Herrſchaft Lahr, unter Anderen die Mainzis 
fen Aemter Steinheim, Alzenau ıc., — dem „Herrn Landgrafen von 
Heilen- Darmftadt aber für die auf dem linken Rheinufer : gelegene 
Grafſchaft Lichtenberg die Pfälziihen Aemter Lindenfeld und Ogberg, das 
Herzogthum Weftphalen, die Mainziſchen Aemter Gernsheim, Bensfeim x 
beſtimmt waren. 

Die Reichödeputation nahm diefen Plan im Allgemeinen dergeſtalt an, 
dag fie fich alle Modiſicationen vorbebielt, weiche durch die einfommenden 
Rerlamationen veranlaßt, oder von der Reichsdeputation felbft zu erinnern 
für nötig befunden würden. 

Unter den Reclamanten war aud der Herr Landgraf von Helfen 
Darmiſtadt. 

Seine, bei den vermittelnden Mächten angebrachte Reclamation hatte 
die Folge, daß in dem, am 9. October 1802 von den Miniſtern der vermit⸗ 
telnden Mächte ter Neichödeputation übergebenen, neuen Entſchädigungs- 
plane dem Heren Landgrafen von Heſſen⸗Darmſtadt fir die Srafſchaft 
Lichtenberg, für die Aufbebung feines Schubrechtes über Wetzlar ıc. und für 
die Abtretung der Hefliihen Aemter Lichtenau und Wildftädt, Kapenellen: 
bogen, Braubach, Ems, Kleeberg, Epftein ꝛc., dad Herzogthum Weſtphalen, 
ferner die Mainziſchen Aemter Gernsheim, Bensheim, Heppenheim ıc., und 
tie in dem früberen Plane für Naflau-Ufingen befimmten Dainsifchen 
Yemter Steinheim, Alzenau, Bilbel ıc., — dem Herrn Fürften von Naffau: 
Klingen aber für das Fürftentbum Saarbrüden ıc., Dann für die Herrfchaft 
Lahr die Mainziihen Aemter Königkein, Hoͤchſt ıc., das Mälzifche Amt 
Raub xc., die Heſſiſchen Aemter Katzenellenbogen, Braubach, Kleeberg, Letzteres 
frei von den Solmſiſchen Anſprüchen ıc., zugewieſen wurden. 

Diefer Plan wurde von der Reichsſsdeputation, und fodann vor Raifer 
und Neid) genehmigt und in den Deputations-Hauptfchluß vom 25. Febr. 1803 
aufgenommen. 

Begen der an Maſſau übergegangenen Heſſtſchen Aemter Rapenelien: 
bogen x. verlangt nun das Großherzogthum Heſſen, daß von den am 
1. Desember 1802 auf der alten Landgraffchaft Hefien-Darmitadt beftandenen 
Sanded- und Kammerfchulden ein verhältnigmäßiger Antheil auf das Hergogs 
tum Nuſſan überwieſen werde. 


u. 
8. 2. 
u Betreff der Landesfchulden hat 
A) der Herjzoglich⸗Maſſauiſche Hof die Kompetenz des Austrägalgerichts: 
hofes aus dem Grunde beftritten, weil Landesſchulden Schulden der Unter⸗ 
thanen feyen, folglidy nicht von einer Forderung des Großherzogthums Heflen 
gegen Das Herzogthum Naſſau, fondern Yon einer Forderung einer Corpo⸗ 


ration in Heſſen gegen eine andere Eorponatien in Naſſau, nämlich der 
Untertpanen der Heſſiſch gebliebenen Landestheile der alten Landgrafichaft 


> 


1820, 


1822, 
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der obgebachten Beſchluͤſſe, zur weitern Beforberung an bad Aus⸗ 
traͤgalgericht zuzuſtellen ſeyen; 

„2) der Herzgl. Naſſauiſchen Regierung, ſo wie auch dem 
Gegentheil, die Einſicht der zu verſendenden Acten in der Art 
zugeſtanden werde, daß hierzu der 1. Nov. L J. (1820) als 
Termin anberaumt, und beiden Theilen geflattet werde, Durch 
Benollmächtigte in der Regiftratur von den Acten Einficht zu neh⸗ 
men, wornächit an bemfelben Tage von ber Bundes - Präfidials 
Eanzlei die Verfiegelung und Zuftellung dieſer Acten an die Königl. 
Bayerifche Gefandtichaft zu bewirken wäre: « 

Bon der Zuftellung der Alten an das betreffende Austrägals 
gericht macht ber Königl. Bayerifche Gefandte Anzeige, Sess. XXXVL 
$. 207. ©. 6854, 

Sin Sess.IV. bes Jahres 1822 machte der Grßhzgl. Heflifche Ges 
fandte ber B.B. vertrauliche Anzeige: Prot. S. 97, „daß bie Släus 
biger in diefer Schuldforberungsfache fi im Mai 1821 an das 
Königl. Oberapp. Gericht nach München gewandt und gebeten hätten: 
daß ohne Nüdficht auf die bereinftige Erledigung des Streites 
durch Die zu entſcheidende Vorfrage, ber wirkliche bermalige Schuld» 
ner ber Greditoren die contraftmäßigen Obliegenheiten im Betreff 
der verfallenen und laufenden Zinfen, fo wie der bereitd verfal 
Ienen Capitalfumme ohne Weigerung und Auffchub erfüllen möge. 
Hierauf habe dad König. Oberapp. Gericht unter dem 9. 
Mai 1821 fi an die Grßhzgl. Heffifche Negierung gewandt 
cf. Prot. S. 104.), um deffen rechtliche Erklärung im Betreff 
der vorläufigen Zahlungsverbindlichteit binnen ſechs Wochen alldor⸗ 
ten zu übergeben. Die Grßhzgl. Heffifche Negierung habe darauf 
in einem Schreiben (ſ. Prot. S. 105.) an dad Austrägalgericht 
über den Mangel aller Eompetenz fich ausgefprochen, da Privat: 
perfonen dag Recht nicht hätten, ihre Anfprüche gegen Dentiche 
Staaten vor Austrägalgerichten zu verfolgen, auch Die Behauptung 
ber Creditoren falich fey, daß ber Art. XXX. fie zu einer proviforis 
fchen, von -dem fünftigen Austrägalurtheil unabhängigen, gerichts 
lichen Entfcheidbung, und namentlich der vorläufigen Bellimmung 
der Frage, wer.einftweilen ihr Schuldner fey? beredhtige, 

„Nachdem aber nım Naflau cf. Prot. ©. 107.) ſich unter 
dem 2. Zuli 1821 dem Anfinnen der Reclamanten günftig erklärt, 
ſeyen ımter dem 7. Nov. 1821 (Brot. v. 1822) ©. 110.— 116, 
anliegended Erkenntniß A. und Entſcheidungsgründe B. erſchie⸗ 


I 
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nen, wornach vorläufig das Grßhzgth. Heſſen die verfallenen und 1222. 
laufenden Zinſen, mit Vorbehalt des Rechts der Aufrechnung 
an Naſſau, den Creditoren zahlen folle.. 

Der Grßhzgl. Heſſiſche Gefandte beftreitet dieſes Urtheil 
als incompetent, daher ald null und nichtig, »indeflen habe man 
ihm dem ungeachtet Genüge geleiftet, da der Erfaß von Raffau 
doch bald erfolgen müffe; man halte ed jeboch für nothmwendig, 
diefen Gegenftand für die Zukunft zur Enticheidung der B. V. zu 
bringen, damit jeder fünftigen Einmiſchung ber Gläubiger bei 
einem eingeleiteten Austrägalverfahren vorgebeugt werbe.. 


Diefe fammtlichen Verhandlungen wurden hierauf an bie 
Commiſſion zur Revifion ded Austrägalverfahrend abgegeben. 


Sm Sahre 1822 giebt Präfibium Sess. XXVI. $. 219. ©. 818. 
der B. V. Kenntniß von einem am 3. Sept. des 1. J. eingegangenen 
Schreiben bed Oberapp. Gerichte in München, welches Aus⸗ 
tunft über den Stand diefer Sache giebt. 

In dem folgenden Sahre 1823 erfolgt ein Erfenntniß bes 102. 
Dberapp. Gerichtd zu München, (f. Anl. C. Prot. ©. 666.) 
nebft den Entfcheidungsgründen (|. Anl. D. Prot. S.667.—681.) wel; 
ches SPräfidium, Sess. XXIT. $. 160. ©. 642. ber B. V. vors 
legt. In dem beigelegten Schreiben des Gerichts, rot. ©. 665.) 
vom 4. Zuli d. J., ift ausgefprochen, die Ueberfendung ber Akten 
an hohe B. 3. müſſe für jegt noch aus dem Grunde unterlaffen 
werben, weil ein eigentliches, den ganzen Streit endlich entfcheis 
dendes Definitivs Erfenntniß noch nicht gefaßt fey, vielmehr. die 
Andmittelung des Beſtandes und des Betrags ber Forderungen 
und Gegenforderungen erſt noch zu geſchehen Habe. 


Zunachſt geſchieht dieſer Streitſache im J. 1828 wieder in 1026, 
den Protokollen Erwähnung; wo Praͤſidium, Sess. V. $. 36. 
©. 100. der B. V. ein Schreiben des Oberapp. Gerichtd zu Müns 
hen vom 1. Febr. d. 3. vorlegt, (ſ. Prot. S. 102.) in welchem 
daffelbe Die Anzeige macht, daß Grßhzgl. Heffifcher Seits, zum Behufe 
der Ausmittelung des Beſtandes und Betraged ber von dem 
Higth. Naſſau zu übernehmenden Schulden, am 4. San. d. I. eine 
rechtliche Imploration eingereicht worben und von dem Austrägals 


a 
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Gerichtshofe hierauf die geeignete Eutſchließung an die Anwälte 
ber hohen Theile ergangen ſey. Diefed nahm die B. V. zur Wiſ⸗ 
fenfchaft. 

In den beiden folgenden Jahren berichtet das Austrägalgericht 
über die bisherigen Berhinderungen und den Stand ber ganzen 
Streitfache; und zwar legt zunächft Präfibium im J. 1829, 
Sess. IV. $.23,. ©. 40, ein Schreiben bed Gerichte vom 31. Ian. 
d. J. der B. B. vor, worin baflelbe zuletzt ausfpricht: „daß des 
Nechtöftreites Erledigung nach der Bayerifchen Prozeß» Orbuung 
ganz vorzüglich durch ber Partheien Thaͤtigkeit bebingt fey. « 

Bon dem zweiten Schreiben, vom 8. März 1830 giebt Präs 
fidium ber 8.2. im 5. 1830, Sess. VIII. $. 63. ©. 196. Kennt⸗ 
niß, und wirb darin angeführt: daß bie Grßhzgl. Heffticher Seite 
immer zur rechten Zeit wiederholt nachgefuchten unb gewährten 


Friſtverlaͤngerungen die Urſache der feitherigen Verzögerung bes 


Urtheilö feyen. 


Im Sahre 1831 Übergiebt Präfibium abermals, Bess. V. 
F. 32. © 9. ein Schreiben des Oberapp. Gerichts zu 
München, vom 21. San., worin über den Stanb diefer Anges 
legenheit nähere Auskunft gegeben wird und die Urfachen ber bie 
herigen Verzögerung umſtaͤndlicher dargethan find. 

Es wird in dem Schreiben namentlic; Folgendes angeführt: 

„Schon früher hatte das Grßhzgl. Gouvernement — ge 
legenheitlich eines feiner eigenen Dilationsgeſuche — geäußert, 
man würde und werde, wenn Naſſau ımter gleichen Umſtaͤnden 
Friſterſtreckungen begehren follte, dagegen nicht das Geringfte eins 
wenden. , 

„Die noch laufende Frift zur Hzgl. Naflauifchen fchließs 
lichen Bernebmlaflung geht am 13. Febr. 1831 zu Ende. 

„Während auf foldye Weiſe die Berhandlungen in der Haupt 
fache noch nicht gefchloffen find, hat fich in dem Jahre 1830 


.. zwifchen den hoben Theilen ein mit ber Hauptfache in enger Bers 


bindung ftehender Incidentſtreit erhoben. 
„Es beftehen nähnlich in den Altheffifchen, an Naſſau gekom⸗ 
menen Yemtern noch StaatörevendensRüditände von der Zeit vom 


4 Deebr. 18025 
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» Diefe, unbeftritten dem Grßhzgth. Heffen gehörenden Rück zes, 


Ründe, ließ, fo viel es thunlich war, die Grßhzgl. Regierung, mit 
Vorwiſſen und Genehmigung des Hzgl. Gouvernements, durch 
Naſſauiſche Beamte und resp. Behörden erheben und resp. eins 
treiben. 
„Am 7. Aug. 1828 traf aber die Hzgl. Stantöregierung 
die Anordnung, daß die noch beftehenden Revenüenrefte von dem 
Zeitpunkte vor dem 1. Dechr. 1802, für Rechnung des Naffauifchen 
Aerars erhoben, resp. eingetrieben werben follten, um — nach ber 
Hl. Naſſauiſchen Yeußerung, in der am 2. Sept. 1828 bei 
und eingereichten Bernehmlaffung resp. Widerflage in ber Haupt 
fade — an diefem Refte, der dem Grßhzgl. Heſſiſchen Staats⸗ 
arar gehörigen Revenüen⸗Ruͤckſtaͤnde, einen Heinen Theil der, nach 
dem austrägalgerichtlichen Erkenntniffe vom 4. Suli 1823 an 
Naſſau fallenden Activen der ehemaligen Lanbgrafichaft Heffens 
Darmftabt, vorläufig und einfiweilen bei den Hzgl. Naſſauiſchen 
Kaffen zu haben. | 

» Auf den Grund diefer von Raffau eigenmächtig imternommes 
nen Beränderung bed vorigen Zuftanded der Sache, trat Heflen 
am 2. April 1830 gegen Naſſau pto spolü et attentati mit dem 
Gefudye um ein unbebingtes Mandat bei und auf, und wir haben 
und rechtlich bewogen gefunden, am 13. April das nachgefnchte 
Randat zu erlaflen, und dem Hzgl. Raflauifchen Hofe aufzu⸗ 
tragen, bei Vermeidung einer Strafe von 100 Ducaten, bie 
Berfügung vom 7. Auguft 1828 zurüdzunehmen, auch die bereits 
erhobenen Ruͤckſtaͤnde, vorbehaltlich deren Liquidation, nebft Zinfen 
vom Tage der Erhebung an, dem Ehrßhzgl. Hofe zuräd zu 
erflatten, dann, wie diefeö gefchehen, binnen ſechs Wochen auher 
anzeigen, und jeder weiteren Befigflörung fich zu enthalten. 

„Abſchrift dieſes Mandats legen wir ehrerbietigſt bei. 

„Naſſau parirte nicht, ſondern überreichte ſogenannte exceptiones 
sab- et obreptionis, welche wir — fie nicht für fo offenbar unerheblich 
u frivol anerfennend, wie fie ed, werm ohne Einleitung weiten 
Berfahrens, Erneuerung ded Mandatö resp. Umwandelung deſſel⸗ 
ben in ein förmliches Erfenntniß ftatt finden foll, nadı $. 76. des 
jüngften Reichsabſchieds feyn müffen — durch Entichließung vom 
20. Juni dem GErßhzgl. Hofe zur Gegenerinnerung mittheilen. 

„Die innerhalb verlängerter Frift vom 13. Desember 1830 
eingekommene SHeffiiche Gegenerinnerung wurbe nunmehr von und 
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1932.— mit Rüdficht auf den jüngiten Reichsabſchied, S. 77. am Ende, 


und mit vorzüglicher Rückſicht auf Cod. jur. Bav. C. 6. ©. 13. 
in not. lit. a — dem Hzgl. Naflauifchen Hofe auch noch 
zur Schlußerinnerung hinausgeſchloſſen. 

» Sobald diefe Schlußerinnerung angelangt, und fodann unfer 
Erfenntniß gefaßt ſeyn wird, werden wir nicht ermangelu, letzteres 
ber hohen Bundesverſammlung unterthänigft vorzulegen. « 

Das Mandat felbft S. 101. laſſen wir bier unter E. 

folgen. 
Auf Präfidialantrag wurde hierauf, wenn auch hinſichtlich 
bes Incidentpunktes und des ergangenen Mandate, in Beziehung 
auf ben vorliegenden Fall der durch die Einlaffung beider Theile 
und ihre freiwillige Unterwerfung dieſer Gegenftand als abgethan 
anzufehen wäre, wohl aber der Fünftigen und. ähnlichen Fälle 
wegen beichloffen: die Commiſſion zur Reviſion des Austrägalvers 
fahrend werde erſucht, über diefen Gegenftand Gutachten abzus 
ftatten.« *) 


Im Sahre 1832 übergiebt Präftdium, Sess. IV. $. 18. 
S. 114. ein weitered Schreiben des Oberapp. Gerichts zu 
Minchen in diefer Streitfache, vom 19. December, worin baffelbe 
feine Berechtigung eined eingeleitefen Mandatsproceſſes auf bie 
Grßhzgl. Heffiihe Spolienflage näher auseinanderfegt. Diefem 
Schreiben ift ein neued Erkenntniß in dem Austrägalftreite des 
Grßhzgth. Heffen gegen das Hzgth. Naffau, wegen Schulden; 
übernahme, nun pcto. spolüi respect. attentati, |. Prot. S. 116.— 123. 
beigefügt, welches hier unter F. nebft den Entfcheibungsgründen 
unter G. anliegt. 

Died Erfenntniß nahm die B. V. bloß zur Kenntniß, da es 
den beiberfeitigen Anwälten bereitd unmittelbar zugeftellt worben 


war, unb befchloß auf Präftdialantrag ©. 123: 


„den Königl. Bayeriichen Gefanbten zu erfuchen, die Einleitung 


*) Indem wir uns im Allgemeinen hier auf bas, was wir im legalen 
Theile S. 144. u. flgd. in Hinficht der Mandate angeführt Haben, beziehen, führen wir 
nur zur Vollftändigkeit hier an, baß das verlangte Gutachten in bemfelben 
Jahre 1831, S. 864. 869; ber Beichluß hierüber aber erft im J. 1838, ©.185. 
erfolgte. 
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zu treffen, daß das Oberapp. Gericht zu München über den 1002. 


Beichluß, den die hohe B. B. unterm 17. December 1831 
auf Beranlaflung des, von jenem erlaffenen Mandate vom 
30. April 1830 gefaßt hat, unter Mittheilung des S. 32. 
bed Prot. der Sess. V. vom 17. Febr. v. 3. vollftändig 
aufgeklärt werde. « 


In bdemfelben Jahre 1832 legte Präfibium, Sess. VII. 1432. 


$. 45. ©. 248. der B. V. einen abermaligen Bericht des Ober⸗ 
app. Gerichtd vom 31. Januar 1832 vor, der über den Stand 
diefer Streitfache Auskunft giebt, und namentlich die Urfachen 
der verlängerten Frifterftredung und des dadurch verzögerten Des 
ſinitiv⸗ Erfenntniffed anzeigt. Ein Schreiben bes Oberapp. Ges 


tihted vom 5. Januar 1833 ähnlichen Inhalts findet fid, in ben 1028. 


Brotokollen de 1830, Sess. IV. $. 28. ©. 67. 


Dieß war der Stand diefes Streitgegenftanbes, als im Jahre 


1834, Sess. VIL .$. 78. ©. 128. Praͤſidium ein neues Schreis 1a2«- 


ben des Dberapp. Gerichts zu München vom 31..Ian. 1834 ber 
8. V. mittheilt, ded wefentlichen Inhalte: 

"Die Berhandlungen ſeyen nun in fo weit beendigt, und ber 
Atenfchluß eingetreten. — Sollte nun dieſe Austrägalfache zur 
definitiven Aburtheilung in pleno berathen werden, fo würde in 
Betracht der Menge ber vorliegenden Arbeiten und zum außer 
ordentlichen Nachtheile des Bayerifchen Staats, auf mehrere Mo⸗ 
zate hinaus, fowohl für Eivils ald Griminalfachen, die Staates 
Verbrecher mit eingefchloffen, ein völliger Stillſtand, wie es noch 
in den Annalen feines Staatd vorkomme, in der Rechtöpflege 
eutreten. Je größer die Zahl ber Botanten, um fo fchwieriger 
nd weitläuftiger werbe nothwendig die collegialifche Deliberation. 

„Sollte es aber dem Präfibium frei ftehen, Diejenigen, welche 
um Zeit der Berathung in der Austrägalfache gedachten Senaten 
jgetheilt feyen, von der Theilnahme an der Berathung gerade fo, 
ald wären folche in einer amtlichen Miſſion abweſend, zu biepens 
fren, fo würde jedenfalls, der Abficht bed Gefeßed gemäß, immer 
noch zur enblichen Befchlußfaffung in dem Königl. Oberapp. 
Gerichte eine fo große Zahl von Botanten übrig bleiben, daß, 
beionderd mit Hinficht auf die Zahl ber Mitglieder von ben 

Eronparbi, über Austrägalverfahren. 12 
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L. 4. $. 3. D. de communi divid. 
und daß nach Aufloͤſung des Geſellſchaftsverhältniſſes, debita socialia, ex 


commmniane oriunda vel in communem ariam versa von fämmtfichen 


Sefellfchaftsmitgliedern verbhältnigmäßig übernommen werden müſſen; 
lin tr 1» 27. 28. 80. D. pro socio. 





wie denn bei Tpeilung einer res universalis, mie das Staatönermögen 
uftfträltig iſt — rerum universitas, nomen civile, significans quid _ 


alalversum, compositum ex multis singulis, nec minus ineommodis 
vePaere alieno, quam commodis et aere suo— 


* Lauterbach, disp. 136. th. 8. 
alle Verbindlichkeiten, wie alle Bortheile und Nugungen verhaltnigmagig zu 
vertbeilen find. 

k. 3, pr. D. de bon. po or Lu 10. D. de div. regul. jur. 

5) Den voͤlkerrecht lichen Grundfag, daß bei Trennung eines Landes 
Dach einen Sriedensfchluß oder durch politiſche Verpältnifie 
die Staatsfchulden nach demjenigen Verhältniſſe, nad welchem jeder Theil 
des Landes bisher zu den Etaatslaften concurrirt hat, zu theilen feyen, 


Hugo Giotius, de jure belli et päcis, L. 2. c.9.8.10.— - 
Mofer, von der teutfhen Reichsſtände Sanden, BL. 6. Car. 3 


6. 13. ©. 1384. — Roth's Abhandlungen aus dem deutſchen 
Staats: und Voͤlkerrechte, ©. 218. 219. 


haben auch die deutihen Minifter zu Raftadt im Sahre 1798 den, die 
Feſteſtellung des gegentheiligen Grundfaßes in Anfpruh nehmenden, franjd: 
ſiſchen Diniftern mit Kraft entgegengefegt, indem fie in der Mote vom 


18. Mai erklärten: 
aa) »von jeher fey ed allgemein hergebracht, dag Schulden. welde auf 
Ländern haften, die durd) einen Griedensichluß unter eine andere Botmäßig: 


keit fommen, von derjenigen Macht übernommen werden, welche folihe 


Lande erhalte, — — — Frankreichs Antrag lafle fi mit den Gründen des 
Bölterrehts und der Billigfeit nicht vereinigen; — — — 

bb) »den eigentlihen Landes ſchul den feyen die Kammer ſchulden 
gieich zu achten, Die der Regent zum Beſten des Landes contrabirt 
babe, und die folglih wahre, von dem neuen Regenten zu 
übernebmende, Landesfhulden feyen.« 


c) Bon demfelben — viel früher in dem Weſtphäliſchen Frieden | 
(instr. pac. Monast. art. 11. $. 83. 84.) und fpäter in der rheini: 


hen Bundesacte, Art. XXEX. XXX. dann in vielen neuen Staatsverträgen, 
mebefondere in jenem zwifchen Frankreich und Naſſau vom 12. Mär 
1806 und in jenem zwiſchen Preuffen und Raffau vom 31. Mai 1815 - 
sur Richtſchnur genommenen Grundfage ift auch die Reichsdeputation 
zu Regensburg ausgegangen; indem dort als feftftebend und den Grund: 
fägen der Gerechtigkeit und Billigfeit angemeflen erachtet ward, daß jeder 
Befchädigte bei Heberfommung feiner Entfchädigungsiande die auf denfelben 
baftenden reellen Berbindlichfeiten übernehme, und daß demzufolge die 
Staatsfchulden — vorausgefeht, daß fie auf eine für die Regierungsnad- 
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folger verbindliche Beife contrahirt feyen — ve auf den neuen 
Beſtzer übergeben. 


Inöbdefondere ward auch bier angenommen ‚ daß nicht der Bells der 
Spetiaibypothefen, indem diefe nur als befonders begünftigte Sicherheit 
des Darleiherd betrachtet werden fönnen, fondern das Verhaͤltniß der Eon, 
curtenz » Berbindlichfeit zur Beftreitung der Staatdlaften ald Maßſtab der 
Bertheilung zu gelten babe. 


g 10. 


2) Der erwähnte, allgemein ald gerecht anerkannte, völfer und ſtaats⸗ 
rechtliche Srundſatz liegt auch dem Hauptdeputationsfhiuffe vom 
25 Jebruar 1803, $. 77. und 78. zum Grunde. 

a) Seinem Wortlaute nach enthält zwar der Dauptbeputaliond- 
ſchluß eine Berimmung für den vorliegenden Rectöftreit nicht, indem. 

der 8. 47. nur eine Einleitung in die folgenden Dispofitionen, nicht aber 
eine Dispofition felbft, der $. 77. aber, obgleich in dem Vorderſatze 
son Entfchädigungsianden überhaupt fprehend, in ſeinem dispo⸗ 
iitiven Theile nur eine Beſtimmung für geiftliche, ganz bon einem 
zgeiſtliche auf einen weltlichen Megenten übergebende Lande, und 

der 6. 78. ebenfalls nur eine Befimmung für geiftliche, ‚ganz auf⸗ 
gelöfe und unter mehrere weltliche Negenten vertbheilte Sande 
enthalt. Allein 

b) nicht mißfennen läßt fi, dag der angeführte, allgemeine, für alle 
Entihadigungslande in gleicher Kraft geltende, völfer: und ſtaatsrecht⸗ 
ide Grundſatz jene gerechten und angemeffenen Beftimmungen der $$. 77. 
und 78. herbeigeführt habe. 

Kann zwar bei weltlichen Sanden,. von denen nur ein Theil auf 
einen neuen Befiper üßergeht, nicht in demſelben Maße, wie bei aufge: 
löten geiitliben Etaaten, gefagt werden, Daß, zur Beruhigung der 
Gläubiger, der Schulden wegen Vorſehung gefcheben müſſe, indem die 
Bläubiger des weltlichen Staates fo lange, als ihnen nicht ein anderer 
Schuldner beffimmt angewiefen wird, an ihren bisherigen Schuldner fi au 
baiten befugt find, fo ift Doch zweierlei in Erwägung zu ziehen: 

a) Nicht bloß um da6 Intereffe der Gläubiger handelt es ſich, fondern 
ganz vorzüglich auch, um das Intereffe der Staatsunterthanen der 
ihrem vorigen Regenten gebliebenen Sandestpeile, deren Eoncurrenz.Berbind- 
lichkeit zu den öffentlichen Laſten, insbefondere zur Zahlung ber, ber Ber- 
gangenbeit angebörenden, zum Beiten des Staates, wie er damals beſtand, 
contrahirten Schulden in eben dem Grade ſich erhöhen mwimde, in rbelchem 
die abgegangenen Landestheile davon befreit blieben. 

A) Es iſt aber jener Vorderſatz des 6.77. wohl die Beranlaffung, 
keinesweges aber der vechtlihhe Grund der Beltimmungen der 35. 77. 
und 78. 

Der wahre, eigentliche, innere, burchgreifende Grund diefer Beſtimmun⸗ 
2 if fein anderer, als der völferrechtlihe Grundſatz, daß Staatsfchulden 

ds Neallaſt mit dem, Praft eines Friedensſchluſſes oder kraft politifcher 
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Umwälzungen an einen andern Herrn übergehenden Lande oder Landestheile 

ganz oder zum verbhaltnißmäßigen Theile ebenfalld übergehen. 

:  Diefer Grund enticheidet für weltliche, mie für geiktlihe Lande, und 

enticheidet für. Den Fall der Trennung einzelner Theile eines Landes vom 

Gases in gleihem ‘Maße, wie für den Zall der Auflöſung eines Staates. 
.. Ch L. 43. D. de legibus. — Lauterbach, Disp, 3. 9. 3. 


g. 11. 


3) Daß von den Entfhädigungslanden überhaupt dasjenige 
gelten fell, mad für die an weltliche Regenten üubergebenden geiftlihen 
Bande ausdrücklich verfügt ift, daß bat der Deputations⸗Hauptichluß ſelbſt an 
mebreren Stellen unzweideutig zu erkennen gegeben. 


 a):@iner eigenen ausdrädlichen Beſtimmung bedurfte es in $. 38. zur 
Begründung der anomalen, allen Grundſätzen des Völkerrechtes geradezu 
widerfpraihenden, von den deutfchen Miniftern zu Raftadt, nach langem und 
Präftigem Widerftande, nur in dem gebieterifchen Drange der Nothwendigkeit 
endlich nachgegebenen Verfügung, Daß die von den jenfeits:rheimkhen Be⸗ 
MBungen herrühtenden Schulden (mit Ausnahme der eigentlihen Landes⸗ 
admimitrations-Schulden) auf die von den deutſchen Reichsſtaͤnden Dies 
ſeits um Entſchaͤdigung erhaltenen ‚Domänen und Renten zu übernehmen 
ſeyen. 


Dieſe Ausnahms verfügung — auf den Vorwand gegründet, Daß 
ruͤckſichtlich der Auslegung der Art. 4. und 10. des Friedensſchluſſes von 
Campo-formio ſich Schwierigkeiten ergeben hätten, welche man nunmehr zu 
vermeiden ſuche — enthält ſprechend das Anerkenntniß, daß in der Regel 
die, kraft des Friedens an einen neuen Erwerber übergehenden Lande und 
Landestheile mit Schulden übergehen. Nicht einmal auf ihre alten 
Rande, fondern auf die zur Entfhadigung erhaltenen Domänen 
und Renten haben nadf $. 38. die entichädigten Reichsfürſten jene Schul: 
den zu übernehmen, zum Beweife, daß man es für widerrechtlich bielt, die 
alteri Lande mit der ganzen Schuldenlaft, wie fie bisher beftand, zu beladen. 
während von denſelben ein Theil der Landesbefigungen getrennt, und 
dadurch der Umfang der Concurrenz - Kräfte verhältnißmaßig vermindert 
worden if. 


Redıt auffallend würde insbefondere dieſe Widerrechtlichkeit in dem vor- 
liegenden Salle feyn, wenn Heilen auf feine Lande 

«) die Kammerfchulden der Sraffchaft Lichtenberg, 

+) ejnen verbältuißmaßigen Theil der Mainzer Kammerichulden, und 

y) die ganze Maſſe ber altheſſiſchen Kammerſchulden 
zu. üpernehmen und respective allein. zu tragen hatte, während dem Herzog⸗ 
thume Naſſau nur die von dem Fürſtenthume Saarbrüden ıc. zurück zu 
übernehmenden Kammerfchulden zur Laſt fielen. 

Da übrigens der benannse 5.38. nur eine Ausnahme für links⸗ 
rheiniſche, an Fraukreich abgetretene Beſitzungen enthält, fo ift es 
eialenchtend, daß er auf Die Diefteitsdscheiniihen, an Die Dentſche 
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Eatſchädiguagsmafſe abgetretenen Heſſiſchen Net se « Beiner 
Diniht gegen Heffen Anwendung finden Binne. meondone 

b) Bei der allgemeinen Rechtswirkſamkeit diefed Ormndialek, bat es 
auch der Deputations:Hauptihluß nicht für nothwendig erachtet, bet Befkine: 
mung der Entihadigung der beibehaltenen geiftlihen Deutihen Reiche: 
Bände, insbefondere nach $. 26. des Zürften Hoch: und Deutfchmeilterd und 
des deutſchen Ordens, dann des Fürften Großpriors und des Deutſchen 
Großyriorats des Malteſerordens, der Schuldenũdernahme inegen,"Außtrüd! 
fi eine Berfügung zu treffen. 

Bon felbft verftand es fih nämlich, nach jenem Grundfage‘;:dÄR, mit 
den überwieſenen Stiftern und Nemtern auch die Schulden auf jene Yühften 
übergingen, obgleich die 56.77. und 78. den Fall, wenn getitlihe Rande oder 
Landestheile — ganz oder zum Theil — an einen geiftfich en Regenten 
ibergeben, keinesweges wörtlich und ausdrücklich enthalten. ua 

e) Derfelbe -völferrechtlühe Grundſatz ift auch den Beſtimmun en des 
Derutations⸗ Hauptſchluſſes in Anfehung ter Kreisſchulden h. 42. uff. und 
m Anſehung der Kammerzieler $. 86. u. f. zu Grunde gelegen. """" 

Ueberall if anerkannt, daß die den Ständen des Reiches als Eatichäs 
digung zufellenden Reichs lande die auf deuſelben baftenden Realtußen ya 
üeruchmen habın. 

d) Anhangsweiſe wird bemerkt, daß auch ber dem Reihstammen 
gerichte, in Anerfennung jenes Grundſatzes, Die Verfügungen ‚bed Devu- 
tationsfchluffes hinſichtlich der Penfinniften geiftliher Staaten au auf 
henſioniſten welt licher Lande für anwendbar erklärt warten find. 


$. 12. 
4) Da nun 0 


a) die Heffiichen Aemter nicht durch einen Tauſch vom nen etremt 
und an Naffau überwiefen, — da fie vielmehr, zwar auf Helene Meran; 
fung aber kraft höherer Berfügung der competenten Reichs > 
gewalt, als Entfhapdigungsobjecte an die Entihäabigungs« 
maije abgetreten und is dieſer Gigenfchaft, zur Entfhddigung für 
deu links⸗rheiniſchen Beriuf, von Naſſau uͤbernommen worden filed, 
— da N 

b) die Rammerfhulden, in ſo fern fie verfafungsmäßig aufgenommen 
oder doch zum Bellen des Staates verwendet worden, wobee Stents- 
(dulden find, — ba 

c) Die Weberweifung eines verhältnißmäßigen Theiles Vielen Equden 
den mit den Beſtimmungen des gemeinen Civilrechtes über gleichartige 
Rechtsverhaltniſſe ütinimmpden Grundfägen des — u Gtans· 
rechtes ganz angemeilen iſt, — . 

d) der wörtlid nur von Realige⸗ antgnlößen und vertheitten: ‚Landen 
ſorechende 6.78: des Deputations⸗Hauptſchluſſes, wegen ganz gleichen Bruns 
des und ganı ähnlichen Rechtsverhaͤltniſſez, allerdings auch anf getreumte 
Theile eines weltlichen Reichslandes angewendet werden muß, und 
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€) da dieſe Anwendbarkeit ſelbſt durch den 8. 38 deſſelben Hauptſchluſſes 
noch naͤher begründet und beſtärkt wird, 
fo ſind Uurcch zugleich die in diefen Beziehungen vorgebrachten Ein. 
reden des beflaßten Theiles widerlegt; und übrig ift nur noch 
a Re 


—8 8 13. 


5) die Einrede des angeblich von Heſſen geleiſteten Be rzichtes. Daß 
ausdrücklich auf die gegenwärtig geltend gemachten Anſprüche verzichtet 
worden fe, wird nicht behauptet. Dadurch fol jedo der Verzicht begrün⸗ 
det ſeyn daß bei Uebergabe der Aemter kein Vorbehalt der Schulden wegen 
gemacht y daß weder ein Theil des Militaärs, noch ein Theil der Central⸗ 
Staatöpenfioniften überwiefen, — daß alle Eentral - Staatsverbindlicjkeiten 
nah wie vor erfüllt, — daß fogar die Zinfen noch bis September 1810 
durchgängig. fortbezahlt, — daß. dad ganze Heſſiſche Staatsactivum behalten, 
und daß die Reyenüen ⸗Rückſtände und Yerarial» Borräthe in den fraglichen 
Landestheilen erhoben und behalten worden feyen. 


Allein, abgefehen von demjenigen, mad fchon im October und Novem⸗ 
ber 1802 zwiſchen beiden Fürftenhöfen vorging, und abgefehen von dem, 
Heſſiſcher Seit gemachten, allgemeinen Vorbehalte der Rechtsgeftändigfeiten; 
fo hatte; ; 


a)y das Seittſchweien nur dann dem klagenden Theile Nachtheil bringen 
Fönnen,' wenn das Recht der Schuldenüberweiſung durch beſondere Sti— 
pulation hätte begrundet werden müflen. Außerdem nust ein Vorbehalt 
da, wo fein Recht ift, nichts; die Unterlaffung des Borbehaltes da, wo der 
Anſpruch an fich als begründet erfcheint, präjudicirt nicht. 


b) Nur ganz concludente, unzweideutige, feiner zweifelhaften Auslegung 
unterliegende Handlungen vermögen einen ftillfehweigenden Verzicht zu be: 
gründen. Don biefer Art find die angegebenen facta nicht. Keinesweges 
befimmt und unbezweifelt läßt ſich aus denfelben die Heffifche Anerfennung 
der Naffaniihen Nichtverbindlicykeit zur verhältnigmäßigen Schuldenüber⸗ 
nabme herleiten; um fo minder, als gar nicht Tiquid ift, was Heflen außer 
einem verhältnigmäßigen Schuldenantheile noch an Naſſau zu übermweifen, 
was dagegen Naſſau von Heflen als Gegenforderung anzufprechen bereihtigt 
ift oder feyn Fann. 

ec). Begründet insbefondere zwar die Fortzahlung der Zinfen die Ber: 
muthung der Gapitalzgahlungs : Verbindlichkeit, fo liegt doch darin Die be- 
ſtimmte Anerfennung diefer Verbindlichkeit um fo weniger, al& bei der frü⸗ 
beren Illiquidität der Naffauifhen Schuldenübernahme « Berbintlichkeit, und 
bei der Fhiquiditat insbefondere de zu übernehmenden Betrages, die Zah: 
lung der Binfen vom 4. December 1802 an wohl auch in der Abfiht ge- 
ihehen Eonnte, um die — urfprünglich Heſſiſchen — Gläubiger nicht Das 
ſchuldloſe Opfer politifher Umwälzungen werden zu laſſen, wie denn der 
Austrägalgerichtshof ſelbſt gegen Helfen, mit ausdrücklichem Vorbehalte 
der etwaigen Aufrechnung, auf prouiforifche Zinienfortzahlungs:Berbind: 
lichkeit erfannt bat. 
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5. 14. 


6) Daß die Rammerfchulden nad Dem Berbältniffe des Domas; 
nenertrages zu übernehmen feyen, ift den Grundfagen der Gerechtigfeit 
angemeften, da die Butsrenten den Gutswerth beftimmen, und in dem $. 78. 
de Depntations - Hauptichluffes von demfelden Grundfage der ‚Gerechtigkeit 
ausgegangen ift. Pa 


845 


7) Daß nur von Uebernahme folcher Schulden die Rede feyn Tann, 
weile auf eine für die Regierungsnadhfolger als ſolche rechts. 
verbindliche Weife am Tage der Eivilbefignahme beftanden, ift bereits 
audgeführt worden, und kann um fo weniger zweifelhaft feyn, als eine Ob⸗ 
Itegenbeit zur Uebernahme von Schulden, welche feine wahre Staaus⸗ 
ſchhulden ſind, überall nicht für den Erwerber eines Landes oder Landes⸗ 
thetled begründet feyn kann. 

Der Deputationsfhlußg ſelbſt — in $. 78. von derſelben Anſicht aus: 
gebend, und die Einreden gegen die Rechtögültigkeit der einzelnen Schulden 
nicht ausfchlieffend — übermeifet nur folhe Kammerfchulden, welche, in der 
Eigenfhaft allgemeiner Landesſchulden, entweder Specialhypothek, 
oder Dach Beneralbypothef, oder versionem in rem — auf dem Kammer⸗ 
vermögen — für ſich baben. 

Den Beweis, welhe Schulden der alten Landgrafichaft Heflen am 
1. December 1802 auf die angegebene rechtsverbindlihe Weife beftanden, bat, 
nach allgemeinen Recdhtögrundfägen, der klagende Theil zu führen. 


$. 16. 


8) Mit dem Tage der Civilbeſitznahme beginnt, wie bei den Landes; 
dulden, fo- auch bei den Kammerihulden, Naſſaus Zinfenzahlungs » Ber- 
bindlichkeit. 

8. 17. 


B) Bei Heſſens Anerkenntniſſe, daß von den zu uͤberweiſenden Schulden 
die Staats - Activcapitalien, wie fle in gebachtem Zeitpunfte beftanden, ver: 
biltnigmäßig abzurechnen feyen, muß es fein Bemwenden haben. 

Als angemefien erfcheint es, Daß von den Rammerfchulden die Kam: 
mer⸗Activ⸗Capitalien abgezogen werden. 


$. 18. 


C) 1) Der Herzoglih:Naffauifhe Hof hat in der Erceptionsfchrift 
Gegenforderungen in Anregung gebracht, vorzüglich in der Abfiht und zu 
dm beſtimmt ausgeiprochenen Zwede, um bdarzutbun, daß der Plagende 
Theil feinem ganzen Anfpruche, wenn ie ein folder befanden wäre, völlig 
entiagt habe. 


BOB Abth. 11, Abſch.3, 8. I1. — Etldgt. Fälle, 


Benannt wurden Aerarial : Vokith, Revenüen⸗NRückſtände, Staats 
anftalten, Stiftungen x. 

Weder Mind, diefe etwaigen Gegenanſprüche beftimmf und deutlich ange- 
geben, noch fi hd fle in jure audgeführt, noch ift in der Bitte ein fpecieller 
Antrag darauf’ fprmir worden. 

y) Hr luſion dieſer Gegenanſpruͤche findet nicht flatt, weil — abgefehen 
Davon, da alle und jede Concurrenz⸗Verbindlichkeit ganzlih in Abrede ge- 
ftellt worden ift — nicht von eigentlichen Einreden, fondern von eventuellen 
Gegenforderungen ſich handelt. 

‚ 8) Vorbehalten muß es daher dem beflagten, Theile: ſeyn, dieſe An- 
(reiche, noch geltend zu machen. 


8 19. 


-D Von dem klagenden Theile iſt in Beziehung auf den Rechtsbeſtand, 
wie auf Sen Betrag der altheflifhen Kammerſchulden überall nichts liquid 
gemacht. 

Darüber, wie über die Gegenanſprüche des beklagten Theiles, haben 
nunmehr die beiden hoͤchſten Hoͤfe entweder ſich gütlich auszugleichen, oder, 
im Falle nicht zu Stande kommender Ausgleichung, die geeigneten rechtlichen 
Anträge dießorts zu ſtellen. 


IV. 
8. 20. 


Der Ausſpruch der Koftencompenfation rechtfertigt fih durch die Bayeri- 
ſche Proceßordnung cap. 17. $. 4. Rum 
Münden, den 4. Zuli 1823, 


ObersAppellationggericht des Königreichs 
(L. S.) Bapern, als Austrägalgerichtshof. 


Grat von la Rossde, Pridident. Grat von Arco, Prüsident: 
Sex. Sraukl. 





E. 


Mandear 
Des Königlich Bayerifchen Ober⸗Appellationsgerichts, 
ale Austrägalgerihtehufs, an den Herzoglih-Naf 
fauifhen Anwalt, 8. Advocaten Meinel zu München, 
vom 13. April 1830, und in Abfchrift mitgetheilt an 
Ben K. Advocaten' Ritrer vu Seblmater daſelbſt, ale 
Großherzogfrch-Heffifhen Anwalt. 
nm Namen. und aus Auftrag des Durdlaudp 
tigften Deutfchen Bundes wirb von dem Ober⸗Appellations⸗ 
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gerichte des Koͤnigreichs Bayern, als erwählten Austrägalgerichtös 
hofe in Sachen des Großherzogthums Heſſen gegen das Herzog⸗ 
thum Naſſau, die Uebernahme eines verhaͤltnißmaͤßigen Antheils 
altheſſiſcher Landes⸗ und Cameral⸗Schulden betreffend, nun 

spolii et resp. attentati, unter Mittheilung bed Duplicats 
der Großherzoglich-Syeflifchen Inploration vom 1. praes. 9. bieſes 
Monats, — “ 

m Erwägung, 

„1) daß nadı dem Reichsdeputations⸗Hauptſchlufſe vom 20, 
JFebruar 1803. 6. 43. der Genuß der zur Entſchaͤdigung ange⸗ 
wiefenen Güter für die entfchädigten Yürften und Stände mit 
dem 1. December 1802 feinen Anfang nahm, dagegen bie NRüds 
fände der unter der Dispofition der Nutznieſſer geftandenen Fonds 
bis zu dem Zeitpunkte des neuen Genuſſes, in Ermangelung ans 
derer Berabredung unter den intereflirten Theilen, ben alten Bes 
fitern gehören; 

2) daß hiernach gefeglich Tem Großherzoglich⸗Heſſiſchen 
Gonvernement dad Recht zufteht, alle in den ehemals Heſſiſchen, 
mnmehr Raffauifchern Aemtern bis zum 1. December 1802 räd. 
ſtandig gebliebenen Fonds, Abgaben, Eontributionen und Revenüen, 
in fo weit fie noch ausftehen, für Großherzoglich⸗Heſſiſche Rech⸗ 
unng und in Großherzoglich⸗Heſſiſche Kaffen einzuziehen ; 

„3) daß Herzoglich⸗Naſſaniſcher Seits in der Vernehmlaſſung 
resp. Wicberllage, de praes. 2. September 1828, S. 373. an 
dradfich eingeftanden worden ift, daß dad Großherzoglich⸗Heſſiſche 
Genvernement bie benannten Nüdftände bei der Uebergabe ber 
Helen Darmkäbtiichen Landesparcellen an bad Herzogthum Naffen 
biß zu dem Sahre 1828 immer zu den Großherzoglich⸗Heſſiſchen 
Kaffen beigetrieben habe, wonach das Großherzogthum Heſſen in 
dem Duafibefite des Rechts, die benannten Rückſtaͤnde zu feinen 
Kaflen einzuziehen, fich befand; — 

in fernever Erwägung, 

4). daß die Herzoglich⸗Naffauiſche Staatsregierung in der⸗ 
felben Bernehmlaffung, ©. 374, eingeftanden dat, den Reſt der 
dem Großherzoglich» Heflifchen Staatsärar gehörigen NRücktände 
als einen Fleinen Theil der, nach dem austrägalgerichtlichen Ers 
kenntniſſe vom 4. Suli 1823, an das Herzogthum Naſſau fallens 
den Activen der ehemaligen Landgrafichaft Heſſen⸗Darmſtadt einfts 
weilen einer Herzoglich⸗cRaſſauiſchen Kaffe übertragen zu haben; 
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„5) daß in diefem zugeftandenen Factum bie Entſetzung 
Heflend aus dem Quaſibeſitze des erwähnten Perceptionsrechts 
unvertennbar enthalten ift, indem es Dadurd; dem Großherzoglichen 
Souvernement unmöglich gemacht worden, benannte Rüdftände 
in fremdem Lande für die Großherzoglichen Kaflen fernerhin er: 
heben zu laſſen; 

»6) daß dieſe, zugleich ein Attentat während der Streit⸗ 
hängigfeit enthaltende Beſitzentſetzung ald ein ganz offenbar un- 
rechtes, auf keinerlei Weiſe juftiftcirliches Factum fich darſtellt; 

Reichdfammergerichtöordnung von 1521, Tit. 32. &. 2. 
und vom J. 1555, Th. IL Tit. 31. $ 12. — 
Keicheabfchied vom 3. 1570, S. 50. — Süngiter Reichs⸗ 
abfchied, $. 59. — Kaiferlidye Wahlcapitulation, Art. XVL 
$. 5. — Deutfche Bunbesacte, Art. XL. — Cod. jud. 
Bav. C. ı.$. 1. 

in Erwägung endlich, 

„75) daß bei dem Vorhandenfeyn eines foldhen, auf Feinerlei 
Weiſe juftifteirlichen Factımd, nad) Cod. jud. C. 5. $. 7. auf 
Smploration des in feinen Rechten gefränkten Theiled, ein uns 
bedingted Mandat mit Anhängung einer gewiflen Geldftrafe oder 
anderer fcharfen Bedrohungen, $. 6. eben dort, erlaffen werden muß; 

„dem HerzoglichNaffauifchen Hofe hiermit aufgetragen, bei 
Vermeidung einer Strafe von 100 Ducaten, die Verfügung, durch 
welche ber Reſt der von der Zeit bi 1. December 1802 rück 
ftändigen Landesrevenüen, Gontributiondgelder u, |. w. in ben 
an das Herzogthum Naſſau übergegangenen Altheffifchen Aemtern 
einer Herzoglich⸗Naſſauiſchen Kaffe zur Einnahme übertragen 
worden, zurüdzunehmen, auch die bereits erhobenen Nücdftänbe, 
vorbehaltlich deren Liquidation, nebſt Zinfen vom Tage der Er; 
hebung an, dem Großherzoglich- Heffifchen Hofe zurückzuerſtatten, 
dann, wie dieſes gefchehen, binnen ſechs Wochen anher anzuzeigen, 
und jeder weitern Befigftörung fich zu enthalten, mit Verurtheis 
lung des imploratifchen Theiles in die durch die Imploration 
veranlaßten Koften. « 
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„Im Ramen und and Auftrag des Durchlauch⸗ 
tigften Deutfchen Bundes wird von dem Oberappellations⸗ 
gerichte des Königreich Bayern, ald erwähltem Austrägalgerichte- 
hofe in Sachen des Großherzogthums Heflen gegen das Herzogthum 
Raffan, die Uebernahme eines verhältnißmäßigen Antheild Alt 
heſſiſcher Landes und Cameral- Schulden betreffend, nun puncto 
spolü, respective attentati, zu Recht erfannt, daß ed, Eins 
wendend ungeachtet, bei dem am 13. April 1830 erlaflenen 
Mandate zu verbleiben, daß fomit der Herzoglich⸗Naſſauiſche 
Hof dem, in dem benannten Mandate ertheilten, richterlichen Aufs 
trage, bei Vermeidung einer Strafe von hundert Ducaten, binnen 
ſechs Wochen unfehlbar nachzukommen, und, wie dieſes geſchehen, 
anher anzuzeigen habe; 

mit Berurtheilung bes impforatorifchen Theiles in bie durch 
diefen Mandatsproceß verurfachten Koſten.⸗ 


G. Entscheidungsgründe, 
8.1. 


»Nach der Bayerifchen Proceßordnung, Eap. 5. 6.7. et in notis litt.c. 
übereinftimmend mit den Deutfchen Reichsgeſetzen, insbefondere Dem Reiche: 
adichiebe von 1594, $. 77. und dem Reichsdeputationsabſchiede von 1600, 
61. eriheint die Zurücknahme des von dem Richter erlaflenen Wandats 
mar dann als rechtlich begründet, wenn der Impetrat fogleich bei feinem 
erſten Erſcheinen darthut, entweder, daß des Impetranten Borbringen, wo: 
tur das Mandat bewirft worden, 

A. als in wefentlihen Puncten unrichtig, 
B. oder mangelhaft geweſen fey, 
C. oder Daß fonft das erlafiene Mandat zu Recht nicht beſtehe. 


$. 2. 


Ad A. In der Großherzoglich⸗Heſſiſchen Inwloration vom 2. Aprif 1830 
wird zur Begründung des Mandatsgeſuchs angeführt: 

1) der Reichödeputations = Hauptihluß vom 25. Gebruar 1803, 
$6. 7. 12. 43; 

2) die Hersoglich-Naffauifche Aeufferung in der Vernebmlaffung im 
Hauptfireite vom 2. September, eingereicht am 14. October 1828 
Seite 372. — 374; 

3) die Berfügung des Herzoglic-Naflauiihen Staatsminifteriums an 
die General: Domänendirection, vom 7. Auguft 1828. 

Beonhardi, über Austrägalverfahren. 14 


- 





‚910 Abth. 11,Abfc.3,$.11, A.— Erldgt. Fälle. 


Das Erſte it Anführung bes Geſetzes. 

Das Zweite und Dritte lag bei Erlaffung des Mandate dem ur 
trägalgerichtöhofe arctenmäßig vor; und den Herzoglich⸗ Naſſauiſchen foge 
Bannten exceptionibus sub- et obreptionis ſelbſt ift ein Ertract des be 
nannten Minifterialreferiptes vom 7. Auguft 1828 beigelegt. Die Herꝛoglich 
Naflauifche exceptio subreptionis ift Daher ungegründet. 


g 2. 


Ad B. Üben fo wenig ift in der Imploration vom 2. April 1830 irgend 
ein erheblicher Thatumftand verfihwiegen worden. Vielmehr haben gerade 
die Verhandlungen der hohen Parteien, und bie beider Seits vorgelegten, 
son dem Gegentheile — mit Ausnahme ber Beilage C zu den Herzogli 
Maffauifhen fogenannten exceptionibus sub-' et obreptionis — ald acht 
anerkannten Urkunden recht anfchaulich dargethan, daß alle zur Begründung 
des Mandats geſetzlich erforderlihen Momente in der Imploration wirklich 
enthalten feyen. | 

Nach denfelben bat nämlidy der Großberzoglich: Hefftiche Hof von dem 
in 6. 43. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes ihm eingeräumten Rechte, die 
Mevenüenrückſtände in den ehemals Heflen » Darmftädtiichen, am 1. Decem- 
ber 1802 an Naflau übergegangenen Aemtern, bis zu diefem Zeitpuncte für 
feine Eaffen zu bezieheh, eine lange Reihe von Jahren hindurch wirklich 
Gebrauch gemacht. 

Die Herzoglih-Naffeuifhe Staatdregierung hat der Hebung dieſes Rechts 
nicht nur Bein Hinderniß entgegengeftellt, fondern fie bat auch Heſſens Recht 
ausdrücklich und Präftig zu wiederholten Malen anerkannt. indem fie an die 
Hemter refcribirte, es fey ald Grundfag angenommen, daß alle in den frag- 
lihen Landestheilen bis zum 1. December 1802 fällig gewordenen Abgaben, 
Gefälle, Leiftungen x. der vorigen Landesherrſchaft zu belaflen feyen, und 
biernach die Aemter anwies, den von dem Großherzoglich⸗Heſſiſchen Gou⸗ 
vernemeut zur Erhebung der Rückſtände Bevollmächtigten in Beitreibung 
diefer Rückſtäände jede mögliche Hülfe zu leiften. 

Wenn demmnach die Herzoglich⸗Naſſauiſche Staatsregierung im Auguft 
1828 an diefelben Aemter den Befehl erließ, dag von nun an alle Revenüen⸗ 
rüdftände bis zum 1. December 1802 nicht mehr für die Hefliihen, fondern, 
als ein Pleiner Theil der an Naſſau fallenden Activen der ehemaligen Land: 
graffchaft Heflen - Darmftadt, für die Naffauifchen Caſſen erhoben werden 
follen, und wenn fie fogar den Landesgerichten unterfagte, Klagen ded Hef- 
ſiſchen Fiscalats auf Mevenüenrüdftände gegen die ehemals Heſſiſchen, in 
Folge des Hauptdeputationsfchlufies Naffauifc gewordenen Unterthanen zum 
Zwecke der gerichtlihen Verhandlung und Enticheidung anzunehmen, fo liegt 
in diefem eigenmächtigen Geltendmachen vermeintlichen Rechtes, mit Um: 
gebung der Richterhülfe, eine, aus den narratis in der Heſſiſchen Implora⸗ 
tion, und aus den eigenen Naffauifhen Anführungen fo offenbar in die 
Augen fallende Ungerechtigkeit, daß das Factum, wie es vorgetragen worden, 
unmöglich ſich entfchuldigen läßt. 

Anmerkungen ad cod. jud. Bar. cap. 5. $. 7. kt, g. 
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g. 4. 


Ad C) Der Herzoglich⸗Naſſauiſche Hof hat auch Feinen erheblichen 
Grund anzuführen vermodht, durch weichen das erfannte Mandat als za 
Recht nicht beftehend, dargeftellt würde. 


Bas deßhalb angeführt wurbe, concentrirt fi in Folgenden: 


1) gegen fouveraine Landesfürften finde ein Mandat überhaupt nicht — 
am wenigften aber 

2) iz Zurisdictionalien und Regalien ſtatt; 

3) Me Heſſiſche Erhebung von Abgaben im Maffauiihen Lande enthalte 
einen Eingriff in das Naſſauiſche Landes - Finanzhoheitsreht; auf 
diefes Hoheitsrecht koͤnne Fein Staat zu Gunften eines andern 
Staates verzichten; die Zulaffung der Heffifchen Erhebung fey prefär 
und res merae facultatis gemwejen; 

4) der 6. 43. des Neich6deputations - Hauntfchluffes ſpreche nur von 
geiſtlichen Fürſten, welche ihre Tante weltfihen Zürften abzutreten 
hatten, 

5) den Maflauifchen Landesgerichten ftehe in lagen des Heſſiſchen Fis⸗ 
calats gegen Naflauifche Untertyanen wegen Revenüienrüdftände eine 
Gompetenz nicht zu, um fo weniger, als eollisio jurisdictionum — 
Der austrägalgerichtlihen und der Iandesgerichtlihen Jurisdiction — 
entftehen würde, und als causae majori per minorem praejudi- 
cum fieri nequeat; 

6) jedenfall würde eine Beichwerde wegen Juſtizwerweigerung nur an 
die hohe Bundesverfammlung ſelbſt ſich eignen; 

7) der Großherzoglich⸗Heſſiſchen Imploration vom 2. April 1830 aeh⸗ 
die Einrede der Unbeſtimmtheit und Generalität entgegen; das 
Mandat fey nicht vollziehbar; 

8) ben won Heſſen belangten Naſſauiſchen Eorporationen » Gemeinden, 
Unterthanen ftehe die Einrede der Pluspetition, der Gompenfation, 
der Retention zu: die Naflauifhe Staatsregierung babe das Recht 
und Die Berbintlichkeit, dieſe Einreden Namens der Interthanen bei 
dem Nusträgalgerichtöhofe geltend zu machen; 

9) das Herzoglih-Naffauifche Staatsärar felbft Habe auf ein Zwölftel 
aller in Zrage ſtehenden Landet : Revenuenrüdftände vom Jahre 
1802 unbeftreitbaren Anſpruch; und weit angemeflener fey es, daß 
der Staat, deffen Unterthanen die Debenten find, als daß ein 
fremder Staat im Naflauifchen Lande die Gefälle percipire; das 
durch ſey 

10) das yon dem Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatsminifterium am 
7. Yuguft 1828 getroffene Proviforium um fo mehr gerechtfertigt, 
als die Reneniienrüdftände durch die am 14. October 1828 einyes 
kommene Herzoglich⸗-Naſſauiſche Vernehmlaſſung und Widerklage 
wirklich litigios geworden ſeyen, und die Depoſition, respective 
Sequeſtration, der litigioſen Sache von den Geſetzen geſtattet werde, 
weßhalb 

14 * 
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11) jeden Falls das getroffene Proviſorium von dem Austrägalgerihte- 
bofe beftätiget werden müfle. 

Alle diefe Einreden find theild unerheblich, theils ungegründet, theils 
nicht in der Art auf der Stelle liquid gemacht, daß fie nach Cod. jud. Bav. 
cap. 5. $. 7. et in notis lit. c. et 1. und nach dem Reichsdeputations 
abfchiede von 1600, $. 61. übereinfiimmend mit der Kammergerichtsordnung 
von 1555, Tb. U. Tit. 23. — die Aufhebung des erlaffenen Mandate zu 
begründen vermöchten. | 


$. 5. 


Zu 1. Soll zwar nah den Deutſchen Meichögefegen und nach ver 
Bayerifhen Procefordnung in Zallen, wo Unterthanen gegen Herrſchaften 
und Obrigfeiten Elagen, nicht, oder doch nicht leicht ein unbedingtes Mandat 
erlaffen werden, fo tritt doch ein folcher Fall bier gar nicht ein, da nicht 
Unterthanen gegen ihren Landesherrn, fondern zwei fouveraine Landesfürften 
gegen einander im Streite find, zwei Mitglieder eines Bundes, deffen erſte 
und wefentlichite Beftimmung ift: » die Bundesglieder follen ibre Etreitig 
keiten nicht mit Gewalt verfolgen. « 

Art. 11. der Deutfhen Bundesacte. 


86 


3u 2. a) Weder von Surisdictionalien, noch von Regalien handelt 
fi) bier, fondern von rüdftändigen Leiftungen, welche der Landesherr von 
feinen ehemaligen Unterthanen aus dem ehemaligen Unterthansverbande zu 
fordern hat. 

b) Sn Zurisdictionalien und Regalien findet zwar dad possessorium 
summarissimum nach Cod. jud. Bav. cap. 3. $.5. n. 1. nicht ftatt; es if 
aber die Spolienffage, ald interdietum de recuperanda possessione, 
weſentlich verfchieden von dem, den interdictis retinendae possessionis 
angehörigen possessorio summarissimo. 


8. 7. 


3u 3. Sn dem Wefen der Stantsfinanzhoheit Tiegt allerdings die Aus— 
ſchließung eines jeden andern Staates von Erhebung der Abgaben von Stauts: 
untertbanen. Aber nicht von laufenden Staatsabgaben Naflauifcher Unter- 
thanen handelt es fih, fondern ausfchließend nur von Rückſtänden Altheſſi⸗ 
ſcher, erft Naſſauiſch gemwordener . Unterthanen in Beziehung nit auf 
Naſſauiſche, fondern auf Heſſiſche Staatsahgaben, aus der Debenten efema; 
Tigem Unterthbanenverbande zu Heſſen herrührend. Diefe Rudftände find 
nad) dem Reichsgrundgeſetze 5.43. ald Schufd zu betrachten, welde, gleich 
jeder Privatihuld, im Wege der Güte, oder, im Zahlungsweigerungsfalle 
des in Anfpruch genommenen Schuldners, durch Einklagung bei dem zuſtän⸗ 
digen Gerichte deſſelben beizutreiben ift. 

Dabei bleibt Naffau’s unverjährbared Fimanzhobeitörecht ganz unberührt, 
wie denn auch dem Herzeglichen Gouvernement dur das Mandat nur 
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aufgetragen iſt, den auf die Rückſtände bis zum 1. December 1802 eigen⸗ 
mädtig angelegten Arreſt aufzuheben, die Verfügung, in Folge derer das⸗ 
jenige, was den Heſſiſchen Caſſen angehört, in die Naſſauiſchen Caſſen er⸗ 
beben worden iſt und erhoben werden ſoll, zurückzunehmen und auf ſolche 
Art das gegen die ausdrudlihe Beftimmung der Geſetze 

L13. D. quod metus causa etc. — Reichsabſchied von 1570, $.8% 

— Cod. jud. Bav. cap. 1. $. 1. 

turh Cigenmacht und Selbfthülfe geftörte Gleichgewicht, und damit den 
rechegrundgefeglih — 9.43. ded Hauptdeputationsihlufies — wohl 
begrundeten, durch Eonvention der hoben ıIntereflenten vom 2. Auguft 1811 
befraftigten, durch langjährige Hebung auf der einen, und förmliche Aner⸗ 
kennung auf der andern Seite fanctionirten, alio nicht prefär zugelaflenen 
status quo wieder herzuftellen. 


8. 8. ‚ 
3u 4 Der oft erwähnte 5.43. fpricht nicht bloß non abtreienden Geiſt⸗ 
hen, fondern von allen Fürſten und Ständen, welche ihr Band oder Theile 
efelben an einen andern FZüriten oder Stand zu überlaflen hatten. 
Men alten Beſitzern, ohne Unterfchied, follen die Rückſtände der unter 
rer Dispoftion geitandenen Fonds bid zu dem Zeityuncte des neuen Ge⸗ 
mitt, 1. December 1802, gehören. oo 


3u 5. Da Naflauifhe Unterthanen es find, welche von dem Heſſiſchen 
Sikalate im Falle der Verweigerung oder Berzögerung der Zahlung gericht: 
id belangt werden, fo können zur Verhandlung und Entfcheidung folder 
Ziagen nur die Naflauifchen Landesgerichte competent feyn. 

Collisio jurisdietionum fann um fo weniger eintreten, ald die, den 
bezenſtand jener Verhandlung und Entſcheidung bildende Frage, ob und in 
die fern der in Anſpruch genommene Unterthan, oder die Gemeinde, oder 
te Gorporation dad wirklich noch fchulde, was der ehemalige Landesherr 
Isrtert, veſentlich verſchieden ift von der zur austrägalgerichtlihen Compe⸗ 
m; Äh eignenden Frage, ob und in wie fern das Naffauifhe Staatsärar 
euen Theil der nach dem $. 43. dem Heſſiſchen Staatsarar angehörigen 
Ridtänte bis zum 1. December 1802 anzuſprechen berechtigt fey. ' 

Ton einem ganz andern Halle bandelt Heffter im codex austraegalis 
Beiträge zum Deutſchen Staats. und Fürftenrechte) Seite 225., von dem 
zale namlich, wenn Forderungen von Privaten deßhalb nicht befriedigt wer: 
ten Fönnen, weil die Berbindlichfeit, fie zu tilgen, zwiſchen zwei Bundes: 
gicdern ſtreitig it. Sn einem folhen Falle, wo die Privaten nicht Schuld: 
et, fondern Gläubiger find, kann nach der Wiener Schlußacte, Art XXX. 
mit bei den Landesgerichten des einen oder des andern Fürſten geflagt, es 
Ruf vielmehr unter den beiden Souperainen felbft bundeögerichtlih ver: 
handelt, und von dem Bundesgerichte entichieden werden. 


214 Abth. 11, Abfch. 3, 3.411, A. — Erlögt. Fälle. 


g. 10. 


Zu 6. Der Artikel XXIX. der Wiener Schlußacte, nach welchem die Be 
fhwerden über verweigerte oder gehemmte Rechtspflege in einem Bundes⸗ 
ſtaate bei der Bundesverſammlung ſelbſt anzubringen ſind, paßt auf diejeni⸗ 
gen Fälle nicht, in denen ein Bundesſtaat, um wegen eines vermeintlichen 
Anſpruchs ſich ſelbſt Recht zu verſchaffen, einem andern Bundesſtaate, mit 
welchem er in einem austrägalgerichtlichen Streite befanger iſt, eine dem⸗ 
felben gehörige Sache eigenmaͤchtig in Beſchlag nimmt, und um jenem Staate 
jede Rechtshülfe unmöglich zu machen, den Gerichten ausdrücklich verbietet, 
anf jenfeitige fiscafifhe Klagen die Zuftiz zu adminiflriren. 

Ueber ſolche Eigenmacht kann nur bei dem in der Sache ſelbſt compe 
tenten gewählten Austrägalgerichtähofe Beichwerde geführt werden, weicher 
in Haupt und Mebenpuncten im Namen und aus Auftrag ded Bundes 





ohne alle Einwirkung der Bundeöverfammlung oder der Landesregierung zu 


bandeln bat. 


Wiener Schhußeete, Art. XXIL. — Bundesbeſchſuß vom 3. Augur 1820, 
Art. 2. 


— 


8 44. 


Zu 7. a) Der Heſſiſche Hof hat in feiner Imploration vom 2. April 1830 
daB, was Er verlangt, fo fpeciell und beftimmt bezeichnet, als es nach Lage 
der Sache möglich war. 

Eine nähere und iperiellere Angabe deffen, was von Naffau erhoben 
worden, ift dem Hefliichen Hofe durch Naſſau's Verfügung vom 7. Auguft 1828 
unmoglih gemacht. 

b) Das Mandat, dem Stlagantrage gemaß gefaßt, ift allerdings vollzieh: 
bar, da das Naffauifhe Gouvernement in Folge deſſelben nichts anders zu 
thun bat, als den status quo wieder herzuftellen, wie er Anfangs Yuguft 1820 
geweien. 


g. 19. 


Zu 8 a) Könnte man annehmen, daß der Naffauiihen Staatsregie⸗ 
tung die Befugniß der DBertretung der Naſſauiſchen Corporationen, Unter 
thanen ıc. gegen die Heſſiſchen Finanzbehörden, bezüglich der Rückſtände bis 
1. December 1802, zuftebe, fo könnte dieſe Befugnig nur bei den Raffaui- 
fhen, binfichtlih der einzelnen angebrachten Hefflihen Forderungen zuftän- 
digen Landesgerichten geltend gemacht werden. 

Jeden Fald kann die Vertretung nicht darin beftehen, daß Naffau zu 
eigenen Caſſen erhebt, was auf den Grund einer geieglihen Beſtimmung 
viele Jahre hindurch zu Heſſiſchen Saffen erhoben worden if. 

b) Die Einrede der Pluspetition Tann nur allenfallß bei den Fantıes- 
gerichteh von den in YAnfpruc genommenen Debenten feloft, au kann fie 
nicht in folle entgegengefeßt werden. 

c) Daffelbe gilt in gleihem Maße von der Einrede der Eompehfation, 
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— angenommen felbft, daß font alle Hefeblichen Erforbernifie der Conwen⸗ 
fation vorhanden wären. 

$ 30. Inst. de action. — L. 7. pr. et & 1. 1.12. 1.16. &. 1. 1 

18. &1. D. de comp. — L. 3. 7. 9. 11. 14. $.1. cod. de comp. 

d) Bon dem Retentionsrechte kann — wenn auch fonft die gefehlichen 

Erforderniſſe deſſelben vorlägen, wie fie nicht vorliegen — son Seiten Naf- 

ſau's daram feine Rede ſeyn, weil man nur zurückbehalten kann, was man 

rechtlicher Weiſe hat, nicht aber, was man, um es zu haben, erft via facti 

fh zueignen muß. 


8. 13. 


Zu 9. a) Das Recht der Erhebung aller Gtantsabgaben in ben frag 
lihen an Naſſau übergegangenen Aemtern vom 1. December 1802 an, felg: 
fh auch fir den Monat December 1802, ift dem Herzogfich - Raffauifchen 
Hofe auf Feine Weile in Eonteftation gejogen worden. Die Hebereintunft 
vom 2. Auguft 1811 beftimmt vielmehr in Folge des oft erwähnten 6. 43. 
ausdrücklich, DaB die Rückſtaͤnde bie zum 1. December 1802 von der 
Bertgeilung ausgefhloffen werden und dem Heſſiſchen Aerar allein gehören 
ſollen. 

Das Recht der Percipirung eines Zwoͤlftels der Revenüenrückſtände 
eines Jahrs enthaͤlt aber keinesweges die Berechtigung für den Naſſauiſchen 
Hof, alle Revenüenrückſtände der ehemals Heſſen⸗Darmſtädtiſchen Unter⸗ 
thanern vom Jahre 1791, bis zum 1. December 1802, welche geſetzlich dem 
Heſſiſchen Aerar zugewielen find, für die Naſſauiſchen Eaflen erheben zu 
laſſen. 

b) Sollte ſelbſt ein Zwoͤlftel der Rückſtaͤnde eines Jahrganges von dem 
Heſſiſchen Gouvernement ungebührlich angeſetzt und erhoben worden feyn, 
ſo hätte dieſes allenfalls eine Wahrung der Rechte, eine Erinnerung, ein 
Dehortatorium, etwa auch eine Warnung an die Leiſtungspflichtigen, jenes 
legte Zwölftel bei Strafe nochmaliger Zahlung nicht an Heſſen zu entrich⸗ 
ten, von Seiten Naſſau's zur Folge haben fünnen- 

Den Forderungen der Gerechtigkeit widerfpricht ed aber geradesu, auf . 
ein bedeutendes Ganzes eigenmächtig, mit Umgehung der Richterhülfe, Be 
ihlag zu Segen, weil ein ganz Kleiner Theil von jenem Ganzen nicht gehörig 
geiondert worden ift. 

L. 1. $. 2. D. quod vi. — Reichsabſchied von 1370, |. 84 

c) Wenn der $. 43. ben alten Befigern die Gefällerückſtände bis zum 
1. December 1802 in den abgetretenen Rändern garantirt, fo darf denfelben 
dur die neu eingetretenen Landesherren die MögfichFeit nicht entzogen 
Werder, jene Rückſtände im nunmehr fremden Lande erbeben zu laffen. 

d) Ueber die Art der Heffifhen Erhebung hat zwifchen den beiden 
Staatsregierungen Beine Differenz obgemaltet. Die Naſſauiſche Staatsregie 
ung bat amd Feineswege wegen irgend einer unbebührlichen Erhebung von 
Geiten HYeſſens, und eben fo wenig wegen eines Webergriffes in das Rai; 
ſauiſche zwoͤlfte Zwölftel des Jahrs 1802, die Verfügung vom 7. Auguſt 1928 
erlaſſen, jondern um fidy wegen der feiner Zeit an Naffen gur Abreh⸗ 
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nung fallenden Heſſen⸗Darmſtädtiſchen Staatsactiven zu einem kleinen 
Theile vorläufig bezablt zu maden. 


- 8. 44 


Zu 10. a) Könnte von irgend einem Proviforium die Rede feyn, To 
würde daflelbe nicht von der Partei felbft, fondern nur auf Anrufen der 
Partei von dem Richter, rechtlicher Ordnung nad, getroffen werden fünnen- 

b) Richt der entferntefte Grund für ein Proviforium iſt aber gegeben; 
nirgends Gefahr auf dem Berzuge, nirgends Beforgniß nachgewiefen, Daß 
der Naffauifhen Regierung die Berfolgung und resp. Realifirung ihres 
Rechts unmöglich gemacht, oder fehr erichwert werden würde, wenn fe 
nicht Eigenmacht und Selbftbülfe an die Stelle der Implorirung des Richter- 
ſchutzes ftelite. 

c) Nicht kann im Webrigen durch die Pitigiofitat einer Sache das wich 
tige Recht des Beſitzes der Sache vernichtet werben. 

Der Streithängigkeit vorzügliche Wirkung befteht vielmehr gerade darin, 
daß Alles im statu quo bleiben muß, wie es bei dem Beginnen des Strei⸗ 
tes war. 


8 15. 


Zu 11. Es ſtellt demnach auch der Antrag auf austrägalrichterfiche 
Befätigung der von Naflau eigenmächtig verfügten Beichlagnahme der frag- 
lien Revenüenrückſtände als ungeeignet fich dar. 


16 


Dem Allen zufolge mußte in Gemäßheit der Kammergerichtsordmung 
von 1555, Th. 2. Tit. 3. — des Reichſsdeputations-Abſchiedes von 
1600, $. 49. — des jüngften Reichsabfchiedes, |. 76. — und der 
Bayerifhen Prozeßordnung, Cap. 5. $. 6. und 7. — das erlaffene 
Mandat durch Erkenntniß beftätiget werden. 


Nach der Bayeriihen Procegordnung, Eap. 5. $. 6. — in Hebereinftim- 
mung mit den angeführten Deutfchen Reichögefegen — muß dem undaufus 
firten Mandate allemal eine gewiſſe Geldftrafe oder andere fcharfe Bedrohung 
angehängt werden, und es ift, in dem Falle der Unerheblichkeit der etwa 
entgegengefegten Ginreden, in dem fodann erfolgenden Erkenntniſſe die 
Strafandrohung zu wiederholen. 


In Beziehung auf ftreitige Nechtsverhältniffe ftehen die fouverainen 
Mitglieder des Deutfhen Bundes in demſelben Verhältniffe gegeneinander, 
in welchem die Kürften tes ehemaligen Deutichen Reichs gegeneinander ges 
fanden, und der Austrägalgerichtshof hat, mit Rückſicht auf die beſtehenden 
Landesgefeße, nad denfelben Normen zu enticheiten, nad welchen ber 
Neichehofrath oder das Reichskammergericht in gleichem Ball 3 zu entſcheiden 
gehabt haben würbe. 





Althefl. Landes: u. Cameral: Schul. 917 


8 17. 


Die Sachfältigkeit des imploratifchen Theil in der Sache felbft hat 
au die Berbindlichkeit deflelben zur Tragung der Procefloften zur recht⸗ 
lichen Folge. 


L 13. $. 6. c. de judiciis. — Cod. jud. Bar. cap. 17. $.4. n. 2. 


München, den 19. December 1831. 


Oberappellationsgericht des Königreich Bayern, 
ald Austrägalgerichtähof.« 
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318 


Pie Streitigkeiten zwischen dem Grofsherzogthum Sachsen-Weiner- 
Eisenach und Fürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt, dann dm 
Gerzogthümern Bachsen-Esburg, Hildburghausen, Aleiningen und 
dem Sürstenthum Schwarzburg+ Sondershausen, wegen der mis 
dem SThüringenschen Raponverbande von Jahre 1814 herrührendm 
forderung betreffend, *) 


Sm Jahre 1818, Sess. XXVIU. $. 134. ©. 308. giet 
ber Königl. Bayerifche Gefandte Kenntniß von zwei (v. 3. 1817, 
unter 3iff.341. und beffelb. J. unter 98. des Einreichungeprotofel®) 
eingelaufenen Denffchriften mit fech® und neunzig Beilagen, deren 





wefentlicher Inhalt, nad) dem Gommiffionsvortrage im I. 182, 


f. Prot. ©. 529. folgender ift: 


Nach der Schlacht von Leipzig fanden ſich die hohen ver 


bündeten Mächte bewogen, ein oberfted BerwaltungdsDepartement 
anzuordnen, welches zum Theil verwalten, zum Theil daranf ſehen 
follte, daß die von ben einzelnen Regierungen gegen die verbün⸗ 
beten Mächte übernommenen Berbinblichkeiten erfüllt würden; jc 
nachdem die occupirten Lande für den Augenblic! ohne Souveran 
feyen, oder auch diefe der Allianz nicht beiträten, ober bie Fürſten 
dem Bunde beiträten. In dem Ietten Falle follte e8 von ben ab 
zufchließenden Verträgen abhängen, in wie weit fid; das oberſte 
Berwaltungs-Departement in bie Landesabminiftration einmilchen 
konne und es follte ein von dem gedachten Departement abhängt 
ger Agent bei biefen Fuͤrſten angeftellt werden. Einer Theil 
nahme an der Landesabminiftration wurbe jeboch nachher in den 
Verträgen nicht gedacht. 

Nach jenem zweiten Verhältniffe wurde nun zufammen für 
die Staaten: die Sächftfchen Herzogthümer Sachſen⸗Weimar und 
Eiſenach, Gotha und Altenburg, Coburg, Meiningen, Hildburg⸗ 
haufen, bie Fürftenthämer Schwarzburg-Sondershaufen, Rudol— 
ftadt, fo wie die Fuͤrſtlich Reußiſchen Lande, 


— — 





H S. auch v. Meyer, Repertorium zu ben Verhandlungen ber Deutſchen 
B. V. ©. 172. ꝛc. 
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det Freiherr von Niedefel zu Eifenbach, anfänglich refpective ı s==- 
unter dem Gouverneur des Koͤnigreichs Sachfen, dann ald ums 
mittelbarer Agent des oberftien Verwaltungs⸗Departements im 
December 1813 und Januar 1814 angeftellt. Jene Staaten zus 
fammen nannte man Thüringer Rayon. 

Aus den Verhältniffen diefed Rayons wurden von Seiten 
des Grßhzgth. Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach und des Frſtih. Schwarz⸗ 
burg» Rudolſtadt an bie Hzgth. Sachſen⸗ Coburg, Sachfen⸗ 
Meiningen, Sachſen⸗Hildburghaufen und an das Frſtth. Schwarz 
burg⸗ Sondershauſen, nach Maßſtabe der unter den Auſpicien 
des Agenten gepflogenen Verhandlungen, Anſpruͤche auf Erſatz 
desjenigen erhoben, was bie Erſteren über ihr Beitragsverhaͤltniß 
nur vorfchußweife und auf Rechnung ber Lebtern für Die vers 
bündeten Heere geleiftet zu haben glaubten. 

In der bereitö erwähnten Sigung bed Jahrs 1818, ©. 309, ıvı®. 
wurde auf Antrag bed Referenten eine Bermittelungd-Commiffion 
erwaͤhlt und befchloffen, den Gefandten von Bayern, Hannover *) 
und Kurheſſen die Bermittelung zur gütlichen Ausgleichung diefer 
Streitigkeit zu übertragen. 

In Erwiderung auf die eingegangene Druckſchrift gab der Grßhzgl. 
und Hzgl. Sächfifche Gefandte gleichfalld von ben gegnerifchen 
Staaten Drudfchriften ein, und zwar 1.3.1819, Sess.I. $.8. S. 13; 1819. 
von Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld, Sess. IX.$.34.©.1185 von Saͤchſen⸗ 
Coburg Meiningen, Sess. XXVIIL $. 169. ©. 489; von Sachſen⸗ 
Hildburghauſen, wobei ebendbafelbft die Vermittelungs⸗Commiſſion 
anzeigt, daß ihre Thätigfeit biöher gehemmt geweſen, weil bie 
meiften ber betheifigten Regierungen noch feine Bevollmächtigte 
enangt hätten, weßhalb fie den Grßhzgl. und Hzgl. Saͤchſi⸗ 
ſchen Geſandten um angemeflene Einleitung erfuchten. 

Sm Jahre 1820, Sess XV. $, 46. ©. 94. macht Die Ders 1820. 
mittelungs-Bommiffion Anzeige von dem Stande biefer Streitfache 
und dringt von neuem darauf, daß fammtliche betheiligte Regie 
zungen DBevollmächtigte ernennen möchten, die nicht nur hinlängs 
lich inftruirt wären, fondern ſelbſt billige Auegleichungsvorſchlage 
vorlegen konnten. 


Nach deſſen Tode durch den Grßhzgl. Mecklenburgiſchen Geſandten ers 
Mt. S. Prot. 1821, ©. 151. 
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Im folgenden Jahre 1821 zeigt im Bezug hierauf der 
Bayerifche Gefandte Namend der Commiflion, Sess. XXVL 
$. 191. ©. 8509. an, daß die Vollmachten der zıfammengetretenen 
Anwälte fo befchränft gewefen wären, baß ſaͤmmtliche Anträge, 
cjelbft der von der Commiſſion vorgelegte Ausgleichungsvorſchlag) 
nur ad refereudum hätten genommen werben können, und Die Com⸗ 
miffion unter dieſen Umftänden die Erklärungen hierüber unter einer 


auf acht Wochen beftimmten Frift verlangen müffe. 


2822» 


Nachdem diefe Frift ſchon früher abgelaufen war, trägt ber 
Meferent im Sahr 1822, Sess. VII. $. 67. ©. 194. vor: daß 
die Commiſſion die abgelaufene Frift ftilffehweigend zu verlän- 
gern geftattet habe, in der Vorausſetzung, daß dieſe Streitfache 
durch allenfallfige Communication der Regierungen vielleicht eher 
beigelegt werben fünnte; nach Verlauf von acht Monaten fey Die 


Commiffion am 25. Febr. unter Borladımg ber Bevollmächtigten 


zur Abgabe ihrer befinitiven Erklärungen, wieder zufammenges 
treten, wo ſich ergeben habe, daß zwar Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach 
und Schwarzburg⸗Rudolſtadt den Vorfchlag der Bermittelungs- 
Eommiffion anzunehmen bereit feyen, Die anderen Regierungen 
hierzu jedoch nicht geneigt wären, weßhalb die Commiſſion ihr 
Geſchaͤft für vollendet anfehen müſſe. 


Hierauf wurde Ebendaf. S. 193. beſchloſſen: 

»1) In Erwägung, daß feine gütliche Ausgleichung Diefer 
Streitfache mehr zu hoffen fey, nachdem die biöherigen 
Berfuche ohne allen Erfolg geblieben, wäre dad Gefchäft 
ber Vermittelungs⸗Commiſſion ald beendigt anzufehen, und 

2) die Regierungen von Sachſen⸗Coburg, Sachſen⸗Hiloburg⸗ 
haufen, Sachſen⸗Meiningen und Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
haufen wären in Gemäßheit Beſchluſſes vom 16. Juni 1817 
aufzufordern, fich dahin zu vereinigen, um von heute an 
binnen ſechs Wochen den Regierungen von Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eifenady und Schwarzburg-Rubolftadt drei, bei der Sache 
nicht betheiligte Bumbeöglieder zu benennen, aus welchen 
legtere binnen gleicher Frift eines zu wählen, und 

3) der hohen Bundesverfammlung anzuzeigen hätten, wonädhft 

4) wegen fernerer Einleitung bed Austrägalverfahrens bei ber 
oberften Suftizftelle des gewählten Bundesgliedeg, oder, wenn 
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die Bereinigung und Auswahl nicht erfolgen ſollte, wegen 142. 
der Wahl eined Austrägalgerichte von Seiten der Bundes» 
verfammlung ſelbſt ‚ das Erforderliche verfügt werden 
ſolle.⸗ 


Auf eine inzwiſchen von den Bevollmaͤchtigten von Sachſen⸗ 
Coburg, Hildburghaufen und Schwarzburg » Sondershaufen ber 
Sommiffion übergebene Vorftellung mit beigefügtem Gutachten ber 
Univerftät Würzburg wurde auf Antrag bed Referenten, 
Sess.XII. $. 90. S. 238. beichloffen, da die Commiſſion aufgelöft 
fey, dies Tediglich ad acta zu nehmen. 


Im Betreff des obigen Befchluffes der Aufforderung wegen Er⸗22. 
nennung eined Austrägalgerichtde (S. 193.) gab der Grßkhzgl. 
und Hzgl. Sächſiſche Gefandte, Sess. XIH. $. 100. ©. 288, ꝛc., 
Erflärungen ab, deren weſentlicher Inhalt folgender if: 


1) Für SadjfensCoburg: 


So fehr Se. Herzogliche Durchlaucht fich verpflichtet und 
geneigt fühlten, den Wünfchen und Befchlüffen der hohen 
8.8. ftetd mit der möglichiten Bereitwilligfeit, Gemüge zu 
leiten, fo ſehr bebauerten e8 Ge. Hzgl. Durchlaucht, Daß 
diefes rückſichtlich des vorerwähnten Befchluffes zur Zeit unmöglich 
ſey. Bereitd bei den Bergleichsunterhandlungen ſey Higl. 
Sachfen-Eoburgiicher Seitd darauf aufmerffam gemacht worden, 
daß zwifchen den von der Grßhzgl. Regierung zu Weimar 
und der Frſtl. Schwarzburgifchen Regierung zu Rudolſtadt 
in Anſpruch genommenen Regierungen zu Meiningen, Hildburg⸗ 
haufen, Eoburg und Schwarzburg-Sonberdhaufen eine. Streit 
genoffenfhaft nicht ftatt finde, fondern daß jede der erſtge⸗ 
nannten beiden hohen Negierungen eine jede von den in Anfpruch 
genommenen vier legteren Regierungen beſonders zu belangen habe, 
wenn die Erörterung und Entfcheidung der Sache ihren richtigen 
Gang nehmen, und richt in eine Menge Verirrungen und Ber- 
wirrungen verflochten werben folle. 


Damit ed nicht dahin fame und dieſe fchon an ſich Außerft 
ſchwierige Streitangelegenheit nicht dadurch von neuem verwickelt 
werden möchte, Ffönnten Se. Hzgl. Durchlaucht nicht umhin, Die 
hohe B. V. um eine, ber Lage der Sache angemefs 
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aaa. ſeue Erlaͤuterung des Bundestags⸗Beſchluſſes vom 28. Febr. und 
insbeſondere darum zu bitten, Daß jeder in Anſpruch genommenen 
Regierung ihr Recht auf befundere Verhandlung der von Weimar⸗ 
und Rudolftädtifcher Seite gegen fie gemachten Anfprüche durch 
einen nachträglichen Beichluß gewahrt, und aufrecht erhalten würde. 
Sobald diefes erfolgt fey, werde Se. Hzgl. Durchlaucht 
feinen Augenbli Anftand nehmen, die zu Austrägalrichtern in 
Borfchlag zu bringenden Bundesglieder zu denominiren; fo lange Dies 
fed aber noch nicht gefchehen fey, müfle Se. Hzgl. Durdy 
laucht billig "DBebenten finden, zu biefer Denomination zu 
fchreiten. 


2) Für Sacyfen-Meiningen: 

Diefer höchſte Hof theile zuvörberft ganz bie Anfichten Des 
Hofes zu Sachfen-Boburg-Saalfeld in Anfehung ber abſeyenden 
Streitgenoffenfchaft mit ben Daraus abgeleiteten Folgen, wolle aber, 
von dem Vorbehalte ded Artikel X. des Bundestags - Befchluffes 
vom 3. Auguft 1820 Gebrauch machen, und, fo viel die von 
ben Grßhzgth. Sachien- Weimar: Eifenach gegen das Hzgl. 
Haus und Höchſtdeſſen Land aufgeftellte Forderung betreffe, 
bie fchiebörichterliche Entfcheibung des gemeinfchaftlichen Oberapp. 
Gerichts zu Jena, ald der vertragsmäßigen Austraͤgal⸗Inſtanz, 
eintreten lafjen; was Die Anforderungen bes Frſtth. Schwarzburgs 
Rudolſtadt angehe, da diefed an dem Grßhzgl. und Hagl. 
Saͤchſiſchen fo wie Frſtl. Reußifchen Oberapy. Gericht zu Iena 
feinen Antheil habe, fo habe das Hzgl. Gouvernement zu 
Meiningen dem Frſtl. zu Schwarzburg-Rudolftadt in diefer Bes 
giehung, und für den Zweck einer rechtlichen Entſcheidung, fo eben 
fehr annehmbare Borfchläge thun Laflen. 


3) Für Sachfen-Hildburghaufen: 

Diefer böchfte Hof ftimme der fo eben geäußerten Anficht, 
hinfichtlich ber ſchiedsrichterlichen Entſcheidung bed Oberapp. 
Gerichted zu Jena, nad Maßgabe bes $. 41. der Ordnung 
dieſes Gerichts und nach den Kormen bed Sächftichen Proceſſes 
bei, ftelle jedoch zugleich Das Worhandenfeyn einer Streitgenoſſen⸗ 

Schaft mit den Hzgl. Negierungen zu Meiningen und Kos 
burg in Abrede. — Diefer Borfchlag fey um fo eher für Weimar 
annchmbar, ba nur dadurch ber noch nicht gehobene Zipeifel aus 
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wirkſam gemacht werben fünne, ob überhaupt in dieſer — nicht eine 1025. 
Streirigleit hoher Bundesglieber unter ſich, fondern, eine aus eis 
uem Coutracte hergeleitete Forderung an das Land felbit betref⸗ 
fende Angelegenheit — die Eompetenz bed hohen Bundestags, und 
nicht vielmehr die der Landesgerichte gegründet ſey? Den deßfall⸗ 
figen Einwand müfle fi bad Higl. Gouvernement jeden⸗ 
falls vorbehalten; follte aber auch darüber nur austrägalgericht- 
lich entichieden werden können, fo würde es für biefen Fall bie 
oberen Gerichtöftellen von Sachſen, Hannover und Kurheſſen 
hierzu in Borfchlag bringen; jedoch immer vorausgeſetzt, Daß vor 
allen Dingen eine befondere Klage gegen das Land Hildburghaus 
fen angeftellt werde. 


Der Grpßhzgl. und Hzgl. Säcfiihe Gefandte erklaͤrte 
ferner, daß er von Gr. 8. 9. dem Grßhzg. von Weimar 
befehligt worden, darauf anzutragen, daß ba bie dem hohen Beflagten 
gegebene Frift zur Ernennung dreier unpartheiifchen hohen Bun⸗ 
deöglieder fruchtloß verſtrichen ſey, durch hohe B. V. nun, 
gemäß dem Beſchluſſe vom 16. Juni 1817, jenes Vorſchlags⸗ 
recht bewirkt werden möge, worauf Se. K. H. die Allerhöchftihnen 
zuftiehende Wahl treffen würden; die Entfcheibung bed Oberapp. 
Gerichts zu Jena fünne Ge. K. H. in diefer Angelegenheit, aus 
mehreren triftigen Gründen, nicht annehmen. 

Ferner gab noch der Gefandte der 15ten Stimme für Schwarz 
burg und Sonderöhaufen zu Protokoll: 


Se. Durchl. hoffe immer noch diefe Differenz auf dem Wege 
der Güte befeitigt zu fehen, follte e& jedoch, nadı Rage ber Sache 
durchaus erforderlich feyn, fchon heute beftimmte Vorfchläge wegen 
der Austraͤgal⸗Inſtanz einzubringen, von welcher diefe Streitfache 
in Entftehung gütlicyer Vereinbarung zu enticheiden, fo könne die 
Geſandtſchaft Außern, daB Se. Durchl, die Auswahl auf die 
oberften Gerichtöftellen von Sadjfen, Hannover und Kurheffen 
gerichtet zu fehen wünfche. 

Auf ſaͤmmtliche hierquf abgegebenen Erklärungen ward ıs22. 
6.361. befchloffen, die zu Reviſion und Ergänzungen bed Bes 
ſchluſſes vom 16. Sumi 1817 wegen bes Austrägalverfahrens ges 
wählte Commiſſion um ihr Gutachten gu erfüchen. 

Eine weitere Erflärung für Hilbburabaufen gab ber 
SErßhagl. und Hıgl Sächfiihe Gefanbte 1822, Sess. XIV. 
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ı823,$. 117. ©. 388. ab, worin neue Gründe gegen den Bunbesbe- 
fhluß vom 28. Febr. aufgeführt find, und Se. Hzgl. Durchl. 
hohe B. V. nochmals erfucht, ed dahin zu vermitteln, Daß 
Se. 8. H. der Grßhzg. von Weimar die Ihnen gemachten Bor: 
fchläge noc, .annähme, im Kalle dieß aber nicht ftatt finbe, 
Darauf anträgt, daß die Vorfrage, über die Zuftändigkeit 

hoher B. V. und bie von ber hohen Gegenfeite behauptete 
Streitgenoffenfchaft, zu befonderer austrägalrichterlicher Entfchei- 
dung ausgeftellt werde, und K. Sachſen, Hannover und Kurheffen 
ald Schiedsrichter in Borfchlag bringt. 

"Auf die Erflärung bed Gefandten der 15ten Stimme, daß fich 
SchwarzburgRudolitadt an dasjenige anfchließe, wad Se. K. 9. 
der Grßhzg. von Weimar zum Protokoll der letzten Sitzung 
habe erflären Laffen, wurbe befchloffen, fammtliche Erklärungen 
an die, wegen Reviſion Beichluffed de 16. Suni1817, im Betreff 
des Austrägalverfahrene erwählte Commiſſion, abzugeben. 


Auf diefe ſaͤmmtlichen Erklärungen erftattete die eben erwähnte 
Commiſſion, beftehend aus den Gefandten von Bayern, K. Say 
fen, Hannover, Würtemberg und ber freien Stabt Frankfurt, 
ıs22.Bortrag und Gutachten, Sess. XIX. $. 161. ©. 820. ic; 
ferner Beilage Ziff. 21. S. 289. ıc.; worauf ebendaf. ©. 521. 
beichloffen wurbe: 


„daß e8 bei dem, unterm 28. Febr. d. J. (Sess. VIIL $. 67.) 
gefaßten Beichluffe, der Dagegen erhobenen Anftände uns 
gehindert, im Wefentlichen zu verbleiben habe, jeboch 
den in Anſpruch genommenen Regierungen eine weitere 
Frift von ſechs Wochen zur Benennung dreier Bundes⸗ 
glieder mit dem Anfügen nachzulaffen fey, daß, wenn 
die Vereinigung und die Auswahl nicht erfolgen follte, 
wegen ber Wahl eined Austrägalgerichtd von Geis 
ten der B. V. ſelbſt das Erforderliche verfügt 
werde.u — \ 


Auf dieſen Beſchluß erflärte der Grßhzgl. und Haal. 

1022. Sächfifche Gefandte: Sess. XXVI. $. 215. ©. 814. daß Gr. 
8. H. dem Grßhzg. von Sadıfen- Weimar und Eifenad, von 

ben Durchlauchtigften Beflagten Die oberften Gerichte von K. Sachſen, 
Hannover und Kurheflen als AusträgalInftanz vorgefchlagen und 
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von Sr. 8. H. dem Großherzoge das SHannöverifche Oberapp. 1022. 
Gericht zu Selle erwählt werden fey. 

Der Geſandte fey ferner befehligt, die Erflärungen der be 
klagten Höfe zur Kenntniß der 8. ®. zu dringen, deren wejents 
licher Jnhalt folgender ift: 

1) Bon Sadyfen-Eoburg Meiningen: 

Se. 9. D. habe nadı Weimar erflären Taffen, daß, wenn bes 
Großherzoss K. H. nicht noh das Oberapp.Gericht zu 
Jena ald Auſsträgal⸗Inſtanz anzunehmen geneigen follten, Hoͤchſtſie 
die oberſten Gerichte von Sachſen, Hannover und Kurheflen zur 
Auswahl Sr. K. H. ded Großherzogsin Vorſchlag bringen woll- 
tn; — Se. H. D. ließen mit diefer Mittheilung die Höchitihrer 
Bergleichdgeneigtheit verbinden, und eine gütfiche Vereinigung 
m diefer Sache mit Weimar dürfte wohl nächſt zu Stande 
kommen. | 


9 Bon Sachſen⸗Hildburghauſen: 

Se. H. D. erflärten in Bezug auf den in der XIX, Sitzung 
genommenen Befchluß: Hoͤchſtſie ſahen ſich bei aller Achtung 
für diefen Beſchluß, ſchon um deßwillen außer Stande, demfelben 
nachſukommen, weil, Die verlangte Bereinigung über Die vorzu- 
Khlagenden Austrägalgerichte zu erwirken, außer Ihrer Macht 
lage; Höchftfie müßten ſich aber auch gegen alle in materieller 
Nufiht etwa Daraus zu ziehenben Kolgerungen feierlichft verwahren, 
nen dad zum Beſchluß erhobene Gutachten der Commiſſion, 
nicht auf bereitö beftchenden, fammtliche Mitglieder des Bundes 
verbindenden Geſetzen, fondern auf ergänzenden, der fünftigen Legis⸗ 
lation vorbehaltenen Bellimmungen gegründet ſey und ber Be⸗ 
(hd daher, dem vorhergegangenen ausdrücklichen Antrage ge- 
wöß, einer vorherigen Inftructiond-Einholung bedurft hätte. 

Um jedoch Höchſtihre Vereitwilligkeit zurrechtlichen Erledigung 
diefer Angelegenheit zu bethätigen, hätten Se. 9. D. den be 
tbeiligtem Spöfen die nöthigen Vorfchläge wegen bes Austrägal: 
gerichts gemacht. 

3) Bon Sachfen-Boburg-Saalfelb: 

Se. H. D. könnten zwar die von hoher B. B. unterm 
10. Juni gefaßten Befchlüffe durch bie dafür aufgeftellten 
Crinde nicht für gerechtfertigt halten, hätten aber doch, unter 
den erforbeffichen Vorbehalte gegen die behauptete Streitgenof 


derahardi, über Husträgatverfahren. . 15 
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1022. ſenſchaft und daß namentlich nie die Einlaſſung auf eine gemein⸗ 
fame Klage gegen höchftgedachte vier Regierungen ald hohe 
Streitgenoffen erfolgen werde, ben hohen Gouvernements zu 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach und Schwarzburg-Rudolftabt Ihre Ma⸗ 
jeftäten die Könige von Sachfen, Hannover und Se. 8. H. den 
Kurfürft von Heffen als Austrägalrichter in Borfchlag bringen 
laſſen. — Se. Durchl. mußten Sich ferner gegen die in, den 
Bundeöbefchlüffen vom 28. Febr. und 10. Suni vorausgefekte 
Streitgenoffenichaft nochmal und um fo mehr verwahren, ale 
Diefe weder durch Die Natur der vorliegenden Sadye, noch durch 
beitehende Bundesgeſetze begründet fey, vielmehr nach diefen, und 
indbefondere nach dem, was bei den Wiener Minifterial-Sonfe 
renzen in der XX. Sitzung wegen der Abdcitation vorgekommen 
fey, der Grundſatz feftftehe, daß Fein Bundesglied wider feinen 
Willen in fremde Proceffe und Streithändel verflochten und fer 
nem ein Richter aufgedrungen werden fünne, der nicht auf geſetz⸗ 
mäßigem Wege, durch den Borfchlag und die Wahl der ftreiten- 
den Theile, dazu berufen fey. 


Sollte hohe B. V. darauf beftehen, daß diefe Streitfache von 
den in Anfpruch genommenen Regierungen ale Streitgenoffen 
gemeinfchaftlich vor einem Richter behandelt werde, fo müßte die 
Einlaffung auf die erhoben werdende Klage verfagt und darauf 
angetragen werden, daß vorerft über die in Fallen ber vorliegens 
den Art zu beobachtenden Regeln des Verfahrene von Seiten des 
Bundes beftimmte Normen feitgeftellt und zu dem Ende die In⸗ 
fiructionen der Höfe eingeholt würden. 


Später habe ded Herzogs Durchl. dem Gefandten eröffnen 
laffen, daß von des Großherzogs von Sachfen: Weimar: Eifenad) 
Könige. Hoh. das obere Juſtiztribunal zu Celle ale Austrägal: 
gericht erwählt worden fey. 


Der Gefandte der 15ten Stimme erflärt ferner für Schwarz- 
burg» Rudolftadt, daß Se. Durchl. der Fürft gleichfalld das obere 
Tribunal zu Selle als Austrägal- Inftanz ermählt habe. — Auf 
diefe Erklärungen wurde nun befchloffen: 


» Unter Beziehung auf ben in der Sess. VIIL am 28. Febr. 
d. 5. gefaßten einhelligen Beichluß, fomit auch ohne Berück⸗ 
fichtigung der von einigen Seiten eingelegten Verwahrung 
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(wobei es ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß einem dereinſtigen 1222. 
richterlichen Erkenntniſſe hierdurch in irgend einer Weiſe, und 
insbeſondere über die Einrede der ermangelnden Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft, nicht vorgegriffen werden ſoll) wird, nach der nun er⸗ 
folgten gemeinſchaftlichen Ernennung des Oberapp. Gerichts 
zu Celle, der Königl. Hannöveriſche Geſandte erſucht, ſeinem 
allerhoͤchſten Hofe hiervon die Anzeige zu machen, Damit 
der gedachte oberite Gerichtöhof, in der Eigenfchaft als 
Austrägal-Änftanz, ſich diefem Gefchäfte, in Gemaͤßheit der 
Bundesakte und der Beichlüffe vom 16. Juni 1817 und 
3. Aug. 1820 unterziehe, und demnächft in der Sache, 
im Auftrage und Namens der B. V. den Rechten gemäß 
erfenne.« 
Die Anzeige von der Einleitung der Austraͤgal⸗Inſtanz und 
der Einfendung der betreffenden Akten nach Gelle macht ber 
Königl. Hannöverifche Gefandte im Jahre 1823, Sess. I. $. 7. 1020, 
E,19; und die erfte Anzeige von dem Stande diefer Streitfache 
das Oberapp. Gericht im Sahre 18265 ©. Sess. VIL $. 35. 1026: 
&. 209, 


Bar diefe Streitfache fchon an und für fich durch ihre eigene 
Natur Außerft werwidelt und fchwierig, fo wurbe fie ed noch mehr 
durch die i. J. 1826 erfolgte Succeflionstheilung bed Herzogthums 
Gotha. Hiervon giebt uns die erfte Nachricht, in Beziehung auf 
unfern Stoff, Wie Anzeige des Präſidiums i. 3. 1828, Sess. Iıs2e. 
.46 8 Wo eines neueren eingelaufenen Berichtd bes 
Oberapp. Gerichtd zu Gelle Erwähnung gefchieht, in Kolge deffen 
bereitö der Hzgl. Sachfen » Meiningenfchen Regierung anheim 
gelellt worden, ob fie fich, in Gemäßheit des mit SachfensEoburgs 
Gotha abgefchloffenen Vertrags vom 12. Nov. 1826, nicht von 
ſelbſt bewogen finden Tonne, ihre Theilnahme an dem austrägals 
gerichtlichen Verfahren, über die aus dem Rayonverbande vom I. 
1814 herrührenden Forderungen, zu Celle anzeigen zu laſſen, nach⸗ 
dem ohne dieß durch Art. II. des Bundes-Befchluffes vom 3. Aug. 
1820 feftgefeßt worben fey, daß zur Theilnahme an einem Rechtes 
Nreite umter Bundesſtaaten dritte Bundesglieder vor das erwählte 
Austrägafgericht zugelaffen feyen, wenn das Gericht eine weſent⸗ 

15 * 





998 Abth. I, Abſch. 3,5.11,A. — Thür. Ray. Strigkt. 


. 

102», liche Verbindung der Nechtöverhältniffe deffelben mit dem anhaäͤn⸗ 

gigen Rechtsſtreite erkenne. — Hierauf ſey unter dem 11. Tan. 

d. 3. die beifällige Antwort erfolgt, daß Se. Hzgl. Durchl. 

von Sacyfen » Meiningen s Hildburghaufen Höchſtſich durdy den 
befannten Vertrag über die Sachſen⸗Gotha⸗Altenburgiſche Succeſ⸗ 

fion vom ??45. Nov. 1826 für verbunden erachten wollten, an 

biefem in Eelle anhängigen austrägalgerichtlichen Streite Antheil 

zu nehmen. 

Der ebendafelbft gefaßte Beſchluß befagt, der Königl. Han 

növerifche Geſandte fey zu erfuchen, dieſe Erklärung nach Celle 

gelangen zu laſſen. 


In einem Schreiben des Oberapp. Gerichts zu Gelle vom 

1029,12. Kebruar, welches Präfidium i. 3. 1829, Sess. VL $. 38. 
©. 64. übergiebt, berichtet daffelbe, daß ungeachtet des früheren 
Beichluffes der B. V. feit dieſer geraumen Zeit überall kein Schritt in 
diefer Sache Abfeiten ded Herzogthums Sachfen» Meiningen » Hild- 
burghaufen gefchehen und nicht minder die dem vormals Sachfen- 
Goburg-Saalfeldifchen, jetzt Sachfen-Eoburg-Gothaifchen Anwalt ge 
machten Auflagen ohne Erfolg geblieben feyen, indem derfelbe auf feinen 
nad; Meiningen "erftatteten Bericht weder mit Vollmacht noch mit 
Inftructionen verfehen worden. Der Austrägalgerichtshof glaube 
alfo, die hohe B. V. pflichtichuldigft erfuchen zu müffen, daß fie vers 
anlaffe, daß der Hzgl. Sadyfen - Meiningen Hilbburghaufifche Hof, 
feiner mehrfach anerkannten Verpflichtung endlich ein @enüge 
leiftend, einen gemeinfchaftlichen Anwalt mit der Hzgl. Regierung 
zn Coburg alihier beftelle und fich der gemeinfamen Pflicht der 
Duplifverhandlung entledige. 

Auf die nach erfolgter Abftimmung gegebene Erklärung 
ded Grßhzgl. und Hzgl. Sächſiſchen Gefandten für Sachſen⸗ 
Meiningen » Hildburghaufen, daB gewiß wie früher auch dieß⸗ 
mal gleihe Willfährigkeit der Herzogl. Regierung gegen den 
zu erwartenden Beſchluß der hohen B. V. ſich bethätigen 

ı029.mwerbe, wurde befchloffen: &. 62. „daß die Hzgl. Sacıfen- 
Meiningen » Hildburghauftfhe Regierung durch die Grßhzgl. 

und Hzal. Sächſiſche Bundestagsgefandtichaft zu erfuchen fep, Der 
Aufforderung des Austrägalgerictähofes zu entfprechen und ber 
hohen B. V. hievon binnen ſechh Wochen Kenntniß zu geben. — 

Auf ein fernered Schreiben des Berichts in Celle de 12. Febr. 
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Prot. 539. S. 63. Anwaltsbeſtellung Abſeiten des Sachſen⸗Mei⸗1220. 
ningen s Hildburghauſiſchen Gouvernements, das beklagte vor 
malige Derzeit Sacyfen s Hilbburghaufen betreffend, und 
Erklärung, ob allein oder mit einem andern und welchem 
Gonvernement dad vormalige Herzogthum Sachſen⸗Hildburghauſen 
m vertreten habe, warb gleichfalls befchloffen: ed möge die Hzgl. 
Sachen Meiningen-Hildburghaufifche Regierung binnen ſechs Wo⸗ 
en der Aufforderung des Gerichtd entfprechen.« | 


Hierauf erfolgte im Jahre 1830 eine Erflärung, welche der 1020. 
Grßhzgl. und Hzgl. Sächfiiche Gefandte, Sess. L 6. 12. ©. 11. 
für Sachfens DReiningens Hildburghaufen abgab und deren wefents 
licher Inhalt folgender ift: 

Fortgeſetzte Vergleichdunterhandlungen, die den günftigften 
Erfolg erwarten ließen, hätten dieſen Anftand veranlaßt; indeß 
in von der Hzgl. Sacfens Meiningen Hilbburghaufifchen hoͤch⸗ 
ken Regierung dem audy von Sadıfens Coburg» Gotha in derfelben 
Ötreitfache bevollmächtigten Anwalt eine Vollmacht zugegangen, 
m fih damit bei dem Austrägalgerichtöhofe zu rechtfertigen. 

Es möchte übrigens wohl nöthig werben, die Hzgl. Regierung 
von Sachſen⸗ Coburg» Gotha, Hoͤchſtwelche, bei dem i. J. 1826 
üder die Succeflion in die Sachfens Coburg» Altenburgifchen Her⸗ 
wöthümer gefchloffenen Bertrage, die früher Hzgl. Sachfens 
Hildburghauſiſchen Aemter Königsberg und Sonnenfeld abgetreten 
erhalten und Die Verbindlichkeit übernommen habe, biefe Streits 
lache in Gemeinfchaft fortzuführen, ebenfalls zu veranlaflen, den 
zur Führung dieſes Nechtöftreites feiner Seite erforderlichen Anwalt 
aufzuſtellen und mit Vollmacht zu verfehen. 

Für Sachſen⸗Coburg⸗Gotha erflärte der Gefandte, zugleid, mit 
befonderer Rückficht auf den Bundesbefchluß vom 3. Aug. 1820, Art. II. 
daß man von Seiten Diefed Gouvernementd auf ein, zur Zeit noch 
nicht gefchehenes, geeignetes Anfinnen bed Austrägalgerichtd zu 
kelle, nicht unterlaffen werbe, demfelben Genüge leiften zu laſſen. 

Bald nad) biefen Erflärungen giebt jedoch Präfibium, Sess. 
16.86. S. 343. ıc. von einem neuen Berichte ded Oberapp. 1020. 
Gerichts in Belle Kenntniß, in welchem es heißt, daß Abfeiten 
der Hergogthümer Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen kein Schritt 
Klang in dieſer Sache gefchehen fey, und es auf einem Miß- 


18397, 
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verſtaͤndniſſe beruhen müfle, daß die von Sachſen⸗Meiningen⸗Hild⸗ 
burghanfen erfolgte Anwaltsbeſtellung des Procurators Dr. Breden, 
als eine Befolgung der von ber hohen Deutfchen B. B. in ihrer 
IV. vorjährigen Sigung $. 38. und 39. Des Hrotokolls gefaßten | 
Befchlüffe angefehen werden wollen, da berfelbe des gleichfalls ın 
Anfpruc; genommenen, vormaligen Herzogthums Sadıjens Coburg 
Saalfeld beftellter Anwalt gewefen wäre, der, da jened Herzog 
thum Sachfen- Meiningen Hildburghaufen einverleibt worden, zu 
den befonderen Akten dieſes Nechtöftreited auch von Letzterm im 
Gefolge des Befchluffee in $. 38. des Protokolls der vorhin ge 
dachten Situng zu bevollmächtigen gewefen wäre. — Diefes fey audı 
zu ben Akten bed Großherzogthums Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Kl 
gerd wider das Herzogthum Sacjfen- Coburg Saalfeld, jett Die 
Herzogthümer Sachfen » Coburg: Gotha und Sachfen » Meiningen 
Hildburghaufen, von Leßterem gefchehen und laute die Vollmacht, 
ausdrücklich und allein, auf die fo rubricirte Rechtsſache. 
Auf Erfuchen bed Austrägalgerichtöhofes wurde hierauf ©. 245. 
befchloffen:: 
„Die Regierungen von Sacjfen-Meiningen-Hildburghaufen 
und Sacfen-Coburg- Gotha durch ihre Gefandtfchaft zur 
Bertellung eined Anwalts in der Klagſache des Großher⸗ 
zogthume Sachjen- Weimar» Eifenach wider dad vormalige 
Herzogthum Sachfen- Hildburghaufen, jeßt die Herzogthü⸗ 
mer Sachen» Meiningen - Hildburghaufen und Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha in angetragener Art aufzufordern. « 


Im Jahre 1832, Sess. III. $.14. ©.93. wird abermals vom 
Oberapp. Gericht in Celle Auskunft über den Stand der Sache 


“ertheilt; und Sess. XLVL öffentl. Prot. $. 2. ©. 1608. ıc. 


äbergiebt Präfidium den durch den Könige. Hannöverifchen Ge: 
fandten erhaltenen Bericht ded Oberapp. Gerichts zu Celle vom 
15. Nov. 1832, womit daffelbe die von ihm ald Austrägal Ins 
ſtanz in dieſer Streitfache gefchöpften zwei Erfenntniffe vom 15. 
Nov. J. 5. nebit Entfcheidungsgründen der hohen B. V. überfendet. 

Diefe lauten wie unten folgt, Anl.M. S. 243. u.flgd; Anl.B. ©.287. 
u. figd. 
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Die verurtheilten Regierungen beruhigten ſich jedoch feineds ıaa». 
wegs bei dieſen austrägalgerichtlichen Erkenntniſſen; vielmehr 
gab der Grßhzgl. und Hzgl. Sächſiſche Geſandte für Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha i. J. 1833, Sess. X. $. 92. ©, 227. eine in 
dad Detail gehende Erklärung ab, worin der Gefandte beauftragt 
ft, dieſe Austrägalerfenntniffe ald unheilbar nichtig anzıs 
frrechen, auch eventuell Die Wiedereinfeßung in den vorigen 
Etand Dagegen zur Hand zu nehmen, zugleich aber auf einen 
nochmaligen bundestäglichen Vermittelungsverfuh mit Weimar 
den Antrag zu richten. 

Präafidbium erwiderte ©. 237. hierauf, daß fi nach dem 1022 
Bundesbeſchluß vom 3. Aug. 1820 und der Austrägalordnnung 
vom 16. Suni 1817, ferner der Exekutions⸗Ordnung, Art. XU. 
zur Genüge ergebe, wie dad Anfinnen, die B. ®. möge bie 
Statthaftigfeit der Nichtigleitöflage anerkennen, eben fo unzuläffig 
fey, ale der Antrag wegen nochmaliger Erneuerung bed Vermit⸗ 
telungs⸗Verſuchs, und daß, fo viel das in Anfpruch genommene 
Reftitutiongmittel betreffe, die B. B. ſolches fofort an das 
Dberapp. Gericht zu Gelle, ald die hier eintretende Austrägals 
Inſtanz, einzufenden haben würde; jedoch nach Anleitung bes Art. II. 
der Exekutions⸗Ordnung Präfidium bed Dafürhaltens fey, dieſe 
Srflärung vor Allem an die Vollziehungs⸗Commiſſion abzugeben ; 
was ebendafelbft ©. 238. zum Beſchluß erhoben wurde. 

Den Bortrag der Commiſſion erftattete ber betreffende Referent, 
der Grßhzgl. Badifche Gefandte, Sess.XL $. 111. S. 329. worauf ıu32 
af Antrag derfelben ©. 333. befchloffen ward : 

1) Der von der Hzgl. Sachfen» Coburg » Gothaifchen Regies 
rung eingebrachten Nichtigfeitöflage wird, ale in der Bun- 
deögefeßgebung nicht begründet, Feine Folge gegeben. 

2) Da indeflen diefe Klage eventuell ald das bundesgeſetzlich 
zufäffige Reftitutiondgefuch ex capite novorum bezeichnet, 
und weitere Ausführung vorbehalten wird, fo iſt Diele 
Ankündigung des gedachten Rechtömitteld der Königl. Hans 
növerifchen Gefandtichaft mit dem Erfuchen zu übergeben, 
dieſelbe durch die Konigl. Hannöverifche Regierung an das 
Königl. Oberapp. Gericht zu Belle, als gewählter Austrägals 
Inſtanz in diefer Streitfache, gelangen zu laſſen, um darüber 
den Rechten gemäß zu erfennen. 

3) Dem. Antrage auf Erneuerung des Verfudys der Güte 


ı833, 


80.8, 
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und Ernennung einer Bermittelungs- Commiflion kann bei 
gegenwärtiger Lage der Sache nicht Plat gegeben werden.«- 


Für Sacfens Meiningen ertlärte ber Gefandte, Sess. XV. 
$. 138. ©. 403, daß er fi in Hinficht auf diefen Beſchluß eine 
weitere Erklärung vorbehalte; Diefelbe, der S. Coburgifchen 
gleichlautend, erfolgte Sess. XXIIL 9.226. ©.523. mit einer aus⸗ 
führlichen Erwiderung des auf die Sachſen⸗Coburg⸗ Gothaifche 
Erflärung ergangenen Befchluffes, und utter gewiffer Beziehmg 
mit dem Antrage verbunden, hinfichtlich des eventuell ergriffenen 
Kechtömitteld der Neftitution, das Oberapp. Gericht zu Celle 
recufiren und auf Beftellung eines andern Richters dringen zu 
müſſen; welche Borftellung und Anſichten auch ©. Coburg⸗Gotha 
Sess. XXIV. $. 245. ©. 843. ſich aneignete. 

Vorftehende Erflärungen S. 526. und 544. wurden nadı 
Anleitung ded Art. IL. der Erefutiond- Ordnung an die Vollzie⸗ 
hungs » Sommiffion abzugeben beſchloſſen. 

Der Vortrag der Bollgiehungs- Commiffion von dem, ale 
Referent beftellten Grßhzgl. Babifchen Gefanbten, erfolgte Sess. XXIV. 
$. 246. ©. 844. ıc. auf deren Antrag befchioffen warb ©. 548: 

„1) Den Anträgen der Hzgl. Sadıfen s Meiningen = Hilb- 
burghaufifchen und der Hzgl. Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen 
Negierung auf Einleitung zur Ernennung eined Austraͤgal⸗ 
gerichtd zur Entfcheidung über Die Statthaftigleit ber ange- 
ftellten Nichtigkeitöflage, ferner auf Anſtellung des Ber: 
mittelungsverſuchs und Ernennung eines Austrägalgerichte 
über den Grund dieſer Klage, wegen angeblich unheilbarer 
Nichtigkeiten, als eines felbftändigen neuen Streited, endlich 
auf BVerbittung des K. Hannöverifchen Oberapp. Gerichts 
zu Gelle ald AusträgalsSuftanz in der Reftitutiondfache 
und Aufftelung eines anderen Austrägalgerichtd, wird 
feine Folge gegeben. 

„2) Die eventuelle Ankündigung des Neftitutiondgefuchd ex 
capite novorum von Seiten der Hzgl. Sachſen⸗Meiningen⸗ 
Hildburghaufifchen Regierung wird der Königl. Hannöveris 
fchen Geſandtſchaft mit dem Erfuchen übergeben, dieſelbe 
‚mit Bezug auf den in der bießfährigen XI. Sitzung $. 111. 
gefaßten Beichluß, durch Die Königl. Hannöverifche Regierung 
an dad Königl. Oberapp. Gericht zu Eelle, ald gewählter 
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AnbträgalsInftanz in diefer Sache, gelangen zu laflen, 1020. 


um darüber ben Rechten gemäß zu entfcheiben. « 


Fr S. Weimar erflärte auch noch der Gefandte: Sess. 
XXvaL $. 279. S. 609 c. Da durch das Mechtömittel 
der Wiedereinfegung in den vorigen Stand, nach bem Art. VI. 
des Bimdedbefchluffee vom 3. Aug. 1820, die Bollziehung der 
Ansträgalerfenntniffe nicht aufgehalten werben barf, und da zwei 
von Weimar an bie beflagten Gouvernements erlaffene Auffordes 
rungen die Zahlung der dem Grßhzgl. Sadıfen Weimar s Eifes 
aachiſchen Gouvernement zuerfannten Summen nicht zur Folge 
gehabt haben, fo bleibt Letzterem Nichtd übrig, als die Hilfe der 
hohen B. B. in Anfbruch zu nehmen, und Shochbiefelbe zu ers 
füchen: 

„Die durch die BundeserefutiondsOÖrdnung vom 3. Aug. 1820 
georbrneten Maßregeln zu ergreifen, damit dem Flagenden 
Gouvernement zu feinen ihm rechtöfräftig zugefprochenen 
Forderungen verholfen werde. 

"Der Betrag ber Forberungen des Hagenden Gouvernements 
ergab fich theild aus dem Inhalt der Erkenntniſſe, theild was 
die Berzugszinfen betrifft, aus der Rechnung, theild endlich aus 
den vorzulegenden Derzeichniffen ber aufgewandten Koften. 

Diefe Erflärung wurde gleichfalld an bie Vollziehungs⸗Com⸗ 
mifion abzugeben, beſchloſſen. 


Rachdem von Seiten Hannovers, Sess. XXX. $. 300. 
S. 648, die Anzeige von den, dem Oberapp. Gerichte 
in Celle zugeftellten Alten über das von Seiten Sachſen⸗ 
Meiningen » Hilbburghaufen angebrachte Reftitutiondgefuch erfolgt 
wor, erflattet der Referent Namens ber Vollziehungs⸗Commiſſion 
m Beziehung auf die letzte Grßhzul. Sachſen⸗Weimariſche Erfläs 
rang, Sess. XXXI. 6. 323. ©. 687. Vortrag, worin die Com⸗ 
wifiion erlärt, ffe wife nach den beſtehenden Bundesgeſetzen dieſer 
Erffärung Nichte hinzuzufügen, ald nach Art. II. der Exekutions⸗ 
ordnang darauf anzuttagen, was auch S. 668. zum Beſchluß 
erhoben wurde: 


1833, 


1883, 
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„Den Geſandten von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und von Sachſen⸗ 
Meiningen⸗Hildburghauſen aufzufordern, ſich binnen eines Termins 
von ſechs (von der Commiſſion war nur auf vier Wochen beantragt 
und bloß auf Präfidial-Bortrag die Friſt auf ſechs Wochen verlängert 
worden) Wochen über die erfolgte Vollziehung der von dem Königl. 
Oberapp. Gericht zu Celle, ald gewählter Austrägal⸗Inſtanz 
in diefer Streitfache gefällten Erfenntniffe zu erklären, oder Die 
Urfachen genügend und vollftändig nachzuweiſen, weldye der Voll⸗ 
ziehung diefer Erfenntniffe noch entgegenftänden.« 

Neuere, in Beziehung auf dieſen Befchluß vom Grßhzgl. und Hzgl. 
Sächfifchen®efandten für Sachfen-Coburg-Gotha und Meiningens 
Hildburghaufen abgegebene Erklärungen, Sess- .XXXIX. $. 401. 
©. 800. wurden gleichfalld an die Vollziehungs⸗Commiſſion ver: 
wiefen, welche Sess. XLII. $. 439. ©, 995. beßfalld Vortrag und 
Gutachten erftattete, und die Punkte in Antrag ftellte, nad) denen 


ı233.©. 922. folgender Befchluß gezogen wurde: 


„1) Der Einrede der Nichtigkeit ber Austrägalerfenntniffe vom 
15. Nov. 1832 und des von der Grßhzgl. Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eifenachifchen Regierung nicht erfolgten Vollzugs des Pros 
tokolls der Arnftädter Conferenz vom 2. April 1814, 7. 
ift Feine Folge zu geben. 

»2) Die Einrede wegen nicht erfolgter Augfcheidung der Raten, 
welche an den fraglichen Summen der Hzgl. Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gothaifchen und der Hzgl. Sachfen-Meiningen-Hildburghaus 
fifchen Regierung zur Laſt fallen, ift dem Königl, Hanno 
verifchen Oberapp. Gericht zu Celle ald erwählter Austrägals 
Inſtanz durch die Königl. Hannöverifche Regierung zuftellen 
zu laffen, um darüber das Geeignete zu verfügen. 


3) Die zur Nevifion ded Austrägalverfahrend beftellte Buns 
destags⸗Commiſſion wird aufgefordert, im Intereſſe des 
Gefeßes über die Nothwendigfeit oder Rathſamkeit befonderer 
Beſtimmungen über die Behauptung der Nichtigkeit austrägal- 
gerichtlicher Erfenntniffe — werbe fie nun ald Klage, Rechtes 
mittel oder Einrede vorgebracht — unter Benutung der Ber 
merfungen und Erflärungen, welche über den $. 26. des in 
der Sigung vom 21. Dechr. 1820 vorgelegten Entwurfs einer 
reoidirten Austrägalorbnung eingefommen find, ein abge- 
fonderted Gutachten zu erftatten, zu welchem Behufe ihr 
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auch die in gegenwaͤrtiger Sache abgegebenen Erklaͤrungen 1022. 
der Hzgl. Sachfens Coburg: Gothaifchen und Sachſen⸗Mei⸗ 
ningensHildburghaufifchen Regierungen zugeftellt werben.“ 


Hierauf gab Ber Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifche Gefanbte 
im J. 1834, Sess. IV. $. 45. ©. 83. für Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 15a. 
und Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen eine neue gemeinfchaftliche 
Erflarung ab, deren wefentlicher Inhalt ift: daß ungeachtet man 
fi} von der NRechtöbeftändigkeit des bekannten Erkenntniffes des 
Oberapp. Gerichtö zu Celle keineswegs zu überzeugen vermöge, 
und fi) darum bei dem Gebrauche des von ber hohen B. 2. 
für zuläffig anerkannten NRechtemitteld der Neftitution ex ca- 
pite novoram die weitere Berfolgung der diefen Erfenntniffen 
entgegenftehenden &inreden vorbehalte, fo werde man doch von 
Seiten der hoͤchſten Regierungen aus Achtung für bie Befchlüffe 
diefer hohen Verfammlung feinen weitern Anftand nehmen, ben 
Anfihten der B. V. über die Bollziehbarfeit der erwähnten 
Erfenntniffe, jede mit den Pflichten der Regierungen gegen 
ihre Unterthanen vereinbare und thunliche Folge zu geben, fos 
bald der Betrag feftftehen werde, welchen jede ber beiden vers 
urtheilten höchſten Regierungen zu Ieiften haben folle. — Die zu 
dem Ende ben Lebtern zu Gebote flehenden Fonds aber feyen 
bie Forderungen ber zur Befriedigung bed Großherzogthums 
Sachſen für fchuldig erachteten Herzogthümer S. Coburg-Saalfeld 
und Hildbirtghaufen an die hoben verbündeten Mächte Deiterreic,, 
Preuffen und Rußland, für die in den Jahren 1813 und 1814 
gemachten Lieferungen und fonftigen Leiftungen, deren Erfag von 
Seiten jener hohen Mächte in der zweiten Beilage bed Accefliond- 
vertrags vom 24. Nov. 1813 zugefagt, aber zur Zeit noch nicht 
geleitet worden feyen. — Diefe Forderungen betrügen: 

»1) Für das Hzgth. Sadıfen s Coburg » Saalfeld nadı 
ben bereitö unterm 9. Sept. 1814 dem Chef der von den hohen 
verbündeten Mächten angeordneten Liquidations⸗Commiſſion, Grafen 
von Laubach, übergebenen und mit den nöthigen Belegen begleis 
teten Zufamimenftellung, die Summe von 446,538 Gulden 33”, Kr. 

„2) Für das Hzgth. Sachen Hildburghaufen aber, nad 
der ebenfalls bereits unterm 6. Sept. 1814 dem gebachten Chef 
der fraglichen Liquidations⸗Commiſſion mit ben nöthigen Belegen 
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1054, übergebenen Zufammenftellung, die Summe von 202,366 Gulden 

22 Kr. rheinifch. 

Die beiden oberwähnten höchften Regierungen wollten nun 
auf den Betrag der Korberungen bed Grßhzgth. Sachen» 

. Weimar biefem jura cessa hierauf geben, höhe B. ®. aber zus 
gleich erfuchen, fich bei ben höchften und vorbenannten verbünbeten 

Mächten dafür zu verwenden, daß die feit dem Jahre 1814 zus 

rüdftehende und zugefagte Bezahlung befagter Leiftungen und Lies 

ferungen, nebft den bavon verfallenen Berzugszinfen, baldmoͤglichſt 
erfolge und das Grßhzgth. Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach damit feine 

Befriedigung erhalte.“ 

Hierauf Außerte Präfibium, daß es wohl von felbft einleuchten 
bürfte, daß die hohe B. V. fich zu der gewünfchten Verwendung 
bei den Höfen von Defterreich, Preuffen und Rußland nicht werbe 
bewogen fitiden. Der Grßhzgl. Sacfen » Weimarifche Gefanbte 
erflärte, baß die Großhzl. Sächfifche Regierung die bargebotene 
Eeffion und Zahlungsweife nicht annehme, worauf ©. 84. be 
fchloffen wurde, - ſaͤmmtliche Erklärungen an die Vollziehungs⸗ 
Eommiflion abzugeben, mit dem Erfuchen, um Crftattung ihres 

1834, Gutachtens. — Dieſes erftattete, Sess. VI. $. 75. ©. 121. die 

Bolziehumgs » Commiflion dahin: daß mit der Erklärung ber 

Grßhzgl. Sachſen⸗Weimariſchen Regierung bie Sache ihre Erle 

digung erhalten habe. Bekannten Rechtögrundfägen zufolge 

liege es nicht in der Willkühr des Schuldners, fi durch Zah- 

Iungsanweifung auf einen Dritten von feiner Schuld"zu befreien, 

vielmehr werde der Gonfend hierzu erfordert. 

Demnach ward befchlofen ©. 122: 

a Daß dem Antrage der Herzoglichen Regierungen von Sachſen⸗ 
Coburg⸗ Gotha und Sacıfen - Meiningen » Hildburghaufen 
auf Befriedigung der Grßhzgl. Sachen WeimarsEifenachi- 
fchen Regierung, mittelft Zahlungsanweifung refp. Eeflion 
auf die obengenannten angeblichen Korderungen, Teine 
Folge gegeben werben Tönne. » 


183€, in Sess. XIX. 9.239. ©. 308. ıc. theilt Praͤſidium einen ihm 
durch den Könige. Hannöverifchen Gefandten zugeftellten Bericht 
bed Oberapp. Gerichts zu Belle ald Austrägal » Inftanz mit, 
fiber die von den beflagten Sherzogthümern Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha und Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen in der Exekutions⸗ 
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Inſtanz vorgebrachte Einrebe, in Betreff der in ben beiben Auds ıu2«, 
trägalurtheilen vom 15. Nov. 1832 ermangelnden Ausfcheibung 

der einzelnen beizutragenden Raten von ber gegen fie eingellagten 
Summe. 

Die Erkenntniſſe felbft folgen unten, Anl. C, S. 326. u. figd.; Ant. 

D, ©. 328. u. flgb. Prot. ©. 529.— 530,). Diefes Alles warb 

©. 505. an die Vollziehungs⸗Commiſſion abzugeben, befchloffen. 


Einen weiteren Bericht des Oberapp. ‚Gerichts zu (Celle 
über bemfelben Gegenſtand in eben biefer Streitſache verlieft Pris “ 
ſidim im J. 1835, Sess. XVHL $. 285. ©. 877, bem aldınas, 
endliche Entſcheidung, in spesie wegen Korderungen an bas 
Higth. S. Coburg⸗Saalfeld, bad Erkenntniß, S. unten Anl. E, 
6. 329. u. figd. (Prot. ©. 578.) angefchloflen if. 

Es wırde ©. 579. beſchloſſen, diefes in bad Archiv der B. V. 
nieberzulegen, um auf deſſen Befolgung haften zu konnen. 


In Kolge dieſes Beſchluſſes machte der Orßhzgl. und Hagl. 
Sächfifche Geſandte im J. 1836, Sess VII. $. 129. ©. 348. c. 1236. 
für Sacfens Weimar die Anzeige: dad Hzgth. Sachiens Meis 
ningen habe nun bereits feit dem Nov. v. 3. bie, gegen 
bafiefbe nach dem bekannten Erkenntniſſe feſtſtehende Forberung 
des Gröhzgth. Sacıfen « Weimar » Eifenad, mit anzuerlennender 
Yünktlichkeit berichtigt. Don dem Hzgth. ©. Coburg » Gotha 
hingegen fey, ungeachtet wiederholter Erinnerungen, eine Befries 
digung bis jet noch nicht zu erlangen gewefen. Die Grßhagl. 
Staatsregierung fehe ſich daher genöthigt, an bie hohe B. V. 
nunmehr den Antrag zu ftellen: ©. 349. 

Die durch die Bundess@refutionsorbnung vom 3. Aug. 1820 
geosdneten Maßregeln zu ergreifen, damit dem Grühzgth. 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach zu feiner rechtöträftig zugeſpro⸗ 
chenen Korderung verholfen werde, 

Der Betrag diefer Forderung fey, nad, dem austrügalgerihte , 
lich geftellten Maßſſtab, bie zum 1. Juni d. J. mit 30,964 Rthlr. 

2 Er. 6Pf. im 20 fl. Fuß cf. Prot. ©, 378. Beilage 1.) ber 
rechnet, wit Vorbehalt der forthin auflaufenden Berzugszinfen 
und der etwa weiter anmwachienden und zu besechnenden Koften. 
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Als hierauf beſchloſſen wurde, dieſe Erklaͤrung an die Exekutions⸗ 
Commiſſion abzugeben, aͤußerte dagegen der Grßhzgl. und Hzgl. 
Saͤchſiſche Geſandte, er behalte der Hzgl. Sachſen⸗Coburg⸗Gothai⸗ 
ſchen Staatsregierung, vor Faſſung eines hauptſaͤchlichen Be 
ſchluſſes über dieſen Antrag, eine, ſey es bei der hohen B. V. oder 
der Exekutions⸗Commiſſion, zu bewirkende Erklaͤrung bevor. 

Von dem letzten Austrägalerfenntniß, in specie wegen Forderun⸗ 

gen’an das vormalige Herzogthum Hildburghauſen, im Betreff der 
von Sadhfen- Meiningen - Hilbburghaufen und Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha in der Exekutions⸗Inſtanz vorgebrachten Einrede: daß in 
dem Austrägalurtheile vom 15. Nov. 1832 Audfcheidung der, 
von Seiten der beiden beflagten Bundesregierungen zu der gegen 
fie eingeflagten Summe, beizutragenden Rata ermangele, giebt 
Praſidium, Sess. VII. $. 139. ©. 388. Kenntniß. Daffelbe ift in 
Anl. F, ©. 331. unten beigefügt. (Prot. S. 386.) Auf Präs 
fidbialantrag wurde hierauf S. 388. befchloffen: 

»1) Die in ber Streitfache wegen Forderung an das vors 
malige Hzgth. Sachfen-Hildburghaufen erfolgte Entfcheidung 
der Austrägal-Inftanz vom 20. Mai l. 3. wird, um auf 
deren Befolgung halten zu können, nebft den auf Diefe 
GStreitfache Bezug habenden Alten — fie waren remittirt 
worden, ©. 387. — im Bundesarchiv hinterlegt. 

2) Die mit dem Bericht der Austrägal-Inftanz vom 20. Mai 
b. 5. überfendeten Akten, die Streitigfeit wegen Forderung 
an das vormalige Hzgth. Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld bes 
treffend, werben an die Erefutiond-Commiflion abgegeben.“ 


Der Referent der Vollziehungs⸗Commiſſion erftattet über Die, 
Sess. VI. vom 3. Suni I. 3 eingegebene Grßhzgl. Sachſen⸗ 
Weimar » Eifenachifche Erklärung. Ses. X. $. 174. ©. 439. 
Vortrag, und beantragt, was auch ©. 440. zum Beichluß ers 
hoben ward: . 

„Die Hzgl. Sacıfen » Coburg » Gothaifche Regierung wird 
aufgefordert, durch ihre Geſandtſchaft der B. B. binnen 
einer Frift von ſechs Wochen auzuzeigen, was von ihrer 
Seite ber Polgeleiftung der Austrägalerfenntniffe in Diefer 
Streitfache vom 10. Suli 1835 und 15. Nov. 1832 noch 
entgegenftehe.« 
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Sin Sess. XVIIL $. 258. ©. 602. zeigt der Grßhzgl. und Hzgl. 1030. 


Saͤchſiſche Gefandte an, er fey für Sacfen Weimar befehligt, 
nad) Ablauf der zu einer Erklärung der Sachſen⸗Coburg⸗Gothai⸗ 
fhen Regierung in der X. dießjährigen Sitzung S. 174. von 
hoher B. 3. beftimmten Frift, den in der VII. B. T. Sitzung d. J. 
$. 129, geftellten Antrag zu erneuern; zugleich gebe er für Sachſen⸗ 
Soburg » Gotha (S. 603.) die bisherigen Verzögerungsgründe 
an und beantrage, die beftimmte Frift ausreichend zu erweitern, 
da and inmittelft Borfchläge an die Grßhzgl. Sachſen⸗Weimariſche 
Regierung erfolgt jeyen, durch billige Friftzahlung die Schuld ab» 
zutragen, und alle Hoffnung vorhanden fey, die noch ſchwebenden 
Berhandlungen mit den Ranbditänden, da die Zahlung auf bie 
Etaatsfchuldentilgungs-Kafle übertragen werben folle, recht bald 
zu gebeihlichem Ziele zu führen. Dieß ward an die Erekutionds 
Sommiffion abzugeben, befchloffen. 

Weiter erklärt der Gefandte: für die Grßhzgl. Sachſen⸗Wei⸗ 
marifche Staatöregierung fey er zu erflären beauftragt, daß das 
Sal. Sachſen⸗Coburg⸗ Gothaifche Minifterium es abgelehnt habe, 
die Austrägalerfenntniffe des Oberapp. Gerichtd zu Celle vom 
29. Febr. und 20. Mai d. J. für verbindlich zu erkennen. 

Die Grfhzgl. Staateregierung fehe ſich daher genöthigt, bie 
hohe B. B., welche nach Art. IX. des Bunbeöbefchluffed über 
das Austrägalverfahren und nach Art. I. der Bundeds Erefutionds 
Ordnung vom 3. Aug. 1820, dad Recht und die Verbindlichkeit 
zur Bollziehung der Bundesausträgalerkenntnijfe habe, zu erfuchen, 
die Hzgl. Sacıfen » Coburg » Gothaifche Staatöregierung auf 
dem durch die Bundes s Erefutiond = Drdnung vorgefchriebenen 
Wege zur Erfüllung ihrer rechtöfräftig feftgeftellten Verpflich⸗ 
tungen gegen dad Grßhzgth. Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach anzu⸗ 
halten. Der Betrag der Forderung des Grßhzgth. an ©. 
Coburg = Gotha, wie folhe am 1. Suli d. 3. fand, ſey 
21,752 Rthlr. 2 Gr. 11 Pf. im 20 fl. Fuße, mit Vorbehalt der 
weiteren Zinfen zu 5 Procent bis zum Zahlungstage und mit 
Dorbehalt der zu erftattenden Prozeßkoſten; 

(©. 624. Beil. 2.) 
Dies ward ©. 604. an die Exekutions⸗Commiſſion abgegeben. 


Auf diefe letzteren S. EoburgsGothaifchen Erklärungen $. 258. 
©. 803. erftattet nun ber betreffende Referent 1830, Sess. XIX. 


240 Abth. I, Abſch. 3,5.11,A.— Thür. Ray. Strigki. 


ı036.$. 268. ©. 628. ıc. einen Vortrag, bed wefentlichen Inhalts, 
daß wenn auf einer Seite die zu bewirtende Befriedigung der 
Korberung, bei dem in ber Mitte liegenden Austrägalertenntnifie, 
fireng genommen, nach umgelaufener Frift keinem weitern Eins 
wande unterliegen würbe, fo Fönne doch, wenn eine friedliche 
Ausgleichung als erreichbar fich barftelle, biefe der hohen B. 2. 
" nme erwünfcht erfcheinen; die Commiſſion beantrage daher Fol 
gendes, demgemäß S. 629. ber Beichluß gezogen warb: 
«Der Hzgl. Sachfen » Eoburg » Gothaifchen Regierung 
wird eröffnet, daß man in der erſten Sigung nach den 
Ferien der B.B. der Anzeige durch ihre Gefandtfchaft ent 
gegenfehe, wie dem vorliegenden Austrägalerfenntniffe im 
einer ober andern Weife Genüge geleiftet worden fey, 
um ber im Entſtehungsfalle geſetzlich vorgefchriebenen Boll 
zugsmaßregeln enthoben zu feyn.« 
In Beziehung auf die von S. Weimar in der Sitzung vom 
2036,1. Sept. 1836, $. 259. ©. 604. gegebenen Erklärung erftattete 
ber Referent der Exekutionscommiſſion, Sess. XIX. $. 269. S. 630. 
. Vortrag; worauf auf feinen Antrag befchloflen ward: 


» Die Hzgl. Sacdjfen »Eoburgs Sothaifche Regierung wird 
aufgefordert, bis zur eriten Sitzung nach den Ferien ber 
B. V. Anzeige zu machen, ob und aus welchen Urfachen 
fie der Folgeleiftung des erwähnten Austrägalerfenntniffes 
fich entziehen zu können eradjte? « 

16037, Sn Beziehung auf dieſen Beichluß erklärte i. I. 1837, 
Sess. II. $. 27. ©. 61. ıc. der Grßhgl. und Hzgl. Sädhfifche 
Gefandte für Sacfen-Coburg s Gotha im Wefentlihen Fol 
gendes: 

va) Das Hzgl. Minifterium habe (wegen Sachfen = &os 
burg» Saalfeld) dem Grßhzgl. Staatöminifterum zu Weimar 
eröffnet, daB von Seiten ber Hizgl. Sachen» Goburgifchen 
Lanbichaft die Zuftimmung zur allmähligen Berichtigung der 
Forderung in Frage aud Landesmitteln erflärt worden fey, umb 
deßhalb die Verfügung getroffen worden, daß zur Abtragung der 
erwachfenen Zinfen und Koften fofort die Summe von 15,000 fi. 
rheinifch abfchläglich nadı Weimar bezahlt, der Ueberreſt dieſer 
Zinfen und SKoften aber in der erften Hälfte bed Jahres 1837, 
ſpaͤteſtens bis zum 30. Juni, berichtigt werden folle. 
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„Mehr ſofort könnten die Landescaſſen nicht tragen; doch zear, 
fey man bereit, nach Zilgung des Zinfen- und Koftenbetrags 
die verbleibende Sapitalfumme von 16,296 Rthlr. 11 Cr. 10 Pf. 
nah und nad, in jährlichen Raten von 2000 fl. vom 1. Suli 
1837 beginnend, abzuführen, die jedesmalige Gapitalfumme 
inmittelft mit 3',, Procent zu verzinfen und zur Sicherftelung ber 
Gröhzel. Landfchaftscafle, Hzgl. Sachſen⸗Coburgiſche Tandfchafts 
liche Obligationen zu geben. 

„b) Wegen des theilweifen Befibed bes Hzgth. Sachfens 
Hildburghauſen wolle man Sachjen-Coburg-Gothaifcher Seits der 
Gryhzgl. Weimagiihen Regierung, unter vorausgefeßter Ber 
rrhtigung einer gewiffen Zahl, — die auch feinen Anftand gefunden 
zu haben ſcheint, — die Zinfen bis zum 30. Juni diefes Jahre, die 
Samtfumme aber ganz in berfelben Weiſe wie ad a, berichtis 
gen laſſen. 

„Das Grßhzgl. Sacıfen » Weimarifche Staatsminiſterium 
habe daranf ablehnend geantwortet, jedoch um feiner Geitd 
die ſchon bezeigte Bereitwilligfeit zu Siitirung des bei dem Buns 
deötage num ungern eingeleiteten Erefutionsverfahrend zu beweifen, 
folgende neue motivirende Borfcläge gemacht: 

1) Die, fammtlichen, dem Grfhzgth. zugehörenden und 
618 zum Zahlungstage zu berechnenden Zinfen, fo wie die demſelben 
in erflattenden Koften, werden, was die urfprünglic, Coburg⸗ 
Saalfeldifche Schuld betrifft, bis fpäteftend zum 1. Januar, und 
was die urfprünglic; Sachſen⸗Hildburghauſiſche Schuld betrifft, 
bis fohteftend zu Oſtern 1837 baar ausgezahlt. 

2) Zur Zahlung der GCapitalpoften wird unter diefer Vor⸗ 
ausſetzung eine vierjährige Stundung absque novatione zugeftanden, 
ſo daß diefelben in vier gleichen Sahresraten, mit dem 1. Januar 
1837 beginnend, baar zu entrichten find. 

3) Die fünfprocentige, Durch die austrägalgerichtlichen Er⸗ 
kenntuiſſe feftgeftellte Verzinfung des Capitals, bleibt für alle 
rüdftändigen Theile deffelben auch fernerhin beftehen, und es find 
die darnadı zu berechnenden Zinfen in hafbjährigen Raten, vom 
1. Juni 1837 beginnend, baar abzuführen. 

4) Sn dem .unverhofften Falle, daß die sub 1. 2. und 3. 
bedungenen Zahlungen nicht pünktlich eingehalten werben follten, 
treten für den ganzen NRüdftgnd die austrägalgerichtlichen Er- 
lenntniſſe mit ihren Kolgen, nach der Bundesexekutions⸗Ordnung 

Eeonhardi, über Austrägalverfahren, 16 
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1227, vom 3. Aug. 1820, ſofort in Kraft, und es wird dies in einer 


1837, 


gemeinfchaftlichen, bei dem Bundestage zu bewirfenden Anzeige, 
unter Angabe der einzelnen terminlichen Abfchlagezahlungen in 
Ziffern, und unter jenfeitiger DVerzichtleiftung auf alle weiteren 
etwaigen Einreden gegen bad Exekutionsverfahren, ausdruͤcklich ers 
Hart und anerfannt, auch durch das Hzgl. Minifterium eine 
beftätigende Erklärung des Hzgth. Sachjen- Meiningen vers 
anlaßt. 

„Diefe Borfchläge fegen von Hzgl. Eoburg-Gothaifcher 
Seite den Ständen bed Herzogthumd vorgelegt, aber noch Tein 
Refultat bis jetzt deßfalls erfolgt. 

„Die Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifche Geſandtſchaft er: 
fuche daher, da der Anlaß zu einem Abkommen in Güte vor: 
handen fey, für das Hzgth. Sachen» Coburg-Gotha um eine 
Erweiterung der deßfalls beſtimmt gewefenen Friften, während 
diefelbe für den Grßhzgl. Sächfifchen Hof auf unbebingte 
Kortfegung des eingeleiteten bundeöverfaflungsmäßigen Erefutiong- 
verfahrens den Antrag richten folle.« 

Hierauf wurde ©. 64. beichloffen, diefe Erffärung an bie 
Exekutions⸗Commiſſion abzugeben. 

Bevor jedoch Ießtere Commiffion Vortrag erflattete, erklärte 
der Grßhzgl. und Hzgl. Sächſiſche Gefandte, Sess. VI. 
g, 71. ©. 164: „daß nachdem von Geiten des Hzgl. Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gothaiſchen Minifteriumd, in einem unterm 21. Febr. 
dieſes Jahrs an das Grÿhzgl. Saͤchſiſche Staaatsminiſterium zu 
Weimar erlaſſenen Schreiben, dieſem zu erkennen gegeben wor⸗ 
den ſey, daß, und in welcher Maße, in Folge einer von den Stän⸗ 
den des Hzgth. Sachfen » Coburg erfolgten Erklärung, Die 
beiden Forderungen bed Grßhzgth. Sachen an dad Hzgth. 
Sachſen⸗Coburg, beziehungsweife bi8 zum 1. Mai und 1. Juli 
dv. J. vollftändig aus Landesmitteln befriedigt werden follten, auch 
von Seiten der Grßhzgl. Sächſiſchen Stantöregierung . diefeg, 
verfteht fi ohne Neuerung angenommen worden, ber Gefandtfchaft 
der Befehl zugegangen fey, bei hoher B. V. die Einftellung des 
eingeleiteten Erefutiondverfahreng, bis auf Weiteres, zu beantras 
gen, die Wiederaufnahme deffelben aber für ben, wider Verhoffen 
eintretenden Fall, daß die verfprochenen Zahlımgen in ben be: 
ſtimmten Kriften nicht erfolgen follten, ausdrücklich vorzubehalten. 
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Hiermit iſt wohl dieſe Streitſache als beendet anzuſehen, 
de von Schwarzburg⸗Rudolſtadt, welches im Anfange derſelben 
mit auftritt, in ben Protofollen bi8 hierher nichts weiter ers 
wuhnt wird. 


A. Sententia, 

„In Austrädalfachen Anwalts des Großherzogthums Sachſen⸗ 
Beimar-Eifenad,, Klägers, wider ben Anwalt des Herzogthume 
Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld und des Herzogthums Sachfen » Hilbs 
burghassfen, ex post des Herzogthums Sachlens Coburg s Saalfeld 
allen, modo des Herzogthums Sadhfen- Coburg» Gotha und des 
Herzogthums Sachen Meiningen-Hildburghaufen, Bellagten, wegen 
gerderung aus dem Thüringer Rayonverbande, in specie an 
dad vormalige Herzogthum Sadyfen » Coburg» Saalfeld, wirb zus 
vorderſt beiben Theilen des in vorftehender Maße vervollftändigten 
rabri causae für die Zukunft fich zu bedienen aufgegeben, fobann aber 
von Uns Wilhelm bem Bierten, von Gottes Gnaden Könige 
ded vereinigten Reichs Großbritannien und Irland, auch Könige 
von Hannover, Herzoge zu Braunfdjweig und Lüneburg ıc. ıc. 
im Namen und Auftrag ber hohen Deutichen Bundesverſammlung 
für Recht erfannt: 

Daß beflagte Gouvernement® fchuldig und verbunden, bie 
Magbar gemachte Summe ad 31,313 Rthlr. 2 gGr., ben 
Sperieöthaler zu 1 Rthlr. 10 gGr. gerechnet, nebft Vers 
zugszinfen zu fünf Procent vom 11. Juni 1818 bie zum. 
Zahlungstage, an klaͤgeriſches Gouvernement zu entrichten, 
auch die auf diefen Nechteitreit verwandten Koften allein 
ju tragen. 
Bon Rechtswegen. 
Publicat, im Oberappellationdgerichte Selle den 15.Rov. 1832. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 
(L. 8.) A. v. Beulmiz. 
Strampe." 


16 * 
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Entscheidungsgründe, 


| 
„Mittelft einer am 21. October 1813 zwifchen den hohen verbundeten 
Mächten Defterreich, Rußland, Preuſſen, England und Schweden abgefdhloi: 
fenen Convention wurden die Brundfäge feftgeftellt, wobei nad) dem in: 
marſch in dad Innere von Deutfchland die occupirten Ränder zum groößern 
Nutzen der gemeinſchaftlichen Sache adminiftrirt werden follten. 
Mit Anerfennung der Nothwenvigkeit, daß jedes oceupirte Land zu den 
Kriegslaften herangezogen, und ihm eine der allgemeinen Sache förderliche 
Militärorganifation gegeben würde — (necessit& absolue, de faire contri- 
buer tous les pays occupes aux frais de la guerre, et donner a chacun 
une organisation militaire, la plus conforme au soutien de la cause ge- 
nerale) — errichtete man zur Ausführung und Leitung der temporären 
Bermwaltung unter der Benennung: »departement central d’administration 
temporaire«, oder oberfte® Berwaltungsdepartement, einen Gentralpunct, 
welhem im erften Artikel alle Gewalt der alliirten Mächte felbd (— » muni 
des pouvoirs de toutes les puissances allidees« —) beigelegt wurde. 
inter der Autorität dieſes Departements waren alle für den Augenblid 
fouverainfofe oder nicht zur Allianz getretenen Länder geftellt (art. 2. »sans 
Souverain, ou dont le Souverain n’aura pas accede a T’alliance contre 
Tennemi commun«), während in Rüdficht folher Länder, deren Zürften 
der Allianz beitreten würden, der Brad der Einmifhung des Centraldepar⸗ 
tements in die innere Verwaltung durd eigene Verträge (Cart. 3.) feftge- 
teilt, und alsdann bei den betreffenden Fürften ein von jenem Departement 
abhängender Agent angeftellt werden follte (art. 4.). Die Direction des 
Departements unter eigener Berantwortlichkeit (art. 7.) war durch die 
Wahl der hoben Mächte dem Minifter von Stein mit der Befugniß über: 
tragen, die ihm nöthig Icheinenden Bureaur nach Gefallen zu errichten (art. 8.), 
und gleihwie übrigens das Departement von allen Befehlen der hohen 
Mächte abhängig blieb, fo hatte ed denfelben audy über feine Berwaltung 
Rechenſchaft abzulegen, weß Endes die Mächte zur Vereinfachung und Be- 
(hleunigung des Verfahrens eigene Plenipotentiarien beftellten, an welche 
der Departementschef zu berichten habe (art. 10. 11.). 
Unter den (art. 12.) aufgezählten Attributen des Gentraldepartemente 
war (sub. num. 1.) auch namentlid die Ernennung von Agenten bei den 
nach art. 4. der Allianz beigetretenen Fürften bezeichnet. In Beziehung auf 
letztere kamen unter andern mit den Sädfiihen Fürftenhäufern Erneftini | 
fher Linie unterm 24. November 1313 völlig gleichlautende Acceffions- | 
verträge zu Stande. (S. Anl. IL der Schwarzb. Sondersh. Deduct. und 
die Mote.) | 
Sn dieſem baben die Fürsten 
1) dem Rheinbunde und allen daraus hervorgehenden Rechtöverhält: 
niſſen entfagt (art. 1.), 

2) ſich verpflichtet, die Sache der Unabhängigkeit Deutſchlands Dur dh 
alle innen au Gebot ſtehenden Mittel zu unterflüßen 
Cart. 2.), und 
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3) fo wie von den hohen Mächten diefen Zürften ihre Souvesainetät 
und Beflgungen garantirt worden, fi ihrer Geitd allen Vorkeh⸗ 
rangen unterworfen, die zur Erreichung jenes Zweckes nothwendig 
erfheinen würden. 


(Art. 4. Par contre leurs Altesses s’engagent a cet égard 
en general aux arrangemens, qu’exigera l’ordre des choses, 
qui sera definitivement &tabli pour le maintien de Vindepen- . 
dance de l’Allemagne.) 


Unter Grundlage diefer Acceffionsuertrage waren kurz darauf uoch meb- 
rere Nebenverträge rückſichts einzelner Puncte 'abgeichloffen, worunter der 
erfe vom 24. November d. a. (Anl. IV. der Sondersh. Ded.) die Stellung 
des Eontingents, ein zweiter vom 43. November d. a. aber bie 
Raturalverpflegung an die verbündeten Armeen betraf (Anl. V. ibid.); im 
letztern hatten die Mächte Rußland, Oeſterreich und Preuflen zwar über- 
nommen, den fehsmonatlihen Bedarf zur Verpflegung ihrer Heere aus 
ihren Staaten nachzuſchieben (art. 1.), die verbündeten Staaten aber, weil 
die deffallfigen Maßregeln aber erft nach wieder aufgehender Schifffahrt 
und bei fahrbaren Wegen ihre volle Ausführung erhalten Tonnen, ſich an ˖ 
deiſchig gemacht: 

"den Verpflegungsbedarf der Armeen nach den jedesmaligen 
Forderungen des Generalintendanten, oder, in dringenden 
Fällen und bei Märſchen, nach denen der Corpscommundanten gegen 
Quittung zu verabreihen, und in die zu Defignirenden Magazine abs 
äuliefern «. 


Außerdem war in einem dritten Mebenvertrage (Anl. VI. ibid.) von 
ten Fürſten, die dem Rheinbund entfagt, noch die Berpflichtung uber: 
ROmmER: 

wald Bedingung der mit ihnen geichloffenen Allianz, außer den von 
ihnen zu ftellenden Eontingenten, auch noch mit ihrem Credit zur 
Herbeifhaffung der Kriegslaften mitzuwirken, und diefen Credit bie 
zum Betrage der Bruttveintünfte ihrer Zander von einem Sabre 
auszudehnen“. 


Das oberfie Berwaltungsdepartement fand es angemeflen, vorzüglich 
unter Berudfichtigung der geograpbifchen Lage der betreffenden Staaten, die- 
ielden in gewiſſe Diftricte (Rayons) zu verbinden, deren Zwed von bems 
ielben dahin fehr deutlich ausgefprochen worden ift: 


»da6 das Zuſammentreffen verfihiedener Snftitutionen für die Ver⸗ 
pflegung, die Armeepolizei und das Lazarethweien im Rüden der 
verbündeten Armeen, die Sorge für-eine übereinftimmende, vollſtän ⸗ 
Dige und fchleunige Ausruftung und Eompletirung der Truppencon: 
tingente , die Errichtung des Landfiurms und die dabei vorkommende 
obere Aufficht und Verwaltung es nothwendig machten, Daß für die 
Difricte, weldhe zwar verfhiedenen Heeren gebörten, 
ihrer naturlihen Befchaffenheit und Lage nach aber ein 
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Ganzes bildeten, die Functionen des oberſten Berwaltungsbepart» 


ments in eine Unterbehoͤrde centralifirt würden. 


($. 1. der dem Freiherrn von Riedeſel ertheilten Inftrucion 


som 10. December 1813.) 


Zu biefen alfo gebildeten Diftricten oder Rayons gehörte auch der Thü ⸗ 


ringifche, wozu anfänglich 
A) die Herzogthümer Sachen « Weimar, Gotha, Meiningen , Coburg 
und Hildburghaufen — fodann _ 
B) vom Königreihe Sachen auch der Thuͤringiſche Kreis, die Befigun: 
gen der Zürften von Schwarzburg, der Grafen von Stolberg und 


der Königlich - Sächfifche Antyeil an der Grafſchaft Hennederg in 


Stanfen gehörten. 


Die Wahrnehmung des Iuterefle der verbündeten Mädte wurde von 
dem Eentraldepartement dem Fürften Repnin, und zwar in fo fern jene 


Länder zum Königreihe Sachen gehörten, ald Generalgouverneur, in fo fern 


fie aber eigenen Gouverains unterworfen, ald Agenten oder Bevollmächtigten 
des Departements übertragen, dergeftalt, daß das erfte Verhältniß adminiſtri⸗ 
rend, .das zweite aber nur fürfehend (daß die von den einzelnen Saw 
veraind übernommenen Berbindlichkeiten gegen die verbündeten Drächte 
genau erfüllt würden) feyn follte. (6. 2. ibid.) Für beiderlei Yunctionen 


wurbe dem Fürſten Repnin der Sreiherr Georg v. Riedefel zu Eifem 
dad) unter dem Namen einede Generalcommiffärs mit mehreren, in 
der ertheilten Inftruction vom 10. December 1813 aufgeführten, befonden 


Beſtimmungen resp. zu⸗ und untergeordnet. 
Dieß Verhältniß erlitt aber bald nachher eine Abänderung dahin, daß 
1) von den Thüringiſchen Rayonlanden die Königlich » Sacliichen Be: 
ftandtheile wiederum abgetrennt, 
2) die Fürftenthümer Schwarzburg-Rudolftadt und Sondershaufen, ned 
den Fürſtlich ⸗Reußiſchen Ländern hinzugefügt, und 
3) die Eigenſchaft des Freiheren v. Riedeſel als eines unter dem Zürften 
Repnin ftebenden Generalcommiflärs in die eines unmittelbaren 
Agenten des oberften Berwaltungsdeparteptents verwandelt wurde. 
Lediglih auf dieſe Abänderungen beziehen fir, die Abweichungen 
derjenigen SInftruction, welhe dem Freiherrn v.Riedefel sub dato Frankfurt 
ben 10. December 1813 gegeben , von der fpäterbin sub dato den 43. De 
cember 1813 ertheilten, wie foldhes deren Iufammenftellung in der Anl. 14. 
ber Schwarzdurg - Sondershaufifchen Deduetion, worauf beklagtiſcher Seit 
Bezug genommen worden, unmwiderfprechlidy ergiebt. 
Tamentlih war in Bezug auf das jetzige Streitverbältniß im $. 3. diefer 
Snftruction feftgefeht: 

"Die Berpflegung der verbündeten Truppen geſchieht 

a) in den Etayenorten an die durchmarfchirenden Truppen, 

b) in den Berpflegungsrayons an diejenigen Truppen, melde 
von der Generalintendantur Darauf angewiefen feyn werden. Bei 
Gtapenverpflegungen forgt der Generalcommifſär dafür, daß, nad 
Anleitung des Saapenregulatios, an den Etapenorten Pleinere oder 
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größere Magazine von Lebensmitteln und Fourage, Depots von 
Schuhen, Parks von Wagen und angefchirrten Pferden x. bereitet 
werden, und nimmt über dad Bedürfnis und die Beichaffenheit 
Rückſprache mit den Gtapen-Infpectoren. Die Aufbringung 
diefer Lebensmittel wird von ihm, unter Rüdfprade 
mit den Landesbehörden, aufden ganzen Diftrict ver 
bältnißmäßig vertheift." 

Der Agent v. Riedefel hat diefe Inftruction, nachdem er den betreffen» 
den Zandesherren fein Ereditiv als Generalcommiflar überreicht, den ver 
ſchiedenen Regierungen, und namentlih dem Gebeimenraths.Collegium zu 
Hildburghaufen unterm 13. Zanuar 1814, mitgetheilt, und außer mehreren 
nit hierher gehörigen Anforderungen um 

a) Beftellung eined Deputirten, 

b) Mitrheilung der Acceffionsvertrage, 

ce) Ratiftifhe Ueberſichten nad einem beigefügten Schema, und 

d) Aufftellung der bisherigen Erlittenheiten bis zum 10. Januar 

1814 

gebeten, worauf Antworten, und zwar von dem beflagtiihen Geheimenraths⸗ 
Colegium unterm 29. Zanuar 1814, eingegangen und die Deputirten zu 
den Con ferenzen nambaft gemacht worden find. (Anl. 6. der Weimariſchen 
Deduction.) 

Tiefem vorgängig, baben legtere ſelbſt zu Arnftadt im Schwarzburg⸗ 
Sondershaufifhen ihren Anfang genommen. 


In der erften am 25. Februar 1814 gehaltenen Conferenz (Anl.6. ibid.), 
wurde nach deren Eröffnung von dem Agenten der Hauptzwed der gemein- 
ihaftlichen Arbeiten dahin feftgeftelft: 
»Ausmittelung der Leiftungsmöglichkeit jedes der sin 
»zelnen Länder des Rayons und feines Beitragsver: 
»bältniffes zu den allgemeinen Bedürfniffen der 
»alliirten Heere;« 

und zur Beſtimmung dieſes Verhaͤltniſſes wurde für nöthig erachtet, 

1) den natürlichen Zuftand und das gewöhnliche ungeftörte Berhält: 

niß dieſer Länder, 

2) den gegenwärtigen Zuſtand derſelben nach den mancherlei ge⸗ 

brachten Opfern oder erlittenen Verluſten 

näher zu erörtern, 

» ketzteres jedoch nicht als Liquidirung in Beziehung auf die von 
»den hohen verbündeten Mächten jn den Acceſſionsurkunden zuge: 
»fiherten Bergistungen, ſondern gegenwärtig nur zur Ausmit. 
stelung der fernern billigen und verbältnigmäßigen 
»Herbeiziehung der einzelnen Ländet zu den oberwähnten 
»allgemeinen Erforderniffen.« 

As letzter Zwed! war dabei von dem Agenten felbft angedeutet: 
vmöglichft auszumittelnde gleiche Theilnahme und Mitwirkung zu 
»dem heiligen großen Ziele, Erringung und Erhaltung der allgemei- 
znen deutſchen Nationaffreibeit und Ehre.« . 
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Man kam ferner überein: daß, um den natürlichen Zuſtand der Länder 
beſtimmen zu koͤnnen, man mehrere Verhältniſſe derſelben zu berückſichtigen 
und theils nach allgemein bekannten, theils nach treulich anzugebenden No⸗ 
tizen auszumitteln und bei Beſtimmung des Leiſtungsverhältniſſes anzuneh⸗ 
men babe. 

Als folhe wurden in Berfolg der Verhandlungen in den Eonferenzen 
vom 25. Februar und 4. März 1814 (Ant. 13. der Weim. Ded.) folgende 
beftimmt: 1) Arealgebalt, 2) Einwohnerzahl, 3) Städte», Dörfer» und 
Häuferzahl, 4) Spannviehzahl, 5) Contingentftärfe, 6) einjährige Brutto: 
Landeseinnahme, 7) Eulturfähigkeit (urbare Flaͤche und deren Produckions- 
vermögen nach fünf Claſſen), 8) induftrielle Production der verſchiedenen 
Lande nach zehn Elaffen. 

Der lebtere Punct wurde gleihmohl in der Conferenz vom 5. März d. a. 
(Anf. 13b. ibid.) wegzulaffen befhloffen, fo daß alſo nur fieben Diviforen 
übrig blieben, wobei unter mehreren, weiter in das Detail gehenden Modi⸗ 
ficationen das durchſchnittsmäßige Nefultat der dazu vorzulegenden Materia: 
fien mit den Angaben von drei GStatiftifern in weitere® Durchſchnittsver⸗ 
hältniß gefegt, und fo ein Generaldivifor ermittelt werden follte. (Ant. 15. 
ibid.) 

Sn der Eonferenz vom 2. April 1814 eröffnete der Agent die vollendete 
Zufammenftellung fammtlicher, nad) den vorhin beftimmten Grundfäßen er: 
forfhten Verhältnißzahlen und den daraus refultirenden Goncurrenz- 
maßftab, welcher unter den betreffenden Rayonftaaten folgenden Beitrags: 
fuß ergab: 


L SadhfensWeimar » - zum Hundert 13,ner. 
IL Sachen - Eifenad - . . 9» » 6,1133. 
IM. Sachſen⸗Hildburghauſen » » 5,0555» 
IV. GSadien -Sotba . . - . . 14,*310. 
V. Sachſen⸗Altenburg re » 15,6762. 
VL Sadhfen : Coburg » Saalfeld _ » » 9,04. 
VIE Sachſen⸗Meiningen » » 8,3832. 
VIII. Schwarzburg: Sondershaufen. v » 8,2786. 
IX. GSchmarzburg » Rudolftadt » » TOT 
X Die Reuffiihen Lande » » 10,8188- 


Nach diefem Mafftabe follten, wie ed im gedächten Protokolle heißt, 
zwiſchen den fämmtlichen Diftrictslanden die von denfelben feit dem 1. März 
1814 geleifteten ordentlichen SKriegspräftationen (mit Ausnahme der 
Lazarethfoften, der Kriegsſchäden dur Brand, Verwüſtung ıc. und der 
Koften des eigenen Militärs) wechfelfeitig ausgeglihen und vergütet 
werden. Dabei war bemerft,, daß zwar bei fünftigen Leiftungen auch auf 
die bereitd getragenen Laften Rückfiht genommen werden folle, darüber ſich 
aber vor Berichtigung der verabredeten Liquidationen nichts fetfegen laſſe, 
daher 

»dem Herrn Agenten ıc. von fämmtlichen Deputirten vertrauensvoll 
überlaffen wurde, nad Beendigung der Liquidationen zu beftimmen, 
in weſcher Maße bei künftigen Kriegspräftationen einige Ausgleichung 
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der vorhergegangenen, mittelſt billigmäßiger größerer Heranziehung 
derjenigen Länder, welche weniger geleiſtet, mit der fernern Ber 
tragsfahigfeit derfelben vereint werden könne.« 

Diefe Mitberudfihtigung früherer Erfittenheiten war ſchon in einer 
frühern Eonferenz vom 1. März d. a. (Anl. 11. der Beim. Ded.) zur 
Sorache gefommen, und mit Erwähnung einer von Sachſen⸗Meiningiſcher 
und Hildburghaufifcher Seits gemachten Einwendung, ruͤckſichts deren die 
Grunde und Gegengründe in fchriftlihen Memoiren (Anl. 12. ibid.) enb 
widelt find, ohne Beachtung der legtern per majora befchloffen : 

1) die Berehmungen follten vom 1. September 1813 anfangen; 

2) auch noch frühere Erlittenheiten follten hiſtoriſch dargeſtellt werben 

tonnen; 

3) ausgeihieden blieben die nicht zum Fortkommen und Unkerhalt der 
Truppen nothwendigen, die der Fähigkeit zur fernern Leiſtung nicht 
unmittelbar nachtheiligen Erlittenbeiten, die durch Plünderung, Ber 
wuRung x. und es folte 

4) Fein Unterihied zwifchen den durch Feind oder Freund beranlaßten 
GErlittenheiten gemacht werden, 

weil es:dermalen lediglid auf Ausmittelung des 
"sReiftungsvermögens anfomme», 


übrigend wurde eine bloß approrimative oder wahrſcheinl iche Berech 
aung, die der pflihtmäßigen Angabe der Landesbehörden zu überlaflen, für 
birreihend erflärt, und in ber Sitzung vom 3. März d. a. (Anl. 12. ibid.) 
der terminus ad quem der zu berechnenden Grlittenheiten auf dad Ende 
Februars 1814 feſtgeſetzt. 


Nach dieſen Grundſatzen find die Erlittenheiten ſelbſt in ſieben Claſſen, 
namentlich 1) Verpflegung der Mannſchaft, 2) Verpflegung der Pferde, 
3) gelieferte Kleidung, 4) Lazarethaufwand, 5) Berluft an Spannmittel, 
6) geleiftete Spannung, und 7) insgemein — unter Trennung des ordnunge- 
mäßigen Aufwandes von dem durch Plünderung und Verwüſtung entftan- 
denen — eingetheilt und, unter Srunblage der von den Regierum 
gen eingefandten Materialien, in eine tabellarifche Neberficht gebracht 
worden, wobei jedoch der nicht ordnungsmäßige Kriegsaufwand nur zum 
vierten Theile in Anſchlag gebracht ift. 


Nach Diefer Ueberſicht (Beil. 56. u. 57. bi veränderte ſich bann die 
ebgebachte Beitragsquote zum Hundert 
a) für Weimar und Eifenach aus 20,0 in . » 15,00100 
und - 
b) für Hildburghaufen aus Ss a . .  - 71285 


Ueber die Billigfeit einer alfo bewirken Abänderung bes früher aufe 
gefellten natürlichen Diviford durch theilweiſe Berückſichtigung ber durch 
frühere Laft eingetretenen Kraftichwächung bat fi) der Agent in einem am 
19. September 1814 den Deputirten vorgelegten fchriftlihen Memoire 
(Beil. 58. ibid.) außgefprochen. In der Conferenz vom 14. September 1814 
(Beil. 55. ibid.) hat er obige Tableaux vorgelegt, aus welchen fi die ans 
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gegebenen Quoten ergeben, und baben lauk Schluſſes fammtliche Deputirte 
verfihert, daß fie Die Billigkeit des aufgeftellten Ausgleihung®: 
Syftems, in fo weit fie dermalen dad Tableau zu überfehen im Stande 
wären, nicht verfennen fönnten, jeboc werde, wird hinzugefügt, ber 
Generalcommiſſãr erlauben, daß, wenn: ber Eine oder det Andere diefe oder 
jene Bedenklichkeiten hate, er foldye mittheile. 

Daß folhe Mittheilungen gefhehen, darüber ergeben die folgenden Eom- 
ferenzen sberall nichts. 

Nach dem auf dieſe Weiſe ermittelten Eoneurrenzfuße fam es jetzt auf 
den modus der Leiſtung und demmächſtigen Ausgleichung felbk 
an. Hierüber war zuerſt nach dem Schluſſe des Eonterengprotokollt som 
2. April 1814 im Wefentlichen verabredet: 

1) Zur Umgehung der mit gemeinfchaftlicher Adminiftration verbundenen 
Beſchwerden, fellten die Beiträge, die nadı dem Rechnungsabſchluß ein Land 
an das andere zu leiften, vom 1. Mär; an in Gelde nad namhaften 
Preifen gefchehen, beide Ränder jedod verbunden ſeyn, mad vierzehn: 
tägiger Kündigung die ein Land treffenden Rationen. und Yortinne: in 
natura resp. zu leiften und anzunehmen. 2 

2) Zu Ende jeden Monats würden über die- jur Ausgleichung 
geeigneten Leiſtungen die Rechnungen geſchloſſen, und vor Ablauf der erſten 
Hälfte des folgenden an den Agenten geſchickt. 

3) Weber die Leitungen ſelbſt ſollten vom Militär oder eventualiter 
bon, der Obrigkeit ausgeſtellte, son den Deputirten beglaubte Atteſte bei⸗ 
gebracht werden. 

4) Auf dieſe Berechnung werde ſodann der Agent die Re 
partition und Ausgleichung bewirken. Das Herauszuzahlende fey 
vor dem Ende des folgenden Monats abzuführen. 

5) Die Deputirten der Länder, die Vergütung erhielten, verpflichteten 
fih, Dem Agenten über die richtige Verwendung Borlage zu machen, umd 
zu forgen, daß fle nicht zu andern Zwecken verwendet würden. 

6) Bei ſtarken Durchmärfhen bleibe dem Agenten überlaffen, die Unter: 
ftübung des betreffenden Landes durch die Nachbarlande mittelſt Natural⸗ 
lieferung zu verfuͤgen. 

. Dieſe Bereinigung über ein Geldausgieichungs⸗ Soſtem erjitt in der 
Folge, und namentlich im Anfange Mai 1814, bei dem Rückmarſche der 
Muffifihen Trubpen einige Modificationen. Indeſſen hatten fib, laut Schlui- 
ſes der Gonferenzhandlung vom 14. Mai d. a. (Ant. 28. 1b), die Diyutir- 
ten von Altenburg, Gotha, Eoburg, Somderähaufen und auch Hiſdburghauſen 
bereitwillig erklärt: 


vnach @inreihung der monatlihen Nachweifungen auch die bevor- 
fehenden Rufiihen Duschmärfche und Die Deßfalifigen Krieyslaften 

nach dem vorhin angenommenen Maßſtabe auszugleichen. . . 
Insbefondere wurde in obiger Beziehung, laut Conferenzprotokolls vom 

15. Mai 1814 (Ani. 29. ib.) sub num. 2, verabredet: jedes Diſtrictsland 
folle feine Quote in Bereitfchaft haben; diejenigen, Pie nach den Dislocations 
plänen nicht fo viele Verpflegung, als ihre Quote betrage, keiſten würven, 


+‘ 
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lieferten entweder das Uebrige an die benachbarten Bänder, welche Ainter- 
ſauzung zu fordern hätten, oder fe vergüteten es auf folgende Art: es ftebe 
nämlich, Dem Unterflügung erhaltenden Lande frei, ſolche in natura zu ver; 
langen, oder für die Verpflegung und fonftigen Leiftungen zu forgen, und 
dafur eine Bergätung in Gelde anzunehmen; im erftern Fall trete, wenn 
dad Land, welches ſchuldig fey, die Naturaflieferung nicht ſelbſt bewirfe, auf 
deſſen Koften, jedoch unter folidarifcher Garantie der fämmtlihen Diftrictd- 
Sande, unter Leitung des Agenten die Admodintion ein, und die Zahlung 
muſſe nach den dem Lieferanten zugeftandenen Yreifen gefchehen. Im zwei 
ten Salle, wenn eine Geldvergütung angenommen, würden für den der⸗ 

maligen Durchmarſch andere (benannte) Preiſe feſtgeſetzt. - 


Die Admodiation durch Accorde mit den Lieferanten zur Errichtung 
von Hulfsmagazinen, woraus mehrere Hauptetapen die uöthige Unterftügung 
emyfingen, ift nachmals wirklich eingetreten, und hat einen Aufwand von 
24,200 Rthlr. veranlaßt, wovon auf beffagtifhen Staat 5,930 Rthlr. zur 
Mebertragung und Berichtigung repartirt worden find. 


Rad Anleitung diefer Beimmungen find die verſchiedenen Derpflegunge 
und Transport» Bedürfniffe für die allüirten Heere in den verfchishemen 
Ciapenbezirken aufgebracht, dem Agenten find die Berechnungen darüber 
eingeſandt, und es ift mit Prüfung, Monirung, Herausfegung und Regu⸗ 
litung der eingereihten Liquidationen verfahren, worüber das Nähere aus 
den Gonferenzurotofolen vom 17. Mai 1814 (Anl. 31. ibid.) und 13. Sep⸗ 
teaber d.a. (Anl.53.und 54. ibid.) erfichtlich if. Inter eben diefen Grund 
laden find denn aud ferner die Ausgleihungsberehnungen felbfk, 
weiche in Folge der urfprünglichen Abrede monatlich hätten abseſchloſen und 
berichtigt werden ſollen, durch den Agenten aufgeſtellt. 


Die erfte derſelben, worin die Quotiſation und Berechnung bloß nach 
dem zuerſt aufgefundenen natürlichen Diviſor geſchehen, umfaßt bloß die 
Monate März und April 1814 (Anl. 32, und 33. ibid.), und bat der Ngemt 
yes Reiultat derfelben den ſaͤmmtlichen Deputirten in einem Memoire vom 
A. Mai eröffnet. (Ani. 36. ibid-) Es ergibt fir Sachſen⸗Hildburghauſen 
ein restituendum as Eiſenach yon 1607 Thalern. 

Da inzwifhen diefe Ergebniffe in der Kolge mnrealifirt blieben, fo bat 
der Agent in der Schlußberechnung über ben ganzen fech6monatlichen Zeits 
ran vom Marz bie ult. Auguſt 1814, (welche ſich übrigens zugleich mit 
auf die Rieferantenforderung ausdehnt): die aus der Perüquatioit der beiden 
eiften Monate bervorgegangenen Summen mit aufgenommen. Diefe Scius 
berechnung felbft ergiebt einen Gefammtaufwand von 

1,481, 204 Rthle. 9 Or. 6 Pdf. . . 
nur für die Zauber Weimar und Eiſenach, Aitenburg, Sinboltebt und Neuß 
ein Credit von 
166,645 Rihlr. 
weiches als dohet zu dem begleihenden Betrage für die wdheigen Rayon- 
lande Sachſen⸗Gotha, Coburg, Diroweghaufen, Meiningen und Sonbers’ 
danſen aufgeführt iſt. mal. 67. — 8. ib) 
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Davon beträgt an Credit 

1) der auf Sahien-Weimar fallende Antheil 23,018 Thlr. 18 &r. 11 Pr. 
wovon auf Hildburguien -» : 4092 16 —» 
affignirt find. 

2) der auf Sachfen-Eifenach fallende Antheil 97,591 Thlr. 8Gr. 6 Pf. 
wovon auf Hildburgbaufen . - - 23,800 » 8» 6» 
verwieſen find. . 

Laut Eonferenzprotofolls vom 18. September 1814 (Anl. 63 ibid.) if 

noch unter allgemeiner Anempfehlung der Billigkeit 

a) Herabfegung der obigen Forderungen (jedod mit Ausnahme der der 
Lieferanten) um ein Biertbeil, und 

b) terminliche Zahlung in vier auf Michaelis und Weihnachten 1814 
und Michaelis 1815 und 1816 feftgefegten Friſten 

in Borfchlag gebracht, welchen Vorſchlag die fämmtlihen Depufirten zwar 
für ihre Perfon der Lage der Sache angemeffen, fih aber, in Erman- 
gelung einer beftfimmten Snftruction, zu einer definitiven Erflärung 
außer Stande erflärt, jedoch einen Vortrag darüber bei ihren Regierungen 
erpromittirt haben, nach deren Entfchließung fie fich weiter vernehmen laſſen 
wollten. 

Auf obige beiden Modificationen beziehen fi die von dem Agenten 
unter Örundlage der General-Ausgleihungsberechnung gefertigten, fo rubri- 
eirten amtlichen Webermweifungen der Ausgleihungsfummen für die Herzog- 
thümer Sacdfen» Weimar und Eiſenach vom 5. October 1814, worin fi 
zugleich die zu zahlenden Beträge für jeden einzelnen Termin aufgefüßrt 
finden, (Anl. 69.und 70. ibid.) und wonad) dasjenige, was Sachſen⸗Hildburg 
haufen zu reftituiren bat, 

a) für Sahfen: Weimar auf 5%8 Rthlr. unb 
b) für Sachſen⸗Eiſenach auf 17,661 Rthlr. zu ftehen kam. 

Mit der Sonferenz vom 18. September 1814 (Anl. 63. ibid.) wurden 
. die ſämmtlichen Berbandlungen gefchloffen, 
nachdem, wie es am Schlufle des Protokolls heißt, man vor: 
ber von Seiten der gefammten Deputirten dem Agenten 
für die ausgezeichnete Sorgfalt den innigften Dank ge: 
bradt hatte, auf den er durch feine eifrigen Bemubun- 
gen für dad Befte des Rayons in jeder Hinfiht fi die 
gerechteſten Anfprüde erworben« 


Diefe Berbandlungen find ed nun, worauf die jet geitenb gemachten 
Yorderungen zunächft bafiet find, welche aber beflagtes Gouvernement zu 
berichtigen weigert. J 


In der Periode vom Anfange der Arnitädter Gonferenz bid zum Ende 
der ſechs Monate, welhe in die General Schlußrechnung aufgenommen wor: 
den find, d. b. vom Marz bis einfchließlich Auguft 1814, conflirt von einem 
auch nur leife angebeuteten Widerfpruche gegen die weſentlichſten in Bezie⸗ 
bung auf den modum peraequalionis zur Sprache gefommenen Puncte 
(denn Debatten über einzelne Nebenpuncte gehören nicht hierher) namentlich 
von Geiten des beklagten Herzogthums überall nichts. 
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Allererfi bei Gelegenheit der im September 1814 erfolgten andermweiten 
Zulammenberufung der Deputirten, Bat der Deputirte von Hildburghaufen 
eine Rejolution der Polizeideputation der Landesregierung vom A September 
1814 vorgelegt, des Inhalts: 

»daß zwar wegen der dafelbft (scil. in Arnftadt) bereits gepflogenen, 
-von ihm als biefigen Deputirten auf fandesberrlihe Genehmigung 
geſtellten Berbandlungen nod Feine hödfte Reſolution eingegangen 
ſey, er aber gleichwohl dieſer fernerweiten Conferenz beizumohnen, 
die monatlihen Liquitationen, fo weit fie noch nicht mitgetheilt wor: 
den, bei derfelben vorzulegen, über folde, obne jedoch ein Aus: 
gleihungsiuftem für den Rayon verbindlich anzuerken— 
nen, die nöthigen Nacweilungen zu geben — — und zu berichten 
habe.« (Beil. 50. der Weim. Ded.) 


Faſt gleichzeitig hatte der Sachfen-Eoburgifche Deputirte in einem Schrei 
ben vom 12. September d. a. (Beil. 51. ibid.), unter Widerfpruch gegen 
dad auf Die Gonferen; vom 2. April d. a. baftrte Ausgleichungsſyſtem, dem 
Unirage auf deflen Modification noch die Schlußbemerfung biuzugefügt : 

»wie er gleih am Anfange der Gonferenzen erflärt, daß er alle Ab- 
reden, die bei diefen Berhandlungen unter den Deputirten zu Stande 
gefommen, feines Orts nur bis auf hoͤchſte Genehmigung feines 
Durchlauchtigſten Eommittenten abichließen könne, auch denfelben nur 
unter diefer in der Natur der Sache liegenden Bedingung beizutreten 
vermöge, — — — mit dem Beilage, daß Alles, was bei den jetzigen 
Sonferenzen vortommen und verabredet werden möchte, von ibm nur 
ad referendum angenommen, und nicht eher für die Coburger Lande 
für gültig und. verbindlich erachtet werden konnte, als es fin feinen 
Theil die Genehmigung feines gnädigften Herrn erhalten haben 
würde.s 


Diefem Memoire, worauf der Agent eine eigene, zurechtweiſende, fchrift- 
lite Gegenerflärung (Beil. 52. ibid.) abgegeben hatte, ift laut Conferenz⸗ 
protokolls vom 13. September 1814 (Beil, 58.) in Beziehung auf obige 
ESchlußbemerkung der beflagtiihe Deputirte beigetreten. Der Agent hat ihm 
aber darauf die Weifung ertheilt: »daß er ſich an jene Erklärung nicht 
weiter ehren koͤnne,« worauf denn die Verhandlungen felbft (und zwar die 
Reriionen der Nachweiſungen über die Striegslaften vom Mai bis incl. 
Yuzuf 1814) ihren Fortgang hatten, und namentlich in der nur gedachten 
Konferenz vom 13. September d. a., als der Agent eine wechfelfeitige Bor: 
gung der Belege zu den monatlihen Zufammenftellungen verlangte, von 
Kimmtlichhen Deputirten erflärt wurde: | 

smwie fie auf den Grund der früheren Verhandlungen, und 
im vollen Bertrauen auf die Nechtlichkeit der liquidirenden Behörde, 
son der fpecieflen Nachweiſung um jo mehr abgeben zu müflen glaub: 
ten, als die meiften Behörden ihre Quittungen nach Frankfurt eins 
geſchickt hätten, und deren Vorlegung daher nicht möglich fey.« 


Als nach der Schlußverbandlung vom 18. September d. a. eine Erflärung 
der betreffenden Regierungen über die Bropofition des Agenten (megen der 


“. 
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Realiſirung des ganzen Geſchäfts) nicht erfolgt war; als der Agent darauf 
die Reſultate der Gleichftellungsberechnungen in der vorgelegten Ueberfidyt 
und Uebermeifung zur Kenntniß der danach berauszahlungspflihtigen Me 
gierungen gebracht, (Anl. 71. ibid.) und nachdem in deſſen Gemäßheit Die 
Landes» Polizeidirection zu Eiſenach in einem Schreiben vom 19. October 
1814 (Anl. 72. ibid.) jene Regierungen aufgefordert hatte, fi über die 
Borfdläge wegen Remillion und Termine zu erflären; fo erfolgten nunmehr 
von fammtlichen vier Regierungen ablehnende Erklärungen, insbefondere 
Hildburghauſiſcher Seits dahin: 

»daß ſich Die Regierung gänzlich außer Stande finde, auf die Anträge 

‚einzugehen.«' 

In dem deßfallfigen Schreiben felbft maren außer der Bemerkung, da 
die Deputirten niemals mit unbedingter Vollmacht verfeden geweſen ſeyen, 
und Laß bes Herzogs Durclaucht die, eine Ausgleihung im Rayon 
bezweckenden NRefultate fo wenig genehmigt habe, als dad General: 
commiilariat für eine Behörde anerfenne, welche dem Lande ohne landes: 
herrliche Genehmigung eine dergleihen Berpflihtung auferlegen Fönne, noch 
mehrere Gründe hervorgehoben, die in den nachfolgenden gerichtlihen Ver⸗ 
bandlungen ausführlich discutirt find. 

Bei diefer Weigerung, welche fidy theilweiſe auch nıit auf die Forderun⸗ 
gen der Lieferanten ausgedehnt bat, find die betreffenden Regierungen be 
barret, und die Ffägerifche NRegierung hat daher am 12. September 1817 die 
hohe Deutfhe Bundesverfammlung angerufen, durch verfaflungsmäßige Ver⸗ 
mittfung, und, bei deren Nichterfolg, durch rechtliche Entſcheidung auf dem 
übereintommlihen Wege den gemahten Anfprüchen nach dem (in $$. 49. 
dnd 50. einer gleichzeitig eingereichten Deduction enthaltenen) Petitum recht 
fihen Eingang zu verſchaffen. 

Da gleihmwohl die commiflarifhen DBermittlungsverfuhe ohne Erfolg 
geblieben find, fo ift nach mehreren, fi) auf da® Litis-Consortium der an- 
gefprochenen Staaten und die Qualification der Sache jur austrägalricter: 
fihen &nticheidung (welche Puncte durd eine Vorentſcheidung bereits ihre 
Erledigung erhalten haben) gemachten Ausfteflungen, in Folge einer erfolgten 
gemeinfchaftlihen Ernennung, dem Hberappellationsgerihte zu Celle die 
Cognition und Entſcheidung übertragen, und bei diefem am 11. Mai 1824 
vom Anmalte des Großherzogthums Sahfen- Weimar eine anfänglih gegen 
Sachſen ⸗Coburg und Sahfen-Hildburghanfen gemeinfchaftlich gerichtete Klage 
angebradit, wobei in der demnaͤchſtigen Replik als Principal» Slagegrund die 
Thatfache bezeichnet wird, 

»daß der Plägerifhe Staat Leiftungen für dem beBlagtifchen ges 
macht habe. « 

Hierauf wird 

I. die Klage ex pacto fundirt, in fo fern jene Leitungen in Folge einer 

rechtögültigen Berabredung gefchehen find, als welche insbefondere 
die Conferenzen vom 4 März, 2. April, 14. und 15. Mai 1814 
beranst werben, 
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IL. insbefondere die actio pro socio, in fo fern die rechtlichen Merk⸗ 
male ber societas bei dieſem Bertrage anzutreffen, 
eveatualiter und im Falle der Unitatinehmigkeit einer Vertragsklage 


HL a) die actio de in rem verso, und 
b) Die actio negotiorum gestoram contraria. 


Ad L und IL werden in Rüdfiht der erften beiden Magefandamente 
folgende Hauptpuncte berausgehoben: 


1) der Rayon fey gefeßlih conftituirt, 


2) deſſen geſetzlicher Zweck ſey tempprelle verhäftnißmäßige 
Gemeinſchaft der Kriegslaſten für die Dauer des Verbandes 
geweſen, 

3) er ſey von den darunter begriffenen Fürſten und deren Regierungen 
anerkannt. 

4) Die für die Rayonfürſten verbindliche Inſtruction des Agenten des 
Gentraldepartements habe demielben die von jenem alferfeits aner: 
tannte Befugnig ertheilt, die Beitragöverbältniffe der Fünken i in ges 
ihehener Maße zu reguliren. 

5) Sammtlidhe Deputirte bätten bei den Verhandlungen nad jenem 
vorgefchriebenen Zwede facultatem contrahendi in Folge 

a) ihrer Sendung, und 
b) ihrer nicht limitirten Bevollmaͤchtigung 
gehabt. 

6) Die Rayonslande hätten fih über ihr allerfeitiged Beitragsvers 
bältniß unter eventueller geſetzlicher Entjheibungscompetenz des 
Agenten vereinigt. 

7) Sie hätten daneben unter ſich befondere Derträge zu gegenfeitiger 
Naturalvorfhußleiftung und Geldausgleihung nad 
feftgefegten Preiſen gefchloffen, welche Ausgleihung die Stelle der 
fduldigen Naturalconrurrenz vertreten folle. 

8) Diefe Berträge feyen von Einer Seite 

a) durch vorfchugmeife Leitung der Erfordernifle, 
b) durch Berehnung der Leiftung bei dem Agenten, 
ce) durch Prüfung und Zuftification der beglaubigten Rechnun⸗ 
gen, und “ 
d) durch Errichtung der Hülfsmagazine und deren zweck⸗ 
mäßige Verwendung . 
erfüllt worden. 

9) Die von dem Agenten aufgeftellten, in zwei (obbemerkte) Haupt 

abfchnitte zerfallenden Schlußberechnungen begründeten ſich 
a) auf die dem Agenten theild zuftehende, theild vertragsmaßig 
eingeräumte Berugniß, und 
b) auf die vertragsmäßig ohne befondete Nachweiſung aufgeftellte 
Liquidation. 
10) Sämmtliche Berbandlungen feyen 
a) durch Anerkenntnig der auf dem Peräquationsiykem beruhen⸗ 
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den erſten Ausgleichungsberechnung für die Monate Maͤrz und 
April nach dem fo genannten natürlichen Concurrenzmaßſtabe, 
b) durch die theils ausdrückliche, theils durch concludente Hand⸗ 
lungen erfolgte Anerkennung der Ausgleichungsverbindlichkeit 
für die ganze fpatere Zeitfolge des Rayons 
ratificirt worden, und endlidy 
11) babe der oberſte Berwaltungsrath das ganze Geſchäft fanctionirt. 


Ad HI. wird (ad a.) das Fundament der actio de in rem verso 
darin, daß man Flägerifcher Seits mit einem Gefchäftsführer des Beflagten 
eontrahirt, und Resterer von dem Geſchäfte Nuten gehabt, — und (ad b.) 
das der actio negotiorum gestorum contraria darin gefeßt, daß Plägerifcher 
Seits auch wirklich die negotia ded Beklagten gerirt, d. h. Yeiftungen ge 
ſchehen feyen, welche Beflagter felbjt machen müflen, wodurd denn bieier 
den Aufwand gefpart habe; 

und in Beziehung auf beide wird behauptet: 

1) daß beklagtiſches Gouvernement rechtlich verbunden gewefen, Die 
ihm zugetheilten Quoten zu den Sriegsleiftungen beizutragen, und 
2) für daffelde jedenfalls eine factiſche Nothwendigkeit Dazu eingetre- 

ten fey. 


Weil fi) Elagender Theil übrigend an die rückſichts des nur auf prompte 
Zahlung bedingten Erlaſſes von einem Viertel der aus der Berechnung des 
Agenten refultirenden Schuldfumme nicht gebunden bält, fordert derfelbe 
nah Maßgabe des Hauptrechnungsabichlufles | 

I. Berurtheilung zur Berichtigung ded daraus für Weimar-Eifenac) gegen 
Hildburghaufen refulticendten Guthabens ad 24293 Thlir., den 
Sp. Thaler zu 1 Thlr. 10 Gr. berechnet, 2 

U. Berurtheilung in fünfprocentige Zinfen des Verzugs vom Ende Sep: 
tember 1814 bis zur demnächſtigen Zahlung, und 


III. Berurtheilung is die Proceßkoften. 


Bon Seiten des beflagtifhen Gouvernements ift diefen Anfprüchen 
in totum widerfprochen worden. Dafielbe hat zwar das Berbaltniß im 
Allgemeinen, fo wie ed oben vorgelegt worden, und namentlich die Griftenz 
der Arnftädter Berbandlungen, fo wie folche die producirten Eonferenzpro- 
tokolle ergeben, nicht zu läugnen vermodt (daher ed denn hierüber feines 
Beweis: und namentlich Feines Agnitiond-Berfahrend weiter bedarf); dagegen 
aber werden von demfelben in Bepehung auf den Principal -Klagegrund die 
oben berausgehobenen factiſchen Momente faft ohne Unterſchied, und in 
Beziehung auf das eventuelle Fundament die in rem versio und die nego- 
tiorum gestio, beftritten. 
In Rüdficht auf erfteres (worauf es jegt i in ı ‚decidendo junachft an- 
kommen dürfte) bat daflelbe insbefondere 
1) ein Socialverhältniß, begründet durch die Conſtituirung des 
Thüringer Rayond in Beziehung auf gemeinichaftliche Tragung von 
Kriegslaſten, beftritten, 
2) jede Verpflichtung zur Anerkennung der unter Leitung des Agenten 
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des Gentraidevartements aufgeftefften Bertbeilungsnormen, fo 
mie sur Anerfennung 

3) alles desjenigen geläugnet, was zwiſchen den verichiedenen Rayonſtaa⸗ 
ten über em Geldausgleihungs-Spftem der hinc inde gefches 
been Kriegslriſtungen pactirt und befchloflen ift, 

endlich 

4) aber außerdem noch, unter gänzfidher Verkennung aller Berbindfichkeit, 
vie aud jenen Quotifationsnormen und aus dem Geldperäquations⸗ 
Soſtem durch den Agenten bed GEentraldepartements aufgefundenen 
Reſultate gegen ſich gelten zu laſſen, hierüber und infonderheit über 
vie Richtigfeit der verfchiedenen , behuf der Ausgleichung aufgeftellten 
Liquidationen nody eine befondere Nachweile verlangt. 


Um das Gewicht diefer Einwürfe und der dabei noch befonders oppos 
arten Exceptionen gehörig zu würdigen, wird es daher vor allen andern 
L anf die Beantwortung der Frage ankommen, obfhon durch die 
Gonfituirung des Thüringer Rayons felbft unter den 
in demfelben begriffenen Fürften in Anſehung der ge» 
meinfhaftlihden Tragung von Kriegslaften ein Social; 
serbältniß mit wechfelfeitig übernommenen Berbind- 
lihfeiten begründet war. 


Daß das der Klage untergelegte Vertragsverhältniß Reiner, ein für 
allemal gefchloffenen und fammtlihe Anſprüche umfaflenden Uebereinkunft 
jane Entſtehung verdankt, fondern aus denjenigen Verhältniſſen, worin die 
Uiringifhen Fürſten in Folge der politifhen Greigniffe des Jahres 1813 
in den hoben verbündeten Mächten ftanden, hervorgetreten, und fodann, 
unter Mitwirkung ded Gentraldepartementd und deflen Agenten, durch die 
jeiihen den leßtern und den Deputirten der Rayonftanten gepflogenen Ber: 
handlungen allmählig ausgebildet ift, ergeben die Verhandlungen felbft in 
Berbindung beiderfeitiger biftorifher Verträge zur Gknüge. Um daher zu. 
verteilen, ob überhaupt und in welhen einzelnen Beziehungen 
dieſe Verhandlungen eine verbindende Kraft haben, muß jene Ausbildung 
Stufe fir Stufe verfolgt werden, und wird zuerft eine Beleuchtung jenes 
maitiven Verhältniſſes der Nayonftaaten zu den boben allirten Mächten 
erforderlich feyn, um zu dem GStandpuncte zu gelangen, aus denen die Arn⸗ 
Rälter Eonferenzen nach ihren einzelnen Berzweigungen rechtlich zu würdigen 
ind. Dabei ift aber niemals der Geſichtspunct zu verlaffen, daß alle in der 
Rabur der Sache und in den damaligen Eonjuncturen liegenden, oder durch 
tie fogenannten Ncceffiondverträge ausdrüdlih und förmlich feftgeftellten 


‚ Rehtiverhältniffe der Kürften gegen die hoben Mächte an ſich feldft feine 


directe Entfcheidungsquelle über die Obliegenheiten von jenen unter einander. 
äigeben, fondern immer nur dienen, um die Nothwendigkeit eines, 
diegemeinfhaftlihe Tragung der Kriegslaften bezweckenden 
Socialverbandes außer Zweifel zu ftellen. 

Belagter Seitd wird zwar diefe Nothwendigkeit verfannt, und naments 
ih iR beftritten, daß das Gentraldepartement feinen Wirkungsfreis auf die 
Entwidelung und Bethätigung der Leiftungsfräfte in den 

deonhardi. uber Austrägatverfahren. 17 
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einzelnen Staaten erſtreckt, und daß es insbeſondere zu den zu Sölenten 
Aufgaben gehört, die verfchiedenartigen Kräfte der einzelnen Lande in ein 
richtiges, den Bedarf fiherndes Berhaltniß zu den Leiftungen ſelbſt zu fegen; 
allein es beftätigt fich leßtere Behauptung als volllommen richtig, und Fann 
“ebenfowenig die abfolute Nothwendigkeit, die Dannigfaltigkeit der Territorial: 
verbältniffe zu größerer Einheit zu verbinden, bei einem einfachen Blick auf 
die damalige Rage der Dinge verfannt werden. | 
Zuvoͤrderſt liegt außer Zweifel, daß bei dem Gange ber Kriegsereigniſſe 
von 1813 von den Deutfchen Staaten, wenigftend vorläufig, und abgefeben 
von den über etwaige Bergütungen befonders getroffenen Uebereinkünften, 
unerläßlih und unbedingt dasjenige geleitet werden mußte, was dad 
augenbliklihe Bedürfnig für Transport und Verpflegung der verbündeten 
Heere mit fih brachte. Diele Verpflihtung war nicht zu umgehen; m 
Falle der Weigerung würde durchgegriffen und Gewalt gebraucht feyn. 
Die Frage, in wie fern die hoben Mächte den Deutſchen Staaten (na 
mentlich denen des Rheiniſchen Bundes) nach den Ereigniſſen bei Leipzig 
völlige Souverainetätsrechte zugeftanden oder nicht, ift auf das vor: 
liegende Streitverhältniß ohne Einfluß. Es genügt, daß nach der Convention 
vom 21. Dctober 1813 die Mächte bei der Organifirung des oberften Ber: 
waltungsdepartements einen Unterſchied zwifchen ſolchen Landen machten, 
“ die ſich entweder ohne Gouverain befanden, oder Deren Souverain der Allianz 
gegen den gemeinfchaftlihen Feind nicht beigetreten war, und folden, deren 
Megenten in die Allianz aufgenommen wurden. | 
Der Inhalt des Artikels IL und III. jener Eonvention ergiebt, dag nur 
für die in die erfte Eathegorie gehörigen Ränder der oberfte Verwaltungs: 
rath mit einer ausſchließlichen und völlig felbftändigen Adminifiration 
beauftragt worden, während in Rückſicht der letztern die Art der Einmifchung 
in die Verwaltung noch von befondern, mit den Fürſten einzugehenden Ber- 
trägen abhängig gemacht werden follte. Eben darum ift denn auch im $ 2 
der nachberigen Inftruction des Agenten deſſen DBerfahren bei der erften 
Claſſe von Fürften ald unmittelbar adminiftrirend, das zu der | 
legten hingegen als bloß fürfehend bezeichnet. Der Grund diefeß Unter 
ſchiedes liegt fehr nahe, und ed verftand ſich wohl, DaB der Agent da freiere 
Hand haben und directer operiren Fonnte, wo es an einer für rechtmäßig 
anerkannten Regierung ermangelte, als da, wo er anerkannte und in das 
allgemeine Bündniß gezogene Landesherren vorfand, 


Allein die aud diefem Unterfchiebe abgeleitete Folgerung, als wenn da- 
durch den Letzteren über die Art und Weile der aufjzubringenden Sriegslaften, 
oder vollends über das dabei zu, beobachtende Verhältniß freie Hand gelaffen, 
iede äußere Einwirkung aber, namentlich die Eoncurcenz der Eentralbehörde, 
"ausgefchloffen worden, laßt fi) nicht rechtfertigen. 

Denn außer daß eine ſolche Folgerung fchon mit den eigenen fonftigen 
Anerkenntniffen der beklagten Fürſten in Widerfpruch fteht, und es auf einen 
bloßen Wortftreit hinausläuft, wenn man, der fonft aufrechthaltenden und 
refpectirten Souverainetät der Fürſten wegen, dem oberften Verwaltungs: 
Departement eine eigentlihe gefeßgebende Wacht beftreiten will, fobald 
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man ihm doch als Repräſentanten der Hauptmächte die Befugniß nicht abe 
forehen kann, zur NAufbringung des nöthigen Bedarfs für die Armeen die 
Rayonſtaaten berbeizuziehen, und unter fie die Koften und Leiſtungen zu 
repartiren; ſo entſcheidet hier, daß 

a) zufolge des zweiten Artikels des Acceſſionsvertrags vom November 
1813 (Anl. 1. der Sondersh. Ded.) die betreffenden Fürften fi) ganz 
unbedingt zur Unterftüßung der gemeinfchaftlihen Sache durch alle 
ihnen zu Gebote ftehenden Mittel (»par tous les moyens en Leur 
pouvoir«) anheifhig machten, wobei die zweite Beilageyu jenem Vers 
trage vom 43. November 1813 (Anl. 5. ibid.) die näheren Details 
enthalt, und daß. 

b) alle über die Organifirung des Gentraldepartementd erfolgten Bes 
fimmungen, infonderheit wegen ber dabei dem Generalcommiflär er> 
teilten Befugniſſe, und wegen Eonftituirung der Berwaltungsbezirke 
für die betkeiligten Staaten, verbindliche Kraft hatten, gegen deren 
Bethätigung fo wenig Einwendungen flatt fanden, als dielelben in 
igcen einzelnen Wirkungen ganz oder theilweile bintertrieben und 
vereitelt werden konnten, welches auch in den Worten: 

»Leurs Altesses s’engagent à cet &gard en general aux ar- 

rangemens, qu’exigera l’ordre deschoses, qui sera 

definitirement pour le maintien de lindependance », 
unzweibeutig ausgeſprochen ift. 


Zu dieien Anordnungen gehört ohne Frage auch bie Bildung des Rayons, 
md Alles was über den Wirkungskreis des Agenten beftimmt iſt. 


Der Zweck des alſo gebildeten Rayons liegt nicht im Dunkeln. 


Den hohen Alliirten mußte bei ihren Operationen vor Allen an unauf: 
haltſamer und prompter Truppenverpflegung liegen. Laͤngere oder Türzere 
Fortdauer des Bedürfniffed war nicht zu berechnen. Befanden fich die Heere 
bei ihrem Zortrüden in größeren Staaten, welche die Mittel zu vollftändiger 
Berpflegung darboten, fo Fam es nur auf Requifitionen und deren 
Erledigung an; die betreffende Megierung leitete das Ganze, und ed fonnte, 
fo oft es auf angemeflene Requifition ankam, jener die Bewerfftelligung 
überlaffen bleiben, fo daß das Einfchreiten der Nequirenten nur für die 
Säle der Menitenz erforderlich fchien. Völlig anders verhielt es ſich Dagegen 
in folden Gegenden, wo ein Staat von geringerm Umfange an den andern 
grenzte, wo die Kriegsoperation felbft, ohne daß der Brad der Leitungs: 
fäfte erwogen und berüdfichtigt werden durfte, die mehrere oder mindere 
Berührung eines einzelnen erforderlih machte, wo der von Durchmaͤrſchen 
betroffene Staat niht im Stande war, allen Bedürfniflen gerecht zu werden, 
welhe der Drang des Augenblicks erforderte. Sollte hier, zum weſentlich⸗ 
fen Nachtheile der gemeinfchaftlihen Sache, in der Armeenerpflegung Feine 
Stedung eintreten, fo mußte auf Ditperanziehung der Nachbarftaaten 
Bedacht genommen werden. 


Aderdings würde den hoben Mächten frei geftanden haben, bei jedes: 
maligen Bedürfniſſen nadı größerer Willkühr zu verfahren, und fich jene 
17 * 
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durch Requiſition auch ohne ein beſtehendes Regulativ zu ſichern. Die Staaten 
hätten ſich auch hierunter der Nothwendigkeit fügen müſſen. Allein bei un: 
vorzuſehender Dauer des Krieges brachte es das Intereſſe der hoben Alliirten 
ſelbſt mit ſich, daß ein ſolches Regulativ jede Ueberlaſtung eines kleinen 
Staats verhinderte und dem reinen Zufall und der Willkühr Schrauken 
ſetzte. Dieß Interefle traf mit denen der Fürſten zufammen. 


Bloß hieraus erflärt fih die Bereinigung Fleiner Staaten zu 
einem Ganzen, um dahin zu gelangen, Daß von diefem Complexus nun- 
mehr, um die Aufbringung der Armeebedürfnifle zu vereinfachen, dasjenige 
verlangt und befchafft werden konnte, wozu es in einem einzigen Gtaate 
gleichen Umfangs nur einfacher Requiſitionen bedurft hätte. Und in diefem 
Sinne beißt ed denn auch in der obigen Znftruction: daß das Zuſammen⸗ 
treffen verfchiedener SInftitutionen für die Verpflegung ıc. der verbündeten 
Heere ıc. und die dabei vorfommende »obere Auffiht und Berwal- 
tung es nothwendig machten, daß für die Diftricte, welche zwar verſchie⸗ 
»denen Herren gebören, ihrer natürlichen Lage und Beſchaffenheit 
nach aber ein Ganzes bilden, die Functionen des OÖberverwaltunge- 
»departements ıc. in eine Unterbehörde centralifirt werden.« 


Ein folder Diftriet war demnach rückſichts alles deſſen, was zur Trup⸗ 
penverpflegung und Trandrortirung in irgend einer Beziehung fland, ale 
ein, unter einer und derfelben Verwaltung fiehender Staat zu 
betrachten. Geht man hiervon aus, und faßt dabei den eben angebeuteten 
Zwed ind Auge, fo zeigt fih auch das Unbaltbare der Behauptung, als ſey 
die Bildung des Rayons nichts als eine Geſchäftsmaßregel geweien, die 
unter den Staaten ſelbſt nur in fo weit etwas Gemeinfames mit ſich gebracht, 
als alle im gleichen Berhältniffe zu dem Agenten geftanden. Im Gegentbeil | 
wird es Mar, daß allerdings durch die Conftitution des Ravons felbkt ein 
Socialverband herbeigeführt it, wobei die Eoncurrenz der Ravonfürſten die 
Megel gebildet, und eine gemeinfchaftlidhe, auf Staatsträfte be 
rehnete Vertheilung das leitende Hauptprincip abgegeben bat. SIR 
aber diefe Prämifle richtig, und beftand fchon bei der Eröffnung der Arn- 
ſtaͤdter Conferenzen in fo fern eine Eommunion, daß die Eoncurrenz zu 
den Leiftungen nicht dem bloß zufälligen Umftande, welche Direction die 
Truppen nehmen, und welche Maßregeln man wegen Beihaffung der Notv- 
durft ergreifen würde, überlaflen, fondern die Laft verhäftnigmäßig getragen 
werden follte, fo ift fhon dadurch, daß die betheiligten Fürſten (gleichviel, 
ob der Nothwendigkeit weichend oder mit Meberzeugung von dem Erſpries 
lihen folder Maßregeln) in den Rayon zufammentraten, der Begriff einer 
wahren Societas im Sinne des römifhen Rechts 

L. 2. 16: 25. D. famil. hercisc. X, 2. — L 2. Comm. divid. 
x. 3. — L 31. D. seq. pro Socio. 


volltommen erichöpft. 


Es kommt ſonach darauf an, wie ſich dieſes Societätsverhältniß durch 
die in Folge der Rayonverbindung weiter eingetretenen Verhandlungen aus 
gebildet, und die befragten Forderungen in quali et quanto begründet hat. 
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Um dieſes in feinen einzelnen Theilen zu unterfuchen, fragt es fi 
vor allen 
IL um die verbindende Kraft der unter Leitung des 
Agentendes Gentraldepyartements uberdie Repartition 
der vom 1. März bis ult. Auguft 1814 dur die Thü⸗ 
ringer Rayonlande getragenen Kriegslaften aufge- 
ſtellten Reyartitionsprincipien, und zwar 
a) in Beziehung auf die durch den fogenannten natürlichen Divis 
for ausgemittelten, und für die Monate März und April 1814 
angewandten, und 
b) auf die dur Mitberüdfihtigung früherer Erlittenhbeiten 
und dadurch veranlaßte Kraftihwächung ausgemittelten und für 
die Monate März bi6 Ende Nuguft angewandten Refultate. 


So wie gleih die erfte Konferenz; vom 28. Sanuar 1814 den Zweck 
der gemeinfchaftlien Arbeit: »Ausmittelung der Leiftungsmöglichkeit jedes 
der einzelnen Raponländer und feines Beitragsverhältniffes zu den 
allgemeinen Bebürfnifien der alliirten Heere« bezeichnete, fo war auch ſchon 
dei diefer Einleitung des Berfahrens die Nothwendigfeit der, Eruirung des 
natürlichen Verhältniſſes jener Länder und (gewiffermaßen im Gegenſatz 
davon) Des damaligen dur frühere Kraftſchwächungen berbeigeführten 
Zuftandes anerkannt. Behuf der fhon in diefer erften Eonferenz beliebten 
Srmittelung des natürlihen Diviford, vereinte man fih durch unanimen 
Beihluß in den fortgefehten Konferenzen vom 25. Februar, 4. und 5. Marz 
1814 zu den fieben oben mitgetheilten Specialdiviforen, wodurk man in 
der Eonferen; vom 2. April 1814 zu den oden gleichfalls angeführten Ver⸗ 
biltnißzablen gelangte. 

Die Keftftellung dieſes Goncurrenzmaßftabes, der für März und April 
wirffich angewandt worden, berubet auf dem einmütbigen Beſchluſſe 
fümmtfiher Deputirten der betbeiligten Staaten, wenigfiens gebt aus dem 
Grototoll ſelbſt, defien Schluß der Genehmigung aller unterfchriebenen Com⸗ 
farenten gedenft, durchaus Fein Diffens eines einzelnen bervor. 


Die Modification diefes Divifors durch den fogenanten Erlittenheit# 
dinifor beruhet dagegen zwar, nach Ausweife des Protokolls vom 1. März 
1814, nicht auf einmütbigem, fondern auf einem, ohne Rückſicht auf 
die von den Sachen -Eoburgifhen und Meiningifhen Deputirten gemadte 
Einwendung per majora (und zwar einem von Sachſen Gotha gemachten 
Antrage gemäß) gefaßten Beichluffe: jedoch ift darnach die Abänderung in 
der Mae wirklich erfolgt, daß die Weimar Eifenachifhe Quote von 20.0420 
auf 15,68,450 herabgeſetzt, die Hildburghaufifche aber von 5,0555 auf 7, 12,256 
erhöhet worden if. 

Das Factiſche diefer Angaben, fo wie ed das Eonferenzprototoll Plar 
darfegt,, wird vom .beflägtiihen Theile nicht, gleichwohl wird die Rechts⸗ 
verbindlichfeit diefer Norm beftritten. 

Die Gründe .diefer Beftreitung find theils 

a) aus dem Standpuncte des Agenten gegen die Rayonftaaten und 
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einer daraus gefolgerten Ueberſchreitung feines inſtructionsmaͤßi⸗ 
gen Wirkungskreiſes, theils 

b) aus dem Mangel der Legitimation auf Seiten der Deputirten 
hergeleitet. Daneben 

c) wird die Eigenfchaft der Beſchlüſſe als wirklicher rechtsverbindlicher 
Berträge aus folhen Gründen in Abrede geftellt, weldye theild aus 
der Art, wie die Befchlüffe gefaßt worden, und einer dabei dem 
Agenten zur Laft gelegten linrechtfertigkeit, tbeild aber aus einer 
das Gebiet der rechtlihen Erörterung verlaffenden Eritif der ange- 
wandten Methode felbft entlehnt find. 

Diefe drei Hauptausftellungen find alfo jet zu beleuchten, und iſt 

ad a) der Umfang der Gewalt des Agenten zu erörtern. 

An und für fi fcheint zwar deſſen Gtellung zum Rayon bei der Frage 

über Rechtsgültigkeit desjenigen Theild der Uebereinkunft, wodurd die Ber- 

theilungenorm beftimmt wurde, mwenigftens direct nicht in Betracht zu kom⸗ 

men, da es ſich verfteht, daß bei untergeftellter Borausfeßung freiwilliger 

Uebereinfunft zwifchen den Staaten felbft deren Gültigkeit durch die dem 

Agenten beigelegte Befugnig niemals bedingt werden konnte; gleichwobl if 

jene Stellnng doch in fo fern erbeblih, als fie theild über das Vertrags⸗ 

verhältniß in feinem allmähligen Fortfchreiten helleres Licht verbreitet, theils 

aber geeignet ift, mehrere ad c) vorkommende befondere Ausftellungen zu 

befeitigen. 

Der Thüringer Rayon war, wie oben ad 1) vorgefommen, zur Erleich⸗ 
terung der Aufbringung der Kriegsbedürfnifie (nicht etwa bloß einzelner 
Arten derfelben) durch deren" verbältnißmäßige Bertheilung auf mehrere 
Nachbarſtaaten conftituirt. Mochte nun auch folche Bertheilung nicht gerade 
die Feftftellung eines für ſämmtliche während des ganzen Feldzugs auf 
zubringende Laſten geltenden Maßftabes erfordern; fo ift ed doch in der 
Natur des ganzen Berhältniffes begründet, daß, bei dem Mangel einer vor⸗ 
ber beftimmten Norm, die Ausmittelung des richtigen Verhältniſſes für jeden 
einzelnen vorfommenden Zall nicht eben fo, wie vielleicht in einem großen, 
unter einer und derfelben Regierung ftehenden Staate, den jededmaligen 
Beftimmungen mehrerer einzelnen Regierungen, deren Intereffe ſich entgegen 
ftand, überlaffen werden durfte. Es blieben alfo nur zwei Wege, entweder 

a) blieb die jedesmalige Mequifition lediglich den hoben Mächten und 
deren Repräfentanten überlaffen, oder 

b) an die Stelle folher Willkühr trat die Bereinigung über gewiſſe 
Quoten, welche ohne die Nothmendigkeit einer eigentiihen arithmeti⸗ 
fhen Ausgleichung durch Vergütung des überhin Geleifteten, doch bei 
jeder folgenden Leiſtung, um das richtige Verhaͤltniß wieder herzu⸗ 
ftellen, als Grundlage dienen, und fo flärfere oder mindere Herbei⸗ 
ziehung veranlaflen konnten. l 

Wäre der erfte Weg — denn einen dritten, um die Feinen Auffchub 
leidende Truppenverpflegung zu fihern, gab ed nicht — eingefhlagen, fo 

würde der Betrag der Keiftung jedes Nayonftaats freilih ganz in Die Hände 
des Agenten gelegt, von Reftitution und Bergutung Peine Rede, ja felbft 
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gegen die drüchendfle Ueberlaſtung keine Abhülfe geweſen ſeyn. Denn beim 
Mangel feſter und verbindend angenommener Repartitionsprincipien mußte 
jede Rechtfertigung ſpäterer Reclamationen hoͤchſt mißlich erſcheinen, und 
war gewiß mit ſchwer zu beſeitigenden Hinderniſſen verknüpft. 

Die Inſtruction des Agenten som 10. und resp. 31. December 1813, 
welhe nach der veränderten Territorialeintheilung einige für die vorliegende 
Entſcheidung ganz unerhebliche Abänderungen in der Faſſung erlitten hat, 
läßt in den Worten des |. 3. (die fi übrigens fowohl in der vom Agenten 
den Fürſten zugeftellten Ausfertigung, als in der der Beimarifchen Debuction 
opponirten bis auf die Schlußworte: sin den Sächſiſchen Herzog⸗ 
thumern« gleichlautend befinden): 

»bei der GEtapenverpflegung forgt der Generalcommiflär dafür, daß 
nach Anleitung des Eiapenreglements an den Etapenorten Magazine 
von Lebensmitteln und Yourage bereitet werden.... Die Aufbringung 
wird von ibm, unter Rudfprache mit den Landesbehörden, auf den 
ganzen Diftrict verhältnißmäßig vertheilte — 
feine zwiefache Deutung über die Befugniß des Agenten zu, und legle, wenn 
auch von Rückſprache mit den Behörden und am Schluffe des Paragraphen 
von Nichteinmi ſchung in die Verwaltung felbft geredet wurde, im Kalle nicht 
m Stande gekommener Einigung (mie ed ohnehin nicht anders gefcheben 
konnte, wenn Die Gefchäfte Fortgang haben follten) die fofortige Enticheidung 
über den Betrag jedes Beitrags völlig in deſſen Hände. 


Im gleidgen Sinne ift denn auch (im $. 12. der Ausfertigung vom 
#. Detember und im $. 13. der Inftruction vom 10. December 1813 gleich⸗ 
lautend) noch näber beftimmt: 

dag in allen Fällen, wo es auf Beſtimmung von Beitrags 
sverhältniffen zu irgend einer Berpflegung, Lazareths 
einrihtung, Wagenpark ıc. anfommt, der Generalcommiflär zu ver- 
enlafien habe, daß Abgeordnete fi bei ihm zuſammenfänden, und 
durch mündlichen Verkehr eine vollftändige und ſchleunige Bereinigung, 
zugleich aud den Griaß der zur Ausführung nötbigen Maßregeln, 
wozu jene Abgeordnete autorifirt feyn müſſen, zu bewir- 
fen, und daß da, wo Beine Bereinigung geichieht, der Generalcom- 
miſſär nach Anhörung der von allen Geiten gehörten Gründe ent 
fheiden folle.« 

Bil man diefe Inftruction nicht als die eigentliche Eonftitutionsurkunde 
des Rayons, fondern, nad) der Anſicht der beklagten Gouvernements, als 
bioße Anweifung und Belehrung des Agenten betrachten, fo eignet fie ſich 
ald ſolche allerdings nicht zur Bildung von Rechtöverhältniffen zwifchen dritte 
Verionen. Allein völlig anders geftaltet fich die Sache, wenn man bie vor⸗ 
angegangenen obligatorifchen Handlungen, moburch dieſe Inftruction ins 
!eden trat, mit denjenigen Borgängen in Berbindung ftellt, die der Mits 
Heilung unmittelbar nachfolgten, und (nad dem, wat weiter unten näher 
borkommt) als fließende Handlungen fir deren Anerkennung gelten müflen. 
Unrihtig ift übrigens die Hppothefe, daß die Inftruction die Repartitions⸗ 
befugniß nur auf dringende Galle beſchränkt, und die in den $$. 5. 6. und 7. 


\ 
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berũhrte Mitwirkung zur interimiſtiſchen Deckung des Pflegebedarfs nur im 
ſolchen Fällen ſtatuirt habe, wo die Eile des Marſches x. die Vorſicht ge⸗ 
boten, ſich mit jenem Bedarf aus den Magazinen im Voraus zu verſeben. 
Denn war auch in den Acceſſionsverträgen Nachſchiebung der Bedürfniſſe 
verſprochen, fo trat doch abſolute Nothwendigkeit ein, daß die augenblickliche 
Dedung der Bedürfniffe (wobei wohl jeder Unterfchied zwifchen dringend 
und minder dringend wegftel) durch Requiſitionen bewirkt werden mußte, 
und bei der vorzunehmenden Revartition nicht dergleichen (ſpäter, nicht einſt 
realifirte) Nachſchiebungen berüdfichtigt werden durften. 


Ausdrücklich erwähnte zwar die Inſtruction und das damit übereinflim- 
mende Schreiben des Minifters von Stein vom 4. Mai 1814, (Anl. 26. 
der Weim. Ded.) welches dem Agenten die möglichft gleihartige Bertheilung 
der Laft zur Pflicht macht, Peiner fortwährend geltender Repartitionsnormen; 
aber daraus würde, wenn er fle aufgeftellt, Feine widerrechtliche Ueberſchrei⸗ 
tung feines Wirfungsfreifes gefolgert merden können. Denn erftredite ſich 
legterer nad dem Obigen gar fo weit, nad) Anhörung der Deputirten felbft 
zu repartiren, fo blieb ihm auch die Wahl, entweder ganz nad augenblid- 
lihem Ermeflen zu Werfe zu gehen, oder fich dabei irgend ein leiten- 
des Princip felbft zu bilden. Lebteres wäre ohne Zweifel fogar derjenige 
Weg gewefen, wodurd er jeden Vorwurf der Partheilichfeit und Willkühr 
entfernen können, und worauf ihn Beruftpfliht und Billigfeit nethwendig 
binmeifen mußte, weil er ohne ganz befondere Gründe nie Beranlaffung 
batte, eine einmal angenommene Bertheilungsmarime für nächſtkommende 
Fälle rückſichtslos wieder aufzugeben. Allein er that offenbar ein Mehreres, 
wenn er dasjenige zum Reſultat einer Deliberation und freiwilligen Eon: 
vention der Debenten erhob, was ohne diefelbe, vermöge feines Ausſpruchs, 
ohnehin geiheben wäre, und durch Feine Nemonftrationen hätte umgangen 
werden können. 


Diefer letztere Geſichtspunct, welcher, wo nicht die früherhin (und ebe 
von Herausjablungen die Mede war) von den Regierungen felbft anerfannte 
Loyalität des Verfahrens ded Agenten beweifet, doch die Ueberzeugung giebt, 
daß aus feiner Verfahrungsweiſe Fein Anfechtungsgrund der unter feiner 
Bermittelung eingegangenen Berträge entnommen werden kann, erſcheint 
auch bei der Prüfung des Standpuncts der Deputirten von Widy- 
tigkeit. 


In Rückſicht auf letztere wird 


ad b) behauptet, daß da, wo die Protokolle eine einmüthige Erklärung 
ſaͤmmtlicher Deputirten andeuteten, der beflagtifche Deputirte entweder gar 
feinen oder nur ald Agentfhaftsrath (im Gegenfaß eines wirklichen 
Besollmadtigten) Antheil genommen, entgegengefegten Falls aber unlegitimirt 
gehandelt und fein Mandat überfchritten babe. 


Beides läßt fi — wenigftens in Beziehung auf die Ausmittelung des 
Eoncurrenzmaßftabes — nicht vertheidigen. Leber daß zwiſchen dem Agenten 
und den Deputirten zu Verhandelnde konnte füglich kein Zweifel bei den 
Regierungen obmalten. 
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Das Schreiben des Agenten vom 8. Januar 1814 (Anl. 3. der Weim. 
Deb.) und die beigefügte in Bezug genommene Inftruction fchließen bier Die 
Mögichfeit jeder Ungewißheit aus. Es kam zunächk auf die Realifirung 
deſen an, mas die Inſtruction in dem berausgehobenen $. 12. und resp. 13. 
befügt, und jede Megierung Ponnte fidy aus dem Schluſſe deflelben überzeu⸗ 
gm, ME es Wille der hohen Mächte war: daß die Deputirten zwar mit 
Eimwendungen gebört, nichts deftomeniger aber der Agent entſcheiden folle. 
In dem von Miedefellhen Schreiben liegt nichts, was zu einer Deutung 
führte, daß der angekündigte Zwed einer Ausgleihung fi bloß auf bie 
Auftelung der bisherigen Erlittenbeiten in Anſehung der Berpflegungs-, 
Requiitiond » und Lazareth⸗Gegenſtände beziehe, wo denn jene Andeutung 
ald eine nur beiläufige Aeußerung, die auf eine ungewiſſe, erft in der 
zolge näher ind Auge zu fallende Sache binzuweifen geichienen, eingeſchaltet 
worden. 


Der Agent weiſet ja gleich im Eingange auf die als Creditiv angelegte 
Afruction bin, welche im $. 3. fein Wirken 


»Aufbringung aller zur Berpflegung der Armeen erforderlichen Gegen⸗ 
fände ıc. und deren verhaͤltnißmäß ige Vertheilung auf den gans 
zen Diftrict« — 


mit deutlichen Worten bezeichnet. Ganz überflüffig wäre ed gewefen, wenn 
der Agent, der, unter Hinweiſung auf dieſe Anlage, behuf der ihm alfo 
übertragenen Revarlition sub num. 2. 3. und 4. die Suppeditirung ftatis 
fiiher Ueberfichten über die Leiftungsfräfte, Aufftellung bisheriger Grlittens 
beiten x- verlangte, fib noch beftimmter über feinen Wirkungskreis hätte 
äußern wollen. Nachdem einmal durd die Acceflionsnerträge das eintretende 
Berbältniß feſtgeſetzt, der Wille der hoben Mächte über die Repartitions⸗ 
befugnig klar ausgeſprochen, die Aufforderung zur Herbeifhaffung der dazu 
noͤtdigen Nachrichten erfordert war, ergab fi) auch der Standpunct und die 
Ausdehnung der Bevollmächtigung ded Deputirten von felbit, und lag 
ſchon in deren Abfendung nach Arnftadt um fo mehr, als in fämmtlichen 
uf obige Eröffnung eingelangten Antwortfchreiben ( vergl. Anl. 4.9. der 
Beim. Ded.) auch Feine entfernte Spur irgend einer Beftreitung des In⸗ 
halts jener Inftruction zu entdeden ift. 


Ob die Borlegung oftenfibler Vollmachten (denn von umfaflenden 
Safructionen fonnte bei der Dringlichkeit der Geſchäfte feine Rede ſeyn) 
Dielleicht vorfichtiger und zweckmäßiger geweſen feyn würde, mag dahin 
geſtellt bleiben; fo viel bleibt gewiß, daß der Agent die Deputirten nur als 
ſeiche Benoikmächtigte anfeben Fonnte, die mit ihm im Sinne der Jns 
fruction verbandelten, das heißt, durch fach» und zweckgemäße Ueberein⸗ 
fünfte, geeignete Borftellungen, Herbeifhaffung der Materialien, Remon⸗ 
Rrationen gegen Abweichungen vom richtigen Berbaltniß ıc, das Interefle 
iker hohen Gommittenten wahrnahmen, und dann von ber Entſcheidung 
und Repartition felbft vollftändige Kenntniß nahmen. 


Schon bei der erften Gongrefverbandlung war die Tendenz der jeht 
vorzunehmenden Geſchäfte eine möglichft anzuorbnende gleihe Theil⸗ 
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nahme und Mitwirkung der alliirten Sande zu dem heiligen großen Zwecke ıc- 
einfach ausgefprodhen. Und unmiltelbar hinterher wurde feftgefegt: 
»der Hauptzweck der gemeinichaftlichen Arbeiten fey die Ausmittelung 
der Leiftungsmöglichkeit jedes der einzelnen Lande und feines Bei⸗ 
tragsverbältnifled® zu den allgemeinen Grforderniffen der alliirten 
Heere.« 


Unmoͤglich fäßt ſich doch ſchon in der Vereinigung über die ſen Grund- 
fag eine Weberfchreitung der den Deputirten ertheilten Vollmacht befinden. 
Denn ed ward ja hier wirklih nichts ausgeſprochen, als was fchon in ver 
mitgetheilten Inftruction eben fo deutlich gefagt war. Noch mehr. es ließ 
ſich ia für jeßt Fein anderer Zweck des Congreſſes denken, als Auffindung 
richtiger Bertheilungsprincipe; denn von epartitionen für einzelne 
Bedürfnißfalle war noch Feine Rede. Den Rayonfürften felbft lag alles 
daran, unrechtmäßige Belaftungen zu verhindern. Blieb diefer Zweck uner: 
reicht, fo feblte jede Veranlaſſung, über die Sriegsleiftungen irgend etwas 
zu berathen. Wer den Zwed wollte, mußte auch die Mittel wollen; dies 
fe Mittel konnte nur in richtigen Bertheilungsnormen befteben. Deren 
GErmittelung war die zu Iöfende Aufgabe, und hierzu mußten die De 
putirten nothwendig bevollmädtigt feyn, wenn die Berathungen 
zu irgend einem andern Reſultate führen folten, ald dem, daß gefchah, 
was der Agent wollte. 


Noch Earer tritt die Ausdehnung der Bevollmächtigung der Deputirten 
auch Daraus hervor, daß die Regierungen ſich nicht nur glei Anfangs zur 
Herbeifhaffung der Hülfsmittel, um die Bertheilungsnormen zu reguliren, 
verftanden hatten, fondern diefe Bereitwilligfeit au in der Folge, und noch 
in einer Yeriode bethätigten, worin fie (felbft bei unterlaffenen frisheren 
Eröffnungen) über die Tendenz der Berathungen, befonderd dur das zu 
ihrer Kenntniß gefommene Protokoll vom 25. Februar 1814 — nit mehr 
in Ungewißheit jeyn konnten. 

Wollte man in die als Vertheidigungsmittel benuste Idee, wonach den 
Deputirten nur die Eigenfhaft und Rolle bloßer Agentfhaftsräthe 
beigelegt wird, eingehen, fo mußte man, unter gänzliher Berfennung der 
eingetretenen Verbältnifle, von der in Beziehung auf die Nepartitionsnorm 
kaum gedenkbaren Hypotheſe ausgehen, die Deputirten hätten, ohne auf den 
Bang der Gefchäfte felbft activ einzumwirfen und das Snterefle ihrer Regie⸗ 
rungen wahrzunehmen, dem Agenten bloß als Hülfsarbeiter zur Seite ftehen 
follen. Diefe Hypothefe würde fih aber auch mit der oft vorgefommenen 
Behauptung nicht vereinigen laſſen, daß die Vertheilung der Laften das 
Centraldepartement gar nicht tangirt habe. Letzteres ift zwar in fo fern 
nicht ganz richtig, al& Meberlaftungen dem Damals vorgefchwebten Hauptzwecke 
allerdings bindernd entgegen traten. Allein ed genügt, dab daß dDirecte 
und unmittelbare Interefle bei Berbandlungen, welche Berbältnißiräfig- 
Eeit herbeiführten und Brägrationen verhindern follten, immer auf Seiten 
der Regierungen blieb. 

Die Frage über eine (fogar unter Berufung auf die Landesverfaſſung) 
behauptete Nothwendigkeit der landes herrlichen Ratification wird weiter 
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unten geprüft. In bloßer Beziehung auf die Repartitionsnorm leuchtet es 
ein, daß da; wo es auf fchnell zu befchaffende Kriegsbedürfniſſe ankam, «die 
Depntirten nicht auf bloßes ad referendum Nehmen angewielen feyn konn» 
ten. Die Regierungen würden aud in der That mit fi ſelbſt in Wider 
fpruh gerathen feyn, wenn fie die Bollmachten ihrer Deputirten in fo enge 
Schranken fchließen wollen, und doch gegen die Schritte derſelben in dem 
erſten Eonferenzen vom 25. Februar, 1. 3. 4. und 5. Way (?) 1814, welche 
kon nach obigen Prämifien ald lauter Wandatsüberfchreitungen erfcheinen 
mußten, fo wenig einwandten, daß vielmehr das allererfi am 2. April vors 
gelegte Refultat aus den von ihnen felbft mittlerweile fuppeditirten ſtatiſti⸗ 
fhen Materialien hervorgegangen und actenmäßig fpäterhin bei namhaften 
einzelnen Concurrenzfallen in Wirkſamkeit gefegt if. 

Die Regel in L. 60. D. de reg. jur. leidet daher hier bei hinzugetre⸗ 
tmen pofitiven Handlungen Anwendung, und läßt fi durch Diejenigen Vor⸗ 
wände, welche zur Motivirung des beobachteten Schweigens hervorgehoben 
ſind, nit befeitigen. 

Es bleibt jetzt noch 

ad c) die Würdigung einiger befondern Gründe übrig, welche ber Rechts⸗ 
verbindlichfeit Der über die Bertheilungsmaßftäbe gefaßten Beſchlüſſe ent 
gegengeftellt find, und ſich theils 

1) auf die Art, wie fie gefaßt worden, theils 

2) in materieller Hinficht auf die bei der Auffindung angewandte Me⸗ 

thode 
bejiehen. 


Ad 1) würd das Benehmen des Agenten ald ungeregelt, dunkel, unzweck⸗ 
mäßig, herriſch, captioss und anmaßend charakterifirt. Der hier an bie Spitze 
gefellte Vorwurf, daß er auf Berichtigung des Legitimationspuncts nicht 
Bedaht genommen, und deffallfige Remonftrationen nicht berüdfichtigt babe, 
ſindet fhon im Obigen feine Erledigung; hätte er fih wirklich auf angeb- 
lihe Grflärungen über eine, bloß auf Anhören und ad referendum Nehmen 
beihränkte Vollmacht nicht einlaffen wollen, fo erfcheint feine Erklärung, fo 
wie fie beffagtifcher Seits behauptet wird, der damaligen® Lage der Dinge 
angenieſſen; fie konnte nicht anders ausfallen, wenn er das Ziel ber ihm 
angewieſenen Wirkſamkeit nicht ganz verfeblen wollte. 


Der fernere Borwurf, daß er den Bang der Berathung in beftändigem 
Halbdunkel erhalten, erfiheint nicht minder unverdient. Da, wo es fih um 
bloße Brundlage der Laftenvertheilung handelte, konnte davon überall nicht 
wohl die Rede feyn; aud ergeben die erften Eonferenzprotofolle in ihrer 
Kronologifhen Ordnung, daß allerdings dieß Geſchaͤft zuerft durch Feſtſtel⸗ 
lung ganz alfgemeiner Brincipe vorbereitet, über die zur Herausſetzung be⸗ 
finmten Gegenflände discutirt ift, die Einwürfe einzelner Deputirten in 
den Verhandlungen ausführlich regiftrirt, und dann erft die Ergebniffe dem 
Rotokolle vom 2. April rollftändig einverleibt find, Von einer Dunkeln, 
weideutig aufgeftellten Faſſung, von einer im Berbältniffe zu dem Drange 
der Umftände übereilten Procebur, von Bedrohungen, Vorſpiegelungen, wo⸗ 
duch Die Deputirten über die Stellungen ihrer Eommittenten irregeleitet 
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worden, findet ſich überall Feine Spur. Ueberhaupt aber eignen ſich alle 
dabin einfchlagenden , bloß bingeworfenen Behauptungen ebenfowenig, wie 
das damit fonderbar contraftirende Anführen, der Agent babe durch Offen 
beit, Zugänglichkeit und ausgezeichnete Gaftfreundichaft die Deputirten per- 
fönlich zu gewinnen gewußt, zu einer weitern Erörterung und Bemerkung, 
gefchweige denn zu einem gerihtlihen Beweisverfahren. 
Zu einem foldyen eignet ſich aber auch 
ad 2) alles dasjenige nicht, was von beiden Seiten über die bei Auf 
findung der Diviſoren beobachtete Methode angeführt worden ift. 
Bei Ermittelung des natürlichen Diviſors beftehen die Hauptausftellun- 
gen darin, daß 
a) dad Moment der induftriellen Production dabei übergangen 
ſey, ° 
b) daß der Werth aller in jedem Gtaate vorhandenen Güter, fo wie 
der geiftigen und Pörperlichen Sraft der Einwohner abgefchäst, und die für 
jeden Staat aufgefundenen Raten in einen Factor verwandelt werben müſſen, 
nach welchem die Leiftungspflichtigfeit zu beftimmen geweſen; Daß dagegen 
c) die wirflih angenommenen Yactoren (melde S. 5. der Anlage zur 
Erceptionshandlung einzeln durchgenommen werden) feinen fihern Maßſtab 
für die intenfive Kraft des Staats abgeben können, und 
d) daß die Grundfäge, nah melden die Materialien zur Grfor: 
fhung des relativen Kraftverhältniſſes der Rayonlande gefammelt worden. 
nicht gleichmäßig gewefen, und man darüber Feine Vereinbarung getroffen 
babe. 


Letztere Ausftellung findet fhon in den vorliegenden Berbandfungen 
felbft ihre Widerlegung. Bei deren Aufnahme wäre es der poſſendſte, oder 
vielmehr der allein paflende Zeitpunct gewefen, etwaigen Mangeln bei Her- 
beifhaffung der Materialien abzubelfen, oder doch mit den dahin einfchla- 
genden Einwürfen alsdann hervorzutreten, als (in der Konferenz vont 2. 
‚ Bpril) die nach den vorhin beftimmten Grundlagen erforfchten Ber: 
hältnißzahlen vorgelegt werden. Bis hieher, wo durch Genehmigung und 
Unterfchrift sindung von allen Seiten erfolgt, war doch Zeit genug, alle 
die Einwendungen vorzubringen, welche jeßt, nachdem nicht mehr res integra 
ift, geltend gemacht werden follen. 


Allerdings ift eine möglichft genaue und dem vorfchwebenden Zwecke in 
jedem einzelnen Puncte entfprechende Eruirung der Gtaatöfräfte eines Yan 
des, befonders da, wo ed auf deren Benugung zu einem wahrhaft gemein- 
famen Zwede, und vollends die Abmeflung des Eoncurrenzgrades in Ber: 
bäftnig zu andern Eoncurrenten ankommt, gewiß fhon an fi eine nicht 
feiht zu erledigende Aufgabe, deren Schwierigkeit ſich aber zur Unmöglichkeit 
fteigert,, wenn des Dranges der Umſtände wegen eine fummarifche Behand: 
lung des Geſchaͤfts fo dringend Noth that, wie im vorliegenden Falle. Dar: 
über waren, wie aus der Berhandlung vom 25. Februar 1814 hervorgeht, 
alle Theile einverftanden, daß, je mannigfacher die Sefihtspuncte wären, 
von denen man bei der Eruirung des natürlichen Zuftändes der Länder 
ausgehen könne, defto näher man aud dem beabfichtigten Nefultate moͤglich⸗ 
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ter Sleichſtellung der Beitrageverhältniffe Fommen würde, — und gerade 
in Beziehung auf das Anfangs mit zur Sprache gefommene Moment ber 
induftriellen Production gelangte man, weil man fich von den Schwierig. 
keiten deren Ausmittelung überzeugte, zu dem Schluſſe, diefen Punct aus 
der Berechnung zu entfernen. Es mag feyn, daß die befolgten Grundfäge 
für die Statiftiter von Fach nicht allentbalben die Probe halten; aber 
ed wird nie vor dem Richterftuble zur Gewißheit gebracht werden Pönnen, 
ob es ſtatiſtiſch richtig geweſen, in die Stelle eines oder mehrerer der fleben 
beliebten Diviforen einen oder mehrere andere zu ftellen. und ob und welches 
günfigere Refultat dadurch gerade für beklagten Theil herbeigeführt wäre. 
Durch richterlidhe Dijudicatur laßt fi Fein, außer dem Bereiche der recht⸗ 
lichen Reflerion liegende® Problem lien, und ſelbſt, wenn aud da, mo 
dem Michter jede Meberfchreitung des Gebietes feiner Wiſſenſchaft verwehrt 
it, durch Borlegung wiffenichaftlicher Gründe eine Einwirkung auf deſſen 
Uebergeugung gedenfbar ware, fo müßte doch da, und mit ihr jeder Beweis 
durch Runftverftändige wegfallen, wo nicht nur alles auf vielfach beftrittenen 
und unenticyieden gebliebenen Hypotheſen berubet, fondern wo es auch auf 
Kenntnifle von Localverhältniffen anfommt,. deren Spuren durch einen fo 
großen immitten liegenden Zeitraum langft verwifcht feyn müflen, und wo 
wenigitend an juriftiihe Gewißheit nicht mehr gedacht werden kann. 

Den Erlittenbeitsdivifor anlangend, fo lag es freilich nicht in der 
intructionsmäßigen Befugniß des Agenten, bei der ihm übertragenen 
Vertheilung frühere, außerhalb des Zeitraums feiner Geſchäfteführung lies 
gende Kriegblaften und Berlufte in Anrechnung zu bringen. — Ebenfowenig 
durfte fih aus den Eonferenzen, befonderd denen vom 25. Februar, 
1. März und 1. Mai 1814, eine Uebereinkunft, welche bei einer Ansglei⸗ 
hung die directe Mitberechnung früherer Grlittenheiten und die aus folcher 
Mitverechnung hervorgehende Abänderung der für die beiden erften Monate 
angewandten Berhältnißzahlen in die für Beflagte minder gunftigen für die 
festen vier Monate angewandten geftattet, herleiten laflen. Dem ungeachtet 
tift Den Agenten auch bier der Vorwurf der Eigenmächtigkeit nicht. 

Wenn nämlich demjenigen Gtaate, der aus den Grlittenheiten vom 
September 1813 bis ult. Februar 1814 über den natürliben Beitragsfuß 
getragen, bei der Concurrenz zu den folgenden Leiſtungen halb fo viele 
Precente abgefeht, demienigen hingegen, welcher bis März 1814 unter dem 
natürfihen Beitragsfuß getragen, balb fo viele Procente auf feinen natür⸗ 
lihen Beitragsfuß binzugelegt wurden, fo entftand zwar in der Repartitions⸗ 
Rorm eine Dem vorber über das richtige Verhaͤltniß Beichwerten vortheil⸗ 
baftere Beränderung. 

Allein diefe Folge ift rein zufällig, und feßt den Agenten nicht 
dem Bormurfe einer willtührlihen Abweichung von dem einmal belieb⸗ 
tn Maßſtabe aus. Denn fhon bei Eröffnung der Verhandlungen 
war mit Zuftimmung aller Deputirten nach Yeftftellung des Hauptzwecks 
der gemeinfhaftlihen Verhandlungen, behuf Ausmittelung der Leiſtungs⸗ 
möglichfeit jedes einzelnen Rayonlandes, für nothwendig und räthlich er- 
fannt, nicht nur den natlirlihen Zuſtand und das gewöhnliche ungeftörte 
Verhaͤltniß diefer Länder, fondern auch ben gegenwärtigen Zuftand derfelben 
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»nach den mancherlei gebrachten Opfern oder erlittenen Ber- 
Iuften« zu eruiren (Anl. 10. der Weim. Ded.); und in dieſem Sinne wur⸗ 
den, nicht auf Anregung des Agenten, fondern des Gothaiſchen Deputirten, 
(Anl. 11.) per majora die befondern Beftimmungen getroffen, daß die-bißs 
berigen Erlittenheiten vom 1. September 1813 an berechnet, audy noch die 
aus einem frübern Zeitabfchnitt Hiftorifch dargeftellt, namhafte (nicht zum 
Unterhalte der Truppen gediente, oder der Fähigkeit zur fernern 
Leiftung nicht unmittelbar nachtheilige) ausgefchieden werden ſollten; und 
gleichwie ſchon vorher ausdrücklich bevorwortet war: 
daß die Ausmittelung der früheren Laften jebt nit als Liquie 
dirung in Beziehung auf die von den hohen Mächten zugeſicherte 
Vergütung, fondern gegenwärtig nur einzig und allein zur Aus⸗ 
mittelung der fernern billigen, verhaltnißmäßigen Herbeiziehung 
gefchehen,« 
fo wurde, dem Beſchluſſe vom 1. März 1814 ganz folgereht, noch befonders 
beftimmt, daß Fein Unterſchied zmwifchen den durch Feind oder Freund ver: 
anlaßten früheren GErlittenheiten ftatuirt werden folle, und daß bei der 
Unmöglichkeit einer fernern Berechnung hoͤchſtens eine approrimative geftellt 
werden koͤnne, wobei jeder Zanbesbehörde die pflihtmäßige Aufftellung uber: 
laflen bleibe, unter abermaliger Beifüge ded Grunde: »mweil es der 
malen lediglih auf Ausmittelung des Leiftungsvermögens an- 
fomme.s 


Wollte man nun, diefen Zwed ins Auge fallend, überall ald Beitrages 
verbaltniß nach den Kräften der Staaten abmeflen, fo mußte man ſich aud) 
bier aus dem ganzen Gebiete der Gtatiftif Entfcheidungsquellen eröffnen, 
und eben fo, wie man Population, Arealgehalt u. f. w. in Anſchlag brachte, 
war man auch veranlaßt, diefe Diviforen nach den mmitten liegendeg Er⸗ 
eigniffen zu ermäßigen. Die übrigen flatiftifhen Data waren in einer Zeit 
gefammelt, wo fi die Länder in einem Zuftande befanden, Der nachmals 
nicht Derfelbe blieb; es Fam darauf an, wie die Folgen diefer Greigs 
nifle zu eruiren waren. Geſetzt, einzelne Länder hätten andere allgemeine 
GSalamitäten, als eben Kriegsdrangfale 3. B. Ueberſchwemmungen, allgemeis 
ned Viehſterben und dergleichen, betroffen, fo hätten auch danach die Anga⸗ 
‚ ben der fieben untergelegten Zuftände rectificirt werden müflen. Daß aber 
diefe Berlufte und dadurch berbeigeführten wefentlihen Veränderungen wie: 
der eben fo durch den Krieg veranlaßt waren, ift an ſich für die Frage, in 
welchem Zuftande fih die betreffenden Staaten befanden, 
etwas durchaus Srrelevantes. Und ob übrigens bei dieſer Eruirung die 
richtige Methode angewandt ift, ob es erforderlich war, das Nationalvermö⸗ 
gen der zehn Staaten vom 1. September 1810 bis ult. Februar 1814 zu 
eruiren, und dann noch befonders zu erforfchen, wie viel Durch fremde Trup⸗ 
pen som Abwurf und von der Subſtanz jenes Mationalvermögens im obi- 
gen Zeitraume confumirt fey, hierüber ift ebenfalls jetzt jede Entſcheidung 
unthunlich. Alle bieber gehörigen Ausftellungen laufen virtualiter wieder 
auf eine Critik der bei der Ausmittlung des Sraftverhältniffes angewandten 
Methode ſelbſt heraus, und find in fofern der rvichterlichen Beurtbeilung 
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fremd. Für die Entſcheidung genügt ed, daß die Grundſaͤtze ſelbſt, wonach 
die Ausmittlung der Kräfte gefchehen, actenmäßig durch Uebereinkunft feſt⸗ 
geſtelt find, und dem Agenten überlaflen it, die auf die von den Interef 
fenten fowohl über den natürlihen Länderzuſtand, ald den durch fpatere 
Greigmifie veränderten fuppeditirten ‘Materialien bafirte Berechnungen aufe 
juellen. 


SH ſonach eine Rechtsverbindlichkeit des beflagtifchen Theils zur Aner⸗ 
fennung bei den augefundenen Repartitionsnormen anzunehmen , fo fragt 
Cu 


II. weiter, 06 eine folhe Berbindfichkeit auch in Anfehung 
dbefjenigen vorwaltet, was zwiſchen den Deputirten 
ber Rayonftaaten über ein Geldausgleichungs-Byftem 
wegen der hinc inde gefhehenen Kriegsleiftungen 
yactirt und befhloffen if? 


In dem Zwede der Eonftitution des Rayons lag gewiß nicht die Noth⸗ 
werdigkeit einer eigentlihen Geldausgleichung, vermöge deren jedes 
einzelne Land, worin ſich Etapen befanden, die Lieferungen in die Magazine 
felbR und ausichließlich zu befchaffen, und demnächkt, unter Grundlage der 
Repattitionenormen, Erſatz im baarem Gelde zu erwarten hatte. Auch in 
den Acceſſionsverträgen und in ber Snftruction des Agenten ift fie nicht 
begründet, gleichwie dann auch Magender Seits ($. 32. der Weim. Ded.) 
jelöß zugegeben wird, daß eine Naturalvertheilung in der urfprüng- 
lichen Borfchrift gelegen babe. Kann man nun biernädhft dem beflagten 
Theile die in ihrer Allgemeinheit gleichwohl noch zu manchen Zweifeln und Bes 
Khränkungen fürhrende Behauptung zugeben, daß die den Zürften in Bezie⸗ 
hang auf Kriegslaften von irgend einer Seite gegebenen Borfchriften nur 
da, wo fie ſich auf die Allianzverträge begründeten, verbindliche Kraft ge⸗ 
habt, fo ſtellen fi doc die aus obigen Borderfägen abgeleiteten Folgen 
nicht als richtig dar. Ausgleihung überhaupt war, nad) dem Obigen, 
nothwendige Folge des Socialverbandes, felbit dann nothwendige Yolge, 
wenn ftatt des nochmald gewählten modus der Geldperäquation die Stan- 
im nach dem pactirten Quotifationsprincip alles zu Leiftende in natura ges 
wife Hätten. Denn ohne eine foldhe finale Ausgleihung war der Natur 
der Sache nad) eine DBerbältnißmäßigkeit in der Concurrenz, worauf doch 
Ales anfam, nicht gedenfbar. Im Weſen der Societas liegt, daß bei der 
Anflöfung und Beendigung eine Berechnung zugelegt werden muß, wodurch 
fämmtlihe Socii gegenfeit völlig und definitiv aus einander gefeht 
werden. 


1.2. 3. Inst. de Soc. L. 29. 30. 38. (. 1. L. 67. D. pro 
Socio. 


Gleichwie ſolches bei einer Societas quaestuaria in der Diftribution des 
Gewinns nach Berhältniß der Ginlage geſchieht, und auch hierbei bie 
lehtere im Fall eines ſtatt gehabten Berlufs die Norm zur Verthei⸗ 
hung abgibt, 

L 82. 9. 4 D.pro Soecio, 


— 
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auf gleiche Weiſe mußte auch bei dem bier vorliegenden Socialverbande, 
wo es fih um verbaltnißmäaßig zu übernehmende Laften handelt, der pac 
tirte Bertbeilungsmaßftab, der auf die der Societas zu Gebote fiehenden 
Staatöfräfte berechnet war, die Baſis bilden, wonach die Erſatzverbindlich⸗ 
keit abzumeſſen war. 


Wenn daher in der Eonferenz vom 2. April 1814, zur Umgebung der 
mit einer gemeinſchaftlichen WMagazinadminiftration verbundenen Schwierig- 
Peiten verabredet wurde, daß die Beiträge, welche nach dem Rechnungs⸗ 
fchluffe von einem Lande an das andere zu leiften, nach beftimmten 
Preifen gefcheben follten , beide Länder jedody verbunden feyen, nach vier 
jehntägiger Kündigung die ein Land treffenden Nationen und Portionen 
in natura resp. zu leiften und anzunehmen, und wenn diefer Uebereinkunft 
noch die sub num. 3. bi6 9. angegebenen näheren Beftimmungen hinzuge⸗ 
fügt find: fo kann fo wenig in einer ſolchen Webereintunft über bloß tem; 
poräre Geldvergutung überhaupt, noch in denen durch fpätere Greignifie 
(den Ruſſiſchen Rückmarſch) veranlaßten, fih auf die Wahl zwiſchen Na⸗ 
turalunterflügung und Geldentihadigung, fo wie auf die für lehtern Kal 
angeordnete Admodiation beziehenden befonderen Beradredungen die Errich 
tung eine nad dem Obigen ſchon in der Bereinigung des Rayons feibft 
liegenten Sorcietätsverhältnifies gefunden werden, fondern immer nur den 
Umftänden angepaßte Amplificationen und Wodificationen 
eine ſolchen fhon beftebenden Verhältniffes. Und diefe find. 
— wenn man fi) dabei irgend einen vernünftigen Zweck denken foll, und 
den Inhalt der Protokolle ihrer ganzen Faflung nach prüft, dabei aber 
wieder berückſichtigt, daß Webereinkünfte Diefer Art das Intereſſe des 
Gentraldepartements gar nicht, oder nur fehr mittelbar berührten — nicht 
für einfeitige, aus dem Machtworte ded Agenten geflofiene Borfchläge 
und Projecte, fondern wirklihe Nebenverträge zu einem vorbergegan: 
genen Hauptvertrage anzuſehen. 


Beklagtiſches Gouvernement hat gegen die verbindende Kraft dieſer 
Berträge noch einige beſondere Einreden, und zwar. 

1) die des dolus, der Concuſſion und des Irrthums opponirt, 
welche aus der Stellung der Deputirten zu dem Agenten, infonderbeit dars 
aus, daß ſich jene nicht in eine der Würde und Gelbftändigfeit ihrer 
Eommittenten angemeflenen Stellung, fondern in Folge eines durdy dolus 
und Eoncuffion des Agenten veranlaßten Zwanges und wefentlihen Irr⸗ 
thums auf die obigen DBerabretungen eingelaffen haben, zu deduciren geſucht. 
Alles darüber Angeführte befteht indeflen minder in der Anführung einfa- 
cher beftimmter Thatfahen, als -in allgemein geftellten Meufferungen und 
Declamationen über das Lnrechtfertige in dem Benehmen des Freiherrn 
von Riedefel, vorzüglid unter Bezugnahme auf die 66. 62. — 69. 79. 
80. 82. 83. der von Schwarzburg ˖ Sondershauſen übergebenen Deduction. 
Was nun in diefen Stellen über den Begriff und die rechtlichen Folgen des 
auch durch indicia perspicua ermeislih dolus ($. 63.) und der gerade kei⸗ 
nen mit &emwalthätigkeit verbundenen Zwang vorausfeßenden Concuſſion 
($. 64.) gefagt it, kann im Wefentlihen als richtig zugegeben werden. Was 
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dagegen in factiſcher Rückſicht zur Begründung obiger Einreden angeführt 
wird, reducirt ſich auf Folgendes: 
1) Der Agent habe, um feiner Eigenmächtigkeit Anfchein zu geben, die 
unrihtige Inftruction probucirt. 


Hier liegt nun zwar ein beftimmtes, an fi zu einer Beweisauflage ſich 
qudificirendes Factum vor; allein von dem Ausfall des Beweisverfahrens ift 
wieder fein, die obigen Einreden begründendes Mefultat zu erwarten. Denn, 
wie sorgefommen, flimmen die beiden, angeblich verfchieden lautenden Inftrucs 
tionen in allen auch nur einigermaßen weientlichen Yuncten überein, und 
am alerwenigften ift hierbei an einen ſolchen animum decipiendi auf Geis 
ten dei Freiherrn von Riedefel zu denken, welche eine Entkräftung von 
Comentionen bewirken Tönnte, deren Gegenflände zu jener Convention 
nicht einmal in Directer Beziehung ftehen. 

2) Der Agent habeRechte fimulirt, die ihm über ſouveraine 

zürſtenthümer ertheilt ſeyn ſollten, niemals aber 
ertheilt ſeyen. 


Die Arnſtädter Verhandlungen und bie ihnen vorhergegangene Cor: 
sehhondenz geben hierüber Feine Bethätigung, letztere namentlich enthält ein- 
fahe Berugnahme auf eine offen vorliegende, deutlich und bündig gefaßte 
Infruction. Einzelne Andeutungen aber, woraus die Megierungen und de 
ten Deputirte Anlaß nehmen Tonnten, in der Perſon des Agenten eine 
größere Gewalt, ald die ihm zugetheilte vorauszuſetzen, koͤnnen bier um fo 
F zum Beweiſe verſtellt werden, als daraus niemals eine Nichtigkeit 

der, niht mit Dem Agenten, ſondern zwiſchen den Deputirten unter 
—*2 Vertraͤge, würde gefolgert werden koöͤnnen. Gin Glei⸗ 
gilt 

3) son den ferneren Vorwürfen, 

der Agent babe durch vorgefpiegelte Erleichterung 
die Behörden auf fein künſtliches Geſchäftsgewebe 
fih einzulaffen indueirt, fie durch nichtöfagende, 


fih im Cirkel drehende Worte im Dunkel erhalten, 


die Deputirten eingefhüudhtert, mit Saftereien be- 
ſtochen, unvorbereitet zu fofortiger Abgabe will 
führliher Erflärungen über unbefannte That: 
fahben gezwungen, Gefhäftsberihtigungen ver- 
Sangt, deren Unmöglichkeit er felbft herbeigeführt, 
durch plötzliches Hervortreten mit lange verzöger— 
ten Refultaten überrafcht, und wenn man in feine 
Antrage nicht eingeben wollen, mit Unannehmlich— 
keiten und-militärifcher Erefution gedrohet. 


Ale diefe hervorgehobenen factifhen Momente, welchen klagender Theil 
wit Recht nur allgemeinen Widerfprud entgegenfeßt, und wovon die vor⸗ 
hegenden Verhandlungen fo wenig eine Spur geben, als daraus weit eher 
dab Begentheil entnommen werben fann, eignen fich felbft dann, wenn eine 
Eorufion darans gefolgert werden Fönnte (mas ſich Doch, namentlich nicht 
von den bei fänmiger Erfüllung der. Acceflionsverträge etwa untergelaufenen 

tronharbi, über Austrägaiverfahren. 18 


— — —— 
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Drohungen exekutiviſcher Maßregeln behaupten läßt), doch offenbar, ihrer 
Aligemeinheit wegen, und weil durchaus nichts von einem Gaufalzufanmen 
bange derfelben mit den Berträgen der Regierungen unter einander confirt, 
fo wenig zu einem Beweisverfahren, als die dem Agenten vorgeworfene 
Parteilichkeit für Weimar hier rechtlich irgend einen Bemerk verdienen ann. 

Kückſichts der exceptio erroris bat ſich zwar der Beklagte zu einem 
Beweife der ihr zum Grunde gelegten Thatſachen erboten, aber folde nit: 
gend deutlich bezeichnet. Sollten fie fih auf dasjenige beziehen, was über 
den irrthümlichen Gefichtspunct gefagt ift, aus dem bie Regierungen und 


deren Abgeordnete den Wirfungskreid des Agenten angefehen, fo erledit 
ſich die Einrede theild durch das Dbige, theils aber stellt fie ſich ſchon aus Ä 
allgemein rechtlihen Gefihtöpuncten als grundlos dar. Denn einmal wur 


nach befannten Gefeßen 


L. 45. D. de contr. c. V. 18. 1. — L. 16. $. 2. de lib. caus 


40. 12%. — L. 15. C. de rescind. V. 4. 44. 


nur ein unverſchuldeter Irrthum eine Anfechtung des eingegangenen | 





Vertrags rechtfertigen, anderntheil® aber bleibt ein bloß über die Bene 
gründe obmaltender Irrthum, mit wenigen bier nicht erfindfihen Aut 


nahmen, 
L. 65. $ 2. D. de condict. indeb. 


fo wie ein bloßer error concomitens, welcher die Effentialien ded Geſchaͤts 
nicht berührt, wenigſtens in Beziehung auf die Aufrechthaltung ‚oder Ummwer 


fung fonft gültiger Gefchäfte ohne Einfluß. 


Hellfeld jurispr. for. 9. 97—2%8. — Thibaut, Pand. 


Recht, $. 146. 


Bei der Anwendung diefer Rechtsaxiome zeigt fich zunorderft der Dan 





gel eines unvermeidlihhen Irrthums, da auf der einen Ceite, wenn die 


offen liegende Inftruction noch etwas Dunkles über die Verhältniſſe dee 


Agenten zu den paciscirenden Theilen übrig gelaſſen, ſolches leicht durch 
einzuziehende Erkundigungen und gegenſeitige Verſtändigungen gehoben wer⸗ 
den können, anderer Seits aber zunächſt nur die Verhältniſſe der Contta⸗ 
hirenden unter einander in Frage kamen, worüber keine Ungewißheit herrſchte. 
Daneben handelt es ſich höchſtens um einen Irrthum in den Motiven, 


worauf wenigſtens alles Angeführte hindeutet, und gleichermaßen zeigt ſih 


in der letzt hervorgehobenen Nüdficht, daß, da die Verbindlichkeit zu MU 
bältnißmäßiger Concurrenz einmal feftftand, und es bloß auf Regulirung 
des dabei zu beobachtenden Verfahrens, dann auf Nebenabreden über De 
anzumendenden Mittel ankam, immer nur von einem Irrthum über m 
wefentlihe Puncte des Geſchäfts die Rede feyn konnte. 

Außer dieſen drei, fi) ſonach als verwerflich darſtellenden Einreden hat 
beklagter Theil 

5) auch bier die Einrede wiederholt, daß der Deputirte fines mandat 
überfchritten, und deßhalb auf eine für feine Committenten unverbindlich 
Weiſe gehandelt habe. 

Diefe Einrede, welche mit der obigen, rückſichtlich der pachirten Verther 
lungsnorm vorgekommenen Behauptung: der Deputirte habe nach ſeiner 
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Volmacht (meihe er dem Agenten vorgelegt, worauf ſich dieſer aber nicht 
einlaffen wollen) überall nur salva ratificatione handeln dürfen, in genauer 
Verdindung ſteht, kann aud in Beziehung auf die Subftitution ded Geld» 
ansgleichungs⸗Syſtems rechtlich nicht berückfichtigt werden. 

Ale zufammentretenden Umftände rechtfertigen vielmehr die Plägerifche 
Behamytung, Daß ſchon in der Abordnung der Deputirten ausreichender 
Grund liegt, deren Legitimation zu demjenigen, was fie gethan, für berichs 
tigt zu halten.- Auch bierbet muß auf den urfprünglichen Zweck der Rayons- 
bildung gurürfgegangen , und der oben entwidelte Standpunct des Agenten, 
beionderd in Anfehung der ihm beigelegten Repartitionsbefugniß, Darf nicht 
aus den Augen verloren werden. Nachdem das Princip der verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
gen Theilnahme anerkannt war, und es bei den Eonferenzen nur noch auf 
de Art der Ausführung einer folhen Verägquation ankam, fo Bann ver- 
nuaftigermeife auch nur bierin, das heißt in näherer Berathung und Ber: 
einigung über die Modalitäten der Ausgleichung, der Zweck der Abfendung 
kr Deputirten aufgefunden werden. Denkt man fi diefen Zweck hinweg, 
ie erideinen alle Arnftädter Berhandlungen, wenigftens von dem Augenblide 
a, ald man fi über die Norm der Quotifation verftändigt hatte, als 
etwad hoͤchſt Ueber flüſſiges, und hätte alddann der Agent fein Geſchäft im 
unmittelbaren Berfehr mit den Regierungen, deren jedeömalige Ratification, 
nd der untergeftellten Behauptung des Beklagten, ja ohnehin erforderlich, 
een io gut, weit leichter und mit Erfparung vieler Zeit und Koſten forts 
ten und beeudigen können. Es maltete daher wirklich eine inngre Noth⸗ 
wendigfeit ob, daß alle zur Ausführung erforderlihen Maßregeln, wohin 
namentlich die Art gehörte, wie das richtige Eoncurrengverbaltniß entweder 
s betummten Zeitabichnitten oder am Schluſſe des ganzen Geſchäfts, und 
wur entweder wieder durch Naturalerfag oder Geldvergütung, herzuſtellen 
Bat, au in dem Auftrage der Deputirten, und zwar um fo mehr liegen 
mußte, als auch Die Sonftitutionsurkunde des Rayons in den fchon vorge⸗ 
Immaenen Worten des $. 12. und resp. 13. Darauf unzweifentlich hin⸗ 
deutet. 


Unter die Cathegorie der dort erwähnten Maßregeln laßt fih die bier 
MArage Pommende um jo unbedenklicher ftellen, als das beliehte Syſtem 
eſender nm die Vereinfachung des Repartitionegefchäfts bezweckte, und, 
wie klaͤgeriſcher Seits richtig bemerkt ift, ed auch einer über den ganzen 
Nyon geſetzten Landesregierung vortheilhafter fcheinen müflen, den Bedarf 
ter Stape in ihrer näbern Umgegend aus Randesmitteln aufzubringen, welche 
die entierntern, zufällig vefihonten Landestheile, nad Recht und Billigkeit 
wit zu übernehmen gehabt. Alles über die Geldausgleichung Vereinbarte 
"fgeint an um deßwillen al6 bloße vorübergehende einfache Adminiſtra⸗ 
Iummaßregel, weil vermöge der ftipulirten Ründigungebefugniß jeder 


nerefiirte Theil nur zwei Wochen an den gewählten modus gebuns 
den wir. 


Doch hiervon abgefehen, ſetzt Kläger der obigen Einrede mit vollem 


| Rebe auch Die Replik der nachmals tacite Oder per facıa ooncludentia 


erfelgten Ratification entgegen. So gewiß nämlich aus Handlungen, 
18 * 
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die mehrfacher Deutung unverwerfbar, niemals eine beſtimmte Einwilligung 
gefchloffen werden darf, 

L.2%1. L.3. u. & pr. D. de pactie. 
eben fo anwendbar im vorliegenden Falle ift auch die Megel, daß aus dem 
Etifffehweigen alsdann eine nur Durch den Beweis des Gegentheils zu be 
feitigende Bermuthung des ertheilten Conſenſes hervorgeht, wenn berjenige, 
über deſſen Eigenjseft ald Mandatar oder Geſchäftsmann eines andern 
fein Zweifel obwaltet, irgend eine dem vorkommenden Gefchäfte angehörige 
Handlung vornimmt, namentlich eine, Beinen bleibenden Folgen unterworfene 
Uebereinkunft ſchließt, ohne daß der Mandant (zumal wenn er unterrichtet 
it, oder doch, wenn er wollte, zeitig unterrichtet werden konnte) ſofort 
und re ad hue integra widerſpricht. 

L 6. 6. 2. L. 18. ad mandat. 17. 1. — L 12 D. de erict. 

L. 60. de R. J. 


Diefer Fall liegt hier vor. Daß der beflagtifhe Deputirte beauftragt 
war, im Sinne der von dem Agenten durch Mittheilung feiner Inftruction 
den betreffenden Regierungen gefchebenen Eröffnungen, an den befragten 
Verhandlungen behuf Wahrnehmung der verfchiedenen Snterefienten Theil 
zu nehmen, ift dad Wenigfte, was, nach dem deutlichen Inhalte des Schreis 
bend des Geheimenraths⸗Collegii vom 29. Januar 1814, als unbeflritten 
feloft dann angenommen werden muß, wenn auch wirklich den Deputirten 
nur durch Natification bedingte Theilnahme hätte geftattet feyn follen. Die 
betreffentgn Regierungen erhielten nun, wie es in der Natur der Sache 
fag, und nirgends geläugnet ift, von demjenigen, was zu Arnſtadt unter 
ihren resp. Abgeordneten pactirt war, vollftändige Kenntniß; fle durften 
alfo nach obigen Rechtögrundfägen, fobald fie darin eine Mandatsüberfchreis 
tung entdedten, nicht fchweigen, fondern fie mußten mit ihren Widerfprüchen 
fofort hervortreten, nicht aber die Realifirung der Beichlüffe, namentlich 
rückſichts des adoptirten Syſtems, in deſſen Folge Andere vorfchußweife die 
fie mittreffenden Laſten übernahmen, ohne Einwendung geicheben Iaffen. 
Letzteres durfte infonderheit nicht in Anfehung der Beſchlüſſe vom 2. Aprif 
unterbleiben, ba bei der vorbehaltenen Purzen Kündigungsfriſt es nicht einft 
der Verweigerung der Ratification, fondern nur einer einfachen Willens: 
erklärung über die Beleitigung des Geldperäquations⸗Spſtems bedurfte. 
Ein folder Widerfprud oder eine folhe Erklärung ift aber nicht erfolgt, 
und die Regierungen baben nicht nur fortwährend die Liquidationen in 
Gemäßbeit der Eonferenzverhandlungen eingefandt, fondern Geis 
tens der Deputirten bat man ſich auch bei dem nachmals erfolgten Rück⸗ 
marfhe der Ruſſiſchen Armee noch in der Eonferenz vom 14. Mai 1814 
mit Beibehaltung des pactirten Syſtems vollkommen einverftanden erklärt, 
zu einer Zeit alfo, in der fie über den Willen ihrer Committenten nicht 
mehr in Ungewißdeit feyn konnten. 

Klagender Theil hat auf die oben angedeuteten fartifhen Momente noch 
befonders die replica doli zu begründen gefucht. Der Borwurf einer dolo 
fen Abficht würde nun zwar dadurch entfernt werden koͤnnen, wenn Man 
vorausſetzte, daß die in Anforuch genommenen Regierungen anfangs und | 
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ſo lange bie Pflicht zur Herauszahlung namhafter Summen noch nicht er⸗ 
mittelt worden, in den Uebereinkünften nichts Unbilliges und Drückendes 
finden, oder auch, daß diefelben venergifhe Widerfprüce« in ihrer 
damaligen Lage nicht für politifch, und fi überbem überzeugt halten moch⸗ 
tm, eine billige Peraquation nicht hintertreiben zu können. Sind diefe 
Borausfegungen richtig, fo Fällt zmar obiger Vorwurf weg, alödann kann 
man aber auch eine ſtillſchweigende oder durch concludente Handlungen an 
ben Tag gelegte Ratification nicht länger bezweifeln. Iſt Dagegen aber eine 
ide Voraus ſetzung unrichtig, waren die Negierungen ſchon während der 
Eonferenzen, und während der theild von ihnen ſelbſt, theil6 von ihren 
Depatirten gefhehenen ununterbrocdhenen Theilnabme an denfelden, Willens, 
fürs erfte alle in Beziehung auf die Vorſchüſſe anderer Staaten feinen 
Beg gehen zu laſſen, in der Folge aber ſich jeder Erſatzverbindlichkeit gegen 
die Staaten, weiche vertragsmäßig überhin geliefert, zu überheben: dann 
freiich iſt nicht abzufehen, wie dieſe Regierungen den Borwurf dolofer Ins 
duction von ſich würden entfernen koͤnnen. 


Außer der Nothwendigkeit der Natificationen der Regierungsbebörden, 

Ne beflagter Theil aber auch noch die des Staatsoberhauptes erfor- 
erſich. 
Von einer ſolchen conſtirt nichts; gleichwohl ſtellen ſich die für eine 
ide Nothwendigkeit theils aus gemeinrechtlichen, theils aus völkerrechtlichen 
Öruntfägen, theils auch der Hildburghauſiſchen Landesverfaſſung entlehnten 
Arzumente nicht haltbarer als die oben vorgekommenen dar. 


So wenig ſich innerhalb der Grenzen des Privatrechts die Frage: wie 
Beil ein Mandatar feinen Mandaten durch feine Handlungen verbinde, auf 
vemeie Regeln zurüdführen läßt, und bier, unter Sefthaltung des 
rincips 

daß der Gewaltgeber dem dritten Contrahenten auch dann verhaftet 
wird, wenn der Bevollmachtigte die nicht öffentlich bekannt ges 
mahten Befchräntungen eines offen gelaflenen Mandats nicht berück⸗ 
ſichtigt (L. 11. $. 2. 3. 4, de instit. actione). 

Thibaut's Pand. R., 6.877. — Hellfeld, jur. pr. for. $. 959. 
»imo actio contra mandantem locum habet, licet mandatarius 
egerit contra fines mandati, sibi soli significatos, in 
mandato vero haud expressos« 


jedesmal nur Inhalt und Faſſung der Bevollmächtigungsurkunde ſelbſt den 

Aifhlog geben kann; ebenfowenig läßt ſich nach völferrechtlihen Grund 

ſiden eine genaue Grenzlinie ziehen, in wie weit der von einem Gefandten, 

Charge d’affaire oder fonftigen Abgeordneten eingegangene Vertrag mit 

temden Staaten für den abfendenden Fürften bindend wird. Auch bier 

* es vor allem auf den Inhalt der offen gelegten Creditive an. Zwar 
t 


Martens, Pröcis du droit des gens, $. 48. 
»qu’on ne compte plus sur les traites, qu’autant qu'ils out 
etE ratifies«; 


m 
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allein er fügt auch, unter Voraufſtellung des Grundſatzes: daß dasjenige, 
was ein innerhalb dem Bereich feiner Macht handelnder Mandatar ver» 
handle, auf deren Grund eine fremde Nation im guteh Glauben mit ibm 
negocürt hat, für den ihn autorifirt habenden Staat verbindlich werde, 
hinzu: 
»mais le motif de cet usage . . indique assez, que si Tune 
de deux parties offre duement sa ratification, l’autre ne 
peut refuser la sienne qu’entant que son mandataire 
s’est &cart& des bornes de son instruction .. et qu’au moins 
dans laregle, ilne depeud pas du libre arbitre d’une 
nation, de refuser sa ratification par de simples 
motifs de convenance «. 
Eben fo weifet auch 
Pattel, im droit des gens. L. IL C. 12. 
mit faſt gleihen Worten auf das natürliche Recht im Privatverhältniſſe 
zurück, und bemerkt noch dabei, Daß heut zu Tage nur aus befonderer Bor: 
fiht (>pour &viter tout danger et toute difficulte«) die Fürften ſich die 
Patification ihrer bevollmächtigten Miniſter vorzubehalten pflegten. 


Könnten daber auch die hier befragten Webereinfünfte als wirkliche 
Staatöverträge angefeben werden, fo würde doc bei der Frage über bie 
Kothwendigkeit einer landesherrlichen NRatification alle davon abhän⸗ 
gen, ob nicht etwa nur der Deputirte, fondern auch die Regierungen 
felbft (deren Genehmigung nad) dem OÖbigen anzunehmen ift), zufolge 
ihrer Stellung, die Grenzen ihrer Befugniffe uberfchritten haben. Und 
dieß laßt fih doch mit einigem Anſchein nicht behaupten. Konnten und 
durften die Zürften ihren Standpunct gegen die verbündeten hoben Mächte, 
gegen das mit deren Mahtvolltommenheit ausgerüftete oberfte Verwaltungs 
departement und deflen Organ, den Agenten, nicht verfennen; Fam es, ald 
nad der in dem Socialverbande begründeten gleihmäßigen Concurrenz die 
Nothwendigkeit einer Peräquation feſt ftand, lediglich noch auf Die Modali- 
taten der lettern an, und konnte alfo nur in der Regulirung dieſes modi 
der Zweck der Eonferenzen und der ganzen Geſchäftsführung der Deputirten 
liegen: fo trifft wohl feinen der Arnftadter Deputirten bet Verabredungen 
und Beſchlüſſen, die in der That nur auf Adminiftrationsmaßregeln hinaus- 
liefen, die das Gepräge der Billigkeit an fich tragen, nur für wenige Tage 
verbindende Kraft hatten, und nad deren Ablauf wieder aufgerufen werden 
konnten, eben deßhalb aber den größten Theil ihrer Bedeutung verloren, der 
Bormurf einer Bollmahtsüuberfhreitung. Damit widerlegt fih denn auch 
dad für letztere aus der Hildburghaufifchen Staatöverfaffung (dem Organi: 
fationsdecrete vom 21. April 1813) entnommene Argument. 


So wenig, wenn es fih um eine einfache Hebereinfunft der Staats: 
bebörde mit einer Privatperfon über zu befchaffende Lieferungen obne alle 
Einmifhung ded Generalcommifjärd gehandelt, jemanden eingefallen jepn 
würde, den Mangel landesherrlicher Ratification zu rügen, lo wenig kann 
darin der zufällige Umitand etwas ändern, daß bier die Lieferungen zum 

- Theil durch andere Staaten beforgt find, und gegen diefe die ſich obnebin 
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von ſelbſt verſtehende Berpflihtung zur Abrechnung und einer nach verab: 
redeten Preifen zu befchaffenden Bergütung übernommen ift. 

Eine fernere hier opponirte Einrede ift 

5) die der Clauſel: rebus sic stantibus. | 

Die Umftände, deren Aenderung eine Aufhebung der eingegangenen Ber 
bindfichfeit herbeigeführt haben foll, beziehen fidy theils 

a) auf die Lage der deutihen Staaten, und den Gang der 

Kriegsereigniffe von 1814 überhaupt, theils 

b) auf die GErgebniffe des fogenannten Frankfurter Obligations- 

und Liquidationsfyfteme. 

Ad a) iſt geltend gemacht, daß bei Eingehung des Bertrags ein lang: 
wieriger Kampf befürchtet fey, dieſe Furcht aber wegen des baldigen glück⸗ 
lichen Ausgangs des Zeldzugs ſich nicht betätigt habe. Außerdem wird noch 
bervorgehoben, daß nad) den Conferenzprotokollen vom April 1814 Die bes 
fragte Webereinkunft Feine andere Tendenz gehabt, als eine Unterftükung 
bei der Militärverpflegung in den ordentlichen und außerordentlichen Etapen 
einzuleiten, daß aber in der Folge bei dem Rückzuge der Ruſſiſchen Corps 
die Truppen andy Gegenden berührt haben, von denen man anfangs geglaubt, 
daß fie mehr geihont werden würden. 

Hiernãchſt geſchieht 

ad b) auf den Umſtand Berufung, daß ſich das gedachte granffurter 
Liquidationsſyſtem in der Folge gänzlich zerfchlagen habe. 

Beide Momente eignen ſich ebenfalls nicht, die befragte Lebereinfunf 

unwirkſam und Eraftlos zu machen. 


Nach der richtigern Theorie findet die Berufung auf veränderte Um⸗ 
kände (exceptio rebus sic stantibus) überhaupt in der Regel feinen recht. 
khen Bemerk, und die Wirkungen der DBerträge dauern, fo lange die Er: 
füllung möglidy bleibt, auch bei folchen Ereigniflen fort, welche vorausgefeben 
vom Gontrahiren abgehalten haben würden ; 

Cocceji de claus. reb. sic. stant., C. 6. — ®eber, von 
der natürlihen Berbindlichkeit, $. 90. 
wovon der Grund zunäcft in der vorbemerften, in den Geſetzen 
L. 65. $. 2. D. de condict. ind. 11.6. — L. 34. pr. de 
contr, c. V. 18. 1. 
begründeten Regel beruhet: daß Irrthümer über die Beweggründe auf die 
Aufrechtbaltung vertragsmäßiger Berbindlichkeiten feinen Einfluß äußern. 


Sm vorliegenden Falle tritt aber hinzu, daß 

ad a) die Berbandlungen nichts darauf Hindeutendes enthalten, daß der 
pectirte modus peraequandi wegen einer mehr oder minder eingetretenen 
Berzögerung ded Feldzuges, oder wegen veränderter Marfchrouten hätte be» 
feitigt werden follen. Hierüuber war auch in der That damals, als man 
tontrahirte, nichts vorauszuſehen. Daneben läßt ſich aber auch nicht begreis 
fm, wie bier durch veränderte Umſtände fih auch die Beweggründe der 
Gontrahenten ändern Tonnen, da durch den befchleunigten Ausgang des 
Biltertampfs fo wenig, wie durch die abgeänderten Routen das Verhältniß 
bei der Duotifation der Kriegslaſten geſtört, und leßtere Abänderung auch 





280 Abth. II, Abſch.3, 5. 11, 4. — Thur. Ray. Strtgkt. 


nur die Folge einer veränderten Liquidation der Kriegslaſten herbeizuführen 
geeignet war. 
Eben fo wenig paßt obiger Einwand aber auch 
ad b) auf dasienige, was wegen der unterbliebenen Nealiffrung des 
Frankfurter Liquidationsfyftems angeführt wird. Denn ließe ſich auch ein 
directer Zufammenhang zwifchen diefem und bem nachmaligen Peräquationd- 
ſyſtem auffinden, fo liegt doch keinenfalls (nach der untergeftellten Voraus⸗ 
feßung des Verfaſſers der Sachfen » Deiningenfhen Deduction ©. 16.) der 
entichiedene Einfluß fo Elar vor, den die mehr oder minder beftimmte Aus: 
fiht einer Rüdvergutung auf die Entichlüffe der Eoncurrenten gehabt babe. 
Die dem Eonferenzprotofolfe vom 2. April 1814 eingefhaltete Bemerkung: 
»daß es fih von ſelbſt verftche, daß, wenn die gemeinſchaftlichen 
Seiftungen zu den von den höchften Alliirten zugeficherten Vergütun⸗ 
gen geeignet, das concurrirende Rand nad dem Berhältniß feiner 
Beiträge mit den dadurch unterftüsten gleiche Anſprüche auf jene 
Bergütung erlange; daß deßwegen, und zur Bermeidung aller rs 
rungen, über alle und jede Beiträge, befonders in Geld, deutliche, 
die Kriegsleiſtungen ausdrückende, Befcheinigungen zu ertheilen, und 
daß diejenigen Länder, welche durch ihre Beiträge Mitcreditoren wer: 
den, bei der Liquidation mit den Commiſſarien der höchſten verbün- 
deten Mächte communiciren,, und ihren Antheil der Bergutung, ſo⸗ 
bald ſolche erfolge, ungekürzt erhalten follen« — 
deutet zwar auf eine Ausficht zu einer ſolchen Vergütung bin, berechtigt 
aber nicht zu dem Schluffe, daß die Fürften Die Uebereinkünfte wegen des 
Ausgleihungsmodus nicht getroffen haben würden, wenn fie die nachmalige 
Zerfchlagung jenes Frankfurter Liquidationsfpftems vorausgefehen, oder vol; 
lends zu der Behauptung, daß dad Peräquationsgefchäft zu letztern und zu 
dem Zwecke der deßfallfigen Liquidationscommiflion in einem bloß fubfidiairen 
Berhaltniß geftanden; denn der letzte Ausgang des Frankfurter Syſtems 
mochte feyn, welcher er wollte, die Nothwendigkeit der zu repartirenden 
Leiftungen lag vor, und würde au dann, wenn man jenen Ausgang fchon 
damals (April 1814) vorausgefehen, nicht haben vermieden werden können. 
Es bleibt fchließlich 
6) noch die Einrede der Läfion übrig, welche fih zunächft darauf ſtützt, 
daß die Subftitution der Gelbausgleishung befonders den auf der Gisdfeite 
des Thüringer Waldes gelegenen Ländern zum Bedruck gereicht, daß die 
Preife unverhältnißmäßig geweien, und daß es in der Megel leichter fey, 
Truppen in natura zu verpflegen, als fie durch Lieferungen an entfernten 
Orten, oder gar durch‘ Geldzahlungen zu unterhalten, womit noch in Ver⸗ 
bindung gefeßt wird, daß im Falle einer Naturalausgleihung den entferntern 
Gegenden auch die mehreren Transportloften gut gerechnet werden müflen, 
‚ wodurd die Beifragsquote der näher liegenden Länder fi) bedeutend erhöht 
haben würde. 


Abgefeben, daß auch hier eine juriftifche Meberzeugung über dieſe wieder 
in das Gebiet der Gtatiftif einfchlagenden Säße durch Fein Beweisverfahren 
beſchafft werben kann, wodurch eine Berichtigung ber aufgeftellten Bere: 
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nung jetzt noch möglich würde, fo fehlt es auch nicht an inneren Gründen 
gegen den rechtlichen Gehalt jener Einrede. 

Nach dem Privatrechte kann bloße Läflon Fein Bertragsverhältnig um⸗ 
werfen; fände aber audy eine analoge Anwendung der L. a. C. de rescind. 
empt. vend. bier überall ftatt, fo würde es dod immer ein unauflösliches 
Problem bleiben, auszumitteln, wie viel gerade der beflagte Theil dabei ges 
wonnen haben würde, wenn die Subftitution der Gelbvergütung nicht ein- 
getreten wäre; denn es hangt dabei foviel von augenblicklichen Gonvenienzen, 
son dem Wechſel der Marktpreiſe, jemweiliger größerer und geringerer Vor⸗ 
rate an namhaften Berpflegungsgegenftänden u. ſ. w. ab, daß wohl niemand 
m Stande ſeyn möchte, eine befriedigende Berechnung aufzuftellen, die über 
ven Brad der Verletzung klare Ueberzeugung gewährte. Im Gegentheil 
gehören die bier befragten Uebereinkünfte zu denjenigen ungewifien Verträ⸗ 
gen, wobei fih für alle Sontrubenten Gewinn und Verluſt denken laßt. 

L. 8. C. 4. 44. — L. 17. C. de usuris 4. 32. 

Die Orundfäge des Völkerrechts, welche klagender Theil bei der 
serliegenden Streitfrage geltend machen will, ftehen ibm noch mehr als das 
Srivatrecht entgegen, denn jenes erkennt überall die Läſion, ſelbſt die enorme, 
für feinen ausreichenden Grund zur Anfechtung fonft gültiger Berträge an. 

»La lesion, bemerft der oben citirte 
Vattel (droits des gens L. HI. C. 12. $. 158.) 
»ne peut rendre un trait6 invalide. C’est à celui, qui prend 
des engagemens, de bien peser toutcs choses, avant de con- 
elure. ... . Si l’on pouvoit revenir d’un traite parce qu’on 8’y 
trouveroit lese, il n’y auroit rien de stable dans les contrats 
des nation. Les lois civiles peuvent bien mettre des 
bornes & lalesion, et en determiner le point capable d’operer 
la nullite d’un contrat, mais les Souverains ne reconnaissent 
point de juges«.... 
um fährt als Grund mit der oben aufgeworfenen Frage fort: 
»comment faire conster entr’eux de la l&sion? Qui en deter- 
minera le degre justifiant pourjinvalider un traite« — 
md gleihe Grundfäge find von 
de Martens, Pre&cis du droit des gens, $. 52. und Voͤl⸗ 
ferreht, ©. 57. $. 45. und Schmelzing, im fyftem. 
Grundriß des pract. Europ. Volkerrechts, Th. I. 
6. 375 
wigeſellt. | | 

Hiermit finden daher fammtliche gegen diefen zweiten Haupttheil der 
Irafadter Befchlüfe und Uebereinkünfte opponirten Einreden ihre Erledi⸗ 
ung, und kommt es jeht letztlich noch darauf an: 

V. ob die aus der ſolchergeſtalt verbindlichen Quotifationd 
norm und aus dem pactirten Geldausgleichungs⸗Syſten 
durch den Agenten von Riedefel ermittelten Refultate 
das beflagte Gounernement als rihtig und bindend 
gegen fich gelten laffen muß? 
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Sn fo weit beklagter Theil die Berechnungen und Tableaus des Agenten. 
mittelft deren er die Geldausgleihungen bewerfftelligt und jedem Ravonſtaat 
fein debet und credit zugewielen, aus Gründen anficht, die in der Beitret- 
tung des ganzen Bertragsverhältnified überhaupt liegen, finden ſolche in den 
bisherigen Erörterungen ihre Erledigung. Allein es wird noh ferner be 
bauntet, daß auch der oben bemerfte legte Theil des Geſchäfts weder in der 
amtlihen Wirkfamkeit des Agenten an ſich gelegen babe, noch ihm dazu ein 
Auftrag ertheilt ſey. Es lag num allerdings nicht im urſprünglichen Plan 
der Snterefienten, baß die in Folge des GeldveraguationdSpyftems 
zu leiftenden Vergütungen erft am Schluſſe des ganzen Geſchäfts feſtgeſtellt 
werden follten, vielmehr war, wie vorgefommen, zuerft eine allmonatlidye 
Abrechnung und Ausgleihung verabredet. Es follten — hieß ed — am Ente 
jedes Monats über die zur Ausgleihung geeigneten Leiſtungen die Mech 
nungen gefchloffen, und vor Ablauf der erften Hälfte des folgenden an den 
Agenten eingeſchickt, die nad) diefem Termin eingefandten Rechnungen follten 
für den nächſten Monat zurückgelegt, und die über einen noch weitern Ter- 
min ausbleibenden gar nicht beriikfihtigt werden. ‚»Auf diefe von der 
zu dDiefem Gefhäft beauftragten Behörde und außerdem von 
dem Deputirten des betreffenden Landes gebörig beglau— 
bigten Rechnungen folle fodann der Agent die Repartition 
und Ausgleihung bewirfen, und das, was hiernach ein 
Land an das andere hinauszuzahlen, fey vor dem Ablauf des 
folgenden Monats ohne Reſt abzuführen. 


Daß diefes nicht genau zur Ausführung gefommten ift, und ſtatt deffen 
auf den Grund der vertragsmäßigen Liquidationen während der Dauer ded 
Rayonverbandes nur zwei Abrechnungen aufgeftellt find, von denen die erfte 
in legtere als Schlußrechnung einverleibt worden, welche dann die libellir- 
ten Beträge ergeden, geht aus micht beftrittenen Actenſtücken bervor. 
Woran aber die jener urfprünglichen Verabredung zumiderlaufende Zöge: 
rung einer reellen Ausgleichung gelegen, conftirt nicht, und kann 
dahin geftellt bleiben. Soviel ift gewiß, daß eine folhe Berzögerung in 
der einmal getroffenen Uebereinkunft überhaupt und in der dem Agenten 
bis zum Schlußverfahren übertragenen Ausgleihungsbefugnig nichts alteri- 
ren konnte. Nber auch ohne Werthlegung auf dieß Vertragsverhältniß ift 
nicht abzufehen, wie gerade darin, 


daß die befragte definitive Ausgleihung und Ueberweiſung durch den 
Agenten geicheben ift, - 


ein Grund zur Anfechtung der endlichen Nefultate des Geſchäfts gefunden 
werden folle. Lagen nänilidh die Repartitionsnormen vor, und war eben 
fo durch die Liquidation von Monat zu Monat auch der Betrag der aller- 
feitigen Leiftungen ebenfalld conftatirt, fo blieb nach angeftellter Monitur 
der Rechnungen die Aufgabe, aus jenen. zwei gegebenen Größen die dritte 
unbekannte aufzufinden, mit andern Worten: die geftftellung des von jedem 
Sntereflenten nad) Maßgabe feiner Leiftungen zu Zahlenden oder ald Ber: 
gütung zu Gmpfangenden eine rein arithmetifche Aufgabe, bei deren Löfung 
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es ziem lich gleichgültig war, ob fle von dem Agenten oder irgend einem 
Dritten ausging. 

Inzwiſchen bat man beflagter Seits die letztgedachte Borausfekung: 
daß die Leiftungen jedes einzelnen Rayonftaates dem Auffteller der 
Tableaur gebörig conftatirt vorgelegen, 

ebenfalls nicht zugeben wollen. 

Wenn zu diefem Ende abermals verfucht ift, in objectiver Hinſicht 
dasjenige, was zur Ausgleichung geeignet, auf einige namhafte Arten von 
Leitungen zu befchränten, fo bedarf es zu deflen Widerlegung nur eines 
Blicks auf den Inhalt des Vertrags vom 2. April 1814, wo eb beißt: 

„nad, dieſem Maßſtabe follen zwiſchen den fämmtlichen Diftricte: 
fanden die von demfelben feit dem 1. März d. 3. befcheinigten 
Kriegspraftstionen an DBerpflegungund Boripann, oder 
alles, was zum Unterhalt des Militärs der höchſten 
verbündeten Mächte und der mit ihnen alliirten Fürs 
fen und zudeffen Fortkommen nöthig ift, au im Wege 
der Ordnung gefordert und geleiftet wird, wechlelfeitig 
auögeglihen und vergütet werden. « 

Außer daß eine ſolche allgemeine Faſſung ſchon an fich Feine weitere 
Beſchränkung zuläßt, ergiebt fih no aus den WBerbandlungen vom 17. 
Mai (?) und 13. September 1314 (Anl. 31. 50. und 54. der Weim. Ded.), 
daß die Nachweiſungen über die Laften wirklich dDurchgegangen, geprüft und 
monirt find. 


Der fernere Ginwand wider die Liquidität der aufgeftellten Red 
nungen, 
daß es denfelben an den erforderlichen Belegen gefehlt, 
findet ihre Widerlegung 
1) in der Verhandlung vom 13. September 1814 (Beil. 58. der Weim. 
De.) und in der dort von den Deputirten einftimmig abgegebenen Gr- 
Harung: 
„wie fie auf den Grund der früberen Berbandlungen 
»und im vollen Bertrauen auf die Rechtlichkeit der liquidirenden 
» Behörden von der fpeciellen Nachweifung um fo mehr abgehen zu 
»müflen glaubten, ald die meiften Behörden ihre Quittungen nad) 
» Frankfurt eingefandt hätten, und deren Borlegung daher nicht 
»möglidy fey. « 
Der gegen die hierauf geſtützte Anwendung des Rechtsariome: vad 
semel renunciata non datur regressus« gemachte Einwurf: 
dag der Eoburgifche Deputirte unter Beitritt des Hildburghauflichen 
in einem Schreiben an den Agenten vom 12. September 1814 
(Anl. 51. der Beim. Ded.) erklärt, wie alles, was bei den jebigen 
Eonferenzen vortommen und. verabredet werden möchte, von ihm 
nur ad referendum angenommen und nicht eher für die Herzoglich⸗ 
Sachſen⸗Coburgiſchen Lande für gültig und verbindlich erachtet wers 
den Pönne, als es die Genehmigung Teines gnädigen Herrn erhal 
ten babe, 
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würbe nur bann einigen rechtlichen Bemerk verdienen, wenn in ber obigen 
Erklärung eine vollftandige Berzichtleiftung auf alle Mechnungsjuftification 
befunden werden fönnte. Wenn man aber berudfihtigt, daß ein Nevifiond- 
verfahren wirklich bereits flatt gefunden hatte, und wenn man vor allen 
Dingen den Inhalt der Eonferenzbandlung vom 2. Aprif 1814 erwägt, wel: 
cher nad) der obigen Ausführung allerdings verbindende Kraft hatte, worauf 
die obige Erklärung vom 12. September 1814 nicht rückwirkend angewandt 
werden Fann, und Inhalts deren die reelle Ausgleihung ſchon längft hätte 
erfolgt feyn müflen, dem Agenten aber (sub num. 4.) die Bewirkung der 


Repartition und Ausgleihung mit dem Zuſatze: daß das, was hiernach 


ein Land an das andere binauszuzahlen, fchon vor dem Ablauf bes folgen: 


den ohne Reſt abzuführen fey, ausdrudlich übertragen worden it; fo ver 


liert fchon dadurch der obige Einwurf den größten Theil feines Gewichte, 
und zeigt fih, daß die Deputirten in iener ihrer Schlußerflärung vom 
13. September 1814 in der That dadurch, daß file von einer nachmali 


gen fpeciellen Nachweiſe (von der’ wechfelfeitigen Borlegung der Belege der 


eingereichten monatlichen Zufammenftellungen abſtrahirten) ihren Regierun⸗ 
gen nichts vergeben haben, was nicht fehon in früheren bündigen Vertrags⸗ 


verhältniffen gelegen hätte, in welchem Sinne fie dern auch ſelbſt bemert« 


ten, wie fie von jener Anforderung auf den Grund der früheren 
Berbandlungen abftrapirten. 


Diefem tritt aber noch 


2) die für die Nichtigkeitder von dem Agenten aufgeftellten Berechnung 
und deren Uebereinſtimmung mit den Quittungen eintretende dringende Prö 
fumtion hinzu, welche nicht fowohl aus der von den Deputirten felbft am 
Schluſſe anerfannten Derterität deflelben, fondern befonders daraus zu 
entnehmen ift, daß der Agent actenmäßig diefe Berechnung an den oberfien 
Berwaltungsrath überfandt bat, und daß bei der dort unftreitig wohl ge 
fhyehenen Prüfung und MBergleichung eine aufgefundene Mißſtimmung ge 
wiß gerügt fepn würde, welches gleihmwohl fo wenig geſchehen iſt, daß dei 
Minifter von Stein noch in einem am 10. März 1815 an den Her 
Zürften von Schwarzburg-Sondershaufen erlaflenen Schreiben (Anl. 85. det 
Beim. Ded.) dem Agenten das Zeugniß ertheilt: daß wider defien rechtliches 
Verfahren in der ganzen Verwaltung ded Gefhäfts nicht der mindefte Zwet 
fel vege gemacht werde, mit der fehließlihen Bitte: der von Riedeſelſchen 
Repartition gemäß, allen fernern Anſtand zu befeitigen. 


Wenn man aber auch 


3) in die obige Erflärung vom 12. September 1814 fo viel Gewicht 
legen Fönnte, um die vom 13. ejusd. von einer fpätern Genehmigung ab 
hängig zu machen, fo fehlt es auch nicht an Argumenten, um eine fol 
ſtillſchweigende NRatification die ſes Punktes, der mit dem von Dei 
Agenten ausgegangenen Repartitionsfottem an fih nichts zu thun hatte, AN’ 
‚aunehmen. Denn hätten die Gürften die Verechnung ber definitiven Aus 
gleihung unter ſich ſelbſt und ohne Berucihtigung bes von Riedeſelſchen 
Tableaus beabficytigt, fo würben fie doch wenigftens von den am die obere 
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Berwaltungsbehörde nach Fraukfurt geſandten Belegen beglaubte Abſchriften 
zurũckbehalten, oder für deren Wiederherbeiſchaffung geforgt haben. 


Allein gerade diefer Umftand der Ginfendung nad Frankfurt iſt als 
Grund, weßhalb fie nicht vorgelegt werben Fönnen, bezeichnet. Die Schuld 
diefer Unterlaſſung lag aber doch an den Regierungen felbft, die fi eben 
dadurch außer Stand fehten, die definitive Ausgleichung unter ſich felbft zw 
machen, und das einzige Mittel einer richligern Auseinanderfeßung, als der 
son dem Agenten ausgegangenen, aus den Händen gegeben hatten. Zu ges 
fhweigen, daß zwar keine ausdrückliche Genehmigung jener Erklärung, 
aber doch auch zur Zeit, in der noch res integra war, fein Widerruf und 
feine Mißbilligung derfelben erfolgt if. 


In Rüdfiht der fchließlih noch Aaufgeheflten Behauptung, daß der 
Kgent einfeitig und willkührlich bei Gertigung der Tableaur das Guthaben 
einzelner Rayonlande durch Anweifung auf die übrigen, weiche zu wenig 
geleiftet, gedeckt habe, in welcher Procedur ebenmäßig eine Weberfchreitung 
der Grenzen feiner amtlihen Wirkſamkeit gefunden if, Tann zugegeben 
werden, daß ein Abfchluß, welcher jedem Gläubiger unter Bezahlung des 
Dmanti feinen eigenen Schuldner anweifet, nicht in einem ausdrüdlichen 
und befondern Auftrage gelegen haben mag; auch laſſen fih individuelle 
Snterefien denken, die ein berauszahlungspflichtiger Staat haben mag, ſich 
gerade auf einen nambaften Staat verwiefen oder nicht verwielen zu fehen. 
Allein ein folder Einwurf, welcher fih nur im Munde des Gläubigers 
rerhifertigen ließe, ſteht dem Schuldner rechtlich nicht zu. Hätte man ſich 
bei Auffellung der Tableaur bloß auf Auswerfung der zu zahlenden und 
zu empfangenden Summen im Allgemeinen befchränft, fo würde die Zah. 
ungspflichtigkeit der Debenten nicht minder feftgeftanden haben, und nach 
der bier ganz richtig angewandten Megel, daß jeder Gläubiger feine Yordes 
rung einem Andern ohne Widerſpruch des debitoris cessi übertragen kann, 
ledigich Sache der Gläubiger geweſen feyn, unter fi auszumachen, 
von welchem Debenten fich jeder fein Eredit bis zum betreffenden Betrage 
decken laſſen wolle. 


Da ſonach auch dieſe vierte Hauptſtreitfrage nur zu Gunſten des kla⸗ 
genden Departements beantwortet werden Bann, fo ſtellt ſich als endliches 
uw Hauptreſultat des Obigen bar: 


daß den beflagtifhen Gouvernements obliegt, die aus 
dem Thüringer Rayonverbande, und aus den zwifchen 
den Deputirten der dazu gehörigen Staaten in den 
1814 zu Arnftadt gehaltenen Eonferenzen über die 
Ausgleihung und resp. Bergütungder dermaligen 
Kriegslaken getroffenen Vebereintünfte hervor 
gegangenen Ergebniffe, fo wie ſolche von dem Agen⸗ 
ten des oberften Berwaltungsdepartemens Frei— 
berrn von Riedefelermittelt und in dem Tableau 
vom 5. Detober 1814 (?) feſtgeſtellt worden find, 
als rechtsverbindlih gegen fih gelten au laſſen, 
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burghauſen, wird zuvörberft beiden Theilen des in vorſtehender 

Maße vervollſtaͤndigten rubri causae für die Zukunft fich zu bes 

dienen auferlegt, fobann aber von Und Wilhelm dem Vierten, 

von Gottes Gnaden Könige bes vereinigten Reichs Großbritan 

nien und Srland, auch Könige von Hannover, Herzoge zu Braun⸗ 

fhweig und Lüneburg ꝛc. ıc. im Namen und Auftrag der hoben 

Deutfchen Bundesverfammlung für Recht erfannt: | 

Daß beflagte Gouvernements fchulbig und verbunden, bie 

Hagbar gemachte Summe ad 24,293 Rthlr., den Species- 

thaler zu 1 Rthle. 10 gGr. beredjnet, nebft Berzugszinfen 

zu fünf Procent vom 11. Suni 1818 bis zum Zahlungstage, | 

an Elagended Gouvernement zu entrichten, auch fanımt 

liche auf biefen Rechtöftreit verwandte Koften allein zu 
tragen. 

Bon Rechtswegen. 
Publicat. im Oberappellationsgerichte Celle den 15. Nov. 1832. 


Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 
(L. S.) (unter) A. v. Beulwiz. 
Strampe. 


Entscheidungsgründe, 





„Mittelſt einer am 21. October 1813 zwifchen den hohen verbündeten 
Mächten Decfterreich, Rußland, Preuffen, England und Schweden abgeſchloſ⸗ 
ſenen Convention wurden die Grundfäge fefigeftellt, wonach bei dem Ein: 
marfch in das Innere von Deutfchland die occupirten Länder zum größern 
Nutzen der gemeinfchaftlihen Sache adminiftrirt werben follten. 

Mit Anerkennung der Nothwendigkeit, daß jedes occupirte Land zu den 
Kriegslaften herangezogen, und ihm eine der allgemeinen Sache forderliche 
Militärorganifation gegeben würde — (necessite absolue, de faire contri- 
buer tous les pays occupes aux frais de la guerre, et donner a chacun 
une organisation militaire, la plus conforme au soutien de la cause ge 
nerale) — errichtete man zur Ausführung und Leitung der temporären 
Berwaltung unter der Benennung: » departement central d’administration 
temporaire«, oder oberfted Berwaltungsdepartement, einen Gentralpuntt, 
welchem im erften Artikel alle Gewalt der allürten Mächte felbft (— » muni 
des pouvoirs de toutes les puissances allitees« —) beigelegt wurde. 

Unter der Autorität dieſes Departements waren alle für den Augenblid 
fouserainlofe oder nicht zur Allianz getretenen Zander geftellt (art. 2. » sans 
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Sourerain, ou dont le Souverain n’aura pas accédé à Talliance contre 
'ennemi commun«), während in Rückſicht folder Zander, deren Fürften 
der Allianz beitreten würden, der Grad der Einmifhung des Centraldepar⸗ 
tessents in die innere Berwaltung durd eigene Berträge (art. 3.) feftges 
ſtelt, und alddann bei den betreffenden Furften ein von jenem Departement 
abhängender Agent angeftellt werten follte (art. 4.). Die Direction des 
Departements unter eigener Verantwortlichkeit Cart. 7.) war durch Die 
Vahl der hoben Mächte dem Miniſter von Stein mit der Befugnig über, 
tragen, die ihm noͤthig Icheinenden Bureaur nad) Gefallen zu errichten (art. 8.), 
und gleidywie übrigens Diefes Departement von allen Befehlen der hoben 
Mächte abhängig blieb, fo: hatte es denielben auch über feine Berwaltung 
Rehenihaft abzulegen, weg Endes die Mächte zur Bereinfahung und Be 
Kleunigung des Verfahrens eigene Plenipotentiarien beftellten, an welche 
der Departementschef zu berichten habe (Cart. 10. 11.). 

Unter den (art. 12.) aufgezäblten Attributen des Sentraldepartements . 
war (sub. num. 1.) auch namentlich die Ernennung der Agenten bei den 
nach art. 4. der Allianz beigetretenen Zurften bezeichnet. In Beziehung auf 
leztere kamen unter andern mit den Sächſiſchen Fürſtenhäuſern Erneftinis 
ider Einie unterm 24. Movember 1813 völlig gleichlautende Acceſſions- 
verträge zu Stande. (©. Anl. L der Schwarzb. Sonbersh. Deduct. und 
die Note.) 

In dieſem haben die Fürſten 

1) dem Rheinbunde und allen daraus hervorgehenden Rechtsverhält⸗ 

niſſen entſagt (art. 1.), 
2) fi verpflichtet, die Sache der Unabhängigkeit Deutichlands durch 
alle ihnen zu Gebot ſtehenden Mittel zu unterflügen 
(art. 2.), und 
3) fo wie von den bohen Mächten diefen Yürften ihre Souverainetät 
und Befigungen garantirt worden, fih ihrer Seits allen Borfebs 
rungen unterworfen, die zur Erreichung jenes Zweckes nothwendig 
erſcheinen würden. 
(Art. 4. Par contre leurs Altesses s’engagent à cet égard 
en general aux arrangemens, qu’exigera l’ordre des choses, 
qui sera definitivement &tabli pour le maintien de l’ind&pen 
dance de l’Allemagne.) 


Unter Grundlage diefer Acceffionsuerträge waren kurz darauf noch meh- 
tete Rebenverträge rückſichts einzelner Puncte abgeſchloſſen, worunter der 
erke vom 24. November d. a. (Anl. IV. der Sondersh. Ded-) die Stellung 
dei Eontingente, ein zweiter vom 33. November d. a. aber die 
Raturalverpflegung am die verbündeten Armeen betraf (Anl. V. ibid.); im 
letztern hatten die Mächte Rußland, Defterreich und Preuſſen zwar über 
kmmen, den fechömonatlihen Bedarf zur DBerpflegung ihrer Heere aus 
vu € Staaten nachzufchieben (art. 1.), die verbündeten Staaten aber, weil 

vu ‚ehillügen Maßregeln erft nach wieder aufgebender Schifffahrt und 

bei ſahrbaren Wegen ihre volle Ausführung erhalten önnen, ſich anbei- 
ſchig gemacht: 

Eeonyardi, über Austrägalverfahren. 49 
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„den Berpflegungsbedarf der Armeen nach den iedbesmaligen 
Forderungen des Generalintendanten, oder, in dringenden 
Fällen und bei Märfchen, nad denen der Corpscommandanten gegen 
Quittung zu verabreichen, und in die zu defignirenden Magazine ab: 
zuliefern =. 


Außerdem war in einem dritten Mebenvertrage (Anl. VI. ibid.) von 
den Kürften, die dem Nheindund entfagt, noch die Berpflichtung uber: 
nommen! 


wald Bedingung der mit ihnen gefchloffenen Allianz, außer den von 
ihnen zu ftellenten Gontingenten, auch no mit ihrem Credit zur 
Herbeifhaffung der Striegslaften mitzuwirken, und Ddiefen Eredit bie 
zum Betrage der Bruttoeinfünfte ihrer Länder von einem Sabre 
auszudehnen «. 


Das oberfie Berwaltungsdepartement fand ed angemeflen, vorzüglich 
unter Berückſichtigung der geographiſchen Lage der betreffenden Staaten, bie 
ſelben in gewiſſe Diftricte (Rayons) zu verbinden, deren Zwed von dem 
ſelden dahin fehr deutlich ausgefprochen worden ift: 


„daß das Zufammentreffen verfchiedener Inftitutionen für die Ber- 
pflegung, die Armeepolizei und das Lazarethweſen im Rücken der 
verbündeten Armeen, Die Sorge für eine übereinftimmende, vollftan- 
dige und fchleunige Ausrüftung und Completirung der Truppencon 
tingente, die Errichtung des Landſturms und die dabei vorfommende 
obere Auffiht und Bermaltung es notbwendig machten, daß für die 
Diftricte, weldhe zwar verfhiedenen Herren gebörten 
ihrer natürlichen Befhaffenheit und Lage nah aber ein 
Ganzes bildeten, die Zunctionen des oberften Verwaltungsdeparte 
ments in eine lnterbehörde centralifirt würden. 

($. 1. der dem Kreiberrn von Riedeſel ertheilten Inftruction 

vom 10. December 1813.) 


au dieſen alfo gebildeten Diftricten oder Rayond gehörte auch der Tbn- 

ringiſche, wözu anfänglich 
A) die Herzogthuͤmer Sachſen⸗Weimar, Got:a, Meiningen, Coburg 
und Hildburghauſen — ſodann 

B) vom Königreihe Sachſen auch der Thüringiſche Kreis, die Beſitzun 

gen der Fürften von Schwurzburg, der Grafen von Stolberg und 
der Königlich - Sachftihe Anteil. an der Grafſchaft Henneberg in 
Franken gehörten. 

Die Wahrnehmung des Intereſſe der werbündeten Mächte wurde von 
dem Centraldepartement dem Fürſten Repnin, und zwar in fo fern jene 
Länder zam Königreihe Sachſen gehörten, als Generalgonverneur, in fo fern 
fie aber eigenen Somveraind unterworfen, als Agenten oder Bevollmächtigten 
des Departements übertragen, dergeſtalt, Daß das erfte Berhältniß adminiſtri⸗ 
tend., daB gweite aber nur fürfehend (daß die von ten einzelnen Sou: 
veraind übernommenen VBerbindlihteiten gegen die verbündeten Mächte 
genau erfüllt wurden) feyn follte. ($. 2. ibid.) Für beiderlei Functionen 
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wurde dem Jüchen Repnin der Freiherr Georg v. Riedeſel zu Eiſen⸗ 
bach unter dem Namen eines Generalcommiſſärs mit mehreren, in 
der ertdeilten Juſtruction vom 10. December 1813 aufgeführten, beſondern 
Veſimmungen resp. zu⸗ und untergeordnet. 


Dies Verhaältniß erlitt aber bald nachher eine Abänderung debian, daß 
1) von deu Thüringifhen Rayonlanden tie Söniglid : Säahfihen Ber 
ftandtheile wiederum abgetrennt, 
2) die Zurfienthümer Schwarzburg ⸗Rudolſtadt und Sonders hauſen, nedft 
den Zuritlich-Reußifchen Ländern binzugefügt, und 
3) die Eigenſchaft des Areiberen v. Niedefel ald eines unter deyw Fürſten 
Repnin ftebenden Generalcommiſſärs in die eines unmittelbaren 
Agenten des oberfen Bermwoltungsdepartementd perwanbelt wurde. 
Lediglich auf Diele Abänderungen beziehen ſich Die Abweichungen 
derjenigen Inſtruction, welche dem Freiherrn v.Niedefel sub dato Frankfurt 
den 10. December 1813 gegeben, von der ſpäterhin sub dato den 37. Des 
tember 1813 ertheilten, wie lches deren Zufammenftellung in der Anl. 14. 
der Shmarzburg - Sondershaufifchen Deduction, worauf beklagtiſcher Seits 
Vezug genommen werden, unwiderſprechlich ergiebt. 

Namentlich war in Bezug auf das jetzige Streitverhältniß im $.3. dieſer 

aſtruction feftgetett: 

„Die Berpflegung der verbündeten Truppen gefchiebt 

a) in den Etavenorten-an die Durchmarfihirenden Truppen, 

b) in den Berpflegungsrayons an diejenigen Truppen, welche 
von der Eenerafintendantur darauf ungewiefen ſeyn werden. Bei 
Etapenverpflegungen forgt der Generalcommiffär dafür, daß, nad 
Anleitung des Etapenregulativs, an den Etapenorten Meinere oder 
größere Magazine von Lebensmitteln und Yourage, Depots von 
Stuben, Bars von Wagen und angefchirrten Pferden ıc. bereitet 
werden, und nimmt über Das Bedürfniß und die Belchaffenheit 
Rückſprache mit den Gtapen-Infpeetoren. Die Aufbringung 
diefer Lebensmittel wird von ihm, unter Rückſprache 
mit den Landesbehörden, auf den ganzen Diftrict vers 
hältnißmäßig vertheilt” 


Der Agent v. Rkedeſel bat diefe Inftruction, nachdem er den betreffen- 
den Yandesherren fein Creditiv ald Generalcommillär überreiht, den ver- 
(iedenen Regierungen, und namentlih dem Gebeimenrath6-Eollegium zu 
Hldburgh.ufen unterm 13. Januar 1814, mitgetheilt, und außer mehreren 
mät hierher gehörigen Anforderungen um 

a) Behellung eines Devutirten, 

b) Mitcheilung dee Ycceifionsverträge, 

e) Ratitifge Heberfichten nad einem beigefügten Schema, und 

d) Aufſtellung der bisherigen Erfittenheiten bi6 zum 10. Januar 

1814 
tem, weranf Antworten, und zwar von dem beflagtiihen Landesmini« 
derium unterm 43. Sanuar 1814, eingegangen und die Depufirten zu den 
19 * 
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Conferenzen namhaft gemacht worden find. (Anl. 4. und 5. der Weimariſchen 
Deduction.) 


Diefem vorgängig, baben letztere felbft zu Arnftadt im Schwarzburg⸗ 
Sondershaufifchen ihren Anfang genommen. 


In der erfien am 25. Kebruar 1814 gehaltenen Sonferenz (Anl. 6.ıbid.) 
wurde nach deren Eröffnung von dem Agenten der Hauptzweck der gemein- 
ſchaftlichen Arbeiten dahin feftgefteilt : 

»Ausmittelung.der Leiftungsmöglichfeit jedes der ein 
vjelnen Ränder des Rayons und feines Beitragsver 
»bältniffes zu den allgemeinen Bedürfniffen der 
»alliirten Heere;« 
und zur Beitimmung diefed Berbältniffes wurde für nöthig erachtet, 
1) den natürlichen Zufand und das gewöhnliche ungeftörte Verhält⸗ 
niß diefer Ränder, 
2) den gegenwärtigen Zuftand berfelben nach den mandyerlei ge 
brachten Opfern oder erlittenen Berluften 
näher zu erörtern, 
j »letzteres jedoch nicht als Liquidirung in Beziehung auf die von 
»den hohen verbündeten Wächten in den Accefliondurfunden zuge 
»fiherten Vergütungen, fondern gegenwärtig nur zur Ausmil 
stelung der fernern billigen und verhältnigmäßigen 


»Herbeiziehung der einzelnen Länder zu den oberwähnten 


vallgemeinen Erforderniſſen.« 


Als letzter Zweck war dabei von dem Agenten ſelbſt angedeutet: 

» moͤglichſt auszumittelnde gleiche Theilnahme und Mitwirkung zu 
»dem heiligen großen Ziele, Erringung und Erhaltung der allgemei- 
»nen deutichen Nationalireiheit und Ehre.« 

Man kam ferner überein: daß, um den natürlichen Zuſtand der Ränder 
befimmen zu koͤnnen, man mehrere Verhältniſſe derfelben zu berüdkfichtigen 
und theils nach allgemein bekannten, theild nach treulich anzugebenten Ro 
tigen auszumitteln und bei Beftimmung des Leiſtungsverhältniſſes anzunch 
men babe, 

Als folhe wurden in Verfolg der Verhandlungen in den Eonferenzen 
vom 25. Februar und 4 März 1814 (Anl. 13. der Beim. Ded.) folgende 
deftimmt: 1) Arealgehalt, 2) Einwohnerzahl, 3) Städtes, Dörfer» und 
‚Häuferzahl, 4) Spannviehzahl, 5) Eontingentftärfe, 6) einjährige Brutto: 
Landeseinnahme, 7) Eulturfähigkeit (urbare Kläche und deren Production 
vermögen nach fünf Claſſen), 8) induftrielle Production der verfchiedenen 
Lande nah zehn Claſſen 

Der letztere Yunct wurde gleihmwohl in der Gonferenz vom 5. März d. a. 
(Anl. 136 ibid.) wegzulaflen befchfoffen, fo daß alfo nur fieben Diviforen 
übrig blieben, wobei unter mehreren, weiter in das Detail gehenden Wodi- 
fieationen das durchichnittsmäßige Nefultat der dazu vorzulegenden Materia⸗ 
fien mit den Angaben von drei Gtatiftitern in weiteres Durchſchnittsver⸗ 
valmis gefegt, und fo ein Generaldivifor ermittelt werden follte. (Anl. 15. 

id.) 
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In der Eonferenz vom 2. April 1814 eröffnete der Agent die vollendete 
Zufammenftellung fämmtlicher, nach den vorbin beftimmten Grundſãtzen er» 
forihten Berpältnißzahlen und den daraus refultirenden Goncurrenz 
maßitab, weicher unter den betreffenden Rayonſtaaten folgenden Beitrags 


fuß ergab: 
. SahfensBemr . . zum Hundert 13,ner. 
BE Sachen - Efnach - -» .: 2.2 » 6,1138. 
MM Sachſen⸗ onturghaufen » v 5,0853. 
IV. GSadfen- Gotta - » » 14,1. 
V.  GSadfen » Altenburg v » 15,702. 
VL Sachen: Coburg » Saalfeld » > 9,0mR. 
VIL Sachſen⸗Meiningen » » —E 
VIII. Schwarzburg⸗ Sondersbauſen. v v 8,2788. 
RN, Schwarzburg⸗Rudolſtadt » » Tores, 
XL Die Reuffiihen Lande v » 10,s188. 


Nach diefem Maßſtabe follten, wie e6 im gedachten Protokolle heit, 
wilden den fämmtlichen Diſtrictslanden die von denfelben feit dem 4. Maͤrz 
1814 geleiteten ordentlichen Kriegspräftationen (mit Ausnahme der 
kazarethkoſten, der Kriegsſchäden durch Brand, Verwüſtung ıc. und ber 
often des eigenen Militärs) wechfelfeitig ausgeglihen und vergütet 
werden. Dabei war bemerkt, daß zwar bei Fünftigen Leiſtungen auch auf 
Ne bereitö getragenen Laften Rücficht genommen werden folle, darüber ſich 
er nor Berichtigung der verabredeten Liquidationen nichts fetfeßen laſſe, 
daher 


vdem Herrn Agenten ıc. von fämmtlichen Deputirten vertrauensvoll 
überlafien wurde, nad Beendigung der Liquidationen zu beftimmen, 
in welher Maße bei fünftigen Kriegspräftationen einige Ausgleichung 
der vorhergegangenen, mittelft billigmäßiger größerer Heranziehung 
derjenigen Sander, welche weniger geleiftet, mit der fernern Beis 
tragsfähigfeit derfelben vereint werden könne.« 


Diefe Mitberudfihtigung früherer Erlittenheiten war ſchon in einer 
übern Eonferenz vom 1. März d. a. (Anl. 11. der Weim. Ded.) zur 
Eprahe gefommen, und mit Erwähnung einer von Sachſen⸗Meiningiſcher 
und Hildburghaufifcher Seits gemachten Cinwendung, rückſichts deren die 
runde und Gegengründe in fchriftlihden Memoiren (Anl. 12. ibid.) ent- 
meet find, obne Beachtung der letztern per majora befchloffen : 

1) die Berechnungen follten vom 1. September 1813 anfangen; 

2) auch noch frühere GErlittenheiten follten biftorifch dargeftellt werben 

fönnen; 

3) audgefchieden blieben die nicht zum Fortkommen und Unterhalt der 
Truppen nothwendigen, vie der Fähigkeit zur fernern Leiftung nicht 
unmittelbar nachtheiligen Erlittenheiten, die durch Plünderung, Bere 
wüftung ıc. und es follte 

4) Fein Unterſchied zwiſchen den durch Feind oder Freund veranlaften 
Grlittenheiten gemacht werden, 
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»weil ed dermalen lediglich auf Ausſsmitlehung det 


vLeiſſungsvermögens anfommer, 


übrigens wurde eine bloß approximative oder wahrfcheinfiche Verech 


mung, die der pflichtmäßigen Angabe der Landesbehörden zu üuberlaflen, für 
binreichend erflärt, und in der Sitzung vom 3. März d. a. (Anl. 12. ibid.) 


der terminus ad quem der zu berechnenden Erlittenheiten auf das Ende 


Februars 1814 feftgefeht. 


Nach diefen Stumdfägen find die Erlittenheiten felbft in fieben Claſſen. 
namentlich 1) Verpflegung der Mannfhaft, D Verpflegung ter Pferde 


3) gefteferte Kleivung, 4) Lazarethaufwand, 5) Verluſt an Spannmittel, 
6) geleiftete Spannung und 7) insgemein — unter Trenmung des ordnung. 
mäßigen Aufmandes von dem durdy Plünderung und Verwüſtung entitam 
denen — eingetheilt und, unter Grundlage der von den Regierun 


gen eingefandten Materiatien, in eine tabellarifdye Ueberſicht gebracl 


worden, wobei jedoch der nicht ordnungsmäßige Kriegsaufwand mur zum 


vierten Theile in Anſchlag gebracht if. 
Nach diefer Ueberſicht (Beit. 56. u. 57. Fbid.) veränderte fi dann vie 
obgedachte Beitragkquote zum Hundert 
a) für Weimar und Eifenach aus 20,00 in „. . Li, 
und 
b) für Sadyfen-Goburg aus Yon in.12,1310 


Ueber die Billigkeit einer alfe bewirkten Abänderung des früher au 
geftellten natimlihen Divifor6 durch theilmeife Berudfihtigung der durch 
frühere Laft eingetretenen Kraftſchwächung bat ſich der Agent in einem am 
19. September 1814 den Deputirten vorgelegten ſchriftlichen Memoire 
Beil. 58. ibid.) ausgeſprochen. In der Conferenz vom 14. September 1914 
(Beil. 55. ibid.) dat er obige Tableaus vorgelegt, aus melden fib die a 


gegebenen Quoten ergeben, und haben laut Schluſſes ſämmtliche Derutirle 


verfichert, daß fie die Billigkeit des aufgeſtellten Ausgleihung® 


Syſtems, in fo weit fie dermalen dad Tableau zu überfehen im Stande 
wären, nicht verkennen Fönnten, jedod werde, wird hinzugefügt, der 
Seneralcommiffär erlanben, daß, wenn der Cine oder der Andere diefe oder 
jene BedenPlichPeiten habe, er ſolche mittheife. 

Daß folhe Mittheilungen gefheben, darüber ergeben die folgenden Eon 
ferenzen überall nichts. Ä 

Nac dem anf dieſe Weiſe ermittelten Gonchrrenzfuße Fam es jegt auf 
den modus der Leiftung und demnädftigen Ausgleichung felbit 
an. YHierüber mar zuerft nad) dem Schluſſe des Eonferenzprototolld vom 
2. April 1814 im Weientlichen verabredet: 

1) Zur Umgehung der mit gemeinfhaftlicer Adminiſtration verbundenen 
Beſchwerden, follten die Beiträge, die nad) dem Rechnungsabſchluß ein kand 
an das andere zu leiſten, vom 1. Maͤrz an in Gelde nach nambaften 
Preiſen gefheben, beide Länder jedod verbunden fegn, aach vierzebu— 
tägiger Kündigung die ein Land treffenden Rationen und Portionen ⸗ 
natura resp. zu leiften und anzunehmen. 





—— 
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2) Zu Ende jedes Monats ürden über die zur Ausgleichung 
geeigneten Leiſtungen die Rechnungen geichloffen, und vor Ablauf der erften 
Hälfte des folgenden an den Agenten gefchieit. 

3) Ueber die Leiftungen ſelbſt follten nom Militär oder eventualiter 
von der Obrigkeit ausgeitellte, von den Deputirten beglaubte Atteſte bei» 
gebraht werden. 

4) Auf Diele Berehnung werde fodann der Agent die Re 
sartition und Audgleihung bewirfen. Das Herauszugebende ſey 
vor dem Ende des folgenten ‘Monats abzuführen. 

5) Die Deputirten der Länder, die Vergütung erhielten, verpflichteten 
ih, dem Agenten über die richtige Verwendung Borlage zu machen, und 
wm ſorgen, Daß fe micht zu andern Zweden verwendet würden. 

6) Bei ſtarken Durchmaͤrſchen bleibe dem Agenten überlaflen, die Unter⸗ 
tusung ded betreffenden Landes durch die Nahbarlande mittelft Natural 
lieferung zu verfügen. 

Diefe Bereinigung über ein Geldausgleichungs: Syftem erlitt in der 
Folge, und aamentlich im Anfange Mai 1814, bei dem Rückmarſche der 
Rufüiihen Truppen einige Modificationen. Indeſſen hatten fi, laut Schlu— 
ſes der Gonierenzbandlung vom 14. Mai d. a. (Ani. W. ib.), die Deputir: 
im von Altenburg, Gotha, Coburg, Sondersbauſen und Hidburghaufen 
b:reitwillig erffärt: 


nah Eimeichung der monatlihen Nachweiſungen auch die bevor⸗ 
Rebenden Ruffifchen Durchmärſche und die deffallfigen Kriegälafen 
nah dem vorbin angenommenen Maßftabe auszugleichen.« 


Insbefondere wurde in obiger Beziebung, laut Conferenzprotokolls vom 
1 Mai 1814 (Anl. 29. ib.) sub num. 2. verabredet: jedes Diftrictsland 
iolle feine Quote in Bereitfhaft baben; Diejenigen, die nach den Dislocationd- 
plänen nit fo viele Verpflegung, als ihre Quote betrage, leiften wurden, 
lieferten entweder das Hebrige an die benachbarten Ränder, welche Unter⸗ 
Rügung zu fordern bäften, oder fie vergüteten es auf folgende Art: es ftehe 
nämlich dem Unteritüßung  rhaltenden Lande frei, ſolche in natura zu ver: 
langen, oder für die Verpflegung und fonftigen Zeiftungen zu forgen, und 
dafır eine Vergütung in Gelde anzunehmen; im erftern Galle trete, wenn 
dad Yand, welches ſchuldig fey, die Naturallieferung nicht ſelbſt bewirfe, auf 
deſen Koſten, jedoch unter jolidarifcher Garantie der ſämmilichen Diſtricts⸗ 
lande, unter Leitung tes Agenten die Admodiation ein, und die Zahlung 
mifie nach den dem Lieferanten zugeſtandenen Preifen gefchehen. Im zwei⸗ 
ten Sale, wenn eine Geldvergütung angenommen, würden für den ders 
Mahgen Durchmarſch andere (benannte) Preife feiigefogt. 

Die Admodiation Durch Accorde mit den Lieferanten zur Grrichrung 
on Duffimegozinen, woraus meurere Hauptetapen die aäthige Unterſtugung 
empfngen, sft nachmals wirklich eiagetreten, und bat einen Aufwand von 
4,200 Wihfe. veranlaßt, wovon auf Coburg 74614 Rthir. zur Uebertra- 
AU und Berihtigung repartirt worden find. 

Nach Anleitung dieſer Beitimmungen find die verihiedenen Berpflegungs- 
und Transport» Bedürfniffe für die alliirten „Deere in - den vericyiedenen 


= 
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Etapenbezirken aufgebracht, dem agbnaten ſind die Berechnungen darüber 
eingeſandt, und es iſt mit Prüfung, Monirung, Herausſetzung und Megu- 
lirung der eingereichten Liquidationen verfahren, worüber Das Nähere aus 
den Conferenzprotokollen vom 17. Mai 1814 (Anl. 31. ihid. und 13. Sep⸗ 
tember d.a. (Anl.53.und 54. ibid.) erfihtlih if. Unter eben dieſen Grund- 
lagen find denn auch ferner die Ausgleihungsberehnungen felbk, 
welche in Folge der urfprünglichen Abrede monatlich hätten abgeſchloſſen und 
berichtigt werden follen, durch den Agenten aufgeftellt. 

Die erfte derfelben, worin die Quotifation und Berechnung bloß nah 
dem zuerft aufgefundenen natürlichen Divifor geſchehen, umfaßt bloß die 
Monate März und April 1814 (Anl.32. und 33. ibid.), und bat ber Agent 
das Refultat derfelben den fäammtlichen Deputirten in einem Menwire vom 
24. Mai eröffnet. (Anl. 36. ihid.) Es ergibt für Sachſen⸗Coburg ein 
restituendum an Sachſen⸗Eiſenach von 2010 Thalern. 

Da inzwiſchen diefe Ergebniffe in der Folge unrealifirt blieben, fo hat 
der Agent in der Schlußberehnung über den ganzen ſechsmonatlichen Zeit: 
raum vom Marz bis ult. Auguft 1814, (welche ſich übrigens zugleich mit 
auf die Lieferantenforderung ausdehnt) die aus der Peräquation der beiden 
erften Monate bersorgegangenen Summen mit aufgenommen. Diefe Schluß 
derechnung felbft ergiebt einen Geſammtaufwand von 

1,481,304 Rthlr. 19 Sr. 6 Pf. 
und für die Länder Weimar und Eifenach, Altenburg, Rudolſtadt und Neuß 
ein Credit von 
166,645 Rthlr. 
welches als debet zu dem begleihenden Betrage für die übrigen Aayon- 
fande Sachſen⸗Gotha, Eoburg, Hildburghaufen, Meiningen und Gonders: 
baufen aufgeführt ift. (Anl. 67. — 68. ibid.) 

Davon betragt an Credit 

1) der auf Sachſen⸗Weimar fallende Antheit 2018 Thlr. 18 Gr. 11Pf. 
wovon auf Coburg .. . 64 » 2» 7» 
affignirt find. 

2) der auf Sachſen⸗Eiſenach fallende Antheil 97,591 Thlr. 8Gr. 6 Pf. 
wovon uf br 4. .:. 430,679 » — — 
verwiefen find. 

Laut Eonferenzprotofolis vom 18. September 1814 (Anl. 63. ibid.) ik 

noch unter. allgemeiner Anempfehlung der Billigfeit 

a) Herabfeung der obigen Forderungen (jedoch mit Ausnahme Der der 
Lieferanten) um ein Viertheil, und 

b) terminfiche Zahlung in vier auf Michaelid und Weihnachten 1814 
und Michaelis 1915 und 1816 feftgefetten Friften 

in Borfihlag gebracht, welchen Borfchlag die fämmtlichen Deputirten zwar 
für ihre Perfon der Lage der Sache angemeflen, fih aber, in Erman⸗ 
gelung einer befimmten Inftruction, zu einer definitiven Erflärung 
außer Stande erklärt, jedoch einen Vortrag darüber bei ihren Regierungen 
ermeomitirt haben, nach deren Entſchließung fie fi weiter vernehmen laflen 
wollten. 


% 
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Auf obige beiden Modificationen beziehen ſich die von dem Agenten 
unter Grundlage der General-Ausgleihhungsberehnung gefertigten, fo rubri« 
eirten amtlichen Ueberweifungen der Ausgleichungsfummen für die Herzog⸗ 
thimer Sachfen: Weimar und Eiſenach vom 5. October 1814, worin ſich 
iugleih die zu zahlenden Beträge für jcden einzelnen Termin aufgeführt 
finden, (Anl. 69. und 70. ibid.) und wonach dasjenige, was Earhfen- Coburg 
u reftituiren bat, 

a) für Sachſen⸗Weimar auf 681 Ahr. und 
b) für Sachſen⸗Eiſenach auf 22,764 Rthlr. zu Reben kam. 

Mit der Eonferenz vom 18. September 1814 (Anl. 63. ibid.) wurden 
Ne ſammtlichen Verhandlungen geſchloſſen, 

»nachdem, wie es am Schluſſe des Protokolls heißt, man vor⸗ 
ber von Seiten der gefammten Deputirten dem Agenten 
für die ausgezeihnete Sorgfalt den innigften Danf ges 
bradt batte, auf den er durch feine eifrigen Bemühbuns 
gen für Das Beſte des Rayond in jeder Hinfiht fich Die 
gerehteften Anfprüce erworben.« 


Diefe Berbandlungen find es num, worauf die jest geltend gemachten 
Sorterungen zunächſt baſirt find, welche aber beffagtes Gouvernement au 
berichtigen weigert. o 

In der Periode vom Anfange der Arnſtädter Conferenz bis zum Ende 
ter ſechhs Monate, welche in die Seneral-Schlußrechnung aufgenommen wors 
den find, d.b. vom März bis einſchließlich Auguft 1814, conflirt von einem, 
ah nur leife angedeuteten Widerfpruche gegen die weientlichften in Bezie⸗ 
bung auf den modam peraequationis zur Sprache gekommenen Puncte 
Penn Debatten ũber einzelne Nebenpuncte gehören nicht hierher) namentlid 
son Seiten des beBlagten Herzogthums überall nichts. 


Allererſt in einem Schreiben vom 12. September 1814 hatte der Gady 
fen: Schurgifhe Deputirte, unter Widerſpruch gegen das auf die Conferenz 
om 2 April d. a. bafirte Ausgleichungsſyſtem, dem Antrage auf deſſen 
Rodification noch die Schlußbemerfung hinzugefügt: 

»wie er gleich am Anfange der Eonferenzen erflärt, Daß er alle Ab» 
reden, die bei diefen Verhandlungen unter den Deputirten zu Stande 
gefommen, feines Orts nur bis auf höchſte Genehmigung feines 
Durdlaudytigften Sommittenten abfchließen koͤnne, auch denfelben nur 
unter diefer in der Natur ber Sache liegenden Bedingung beizutreten 
vermöge, — — — mit dem Beifage, daß Alle, was bei den jetzigen 
Eonferenzen vorfommen und verabredet werden möchte, von ihm nur 
ad referendum angenommen, und nicht eber für die Coburger Lande 
für gültig und verbindlich erachtet werden könnte, als es für feinen 
Weil die Genehmigung feines gnäßdigften Herrn erhalten haben 
würde.s 
Dieſem Memoire, worauf der Agent eine eigene, zurechtweiſende, fchrift- 
liche Gegenerklärung (Beil. 52. ibid.) abgegeben hatte, ift laut Eonferenz- 
wetotolls vom 13. September 1814 (Beil. 58) in Beziehung auf obige 
Chlupbemerfung auch der Sachſen ⸗ Hildburgkaufifche Deyatirte beigetreten. 
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Der Agent bat ihm aber darauf die Weiſung ertheilt: vdaß er ſich an jene 
Erklärung nicht weiter kehren könne,« worauf denn die Verhandlungen felbk 
(und zwar die Revifionen der Nachweiſungen über die Kriegslaſten vom 
März bis inel. Auguſt 1814) ihren Fortgang hatten, und namentlih in ber 
nur gedachten Gonferen; vom 13. September d.a., ald der Agent eine wedy. 
felfeitige Borlegung der Belege zu den monatfichen Juſammenſtellungen ver: 
langte, von fämmtlichen Deputirten erflärt wurde: 

wie fie auf den Grund der früheren Verhandlungen, und 
im vollen Bertrauen auf die Rechtlichkeit der liquidirenden Behörde, 
von der fpeciellen Nachweiſung um io mehr abgeben zu müſſen glaub- 
ten, als die meiften Behörden ihre Quittungen nah Zranffurt ein: 
geſchickt hätten, und deren Borlegung daher nicht möglich ſep⸗ 


Als nad der Schlußverbandlung vom 18. September d. a. eine Erklärung 
der betreffenden Regierungen über die Propoſition des Agenten (megen der 
Mealifirung des ganzen Geſchaͤfts) nit erfolgt war; als der Agent Darauf 
die Refultate der Gleichſtellungsberechnungen in der vorgelegten Ueberſicht 
und Weberweifung zur Senntniß der danach berauszahlungspflichtigen Me: 
gierungen gebracht, (Anl. 71. ibid.) und nachdem in defien Gemäßheit die 
Landes » Polizeidirection zu Eiienach in einem Schreiven vom 19. October 
1814 (Anl. 72. ibid.) jene Regierungen aufgefordert hatte, fi über die 
Borfchläge wegen Remiſſion und Termine zu esflären ; fo erfolgten nunmehr 
von jammtlihen vier Negierungen ablehnende Erklärungen, insbefondere 
Coburgifcher Seitd dahin: 

»daß man fi auf jede Entihädigung auf den Grund ber Eon: 
ferentialabrede vom 2. April weder einlaflen Fönne noch werde.« 

Bei diefer Weigerung, welche füch theilweiſe auch mit auf die Forderun⸗ 
gen der Lieferanten ausgedehnt hat, find Die beireffenden Regierungen be 
harret, und die klaͤgeriſche Regierung hat daher am 12. September 1817 die 
hobe Deutiche Bundesverfammliung angerufen, durch verfaſſungsmäßige Ber- 
mittlung, und, bei deren Nichterfolg, durch rechtliche Entiheidung auf dem 
übereinfommlihen Wege den gemadten Anfprüchen nad dem (in $$. 49. 
und 50°. einer gleichzeitig eingereichten Deduction enthaltenen) Petitum recht- 
lihen Eingang zu verichaffen. 

Da gleichwohl die commiflarifhen Bermittlungsverfuhe ohne Grfolg 
geblieben find, fo it nach mehreren, fich auf das Litis-Consortium der an- 
geiprochenen Staaten und die Qualification der Sache zur austrägalrichter- 
dien Enticheidung gemachten Ausitellungen (weiche Puncte durd eine Bor: 
enticheidung bereits ihre Erledigung erhalten haben), in Folge einer erfolgten 
gemeinſchaftlichen Ernennung, dem Oberappellationsgerichte zu elle die 
Cognitien und Enticheidung übertragen, und bei diefem am 11. Mai 1824 
vom Anwalte des Großherzogthums Sachſen⸗Weimar eine anfänglich gegen 
Sahfen-Coburg und Sahfen-Hiüdburghaufen gemeinfchaftlic gerichtete Klage 
angebradit, wobei in der demnächſtigen Replik als Principal⸗Klagegrund die 
Thatſache bezeichnet wire, 

vdaß der klaͤgeriſche Suat Leiſtungen für den beklagtiſchen ge: 
macht babe..« un) . 
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Hierauf wird 

J. die Klage ex pacto fundirt, in jo fern jene Leiſtungen in Folge einer 
rechtögultigen Verabredung gefchehen find, als melde insbefondere 
die Eonferenien vom 4. März, 2. April, 14. und 15. Mai 1814 
benannt werden, 

Il. insdefondere die actio pro socio, in fo fern die rechtlichen Wert: 
male der societas bei diefem Bertrage anzutreffen, 

eventualiter ımd im Falle der Unftattnehmigfeit einer Vertragsklage 

IIL a) die actio de in rem verso, und 

by) die actio negotiorum gestorum eontraria. 


Ad I. und IL. werden in Rüdfiht der erften beiden Klagefundamente 

folgende Hauptpuncte berausgehoben : 

1) der Rayon ſey gefeplih conftituirt, 

2) deflen gefeßliher Zweck fey temporelle verbäftnißmäßige 
Semeinſchaft der Kriegsfaften für die Dauer des Verbandes 
geweſen, 

3) er ſey von den darunter begriffenen Fürſten und deren Regierungen 
anerkannt. 

4) Die für die Rayonfürſten verbindliche Inſtruction des Agenten des 
Centraldepartements babe demſelben die von jenem allerſeits aner⸗ 
kannte Befugniß ertheilt, die Beitragsverhältniffe der Fürſten in ges 
fhehener Maße zu regufiren. 

5) Sämmtliche Teputirte bätten bei den Berhandlungen nad jenem 
vorgefchriebenten Zwecke facultatem contrabendi in Folge 

a) ihrer Sendung,‘ und 
b) ihrer wicht limitirten Bevollmaͤchtigung 
gehabt. 

6) Die Raponslande hatten fi über ihr allerfeitiges Beitragsver⸗ 
dältniß unter eventueller geſetzlicher Entſcheidungscompetenz des 
Agenten vereinigt. 

7) Sie bätten daneben unter ſich beſondere Verträge zu gegenſeitiger 
Naturalvorſchußleiſtung und Geldausgleichung nad 
feſtgeſetzten Preiſen geſchloſſen, welche Ausgleichung die Steile der 
ſchuldigen Naturalconcurrenz vertreten ſolle. 

8) Dieſe Verträge ſeyen von Einer Seite 

a) durch vorſchußweiſe Leiftung der Erforderniffe, 
b) durch Berechnung der Leitung bei dem Agenten, 
ce) durd Prüfung und Zuftification der beglaubigten Rechnun⸗ 
gen, und 
d) durch Erridtung der Hülfdmagazine und deren zweck⸗ 
mäfige Berwendung 
erfüllt worden. 

9) Die von tem Agenten aufgeftelten, im zwei Cobbemerfte) Haupt: 

abfchnitte zeriallenden Schlußberechnungen begrimteten fich 
2) auf Die gem Agenten theil6 zuftebende, theils vortragsmäßig 
eingeräumte Berugnf, und 
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b) auf die vertragsmaßig ohne befonbere Nahweifung aufgeftellten | 
Liquidationen. | 
10) Sammtlihe Berbandlungen feyen 
a) durh Anerkennung der auf bem Peräguationsipftem beruben- 
den erften Ausgleihungsberedhnung für die Donate März; und 
April nach dem fo genannten natürlichen Eoncurrenzmaßftabe, 
b) durd die theild ausdrückliche, theild durch concludente Hands 
lungen erfolgte Anerfennung der Ausgleichungsverbindlichkeit 
für die ganze fpätere Zeitfolge des Nayons . 
ratificirt worden, und endlich 
41) habe der oberfte Verwaltungsrath das ganze Gefchäft fanctionirt. 


Ad III. wird (ad a.) das Fundament der actio de in rem vorso 
darin, daß man Hägerifcher Seits mit einem Geſchaͤftsführer des Beklagten 
contrabirt, und Lebterer von dem Geſchäfte Ruben gehabt, — und (ad b.) 
das der actio negotiorum gestorum contraria darin gefeht, Daß Flägerifcher 
Seits auch wirtlih die negotia des Bellagten gerirt, d. b. Lieferungen ge 
(heben feyen, welche Beklagter ſelbſt machen müflen, wodurch denn diefer 
den Aufwand gefpart habe; 

und in Beziehung auf beide wird behauptet: 

1) daß beklagtiſches Souvernement rechtlich verbunden gewefen, die 
ihm zugetbeilten Quoten zu den Sriegsleiftungen beizutragen und 
2) für daſſelbe jedenfalld eine factiſche Nothwendigfeit dazu eingetre- 

ten fey. 


Weil ſich Elagender Theil übrigend an die rückſichts des nur durch prompte 
Zahlung bedingten Erlafles von einem Biertel der aus der Berechnung des 
Agenten refultirenden Schuldfumme nicht gebunden balt, fordert derſelbe 
nad) Maßgabe ded Hauptrehnungsabfchlufies 


J. Berurtheilung zur Berichtigung des daraus für Weimar Eiſenach gegen 
Hilddurghaufen refultirenden Guthabens ad 24293 Thlr., den 
Ep. Thaler zu 1 Thlr. 10 Or. berechnet, 

DI. Berurtheilung in fünfprocentige Zinfen des Verzugs vom Ende Sep: 
tember 1814 bis zur demnaͤchſtigen Zahlung, und 


_ II. Berurtheilung in die Proceßfoften. 


Bon Geiten des beffagtiihen Gouvernements ift diefen Anfprischen 
in totum widerfprochen worden. Daflelde hat zwar dad Verhältniß im 
Allgemeinen, fo wie ed oben vorgelegt worden, und namentlich die Exiſten; 
ber. Arnftädter Verhandlungen, fo wie folche die producirten Conferenzpro- 
tofolle ergeben, nicht zu läugnen vermocht (daher es denn hierüber keines 
Beweis - und namentlich Feines Agnitiond-Berfahrens weiter bedarf); Dagegen 
aber werden von demfelben in Beziebung auf den Principal -Klagegrund die 
oben hberausgehobenen factifhen Momente faft ohne Unterfchied, und in 
Beziehung auf das eventuelle Fundament die in rem versio und die nego- 
tiorum gestio, beftritten. 


In Rückſicht auf er ſteres (worauf es jetzt im deoidendo ynächR an- 
fommen dürfte) bat daſſelbe insbeſonder⸗ 
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1) ein Socialverhältniß, begründet durch die Gonfituirung des 
Thüringer Rayons in Beziehung auf gemeinſchaftliche Tragung von 
Kriegslaſten, beftritten, 

2) jede Berpflichtung zur Anerfennung der unter Leitung des Agenten. 
bes Eentralderartiements aufgeftellten Bertheilungsnormen, fo 
wie zur Anerfennung 


3) alles desjenigen geläugnet, mas zwifcdhen den verfchiedenen Raponſtaa⸗ 
ten über ein Öeldausgleihungs-Spftem der hinc inde gefches 
benen Striegsleitungen pactirt und befchloffen ift, 

endlich 


4) aber außerdem noch, unter gänzlicher Berfennung aller Verbindlichkeit, 
die aus jenen Quotifutionsnormen und aus dem Geldperäquationd- 
Spftem durch den Agenten des Gentraldepartements aufgefundenen 
Refultate gegen ſich gelten zu laflen, hierüber und infonderheit über 
die Richtigkeit der verfchiedenen,, behuf der Ausgleichung aufgeftellten 
Liquidationen noch eine befondere Nachweiſe verlangt. 


Um das Gewicht diefer Einwürfe und der dabei noch befonders oppo⸗ 
sirten Exceptionen gehörig zu würdigen, wird ed daher vor allen andern . 


L .auf die Beantwortung der Frage ankommen: ob fhon burd die 
Conftituirung des Thüringer Rayons felbft, unter den 
in Demfelben begriffenen Fürſten in Anfehung der ge» 
meinfhaftlihen Tragung von Kriegslaften ein Social 
verbäftnig mit wechfelfeitig übernommenen Berbind- 
lihfeiten begründet war? 


Daß dad der Klage untergelegte Bertragsverhäftnig Feiner, ein für 
allemal gefchloffenen und fämmtlihe Anſprüche umfaffenden Webereinfunft 
feine Entſtehung verdankt, fondern aus denjenigen Berhältniffen, worin die 
Würingiſchen Fürſten in Folge der politiſchen Ereigniſſe des Jahres 1813 
in den hohen verbündeten Mächten ftanden, bervorgetreten, und ſodann, 
unter Mitwirfung des Gentraldepartements und deflen Agenten, durch bie 
zwiſchen den letztern und den Deputirten der Rayonſtaaten gepflogenen Ber 
handlungen alimahlig ausgebildet ift, ergeben die Verhandlungen ſelbſt in 
Rerbindung beiderfeitiger hiſtoriſcher Berträge zur Genüge. Um daher gu 
beurtheilen, ob überhaupt und in weldhen einzelnen Beziehungen 
dieſe Verhandlungen eine verbindende Kraft haben, muß jene Ausbildung 
Etufe für Etufe verfolgt werden, und wird zuerft eine Beleuchtung jenes 
wimitiven Verhaͤltniſſes der Rayonſtaaten zu den hohen allürten Mächten 
erforderlich fenn, um zu dem Standpuncte zu gelangen, aus denen die Arn⸗ 
Rüdter Eonferenzen nach ihren einzelnen Berzweigungen rechtlich, zu würdigen 
And. Dabei if aber niemals der Geſichtspunct zu verlaffen, daß alle in der 
Matur der Sache und in den damaligen Conjuncturen liegenden, oder durch 
de fogenannten Ncceffionsverträge ausdrüdlic und förmlich feftgeftellten 
Rehtöyerhältniffe der Zürften gegen die hohen Mächte an ſich felbft feine 
Nrette Entfcheidungsquelle über die Obliegenheiten von jenen unter einander 
Mgeben, fondern immer nur dienen, um bie Nothwendigkeit eines, 


Pre 
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die gemeinfhaftlide Tragung der Kriegslaſten bezweckenden 
Spcialverbambes uber Zweifel zu fteilen. | 

Es wird zwar dieſe Mothwendigfeit verfannt, und namentlih if 
beftritten, daß dad Eentraldepartement ſeinen Wirkungskreis auf die 
Entwidelung und Betbätigung der Leiftungsfräfte in den 
einzelnen Staaten erftredft, und daß es insbeſondere zu den zu Töfenden 
Aufgaben gebört, die verichiedenartigen Kräfte der einzelnen Lande in ein 
richtiges, den Bedarf ficherndes Verhältniß zu den Leiftungen felbft zu ſetzen; 
allein es beftätigt ſich letztere Behauptung als vollkommen richtig, und fann 
ebenfowenig die abjolute Nothwendigfeit, die Mannigfaltigfeit der Territorial⸗ 
verhältniffe zu größerer Einheit zu verbinden, bei einem einfachen Blid auf 
die damalige Lage der Dinge verfannt werden. 

Zuvörderſt liegt außer Zweifel, daß bei dem Gange der Striegsereignife 
von 1813 von den Deutfhen Staaten, wenigftend vorläufig, und abgeichen 
son den über etwaige Vergütungen befonderd getroffenen Webereinkünften, 
unerfäßlih wnd unbedingt „dasjenige geleiftet werden mußte, was da 
augenblidlihe Bedürfniß für Transport und Berpflegung der verbündelen 
Heere mit ſich brachte. Diele Berpflihtung war nicht zu umgehen; im 
Salle der Weigerung würde durdhgegriffen und Gewalt gebraucht ſeyn. 

Die Frage, in wie fera bie hohen Mächte den Deutichen Staaten (na 
mentlich denen des Nheimiiden Bundes) nach den Greigniffen bei Leirig 
voͤllige Souperainetätsrechte zugeftanden oder nicht, iſt auf Das dor: 
fiegende Streitverhältwiß ohne Einfluß. Es genisgt, daß nach der Eonvention 
som 24. October 1813 die Mächte bei der Organifirung des oberften Ber 
waltungsdepartements einen Unterſchied zwifchen folchen Landen machten, 
die fih entweder obne Souverain befanden, oder deren Souverain der Allian 
gegen den gemeinſchaftlichen Feind nicht beigetreten waren, und ſolchen, deren 
Negenten in die Allianz aufgenommen wurden. 

Der Inhalt des Artikels IL und III. jener Convention ergiebt, dab u 
für die in die erſte Eathegorie gehörigen Länder der oberſte Verwaltun⸗ 
rath mit einer ausſchließ lichen umd völlig ſelb Rändigen Aamminiftraliit 
beauftragt morben, während in Rüsficht der letztern Die Art der Einwiſchut 
in die Verwaltung uod) van befondern, mit den Bürften einzugebenben Ber 
trägen abhängig gemacht werden ſollte. Eben darum if denn auch im $ 2 
der nachherigen Juſtruction des Agenten deffen Berfahren bei ber erden 
Claſſe von Fürften ald unmittelbar adminiftriremd, das zu da 
legten hingegen ald bloß füriehend bejeichnet- Der Grund dieſes Unten 
Schiedes liegt fehr nahe, und es verſtand fih wohl, das ber Agent da feriet 
Hand haben und birecter operiren fonnte, wo es an einer für recht 
anerkannten Pegierung ermangelte, ald da, wo er anerfannte wad in da⸗ 
allgemeine Buͤndniß gezogene Landesherren vorfand. 

Alleis Die and dieſem Unterſchiede abgeleitete Folgerung, als wenn dr 
durch den Letzteren über bie Art und Weile der aufgubringenden Kriegtlaſten 
oder vollends über Das babei zu deobachtende Verbaltniß freie Hand geleſen 
jede äußere Einwirkung aber, namentlich die Soncurrenz der Centralbeberde 
aAausgeſchloſfen worden, tüßt ſich nicht rechtfertigon. 
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Deun aufer daß eine ſolche Folgerung ſchon mit den eigenen fonfligen 
Anerfenntniffen der beflagten Fürften in Widerſpruch ſteht, und es auf einen 
bloien Wortftreit hinausläuft, wenn man, der ſonſt aufrechthaltenden und 
reipectirten Eouverainetit der Zürften wegen, dem oberiten Verwaltungs⸗ 
tepartement eine eigentlihe gefeggebende Macht beftreiten wi, fobald 
man ihm doch als Mepräfentanten der Hauptmächte die Befugnis nicht ab« 
regen fann, zur Aufbringung des nötbigen Bedarfs für die Armeen die 
Raponftaaten herbeizuziehen, und unter fie die Koften und Leiſtungen zu 
repartiren; fo entfcheidet bier, daß 

a) zufolge des zweiten Artikeld des Acceflionsvertrags vom November 

1813 (Anl. 1. der Sondersh. Deb.) die betreffenden Fürſten ſich ganz 
unbedingt zur Unterſtützung der gemeinfchaftlihen Sache durd alle 
ihnen zu Gebote ftebenden Mittel (»par tous les moyens en Leur 
pouvoir«) anheifchig machten, wobei die zweite Beilage zu jenem Ver⸗ 
frage vom 43. Movember 1813 (Anl. 5. ibid.) die näheren Details 
enthält, und daß 

b) ale über die Organifirung des Gentraldepartementd erfolgten Ye 

ftimmungen, infonderbeit wegen der dabei dem Generalcommiffär ers 
teilten Betugniffe, und wegen Conftituirung der Berwaltungsbezirfe 
für die betheiligten Staaten, verbindlihe Kraft hatten, gegen deren 
Bethätigung fo wenig Ginwendungen ſtatt fanden, als biefelben in 
ihren einzelnen Wirkungen ganz oder theifweife bintertrieben und 
vereitelt werden konnten, welches auch in den Worten: 

»Leurs Altesses s’engagent à cet &gard en general aux ar- 

rangemens, qu’exigera l’ordre deschoses, qui sera 

definitivement pour le maintien de l’indcpendance «, 

unweideutig ausgeſprochen if. 

Zu dieſen Anordeungen gebört obne Frage auch die Bildung des Rayons, 
Mr Alles was über den Wirkungskreis des Agenten beftimmt if. 

Der Zweck des alfo gebildeten Rayons liegt nicht im Dunkeln. 

Deu hoben Alliirten mußte bei igren Operationen vor Allen an unauf⸗ 
baltiamer und prompter Truppenverpflegung liegen. Längere oder kürzere 
Seridauer des Bebürfniffes war mit zu berechnen. Befanden fich die Heere 
bei ihrem Sortrüden in größeren Staaten, weiche die Mittel zu vollftändiger 
Verpflegung darboten,, fo kam ed nur auf Reguifitionen und deren 
Criedigung an; die betreffende Regierung leitete dad Ganze, und ed konnte, 
"oft 06 auf angemeſſene Requiſition ankam, jener die Bewerfitelligung 
erlaffen bleiben, fo Daß das Einſchreiten der Nequirenten nur für die 
Füe der Renitenz erforderlich ſchien. Böllig anders verhielt es ſich dagegen 
m ſolchen Gegenden, wo ein Staat von geringerm Umfange an den andern 
seite, wo die Friegsoperation ſeibſt, ohme dab der Grad der Leiftunge- 
fräfte erwogen und berudfihtigt werden durfte, die mehrere oder mindere 
Verührung eines einzelnen erforderlih machte, wo der von Ducchmärfchen 
betroffene Staat nicht im Stande war, allen Bedürfnifen gerecht zu werben, 
welche der Drang des Augenblicks erforderte. Sollte bier, zum weſentlich⸗ 
Ren Nachtheile der gemeinſchaftlichen Sache, in der Armeeverpflegung feine 
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Stockung eintreten, fo mußte auf Mitheranziehung der Nachbdarſtaaten 


Bedacht genommen werden. 





Allerdings würde den hohen Mächten frei geftanden haben, bei jedes: 
maligen Bedürfniffen nad größerer Willführ zu verfahren, und fih jene 


durdy Requifition auch ohne ein beftehendes Regulativ zu fihern. Die Staaten 
bätten fih auch hierunter der Nothwendigkeit fügen müffen. Allein bei un⸗ 
vorzufehender Dauer des Krieges brachte es das Interefie ver hohen Alliirten 
felöft mit fih, daB ein folhes Regulativ jede Meberlaftung eines Pleinen 
Staats verbinderte und dem reinen Zufall und der Willkühr Schranfen 
feßte- Die Intereffe traf mit denen der Fürſten zufammen. 


Bloß hieraus erklärt fih die Bereinigung Pleiner Staaten zu 
einem Ganzen, um dahin zu gelangen, daß von diefem Complexus nun- 
mehr, um die Aufbringung der Armeebedürfnifle zu vereinfachen, dasjenige 
verlangt und beichafft werden konnte, wozu es in einem einzigen Staate 
gleihen Umfangs nur einfacher Requifitionen bedurft hätte. Und in diefem 
Sinne heißt es denn auch in der obigen Inftruction: daß das Zufauumen- 
treffen verfchiedener Inftitutionen für die Werpflegung ıc. der verbündeten 
Heere x. und die dabei vorfommende »obere Auffiht und Verwal⸗ 
»tung es nothwendig machten, daß für die Diftricte, melde zwar verfchie- 
sdenen Herren gehören, ihrer natürlihen Lage und Befhaffenheit 
nah aber ein Ganzes bilden, die Functionen des Oberverwaltungs- 
»departements ıc. in eine Unterbehörde centralifirt werben.« 


Ein folder Diftrict war demnach rückſichts alled deflen, was zur Trup⸗ 
penverpflegung und Transdportirung in irgend einer Beziehung fland, als 
ein unter einer und derfelben Bermwaltung ftehender Staat zu 
betrachten. Geht man biervon aus, und faßt Dabei den eben angedenteten 
Zwed ind Auge, fo zeigt fih auch das Unbaltbare der Behauptung, als fey 
die Bildung des Ravons nichts als eine Gefchäftsmaßregel geweſen, Die 
unter den Staaten felbft nur in fo weit etwas Gemeinfames mit fi gebracht, 
als alle im gleihen Berhältniffe zu dem Agenten geftanden. Im Gegentheil 
wird es Mar, das allerdings durch die Conſtitution des Rayons felbft ein 
Socialverband herbeigeführt ift, wobei Die Eoncurrenz der Ravonfürſten die 
Megel gebildet, und eine gemeinfhaftlihe, auf Staatskräfte be- 
rehnete Vertheilung das leitende Hauptprincip abgegeben bat. Iſt 
aber diefe Prämiffe richtig, und beftand ſchon bei der Eröffnung der Arn⸗ 
ſtädter Eonferenzen in fo fern eine Communion, daß die Concurrenz zu 
den Leiftungen nicht dem bloß zufälligen Umſtande, welche Direction die 
Truppen nehmen, und welche Maßregeln man wegen Beichaffung der Noth- 
durft ergreifen würde, überlaffen, fondern die Laft verhäftnißmäßig getragen 
werden follte, fo ift fhon dadurch, daß die betheiligten Fürſten (gleichviel, 
ob der Nothwendigkeit weichend oder mit Ueberzeugung von dem Erfprie® 
lichen -folher Maßregein) in den Rayon zufammentraten,, der Begriff einer 
wahren Societas im Sinne des Römifchen Rechts 

L. 2. 16. 25. D. famil. hercisc. % 2. — L. Comm. divid. 
x. 3. — L 31. D. seq. pro Socio. 
volltommen erfchöpft. 
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Es Fommt ſonach darauf an, wie ſich dieſes Societätsverhältniß durch 
die in Folge der Rayonverbindung weiter eingetretenen Berhandlungen aus⸗ 
gebildet, und die befragten Forderungen in quali et quanto begründet hat. 

Um diefed in feinen einzelnen Theilen zu unterfuchen, fragt es ſich 
vor allen 

ILum die verbindende Kraft der unter Leitung des 

Agentendes Gentraldepartements uber die Repartition 

der vom 1. März bis ult. Auguft 1814 dur die Thü⸗ 

ringer Rayonlande getragenen Kriegslaften aufge: 

kellten Revartitionsprincivien, und zwar 

a) in Beziehung auf die durch den fogenannten narürlichen Divis 
for ausgemittelten, und für die Monate März und April 1814 
angewandten, und 

b) auf die durch Mitverudfihtigung früherer Erlittenbeiten 
und dadurch veranfaßte Kraftihwähung ausgemittelten und für 
die Monate März bis Ende Auguft angewandten Refultate. 


Co wie gleich die erite Konferenz vom 25. Sanuar 1814 den Zweck 
der gemeinfchaftlichen Arbeit: »Ausmittelung der Leiftungsmöglichkeit jedes 
der einzelnen Rayonlander und feines Beitragsverbältnifies zu den 
algemeinen Bedürfniffen der alliirten Heere« bezeichnete, fo war auch ſchon 
bei tiefer Einleitung des DBerfahrens die Nothwendigkeit der Eruirung des 
natürlichen Verhältniſſes jener Länder und (gemifiermaßen im Gegenfaß 
on) ded damaligen dur frühere Kraftihwächungen herbeigeführten 
Zufanded anerkannt. Behuf der fchon in diefer erften Eonferenz beliebten 
Ermittelung des natürlihen Diviſors, vereinte man fi dur unanimen 
Veſchluß in den fortgefegten Eonferenzen vom 25. Februar, Arund 5. März 
1314 zu den fieben oben mitgetheilten Specialdiviforen, wodurd man in 
ter Eonferenz vom 2. April 1814 zu den oben gleichfalls angeführten Vers 
baltnißzahlen gelangte. 


Die Feſtſtellung diefes Eoncurrenzmaßftabes, der für März und April 
eirtlih angewandt worden, berubet auf dem einmütbigen Befchluffe 
jimmtliher Deputirten der beiheiligten Staaten, wenigflens gebt aus dem 
retotoll ſelbſt, deſſen Schluß der Genehmigung aller unterfchriebenen Com: 
darenten gedenkt, durchaus Pein Diſſens eines einzelnen hervor. 

Die Modification diefed Divifors durch den fogenannten Erfittenbeit® 
tinifor beruhet Dagegen zwar, nach Ausweiſe des Protofolls vom 1. März 
314, niht auf einmüthigem, fondern auf einem, ohne Rückſicht auf 
de von den Sachſen -Eoburgifhen und Meiningiihen Deputirten gemachte 
Gmwendung, per majora (und zwar einem von Sachſen⸗Gotha gemachten 
Intrage gemäß) gefaßten Beſchluſſe: jedoch ift darnach die Abänderung in 
fer Mage wirklich erfolgt, daß die Weimar: Eifenachifhe Quote von 20,05a0 . 
auf 145 herabgefeßt, die von Coburg aber von 9,0444 auf 1%, :8 ‚750 
erhöhet worden if. 

das Fact iſche diefer Angaben, fo wie ed das Eonferenzprotofoll Plar 
darlegt, wird vom beklagten Theile nicht, gleichwohl wird die Rechts⸗ 
verdindlichleit Diefer Norm beftritten. 

&enhardi, über Austragalverfahren. 20 
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Die Gründe dieſer Beſtreitung find theils 

a) aus dem Standpuncte des Agenten gegen die Rayonſtaaten und 
einer daraus gefolgerten Ueberſchreitung feines infkructionsmäßt 
gen Wirkungskreiſes, theild 

b) aus dem angel der Legitimation auf Seiten der Deputirten 

hergeleitet. Daneben 

e) wird die Eigenfhaft diefer Beſchlüſſe al6 wirklicher rechtsverbindlicher 

Verträge geradezu in Abrede geſtellt. 

Dieſe drei Hauptausſtellungen ſind alſo jetzt zu beleuchten, und iſt 

ad a) der Umfang der Gewalt des Agenten zu erörtern. 

An und für fi feheint zwar deſſen Stellung zum Rayon bei der Frage 
über Rechtsgültigkeit desjenigen Theils der Uebereinkunſt, wodurch die Ber- 
theilungsnorm beftimmt wurde, wenigftens direct nicht in Betracht zu kom⸗ 
men, da es fih verfieht, daß bei untergeftellter Borausfebung freimilfiger 
Webereintunft zwiſchen den Staaten felbft deren Bultigkeit durch Die dem 
Agenten beigelegten Befugniffe niemals bedingt werden konnte; gleichwohl iſt 
jene Stellung dody in fo fern erheblich, als fie theild über das DBertrags: 
verbäftniß in feinem allmähligen Zortfchreiten helleres Kicht verbreitet, theild 
aber geeignet ift, mehrere ad c) vorkommende befondere Ausftellungen zu 
befeitigen. 

Der Thüringer Rayon war, wie oben ad 1) vorgefommen, jur Erleich⸗ 
terung der Aufbringung der Kriegsbedüurfniffe (nicht etwa bloß einzelner 
Arten derfelben) durch deren verbältnigmäßige Bertheilung auf mehrere 
Nachbarſtaaten conftituirt. Mochte nun auch folche Bertheilung nicht gerade 
die Feftitellung eines für ſämmtliche während des ganzen Feldzugs auf 
zubringende Laften geltenden Maßſtabes erfordern; fo ift es doch im der 
Natur des ganzen Verhältniſſes begründet, daß, bei dem angel einer vor- 
ber beftimmten Norm, die Ausmittelung des richtigen Berbältnifies für jeden 
einzelnen vorfommenden Fall nicht eben fo, wie vielleicht in einem großen, 

unter einer und bderfelben Regierung ftehenden Staate, den jedesmaligen 
Bellimmungen mehrerer einzelnen Regierungen, deren Interefle fly entgegen 
fand, überlaffen werden durfte. 
Es blieben alfo nur zwei Wege, entweder 

a) blieb die jedesmalige Requifition lediglich den hoben Mächten und 

deren Repräfentanten überlaflen, oder 

b) an die Stelle folher Willkühr trat die Bereinigung über gewiſſe 

Quoten, welche ohne die Nothwendigkeit einer eigentiihen arithmeti- 
fhen Ausgleihung durch Vergütung des Weberhbingeleifteten, doch bei 
jeder folgenden Leiftung, um das richtige Verhältniß wieder heraus 
ftellen, ald Grundlage dienen, und fo ſtärkere oder mindere Herbei⸗ 
jiebung veranlaſſen Ponnten. 

Wäre der erfte Weg — denn einen dritten, um die Beinen Auffchub 
feidende Truppenverpflegung zu fihern, gab es nicht — eingefchlagen, fe 
würde der Betrag der Leiftung jedes Rayonſtaats freilich ganz in die Hande 
des Agenten gelegt, von Reſtitution und DBergütung Beine Rede, ia ſeibſ 
gegen die drückendſte Heberlaftung keine Abhülfe gemefen feyn. Denn beim 
Mangel felter und verbindend angenommener Repartitionsprincipien mußte 
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jede Rechtfertigung fpäterer Reclamationen böchft mißlich erfcheinen, und 
war gewiß mit fchwer zu befeitigenden Hinderniſſen verfnüpft. 

Die Inftruction des Agenten vom 10. und resp. 31. December 1813, 
weihe'nach der veränderten Territorialeintheilung einige für die vorliegende 
Entiheivung ganz unerhebliche Mhänderungen in der Faſſung erlitten bat, 
fäßt in den Worten des $. 3. (die fih übrigens ſowohl in der vom Agenten 
den Zürften zugeftellten Ausfertigung, als in der der Weimarifchen Deduction 
opponirten bis auf die Schlußworte: »in den Sächſiſchen Herzog: 
thümern« gleichlautend befinden): 

»bei der Gtapenverpflegung forgt der Generalcommiflfär dafür, daß 
na Anleitung des Etapehreglements an 'den Etapenorten Magazine 
von Lebensmitteln und Fourage bereitet werden.... Die Aufbringung 
wird von ihm, unter Rückſprache mit den Landesbehörden, auf den 
ganzen Diftrict verhältnißmäßig vertheilt« — 
feine zwiefache Deutung über die Befugniß des Agenten zu, und legte, wenn 
ad von Rückſprache mit den Behörden und am Schluſſe des Paragraphen 
von Rihteinmifchung in die Verwaltung felbft geredet wurde, im Falle nicht 
iu Stande gekommener @inigung (mie ed ohnehin nicht anders geſchehen 
konnte, wenn die Gefchäfte Fortgang haben follten) die forortige Enticheidung 
üter den Betrag jedes Beitrags vollig in deſſen Hände. 


Im gleihen Sinne ift denn auch (im $. 12. der Ausfertigung vom 
4. December und im 6. 13. der Inſtruction vom 10. December 1813 gleich» 
lautend) noch näher beftimmt : 

"aß in allen Fällen, wo ed auf Beftimmung von Beitragb: 
serhältniffen zu irgend einer Verpflegung, Lazareths 
einrihtung, Wagenpark ıc. antommt, der Generalcommiflär zu ver⸗ 
anlafien babe, daß Abgeordnete ſich bei ihm zufammenfänden, und 
durch mündlichen Verkehr eine vollftandige und fchleunige Bereinigung, 
zugleich auch den Erlaß der zur Ausführung nötbigen Maßregeln, 
wozu jene Abgeordnete autorifirt ſeyn müffen, zu bemwir- 
fen, und daß da, wo keine Bereinigung geichieht, der Generalcom- 
mihar nach Anhörung der von allen Seiten gehörten Gründe ents 
fheiden ſolle.« 


Bil man diefe Inftruction nicht als die eigentliche Eonftitutionsurfunde 
des Rayons, fondern, nad) der Anficht der beklagten Gouvernements, als 
baße Anweifung und Belehrung des Agenten betrachten, fo eignet fie fich 
«6 folhe allerdings nicht zur Bildung von Rechtsverhaältniſſen zwifchen dritten 
Yerisnen. Allein völlig anders geftaltet fi die Sache, wenn man die vor- 
Aeegangenen obligatorifchen Handlungen, wodurch diefe Inftruction ins 
keben trat, mit denjenigen Borgängen in Berbindung ſtellt, die der Mit⸗ 
Keilung unmittelbar nachfolgten, und (nad) dem, mat weiter unten näher 
borfommt) als Ichließende Handlungen für deren Anerkennung gelten müflen. 
Amichtig it übrigens die Hypothefe, Daß die Inftruction die Repartitions⸗ 
befuzniß nur auf dringende Fälle beſchränkt, und bie in den. $. 5. 6. und 7. 
derihete Mitwirkung zur interimiftiichen Dedung des Pflegebedarfs nur in 
ſelhen Zügen ſtatuirt habe, mo die Eile bes Marfhes.ıc. die Vorſicht ge : 

20 * 
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boten, ſich mit jenem Bedarf aus den Magazinen im Voraus zu verfeben. 
Denn war auch in den Acceffionsverträgen Nahfchiebung der Bedürfnife 
verfprochen, fo trat doch abfolute Nothwendigfeit ein, daß die augenblickliche 
Dedung der Bedürfniffe (mobei wohl jeder Unterfchied zwiſchen dringend 
und minder dringend wegfiel) durch Requiſitionen bewirft werden mußte, 
und bei der vorzunehmenden Nepartition nicht dergleichen (jpäter, nicht einf 
realifirte) Nachſchiebungen berüdfichtigt werden durften. 

Ausdrücklich erwähnte zwar die Inftruction und das damit übereinflim- 
mende Schreiben des Minifters von Stein vom 4. Mai 1814, (Anl. 26. 
der Weim. Ded.) welches dem Agenten die mögfichft gleichartige Vertheilung 
der Laft zur Pflicht macht, Feiner fortwährend geltender Repartitionsnormen; 
aber baraus würde, wenn er fie aufgeftellt, feine widerrechtliche Ueberſchrei⸗ 
tung feines Wirkungskreiſes gefolgert werden können. Denn erſtreckte ſich 
letzterer nach dem Obigen gar fo weit, nach Anhörung der Deputirten jelbk 
zu repartiren, fo blieb ihm auch die Wahl, entweder ganz nach augenblid- 
lichem Ermeſſen zu Werke zu geben, oder fih dabei irgend ein leiten 
des Princip ſelbſt zu bilden. Letzteres wäre ohne Zweifel fogar derjenige 
Weg gewefen, wodurd er jeden Borwurf der Partheilihkeit und Willkübt 
entfernen önnen, und worauf ihn Berufspfliht und Billigfeit nothwendig 
binweifen mußten, weil er ohne ganz befondere Gründe nie Beranlaffung 
hatte, eine einmal angenommene Bertheilungsmarime für nächſtkommende 
Fälle rückſichtslos wieder aufzugeben. Allein er that offenbar ein Mebreres, 
wenn er dasjenige zum Reſultat einer Deliberation und freiwilligen Eon: 
sention der Debenten erhob, was ohne diefelbe, vermöge feines Ausipruchs, 
ohnehin geichehen ware, und durch keine Remonftrationen hätte umgangen 
werden fönnen. 

Diefer letztere Gefihtöpunct, weldyer, wo nicht die früherhin (und ebe 
von Herausjahlungen die Rede war) von den Regierungen felbft anerfannte 
Loyalität des Verfahrens des Agenten beweiſet, doch die Heberzeugung giebt, 
daß aus feiner Verfahrungsweiſe Fein Anfechtungsgrund der unter feiner 
Bermittelung eingegangenen Berträge entnommen werden kann, erſcheint 
auch bei der Prüfung des Standpuncts der Deputirten von Wich—⸗ 
tigkeit. 

In Rüdfiht auf letztere wird 

ad b) behauptet: Die Ereditive enthielten nichts, als eine trockne Be 
zeichnung der von jeder Negierung zum Mitgliede eines Agentſchaftscollegii 
beftimmten Individuen; der Coburger Deputirte habe auch gleich im An- 
fange der Verhandlungen erflärt, daß er alle Abreden, welche bei jenem 
unter den Deputirten zu Stande kaͤmen, feines Orts nur bis auf böchkte 
Genehmigung abfchließen könne, worauf aber der Agent geantwortet: er 
brauche Feine Deputirte ad referendum, fondern nur zum 
Handeln und Vollziehen deffen, was befchloffen worden. 

Außerdem gebt Sachſen⸗Coburg noch weiter, indem es behauptet: die 
Deputirten feyen gar Feine Bevollmächtigte der Regierungen, 
die fie angeordnet, gewefen, fie hätten vielmehr den Regierungen 
eben fo, wei diefe dem Agenten gegenüber geftanden, woraus denn (befonders 
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S. 9. der Duplik) die weitere Folge abgeleitet wird, daß namentlich alles 
am Protokolle vom 2. April (in specie über den Bertheilungsmaßftab) Ber: 
handelte nicht aus dem Geſichtspuncte einer vertragsmäßigen Hebereinkunft, 
fondern einer bloßen Bekaͤnntmachung der Beichlüfle des Agenten zu 
betrachten ſey. 

Bas den erften Theil diefer Behauptung betrifft, fo konnte über das 
jwiihen dem Agenten und den Deputirten zu Verhandelnde füglich Fein 
Zweifel bei den Regierungen obmwalten. 

Das Schreiben des Agenten vom 8. Sanuar 1814 (Anl. 3. der Weim. 
Ted.) und die beigefügte in Bezug genommene Inftruction fchließen bier die 
Möglichkeit jeder Ungewißheit aus. Es Fam zunächſt auf die Mealifirung 
dein an, was die Inſtruction in dem herausgehobenen $. 12. und resp. 13. 
befagt, und jede Regierung konnte fi aus dem Schluſſe deffelben überzeu⸗ 
gen, daß ed Wille der hoben Mächte war: daf die Deputirten zwar mit 
Einwendungen gehört, nichts deftomeniger aber der Agent entfcheiden folle. 
In dem von Riedeſelſchen Schreiben liegt nichts, was zu einer Deutung 
führte, daß ber angefündigte Zwed einer Ausgleichung fich bloß auf die 
Aufſtellung der bisherigen Grlittenbeiten in Anfehung der Berpflegungd-, 
Requiſitions⸗ und Lazareth⸗Gegenſtände beziehe, wo denn jene Andeutung 
ald eine nur beiläufige Aeußerung, die auf eine ungewiſſe, erft in der 
Folge näher ind Auge zu faffende Sache hinzumeifen gefchienen, eingeſchaltet 
worden. 


Der Agent weifet ja gleich im Gingange auf die ald Ereditiv angelegte 
Suftruction hin, welche im $. 3. fein Wirken 
»Aufbringung aller zur Verpflegung der Armeen erforderlichen Gegen- 
Rände ıc., und deren verhältnißmäß ige Bertheilung auf den gan⸗ 
in Diſtrict « — 
mit deutlihen Worten bezeichnet. Ganz überflüffig wäre e8 gemwefen, wenn 
der Agent, der, mit Hinweifung auf dieſe Anlage, behuf der ihm alfo 
übertragenen Reparlition sub ıflım. 2. 3. und 4. die Suppeditirung ſtati⸗ 
Rüher Ueberſichten über die Leiftungsfräfte, Aufitellung biöheriger @rlittens 
keiten x- verlangte, ſich noch beftimmter über feinen Wirkungskreis hätte 
außern wollen. Nachdem einmal durch die Acceffionsverträge das eintretende 
Verhältniß feſtgeſetzt, der Wille der hoben Mächte über die Mepartitions: 
efugnig Mar ausgeſprochen, die Aufforderung zur Herbeiſchaffung der dazu 
noͤthigen Nachrichten erfordert war, ergab fich auch der Standpunct und die 
Audehnung der Benollmächtigung des Deputirten von ſelbſt, und lag 
(hen in deren Abfendung nad) Arnftadt um fo mehr,. ald in fämmtlichen 
auf obige Eröffnung eingelangten Antwortfchreiben (vergl. Anl. 4.—9. der 
Ded.) auch Peine entfernte Spur irgend einer Beftreitung des In⸗ 
halts jener Inftruction zu entdeden if. 

Ob die Borlegung oftenfibler Vollmachten (denn von umfaflenden 
Safructionen fonnte bei der Dringlichkeit der Geſchäfte feine Rede feyn) 
vieleicht norfichtiger und zwedmäßiger geweſen ſeyn würde, mag dahin 
sehet bleiben; fo viel bleibt gewiß, Daß der Agent die Deputirten nur ale 
folde Bevollmaͤchtigte anfeben konnte, die mit ibm im Sinne der Zn 
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firuction verhandelten, das beißt, durch ſach⸗ und zweckgeniäße Ueberein⸗ 
künfte, geeignete Borftellungen, Herbeiſchaffung der Materialien, Remon- 
ftrationen gegen Abweichungen vom richtigen Verhältniß ıc, das Intereffe 
ihrer hoben Committenten wahrnabmen, und dann von der Entſcheidung 
und Repartition felbft vollſtändige Kenntniß nahmen. 


Schon bei der erften Konferenzverbandlung war bie Tendenz der jebt 
vorzunehmenden Gefchäfte, eine möglichft anzuordnnende gleiche Theil- 
nahme und Mitwirfung der alfüirten Funde zu dem heiligen großen Zwecke ıc. 
einfach ausgefprohen. Und unmittelbar hinterher wurde feftgefegt: 


v»der Hauptzwed der gemeinichaftlichen Arbeiten fey die Ausmittelung 
der Leiftungsmöglichkeit jeded der einzelnen Lande und feine: Bei: 
tragsverbältniffed zu den allgemeinen Grfordernifien der allürten 
Heere.« 


Unmoͤglich laßt ſich doch ſchon in der Bereinigung über die ſen Grund 
ſatz eine Ueberſchreitung der den Deputirten ertbeilten Vollmacht befinden. 
Denn es ward ja hier wirklich nichts ausgeſprochen, ald was ſchon im der 
witgetheilten Inftruction eben fo deutlich gelagt war. Noch mehr, es ließ 
fh ia für jeßt Fein anderer Zweck des Congreſſes denken, als Auffindung 
richtiger Bertbeilungsprincipe; denn von Repartitionen für einzelne 
Bedürfnißfälle war noch Peine Rede. Den Rayonfürften felbit lag alled 
daran, unrechtmäßige Belaftungen zu verbindern. Blieb diefer Zweck uner: 
reichbar, fo fehlte jede Veranlaflung, über die Kriegsleiftungen irgend etwas 
zu beratben. Wer den Zweck wollte, mußte auch die Mittel wollen; die: 
ſes Mittel fonnte nur in richtigen Bertheilungsnormen befteben. Deren 
Grmittelung war die zu Söfende Aufgabe, und hierzu mußten die De 
putirten nothbwendig bevoll mächtigt ſeyn, wenn die Beratbungen 
zu irgend einem andern Refultate führen follten, als dem, daß geſchab, 
was der Agent wollte. 

Noch Harer tritt die Ausdehnung ber Bevollmächtigung der Deputirten 
auch darans hervor, daß die Regierungen fih nicht nur gleich Anfangs zur 
Herbeifhaffung der Hilfsmittel, um die Bertheilungsnormen zu reguliren, 
verftanden hatten, fondern diefe Bereitwilligkeit auch in der Kolge, und noch 
in einer Periode bethätigten, worin fie (felbft bei unterlaſſenen früheren 
Gröffnungen) über die Tendenz der Berathungen, befonders durch das zu 
ihrer Kenntniß gefommene Protokoll vom 25. Februar 1814 — nicht mehr 
in Ungewißheit jeyn fonnten. 

Wollte man in die ald Dertheidigungsmittel benugte Idee, wonach den 
Deputirten nur die Eigenfchaft und Rolle bloßer Agentfhaftsrätbe 
beigelegt wird, eingeben, fo müßte man, unter gänzliher Berfennung der 
eingetretenen Verhaͤltniſſe, von der in Beziehung auf die Nepartitionsnorm 
kaum gedenkbaren Hppothefe ausgehen, die Deputirten hätten, obne auf den 
Bang der Sefchäfte felbft activ einzumwirfen und das Intereſſe ihrer Regie 
rungen wahrzunehmen, dem Agenten bloß als Hülfsarbeiter zur Seite ſtehen 
follen. Diefe Hypothefe würde fi aber auch mit der oft vorgefommenen 
Behauptung nicht vereinigen laſſen, daß die Bertheilung der Laſten das 
Eentraldepartement gar nicht tangirt habe. Letzteres iR zwar in fo fern 
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“nit ganz richtig, als Heberlaftungen dem damals vorgeihwebten Hauptzwecke 
allerdings hindernd entgegen traten. Allein es genügt, da: dad Directe 
und unmittelbare Interefie bei Verhandlungen, weihe Berbältnißmäßig- 
feit herbeiführten und Prägravationen verhindern follten, immer auf Seiten 
der Regierungen blieb. 

Die fernere auffallende Behauptung Sahfen-Eoburgs: die Deputirten 
bitten wberall nicht als Bevollmächtigte fungirt (alſo gar Bein Interefle ihrer 
Regierungen als ihrer Mandanten zu vertreten gehabt), widerlegt ſich bier: 
durch von felbft, fo wie das Eorollarium: daß man ftatt zu pacidciren, nur 
die Beihliffe des Agenten angehört, in der Faſſung der Protofolle und der 
Eorrefpondenzitude (Rum. 2. und 3. der Coburger und 37. der Weim. Ded.) 
ebenfalls feine vollkändige Widerlegung findet. 

Die Frage über eine behauptete Mothwendigfeit der landes⸗ 
berrfiden Ratification wird weiter unten geprüft. In bloßer Be 
Behung auf Die Mepartitionsnorm leuchtet ed ein, daß da, wo es auf 
fquel zu befchaffende SKriegsbedürfniffe ankam, die Deputirten nicht 
af bloßes ad referendum Nehmen angewieien feyn konnten. Die 
Regierungen würden auch in der That mit fi felbft in Widerſpruch 
geratben feyn, wenn fie die Vollmachten ihrer Deputirten in fo enge 
Shranfen ſchließen wollen, und doch gegen die Schritte derfelben in den 
erſen Eonferenzen vom 25. Bebruar, 1. 3. 4. und 5. Mai (?) 1814, weiche 
Men nach obigen Prämiſſen als lauter Mandatsüberfchreitungen erfheinen 
wößten, ſo wenig einwandten, daß vielmehr das allererfi am 2. April vor 
gelegte Refultat aus den von ihnen ſelbſt mittlerweile fuppeditirten ſtatiſti⸗ 
ſten Materialien hervorgegangen und actenmäßig fpäterhin bei namhaften 
eitzelnen Eoncurrenzfällen in Wirkſamkeit gefept iſt. 

Ad c) bedarf zunörderft die ſchon oben vorgetragene Behauptung, es 
ſey gar nichts paciscirt worden, der Agent habe eigenmächtig und willkührlich 
verfahren, und von dem Ngentichaftscollegio babe nichts die Negierungen 
Bindendes ausgeben Pönnen, bier Peiner befondern Widerlegung- 

. om beffagtiihen Gouvernement werden aber, um die Rechtsverbind⸗ 
ſihkeit des Verbandelten zu beſeitigen, auch ausführliche Ausſtellungen gegen 
die dei Auffindung der Normen beobachtete Methode gemacht. 

In Rückſicht des natürlichen Diviſors reducirt ſich dieſe Critik lediglich 
derauf, daß der Agent eigenmächtig die Staatseinkünfte von Coburg in der 

kLelumne »nach den Regierungsangaben« auf 300,000 Gulden geitellt, und 
hiernach die vergleichende Berehnung und Ausmittelung der Beitragsquote 
hergeſtellt, ungeachtet ihm der Goburgifche Deputirte Die Unrichtigfeit dieſes 
Anſatzes gezeigt, und am Ende ausdrücklich Dagegen proteftirt babe. (Anl. 2. 
ud 3. der Cob. Ded.) Diefer gegen die pro März und April angewandte 
Reartitionsnorm gemachte Cinwurf, fo gering der daraus für die Gefammt- 
berechnung heruorgehende lnterfchied feyn dürfte, würde vielleicht einigen 
Vſchein haben, wenn ber Agent wirklich die eigene Angabe der betheiligten 
*egierung unbeachtet gelaflen, und ihr willführlic eine andere fubftitwirt 
Kile Denn es würde darin eine Verletzung der in der Eonferenz vom 

3. Sebruar 1814 ad Num. VI. getroffenen Mebereintunft liegen, wonach 
de Summe der Bruttoeinnabme 
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1) aus den Angaben der Statiftifer, 
2) aus den yon dem Grafen von Solms : Yaubahı in Frankfurt fefige 
festen Summen, und 


3) aus den eigenen pflihtmaßigen Angaben der inländifhen Behörde, ie 





wie foldhe dem gedachten Orafen vorgelegt, durchſchnittsweiſe ermirt | 


werden follte. 


Allein jener Vorwurf trifft den Agenten nicht. Schon der Eingang dei 
Schreibens des Eoburger Deputirten an den Freiherrn von Riedefel vom | 


31. März 1814 zeigt, daß lekterer Dem erftern zur Angabe des Brutto 


ertragd der Eoburger Lande und der von dem Grafen von Solms beitimm: 
ten Sranffurter Obligationefumme aufgefordert habe, und daß diefe Auf 
forderung ohne Erfolg geblieben fey. Der Deputirte erflärt nichts 
weiter, als daß die Schäßung der Revenüen, fo wie folhe die Statiftifer 


geben, auf den Angaben eined Eoburgifhen Winifters berubeten, und daß 
fie unrichlig fey, weil jener zur DBertheidigung feines Finanzſyſtems die Re 


venüe für 1805 um mehrere 1000 Thaler zu hoch angegeben. Er proteflirt 


Daber gegen die Anfchlagung der Staatsbräfte auf den Grund jener 
Angaben, ohne gleihmwobl denfelben irgend eine andere eines 
Minderbetrags an die Stelle zu fegen. Im Gegentheil behauptet 
er, daß die jest nöthigen Notizen unmittelbar von des Herzogs Durchlaucht 
eingeholt werden müßten, daß er hierüber einer SInftruction bedürfe, und 
ihm bis dahin das Protofoll und das Tableau offen gelaflen werden möge- 
Lehteres wiederholt er am 4. April, nachdem die Repartitionsnormen nad 


dem natürlihen Maßftabe zmei Tage vorher feftgetellt waren, und der 
Agent dabei die Bruttoeinnahme zu 300,000 Gulden (alfo um 124,414 Sul: 


den niedriger, al& von den Gtatiftifern gefchehen) fchon berechnet hatte. 


Daß während der ganzen Dauer der Gonferenzen dem obigen Expro⸗ 
mittirten genügt. und irgend eine Angabe des Eoburgifhen Gouvernements 
behuf Ausfüllung der offen gelaffenen Rubrik gefhehen, behauptet beflagter 
Theil felbft’ nicht. Bleibt es daher auch Dahin geftellt, nach welchen Hülfs⸗ 
mitteln der Agent (dem Entfheidungsbefugnißzuftand) jene Lücke 
audfüllte, fo durfte man ihm (zu geſchweigen, daß übrigens fein Anſatz noch 
unter dem Durchichnitt der beiden andern untergeordneten Rubrifen gemacht 
it) nicht der Unbilligfeit und Eigenmächtigkeit zeihen, wenn er den Durd: 
ſchnitt nach den zwei andern übereintunftsmäßigen, ihm vorliegenden datis 
berechnete, vollends dann nicht, wenn er den Anfas noch um 12,800 Thaler 
geringer ftellte. 

Mas insbefondere die Ermittelung des fogenannten Erlittenheits— 
diviſors betrifft, fo ift diefe einer fehr umftändlihen — in ihren weſent⸗ 
lihen Grundzügen mit der von Sadyfen: Hiltburghaufen aufgeftellten uber- 
einftimmenden — Critik unterworfen, welche hier zunächſt auf die Sätze ge 
ftübt wird, daß der Anfangstermin der Berechnung der Erlittenheiten (ftatt 
vom 1. September) vom 1. Januar 1813 hätte genommen werden müſſen 
— wonach denn zufolge einer darüber aufgeftellten Berechnung für die ganze 
Periode von Anfang 1813 bis zum 28. Februar 1814 eine Totalfumme von 
843,606 Thalern 3% Kreuzer angegeben wird — und daß die Mafle der 
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Srlittenheiten nur als letztes Diviſorenglied oder Iehted Element bei Aus⸗ 
mittelung des Beitragöverhaltniffes der einzelnen Rayonlande gebraucht wer- 
den dürfe, wogegen der Agent den Betrag der Erlittenheiten nur mit den 
Berhältnißzahlen in Gombination gefeßt, und mit der abiofuten Größe des 
Landeövermögend zu vergleichen unterlaffen habe. 

Diefe Eritif führt allerdings zu ganz anderen Refultaten, indem danach 
die Sachſen Eoburgifche Quote ſtatt zu 12,1375 nur zu Yasıo aufs Hundert 
zu Reben fommt. 


Allein bei einer noch fo forgfältigen Prüfung aller Gründe und Gegen 
gründe ftellt es fi als eine abfolute Unmöglichkeit dar, felbft mit allen 
tedmifchen Kenntniſſen ausgerüftet, über dad größere Gewicht der einen 
oder der andern, und fomit darüber, ob eine richtigere Berechnung der früs 
heren Gtlittenheiten zu einem günftigern Ergebniß für beflagten Theil ge 
führt haben würde, jemals zu einer inriftifchen Ueberzeugung zu gelangen. 
Daß an ih dem Agenten durd die ihm gegebene Inftruction direct Peine 
Befugnig beigelegt war, für Die ihm übertragene Repartition andere Leis 
ſtungen ad computum zu bringen, als die in die Periode feiner Geichäfts: 
führung fielen, und daß ihm eine ſolche Einreihung aud in den Konferenzen 
nicht ausdrücklich überlaflen ift, darf dem beklagten Theile zugegeben werden. 
Wohl aber folgt es eben aus jener Bertheilungsbefugniß überhaupt, aus 
tem ihm im Falle der Pichtvereinigung eingeräumten Decifivausipruce, aus 
den nur auf jenes erfte Moment gebauten Eonferenzbefchluffen und auch 
aus der Natur der Sache ſelbſt, daß die Dertheilungsnormen nur Durch 
Erforihung der damaligen (1814) vorgefundenen Staatskräfte eruirt 
werden fonnten, und daher, um diefe aufzufinden, nicht bloß die Re⸗ 
fültate früherer Erforfhungen zum Grunde gelegt, fondern auch die neue 
ken Veränderungen ermittelt werden mußten. Dieß aber eben wurde 
bewerfftelligt, indem man dem Staate, der.aus den Erlittenheiten von dem 
der Ravonsperiode unmittelbar vorausgegangenen Semefter ( September 
1813 bis März 1814) über den natürlichen Beitragsfuß getragen, in 'gleicher 
Mafe halb fo viele Procente von dem natürlichen Fuße abgeſetzt, demjenigen 
hingegen, welcher im gleichen Zeitabfihnitte bis März 1814 unter dem natür- 
lichen Beitragsfuß geleiftet, eben jo halb fo viele Procente auf feinen natür- 
lichen Beitragsfuß hinzugefegt bat. Bloß in diefem Sinne, das heißt: bloß 
um über den wahren damaligen Zuftand der contribuirenden Staaten zum 
moͤglichſt richtigen Mefultate zu gelangen, erkannte man fchon beim Eröffnen 
der Eonferenzen die Notbwendigkeit, nach den mancherlei gebrachten Opfern 
den damaligen Straftbeftand zu erforfheh, woraus dann — nicht durch dem 
Agenten, fondern auf Antrag eines der wichtigſten, jeßt nicht betheiligten 
Staates — der Beſchluß vom 1. März 1814 bervortrat. 


Ob nun aber, nachdem übereinfunftömäßig am 2. April und 6. Mai 
dem Agenten die Beftimmung, wie frühere Erlittenbeiten zu berückſichtigen, 
übertragen war (morin ohne Zweifel ein wirkliches Compromiß, keineswegs 
die bloße Ueberlaſſung einer Initiative für künftige Beſchlüſſe liegt), jener 
die möglich richtige Methode überall oder theilweife, und namentlich 
vum Nachtheil des beflagten Theil, verfehlt kat, darüber if, befonders nach 


314 Abth. I, Abſch. 3, 5.11, A. — Thür. Ray. Strigkt. 


einem fo langen Zeitraume, keine Aufklärung mehr thunlich, indem ale 
bierauf bezüglichen Einmwürfe dem Gebiete richterlicher Reflexion als ſolcher 
fremd find, und ihr Werth oder Unwerth, um danach die Procedur und ihre 
Ergebniffe zu berichtigen, auch durch fremde Hülfe nicht mehr wird juriſtiſch 
feßtgeftellt werden können. Am wenigften aber, und nur bierauf fommt ed 
an, würden ſich jene Ausftellungen jemals fo Har bariegen, daß dadurch auf 
den Grund der 
L. 79. D. pro socio (ita parvum: ut manifesta, iniquitas appareat) 
bie rechtliche Wirkung eines gültigen Eompromifie& fih würde befeitigen 
laſſen. 
Iſt ſonach eine Rechtsverbindlichkeit des beklagten Theils zur Aner⸗ 
kennung beider aufgefundenen Repartitionsnormen anzunehmen, ſo fragt 
es ſich 


II. weiter, ob eine ſolche Verbindlichkeit auch in Anſehung 
deßjenigen vorwaltet, was zwiſchen den Deputirten 
der Ravonſtaaten über ein Geldausgleichungs-Byftew 
wegen der hinc inde gefhehbenen Kriegsleikungen 
yactirt und befhloffen if? 


In dem Zwede der Sonftitution des Rayons lag gewiß nicht die Noth⸗ 
wendigfeit einer eigentlihen Geldausgleichung, vermöge deren jedes 
einzelne Land, worin fih Etapen befanden, die Lieferungen in die Magazine 
selon und ausfchließlich zu befchaffen, und demnädft, unter Grundlage der 
Nepartitionenormen, Erſatz in baarem Gelde zu erwarten hatte. Auch im 
den Ncceffionsverträgen und in der Inftruction des Agenten ift fie wicht 
begründet, gleihwie denn auch Magender Seits ($. 28. der Beim. Der.) 
felbft zugegeben wird, daß eine Naturalvertheilung in der urfprüng- 
lihen Borfchrift gelegen babe. Kann man nun biernähft dem beflagten 
Theile die inihrer Allgemeinheit gleihmohl noch zu manchen Zmeifeln und Be: 
fhränfungen führende Behauptung zugeben, daß die den Fürſten in Beiie 
bung auf Striegslaften von irgend einer Seite gegebenen Vorſchriften nur 
da, wo fie fib auf die Allianzverträge begründeten, verbindliche Kraft ge- 
hatt, fo ftellen fih doc die aus obigen Borderfägen abgeleiteten Folgen 
nicht als richtig dar. Ausgleihung Überhaupt war, nach dem Obigen, 
nothwendige Folge des Socialverbandes, felbt dann nothwendige Yolge, 
wenn ftatt des nachmals gewählten modus der Geldperäguation die Staa 
ten nach dem pyactirten Quotifationsprincip alles zu Feiftende in natura ge: 
leiftet hätten. Denn ohne eine folhe finale Autgleihung war der Natur 
der Sache nad eine Berbältnißmäßigfeit in der Concurrenz, worauf doch 
Alles ankam, nicht gedenfbar. Im Weſen der Societas liegt, daß bei der 
Auflöfung und Beendigung eine Berechmung zugelegt werden muß, wodurd 
fanmtlihe Socii gegenfeits völlig und definitiv aus einander geſetzt 
werden. 

6. 1.2.3. Inst. de Soc. L. 29. 30 38. $. 1. L. 6. D. pro 
Socio. 

Bleihwie foldyed bei einer Societas quaestuaria in der Difribution bes 

Gewinns nach Verhältniß der Gintage geichiebt, und auch bierbei Die 
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letztere im Gall eines ſtatt gehabten Verluſts die Norm zur Verthei⸗ 
lung abgibt, | 
1.52 654 D. pro Socio. 

auf gieiche Weile mußte au bei dem bier vorliegenden Sociaiverbande, 
wo es ſich um verbältnigmäßig zu übernehmende Laſten handelt, der pac- 
tirte Bertbeilungsmaßftab , der auf die der Societas zu Gebote ſtehenden 
Etaatsfräfte berechnet war, die Bafls bilden, wonach die Erſatzverbindlich⸗ 
fit abzumeſſen war. 


Benn daber in der Eonferenz vom 2. April 1814, zur Umgebung der 
mit einer gemeinfchaftlihen Magazinadminiftration verbundenen Schwierig 
keiten verabredet wurde, daß die Beiträge, welche nach dem Nechnungs- 
khluffe von einem Lande an daß andere zu leiften, nad beftimmten 
Treifen gefcheben follten , beide Känder jedoch verbunden feyen, nach vier⸗ 
jebntägiger Kündigung die ein Land treffenden Nationen und Portionen 
in natura resp. zu leiften und anzunebmen, und wenn diefer Webereinfunft 
ned) die sub num. 3. bis 9. angegebenen näheren Beftimmungen binzuge- 
fügt find: fo kann fo wenig in einer folhen Uebereinkunft über bloß tem: 
veräre Geldvergütung überhaupt, noch in denen durd foätere Greignifle 
(ven Ruſſiſchen Rückmarſch) veranlaßten, fih auf die Wahl zmighen Na- 
turalunterſtũtzung und Geldentfhädigung, fo wie auf die für lehtern Gall 
angeordnete Admodiation beziebenden befonderen Verabredungen die Errich⸗ 
tung eines nach dem Obigen fchon in der Bereinigung des Rayons felbft 
liegenden Societätsverbältniffes gefunden werden, fondern immer nur den 
Umfländen angepaßte Amplificationen und Modificationen 
eines folhen fhon boſtehenden Berbältniffes. Und diefe find 
— wenn man fich datei irgend einen vernünftigen Zweck denken fol, und 
ven Inhalt der Protokolle ihrer ganzen Faſſung nad prüft, dabei aber 
wieder berückſichtigt, daß Uebereinfünfte diefer Art das Intereſſe des 
Eentrafdepartements gar nicht, oder nur fehr mittelbar berührten — nicht 
für einfeitige, auf dem Machtworte des Agenten, geflofiene Borfchläge 
und Projecte, fondern wirklihe Nebenverträge zu einem vorbergegan: 
genen Hauptvertrage anzufeben. - 


Am mwenigften würde ſich hiernach die befonders Sachſen⸗Coburgiſcher 
Geits hervorgehobene Hypotheſe vertbeidigen laffen, daß bei einer verbält: 
nifmäßigen Bertbeilung minder an eine aritbmetifche Repar- 
ttion und an eine allgemeine Ausgleihung, als vielmehr an eine bloße 
mit billiger Beachtung der aus der Localität bervorgebenden Momente zu 
beſchafende Vertheilung in einzelnen Fällen, mo nad der Dertlicfeit 
ane Theilnabme Mehrerer nöthig, gedacht worden ſey. 

Die auch bier opponirte Einrede der fehlenden Kegitimation erfcheint 
tudächts dieſes Theild des Vertragsverhältniſſes nicht minder unbaltbar, 
“in Hinficht auf die Vertheilungsnormen. 

Ale zuſammentreffenden Umftänte rechtfertigen vielmehr die Mägerifche 
Tebautung, daß fchon in der Nbordnung der Deputirten ausreichender 
Prund liegt, deren Legitimation zu demjenigen, was fie gethan, fir berich 
gt zu halten. Auch hierbei muß auf den urfprünglichen Zweck der Rayons 
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bildung zurückgegangen, und der oben entwickelte Standpunct des Agenten, 
befonders in Anfehung der ihm beigelegten Mepartitiondbefugniß, nicht 
aus den Augen verloren werden. Nachdem das Princip der verhältnißmägt 
gen Theilnahme anerfannt war, und es bei den Eonferenzen nur noch anf 
die Art der Ausführung einer folhen Peräquation ankam, fo kann ver- 
sünftigerweife auch nur hierin, das heißt in näherer Berathung und Ber: 
einigung über die Modalitäten der Ausgleihung, der Zwec der Abfendung 
der Deputirten aufgefunden werden. Denkt man fih die ſen Zweck hinweg. 
fo erfheinen alle Arnftädter Verhandlungen, wenigftens von dem Augenblide 
an, ald man fih über die Norm der Quotifation verftandigt hatte, als 
etwas böchft Weberflüffiges, und hätte alsdann der Agent fein Geſchäft im 
unmittelbaren Verkehr mit den Regierungen, deren jedesmalige Ratification, 
nad der untergeftellten Behauptung des Beklagten, ja obnehin erforderlich, 
eben fo gut, weit leichter und mit Erfparung vieler Zeit und Koften fort: 
feßen und beendigen können. Es waltete daher wirklich eine innere Noth— 
wendigkeit ob, daß alle zur Ausführung erforderlihen Maßregeln, wohn 
namentlidy die Art gehörte, wie das richtige Concurrenzverhältniß entweder 
in beftimmten Zeitabichnitten oger am Schluſſe des ganzen Geſchäfts, und 
jwar entimeder wieder durch Naturalerfag oder Geldvergütung, berzuftellen 
war, I: in dem Auftrage der Deputirten, und zwar um fo mehr liegen 
mußte, ald auch die Sonftitutionsurkfunde des Nayons in den ſchon vorge⸗ 
kommenen Worten des $. 12. und resp. 13. darauf unzweifentlich bin- 
deutet. 


Unter die Eathegorie der dort erwähnten Maßregeln läßt ſich die bier 
in Frage kommende um fo unbedentliher ftellen, ald das beliebte Syſtem 
offenbar nur die Vereinfachung ded Repartitionkgeſchäfts bezweckte, und, 
wie Plägerifher Seits richtig bemerkt ift, es auch einer über den ganzen 
Rayon geſetzten Randesregierung vortheilbafter fcheinen müflen, den Bedarf 
der Etape in ihrer nähern Imgegend aus Landesmitteln aufzubringen, weldye 
die entferntern, zufällig verfchonten Randestheile, nah Recht und Billigkeit 
mit zu übernehmen gehabt. Alles über die Geldausgleihung MBereinbarte 
ericheint auch um deßwillen als bloße vorübergehende einfache Adminiſtra⸗ 
‚ tionsmaßregel, weil vermöge der ftipulirten Kündigungsbefugniß jeder 
intereflirte Theil nur zwei Wochen an den gewählten modus gebun 
den war. 


Doch hiervon abgefehen, ſetzt Kläger der obigen Einrede mit vollem 
Rechte auch die Replik der nahmald tacite oder per facta concludentia 
erfolgten Ratification entgegen. So gewiß namlich aus Handlungen, 
die mehrfacher Deutung unverwerfbar, niemals eine beftimmte Einwilligung 
gefchloflen werden darf, 

L 2. 6. 1. L. 3. u. 4. pr. D. de pactis. 
eben fo anwentbar im vorliegenden Kalle ift auch die Negel, dag aus dem 
Etillfhweigen alddann eine nur durch den Beweis des Gegentheild zu be 
feitigende Vermuthung des ertbeilten Eonfenfes hervorgeht, wenn derjenige, 
über deifen Eigenſchaft ald Mandatar oder Geſchäftsmann eines andern 
fein Zweifel obwaltet, irgend eine dem vorkommenden Gefchäfte angehörige 
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Handlung vornimmt, namentlich eine, Beinen bleibenden Folgen unterworfene 
Uebereinkunft fließt, ohne daß der Mandant (zumal wenn er unterrichtet 
üt, oder Doch, wenn er wollte, zeitig unterrichtet werden konnte) fofort 
und re ad huc integra widerſpricht. 


L 6. $. 2 L. 18. ad mandat. 17. 1. — L. 12 D. de evict. 
L. 60. de R. J. 


Diefer Fall liegt bier vor. Daß der beflagtiihe Deputirte beauftragt 
war, im Sinne der von dem Agenten durch Mittheilung feiner Inftruction 
ten betreffenden Regierungen gefchebenen Gröffnungen, an den befragten 
Rerhandlungen behuf Wahrnehmung der verfchiedenen Sntereflenten Theil zu 
nehmen, ließe fich feldft dann nicht verfennen, wenn auch wirBlich den Deputirten 
nur eine durch Ratification bedingte Theilnahme hatte geftattet feyn follen. Die 
betreffenden Megierungen erhielten nun, wie es in der Natur ber Sache 
fag, und nirgends geläugnet ift, von demjenigen, was zu Arnftadt unter 
ihren resp. Abgeordneten pactirt war, vollftändige Kenntniß; fie durften 
alfo nad) obigen NRechtögrundfägen, fobald fle darin eine Mandatsüberfchreis 
tung entdeckten, nicht ſchweigen, fondern fie mußten mit ihren Riderfprüchen 
fofort hervortreten, nicht aber die Realiſirung der Beichlüffe, namentlich 
rückſichts des adoptirten Syſtems, in deſſen Folge Andere vorfchußmweife Die 
fie mittreffenten Laften übernahmen, ohne Ginwendung gefchehen laſſen. 
Letzteres durfte infonderheit nicht in Anfehung der Beſchlüſſe vom 2. April 
unterbleiben, Da bei der vorbehaltenen kurzen Kündigungsfriſt es nicht einft 
der Verweigerung der Ratification, fondern nur einer einfachen Willens 
erllärung über die Befeitigung des Geldperäquations⸗Syſtems bedurfte. 
Gin folder Widerfpruch oder eine folhe Erklärung ift aber nicht erfolgt, 
und die Megterungen baben nicht nur fortwährend die Liquidationen in 
Gemäßheit der Conferenzverhandhungen eingefandt, fondern Geis 
ind der Deputirten bat man fih auch bei dem nachmals erfolgten Rück⸗ 
marihe der Ruflifhen Armee noch in der Eonferenz vom 14. Mai 1814 
mit Beibehaltung des pactirten Syſtems vollfommen einverftanden erBlärt, 
in einer Zeit alfo, in der fie über den Willen ihrer Committenten nicht 
mehr in Ungewißdeit feyn konnten. 


Dieß letere Argument erhält aber in.befonderer Beziehung auf Sachſen⸗ 
Coburg noch eine fehr bedeutende Verftärfung durch den Inhalt des Schreis 
bens des Coburger Deputirten vom 1. Juni 1814. (Anl.37. der Weim. Ded.) 
Nachdem Letzterer nämlich am 24. Mai 1814 von dem Agenten zur Berich 
gung des pro März und April (zufolge der urfprünglichen Verabredung) 
berehneten restituendi aufgefordert mar, verfennt er nichtd weniger als die 
Miet feiner Megierung zur Zahlung, fondern erwiedert, laut erhaltener 
Anweifung, »dag man fih ftarfer und unvorbergefehener Anftrengungen 
Degen außer Stande fehe, die an Eifenah und Neuß hinauszuzah⸗ 
Ienden beträchtlichen Summen fofort aufzubringen, und um fo mehr von 
deren Aufbringung dispenfirt zu werden hoffen müffe, da es ſich vorberfehen 
laſe, daß der von dem Agenten und dem gürften Repnin projectirte Marſch⸗ 
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plan kein Rayonland fo ſehr treffen werde, wie das Coburger... daf 
dadurch die Worfchäffe von Eifenah und Reuß nicht nur getilgt, (op: 
dern fih auch demnähft nodh bedeutende an Coburg heraus: 
zuzgablende Neberfchuffe ergeben würden. 


Diefe Erklärung bat der Deputirte nah eigenem Anführen, bloß im 
Semäßbeit einer ibm zugegangenen höchſten Weifung, nachdem er das 
hetreffende Gonferenzprotofoll und die Zahlungsaufforderung höchften Orts 
sorgelegt, abgegeben; fie ift alfo in jedem Betracht als eine von der Re⸗ 
gierung felbft ausgegangene Erklärung zu betrachten. 


Wenn man nun von allen übrigen concludenten Handlungen abftrabirt, 
ift nicht abzufehen, wie gerade Sadfen-Eoburg nach einer folhen Erflärung 
noch die übereintunftsmäßige Eriftenz eines Geldausgleihungs-Spyftems hat 
beftreiten können, zumal wenn man damit tie fpätere Erklärung vom 17. 
Suni 1814 in Verbindung ftellt. Eingewandt ift bloß: daß jene Erflärun- 
gen nur die auf-den natürlihen Maßſtab bafirten Berechnungen für vie 
erften beiden Monate und die daraus abverlangte Summe von 2010 Rthir. 
nicht aber die Berechnung vom Mai bis inclusive Auguft, fo wie die 
Schlußberehnung und die nach letzterer gefchehenen Zutbeilungen und Aſſigna 
tionen betrafen; vielmehr in Rückſicht der legtern die Nichtgenehmigung 
durh das Schreiben vom 12. September 1814, die Protofollar-Erflärung 
vom 18. ejusd. und dad Regierungsichreiben vom 7. November 1814 aus: 
geſprochen fey. Allein dad Gehaltloſe diefed Einwurfs fallt Plar ind Auge. 
Denn zu gefchweigen, daß die fortgefehte und den ganzen Zeitraum der 
Kriegsleiftungen umfaflende Einrichtung der Liquidationen fi) doch möglicher: 
weile nicht ‚auf bereits abgethane Abrechnungen, fondern nur auf die fernere 
Musgleihung beziehen kann, fo zeigt eben die obgedachte Erklärung vom 
4. Juni 1814, daß die Sachſen⸗Coburger Regierung (freilich von irrigen 
factifchen Borausfeßungen ratione futuri geleitet) gerade mit den fpäteren 
Leiftungen das für den erften Zeitabichnitt berechnete debet zu decken und 
als Ergebnig der Finalabrehnung die Herauszahlung eines ver- 
meintlichen Ueberſchuſſes zu verwirklichen intendirte, gleichwie denn überhaupt 
die Zahlungsweigerung nur auf eine Fünftige allgemeine Berehnung 
begründet wird. 


Gleich wenige Berüdfichtigung verdient denn auch das fernere Anführen, 
daß man eine GEntichadigungsverbindlichfeit nicht unbedingt, fondern nur 
wegen der Summe angenommen babe, welche nach der Liquidation bei ber 
Zranffurter Commiſſion nad allfeitiger Berechnung jedem Theile zur Laſt 
fallen möchte. Eine ſolche Berufung auf das Frankfurter Obligations » und 
Liquidationsſyſtem erfcheint überhaupt unftattnefmig. Denn ließe fih aud 
ein directer Zuſammenhang zwifchen diefem und dem nachmaligen Peräqua- 
tionsſyſtem auffinden, fo liegt doch keineswegs, nach der untergeftellten Bor- 
ausfegung des Verfaſſers der Sachſen⸗Meiningenſchen Deduction &.16. der 
entichiedene Einfluß fo Elar vor, den die mehr oder minder beffimmte Aus- 
ſicht einer Rückvergütung ſowohl auf die Beſchlüſſe der Deputirten, als die 
Erflärungen der Eommittenten gehabt baben follen. 
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Der Juhalt des Conferenzprotokolls vom 2. April 1814 deutet zwar 
auf eine Ausficht zu einer ſolchen Vergütung hin, berechtigt aber wit nichten 
zu dem Schiufle, daß die Fürften die Uebereinkunft wegen des Ausgleichungs⸗ 
modus nicht geiroffen und respective genehmigt haben würden, wenn 
fie die nachmalige Zerichlagung jenes Frankfurter Syſtems voraudgefeben. 
Denn der lehte Ausgang des Frankfurter Syſtems mochte feyn, welcher er 
wollte, Die Nothwendigkeit der zu regulirenden Leitungen lag vor, und nur\e 
aud dann, wenn man jenen Ausgang auch damals poraußgefehen, nicht 
haben vermieden werden fünnen. 


Klagender Theil bat auf die oben angedeuteten factifchen Momente noch 
befonder& die replica doli zu begründen geſucht. Der Vorwurf einer dolo⸗ 
fen Abſicht wird mun zwar dadurch entfernt werben Tünnen, wenn man 
vorausſetzte, daß tie in Anfpruch genommenen Regierungen anfangs und 
ſo lange die Pflicht zur Herauszahlung namhafter Summen nod nicht er- 
mitteft worden, in den Webereinfünften nichts Unbilliges und Drückendes 
finden, oder auch, daß diefelden venergifhe Widerſprüche« in ihrer 
damaligen Lage nicht für politifh, und fi überdem überzeugt halten moch⸗ 
ten, eine billige Peraquation nicht bintertreiben zu koͤnnen. Sind diefe 
Vorausſetzungen richtig, To fällt zwar obiger Vorwurf weg, alsdann kann 
mau aber auch eine ftillfehmeigende oder durch concludente Handlungen an 
den Tag gelegte Ratification nicht länger bezweifeln. Iſt dagegen aber eine 
foldye Berausfeßung unrichtig, waren die Regierungen ſchon während ber 
EConferenzen, und während der theild von ihnen ſelbſt, theild von ihren 
Deputirten gefchehenen ununterbrocdyenen Theilnabme an denſelben, Willens, 
fürs erſte alles in Beziehung auf die Borfchüfle anderer Staaten feinen 
Veg gehen zu laflen, in der Folge aber fich jeder Erſatzverbindlichkeit gegen 
tie Staaten, welcde vertragsmäßig überhin geliefert, zu üuberbeben: dann 
freifi iſt micht abzufeben, wie diefe Regierungen den Vorwurf bolofer Im 
duction von fi würden entfernen können. 


Außer der Nothwendigkeit der Ratificationen der Regierungsbehörben, 
hält beflagter Theil aber auch noch die des Staatsoberhauptes erfor- 
derlich. 


Bon einer ſolchen conftirt nichts; gleichwohl ftellen ſich die für eine 
ſolche Nothwendigkeit theild aus völkerrechtlichen Grundſätzen entlehnten 
Argumente nicht haltbarer, als die vorgekommenen dar. 


So wenig fih innerhalb der Grenzen des Privatrechts die Frage: wie 
weit ein Mandatar feinen Mandaten durch feine Handlungen verbinde, auf 
«gemeine Megeln zurüdführen läßt, und bier, unter Beflhaltung des 


⸗ 


daß der Gewaltgeber dem dritten Contrahenten auch dann verhaftet 
wird, wenn der Bevollmaͤchtigte die nicht öffentlich bekannt ges 
machten Beichräntungen eines offen gelaflenen Mandats nicht berüd: 
fihtigt- (L. 11. $. a. 3. 4. de instit. actione). 


Thibaut's Yand. R. $.877. — Hallfeld, jur. pr. for. $. 969. 
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»imo actio contra mandantem locum habet, licet mandatarius 
egerit contra fines mandati, sibi soli significatos, in 
mandato vero haud expressos« 


jedesmal nur Inhalt und Faſſung der Bevollmächtigungsurfunde felbft den 
Ausfchlag geben kann; ebenfowenig laßt fih nad voölkerrechtlichen Grund: 
fägen eine genaue Örenzlinie ziehen, in mie meit der von einem Gefandten, 
Charge d’affaire oder fonftigen Abgeordneten eingegangene Bertrag mit 
fremden Staaten für den abfendenden Fürſten bindend wird. Auch bier 
kommt es vor allem auf den Inhalt der offen gelegten Ereditive an. Zwar 
bemerft 
Martens, Precis du droit des gens, $. 48. 
»qu’on ne compte plus sur les traites, qu’autant qu'ils ont 
&te ratifies«; 
allein er fügt aub, unter Boraufftellung des Grundfabes: daß basjemige, 
was ein innerhalb dem Bereich feiner Macht bandelnder Mandatar ver: 
bandle, auf deren Grund eine fremde Nation im guten Glauben mit ibm 
negocürt bat, für den ihn autorifirt babenden Staat verbindlich werte, 
hinzu: 
“  vmais le motif de cet usage . . indique assez, que si Tune 
de deux parties oflre duement sa ratification, l’autre ne 
‚peut refuser la sienne qu’entant que son mandataire 
s’est &carte des bornes de son instruction . . et qu’au moins 
danslaregle, ilne depend pas du libre arbitre d’une 
nation, de refuser sa ratification par de simples 
motifs de convenance «. 
Eben fo weifet auh 
Yattel, im droit des gens. L. II. C. 12. 
mit faft gleihen Worten auf das natürlide Recht im Privatverbältnifie 
zurück, und bemerkt noch dabei, Daß heut zu Tage nur aus befonderer Bor: 
fiht (»pour Eviter tout danger et toute difficulte«) die Yürften ſich die 
Ratification ihrer bevollmächtigten Minifter vorzubehalten pflegten. 


Könnten daher auch die hier befragten Mebereinfünfte als wirkliche 
Staatsverträge angefeben werden, fo würde doc bei der Frage über die 
Nothwendigkeit einer Iandesherrlihen- Ratification alles davon abban: 
.. gen, ob nicht etwa nur der Deputirte, fondern auch die Regierungen 
feloft (deren Genehmigung nah dem Obigen anzunehmen ift), zufolge 
ihrer Stellung, die Grenzen ihrer Befugniffe überfchritten haben. Und 
dieß laßt fih doch mit einigem Anfchein nicht behaupten. Konnten und 
durften die Fürſten ihren Standpunct gegen die verbündeten hohen Maächte, 
"gegen das mit deren Machtvollkommenheit ausgerüftete oberfte Verwaltungs⸗ 
departement und defien Organ, den Agenten, nicht verfennen; kam es, ald 
nach der in dem Socialverbande begründeten gleihmäßigen Concurrenz die 
Nothwendigkeit einer. Peräquation feft ftand, Tediglih nody auf die Modali⸗ 
täten der Iettern an, und konnte alfo nur in der Regulirung dieſes modi 
der Zweck der Eonferenzen und der ganzen Gefchäftsführung der Deputirten 
liegen: ſo trifft wohl keinen der Arnftädter Deputirten bei Berabredungen 
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nt Beſchlüſſen, die in der That nur auf Adminiſtrationsmaßregeln hinaus⸗ 
efen, die das Gepraͤge der Billigkeit an fid tragen, nur für wenige Tage 
mbindende Kraft hatten, und nad) deren Ablauf wieder aufgerufen werden 
inaten, eben deßhalb aber den größten Theil ihrer Bedeutung verloren, der 
zorwurf einer Bollmakhtsüberfchreitung. 


So wenig, wenn es fih um eine einfache Webereinfunft der Staats 
ehörde mit einer Privatperion über zu befchaffende Fieferungen obne alle 
inmifhung des Generalcommifjars gehandelt, jemanden eingefallen ſeyn 
urde, den Mangel landesherrliher Ratification zu rugen, fo wenig kann 
rin der zufällige Umjtand etwas ändern, daß bier die Lieferungen zum 
hal duch andere Staaten beforgt find, und gegen dieſe die fich ohnehin 
on felbft verftehende Berpflihtung zur Abrechnung und einer nach verab- 
Beten Preifen zu beichaffenden: Vergütung übernommen ift. 

Hiermit finden Daher die gegen obigen zweiten Haupttheil der Arn- 
adter Beihlüffe und Mebereinfünfte opponirten Ginreden ihre Erledigung, 
ad kommt es jegt letztlich noch darauf an: 


IV. 06 die aus der ſolchergeſtalt verbindlichen Duotifations- 
norm und aus dem pactirten. BeldausgleihungssSyftem 
dburh den Agenten von Ricdefel ermittelten Refultate 
das beflagte Goupdernement als richtig und bindend 
gegen fih gelten Iaffen muß? 

Sn fo weit beflagter Theil Die Berechnungen und Tableaur des Agenten, 
uttelt deren er die Geldausgleichungen bewerfftelligt und jedem Rayonftaat 
fa debet und credit zugewielen, aus Gründen anfiht, die in der Beftrei- 
ung des ganzen Bertragsverhältniffes überhaupt liegen, finden foldhe in den 
Wberigen Grörterungen ihre Erfedigung. Allein es wird noch ferner bes 
auptet, dab auch der oben bemerfte letzte Theil des Gefchäfts weder in der 
stlihen Wirkſamkeit des Agenten an ſich gelegen babe, noch ihm dazu ein 
luftrag ertheilt ſey. Es lag nun allerdings nicht im urſprünglichen Plan 
er Snterefienten, daß die in Kolge des GeldveräquationdSyftems 
u leitenden Vergütungen erft am Schluffe des ganzen Geſchäfts feftgeftellt 
ten follten, Bielmehr war, wie vorgefommen, zuerft eine allmonatlicye 
krehnung und Ausgleihung verabredet. Es follten — hieß ed — am Ende 
edes Monats über die zur Ausgleihung geeigneten Feiftungen die Medys 
rungen gefchloffen, und vor Ablauf der erften Halfte des folgenden an den 
Igenten eingefchickt, die nach diefem Termin eingefandten Rechnungen follten 
ir den nächſten Monat zurücigelegt, und die über einen noch weitern Ter- 
nn ausbleibenden gar nicht berückfichtigt werden. »Auf dDiefe von der 
udieſem Geſchäft beauftragten Behörde und außerdem von 
em Deputirten des betreffenden Landes gehörig beglaus 
igten Rehnungen folle fodann der Agent die Repartition 
md Ausgfeihung bewirken, und das, was hiernach ein 
andaan das andere hinauszuzahlen, fey vor dem Ablauf des 
olgenden Monats ohne Reſt abzuführen. " 

Daß dieſes nicht genau zur Ausführung gekommen iiſt, und fait deſſen 
nf den Grund der vertragsmäßigen Fiquidationen während der Dauer des 

deonhardi, über Austrägaiverfahren. 211 
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Mayenverbandes nur zwei Abrechnungen aufgeſtellt find, von denen die erfı 
in legtere ald Schlußrechnung einverleibt worden, welche dann die libelit 
ten Beträge ergeben, gebt aus .nicht beftrittenen Actenſtücken berser. 
Woran aber die jener urſprünglichen Berabredung zumiderlaufende Zöge 
rung einer reellen Ausgleichung gelegen, conftirt nicht, und kam 
dahin geftellt bleiben. Soviel ift gewiß, daß eine folhe Berzögerung in 
der einmal getroffenen Webereintunft überhaupt und in Der dem Agenten 
bis zum Schlußverfahren übertragenen Ausgleihungsbefugnig nichts alteri 
ren konnte. Aber auch ohne Werthlegung auf dieß Bertragsverbältnif # 
nicht abzufehen, wie gerade darin, 
daf die befragte definitive Ausgleihung und Ueberweifung Durch den 
Agenten geichehen ift, 


ein Grund zur Anfedytung der endlichen Reſultate des Geſchäfts gefunten 
werden Tolle. Lagen namlich die Repartitionsnormen vor, und war eier 
fo durdy die Liquidation von Monat zu Monat auch der Betrag der aller 
feitigen 2eiftungen ebenfalls conftatirt, fo blieb nach angeftellter Monitu 
der Rechnungen die Aufgabe, aus jenen zwei gegebenen Größen die trıtte 
unbefannte aufzufinden, mit andern Worten: bie Feſtſtellung des von jedem 
Snterefienten nach Maßgabe feiner Leiftungen zu Zahlenden oder als Be: 
gütung zu Empfangenden eine rein arithmetifche Aufgabe, bei deren Fofum 
es ziemlich gleichgültig war, ob fie von dem Agenten oder irgend einen 
Dritten ausging. « 

Inzwiſchen bat man beflagter Seits die letztgedachte Vorausſetzung: 
daß die Leiftungen jedes einzelnen Rayonftaates dem Aufſteller der 
Tableaur gehörig conftatirt vorgelegen, 

ebenfalls nicht zugeben wollen. 

Wenn zu diefem Ende abermals verfucht iſt, in objectiver Hinat 
dasjenige, was zur Ausgleichung geeignet, auf einige namhafte Arten ven 
Leitungen zu beichränfen, fo bedarf es zu deflen Widerlegung nur einet 
Blicks auf den Inhalt des Vertrags vom 2. April 1814, wo es beit: 

vnach diefem Maßſtabe follen zwiſchen den fämmtlihen Diftriett 
landen die von demfelben feit dem 1. März d. 3. befcheinigten 
Kriegspräaftstionen an Berpflegungund Borfpann, oder 
alles, was zum Unterhalt des Militärs der höchſter 
verbündeten Mächte und der mit ihnen alliirten Far: 
fen und zudeffen Fortkommen nöthig ift, auch im Wege 
der Ordnung gefordert und geleiftet wird, wechiefieitig 
ausgeglichen und vergütet werden. « | 

Yußer daß eine folche allgemeine Faſſung ſchon an ſich Feine weitere 
Beſchränkung zuläßt, ergiebt fih nody aus den Verhandlungen vom 17. 
Marz (?) und 13. September 1814 (Anl.31. 50. und 54. der Weim. Dev.) 
daß die Nachweiſungen über die Laften wirklich durchgegangen, geprüft u 
monirt find. 


Der fernere Einwand wider die Liquidität der aufgeſtellten Rede 
nungen, 


‘ 
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daß es denſelben an den erforderlichen Belegen gefehlt, 

findet ihre Widerlegung 
1) in der Berbandlung vom 13. September 1814 (Beil. 58. der Weim. 

Ded.) und in der dort von den Deputirten einftimmig abgegebenen Er⸗ 
Marung: 

wie fie auf den Grund der fruberen Berbandlungen 

sund im vollen Bertrauen auf die Rechtlichleit der liquidirenden 

»Behörden von der fpeciellen Nachweiſung um fo mehr abgehen zu 

»müflen glaubten, als die meiften Behörden ihre Quittungen nach 

»Sranffurt eingefandt hätten, und deren DBorlegung daher nicht 

möglich fey. « 

Der gegen die hierauf geftüßte Anwendung des Rechtsaxioms: » ad 

semel renunciata non datur regressus« gemachte Ginwurf: 

dag der Coburgiſche Deputirte unter Beitritt des Hifdburghaufifchen 

in einem Gchreiben an den Agenten vom 12. September 1814 

(Anl. 51. der Weim. Ded.) erklärt, wie alles, was bei den jeßigen 

Conferenzen vorfommen und verabredet werden möchte, von ihm 

nur ad referendum angenommen und nicht eher für die Herzoglich⸗ 

Sahfen-Eoburgifhen Rande für gültig und verbindlich erachtet wer; 

den Pönne, als ed die Genehmigung feines gnadigen Herrn erhal: 

ten habe, 
Burde nur dann einigen rechtlihen Bemerk verdienen, wenn in der obigen 
ẽrklärung eine vollftandige Verzichtleiftung auf alle Rechnungsjufification 
kfunden werden könnte. Wenn man aber berüdfichtigt, daß ein Revifions- 
ferfahren wirklich bereits ftatt gefunden batte, und wenn man vor allen 
Oingen den Inhalt der Eonferenzverhandlung vom 2. April 1814 erwägt, wel: 
her nach der obigen Ausführung allerdings verbindende Kraft hatte, worauf 
ve obige Erklärung vom 12. September 1814 nicht rückwirkend angewandt 
veren kann, und Inhalts deren die reelle Ausgleihung fchon längft hätte 
folgt feyn müffen, dem Agenten aber (sub num. 4.) die Bewirfung der 
Repartition und Ausgleihung mit dem Zufabe: daß das, was hier nach 
Ka Land an das andere hinauszuzahlen, fchon vor dem Ablauf des folgen- 
ven ohne Reſt abzuführen fey, ausdrudlich übertragen worden ift; fo ver: 
iert {bon dadurch der obige Einwurf den größten Theil feines Gewichtes, 
md zeigt fih, daß die Deputirten in jener ihrer Schlußerklärung vom 
13. September 1814 in der That dadurch, daß fie von einer nachmal i⸗ 
jen fpeciellen Nachweiſe (von der wechlelfeitigen Borlegung der Belege der 
ingereichten monatlihen Zufammenftellungen abftrabirten) ihren Regierun- 
jen nichts vergeben haben, was nicht fhon in früheren buündigen Vertrags: 
wrhältuiffen gelegen hätte, in welchem Sinne fie denn auch felbft bemerk⸗ 
en, wie fie von jener Anforderung auf den Grund der früheren 
Berbandfungen abftrahirten. 


Diefem tritt aber noch 
2) die für die Nichtigkeit ber von dem Agenten aufgeftellten Berechnung 
Mdderen Uebereinſtimmung mit den Quittungen eintretende dringende Prä, 
umtion hinzu, weiche nicht fomohl aus der von den Deputirten ſelbſt am 
21* 
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Schluſſe anerkannten Derterität deſſelben, ſondern beſonders daraus zu 
entnehmen iſt, daß der Agent actenmäßig dieſe Berechnung an den oberſten 
Verwaltungsrath überſandt hat, und daß bei der dort unſtreitig wohl ge 
fhehenen Prüfung und Bergleihung eine aufgefundene Mißſtimmung ge: 
wiß gerügt feyn würde, welches gleichwohl fo wenig geſchehen ift, Daß der 
Minifter von Stein noch in einem am 10. Mar; 1815 an den Herz 
Fürften von Schwarzburg⸗Sondershauſen erlaffenen Schreiben (Anl. 85. der 
Weim. Ded.) dem Agenten das Zeugniß ertheilt: daß wider deflen rechtliches 
Berfahren in der ganzen Berwaltung ded Geſchaͤfts nicht der mindefle Zmwei- 
fel rege gemacht werde, wit der fchließlihen Bitte: der von Riedeſelſchen 
Repartition gemäß, allen fernern Anftand zu befeitigen. 


Wenn man aber auch 


3) in die obige Erklärung vom 12. September 1814 fo viel Gewicht 
legen könnte, um die vom 13. ejusd. von einer fpätern Genehmigung ab 
bangig zu mahen, fo feblt ed aud nicht an Argumenten, um eine jolde 
ftillfchweigende Ratification diefes Punktes, der mit dem von tem 
Agenten audgegangenen Repartitionsſyſtem an fih nichts zu thun batte. ar 
junebmen. Denn bätten die Furften die Berechnung der definitiven Auf 
gleihung unter ſich felbft und ohne Berudfihtigung des von Riedeſelſchen 
Tableaus beabfihtigt, fo würden fie Doch wenigftens von den an die obere 
Bermwaltungsbebörde nach Frankfurt gefandten Belegen beglaubte Abfchrifien 
zurückbehalten, oder für deren Wiederherbeifhaffung geſorgt haben. 


Allein gerade diefer Umſtand der Ginfendung nah Frankfurt iſt al 
Grund, weßbalb fie nicht vorgelegt werden können, bezeihnet. Die Schule 
diefer Unterlaffung lag aber doch an den Megierungen ſelbſt, die ſich eben 
dadurdy außer Stand fehten, die definitive Ausgleihung unter ſich ſeldſt zu 
machen, und das einzige Mittel einer richligern Auseinanderfegung, als der 
von dem Agenten ausgegangenen, aus den Händen gegeben batten. Zu ge 
fihweigen, daß zwar feine ausdriüdliche Genehmigung jener Erklärum, 
aber doch auch zur Zeit, in der mod) res integra war, fein Widerruf und 
keine Mißbilligung derfelben erfolgt if. 


In NRüdfiht der ſchließlich noch aufgeftelten Behauptung, daß der 
Agent einfeitig und willführlich bei Fertigung der Tableaur das Guthaben 
einzelner: Rayonlande durch Anmweifung auf die übrigen, welche zu meniz . 
geleiitet, gededi6 habe, in welcher Procedur ebenmäßig eine Weberfchreitung 
der Grenzen feiner amtlihen Wirkſamkeit gefunden ift, Bann zugegeben 
werden, daß ein Abſchluß, welcher jedem Gläubiger unter Bezahlung des 
Quanti feinen eigenen Schuldner anmeifet, nicht in einem austrüdlicen 
und befondern Auftrage gelegen haben mag; auch laffen ſich individuelle 
Sntereflen denken, die ein berauszahlungspflichtiger Staat haben mag, fi 
gerade auf einen nambaften Etaat vermwiefen oder nicht verwieſen zu ſeben. 
Allein ein folcher Einwurf, welcher fi nur im Munde des Gläubiger 
rechtfertigen ließe, ſteht dem Schuldner rechtlich nicht zu. Hätte man fd 
bei Aufffellung der Tableaur bloß auf Auswerfung der zu zahlenden um 
iu empfangenden Summen im Allgemeinen beſchraͤnkt, fo würde die Zar 
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lungspflichtigkeit der Debenten nicht minder feſtgeſtanden haben, und nach 
der bier ganz richtig angewandten Regel, daß jeder Gläubiger feine Forde⸗ 
rung einem Andern obne Widerſpruch des debitoris cessi übertragen fann, 
lediglich Sache der Gläubiger geweſen feun, unter fi auszumachen, 
von welchem Diebenten fich jeder fein Eredit bi6 zum betreffenden Betrage 
decken laſſen wolle. 


Da ſonach auch dieſe vierte Hauptſtreitfrage nur zu Gunſten des kla⸗ 
genden Departements beantwortet werden kann, ſo ſtellt ſich als endliches 
und Hauptreſultat des Obigen dar: 


daß den beflagtifhen Gouvernements obliegt, die aus 
dem Thüringer Nayonverbande, und aus den zwiſchen 
den Deputirten der dazu gehörigen Staaten in den 
1814 zu Arnftadt gehaltenen Eonferenzen über die 
Ausgleihung und resp. Bergütung der dermaligen 
Kriegslaften getroffenen VKebereintünfte hervor 
gegangenen Ergebniſſe, fo wie ſolche von dem Agen 
ten des oberſten Verwaltungsdepartements Frei— 
berrn von Riedeſel ermittelt und in dem Tableau 
vom 5. October 1813 (?) feſtgeſtellt worden find, 
ale redhtöpverbindfih gegen fih gelten zu laffen, 
woraus, ohne Daß es auf eine fernere Prüfung der eventuellen aus einer 
Verſion oder negotiorum gestio entnommenen Slaggrünte anfommt, in 
der Hauptſache ihre MWerurtbeilung in die aus jenen hervorgehenden 
Summen von felbft folgt. 


Was Dagegen die Zinfen betrifft, fo werden folhe vom Ende Gep 
tember 1814 bis zur Zahlung ad fünf Procent gefordert, welche Forderung 
in der Replif 


a) aus dem Geſetze, und zwar nad den verichiedenen Verhältniſſen 

des Klägers als Socius, Mandatar und negotiorum gestor, 

b) aus der lex contractus (megen der zugeliherten monatliden 

Herauszahlung) und 
c) aus den geichebenen Zahlungsaufforderungen, infonderheit der vom 
19. October 1814 
in deducireh gefucht if. In diefer Rückſicht geht aber Magender Theil in 
kiner Prätenfion zu weit. 

Bon einer eigentlihen mora ex re — einer folchen, welche obne hinzu⸗ 
tretende Interpellation des Glaubigerd eo ipso eintritt — ift hier feine Rede. 
3m Sorialverhältniffe und bei der negotiorum gestio fommt diefelbe nur 
in dem ganz fingulären Kalle vor, wenn der Socius das gemeinfchaftliche, 
oder der negotiorum gestor dad aus dem gerirten Geſchäfte erhobene 
Geld mißbraͤuchlich zu eignem Nutzen verwandt hat; 


L .$% ı L 37. D. de usur. — L. 38. D. de neg. gest. 

L 10. $. 8. D. mand. 
wogegen es fi in casu obvio um eine Forderung handelte, deren Eriftenz 
und Umfang fh erſt am Schluſſe des ganzen Geſchaͤfts überfehen ließ. 
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Ebenſowenig iſt auch eine Berufung auf Legem contractus zuläflig; 
denn vor der utfprüunglichen Uebereinkunft, daß nach monatlichen Abred⸗ 
nungen gezahlt werden folle, ift man in der Yolge abgewichen, und 
auch die in der Gonferenz vom 18. September 1814 in Antrag gebrachten 
Zahlungstermine können nicht berüdfichtigt werden, weil es auch Dabei au 
einer wirklichen Uebereinkunft fehlt. 


Es fragt fi fonach bloß um eine durch wirkliche Interpellation berbei: 
geführte mora ex persona. Hier genügt nach der richligern Theorie zwar 
eine außergerichtliche 
L. 3, pr. L 32. pr. et $. ı. D. de usuris, 

allein auch dieſe ift durch das Schreiben der Landespolizei-Dirertion zu Ei- 
ſenach vom 19. October 1814 nicht genügend erfolgt. Denn entfprädye Diele 
Aufforderung auch nach 

L. 230. $. ıı. D. de pet. h. 

allen fonftigen Erforderniffen einer legalen Interpellation, fo würde doch ” 
Inhalt, der ſich offenbar nur auf die Propofitionen vom 18. September be 
zieht, und wonach, unter Anforderung des Einhaltens des erften Zahlung 
termins, über bie Anerkennung des zweiten Diviford noch eine Erklärung 
verlangt wird, nicht für eine ſolche Snterpellation gelten fönnen, die den | 
Anfang des Lauf der Berzugszinfen begründete. Diefe ift vielmehr erf in 
dem bei der hoben Deutfchen Bundesverfammlung unterm 12. December 
1814. (9 formirten Antrage des Großherzoglich - Sähfffhen Staatsminüteri 
zu befinden, weßhalb denn der Zeitpunct, von dem an ber Eintritt der mora | 
und deren rechtliche Zolgen anzunehmen, auf dad datum hinausgeſetzt wer: 
den mußte, an dem, laut commiflarifchen Berichts vom 6. Suli 1820, obige 
Aufforderung zur Kenntniß der beflagtifhen Regierung gebracht iſt. 


Die Koften hingegen, worauf diefe geringe Modification des Klage 
antrags feinen Einfluß haben konnte, mußten dem Beklagten als fucum: 
birenden Theile, in Gemäßheit der Borfchrift der | 
D. 9. Berihtsordn. Th. I. Ti. 13. 5 2. 

zur Laſt gelegt, und ſonach überall, wie gefcheben, erfannt werden.« 


(L.S.) (unter;.) a. v. Beulwiz. 


ver ——— —4 
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In der Austrägalfache Anwalts ded Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach, Klägerd, wider den Anwalt des Herzogthums | 
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Sachſen⸗Coburg⸗ Saalfeld und des Herzogthums Sachſen⸗Hild⸗ 
burghauſen, ex post des Herzogthums Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld 
allein, modo des Herzogthums Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und des 
Herzogthums Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen, Beklagten, wegen 
Forderung aus dem Thüringer Rayonverbande, in specie an 
dad vormalige Herzogthum Sadhfen -Goburg » Saalfeld, wird bie 
von dem Anwalte des Großherzogthums Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach 
am 1. März d. J. eingereichte Erklärung dem Beklagten abfchrift- 
ih communicirt, und von Uns Wilhelm dem Pierten ıc. ıc. 
Könige ıc. 2c. im Namen und in Auftrag der hohen Deutfchen Buns 
deöverfammlung damit zum Beſcheide ertheilt: 


Wenn gleich die von Seiten der Beflagten in der Exekutions⸗ 
inftanz vorgefchügte Einrede der in dem Austrägalerfenntniffe vom 
15. November 1832 ermangelnden Ausfcheidung der von einer 
jeben der beiden beflagten Bundeöregierungen zu der gegen fie 
ausgeflagten Forderung beizutragenden Rate, in fo fern durch 
ſolche Einrede dem gedachten Audträgalerfenntniffe der Vorwurf 
der Unvollftändigfeit hat gemacht werden wollen, um deßwillen 
ald unbegründet fich barftellt, weil die Frage über die Verthreilung 
der in Rebe ftehenden Forderung unter die Bellagte im Laufe dieſes 
Austrägalproceffed von keinem Theile zur Gonteftation gebracht 
und von feinem Theile eine Entſcheidung barüber gefordert wors 
den; nachbemmalen jedoch, unbeftrittenen ftaatörechtlichen Grund» 
fügen zufolge, bei Ländertheilungen die Schulden eines getheilten 
Staats, in fo fern unter den paciscirenden Theilen nichts anders 
verabredet worden, nach Berhältniß der den einzelnen Acquirenten 
fallenden Rändertheile zu repartiren find, auch das Beftehen einer 
Eorrealverpflichtung unter den beflagten beiden Bundesregierungen 
ruͤckſichtlich der von diefen in Gemäßheit des Austrägalerfenntniffes 
vom 15. November 1832 zu leiſtenden Zahlung Flägerifcher Seits 
nirgends behauptet ift, und Die Vollſtreckung eines gegen mehrere 
nicht folidarifch verpflichtete Beklagte ergangenen Urtheild eine 
genaue Beitimmung bed Goncurrenzverhältniffes und der ben ein: 
zelnen Zahlungspflichtigen zur Laft fallenden Raten allemak zum 
voraus ſetzt: fo wird die gedachte Einrede damit für begründet. 
erkannt, und wie demnach der Vollſtreckung ber Exekution wider 
die Beklagte vorerſt Anftand zu geben ift, als bleibt ed dem Mas 
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genden Theile uͤberlaſſen, behuf Ermittelung der von ben Beklagten 
beizutreibenden Raten die weitern erforderlichen Schritte zus chim. 
Gelle den 23. April 1834. 
Ad mandatum etc. 
Zur Beglaubigung der Abichrift, 
(L. S) 3. C. Blauel, Protonotarius. 


D. &rkenntnife. 





In Austrägalfachen Anwalts des Großherzogthums Sachſen⸗ 
WeimarsEifenady, Klägers, wiber ben Anwalt des Herzogthums 
Sadjfens Coburg s Saalfeld und des Herzogthums Sachſen⸗Hild⸗ 
burghaufen, ex post bed Herzogthums Sachfen » Hildburghauten 
allein, modo des Herzogthums Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen 
und bed Herzogthums Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, und zwar des legten 
wegen der Aemter Königsberg und Sonnenfeld, Bellagten, 
wegen Forderungen aus dem Thüringer Rayonverbande, in specie 
an das vormalige Herzogthum Hildburghaufen, wird bie von bem 
Mägerifchen Anwalt am 27. Februar d. 3. übergebene Erklärung 
dem Beklagten abfchriftlic, zur Nachricht mitgetheilt, und von Lind 
Wilhelm dem Vierten ıc. ıc. Könige ıc. ıc. im Namen und in 
Auftrag der hohen Deutichen Bundesverfammlung damit zum 
Beſcheide ertheilt. | 

Wenn gleich die von Seiten der Bellagten in der Erefution® 
inftanz vorgefchüßte Einrebe der in dem Austrägalerfenntnifie vom 
15. November 1832 ermangelnden Ausfcheidung der von einer jeden 
ber beiden beflagten Bundesregierungen zu der gegen fie auögeflagtn 
Korderung beizutragenden Rate, in fo fern durch foldhe Einrede 
dem gedachten Austrägalerkenntniffe der Vorwurf ber Unvollftän 
digfeit hat gemacht werden wollen, um beßwillen ale unbegründe | 
ſich darftellt, weil die Frage über Die Vertheilung der in Rebe 
ftehenden Forderung unter die Beklagte im Laufe diefed Austrägab 
proceſſes von feinem Theile zur Gonteftation gebracht und von 
feinem Theile eine Entfcheibung Darüber gefordert worden; nachdem⸗ 
malen jeboch, unbeftrittenen ftaatörechtlichen Grundſaͤtzen zufolge, bei 
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Rändertheilungen der Schulden eined getheilten Staat, in fo fern 
unter den paciscirenden Theilen nichts anders verabredet worden, 
nach Verhältniß der den einzelnen Acquirenten zufallenden Länders 
theile zu vepartiren find, auch das Beftehen einer Correalverpflich⸗ 
tung unter ben beffagten beiden Bundesregierungen rüͤckſichtlich der 
von diefen in Gemäßheit des Austrägalertenntniffes vom 15. No⸗ 
vember 1832 zu leiftenden Zahlung Flägerifcher Seits nirgends 
behauptet ift, und die Vollſtreckung eined gegen mehrere nicht 
folidarifch verpflichtete Beflagte ergangenen Urtheild eine genaue 
Belimmung des Concurrenzverhälmiffes und der den einzelnen 
zahlungspflichtigen zur Laft fallenden Raten allemal zum voraus 
fest: fo wird die gedachte Einrede damit für begründet erfannt, 
und wie demnach der Vollſtreckung ber Erefution wider bie Beklagte 
vorerft Anftand zu geben ift, als bleibt ed dem Magenden Theile 
überlaffen, behuf Ermittelung der von den Beflagten beizutreibens 
den Raten bie weiten erforderlichen Schritte zu than. 
Celle den 23. April 1834. 
Ad mandatum etc. 
Zur Beglaubigung der Abfchrift, 
(L.S.) J. & Blauel, Brotonotarius. 


E. 


Dad vorficehendem Berichte beigefügte Erfenntniß lautet 
folgendermaßen: Ä 

„In Austrägalfachen ded Großherzogthumd Sachfens 
Weimar⸗Eiſenach, Klägers, wider das Herzogthum Sachſen⸗ 
ESoburg-Saalfelb und das Herzogthum Sachfen-Sildburghaufen, 
ex post das Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld allein, 
modo das Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und das Hers 
zogthum SachfensMeiningen-Hilbburgbaufen, Bellagte, wegen 
Forderungen aus dem Thüringer Rayonverbande, in specie 
an das vormalige Herzogthum Sachfens&CoburgsSaalfeld, 
werden erfterem bie von leßtern unterm 19. Januar, 1. April 
und 8. Mai d. I. überreichten Schriften: Friſtgeſuch, anders 
weite Friftbitte und Erklärung rubricirt, ingleichen letztern 
dad von erfterm am 17. Februar d. 3. eingebrachte Geſuch 
abfchriftlich hierneben zugefertigt, und von Une Wilhelm 
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»imo actio contra mandantem locum habet, licet mandatarius 
egerit contra fines mandati, sibi soli signiffcatos, in 
mandato vero haud expressos« 


jedesmal nur Inhalt und Faſſung der Bevollmadktigungsurfunde felbft den 
Ausſchlag geben kann; ebenfomwenig laßt fih nad, völkerrechtlichen Grund: 
fägen eine genaue Grenzlinie ziehen, in wie weit der von einem Geſandten, 
Charge d’affaire oder fonftigen Abgeordneten eingegangene Bertrag mit 
fremden Staaten für den abfendenden Zürften bindend wird. Auch bier 
kommt es vor allem auf den Inhalt der offen gelegten Greditive an. Zwar 
bemerkt 
Martens, Pre&cis du droit des gens, $. 48. 
»qu’on ne compte plus sur les traitos, qu’autant qu'ils ont 
&te ratifies«; 
allein er fügt auch, unter Voraufftellung des Grundſatzes: daß dasjenige, 
was ein innerhalb dem Bereich feiner Macht handelnder Mandatar ver: 
bandle, auf deren Grund eine fremde Nation im guten Glauben mit ihm 
negocürt bat, für den ihn autorifirt babenden Staat verbindlid werte, 
binzu: 
mais le motif de cet usage . . indique assez, que si l’une 
de deux parties offre duement sa ratification, l’autre ne 
‚peut refuser la sienne qu'entant que son mandataire 
s’est &carte des bornes de son instruction . . et qu’au moins 
danslaregle, ilne depend pas du libre arbitre d’une 
nation, de refuser sa ratificatıon par de simples 
motifs de convenance «. 
Eben fo weifet auch 
Vattel, im droit des gens. L. II. C. 12. 
mit fat gleihen Worten auf das natürliche Recht im Privatverhälftniffe 
zurück, und bemerkt noch dabei, daß heut zu Tage nur aus befonderer Bor- 
fiht (»pour &viter tout danger et toute difficult&«) die Fürften fi die 
Matification ihrer bevollmächtigten Miniſter vorzubehalten pflegten. 


Könnten daher auch die bier befragten Webereinfünfte als wirkliche 
Staatöverträge angefehen werden, fo würde doch bei der Frage über Die 
Nothwendigkeit einer landesherrlihen- Ratification alles davon abhän⸗ 
gen, ob nicht etwa nur der Deputirte, fondern auch die Regierungen 
feluft (deren Genehmigung nah dem Obigen anzunehmen ift), zufolge 
ihrer Stellung, die Grenzen ihrer Befugniffe überfchritten haben. Und 
dieß läßt fih doch mit einigem Anſchein nicht behaupten. Konnten und 
durften die Fürften ihren Standpunct gegen die verbündeten hoben ‘Mächte, 
"gegen das mit deren Mactvollfommenheit ausgerüftete oberfte Verwaltungs⸗ 
departement und deflen Organ, den Agenten, nicht verkennen; kam es, ale 
nad) der in dem Sotialverbande begründeten gleihmäßigen Eoncurrenz die 
Nothwendigkeit einer Peräguation feſt ftand, lediglich noch auf die Modali⸗ 
taten der feßtern an, und konnte alfo nur in der Regulirung diefes modi 
der Zwed der Eonferenzen und der ganzen Gefhäftsführung der Deputirten 
liegen: fo trifft wohl feinen der Arnftädter Deputirten bei Berabredungen 
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md Beſchlüſſen, die in der That nur auf Adminiſtrationsmaßregeln hinaus 
iefen, die dad Gepräge der Billigkeit an ſich tragen, nur für wenige Tage 
erbindende Kraft hatten, und nach deren Ablauf wieder aufgerufen werden 
onnten, eben deßhalb aber den größten Theil ihrer Bedeutung verloren, der 
Bormwurf einer Vollmachtsüberſchreitung. 


So wenig, wenn es fi um eine einfache Hebereinkunft der Staats 
xhörde mit einer Privatperſon über zu befchaffende Lieferungen obne alle 
tinmiſchung des Generalcommifiärd gehandelt, jemanden eingefallen ſeyn 
surde, den Mangel landesherrlicher Natification zu rügen, fo wenig kann 
karin der zufällige Umitand etwas ändern, daß hier die Lieferungen zum 
Theil durch andere Staaten beforgt find, und gegen dieſe die fich ohnehin 
von ſelbſt verftebende Berpflihtung zur Abrechnung und einer nad verab- 
redeten Preifen zu beichaffenden: Bergutung übernommen ift. 

Hiermit finden daher die gegen obigen zweiten Haupttheil der Arn⸗ 
fadter Beſchlüſſe und Uebereinkünfte opponirten Einreden ihre Erledigung, 
and kommt es jetzt legtlich noch darauf an: 


IV. ob die aus der folhergeftalt verbindlihen Quotifations- 
norm und aus Dem pactirten- ÖeldausgleihungssSyftem 
durh den Agenten von Ricdefel ermittelten Refultate 
das beffagte Gouvernement als rihtig und bindend 
gegen fi gelten laſſen muß? 

In fo weit beflagter Theil Die Berechnungen und Tableaur des Agenten, 
witteld deren er die Geldausgleichungen bewerkftelligt und jedem Rayonftaat 
fra debet und credit zugewielen, aus Gründen anficht, die in der Beftrei- 
ang des ganzen Bertragsverhältnifles überhaupt liegen, finden folche in den 
Düberigen Grörterungen ihre Erledigung. Allein es wird noch ferner be: 
kurtet, daß auch der oben bemerkte letzte Theil des Geſchäfts weder in der 
entiihen Wirkfamfeit des Agenten an ſich gelegen habe, nody ihm dazu ein 
Lıftrag ertheilt ſey. Es lag nun allerdings nicht im urfprünglichen Plan 
ter Interefienten, daß die in Kolge des GeldveräguationsSpftems 
vlafenden Vergütungen erft am Schlufle des ganzen Geſchäfts feftgeftellt 
zerten follten, dielmehr war, wie vorgefommen, zuerft eine allmonatliche 
Trehnung und Ausgleihung verabredet. Es follten — hieß e8 — am Ende 
ited Monats über die zur Ausgleihung geeigneten Leitungen die Rech⸗ 
nungen gefchloflen, und vor Ablauf der erften Hälfte des folgenden an den 
wenten eingeſchickt, die nach diefem Termin eingefandten Reihnungen follten 
hi ten nahıften Monat zurückgelegt, und die über einen noch weitern Ters 
Mm ausbleidenden gar nicht berüdfichtigt werden. »Auf dieſe von der 
diefem Gefhäft beauftragten Behörde und außerdem von 
dem Depntirten des betreffenden Landes gehörig beglau: 
bitten Rechnungen folle fodann der Agent die Repartition 
MM Ausgfeihung dewirfen, und das, was hiernady ein 
and an das andere hinauszuzahlen, fey vor dem Ablauf des 
‚fölgenden Monats ohne Reſt abdzuführen. " 

Daß dieſes mit genau zur Ausführung gekommen if, und ſtatt deffen 
af den Grund der vertragsmäßigen Liquidationen während der’ Dauer des 
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Rayenverbandes nur zwei Abrechnungen aufgeſtellt find, von denen die erſte 
in legtere als Schlußrechnung einverleibt worden, weldye dann die fibellir- 
ten Beträge ergeben ‚ geht aus .nicht beftrittenen Actenſtücken hervor. 
Woran aber die jener urfprüngliden Berabredung zumiderlaufende Zöge⸗ 
rung einer reellen Ausdgleichung gelegen, conftirt nicht, und kann 
dahin geftellt bleiben. Soviel ift gewiß, daß eine ſolche Berzögerung in 
der einmal getroffenen Webereinfunft überhaupt und in der dem Agenten 
bis zum Schlußverfahren übertragenen Ausgleihungsbefugnig nichts alteri⸗ 
ren kounte. Aber auch ohne Werthlegung auf dieß Vertragsverhältniß if 
nicht abzufehen, wie gerade darin, 
daß die befragte definitive Ausgleihung und Ueberweifung durch den 
Agenten geicheben ift, 


ein Grund zur Anfechtung der endlichen Mefultate des Geſchäfts gefunden 
werden Tolle. Lagen nämlidy die Repartitiondnormen vor, und war eben 
fo durch die Liquidation von Monat zu Monat audder Betrag der aller 
feitigen Leiftungen ebenfalld conftatirt, fo blieb nach angeftellter Monitur 
der Rechnungen die Aufgabe, aus jenen zwei gegebenen Größen die dritte 
unbefannte aufzufinden, mit andern Worten : die Feltftellung des von jedem 
Snterefienten nah Maßgabe feiner Leiftungen zu Zahlenden oder als Ber: 
gutung zu Empfangenden eine rein arithmetifche Aufgabe, bei deren Löfung 
e6 ziemlich gleichgültig war, ob fie von dem Agenten oder irgend einem 
Dritten ausging. « | 
Inzwifhen bat man beflagter Seite die letztgedachte Vorausſetzung: 
dag die Leiftungen jedes einzelnen Rayonſtaates dem Auffteller der 
Tableaur gehörig -conftatirt vorgelegen, 
ebenfalls nicht zugeben wollen. 

Wenn zu diefem Ende abermals verfucht ift, in objectiver Hinſicht 
dasjenige, was zur Außgleichung geeignet, auf einige nambafte Arten von 
Leiftungen zu beichränten, fo bedarf es zu deflen Widerlegung nur eines 
Blicks auf den Inhalt des Vertrags vom 2. April 1814, wo es beißt: 

vnach diefem Maßſtabe follen zwiihen den fammtlihen Difrict# 
fanden die von demfelben feit dem 1. März d. 3. befcheinigten 
Kriegspraftationen an PBerpflegungund Borfpann, oder 
alle, was zum Unterhalt des Militärs der höchſten 
verbündeten Mächte und der mit ibnen alliirten Zur 
fen und zu deſſen Fortkommen nöthig ift, auch im Wege 
der Ordnung gefordert und geleiftet wird, wechfelieitig 
ausgeglihen und vergütet werben. « | 

Außer daß eine foldhe allgemeine Faſſung ſchon an ſich Feine weitere 
Beihranfung zuläßt, ergiebt fih noch aus den Verhandlungen vom 17. 
Mär; (?) und 13. September 1814 (Anl.31. 50. und 54. der Weim. Debd.), 
daß die Nachweiſungen über die Laften wirflih durchgegangen, geprüft und 
monirt find. 


Der fernere inend wider die Liquidität der aufgeſtellten Rech 
nungen, 
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daß es denfelben an den erforderlichen Belegen gefehlt, 

findet ihre Widerlegung 
1) in der Berhandlung vom 13. September 1814 (Beil. 58. der Beim. 

Ded.) und in der dort von den Deputirten einftimmig abgegebenen Er⸗ 
Mlörung: 

wie fie auf den Grund der früberen Berbandlungen 

und im vollen Bertrauen auf die Rechtlichkeit der Iiquidirenden 

v Behoͤrden von der fpeciellen Nachweiſung um fo mehr abgehen zu 

„müflen glaubten, als die meiften Behörden ihre Quittungen nach 

»Sranffurt eingefandt hätten, und deren Vorlegung daher nicht 

»möglich fey. 

Der gegen die hierauf geftügte Anwendung des Rechtsaxioms: vad 

semel renunciata non datur regressus« gemachte Einwurf: 

daß der Eoburgifche Deputirte unter Beitritt des Hildburghauſiſchen 

in einem Schreiben an den Agenten vom 12. September 1814 

(Anl. 51. der Weim. Ded.) erflärt, wie alles, was bei den jetzigen 

Eonferenzen vorfommen und verabredet werden möchte, von ibm 

nur ad referendum angenommen und nicht eher für die Herzoglich- 

Sahfen-Eoburgifhen Lande für gültig und verbindlich erachtet wer 

den Pönne, ald ed die Genehmigung feines gnädigen Herrn erhal: 

ten habe, | 
»urde nur dann einigen vechtlihen Bemerk verdienen, wenn in der obigen 
Erffärung eine volltändige Verzichtleiftung auf alle Rechnungsjuftification 
befunden werden könnte. Wenn man aber berudfichtigt, daß ein Reviflons- 
verfahren wirklich bereitö flatt gefunden hatte, und wenn man vor allen 
Dingen den Inhalt der Eonferenzverhandlung vom 2. April 1814 erwägt, wel: 
der nach der obigen Ausführung allerdings verbindende Kraft hatte, worauf 
de obige Erflärung vom 12. September 1814 nicht rückwirkend angewandt 
werven Tann, und Inhalts deren die reelle Ausgleihung ſchon längft hätte 
erfolgt feyn müfen, dem Agenten aber (sub num. 4.) die Bewirkung der 
Repartition und Ausgleichung mit dem Zuſatze: Daß das, was hier nach 
en Land an das andere hinauszuzahlen, fchon vor dem Ablauf des folgen- 
den ohne Reſt abzuführen fey, ausdrudlich übertragen worden ift; fo ver: 
fiert ſchon dadurdy der obige Einwurf den größten Theil feines Gewichtes, 
und zeigt ſich, daß die Deputirten in jener ihrer Schlußerflärung vom 
13. September 1814 in der That dadurch, daß fie von einer nachmal i⸗ 
gen fpeciellen Nachweiſe (von der wechſelſeitigen Borlegung ber Belege der 
&ingereichten monatlihen Zufammenftellungen abftrahirten) ihren Regierun- 
gen nichtö vergeben haben, was nicht fihon in früheren bündigen Bertrags: 
verhältniffen gelegen hätte, in welhem Sinne fie denn auch ſelbſt bemerf- 
im, wie fie von jener Anforderung auf den Grund der früheren 
Terbandlungen abfirabirten. 


Diefem tritt aber noch 
9) die für die Nichtigkeit der von dem Agenten aufgeftellten Berechnung 
‚ mdderen Uebereinſtimmung mit den Quittungen eintretende dringende Yräs 
ı fumtion hinzu, weiche nicht fowohl aus der von den Deputirten ſelbſt am 
21* 
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Schluſſe anerfannten Dexterität deſſelben, ſondern beſonders daraus zu 
entnehmen iſt, daB der Agent actenmäßig dieſe Berechnung an den oderſten 
Derwaltungsratb überfandt hat, und daß bei der dort unftreitig wohl ge 
fhehenen Prüfung und Bergleihung eine aufgefundene Mißſtimmung ge 
wiß gerügt feyn würde, welches gleichwohl fo wenig gefchehen ift, daß der 
Minifter von Stein noch in einem am 10. Mär; 1815 an den Herm 
Sürften von Schwarzburg⸗Sondershauſen erlaflenen Schreiben (Anl. 85. der 
Beim. Ded.) dem Agenten das Zeugniß ertheilt: daß wider deſſen rechtlihes 
Berfahren in der ganzen Berwaltung des Gefchäftd nicht der mindefe Zwei. 
fel rege gemacht werde, mit der fihließlichen Bitte: der von Riedeſelſchen 
Repartition gemäß, allen fernern Anftand zu befeitigen. 


Wenn man aber auch 

3) in die obige Erflärung vom 12. September 1814 fo viel Gewidt 
legen könnte, um die vom 13. ejusd. von einer fpäatern Genehmigung ab 
hängig zu machen, fo fehlt e8 auch nicht an Argumenten, um eine jolde 
ftillfchweigende Ratification die ſes Punktes, der mit dem von dem 
Agenten ausgegangenen Repartitionsſyſtem an ſich nichts zu thun batte, am 
junebmen. Denn bätten die Furften die Berechnung der definitiven Aut 
gleihung unter ſich felbft und ohne Berückſichtigung des von Niedefelihen 
Tableaus beabfichtigt, fo würden fie doch wenigſtens von den an die obere 
Vermwaltungsbehörde nach Frankfurt gefandten Belegen beglaubte Abicriften 
zurückbehalten, oder für deren Wiederberbeildaffung geforgt haben. 


Allein gerade diefer Umſtand der Ginfendung nach Frankfurt ik all 
Grund, weßbalb fie nicht vorgelegt werden fönnen, bezeichnet. Die Schu 
diefer Unterlaſſung lag aber doch an den Megierungen ſelbſt, die fih em 
dadurch außer Stand febten, die definitive Ausgleihung unter fich ſelbſt zu 
machen, und das einzige Mittel einer richtigern Auseinanderſetzung, ald der 
von dem Agenten ausgegangenen, aus den Händen gegeben hatten. 309° 
fhweigen, daß zwar feine ausdrüdlidhe Genehmigung jener Erflärum, 
aber doch auch zur Zeit, in der noch res integra war, fein Widerruf un) 
keine Mißbilligung derfelben erfolgt ift. 


In Rüdfiht der fchließlih noch aufgeftellten Behauptung, dab der 
Agent einfeitig und willkührlich bei Fertigung der Tableaur das Guthaben 
einzelner: Rayonlande durdy Anweifung auf die übrigen, welche zu wen 
geleiitet, gedeckt habe, in welcher Procedur ebenmäßig eine Ueberſchreitung 
der Grenzen feiner amtlihen Wirffamfeit gefunden it, Bann zugegeben 
werden, daß ein Abſchluß, welcher jedem Gläubiger unter Bezahlung des 
Quanti feinen eigenen Schuldner anweiſet, nicht in einem ausdrüclichen 
und befondern Auftrage gelegen haben mag; auch laſſen fi individuelle 
Intereſſen denken, die ein herauszahlungspflichtiger Staat haben mag fig 
gerade auf einen namhaften Staat verwiefen oder nicht verwieſen zu ſeben. 
Allein ein folher Cinwurf, welcher fi nur im Wunde des Gläubiger 
rechtfertigen ließe, ſteht dem Schuldner rechtlich nicht zu. Haͤtte man ſich 
bei Aufſtellung der Tableaux bloß auf Auswerfung der zu zahlenden um 
iu empfangenden Summen im Allgemeinen beſchraͤnkt, fo würde die 3a 
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lumgspflichtigkeit der Debenten nicht minder feſtgeſtanden haben, und nach 
der bier ganz richtig angewandten Regel, daß jeder Gläubiger feine Forde⸗ 
rung einem Andern obne Widerfpruch des debitoris cessi übertragen kann, 
lediglich Sache der Gläubiger geweſen ſeyn, unter fit auszumachen, 
son welchem Debenten ſich jeder fein Eredit bis zum betreffenden Belrage 
deden laflen wolle. 


Da ſonach auch diefe vierte Hauptftreitfrage nur zu Gunſten des kla⸗ 
genden Departements beantwortet werden kann, fo ſtellt ſich als endliches 
und Hauptrefultat des Obigen dar: 


daß den beflagtiihen Gouvernements obliegt, die aus 
dem Thüringer Rayonverbande, und aus den zwiſchen 
den Deputirten der dazu gehörigen Staaten in den 
1814 zu Arnftadt gehaltenen Eonferenzen über die 
Ausgleihung und resp. Vergütung der dermaligen 
Kriegslaften getroffenen VUebereintunfte hervor 
gegangenen Ergebniffe, fo wie ſolche von dem Agen— 
ten des oberfien Berwaltungsdepartements Frei. 
berrnoon Riedefelermittelt und in dem Tableau 
vom 5. Dctober 1813 (?) feſtgeſtellt worden find, 
als rehtsverbindlih gegen fih gelten zu laffen, 
woraus, ohne Daß es auf eine fernere Prüfung der eventuellen aus einer 
Verfion oder negotiorum gestio entnommenen Stlaggrünte ankommt, in 
der Hauptſache ihre Verurtheilung in die aus jenen bervorgehenden 
Summen von felbft folgt. 


Bas dagegen die Zinfen betrifft. fo werden folhe vom Ende Sep 
tember 1814 bis zur Zahlung ad fünf Procent gefordert, welche Forderung 
in der Replik 


a) aus dem Geſetze, und zwar nach den verſchiedenen Verhältniſſen 

des Klägers ald Socius, Mandatar und negotiorum gestor, 

b) aus der lex contractus (wegen der jugeficherten monatlidhen 

Derauszablung) und 
c) aus den gefchebenen Zahlungsaufforderungen, infonderheit der vom 
19. October 1814 
# deducireh gefucht if. In diefer Rückſicht geht aber Blagender Theil in 
kiner Yrätenfion zu weit. 

Bon einer eigentlihen mora ex re — einer folchen, welche obne hinzu: 
etende Interpellation des Gläubigerd eo ipso eintritt — ift hier eine Rede. 
In Socialverhältniſſe und bei der negotiorum gestio fommt biefelbe nur 
in dem ganz fingulären Kalle vor, wenn der Socius das gemeinichaftliche, 
Ser der negotiorum gestor dad aus dem gerirten Geſchäfte erhobene 
Geld wifbräuchlich zu eignem Nusen verwandt hat; 

L ı..& 1. L 37. D.de usur. — L. 38. D. de neg. gest. 

L 10, $. 3. D. mand. 
wogegen ed ſich in casu obvio um eine Korderung handelte, deren Eriftenz 
md Umfang fih erſt am Schluſſe des ganzen Geſchaͤfts überfeben lieh. 
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Ebenſowenig iſt auch eine Berufung auf Legem contractus zuläffig; | 
denn vor der ukfprünglichen Uebereinkunft, daß nach monatlihen Abrech⸗ 


nungen gezahlt werden folle, ift man in der Folge abgewichen, umd 
auch die in der Konferenz vom 18. September 1814 in Antrag gebrachten 
Zahlungstermine konnen nicht berückfichtigt werden, weil es auch Dabei au 
einer wirflihen Uebereinkunft feblt. 


Es fragt fih fonac bloß um eine durch wirkliche Interpellation berbei- 





geführte mora ex persona. „Hier genügt nach der richtigern Theorie zwar 


eine außergerichtliche 
0 L. 3, pr. L. 32. pr. et $. ı. D. de usuris, 
allein auch diefe ift durch das Schreiben der Landespolizei-Dirertion zu Ei⸗ 
ſenach vom 19. October 1814 nicht genügend erfolgt. Denn entfpräche diefe 
Aufforderung auch nach 
L. 20. $. ı1. D. de pet. h. 


allen fonftigen Erforderniffen einer legalen Interpellation, fo würde doch ihr 


Inhalt, der fi offenbar nur auf die Propofitionen vom 18. September bes 
zieht, und wonach, unter Anforderung des Einhaltens des erften Zahlungs: 
termine, über die Anerkennung des zweiten Diviford noch eine Erklärung 


verlangt wird, nicht für eine foldhe Snterpellation gelten fönnen, Die den 


Anfang des Lauf der Verzugszinſen begründete. Diefe ift vielmehr erft in 


dem bei der hoben Deutfchen Bundesverfammlung unterm 12. December 
1814. (2) formirten Antrage des Großherzoglich - Sächfifihen Staatsminifterü 


zu befinden, weßhalb denn der Zeitpunct, von dem an der Eintritt der mora 
und deren rechtliche Kolgen anzunehmen, auf das datum hinausgefegt wer: 


den mußte, an dem, laut commiflarifhen Berichts vom 6. Zuli 1820, obige 


Aufforderung zur Kenntniß der beflagtiichen Regierung gebracht ift. 


Die Koften hingegen, worauf diefe geringe Modification des Klage 
antrags Beinen Einfluß haben fonnte, mußten dem Beklagten als fuccum: 
birenden Theile, in Gemäßheit der Borfchrift der 

D. 9. Serihtsordn. Th. I. Tit. 13. $. 2. 
zur Laſt gelegt, und fonach überall, wie gefchehen, erfannt werden.« 


(L.S.) (unterz-) 2. ©. Seulmiz. 
Itrampe. 
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C. Erkenntnifße, 





In der Austrägalfache Anwalts des Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach, Klaͤgers, wider den Anwalt des Herzogthums 
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Sachſen⸗ Coburg» Saalfeld und des Herzogthums Sachſen⸗Hild⸗ 
burghauſen, ex post des Herzogthums Sachfen- Coburg s Saalfeld 
allen, modo des Herzogthums Sachfen s Eoburg- Gotha und des 
Herzogthums Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen, Beflagten, wegen 
Forderung aus dem Thüringer Rayonverbande, in specie an 
dad vormalige Herzogthum SachfensCoburgs Saalfeld, wirb bie 
von dem Anwalte ded Großherzogthums Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach 
am 1. März d. J. eingereichte Erklärung dem Bellagten abfchrifts 
ih communicirt, und von Uns Wilhelm dem Vierten ıc. ꝛc. 
Könige ıc. 2c. im Namen und in Auftrag ber hohen Deutfchen Bun⸗ 
desverſammlung damit zum Beſcheide ertheilt: 


Wenn gleidy die von Seiten der Bellagten in der Exekutions⸗ 
inſtanz vorgefchüßte Einrede der in dem Austrägalerfenntniffe vom 
15. Rovember 1832 ermangelnden Augfcheidbung der von einer 
jeden der beiben beflagten Bunbeöregierungen zu ber gegen fie 
ausgeffagten Forderung beizutragenden Rate, in fo fern durch 
ſolche Einrede dem gedachten Austrägalerfenntniffe der Borwurf 
der Unvollftändigfeit hat gemacht werden wollen, um deßwillen 
ald unbegründet fich barftellt, weil die Frage über die Vertheilung 
der in Rede ftehenden Forderung unter die Beflagte im Laufe biefes 
Austrägalprocefled von feinem Theile zur Conteftation gebradht 
und von feinem Theile eine Enticheidung darüber gefordert wors 
den; nachdemmalen jeboch, unbeftrittenen flaatörechtlichen Grund» 
fügen zufolge, bei Kändertheilungen die Schulden eines getheilten 
Staats, in fo fern unter den paciscirenden Theilen nichts anders 
verabredet worden, nach Berhältniß der den einzelnen Acquirenten 
fallenden Rändertheile zu repartiren find, auch das Beftehen einer 
Eorrealverpflichtung unter den beflagten beiden Bundesregierungen 
rüffichtlich der von diefen in Gemäßheit des Austrägalerfenntniffes 
vom 15. November 1832 zu leiftenden Zahlung Elägerifcher Seite 
nirgends behauptet ift, und die Vollftredung eines gegen mehrere 
nicht folidarifch verpflichtete Beklagte ergangenen Urtheild eine. 
genaue Beftimmung des Eoncurrenzverhältniffes und der den ein- 
jenen Zahlungepflichtigen zur Laſt fallenden Raten allemal zum 
voraus fegt: fo wird die gedachte Einrede damit für begründet. 
lannt, und wie demnach der Vollſtreckung der Exelution wider 
Ve Vellagte vorerſt Anftand zu geben ift, als bleibt es dem Mas 
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genden Theile uͤberlaſſen, behuf Ermittelung der von ben Beklagten 
beizutreibenden Raten die weitern erforderlichen Schritte zu thum. 
Gelle den 23. April 1834. | 
Ad mandatum etc. 
Zur Beglaubigung der Abfchrift, 
(L. S) J. 6. Blauel, Protonotarius. 


D. Erkenntni ſo. 





In Austrägalfachen Anwalts bed Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach, Klaͤgers, wider den Anwalt des Herzogthums 
Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld und des Herzogthums Sachſen⸗Hild⸗ 
burghauſen, ex post des Herzogthums Sachſen⸗Hildburghauſen 
allein, modo des Herzogthums Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen 
und des Herzogthums Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, und zwar des letztern 
wegen der Aemter Königsberg und Sonnenfeld, Beklagten, 
wegen Forderungen aus dem Thüringer Rayonverbande, in specie 
an das vormalige Herzogthum Hildburghauſen, wird die von dem 
Hägerifchen Anwalt am 27. Februar d. J. übergebene Erklärung 
dem Beklagten abichriftlic, zur Nachricht mitgetheilt, und von Uns 
Wilhelm dem Bierten ꝛc. ꝛc. Könige ıc. ıc. im Namen und in 
Auftrag der hohen Deutfchen Bundesverfammlung damit zum 
Beſcheide ertheilt. 

Menn gleich die von Seiten ber Beflagten in ber Exekutions⸗ 
inftanz vorgefchügte Einrede der in dem Austrägalerfenntniffe vom 
15. November 1832 ermangelnden Außfcheidung der von einer jeden 
der beiden beflagten Bundeöregierungen zu der gegen fie ausgeflagten 
Forderung beizutragenden Rate, in fo fern durch folche Einrede 
dem gedachten Austrägalerfenntniffe der Vorwurf der Unvollfläns 
digfeit hat gemacht werden wollen, um deßwillen ald unbegründet 
ſich darftellt,, weil die Frage über die Vertheilung der in Rebe 
ftehenden Korderung unter Die Bellagte im Laufe dieſes Austrägal 
proceffes von feinem Theile zur Gonteftation gebracht und von 
feinem Theile eine Entfcheibung darüber gefordert worden; nachdem⸗ 
malen jeboch, unbeftrittenen ftaatsrechtlichen Grundfäßen zufolge, bei 
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Landertheilungen der Schulden eines getheilten Staats, in fo fern 
unter den paciscirenden Theilen nichts anders verabredet worden, 
nach Berhältniß der den einzelnen Acquirenten zufallenden Sanders 
theile zu repartiren find, auch das Beftehen einer Correalverpflich⸗ 
tung unter den beflagten beiden Bundesregierungen rüdfichtlich der 
von diefen in Gemäßheit des Austrägaferkenntniffee vom 15. No⸗ 
vember 1832 zu leiftenden Zahlung Plägerifcher Seits nirgends 
behauptet ift, und die Vollftredung eined gegen mehrere nicht 
folidarifch verpflichtete Beklagte ergangenen Urtheild eine genaue 
Beſtimmung des Goncurrenzverhälmiffes und der den einzelnen 
Zahlungspflichtigen zur Laſt fallenden Raten allemal zum voraus 
feßt: fo wird bie gedachte Einrebe damit für begründet erfannt, 
und wie demnach der Bollftredung der Erefution wider die Bellagte 
vorerft Anftand zu geben ift, als bleibt es dem klagenden ‘Theile 
überlaffen, behuf Ermittelung ber von den Beklagten beizutreibens 
den Raten die weiteren erforberlichen Schritte zu than. 
Celle den 23. April 1834. 
Ad mandatum etc. 
Zur Beglaubigung der Abfchrift, 
(L.S.) % C. Blauel, Brotonotarius. 


E. 
Das vorfichendem Berichte beigefügte Erfenntniß lautet 
folgendermaßen: 

„In Ansträgalfachen des Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach, Klägers, wider das Herzogthum Sachſen⸗ 
Coburg⸗Saalfeld und bad Herzogthum Sachſen⸗Hildburghauſen, 
ex post das Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld allein, 
modo das Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und das Her⸗ 
zogthum Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen, Beklagte, wegen 
Forderungen aus dem Thüringer Rayonverbande, in specie 
an das vormalige Herzogthum Sacfen-Eoburg-Saalfeld, 
werben erfterem die von legtern unterm 19. Januar, 1. April 
und 8. Mai d. J. überreichten Schriften: Friftgefuch, anders 
weite Friftbitte und Erklärung rubricirt, ingleichen letztern 
dad von erfterm am 17. Februar d. 3. eingebradhte Geſuch 
abfchriftlich hierneben zugefertigt, und von Uns Wilhelm 
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dem Vierten ꝛc. zc. Könige ꝛc. ꝛc. im Namen und im Auf- 
trage der hohen Deutfchen Bundesverfammlung zum Beſcheide 
ertheilt. 


Demnad; bie Beklagten in ihrer am 8. Maid. J. über: 
reichten Erklärung angezeigt, wie in dem Staatsvertrage 
über die Gotha -Altenburgifche Succeflionsangelegenheit vom 
12. Rovember 1826 eine Vereinbarung unter ihnen in Betreff 
der auf dem ehemaligen Herzogthum Sacjfen-Eoburg-Saals 
feld ruhenden Staatöfchulden, und zwar dahin getroffen wor: 
den, daß zu fothanen Schulden beizutragen haben: 

1,274,378 ZA. 

1) das Herzogthum Soburg-Gotha . . . » » -2,304,63093%. 63093". 
BER 1,030,25125°. 
D das Herzogthum Meiningen-Hildburghaufen 2,304,630>5°. 
Daneben auch Bellagte in gedachter Eingabe felbft erklärt, 
daß, falle es in ber Hlägerifcher GSeitd beantragten Maße 
zur Vollſtreckung ded Austrägalerkenntniffes vom 15. November 
1832 kommen follte, bei Nepartition der in Frage ftehenden 
Forderung des klagenden Großherzogthums Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eiſenach kein anderer als der vorbemerkte Vertheilungsmaßſtab 
zum Grunde zu legen ſey; nun aber die allhier von den 
Beklagten gegen die Vollſtreckung des beregten Erkenntniſſes 
vorgebrachte Einrede des von der Großherzoglich⸗Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenachſchen Regierung nicht erfolgten Vollzugs des 
Protokolls der Arnftädter Conferenz vom 2. April 1814, 
$. 7. überall nicht weiter zur Berüdfichtigung kommen kann, 
maßen diefe Einrede von ber hohen Deutfchen Bundesver⸗ 
fammlung in ber 42. Sikung vom 3. October 1833, als 
zuläffig bereitö verworfen worden, und ohnehin eine Ent: 
fcheidung über andere Eimreden, als die in dem Beichlufle 
der hohen Bundeöperfammlung vom 3. October 1833, sub 
num, 2. bezeichnete Einrebe ber nicht erfolgten Ausſcheidung 
der Raten, über die Grenzen bed Unferm Oberappellationd- 
gerichte ertheilten Austrägalauftrags hinausgehen würde; fo 
wird die ebengedbachte Einrede damit für erledigt angenommen 
und ber Eingangs erwähnte Bertheilungsmaßftab als ders 
jenige hiermit beitimmt und feftgeftellt, nach welchem die ben 
Bellagten in Gemäßheit des Austraͤgalerkenntniſſes vom 15. 
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November 1832 obliegende Zahlung an dad klagende Groß⸗ 
herzogthum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach zu leiften und fothanes 
Erkenntniß in Vollzug zu ſetzen iſt. 

Die durdy das, die eben ‚bemerkte Einrede betreffende 
Austrägalverfahren erwachſenen Koften werben jedoch gegen 
einander verglichen und aufgehoben. 


@elle den 10. Juli 1835. 


Ad mandatum etc. 
Zur Beglaubigung der Abfchrift, 
(L.S.) J. & Blauel, Protonotarius. 


F. 
Die dem vorſtehenden Berichte beigefügte Entſcheidung iſt 
nachſtehenden Inhalts: 

„In Austrägalfachen des Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach, Klaͤgers, wider das Herzogthum Sachſen⸗ 
Coburg⸗Saalfeld und Ms Herzogthum Sachſen⸗Hildburghauſen, 
ex post dad Herzogthim Sachſen⸗Hildburghauſen allein, modo 
dad Herzogthum Sachen MeiningensHildburghaufen und das 
Herzogthum Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Beklagte, wegen Forde⸗ 
rung aus dem Thüringer Rayonverbande, im specie an das 
vormalige Herzogthum Hildburghaufen, wirb letzteren der 
von erfterem am 21. v. M. eingebrachte Antrag abfchriftlich 
jugefertigt, und von Uns Wilhelm dem Vierten ıc. Könige ıc. 
im Ramen ımd in Auftrag der hohen Deutſchen Bundesver⸗ 
fammlung zum Befcheide ertheilt: 

Demmach die beflagten Regierungen bie ihnen in dem 
Beicheide vom 29. Kebruar d. J. vorbehaltene Erklärung 
binnen der ihnen dazu präfigirten Präjudicalfrift nicht eins 
gebracht haben; fo werben diefelben, unter Berurtheilung in 
die veranlaßten neuen Eontumacialfoften und unter Berwers 
fung ihres verfpäteten, ohnehin durch Anführung und Befcheis 
nigung erheblicher Impebimente nicht motivirten Friſtgeſuchs, 
angebrohtermaßen mit der ihnen reſervirten Erklärung damit 
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praͤcludirt; und wird das in dem gedachten Beſcheide ent⸗ 
haltene Contumacialerkenntniß nunmehr hierdurch purificirt. 

Zugleich bleibt beiden Theilen ohnverhalten, daß die, die 
vorliegende Angelegenheit betreffende Bundestagsverhandlun⸗ 
gen, unter Beiſchluß der darauf Bezug habenden, hier ver⸗ 
handelten Austraͤgalacten, mit einer beglaubten Ausfertigung 
dieſes Beſcheides, unterm heutigen Dato an die hohe Deutſche 
Bundesverſammlung remittirt ſind. 

Celle den 20. Mai 1836. 

Ad mandatum etc. 
in fidem copiae 
$ ©. Blauel, Protonotarius. 
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Gesuch der verwittweten Freitrau von Herding, geb. Gräfin 
$1. Martin, zu Mlannheim, die Geimzahlung einer Schuld an 
Capital und Iinsen an die über das Eigenthum derselben strri- 
tenden Regierungen von Bapern und Baden, gegen Ausantwertung 
der @riginalschuldurkunde und Befreiung der Gppothek betreffend, 


Sm Jahre 1828, Sess. XL $. 75. ©. 196. ıc. erftattete ss. 
der Grßhzgl. und Hzgl. Sächfiihe Gefandte, im Namen 
der Eingaben⸗Commiſſion, Vortrag (Ziff. 36. und 37. des Eingas 
ben-Berzeichniffes) über diefed Geſuch, beffen wefentlicher Inhalt 
folgender ift: 

„Laut Schuldurfmde d. d. Meb und Bruchfal, 30. Novem⸗ 
ber und 14. December 1787, habe Johann Nikolaus Stephan, 
freiherr von Bock, Lieutenant desMarechaux de France (9), von 
dem damaligen Kürftbifchof Limburg⸗ Stirum zu Speyer, ober der 
dafigen Fürftbifchöflichen Kammerkaſſe — Divergenz der Angas 
ben — ein Capital von 50,000 fl. verzinslich, auch unter gewiſ⸗ 
im Bedingungen wegen ber Rüdzahlungen, ingleichen genereller 
Terpfandung feined gefammten Vermögens, fo wie fpecieller ges 
wiſer Grimdbefigungen zu Frieſenheim, Mutderftadt und Ladens 
burg geliehen, von welchen die beiden Erftern in Rheinbayern, Die 
keztern im Grßhzgth. Baden gelegen feyen: Beim Verkaufe 
imer beiden erfteren Liegenfchaften an den verftorbenen Kurpfäls 
ifhen Geheimenrath St. Martin, Bater der Frau Reclamantin, 
für 90,000 fl. habe diefer zugleich die Vertretung jener 50,000 fl. 
wit übernommen, weldye von dem Fürftbifchof zu Speyer fnäter 
den milden Stiftungen zu Bruchſal übereignet worden; Baden 
befinde fich mit dem Reichsdeputationshauptſchluſſe vom 25. Febr. 
1803, 55. im Beſitz von Bruchfal, und indem der Originalſchuld⸗ 
und Pfanbverfchreibung; aus ebendafelbit näher bezeichneten Grün⸗ 
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den werben ſowohl in Bayern, als in Baden, die 50,000 fl. nebſt 
rücfländigen Zinfen von ber Freifrau v. Herding, einzigen Toch⸗ 
ter und Erbin ihres verftorbenen Vaters, resp. außergerichtlicd, 
und gerichtlich in Anfpruch genommen, und in dieſer Berlegenheit 
habe ſich die Frau v. Herding an bie hohe B. V. gewendet umd 
folgende Gefuche angebracht: 

„1) Die Eompetenz in der Sache zum Schuge gegen die ge 
theilte Privatgemalt und bemgemäß den Einhalt eines jeden weis 
tern privatrechtlicyen Schrittd gegen fie zu erfennen ; 

2) Die Depofition des Capitals ſammt Zinfen ald genügend 
außzufprechen, und fie von jeber weitern Verpflichtung frei zu er: 
Mären, dagegen das hinterlegte Capital mit Zinfen andere nicht, 
ald gegen Aushändigung der Originalhypothek ausfolgen zu 
laſſen; 

3) Die beiden hohen Regierungen, oder die Krone Bayern 
und das Grßhzgth. Baden zu veranlaflen, entweber ihren 
Zwiefpalt in gefeßlicher Art zu vermitteln, oder deſſen richterliche 
Entfcheidung burch ein wohlgeorbnetede Austrägalgericht zu 
erwirken.« 

Nachdem der Referent hierüber ebendafelbit feine Meinung 
ausgefprochen, welche hauptfächlic, dahin geht: der Anwendung des 
Artifeld XXX. ftatt zu geben, da der Fall dieſes Artikels nidyt bloß 
analogifch, fondern buchftäblich vorliege, aber daß zunächft bie 
Erklärungen der Gefandten von Bayern und Baden zu er 
bitten feyen, giebt Bayern in derfelben Sitzung S. 199. eine Er- 
klaͤrung deßfalls ab, welche Baden durch eine Gegenerflärung 
Sess. XXI. $. 139. ©. 403, ıc, erwibert. 

Bei dem hierauf vom Präfidium gemachten Vorfchlage, eine 
Eommiffion von drei Mitgliedern zu erwählen zur gütlichen 
Ausgleichung dieſes Streitö, bemerkt nur der Könige. Würs 
tembergifche Gefandte: dba die beiden betreffenden Staaten 
damit einverftanden wären, daß hier das durch den Art. XXX. 
der W. Schl. Alte vorgefchriebene Verfahren zur Anwendung 
fomme, fo trete man zwar für dießmal bei, fehe fich jedoch 
veranlaßt, nach der gegenwärtig beftehenden Gefetgebung, gegen 
eine hierand abzuleitende allgemeine Anwendbarkeit jenes Ber; 
fahrens in Fällen, wie ber gegenwärtige, fich zu verwahren, 
ohne diefe Anficht hier näher erörtern zu wollen. 
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Der hierauf ©. 406. gefaßte Beichluß lauter: 1028. 


„1) Daß die aus den Gefandten von K. Sachen, Grßhzgth. 
Heffen und Holftein und Lauenburg gewählte Commiſ⸗ 
fion erfucht werde, diefe Streitfache zu vermitteln. 


„2) Falle aber der Vermittelungs⸗Verſuch keinen Erfolg has 
ben und die betheiligten Regierungen fich nicht über ein 
Compromiß vereinigen follten, dad Austrägalverfahren 
einzuleiten. 

„3) Dem Bevollmächtigten der Frau Reclamantin hiervon 
Nachricht zu geben.“ 


Den Bortrag der Vermittelungs⸗Commiſſion erftattete im Jahre 
1829, Sess. XXI. $. 136. ©. 872. ıc. ber Königl. Sächfifche ses, 
Gefandte, und aus demfelben ift erfichtlich, daß auf Borfchlag ber 
Vermittelungs⸗Commiſſion zur Liberirung der Freifrau v. Herding 
von der obhabenden Schuldverbinblichkeit, biefelbe unterm 26. San. 
l. 3. Capital fammt den betreffenden Zinfen, zufammen 102,305 fl. 
4 fr. richtig ausgezahlt habe, (ſ. Prot.577.) und diefe Summe, 
wofür halb Bayerifche und zur Hälfte Badifche Staatöpapiere 
durch das Banquierhaus Gontard angefauft worden, uns 
tr bunbestägiger Aufficht bei der Depofitalbehörbe der freien 
Stadt Frankfurt mit Einftimmung der betreffenden Regierungen 
deponirt worden ſey. Auch feyen der Commiſſion die Amortifas 
tions⸗ Urkunden deßfalld von Bayern und Baden unter dem 13. 
Mai, 29. Mai und 17. Juli zugefommen (S. 578. 579.), 
dad Bermittelungsverfahren felbft aber fey, ald mißlungen, für ger 
fhloffen anzufehen. Sonach ward auf Antrag der Commiſſion 
©. 582. — nachdem Bayern und Baden zuvor S. 581. ihre 
Zereinigung, dieſe Streitfache von dem Oberapp. Gerichte in 
Lübeck als AusträgalsIinftanz entfcheiden zu laſſen, angezeigt, 
und dem Gerichte anheimgeftellt hatten, zu beftimmen, wer ale 
Kläger oder Beklagter anzunehmen fey, — folgender Beſchluß 
gefaßt: . 


„1) Nachdem die wegen Erledigung ber ftrittigen Anfprüche 
von Bayern und Baden an eine Gapitalfchuld der Freifrau von Her⸗ 
ding verſuchte Vermittelung erfolglos geblieben, und nach Bor: 
Ihrift des Artikels XXI. der W. Schl. A. das austraͤgalgericht⸗ 
liche Verfahren über die Frage: 
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ob die Königl. Bayeriſche ober die Grßhzgl. Badiſche 

Regierung das fragliche Capital nebft Zinfen in Anſpruch zu 

nehmen, oder in welchem Verhältniffe beide Regierungen 

daran zu participiren haben? 
einzuleiten it — auch bie beiden Regierungen ſich über das 
Oberapp. Gericht der freien Städte zu Lübeck vereinigt has 
ben, fo wirb nunmehr der Herr Bundestagsgefandte der freien 
Städte erfucht, die betreffende Anzeige zu "machen, bamit dieſes 
Gericht ald Austrägal-Inftanz, in Gemäßheit der Bundes⸗ und 
Wiener Schlußafte, dann der Befchlüffe vom 16. Suni 1817, 
3. Aug. 1820 und 19. Juni 1823 im Namen der Bundesverfamm> 
kung den Rechten gemäß erkenne, 

„D Den Gefandtichaften von Bayern und Baden in Gemeins 
fihaft werben der von dem MWechfelhaufe Sacob Friedrich Gontarb 
und Söhne zu Frankfurt unterm 27. März 1828 audgeftellte, 
in das Bundesarchiv hinterlegte Revers, gegen den von ber 
Bundes-Sanzlei ausgeftellten Schein, deögleichen die oben bemerk⸗ 
ten, bie Liberirung der Freifrau von Herding betreffenden Urs 
kunden gegen Empfangsbeftätigung ausgehändigt, bad hiernächſt 
von dem genannten Banquierhaufe über den Beſitz bed Stadt 
Frankfurtiſchen Depoſitenſcheins auszuftellende Bekenntniß ift, auf 
anödrüdliched Verlangen der Gefandtfchäften von Bayern und 
Baden, bei dem Bundesarchive, gegen Empfangsbeftätigung, ans 
zunehmen und aufzubewahren, ohne daß die hohe Bundesver⸗ 
ſammlung damit eine befondere Verbindlichkeit*?) übernehme. 

3) wirb der Gefandte ber freien Städte erfucdht, bei dem 
Senate ber freien Stadt Frankfurt die Einfeitung zu treffen, das 
mit die ftäbtifche Behörde bad für Rechmmg der Königl. Bayeris 
fhen und Grßhzgl. Badifchen Regierung gemachte Depofitum 
nicht anders, ald in Kolge eined weitern Bundesbeichluffes verab- 
folgen laſſe. 

4) Dem. Bevollmächtigten der Freifrau von Herding wird 
von dieſem Beſchluſſe Nachricht ertheilt. 

Der Gefandte der freien Stadt erflärte in derſelben Sitzung 
S. 583. in Beziehung auf 3. des Beſchluſſes: Er zweifle nicht, 
daß die auf Befondered Erfuchen freiwillig übernommene Verwah⸗ 


*) Dieb Letztere war auf Deſterreichiſchen Vorſchlag beigekägt worben. 
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rung des in Frage ſtehenden Depoſitums bei ber Frankfurtiſchen 1220. 
Vehorde für die Depoſiten auch fernerweit werde ſtatt ſinden 
kennen, müſſe jedoch hiermit, wenn auch zum Ueberfluß, den Vor⸗ 
behalt verbinden, daß in jedem Falle mit dieſer, ohnehin von Sei⸗ 

ten der ftäbtifchen Behörde immer aufkündbaren, bloßen Verwah⸗ 

rang feine weitere Berbinds oder Berantwortlichkeit übernonmen 

ſeyn könne, als die, welche dad gemeine Recht deßfalls mit fich 
bringe. 

Die Anzeige von ber Zufertigung an das betreffende Ges 

richt erfolgte im Jahre 1830, Sess. I. $. 16. ©. 18. Ueber 1830, 
den Stand der Verhandlungen febt dad Gericht die B. B. in 
Kenntniß in einem Schreiben vom 11. October, ſ. Prot. 1830, 

Ss. XXXIV. 6. 257. ©. 11215 ferner i. 3.1831, Sess. XXXIV. ıssı, 
4. 219. S. 787. In demfelben Jahre, Sess. XL. $. 287. ©. 921. 
wurde auf den Vorſchlag der Bayerifchen und der Badifchen Ges 
ſandtſchaft beſchloſſen: 

„Den Geſandten der freien Stadt Frankfurt um die geeignete 
Einleitung zu erſuchen, damit dem Anſinnen der erwähns 
ten Gefanbtfchaften, wegen Erhebung der auf die Sahre 
1832 und 1833 Tautenden Zinscoupons von den, aus dem 
Kaufichillinge der Zreifrau von Herding herrührenden, bei 
dem RechneisAmt der freien Stadt Frankfurt hinterlegten, 
Bayerifchen und Badifchen Obligationen durch dad Bars 
quierhaus J. Fr. Gontard und Söhne, entiprochen werbe.« 

Es waren nähmlich hiervon feither, mit Einverftänbniß 

der betreffenden Regierungen, bie Zindcoupons ber in Depofit 
hinterlegten Bayerifchen und Babdifchen Staatöpapiere, bis eins 
ſchließlich zu dem Fälligwerdungstermine, des Iaufenden Jahre 
mäüdbehalten, deren Beträge durch dad erwähnte Banauierhaus 
erhoben, woraus weitere Bayerifche und Badiſche Staatsobli⸗ 
gattonen angelauft, welche gleichfalld zu dem fraglichen Depofitum 
Naterfegt worden find, Das Anfirmen ber betreffenden Gefandten 
ging nım auf den nähmlichen Zweck für bie folgenden Jahre 
1832 und 1833. 


Die Sache felbft kam jedoch nicht zu austrägalgerichtlichem 
Eprudh, da im Jahre 1832, Sess. XIX. $. 184. ©, 748. der rose, 
Konigl. Bayerifchei Gefandte zu Protokoll erflärte: daß Bayerifcher 
Seits mumehr befchloffen worben fey, dieſes beponirte Capital 

keonhardi. über Austrägsiverfahren. 22 
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1032, mit den admaſſirten Zinſen den milden Stiftungen zu Bruchſal 
verabfolgen zu laſſen, worüher auch dem Austraͤgalgerichtshofe die 
Anzeige werde gemacht werden, indem man von Seiten Bayerns 
ben bisherigen Streit fortzuſetzen nicht gedenfe. Die Grphzgl. 
Badiſche Geſandtſchaft beftätigte ebendaſelbſt die Bayeriſche Erklaͤrung 
und verband zugleich damit den Antrag, daß ſowohl wegen der 
Abberufung des vorliegenden, nunmehr völlig erledigten Streit⸗ 
gegenſtandes von dem zum Austrägalgericht erwählten oberſten 
Gerichtöhofe der freien Städte zu Lübeck, als auch wegen Erhe 
bung und Nerabfolgung des bahier bei dem Rechneiamt beponir: 
ten Gapitald an die Grßhzgl. Gefandtfchaft Die erforderlichen 
Beichlüffe gezogen werden möchten, worüber ©. 749. cin: 
helliger Beichluß gefaßt warb. In Folge diefer Beſchlüſſe machte 
der Gefandte der freien Städte, Sess. XVII. deſſelben Jahrs 
$. 280. ©. 1088. die Anzeige, daß die betreffenden Akten zurüd: 
geſchickt und an die Bundescanzlei abgegeben erben fegen. Auf 
Erfuchen des Grfbsgl.. Badiſchen Gefaudten wurde hiernad 
befchloffen: wu 

„Der Großherzoglich⸗Badiſchen Bundestagögefandtfchaft wer: 
ben bie Driginalfchuld- und Geffionsurfunden yon den in der 
Bundesregiſtratur zu hinterlegenden Akten, in Austrägal⸗ 
fachen zwifchen der Krone Bayern yub dem Großherzog 
thum Bapen, das Kigenthum von einer der Zreifrau von 
Herding, gebornen Gräfin St. Martin, hrimgezahlten Schuld 
an Capital und Zinfen betzeffend, ausggliefert. « | 








._— 
. 


339 


Mainzʒet Staatsgläubiger, 
in specie Forderungen an Gastel und Kastheim. 


Bon den Schulden, die der ehemalige Kurſtaat Mainz con: 
trahirt hatte, amd die fpäter von ben Glaͤubigern eingeflagt 
wurden, fiel auch ein Theil Cdiefer Mainzer Schulden und Pen- 
fienen) anf die Orte Caſtel und Koftheim Es fragte fih: wer 
denſelben zu Abernehmen habe? Die genannten Orte hatten in 
letter Zeit unter verfchiedenen Hoheiten geftanden: Naſſau hatte, 
da fie früher zum Vicebomamt Mainz gehört, biefelben unter 
ter Bedingung der Uebernahme verhäfnißmäßiger Schulden und 
tıten an Frankreich abgetreten, — Prot.v. 1821, S. 174. — ımb 
uleßt waren fte an das Grßhzgth. Heſſen gefammen. *) 

Da diefe Sache in dem erften Jahren als ganz conner mit 
ten. Forderungen der Mainzer Staatögläubiger an bie Rente 
dehneck und den Zoll Vilzbach, fo wie mit der Forderung bes 
Mainzer Pfandhauſes betrachtet wurde, fo wollen wir, und im 
gemeinen auf die dabei ftatt gehabten Verhandlungen bezichend, 
hier mr die wichtigften Vorträge eitiven, und erft mit dem Jahre 
180, wo ſolche feparat behandelt wirbe, die nähere Aus⸗ 
einanderfegung diefed Falles beginnen. 

Der erfte Vortrag, der überhaupt Aber die Forderungen ber 
Mainzer Staatögläubiger gehalten wurde, gefchah im I. 1816, 





*) Nadı einer der Gommiflion mitgetheilten Privatnotig (Prot. 1825, 
Bel B. zum 2. Separatprot. ber Sess. XVI. vom 7. Juli) fallen von ſaͤmmt⸗ 
fen, vom Frankfurter Gongreffe auf Naſſau übermwiefenen Steuerſchulden auf 
Gaftel und Koſtheim nur 18,952 Gulden 2 Rreuger, worunter nur 1,836 Gul⸗ 
ken 2 Kreuzer Bauptgelb, welche wegen ber anf Akbesheim und Krautheim 
redicirten Pfandhausſchuld auf Gaftel und Koſtheim übertragen wurben, 

22 
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1816, Sess. XIV. $. 67. ©. 241. 286; ber zweite Vortrag, in 

Rückſicht einer Eingabe ded Grafen von Benzel, und ei 

im 9. 1817, Sess. XXVIII. $. 172. ©. 326. zu Protofel 

1817, gegebenen Naffauifchen Erklärung, im 9. 1817, Sess. XLIN. 

$. 370. ©. 715. in welder Sitzung S. 716. auf Antrag 

des Neferenten eine Commiſſion ernannt ward, das Sach⸗ 

und Nechtöverhältniß über bie Sapitalforderung mehrerer ce 

maligen Kurmainziihen Staatögläubiger vollftändig aufzuflis 

ren, eine gütliche Webereinfunft unter den betheiligten Fe 

gierungen, oder im Entftehungefalle die rechtliche Entſcheidung 

der Frage: wer die Gläubiger zu befriedigen habe? einzuleiten. — 

ısıs. Dieſe Commiſſion erflattete hierüber im Jahre 1818, Sess. XL. 

$. 195. ©. 416, einen ausführfichen Bericht, worauf ein Beldluf 

dahin gefaßt wurde, daß eine Berichtigumg des jegigen Beil 

niffes der Schuldner erbeten würde, die Gläubiger ihre Bevel⸗ 

mädhtigten deßfalls beſtellen möchten, und daß die Mittheilung 

ber Alten des hier niedergefeßt gewefenen Mainzifchen Schuler 

Vertheilungs⸗Congreſſes bewirkt werben folle. 

1519, Hierauf gab Würtemberg eine Erklärung ab im J. 1819, 

Sess. XV. $. 67. ©. 194; $ranffurt, Sess. XVI. $ 8. 
S. 245; Bayern, Sess. XXXV. $. 222. ©. 674. 

Bis hierher waren Feine eigene Verhandlungen in Bejiehung 

ber auf Caſtel und Koftheim haftenden Schulden eingeleitet mir 

ıs20, den, als im J. 1820, Sess. XI. $. 22. ©. 40, eine Erklärung 

des Grßhzgl. Heffifchen Gefandten dazu den nächften Anlaß ga 

Diefelbe enthielt im Weſentlichen: ' 

daß die definitive Auseinanderſetzung diefer Schulden zwi⸗ 

fchen dem Grßhzgth. Heffen und dem Hzgth. Naſſau nicht 

wohl allein vorgenommen werben fünne, weil J 

»1) and) die Staaten, welche vom 4. März 1814 an, bis 1. duli 

1816 jene Orte im Beſitz gehabt, dazu zu concurriren hätten; 

2) der Deutfche Bund auf die Steuern, welche von den 

zur Bundesfeftung gezogenen Immobilien entrichtet worben fd, 

und auf die zur Bundeöfeftung gezogenen Mainzer Kammer⸗ und 

ftiftifchen Güter und Gefälle, einen verhälmißmäßfgen Theil von 
diefen Laſten zu übernehmen habe; und weil endlich 

3) die Auseinanderfegung wegen der auf den ftiftifchen Be 

fitungen in biefen beiden Orten haftenden Schulden und Penſionen 

von der allgemeinen definitiven Regulirung bes Schuldenweſens 
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der auf beiden Rheinfeiten pofleffionirt gewefenen geiftlichen Stifte 1020. 
abhängig ſey; « | 

daher trage man Grßhzgl. Heffiicher Seits darauf an, daß 
diefer Oegenftand entweder von einer hierzu von der B. V. eigends 
niederzuſetzenden Commiſſion erledigt, ober wenigftend die Grund⸗ 
jite von der B. B. ausgefprochen würden, nach welchen biefe 
Auseinanderſetzung von den betheiligten Höfen vorzumehmen fey. 

In Sess. xXVIII. $.90. ©. 209. deſſ. J. erftattete der K. Bayerifche 
Gefandte, Namend der Reclamations⸗Commiſſion, Gutachten hiers 
über, worauf auf deſſen Antrag ebenbaf. befchloffen wurde: 

„daß die, Sess. XLIV. v. J. 1817, 6. 370. ernannte 
Commiſſion, tücfichtlich der Forderungen mehrerer Kurs 
mainzer Staatögläubiger wegen Hypothecirung auf der 
ehemaligen Rente Lohne! und dem Zolle Bilzbach, erfucht 
werde, auch die Ausgleichung der auf den Orten Gaftel 
md Koftheim haftenden Mainzer ftiftifchen Penfionen und 
Schulden zu übernehmen. « 


Zu dieſer ohnehin fehr verwidelten Sache fommt noch i. 9. 
11 (Einreichungsprot. 1820, Nro. 104.) ein Geſuch bes 1821. 
Regiſtrators Hofmann zu Alchaffenburg, ald Bevollmächtigten der 
Penfionaird des ehemaligen Mainzer Exrjefuitenfonde und ber 
Stifter St. Gangolph und Stephan, um Gewährung der auf 
kaſtel und Koftheim haftenden Suftentationsbeiträge, worüber 
ses XI. 9 81. ©. 184. der Referent der Reclamations⸗ 
— Vortrag erſtattet und ebendaſelbſt der Beſchluß er⸗ 
olgt: 

„Daß das erwähnte Geſuch an die in ber Sess. XLIV. vom 

Sabre 1817 gewählte Eommilfion*) zu verweilen fey 

Die Reclamanten erneuerten ihr Geſuch im folgenden Sahre 





) Da diefe Sommiffion biefelbe ift, welche wegen ber auf Zoll Bilzbach 
und Rente Lohneck radicirten Schulden erwählt wurbe, fo verweifen wir im 
Ugemeinen darauf; müffen jeboch hier einer von ben Staaten Grßhzgth. Hef: 
fm, Raffen und Frankfurt befonders ernannten Commiſſion erwähnen, deren . 
Broolmäctigte die Auseinanderfegung des gebachten Schulbenweſens im Allges 
meinen bewirken follte. ©. Prot. v. 1821, Sess. XXX. & 226, ©. 634. 
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1822 worüber der K. Sachſiſche Geſandte, Sess XVII. $. 147. ©. 42.. 

Bortrag erftattete; worauf S. 429. befchloffen wurde: 

»1) dies Gefuch an die oben erwähnte, Sess. XLIV. 1817, 
$. 370. befkellte Bundestags» Gommäffion abzugeben; | 
2) die Hzgl. Raffauifche Regierung angelegentlich zu er 
fuchen, daß fie der Grßhzgl. Heſſiſchen Die erbeienen acten- 
mäßigen Rachrichten baldigft miktheile, aus weichen Letztere 
erfehen könne, welche Individnen als Suftentanden des aufs 
gelöften Erjefuiten- und Schulfonds zu Mainz, ober Canonici 
ber aufgehobenen Stifte St. Stephan, St. Gangolph und 
St. Peter dafelbft, wegen der Orte Caſtel und Koſtheim eine 
reichöbeputationgfchlußmäßige Penftonerate zu befommen 
haben, und wie viel folche bei jedem Individuo betrage, 
damit die von ber Grßhzgl. Heflifchen Regierung beabfichtigte 
Auszahlung diefer Penfionsraten an die Reflamanten, vom 
1. Suli 1816 an, nicht länger behindert werbe. « 
Auf ein erneuerted Geſuch der Reklamanten hierüber, er 
ss, flattete im J. 1824 der K. Sächjfifche Gefandte Vortrag, Sess. J. 
F. 4. S. 7. woraus fi ergiebt, ©. 8. daß die Hzgl. Naf 
fauifche Regierung ben Reklamanten felbft auf ihr Anfuchen eine 
fpecielle Nachweifung der ihnen gebührenden, auf Caftel und 
Koftyeim gewieſenen Penfionsraten ausgehändigt habe; worauf 
ebendafelbft befchloffen wurde: das Geſuch Binfichtlich dieſer eben 
erwähnten Penfionsraten als erfüllt zu betrachten, und bie neuen 
Eingaben, (Rro. 83. ded Einr. Prot.) wegen der darin enthal- 
tenen Rachträge, Geſuche und Borfchläge in Bezug der auf die Orte 
Caſtel und Koftheim gewiefenen Penflonen überhaupt, an die er: 
wähnte B. T. Commiſſion abzugeben. 

In Folge der Frankfurter Congreßverhandlungen ſollte zur 
Berichtigung einer Forderung des Mainzer Pfandhauſes an den 
Kurſtaat Mainz mit Specialhypothek auf Rüdesheim und Kraut⸗ 
heim von 122,408 fl. Cvid. Prot. 1825, Anl. B. zum IL Sep. 
Prot. Sess. XVI.) Naſſau 42,000 fl. an Capital und 9848 fl. 
32%, tr. rüdftändige Zinfen beitragen; davon wurden Steuer⸗ 
fchulben 20,972 fl. 57 fr. vom 13. Oct. 1806 an, auf Caſtel 
und Koftherm überwiefen; und hierüber erklärt Raffau, in oben 
erwähnter Beilage B, daß ber, von ben früher proponirten Auf- 
rechnungsgegenfländen auf Gaftel und Koftheim fallende Mainzer 
Schuldenantheil mit den, feit dem 13. Oct. 1806, als dem Tage 
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der Uebergabe, rüdftanbigen Zinfen, als ein durchaus liquides 1424. 
Guthaben ded Herzoglichen Hofes erfcheine, da 

a) der Art V. des Ceffiondvertrags irgend einer zweifelhaften 
Deutung nicht unterliege, nnd 

b) die Bertheilung ganz nad, der mit Genehmigung und 
Zuftimmung des bermaligen Beſitzers gefertigten, Steuermatrifel 
geihehen ſey⸗ 

Man slaube daher Naſſauiſcher Seite, mit Uebergehung 
aller übrigen, bei ber noch zur Zeit emmangelnden definitiven 
Andeinanderfeßung wegen Gaftel imd Koſtheim nicht völlig liquid 
m flellenden Aufrechningögegenftände, auf der Aufrechnung 
diefed Poftend um fo mehr beftehen zu fönnen, da die Liquida⸗ 
tiens⸗Commiſſion ausdrücklich erflärt habe, fie werde, wenn ber 
verhaltritßmãßẽge Antheil von Eaftel und Koftheim die angegebene 
Summe betrage, mit Vergnügen zu einer Meberweifung berfelben 
an Heffen einwilliger, da ohnehin dem Hzgl. Naffanifchen 
Hofe, dem viele Mainzer Staatsgläubiger mit ihrer ganzen For⸗ 
derung zugetheilt worden feyen, die Befugniß zuftehe, nach gleichen 
Grundſatzen die Unterverfheifung auf die ffenerpflichtigen Gemeinden 
zu machen. — Zudem erfcheine fir Eaftel und Koſtheim gerade 
das in Frage ftehende Capital am ſchicklichſten, weil die Ver⸗ 
waltung des Pfandhauſes mit den beiden feAuldenden Gemeinden 
mter berfefben Regierung ſtehe. 

Son’ Heffifcher Seite könne man um fo weniger Anftand 
deffalls nehmen, als Naſſau nach der feſtgeſetzten Vertragsbe⸗ 
ſtinmung das Mlarfte Necht zum Seite fiehe, alle auf Caftel und 
Koſtheim fallende völlig liquide Steuerfchulden mit den rückſtan⸗ 
digen Zinfen vom 30. Oct. 1806 au, zu überweiſen, und gerabe 
bei Stenerſchulden es ihrer Natur nach feinem Zweifel unterworfen 
ſeyn Komme, daß der Landesbefiker für alle auf dem Lande ru⸗ 
henden Ruckſtaͤnde haften: müffe. 

Hterauf erwiderte der Grffizgl. Heſſiſche Bevollmaͤchtigte in 
einer 1825 dem Bumdestags⸗Ausſchuſſe übergebenen Note, deren | 
weſentlicher Inhalt: 1825, 

Obgleich die Summe felbft, welche Naſſau aufzurechnen 
Mendire, vor der Hand noch ohne wmefentlichen Einfluß fey, To 
ſey doch nicht‘ abzuſehen, wie die, nun größer als früherhin 
angenommene, eigentlich berechnet werden möge. Es komme jept 
nur darauf an, ob Naſſau dem Pfandhaufe die beabfichtigte Auf: 


1825, 


\ 


344 Abth. II, Abfh.3,$.11, A. — Mainzer Stsglbgr. 


rechnung gegen feinen Willen aufzubringen berechtigt, und das 
Pfandhans fie zu honoriren und anzunehmen verbunden ſeyn 
fünne. — Durch die gefchehene Vertheilung der fraglichen Schuld 
fey Naſſau auf die übernommene Rate der Schuldner des Pfand» 
haufed geworden, und diefes habe fich bloß an Naffau zu halten. — 
Wenn daher gleich unter den Objecten, auf welche von biefer 
Seite Mainzer* Staatsfchulden übernommen werben, auch Gaftel 
und Koftheim begriffen geweſen und hierdurch, nach erfolgter 
Abtretung ber gedachten beiden Orte, Raffau Anfprüdje auf Ent: 
ſchaͤdigung erhalten haben möchte, fo Eonne. es doch deswegen 
feiner Verbindlichkeit gegen dad Pfandhaus ſich nicht geradezu 
entziehen. 

Die Beziehungen, welche dad Pfanbhaus zu biefen Orten 
habe, ſeyen der Schuld, von ber es ſich hier handle, im eigent: 
lichen Sinne fremd; in fo fern man aber auch annehmen wollte, 
daß Naſſau zu einer verhältmißmäßigen Zurechnung wegen Caſtel 
und Koftheim berechtigt fey, fo wiberfpreche es doch allen Rechts⸗ 
principien, baß dem Pfandbhaufe von allen und jeden auf Naſſau 
gefallenen Steuerfchulden des ehemaligen Kurſtaats Mainz die 
auf Caftel und Koftheim kommende Quote allein zugerechnet und 
überwiefen werben wolle, Die in Frage ftehende Zurechnung 
fünne alfo nur auf die Quote Bezug haben, welche von der be 
fagten Korberung des Pfandhauſes auf Caftel und Koftheim 
fomme, aber weit weniger betrage, als die, welche dem Pfand; 
haufe in Aufrechnung gebracht werden wolle. 

Wenn die Sache damit abgethan werben könne, fo wolle 
man Grfhzgl. Seitd nicht entgegen feyn, jene Quote (unter 
dem Vorbehalt ber Abs und Aufrechnung bei ber endlichen Aus⸗ 
einanderſetzung wegen Gaftel ımb Koftheim) einftweilen zu über: 
nehmen, das Pfandhaus deßhalb zufrieden zu ftellen und bie Vers 
anlaffung zu geben, daß der Betrag auf die Naflauifcher Seite 
zu berichtigende Schuldenrate in Zurechnung und Weberweifung 
angenommen werde. Inſofern hingegen dieſes Anbieten nicht 
acceptirt- werden folle, fo verwahre man ſich Grßhzgl. Seite 
gegen jebe weitere Uebernahme. 

Das diefem Gommiffionsberichte ( Prot. 1825, Sess. XVI. 
Beilage B. zum IL Sep. Prot.) beigefügte Gutachten ſpricht ſich 
hierüber folgendermaßen aus: 

„IL ad c) Im Betreff der Ueberweiſung wegen Caſtel und 
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Koſtheim, da Naſſau bie fragliche Schuld ſelbſt nie in Abrede sans, 
geftellt, es fich hier Lediglich um die Jahlungsart, nicht aber 
um die Zahlungspflicht handele, nähmlich, Daß dieſe durch 
Ueberweifung an Heflen, mittelft Aufrechnung von Gegenfländen 
geichehen folle, welche den wegen Rüdesheim und Krautheim auf 
Caſtel und Koftheim fallenden Steuerraten fremd feyen, fo glaube 
die Commiſſion, in Erwägung 
1) da es Grundſatz fey, daß aufzurechnende Korberungen und 
Schulden gegenfeitig zwifchen benfelben Perfonen ftatt finden 
müffen, und der Gläubiger nicht verbunden fey, fich von 
feinem Schuldner dasjenige auf eine Forderung anrecnen 
zu Laflen, was berfelbe Gläubiger etwa einem Dritten 
ſchuldig fey, eine Rovation mit Delegation aber nicht ohne 
Zuftimmung ded Ereditord und Delegatus vorgenommen . 
werben fünne, auch 
2) der Art. V. des Gefliondvertrage vom 12. März 1806 
befage: daß erft nach der Ausgleichung jedem ber Con⸗ 
trahenten angewieſen werden folle, was er zu tragen habe, 
diefe Ausgleichung jedoch bis jet nicht erfolgt fey, und 
3) daß hier von feiner beftrittenen Schuld, fondern nur von 
Art und Weife der Berichtigung einer unbeftrittenen Schulb 
die Rebe fey, 
darauf antwagen zu müflen: ... . . 

Den Antrag ſelbſt fehen wir im Prot. d. J. 1826, Sess. XIIL 1826. 
61. S. 335. (ſ. auch Sep. Prot. ©. 34. Nro. IIL) folgen 
dermaßen zum Befchluß erhoben: 

„IL. Was diejenigen 20,972 fl. 57 fr. nebit rüdfländigen 
Zinfen betrifft, welche an der vorgenannten auf Krautheim 
und Rüdesheim hypothecirten Schuld noch unberichtigt find, 
und für welche das Herzogthum Naflau dem Pfandhaufe 
Steuerfchulden auf Abrechnung wegen Eaftel und Koftheim 
überweifen will; fo wird die Grßhzgl. Heflifche Gefandtichaft 
erfucht, zu bewirten, daß ihre Regierung diejenige Steners 
rate, welche wegen ber auf Rüdesheim und Krautheim hypo⸗ 
thecirten Schuld wirklich auf Eaftel und Koftheim entfällt, 
nähmlich den Betrag von 1836 fl. 14 Fr. nebft rüdfländigen 
Zinfen, auf Abrechnung an das Pfandhaus entrichte; 
den nach Abſchlag diefer 1836 fl. 14 Fr. von den aufge 
redjnet werben wollenden 20,972 fl. 57 fr. alsdann uod) 


1829, 


1331, 
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übrigen Reſt, im Betrage won 19,136 fl. 43 Fr. nebſt 
Zinfen, hat die Liquidutions⸗Commiſſion des Pfanbhaufes 
bet den Hzgl. Naſſauiſchen Gerichten einzuflagen. 

IV. Die GSrßhzgl. Heſſiſthe unb die Hzgl. Naſſauiſche Re⸗ 
gierungen werben, unter Mitwirkung ber für die Reckama⸗ 
tivnen Ber Mainzer Staatsgläubiger bisher beſtandenen 
Bundestagscommiſſion, zum Behuf einer deftnitiven Aus⸗ 
einanderfetzung der auf Caſtel und Koſtheim haftenden 
Steuer⸗ und Kammterſchukden und Penſionen, ſofort Ber: 
handlungen einleiten und zu dieſem Ende Commiſſarien 
ernennen, welche vor Allem die factiſchen Verhaͤltniſſe zu 
erniren, und Die einzelnen Punkte, worüber verſchiedene 
Anſichten obwalten, zu bemerken, nach Beendigung dieſer 
Vorarbeit aber ſelbige der Bundestags⸗Commiſſion vorzu⸗ 
legen haben, um auf dieſem Wege zu einer gitfichen Ver⸗ 
einbarung über bie fragliche Auseinanderfegung zu gelangen.“ 

Sn Beziehung auf diefen Beſchluß hielt der K. Sächfifche 
Gefandte, Namens ber für Ausgleichung diefes Schulden» und 
Penfionsweiend erwählten Gommiffion, i. J. 1829, Sess. XXVI. 
$. 165. ©. 708. einen Vortrag über mehrere hierher gehörige 
Segenftände und eingelaufere Beförderungsgefuche und Eingaben, 
worauf unter andern für unfern vorliegenden Kal befchloffen 
warb: ©. 704. , 

"Daß die Großherzoglich-Heflifchen und Herzogkich⸗Raffauiſchen 
Regierungen bie Nefultate derjenigen Vorarbeit bis Ende 
dieſes Jahres mitzutheilen erfucht werden, welche wegen Der 
auf Eaftef und Koftheim haftenden Schufdert und Penſionen 
in Folge Befchluffes der XIII. Sitzung vom Jahre 1826 
erwartet werden. « 

Diefes Erfuchen wurde von’ Seiten der B. 9. i. J. 1830, 
Sess. XV. $. 112. S. 497. in dem daſelbſt gefaßten Befchluffe 
wiederhoft, indem bis zu Ende des Jahrs 1830 die Friſt zur 
Abgabe verlängert wurde; worauf Grßhzuth. Heffen 1830, Sess. XXI. 
$. 163. G. 624. erflürte: fortwährend jeden Augenblick bereit 
zn ſeyn, mit! der Hzgl. Naffanifchen Regierung auf Die Auss 
gleichung: wegen der auf Eaftel und Koftheim haffenden Schul: 
den und: Penflonen' einzugehett. 

Da die Erklärung von Naſſau' bis zum Jahre 1831 nicht 
eingetroffen war, fo wurde Sess. XL. $. 288. S. 945. dieß noch⸗ 
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mals m Commiſſionsautruge in: Erinnerwüg: gebracht, fo: wie ınaa. 
ferner in bem Beichiufle d. J. 1832, Suse XIL $ 148. 
©. 487, — werauf Naſſan, Ses. XIV. 6. 121. S. sau 
erflärte, Daß die Bemühnngen der am 10. und 11. Sept. 1830 
zufammengetretenen Conmiſſarien ohne Erfolg demefer,: und 
bieffeitd der von Orßhzgl. Heffiicher Seite verlangten Borbe 
dingungen "und Zugeftündniffen unter feinen Verhaͤltniſſen nachge⸗ 
geben werden Fönne (ſiehe hieraber das beigefügfe Protokoll bes 
Commiſſion, Beilage 1. ©. 551 — 553), man auch von 
weiteren Eommiffionsverhandlungen kein entiprechended Refulta 
erwarte, und foldye Daher abgebrochen worden ſeyen. 


Auf dieſe Erflärung erwibert Grßhzgth. Heflen 1832, Sess.XVIN. 
$.172.©.692. daß ungeachtet aller Bemühungen dieſſeits, eine gütliche 
Berfländigung mittelft commiffarifchen Zufammentrittd herbeizu⸗ 
führen, man von Higl. Naffauticyer Seite nicht darauf einge 
gangen fey, man baher auch feinen andern Ausweg zur Er 
ledigung der vorwaltenden Differenzen, ald den der austrägalge 
richtlichen Verhandlung und Entfcheidung kenne; wobei man 
jedoch Grßhzgl. Heflifcher Seits bemerfe: daß Naſſau es fey, 
welches in vorliegender Angelegenheit Anforderungen an Grpßhzgth. 
Heflen made, und and biefem Grunde ald Flagender Theil zu 
betrachten fey. 


Ueber dieſe beiden Erklarungen erfiattete der Grßhzgl. 
Mecklenburgiſche Gefandte, Namens ber befonuderd hierzu erwaͤhl⸗ 
ten Commiſſion, Sess. XXXB. G. 353. & 1167. Vortrag 1832, 
und erörterte in bem S. 137%. beigefügten Gutachten, Daß außer 
Grßhzgth. Heflen und Raffaı auch: bie Regierungen von. Defterreich 
und Preuſſen, wegen der proviforifchen Adminiſtration der Orte 
Eaftel und Koſtheim während des Zeitraums vom Frühjahr 
1814 bis 1. Juli 1816, fo wie der Deutfihe Bund, wegen einis 
ger zur Bundeskeflung Mainz gezogenen heile jener Ortfchaften, 
betheiligt feyen. — Hinfichtlich bes Letzteren möchte das: Weitere 
zur Zeit noch vorzubehalten, der eweutuelle Autheil demnächſt als. 
Schuld ber Yeftung. zu liquidiren und darüber ein Bundesbeſchluß 
zu faſſen ſeyn; in Beziehung auf bie Erfteren beantwage aber bie Com⸗ 
miffion, zunächlt die Gefanbifchaften von Defterreich und Preuffen 
zu erfuchen, fich über dasjenige, was von den Revenüen unb- 
dem Bermögen: von Gaftel und Koftheim während ber proviſoriſchen 
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2032, Verwaltung in den Jahren 1814 — 1816 auf ihre allerhoͤchſte 
Regierung gefommen, und über die Theilnahme an dem einzuleis 
tenden Austrägalverfahren zu erklären Ferner bürften bie 
Geſandtſchaften von Grßhzgth. Heflen und Raffau (auch eventualiter 
von Defterreich und Preuffen) um die Erklärung zu erfuchen feyn: 
ob fie zur Beförderung der Sache darin willigten, daß dem 
Dberapp.Gerichte zu Jena — weldyed zur Einticheibung einer 
onbern, mit biefer conneren, Sache beauftragt ſey — ald Austräs 
galgerichte die rechtliche. Entſcheidung dieſer Streitfrage auf dem 
Grund des Artifeld XI. und XXL übertragen werbe. 

Nachdem hierauf ebenbafelbft Defterreich und Preuffen er 
Hart hatten, daß fie zwar nicht abgeneigt feyen, ſich über den 
temporairen proviforifchen Befiß von Caſtel und Koftheim, wenn 
es hohe B. V. verlange, zu erklären, fo glaubten fie doch, daß 
der vorliegende Fall nicht dazu geeignet erfcheine, indem bie ſtrei⸗ 
tenden Theile fie weber direct noch indirect in Anfpruch genom⸗ 
men, nirgendwo der Beweis vorliege, daß eine deffallfige unmit⸗ 

‚ telbare Verwendung ohne Refultat geblieben, endlich auch beibe 
Höfe zu den Commiſſions⸗ und Bermittelungds Verhandlungen 
leineswegs beigezogen worben feyen, fie glaubten daher daß das 
Austrägalverfahren Iediglich zwifchen Grfhzgth. Heſſen und Naffau 
einzuleiten ey. 
Demzufolge wurde 8.1172. auf den Eommiffionsantrag beſchloſſen: 
„Die Gefanbtfchaften von Grßhzgth. Heflen und Naſſau würs. 
den erfucht, fich zu erflären, ob file zur Beförderung der 
Sache darin willigten, (unter Berzichtleiftung auf ein Com⸗ 
promiß, nad) dem Gutachten) daß dem gemeinfamen Obers 
appellationdgerichte zu Jena, als Austrägalgerichte, die rechts 
liche Entfcheibung ihres Nechtöftreits, wegen des auf Caſtel 
und Koftheim haftenden Antheild von Schulden und Pens 
fionen auf ben Grund bed Artifeld XI. der Bundes» und des 
Artileld XXI. der Schlußacte übertragen werbe.« 

1082, Raflau erklärte ſich hiermit einverfianden, Sess. XLVIL 

1023, 9. 561.©. 17235 beögleichen Grßhzgth. Heflen i. 3. 1833, Sess. VIL 
8, 58. ©. 159. Lebtered jedoch mit der Bemerkung, daß man fich, 
wegen der Eoncurrenz von Öefterreich und Preuffen, wie and) des 
Deutfchen Bundes, auf die frühere Aeuflerung von 1820, Sess. XII. 
beziehe, es dem Hzgth. Naffau ale klagendem Theile über 

laſſend? ob es fich hinfichtlich der Theilnahme des Bundes durch 
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ben Autrag der Commiſſion von 1932, S. 1171. and hinſichtlich ber 102, 
Theilnahme.: ven Oeſterreich und Preuſſen durch deren Erklaͤ⸗ 
rungen: & 1172. dermaben für beruhigt halte. 

Auf ‚biefe letztere Bemerkung der Grßhzgl. Heſſiſchen Er 
Härımg enölver: Raffan 1883, Sess.. XXVOL $. 281. ©. 611. 
im Weſentlichen elgenbei: 

Alle Schuiben, -Laften und Penflonen, welche auf Eaftel und 
Keftheim jemals gehaftet haben, haften, infofern fie überhaupt 
fortbeftehen,- auch jet noch auf beiden Orten; wenigfiend hat ber 
flattgehabte Regierungswechfel an und für ſich hierin keine Aen⸗ 
derung hervorgebracht. Die fraglichen Schulden und Penſionen 
ſind daher, aus welcher Periode fie immer herrühren mögen, von 
dem gegenwärtigen Beſitzer der gedachten Orte zu bezahlen, mit- 
hin vom Grßhzth. Heffen und dem Deutfchen Bunde. Das Hzgl. 
Naſſauiſche Gouvernement iſt vor der Hand der Meinung, daß 
an einem gerichtlichen Verfahren außer Grßhzath. Heſſen Fein ans 
derer Bundesſtaat Antheil nehmen kann, obgleich eö-fich gegen 
bie Krone von Öefterreich und Preuffen eventuell alle Rechtszuſtaͤn⸗ 
digfeiten vorbehält. 

Was bie wahrfcheinfich nur geringe Betheiligung bes Deutfchen 
Bundes bei Diefer Angelegenheit betrifft, fo bürfte die auf benfelben 
fallende Schuldenrate, nach Analogie des zwiſchen dem Gryßhzgth. 
Heffen.umd dem Hzgth. Raffau künftig ergehenden Erfenntniffes 
leicht auszumitteln und am Zweckmaͤßigſten nad; benfelben Normen 
feftzufegen feyen, welche das Erkenntniß hinfichtlich der im Beſitze 
des Grßhzgth. Heſſen befindlichen Theile von Caſtel und Koftgeim 
aufitellen wirb.. .. 

In Beziehung auf die von Grßhzgth. Heflen auegeſprochen⸗ 
Anſicht, DaB Naſſau in dieſer Sache der klagende Theil ſey, ge 
nũgt es, zu erwähnen, daß Raſſau allerdings dazu bereit iſt, den 
erſten Schriftſatz einzugeben, ohne ſich jedoch dieſerhalb audern 
Nachtheilen, beſonders in Anſehung der Beweislaſt, unterziehen zu 
wellen, als venen/ welche die Ratur der Sache außerdem etwa 
ſchon mit, eiBringt. 

Nach Mbgnabe Naſſauiſchen Erklaͤrung wurde hierauf 
in derſelben Sitzung, S. 612. folgender Beſchluß gefaßt: 

„Nachdem in ber Streitfache zwiſchen dem Grßhzgth. Heften 

und bem Higth. Raffau, ben auf bie Drte Caſtel und 
Koftheim fallenden Anthail der Schulden und Penfionen 


one 


2834. 
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„2) die übrigen in der Erklärung der Hzgl. Naſſauiſchen 
Regierung weiter gemachten drei Anträge, indbefondere 
auch der auf einfiweilige Siftirung bed austrägalgericht- 
lichen Berfahrend gerichtete, nicht zuläflig feyen. « 

Statt biefer verlangten Erflärung machte jedoch ber Grßhzgl. 
Heſſiſche Gefandte 1834, Sess. XXVI. $. 333. ©. 673. sub. 4. 
folgende Anzeige, die der Hzgl. Naſſauiſche Geſandte ebenbafelbft 
beftätigte: 

Rah Maßgabe einedzwiichen dem Grßhzgth. Heflen und dem 
Hzgth. Naſſau zu Stande gelommenen Vergleichs, habe Se. 
Hzgl. Durchlaucht der Herzog von Naſſau dem vor das Grÿßhzgl. 
und Hzgl. Sächſtſche GefammtsOberapp.Gericht zu Jena 
verwiefenen Nechtöftreite gegen dad Grßhzgth. Heflen, wegen 
Theilnahme an Kurmainzifchen Steuers und Kammers, fo wie 
ftiftifchen Schulden und Penfionen auf die von Naſſau durch 
Staatövertrag vom 12. März 1806 an Frankreich abgetretenen, 
nunmehr Rheinheflifchen Orte Eaftel und Koftheim, entfagt, und 
werde das Grßhzgth. Heflen rädfichtlich diefer Schulden und La⸗ 
ften überhaupt\unter der Ausnahme vertreten, daß man Grähzgl. 
Heſſiſcher Seite 

1) für die Berichtigung ber bei Vertheilung der Präbenb- 
fchulden des St. Peterftiftd zu Mainz auf die Gemeinden Gaftel 
und Koſtheim berechnete Schulbraten ohne weitere Theilnahme 
des Hzgth. Naſſau hierbei forge, und ebenfo 

2) binfichtlich der bei dem Dberapp.Gericht zu Jena 
eingeflagten ftiftifchen Schulden in Bezug auf die Gemeinden 
Caftel und Koftheim, bad Hzgth. Raffau in keinen Anſpruch nehme, 
daſſelbe vielmehr auch in dieſer Hinſicht vertrete. 

Auf dieſe Anzeige erwählte die B. V. abermals eine eigene 
Eommiffion und beſchloß S. 674: 

„Die aus ben Gefandten von Baben, Holftein und Lauenburg _ 
und Mecklenburg beftehende Commiſſion wird erfucht, im Bes 
treff der eben vernommenen Grßhzgl. Heflifchen und Hzgl. Naſ⸗ 
fauifchen beftätigten Anzeige, ein Gutachten darüber zu ers 
ftatten, was hieranf von der B. B. zu befchließen' jey.« 

Der Referent diefer Commiſſion, der Grßhzgl. Mecklenbur⸗ 
gifche Gefandte, eritattete ben hieräber verlangten Vortrag fowie 
das Gutachten 1834, Sess. XXXI., F. 409. ©. 817. 821. worin 
angeführt wird: 
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„Daß die am Schinffe der Erklärung enthaltenen Ausnah⸗1234. 
men feinen Einfluß auf die Befriedigung der von Privatperfonen 
angebrachten Forderungen hätten; und was das früher angeregte 
Verhaͤltniß von Defterreich und Preufien, fo wie bie Betheiligung 
bed Bundes, wegen ber zur Feſtung Mainz gezogenen Antheile 
betreffe,. fo feyen in biefer Hinſicht etwaige weitere Anträge bei 
hoher Bundesverſammlung abzuwarten. « 

Darauf ward nad, dem Antrage ber Mehrheit ber Com⸗ 
miſſion befchloffen, ©. 823: 

„Die Grßhzgl. S. Weimarifche Gefandtfchaft werde erſucht, bei 
deren hödhften Regierungen darauf angutragen, daß bas 
Grßhzgl. Oberapp. Gericht zu Jena unter Mittheilung ber 
von den höchften Regierungen von Grßhzgth. Heffen und 
Seth. Raflan abgegebenen Erklärungen aufgefordert werde, 
die Acten in der Streitfache wegen der auf die Orte Eaftel 
und Koftheim fallenden Antheile der Schulden und Penfios 
nen bed ehemaligen Kurſtaats Mainz an bie Bundescanzlei 
zu remittiren.« 

Die Anzeige von den wieder eingetroffenen und in das Bun⸗ 
desarchiv hinterlegten Alten, findet fich in dem auf Präfidialans 
trage erfolgten Befchluß von 1834, Sess. XXXVI $. 478. 
6,899, mit Dem biefe verwidelte Sache ald beendigt anzuſehen iſt. 
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B. Fälle, die noch nicht erledigt find. 





Das SKurtrierische Schuldenwesen und die Auseinandersetzung dessel- 
ben zwischen der Krone Preussen, dem Herzogthume Nassau und 
der freim Stadt Frankfurt, wie auch Vorstellungen Aurtrierischer 
Gläubiger im Betreff des Kurtrierischen Schulden- und Bensions- 
wesens.*) 





Eine nähere Einficht in dieſen Ansträgalfall hat: ergeben, 
daß in Hinficht feiner eigends verwidelten Sadjlage auch diefer 


‚nicht in der Art bearbeitet werben könne, wie wir urſprünglich 


1817, 


beabfichtigten.. Schon im Jahre 1817 gehen einzelne Reclamatio- 
nen bei der B. V. ein, worin ımter verfchiedenen Rubriten Kor: 
derumgen an den ehemaligen Kurſtaat Trier geltend gemacht 
werben; und bie Zahl derfelben mehrt fih bis zum Sahre 1836. 

Da nun viele biefer Vorftellungen befonderd erörtert umb 
begutachtet, fogar einige zu einem bejondern Austrägalverfahren 
veriwiefen wurden, fo glauben wir es zwedentfprechend, wenn 
wir zuvörderft CI.) von den Reclamationen des Kaufmanns Remy 
umd ded Regierungsraths Guhmann handeln, dann als. Haupt: 
fache (TI) die zwifchen Naffau und Preuffen Cfpäter aud 
Frankfurt) über dad Kurtrierifche Schuldenwefen obwaltenden 
Differenzen ind Auge faflen, und zulegt (III.) die einzelnen, bes 
Deutenderen, bei ber B.B. eingegangenen Reclamationen anführen. 


I. 

Im Jahre 1817 erftattete der Königl. Bayerifche Gefandte, 
Sess. XXXVII. $. 263. ©. 528, Bortrag über eine Reclamation 
des Joh. Wilh. Remy zu Frankfurt, gegen die Hzgl. Naffauifche 
Regierung zu Wiesbaden, eine Forderung, Curfprünglich, am 14. 
Sept. 1794, von 11,562 Rthlr., mit aufgelaufenen Zinfen aber 
bis zur Reclamation an die B. V., 10. Suni 1817, von 42,528 fl.) 


) Iſt auch unter Art. XXX. der W. Sch. A. zu fubfummicen, 
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tieferungen an die ehemals Kurtrieriſche Feſtung Ehrenbreits isı 7, 


flein betreffend. 

: Da zwifchen Preuffen und Naflau eine befonbere Commiſſion 
zur Ausgleichung dieſes Kurtrierifchen Schuldenwefens niedergeſetzt 
worben war, fo entipradh erft bann die B. V. den fehr häufigen 
Redamationen dieſes Bittftellerd, als gedachte Commiſſion zu 
einem gewiflen Refultate gefommen. Die B. 8. befchloß nun 


i 5.1825, Sess. XVI. 2. Sep. Prot. ©. 213. in Folge einedısas, 


Bortragd des Königl. Dänifchen Hzgl. Lauenburg » Holfteinifchen 
Sefandten, woraus erfichtlich, daß ein Einverftändniß zwifchen 
den hohen betheiligten Regierungen von Preuſſen und Raſſau nicht 
zu Stande gekommen: 

„daß eine eigene Bundestags⸗Commiſſion zu erwählen fey, 


welche bie Befriedigung der Neclamanten von den hohen =. 


betheiligten Regierungen unverweilt im Wege der Vermit- 
telung zu erreichen ſuche; wenn nicht beide etwa es vorziehen 
folten, diefem Berfuche zu entfagen, und fich fofort über 
ein Austrägalgericht zu vereinigen, welches bie unter ihnen 
fireitige Vorfrage zu entfcheiden beauftragt werbe. « 
Diefe Eommiffion wurde erwählt, Sess. XVII. 2. Sep. Prot. 
6. 248. und beftand aus den Gefandten von Defterreich, Königreich 
Sachen und Holfteins Lauenburg. 


Im Sahre 1826 erftattete ber Grßhzgl. Heflifche Gefandte, 1026. 


Ramend der NReclamationd-Sommiflion, Sess. VII. 2. Sep. Prot. 
&. 247. Vortrag über eine Eingabe ded Grßhzgl. Babifchen 
Regierungsrathd Guhmann zu Brucfal, Namens feiner Gattin 
ud der Kreifrau v. Adelöheim zu Mergentheim, ald Teftamente- 
Erben des i. J. 1816 zu Limburg an ber Lahn verftorbenen 
Lurtrierifchen Geheimenraths und &rzbifchöflichen Generalvikars 
Bed, eine Forderung von 10,000 fl. nebft Zinfen an die vormals 
Kurtrierifchen weltlichen Landftände betreffend. 

In Folge hiervon wurden, nadı dem Antrage des Referenten, 
in derfeiben Sitzung Preuffen und Raffau um Aufflärımg bes 
Sachverhaͤltniſſes erſucht. 

In demſelben Jahre, Seas. XI. 2. Sep. Prot. S. a03. erſtattete 
der HolfteinsLanenburgifche Geſandte, Namens ber Vermittelungs⸗ 
Commiſſion, einen Vortrag in der Remy'ſchen Reclamationsſache. 

Dreuflen behauptete, dieſer einzelne Fall ſey in ber Behand⸗ 
lung von der allgemeinen noch unbeenbigten Trierifchen Schulden» 

23 * 
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1826. Abtheilung nicht zu trennen. Diefer Anficht pflichtete Raflau bei; 
die Commiffion hingegen, mit der Majorität in der B. V. waren 
entgegengefeßter Meinung, und ed warb ©. 300. der Beſchluß 
gefaßt: 

„Daß die Gefandten von Preuffen und Naſſau aufgeforbert 
würden, für ihre allerhöchften und hödhiten Regierungen 
binnen ſechs Wochen, falls fie fich nicht früher über ein 
Eompromiß verftändigen follten, wegen eined Austrägak 
gerichtö übereinzulommen, welched auf den Grund bes 
Art. XXX. der W. Schl. A. im Betreff der Forderungen 
des Remy und Guhmann, bie unter diefen Regierums 
gen flreitige Borfrage zu enticheiden, beauftragt würbe. « 

Naſſau machte hierauf, Sess. XII. 2. Sep. Prot. ©. 313, 

ıc. zwei neue Anträge, indem es eritend das Verlangen 
wiederholt, daß biefed, wegen erwähnter zwei Forderungen, eins 
zuleitende Austrägalverfahren (S. 318.) auf die ganze Trierifche 
Schuldenausgleichung ausgedehnt werde, und baß ſodann zuvör⸗ 
berft die Anflände zu heben feyen, welche dem austrägalgeridht: 
lichen Verfahren, felbft beſchraͤnkt auf diefe zwei Reclamationen, 
noch entgegenftänden. 

Die B. V. verwieß jedoch, nach umftänblicher Erörterung, 

auf den oben angeführten Beſchluß S. 300. 

1026, Sn Sess. XIV. ©, Prot. S. 358. macht Naſſau ferner den 
Antrag, fofort mit Umgehung eined weiteren Vermittelungsver⸗ 
ſuchs, die austrägalgerichtliche Einticheibung über Die ganze Aus⸗ 
gleichung eintreten zu laflen, und zeigt an, baß ed ben Theil ber 
Remy'ſchen Forderung, welchen Preuflen, ale Naflau zur Laſt 
fallend, angefehen, übernommen habe, und deßfalls ein abgefon- 
derted Verfahren nicht nöthig fey, womit Preuffen fich einverftans 
den erflärt. Die Guhmann’fdje Forderung dagegen fünnte num, 
fo wie alle anderen noch etwa einlommenben Gefuche, an das 
zu beftellende Austrägalgericht zu verweilen feyn. Hierauf warb 
beichloffen: ©. 360. — 362. 

nl, im Betreff der Ausgleichung des Kurtrierifchen Schuls 

denweſens zwifchen Preuflen und Naflau: 

„Daß zuvörberft ein Ausfchuß von drei Mitgliedern zu wählen 
fey, welchem der Verſuch einer gütlichen Ausgleichung des 
Kurtrierifchen Schuldenwefens zwifchen Preuffen und Raffau 
übertragen werde, Sollte aber dieſer möglichſt zu befchleus 
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nigende Verſuch mißlingen, fo wäre ber Einleitung bed ısac, 
Austrägalverfahrens ftatt zu ‘geben. « 

Zu dieſer Commiſſion wurden, ebendaſelbſt S. 361. ers 
wählt: die Geſandten von Oeſterreich, Bayern und von Holſtein und 
kanenburg. 

„IL Sn Betreff der Forderung des J. W. Remy zu Frank 

furt, wegen Lieferungen zu der ehemaligen Kurtrierifchen 
Feſtung Ehrenbreititein. 

„Dem 3. W. Nemy zu Frankfurt zu eröffnen, daß es von 
dem in ber XI. bießjährigen Sitzung befchloffenen Austrägafs 
verfahren ablomme, nachdem bie beiden hohen betheiligten 
Höfe ſich über Die Concurrenzquote dahin vereinigt hätten, 
daß bie KöniglichPreufliiche Regierung feine Yorberung 
mit 862% Proc, die Hzgl. Naflanifche aber mit 
13443 Procent vertrete;s und daß er daher dieſe For⸗ 
derung nunmehr nach vorftehendem Maß abe bei ben bes 
nannten beiden Regierungen anzubringen habe. 

"IL In Betreff der Korberung bed Negierungerathd Guhs 

mann zu Bruchfal. 

Praͤſſdium bemerkt zuvörberft, daß Preuflen und Naſſau fich noch 
beftimmt zu erflären hätten, ob fie Die Forderung des Regierungs⸗ 
raths Guhmann, wie jene bed J. W. Remy, nach Procenten 
übernehmen wollten, widrigenfalls es bei Dem in-ber XI. dießjäh⸗ 
rigen Sitzung befchloffenen Austrägalverfahren fein Verbleiben 
haben müffe.- Naffau habe fich fubfibiarifch dazu bereit erflärt, 
obwohl es ber ben Theilungsmaßſtab felbft mit Preuffen noch 
wicht einig ſey. | 

Da die Königlich Preuflifche Gefandtfchaft fich hierüber ihre 
— vorbehielt, wurde der Beſchluß hierauf noch aus⸗ 
geſetzt. 

Ueber das Abkommen wegen Remy hielt der Holſtein⸗Lauen⸗ 
burgiſche Geſandte Vortrag, Sess. XXI. 2. Sep. Prot.S. 503. 182»; 
worauf befchloflen ward, ©. 505: 

„Nachdem in ber XIV. Sigung vom 1. Juni d. 9. die 
Eoncurrenzquote zur Befriedigung ber Remyſchen Forbes 
rung zwifchen Preuffen und Naſſau mittelft Bergleiche 
ausgemittelt, in Folge deflen das bereitö befchloffene Aug» 
teägalnerfahren aufgehoben und ber gefchloflene Vergleich 
mittelft Bundesbeſchluſſes einhellig angenommen worden, 


1826, 


J 
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die Bundesverſammlung aber verpflichtet iſt, den unter ihrer 
Vermittelung zu Stande gekommenen Vergleich aufrecht zu 
halten; ſo wird die Hzgl. Naſſauiſche Regierung durch ihre 
Bundestagsgeſandtſchaft erſucht, die in jener Sißung für 
Naſſau uͤbernommene Concurrenzquote gegen J. W. Remy 
vertreten zu wollen; worüber der Anzeige binnen vierzehn 
Tagen entgegengeſehen wird. « 


Nagſſan erflärt fidh, Sess. XXI. ©. Prot. ©, 511; worauf 
befchloffen ward, ©. 512: 


„Den J. W. Remy auf feine Vorſtellung vom 12. v. M. 
Nro. 75. zu erwidern: ba, nach der Anzeige der Hzgl. 
Raffauifchen Regierung, der Beichluß v. 1. Juni d. 5 
vollzogen und ber Befchwerde ded Reclamanten, infoweit 
die Bundesverſammlung barauf einzugehen competent fey, 
nachträglid; abgeholfen werbe, fo werde berfelbe Lediglich, 
an die Hzgl. Naſſauiſche Behörbe verwieien. » 


(Siehe auch Protokoll 1827, S. 383; 1828, ©. 238.) 

Die Geſandten von Preuffen und Raffau zeige Sess. XXIII. 
Sp. Prot. ©. 512. ihre Ausgleihung der Guhmannfchen 
Forderung an, worauf befehloflen warb, &. 514: 


„Dem Grßhzgl. Badifchen Regierungsrathe Guhmann zu 
Bruchſal wäre zu eröffnen, daß, nachben feine Befchwerbe 
durch die Erklärungen von Preuffen und Naſſau erledigt 
werde, wonad; Preuffen an ber Korberung ber Beckiſchen 
Erben auf feine, an der linfen und redjten Rheinſeite 
gelegenen, vormals Kurtrierifchen Befikungen 6,610 fi. 


- übernommen, und Naſſau den Reſt mit 3,390 fl. zu 


übernehmen zugefichert habe, ed von der in ber XL Dicß- 
jährigen Sitzung befchloffenen Einleitung des Austrägal- 
verfahrend abfomme und Reclamant feine Forderung nun⸗ 


mehr nach der angegebenen Bertheilung zu fuchen habe. 


II. 


(Sch ©. 37.) 


Wir beginnen hier fogleich mit dem Bortrage bes Königl. 
Bayerifchen Gefandten, Namens der dazu ernannten Bermittes 
lungs⸗Commiſſion. (Diefe Commiſſion ward ernannt 4826; S. 360. 
gelegenheitlich der Remyſchen Reclamation.) 
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Im Jahre 1828, Sess. IV. ©. Prot. $. 33. ©. 46. trägt une, 
Referent vor: 


$. 1. Das vormalige Kurfürftenthum Trier beiland aus 
* obern und niedern Erzſtifte, und hatte Ianbftänbifche Ver⸗ 

ung. 

Das obere Erzſtift war ganz auf ber linken, das niebere 
zum größern Theile auf ber linken, zum Theile aber auf der 
rechten Rheinſeite gelegen. | 

Jedes Stift wurbe für ſich durch einen geiftlichen und einen welts 
lihen Stand repräfentirt, welche der Kürfürft von Zeit zu Zeit, 
nicht regelmäßig alle Sahre, manchmal erft nad) zwei his Drei 
Sahren, zur Bewilligung der gewöhnlichen und der aufferorbent- 
lichen Erigenz, fowohl des ganzen Kurftaated, ald der einzelnen 
Stifte und Stände, und zu beren Repartition unter ſich zufam- 
menberief. 

$. 2. Jedes Stift und jeder Stand in bemfelben hatte 
feine eigene Generaleinnehmerei, ober Haupteaffe, welche die ver- 
willigten Abgaben von den Specialrecepturen empfing, davon 
die befonbern Bebürfniffe ihres Standes betritt, und deſſen Quote 
an die allgemeine Erigenz des Kurftaates, nad, dem beftandenen 
Repartitionsmaßftabe, an die betreffende Kurfürftlicye Caſſe ab⸗ 
lieferte. Der Sig der obererzftiftiichen Generaleinnehmerei war 
in Trier, jener der niebererzftiftifchen in Goblenz. 


$. 3. Das Eoncurrenzverhältniß der beiden Erzſtifte und 
der verfchiedenen Stände in demfelben war in folgender Art 
feſtgeſetzt: 
An 1,000 Fl. hatten beizutragen 
die beiden Stände des obern Erzftiftes . 569 Fl. 18 Kr. 
die beiben Stände des niedern Erzftiftes, 430 » 42 
An dem Antheile bes obern Erzftiftes 
concurrirte 
der geiftliche Stand mit -». . »...:. Br 8 
und der weltlihe mit . . . ...45 vr Ir 
An dem Antheile ded untern Erzftiftes 
der geiftliche Stand mit . - » 98 6 
der weltliche Stand mit . . . .. 332, 1 


5.4 Im Falle außerordentlicher Bewilligungen, oder eines 
außerordentlichen durch Steuerbeiträge nicht wohl zu deckenden 
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Beduͤrfniſſes, wurden, mit Zuſtimmung der betreffenden Stände, 
Anlehen aufgebracht, welche als Landichaftliche Schulden 

a) entweder auf dem ganzen Kurftaate lafteten, und von allen 
vier Ständen gemeinfchaftlich bewilligt waren ; 

b) oder nur ein Stift für fich, 

c) oder felbft nur den geiftlichen ober weltlichen Stand eines 
Stifted allein betreffen, je nachdem ed ſich von Be 
dürfniffen eined einzelnen Gtifted oder eines einzelnen 
Standes in demfelben handelte, 

5.5. In Anfehung der Domänen fland in dem Kurfür- 
ſtenthume Trier, fo wie in allen Deutfchen geiftlichen Staaten, 
dem Regenten, resp. Erzbifchof, dad Domcapitel zur Seite, und 
ed konnte, ohne beflen Zuftimmung, eine Veräußerung berfelben 
nicht ftatt finden: die Domcapitel behaupteten dad echt, den 
Conſens zur Aufnahme von Cameralſchulden zu ertheilen. 


$.,6. Unter allen vormaligen Deutfchen Reichslanden hatte 
dad Kurfürftenthum Trier die Drangfale ded Franzöftfchen Re 
volutiondfrieged zum härteften erlitten, wozu die Bildung ber 
Franzöfifchen Emigrantencorps bei Anfang des Krieged in den 
Umgebungen von Goblenz wohl mit die Veranlaffung gewefen 
feyn bürfte. 

Die Iinfe Rheinfeite wurde im Spätjahre 1794 von der 
Franzöfifchen Armee befekt, und blieb, bid zum Frieden von Lü⸗ 
neville und der erfolgten formlichen Abtretung, unter Franzoö⸗ 
licher, größtentheild militärifcher Adminiftration. 

Ungeheuere Gontributionen, zahllofe Lieferungen aller Ge 
genftände, gewaltiame Hinwegnahme von Pferden und Kriegs 
bebürfniffen aller Art, Toftfpielige Verpflegung der Truppen, und 
außerordentliche Steuern, erfchöpften das Land auf den höchiten 
Grad. Der gezwungene Cours ber i. 3. 1794 fchon beinahe 
gänzlich werthlofen Affignaten vernichtete vollends noch den ge 
ringen Wohlftand aller Glaffen. 

Vorzüglich brüdend war bie revolutionäre Verwaltung die 
je8 Landes von 1794 bie 1797. 

Auch die auf der rechten Nheinfeite gelegenen Kurtrierifchen 
Lande hatten die Geiffel des Krieges hart empfunden. 

Außer den mandherlei Leiftungen an bie Deutfchen Heere in 
ben Jahren 1794 — 96, waren fie, bei dem lebergange ber 
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Franzöfifchen Armeen in ben Sahren 1795 unb 1796, den Er 
preffungen berfelben, und ihren Erceflen, wenn auch nur auf 
Fürzere Zeit, ausgeſezt. Bom April 1797 bis zum Lüneviller 
Frieden i. J. 1801 waren aber auch dieſe Trierifchen Landes⸗ 
theile in Franzoͤſiſchen Händen, und mußten, nebit bebeutenden 
Sontributionen und Requiſitionen, noch eine große Zahl Franzoͤ⸗ 
fifcher Truppen verpflegen, die theild in Gantonirung lagen, 
theild Chrenbreititein belagerten und nach beflen Uebergabe bes 
fegten. 
6.7. Bei der ftetd fortwährenden Occupation ber linken 
Rheinfeite, war unter Franzoͤſiſcher Herrfchaft die Einberufung 
der obererzftiftiichen Stände, und die Aufnahme von ihnen cons 
fentirter Sapitalien unmöglich. Ale die furchtbaren Laften muß 
ten daher von den einzelnen Bezirken und Gemeinden allein ge 
tragen werben, die, fofern es noch möglich war, fich Credit zu 
verfchaffen, einzelne Gelder aufzuborgen fuchten. 

Derfelbe Zal ergab fi), wenn auch im geringern Maße, 
auf der rechten Rheinfeite während der Kranzöftichen Decupation. 

Allein noch vor berfelben zeigte fich im Herbſte 1794, als 
ſchon der größte Theil der linken Rheinſeite von den Franzöflichen 
Truppen befegt war, die Linzulänglichkeit der Mittel zu. den 
dringenden und ımerläßlichen Staatöbebürfniffen. Die feindliche 
Occupation verhinderte die Erhebung ded bei weitem größern 
Theild der Steuern, und man Tonnte auf ben richtigen Eingang 
Der von den Ständen für drei jahre bewilligten Abgaben nicht 
mehr mit Zuverficht rechnen. Um daher jeder Stodung vorzus 
beugen, wurde im September 1794 bei dem Haufe Mühlens 
ein Anlehen auf 500,000 1. negociirt, und mit Zuftimmung der 
nniebererzftiftifchen geiftlichen und weltlihen Stände feſtgeſetzt, 
Daß von biefem Anleihen 350,000 FI. als auf den Steuergefäl- 
len haftende Landesfchuld, 150,000 FL. Hingegen ald Cameral- 
ſchuld zu betrachten ſeyen. Es wurden jedoch Feine befondern 
Obligationen für die Steuercaffe und Kammercaffe auögefertigt, 
fordern dem ganzen Darleihen zu beffen Sicherheit ſaͤmmtliche 
Steuers und Sameralgefälle zur Generalhypothek, fpäterhin aber 
noch, auf Andringen der Darleiher, die Einfünfte bes Selterſer 
Geſundbrunnens ald Sperialhypothel, angewiefen und verfichert. 

Zu diefem Anlehen haben die niedererzftiftifchen Stände ben 
Conſens nicht nur für fichertheilt, fondern das Direetorium berfelben, 
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ſowohl des geiſtlichen als weltlichen Standes, hat die deßhalb 
ausgefertigte Verbriefung vom 12. September 1794 mit den 
Worten unterzeichnet: 
„für ſich und im Namen ber obererzſtiftiſchen geiſtlichen 
„und weltlichen Directoren , welches Directorium dermal 
„durch den feindlichen Ginfall der Franzoſen, und Ein 
„nahme der Stadt Trier, in feiner Actiwität und Erhe⸗ 
„bung der Steuern gehindert ift.« 

Bald nach der Unterzeichnung biefed Anlehensvertrags vom 
2A. Det. deflelben Jahrs wurde ſchon Coblenz und der auf ber 
linker Rheinſeite gelegene Theil des Niebererzilifted von den 
Stangolen beſetzt. 

$. 8. As durch den Luͤneviller Frieden Das ganze linke 
Rheirufer au Frankreich abgetreten war, wurde durch den Reichs⸗ 
deputations⸗Receß der Reſt des Kurfürſtenthums Trier dem Fürſt⸗ 
lichen Hauſe Naſſau⸗Weilburg zur Entſchaͤdigung ſeiner jenſeitigen 
Verluſte zugewieſen. 

5. ©. Ueber bie Regulirung ber Schuldenverhältuiffe in 
Aufehuug der an Frankreich abgetretenen Lande enthält der Lü⸗ 
neviller Friede, Artikel 8, — in Anfehung der Schulbverhälts 
niffe der dieſſeitigen Entichäbigungslande hingegen, ber Reichsde⸗ 
putations⸗Receß in den SS. 38, dann 77 bis 80, die erforderlis 
chen Rormen. 

$. 10. Daß die Letztern auch auf bie von Kranfreich auf 
bie abgetretenen Länder zu übernehmenden Schulden gleichfalls 
Bezug haben, bat das Kranzöfifche Gouvernement felbft an 
erfannt. 

Dem ungeachtet bat fich daffelbe zu einer Auseinanderſetzung 
bed Trieriſchen Schuldenweſens für die linke und rechte Rhein: 
feite nie herbeigelaflen. 

Sm Jahre 18303 ordnete die Franzöfiiche Regierung die 
Liquidation der von ihr für Die linfe Rheinfeite zu übernehmen- 
den Schulden an; die deßfalls erlaffene Bekanntmachung des 
Präfecten des Donneröberge-Departements vom 20. Pluviose an XI. 
fordert, mit Beziehung auf den Artifel VIIL des Lüneviller Frie⸗ 
densſchluſſes, welcher enthalte: 

daß die Franzöſiſche Republik die auf den Grund und 
Boden der vereinigten Lande hypothecirten Schulden über⸗ 
nehmen werde, und insbeſondere diejenigen Schulden, die 
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and Anlehen entſtanden, in welche die Staͤude ber abge⸗ 
tretenen Lande foͤrmlich eingewilligt haben, deßgleichen 
auch die für die wirkliche Verwaltung gedachter Lande 
gemachten Ausgaben — 

die Bewohner auf, bei den Praͤfecten ic. einzureichen: 

1) die Reclamationen in Anfehung ber Anlchen, in welche 
Die Stände. oder die Oberverwaltungen eingewilligt 
haben ıc. 

2) die Reclamationen. wegen Ausgaben, die für bie Adwi⸗ 
niftration diefer Länder vor ihrer Vereinigung gemacht 
worden find. 

Allein, die auf dem Linken Rheinufer hypothecirten Schulden, 
wenn fie nidyt in eine dieſer beiden Cathegorien gehösten, wur; 
den von Frankreich nicht anerfamnt, und fo die Bericktigung und 
bie Theilnahme an fümmtlichen, vormals Kurtrierifchen Cameral⸗ 
fchulden, obwohl ein großer Theil ber Domänen, insbeſondere 
ber Waldungen, worauf diefe Schulden ſpeciell verpfündet waren, 
veräußert wurden, factifch verweigert. Ob und welche Schritte 
in biefer Beziehung von Naſſaun's gefchehen find, geht aus 
den vorliegenden Darft nicht hervor. 

$. 11. Bei der entfernten Ausſicht eines deßfallſigen Ars 
rangements entichloß fich die Herzoglich⸗Naſſauiſche Regierung, 
den Bellimmungen ber SS. 78. 79. und 80. bes Reichöbeputationd- 
Receſſes gemäß, bie mit Specialhypothek auf in feinen Beſitz 
Übergegangene Objecte verfehenen Schuldforberungen einftweilen zu 
verzinfen, die mit feiner, ober einer Generalhypothek verfehenen 
Schulden aber bem Befiber bed Hauptortes, resp. des größern 
Theile des Landes, zur gleichmäßigen Verzinſung zu überlaflen. 

Sie traf im Jahre 1808 die Einleitung zur vortheilkaften 
Umwandlung des, wie fchon oben bemerkt, auf Pen Selterfer 
Brummen fpeciel verpfändeten Mühlensifchen Anlehens, und löſte 
daffelbe in dem damals angemeffenen Courſe von 672.51. 47 Kr. 
per 1000 Fl., nebft rüdktändigen Zinfen bid zum 1. Juli 1.808, 
bis auf 49 Stüde ein. 

Auch einige andere, vormals Zrierifche Schuldpoften wurden 
von Seite der Raſſauiſchen Regierung ben bedrängten Glaͤubi⸗ 
gern bezahlt. 

5. 12. Als Frankreich im Jahre 1814 durch ben erſten 
Pariſer Frieden die vormals Deutſchen Lande am liuken Rhein⸗ 
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ufer abtrat, wurden in- bemfelben Friedensvertrage Beſtimmungen, 
ſowohl wegen der Forderungen von Privaten, Gemeinden und 
Anſtalten an die Franzoͤſiſche Regierung, als in Anſehung der 
auf dem Lande hypothecirten oder für die Verwaltung des Lan⸗ 
des contrahirten Schulden in den Artikeln XIX. und XXI. getroffen. 
Der letztere beftimmt die Ueberweifung diefer Schulden an den 
neuen Befiter, die Bergütung an Frankreich für die Durch Die 
Umwandlung diefer Schulden durch Inſcriptionen auf das 
Franzoͤſiſche Schulbuch von diefem übernommenen Schulden. 
Er Inutet: | 
„Les dettes specialement hypothequees dans leur origine 
sur les pays, qui cessent d’appartenir ä la France, ou 
contractees pour leur administration interieure, resteront 
ä la charge de ces m&mes pays. Il sera tenu compte en 
consequence au gouvernement francais, ä partir da 
aa. decembre ı813, de celles de ces dettes qui ont ete 
converties en inscriptions au grand livre de la dette 
publique en France. Les titres de toutes celles, qui 
ont Et& preparees pour l'insggietion et n'ont pas encore 
ete inscrites, seront remis IE Gouvernemens des pays 
respectifs. Les etats de toutes ces dettes seront dress&s 
et arrötes par une commission mixte,“ 
$. 13. Da die Vollziehung der Beſtimmungen ber beiben 
bemerkten Artikel Anftände gefunden hatte, fo wurde, bei dem 
zweiten Parifer Frieden im Jahre 1815, dieſem eine befondere 
Uebereinktunft wegen der Bollziehung des Artikel XIX. und der 
folgenden beigefügt. In berfelben find nähere Beſtimmungen fo 
wohl wegen der an Franfreich, für Die von den abgetretenen 
Landen herrührenden Inſcriptionen, zu Teiftenden Entichäbigung, 
als indbefondere wegen ber rüditändigen Zinfen feſtgeſetzt, und 
ein beftimmter yräclufiver Termin zur Einreichung aller Forde⸗ 
rungen gegen Frankreich bei ber zu Diefem Ende errichteten ger 
meinfchaftlichen Liquidationscommiſſion angeordnet. 
Die vorzüglichiten der hierher bezüglichen Beſtimmun⸗ 
gen find: 
Art. VI 2. Seront deduits de ces remboursements 
(a faire & la France) les capitaux et inter&ts hypothe- 
quees sur des immeubles alienes par le gouwvernement 
frangais, encore bien que les dits capitaux n'sient. pas 
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été convertis en inscriptions sur le grand livre de la 
dette publique, sans toutefois que, par la presente stipu- 
lation, il soit deroge en rien aux lois ou actes du gou- 
vernement qui pronongaient des prescriptions des dechdan- 
ces, et en vertu, desquelles les creances devaient s’eteindre 
au profit de la France, par voie de confusion ou de 
compe£nsation- 

Art. IX. I sera procede & la liquidation des interöts 
non payes des dettes hypothequees sur le sol des pays 
cedes ‘A la France par les traites de Campo-Formio et 
de Lunevyille, resultant d’emprunts formellement consen- 
tis par les etats des pays cedes, ou de depenses faites 
pour l’administration effective des dits pays. 

S. 14. Die auf der linken Seite ded Rheins gelegenen 
Kurtrierifchen Lande wurden durch die Wiener Eongreßacte der 
Krone Preuſſen zugewiefen. Diefelbe erwarb, durch einen mit 
den Herzoglich⸗ und Fürftlichs Raffauifchen Häufern zu Wien 
unterm 31. Mai 1815 abgefchloflenen Taufchvertrag, auch noch 
einen Theil ber auf der rechten Nheinfeite gelegenen, vormals 
Kurtrierifchen Befitungen. Sowohl in diefem Vertrage, Art. VI. 
ald in dem wegen der Bollgiehung deflelben unterm 43. Der. 
1816, d. d. Frankfurt und Wiesbaden, abgefchloffenen Receſſe, 
find mehrere Beitimmungen, fowohl in Anfehung der Schulden, 
ald der rüdftändigen Zinfen u, a. enthalten. 

Die wefentlichften diefer Beitimmungen finb folgende: 

a) Art. VII. bes Miener Vertrages, wodurch feſtgeſetzt 

wird: 

"Daß die Particulars, Gemeindes, Kirchfpields, Amtes 
und Landes⸗ oder Provinzialfchulden mit ben betroffenen 
Gemeinden, Kirdyipielen, Aemtern und Ländern oder Pros 
vinzen an ben Fünftigen Befiter übergehen und auf den⸗ 
felben haften bleiben. | 

„Da, wo eine Theilung der Aemter und Länder ober 
Provinzen ftatt findet, werden die Particulars, Amts⸗ 
und Sandeöfchulden nach eben dem Zuße und Maßitabe 
auf beide Theile vertheilt, nach welchem die getrennten 
Theile zu der Berzinfung und Gapitalrücdzahlung, oder, 
wenn dieß nicht auszumitteln ift, überhaupt zu gemein, 
fchaftlichen Ausgaben beigetragen haben.« 
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b) Art. IL des erwähnten Recefled vom December 1816: 

„Da am 31. December 1814 noch nicht alle Cameral⸗ 
fchnfden liquid und auf die Herzoglich⸗Naſſauiſche Staats- 
caffe übernommen getwefen find, zu beren Uebernahme das 
Herzogliche Haus Naffau die Verpflichtung auf fich hatte; 
fo wird in Rückſicht diefer Cameralichulden, welche nad 
dem 31. December 1814 theild fchon liquid gemacht find, 
und theild erft noch Liquid gemacht werden müflen, hiers 
mit feftgefeßt, daß jedes Gouvernement folche in fo weit 


privative und ohne Goncurrenz ded andern zu übernehmen 


c) 


unb zu berichtigen hat, als folche auf den, burch den 
mit Naffau abgefchloffenen Wiener Staatövertrag gegen 
feitig abgetretenen Landestheilen haften, und daß befhalb 
feine weitere Abrechnung auf Capital ftatt finden fol. 
Und, da Naffau dermalen noch Theile ded vormaligen 
Kurftaated Trier befitt, fo erkennt ſich der Herzoglich⸗ 
Naffauifche Hof für verpflichtet, an der noch nicht erfolg. 
ten Liquidirung der Kurtrierifchen Schulden Antheil zu 
nehmen, und wird zu einer Deßfallfigen Commiſſion, welche 
binnen drei Monaten zufammentreten fol, feinen Sommiffar 
nach Coblenz abfenden. 

„Dieſe Commiffion hat alle an das Sameralvermögen zu 
machenden Yorderungen zu Tiquidiren, darüber zu ent- 
fcheiden, und das rückſtändige Rechnungswefen zu be 
richfigen. 

„In Abfiht der Zinfen Diefer Sapitalien fol diefe 
Commiſſion befiimmen, von welcher Seite und in welchem 
Maße, fowohl die bis zum 1. Juli 1815 rüdfländigen, 
al8 die von diefem Zeitpuncte an laufenden, zu bezah- 
fen find.“ 


Art. IIT. deflelben Receſſes wird, in Beziehung auf die 
Landes⸗ und Provinzial-Schulben, beftimmt: 

"Sodann machen fid) beide Gouvernements nerbindlidh, 
zu ber, den vorangegangenen Berträgen gemäßen Befries 
digung der Gläubiger in Betreff der Kurtrierifchen Lan⸗ 
deöfchulden, fobald ald möglich und fyäteltens binnen drei 
Monaten, eine gemeinfchaftliche Gommiffion zu Coblenz 
anzuordnen, deren Geſchaͤft darin beftehen fol: 
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1) die auf dem ehemaligen Kurfhrktentfume Trier haften- 
ben Landesfchulden und alle ſonſtigen Korberungen zu 
liquidiren, und, nebft den rüdfandigen Zinfen, feſtzu⸗ 
ſetzen; 

2) die Grundſaͤttze über die Bertheilung dieſer Schulden 
zwifchen den Spmtereffenten, ben über dieſe Länder fucs 
ceſſiv gefchloffenen Verträgen gemäß, feſtzuſtellen, fo- 
dann die Vertheilung feibt vorzunehmen, und jebem 
Gouvernement feine Rate in einzelnen Eaypitalien zuzu⸗ 
weifen; 

3) die noch unabgemadhten Generafeinniehmereisftechnungen 
zu revidiren und völlig in Nichtigkeit zu bringen, und 
endlich 

4) wegen Bezahlung der bis zum 1. Suli 1815 rückſtaͤndi⸗ 
gen Zinfen dad Erforderliche zu reguliren. « 


. $& 15. Diefen Vertragsbeſtimmungen gemäß, wurde fofort 
eine gemeinfchaftliche Commiſſion in Eoblenz niedergefegt, welche 
die Greditoren zur Liquidation ihrer Forderungen öffentlich auf 
forderte, und die nöthigen Materialien zur Feſtſetzung des Re⸗ 
partitionsmaßftabes fammelte und bearbeitete. 


6. 16. Da die Franzoͤſiſche Regierung während des Be 
fies des linken Rheinufer nur einen Theil der ehemals Kur- 
trierifchen Landesſchulden anerfannt und in das große Buch eitts 
getragen hatte, Dagegen fowohl von den Landes⸗ als den Kam: 
merſchulden theild fehr große Nüdftande an verfallenen Zinfen 
obwalteten, theild felbft die Dbjecte, worauf ein Theil Diefer 
Schulden ſpeciell, ein Theil generell hupsthecirt war, während 
der Franzöfifchen Berwaltung veräußert wurben, ohne daß die 
hierauf verficyerten Schulden abgetragen worben waren; fo fah 
fh die Königlich-Preuffifche Regierung veranlaßt, nach vorhin 
eingeleiteter Necherche über dad Berhältmiß ded vormals Kur- 
trierifchen Schuldenweſens, inöbefondere fofern es die Kameral⸗ 
ſchulden betraf, ihre Forderung bei ber in Paris angeorbneten 
Liquidationscommiſſion anzubringen. 

Die Anerfennung und Berichtigung ber obererzftiftifchen Lan⸗ 
desſchulden umd die Hernusbesahlung der bis Ende 1813 fich 
ergebenen Zinsrüdftände, fand wenig Anftinde. 
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In Anſehung der landſtaͤndiſchen Schulden des niedern Erz⸗ 
ſtiftes, liquibirte und berechnete Preuſſen gegen Frankreich die 
rückſtaͤndigen Zinſen, nach dem verſchiedenen Berhältniffe, welches 
ſich fuͤr die linke und rechte Rheinſeite 

in Anſehung des geiſtlichen Standes, ſo wie in Ve⸗ 
ziehung des weltlichen Standes des niedern Erzſtiftes, 

dann in Anſehung des niedererzſtiftiſchen geiſtlichen und 

weltlichen Standes gegeneinander, 

ſo wie in Beziehung auf die vier Staͤnde des ganzen Kur⸗ 
ſtaates, nämlich ben geiſtlichen und weltlichen Stand, ded 
obern und bed niedern Erzſtiftes, 

ergab. 

Der größte Anſtand zeigte fich jedoch in Beziehung auf bie 
Sameralfchulden, indem man fi) mit dem Franzöfifchen Gouvers 
nement wegen berfelben durchaus nicht vereinigen Eonnte. 

Diefes hat: feit ber Abtretung bed Linken Nheinuferd nie von 
Kurtrierifchen Sameralichulden das mindefte auf die rechte Rheins 
feite übernommen, fondern ftetd behauptet, nad) den Beltimmuns 
gen bed Lüneviller Friedens hierzu nicht verbunden zu ſeyn. Es 
wurde daher im Sahre 1818 durch den zum Schiedörichter ers 
wählten Herzog von Wellington dahin entfchieden, daß Frank 
reich zur Concurrenz zu ben Kurtrierifchen Kammerfchulden, jes 
doch nur in dem Maße, verpflichtet fey, als dafür Hypotheken 
auf ber linken Rheinfeite conftituirt geweien feyen, daß fomit 

jene Schulden, welche auf bem linken Rheinufer ihre 
Specialhypothet hatten, von Frankreich. allein bis zum 
Ende 1813 verzinfet, 

von den mit Generalhypothefen verfehenen Cameral⸗ 
fehulden hingegen ber betreffende Theil von Frankreich 
übernommen und gleichfalls bis zu dem Rormaltermine 
verzinfet werden follten, 

dann daß — in Nüdficht, daß der größte Theil der 
auf der linken Rheinfeite gelegenen Domänen, worauf 
diefe Schulden hypotheeirt waren, von Seiten Frankreichs 
veräußert wurden — dieſes gehalten fey, von den nach 
obigen Normen auf die linke Rheinfeite fallenden Schuls 

‘ den zwei Drittheile bed Gapitalbetrags zu übernehmen 

und der Krone Preuflen zu vergüten. 
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Der Antheil der linken Rheinſeite an ben generell hypothe⸗ 
cirten Kammerſchulden wurde mit zwei Drittheilen feſtgeſetzt. 
Die Krone Preuſſen befriedigte, dieſem gemäß, die von ihr nach 
diefen Beftimmungen übernommenen Gläubiger, fowohl für ben 
Gapitalbetrag als die ruͤckſtaͤndigen Zinfen. 

6. 17. Die gemeinfchaftlihe Commiſſion in Coblenz hatte 
indeß lange ihr Liquidationsgefchäft beendet; — man konnte fi 
jedoch zwifchen beiden Regierungen, der Königlidgs Preufliichen 
und Herzoglich- NRaffauifchen, über die Grundfäbe ber Ausfcheis 
dung des Kurtrieriſchen Schuldenweſens nicht vereinigen. 

Die depfalld in den Jahren 1823, 1824, 1825 und 1826, 
theils durch perſoͤnlichen Zufammentritt in Wiesbaden, theils 
Ihriftlich, gepflogenen Verhandlungen führten zu feinem Ziele. - 

$. 18. Die Herzoglich⸗Naſſauiſche Gefandtichaft waubte fich 
daher in berXTV. Sigung von 1826, ©. 313. an bie Bundeövers 
fammlung, legte die protofollarifchen Berhamdlungen vom 12. Aug. 
1823 und 24. Suli 1824, nebit den Schlußerflärungen der beis 
derfeitigen Commiſſars vom 9. December 1825 und 3. Januar 
1826, mit. der Bitte vor, die endliche Entſcheidung diefer Ange 
fegenheit auf bundesverfaſſungsmaßigem Wege herbeizuführen, und 
zu diefem Ende, da bie langjährigen Autgleichungsverhandlungen 
eine Uebereinftimmung ber abweichenden Anfichten wicht herbeizu⸗ 
führen im Stande waren, bad austrägalgerichtliche Verfahren 
einzuleiten. 

Es wurde befchloffen, einen Ausſchuß nieberzufeßen und dem⸗ 
ſelben den Verſuch einer gütlichen Ausgleichung bed Kurtrierifchen 
Schuldenwefend zwifchen. Preuffen und Naflau zu Poertragen. 
Prot, 1826, ©. 360. 

$. 19. Die Commiſſion fah ſich veranlaßt, noße einige nähere 
Anffchlüffe und Mittheilungen fich von der Königlich Preuffifchen 
Gefandtfchaft zu erbitten, die auch im Laufe des Monats Juni 
1826 eingelangt find. 

5. 20. Die zwifchen Preuffen und Naſſau zu vertheilenden 
Kurtrierifchen Schulden werden von beiden Theilen nicht ganz 
gleich angegeben. . 

Sie theilen ſich in 

A. Randesfchulden, 
B. Gameralfchulden. 
keonpardi, uber Austrägatverfaßren. 24 
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$. 21. ad A. Die Landesſchulden waren auf die Steuer 
gefälle radieirt. Eben daher kommen auch die Landesſchulden des 
ganz auf ber Iinten Rheinſeite gelegenen obern Erzſtiftes hier gar 
nicht zur Sprache. 

Bei der Ausfcheidung zwifchen Preuffen und Raflau handelt 
es fich nur von den auf dem ganzen Kurftante und ben auf dem 
niedern Erzftifte ruhenden Landesſchulden. 
| Diefe beftehen, nach dem Raffauifchen fummarifchen Ber: 
zeichniffe, welches dem Gonferenzprototolle vom 24. Juli 1824 
beigefügt 'gewefen, in 

L verzinslidhen, 
41) Schulden, welche, nach Raffauifcher Behauptung, auf dem 
ganzen Kurftaate gehaftet haben: 

a) Mühlensifched Anlehen 

«) eingelöfte Obligationen . . 120,189 Rthlr. 29 Alb.*) —M. 

B)uneingelöfte Obligationen. 32,666 „» 36 vr —" 

b) Krönungsfchulden....+ 27800 „ — un —n 

2) Schulden des niedern Erzſtiftes: 

a) gemeinfchaftliche zwilchen dem 
geiftlihen und weltlichen 

Stande .......... 3925 " Br —u 

b) des geiftlichen Standes allein 164,910 „» 9v Zu 

c) bed weltlichen Standes allein 265,348 » 2» —ı 


sufammen 643,190 Rthlr. 10 Alb. 4f. 
IL unverzindlidhen, 
1) auf dem ganzen Kurftaate hafs 
tenden 2000er r 00. 180,516 Rthlr. 7Alb. — Pf. 

2) auf dem niebern Erzftifte: 

a) gemeinfchaftlich zwifchen beis 

den Ständen . .... A155 vr 9er —n 
b) auf dem geiftlichenStande allein 13» 3 —u 
c) auf dem weltlichen Stande. 1,0356 „» Ber — nv 


zufammen 203,240 Rthlr. 3 Alb. — Pf. 


Gegen den Anfag dieſer Schuldpoften werben von Preuſſi⸗ 
fcher Seite mehrere Einreden gemacht, die zum Theile, in fo fern fie 





*) Gin Reihöthaler Hat 54 Albus 
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von geößerm Belange find, noch befonders angeführt werden, andern 
Theild aber in einzelnen Berichtigungen und der Behauptung bes 
ruben, daß ein Theil dieſer Forderungen, fo fern er von Stif⸗ 
tungen herrühre, erlofchen und fomit nicht weiter zu vertreten fey. 
6. 22.ad B. Die Kurtrierifchen Kammerfchulben theilenfich: 
J. in foldye, welche mit Generalhgpothelen (meiſt auf 
die unterbrüdten Rheinzölle) verfehen waren; 
IL in folche, die mit Specialhypothefen, entweber 
1) auf Sameralobjecte auf der linken, 
2) ober auf folche auf ber rechten Nheinfeite, 
verfichert find. 
ad J. Die eritern, mit SÖeneralhypothefen, werben 
von Raflau mit ber Summe von .. . 142,614 Rthlr. 14 Alb, 
angegeben. 
Preuffen giebt diefelben mit 
116,333 Rthlr. 18 Alb. liquid | 
16147 » — » illiquid, zuſammen mit 132,480 „ 18 " 
au. 
ad I. Mit Specialhypotheken auf der linken Rhein, 
jeite verfehen find, 
nad; der Naffauifchen Angabe . 173,376 Rthlr. 36 Alb. 
nach der Preuffifchen hingegen . 161,076 » 36 
Die mit Specialhypotheken auf der rechten Rhein 
feite verfehenen Schuldforderungen werden von Seiten Raffau’s 
geführt mit © 20000 00000. . 267,244 Rthlr. 43 Alb. 
und der Schönbornifchen Funbation mit 


6,500 Rthir. 

Nach Preufliichen Angaben betragen 
fie bis zum October 1794 ....... 182,333 Rthlr. 18 Alb. 
von da bis zum Luͤneviller Frieden .. 78,000 „ — 


260,333 Rthir. 18 Alb. 
Es iſt in einem Preuſſiſchen Tableau 
auch noch eines weitern Betrags von 78,210 Rthlr. 46%, Alb. 
ewaͤhnt, die zwiſchen dem Luneviller Frieden und dem 1. Decem⸗ 
ber 1802 von der Kurtrieriſchen Regierung aufgenommen wurden, 
die aber nicht weiter zur Sprache kommen, da ſie ſich weder zu 
einer Betheiligung der linken Rheinſeite, noch zu einer fernern 
Concurrenz ber Preuffifchen rechten Rheinfeite eignen, und welche 
auch von Seiten Naſſau's nicht aufgeführt werben. 
24 * 
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Die Urſachen der differenten Anfüße find groͤßtentheils an⸗ 
gegeben, und beruhen theils in einzelnen irrigen Verſetzungen 
von Schuldpoſten in andere Claſſen, theils in der Behauptung 
Preuſſens, daß einige bei Frankreich — respeet. ber deßhalb 
aufgeſtellten ſchiedsrichterlichen Behörde — nicht gehörig ange 
meldete Korberungen IS präckndirt zu betrachten feyen. 

In Anfehung der auf der rechten Rheinfeite mit Special 
hypothek verficherten Schulden, wird bemerkt, daß ein Capital 
von 40,000 Rthlr. auf dem ber Stadt Franffurt zugefallenen 
Kurtrierifchen Hofe ruhe, wegen deſſen diefe Stadt an den Kurs 
trierifchen Gameralfchulden den betreffenden Antheil zu überneh- 
men habe. 


$. 23. Biel größer, ald über die Anſaͤtze des Betrags der 
Schulden, ift die Verfchiedenheit in Anſehung der Anfichten über 
die Betheiligung der beiden Regierungen bei der 
Uebernahme dieſer Schulden. 

Die wechielfeitigen Anfichten and Behanptungen hierüber 
finden fich dargeftellt im Prot. de 1828, ©. 55. bie 68. in fine. 
Hauptanftandepımfte bei dem Verſuche ber wirklichen Auefcheibung 
verbleiben noch folgende: 

1) das Mühlensifche i. 3. 1794 negoritrte Anlehn von 
500,000 fl. (&. 69.) | 

2) dad XTrombettaifche Depoſitum (CS. 72.) von 3,923 
Rthlr. 4 Alb. 

3) eine Forderung ber Wittwe Pachten zu eimburg im Be 

trage von 1,000 Rthlr. Cibid.) 

+) rüditändige Steuergelder aus det Cameralortichaften ber 

rechten Rheinſeite; Cibid.) 

5) mehrere wohl minder bedeutende Forderungen für Liefe⸗ 

rungen ıc. Gibid.) 

In Betracht der verſchiedenen Anſichten der Betheiligten in 
dieſer Streitſache ergeben ſich auch. verſchiedene numeriſche Ne 
ſultate, und es erſcheint (S. 74.) eine Differenz, ſowohl in An⸗ 
ſehung der Landes⸗ als Cameralſchulden, zwiſchen der Preuſſiſchen 


und Raffauifchen Berechnung von 349,683 Rthlr. 23 Alb. 


nähmlich an Landesſchulden... 205,715 Rihlr. 26 Alb. 
an Kammerfehulden ....... 143,967 31 » 
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Dieſe Differenz iſt aber fo hedeutend, daß es Die Vermitte⸗1826. 
lungs⸗Commiſſion nicht für thunlich erachtet, Anträge zur gütlis 
chen Ausgleichung zu machen. 


Abgefehen von diefer numerifchen Differenz beftehen ımter 
den Partheien auch verfchiedene Anfichten über mehrere andere 
Punkte, die ſich in folgende Fragen auflöfen laſſen: 

1) „Ob das obere Erzftift verbunden fey, zu folchen Steuer: 
fchulden beizutragen, zu welchen die Stände deſſelben nicht 
förmlich zugeftimmt haben, und weldye zwar zu allgemeinen 
Bedürfniffen ded Kurftaats, aber nicht zur fpeciellen Ber: 
waltung ded damals fchon vom Feinde befeßten obern Erz⸗ 
ftifted verwendet wurden, — dann, ob, in erfterer Beziehung, 
der im Namen der obererzftiftifchen Directoren von den 
niedererzftiftifchen bei dem Mühlensifchen Anlehen ertheifte 
Conſens ald verbindend anzufehen fey? 


2) »Ob Preuffen für die linfe Rheinſeite verbunden fey, auch 
jene Landesſchulden zu übernehmen, die ohne fpecielle Be⸗ 
willigung der Stände, in Folge allgemein worhergegangener 
Zuftimmung, zu den fowohl ordentlichen ald außerordent- 
lichen Bedürfniffen des Landes verwendet wurben? 

3) ⸗Ob die auf der linken Aheinfeite gelegenen Aemter des nie- 
deren Erzftifted nur verbunden geweſen feyen, für jenen 

- Betrag, der von den Ständen fürmlich bewilligten Anlehen 
beizutragen, der noch vor ber Decupation der Iinfen Rhein: 
feite zu den ftändifchen Caſſen eingefloflen: ift? 

4) "Bon welcher Zeit an Preuffen in Anfehung der rechten 
Nheinfeite die Verzinfung- der zu übernehmenden Steuerfchul: 
den zu leiften habe? 

5) „Sn wie fern Naffau berechtigt ſey, jene Schuldforderungen, 
die es feit dem Lüneniller bis zum Parifer Frieden berich⸗ 
tigt habe, gegen Preuffen, fowohl in Anfehung der linken, 
ald der rechten Rheinfeite, in Aufrechnung zu bringen? 

6) Ob zwifchen der Iinfen und rechten Nheinfeite ſaͤmmtliche 
Bameralichulden, ohne Unterſchied der Lage der fpeciellen . 
Hypothek, oder, mit Ausnahme ber jeder Rheinſeite beſon⸗ 

ders verbleibenden fyeciell hupothecirten, nur die generell 
hypothecirten zur Theilung kommen follen? 
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18208. 7) „Db die unverzinslichen, mit einer foͤrmlichen Generalhypo⸗ 
thet nicht verjehenen &ameralfchuldpoften zur Bertheilung 
zwifchen der rechten und linken Rheinſeite fich eignen? 

8) „Sn wie fern Preuffen verbunden fey, an den auf der rech⸗ 
ten Rheinfeite, auch außer feinem eigenen Gebiete, fpeciell 
bypothecirten Kammerſchulden verhältnißmäßigen Antheil zu 
nehmen? 

9) „Bon welcher Zeit an Preuffen die Zinfen der auf die rechte 
Nheinfeite zu übernehmenden Eameralfchulden zu tragen 
habe? « | 

Dem vorgängig ift die Commiffion der Anſicht, daß zu einem 
Austrägalverfahren, das nach ben wiederholten Anträgen ber Bes 
theiligten (S. 76.), hier fowohl nad) Art. XXL ald XXX. be 
gründet erfcheine, Einleitung zu treffen fey. In dieſer legten Bes 

ziehung gelangen folgende Vorftellungen CS. 76.) an den Bund: 

Eine unterm 12. April 1827, ©. 344. eingereichte Vorſtel⸗ 
lung mehrerer Gläubiger, die Zinfenzahlung Trieriſcher Landes⸗ 
ſchulden der rechten Nheinfeite betreffend, vorgetragen in der 
XIV. Sigung vorigen Gahres. 

Ein Geſuch (Eingabe Nro. 16.) der Frankfurter Bürger 
und Handeldleute Macs vom 30. Januar 1827, welche wegen 
eined Anlehens von 18,000 fl. an dem oben ausführlich beleuch⸗ 
teten Mühlensifchen Anlehen die Einleitung des Bundes nadhs 
ſuchen. 

Mehrere wiederholte Geſuche der ehemaligen Leibgardi⸗ 
ſten Peter und Reinhard Klippel, ſo wie der Wittwe des Georg 
Groß, um Auszahlung ihrer Gagerückſtände. Prot. von 1827, 
©. 54.) Referent ftellt nım ©. 77. den Antrag: 

„daß — nachdem ber Berfuch einer Bermittelung zur 
Auseinanderfeßung der zwifchen der Krone Preuflen und 
dem Herzogthume Naſſau in Anfehung des Kurtrierifchen 
Schuldenweſens beftehenden Differenzien zu einem Erfolge 
nicht geführt habe — die hohe Bundesverfammlung, nadı Dem 
eigenen Antrage ber beiden Theile, die Einleitung zu dem ſo⸗ 
wohl nad) Art. XXI. ald nach Art. XXX. der W. Schl. Acte 
begründeten Austrägalverfahren treffen, und Daher ben König. 
Preuffifchen Gefandten, in Folge der fchon in der XIV. 
Sigung des Jahrs 1826 von Seiten Naſſau's abgegebe- 
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nen Erflärung, auffordern wolle, für feinen allerhödften 1326. 
Hof binnen fechd Wochen drei unbetheiligte Bundeöglieber zu 
benennen, aus welchen Raflau ein Austrägalgericht aus⸗ 
zumwählen habe, welches, auf den Grund bed Art. XXI. 
der W. Schl. A., über die zwifchen den beiden Regieruns 
gen wegen ber gänzlichen Auseinanderfegung und Bertheis 
lung bes vormaligen KRurtrierifchen Schuldenweſens ftreitig 
gewordenen Fragen in ihrem ganzen Umfange zu entſchei⸗ 
ben habe, « 

Demfelben wären zugleich die Vorftellungen derjenigen Rur- 
trieriichen Gläubiger, Die fich mit ihren Forderungen an den Bund 
gewendet haben, zu dem Ende anzufchließen, damit daflelbe, ins 
fofern diefe Gefuche nicht fchun durch die Entfcheidung jenes Streites 
zwifchen ben beiden Regierungen ihre Erledigung finden follten, wie 
diefed die Commiſſion vorausfegt, durch ein abgefondertes Aus: 
trägalverfahren über die Borfrage erkennen wolle: 

„zu welcher Gattung der Kurtrieriichen Schulden, und in 
welchem Berhältniffe, die Krone Preuffen und das Her: 
zogthum Naſſau beizutragen, rechtlicd; verbunden feyen. ? 

Preuſſen fchlägt fofort CS. 77.) die Gerichte zu Celle, 
Darmftadt und Lübeck ald Austrägalgerichte vor; Naſſau hält 
ſich dad Protokoll offen, Frankfurt erklaͤrt (S. 78.) im Be 
treff des Xrierifchen Cammeralhofplages in Frankfurt, fich alle 
Rechtezuftändigkeiten vorzubehalten; worauf die Commiffion ©. 78. 
den Wunſch ausdrüdt, Frankfurt möge fich dem Austrägalvers 
fahren anfchließen. 

Die vorbehaltene Erklärung giebt Naſſau in bemfelben Jahre 1828, 
Sess. XI. Sep. Prot. $.74. S. 195. ab, und fpricht barin aus, daß zur 
Begründung ded Ausdträgalverfahrens eines Bundesgliedes gegen ein 
anderes nur bie Eriftenz einer Streitigfeit zwifchen Bunbeögliedern 
und ber mißlungene Bermittelungsverfuch erforderlich ſeyen. Auch 
anf Streitigkeiten politifch rechtlicher Natur, zu’ welcher Die vors 
liegende gehöre, müfle bieß feine Anwendung finden, befhalb 
wähle Raflau aus ben vorgefchlagenen oberiten Gerichten das 
Dberapp. Gericht-zu Celle, jedoch unter ber ausbrüdlichen buns - 
desverfaffungsmäßigen Vorausſetzung und Unterftellung, daß alls 
gemein der gegenfeitigen Verbindlichkeit nachgekommen und biefe 
anerlannt werde: fid in allen Streitigleiten unter Bunbeögliebern 
dem Ansträgalverfahren zu unterwerfen. ' 


> 
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Frankfurt erklaͤrt ebendaſelbſt S. 196. in Hinſicht des ge⸗ 
ſtellten Erſuchens Abſeiten der B. V., daß es bereit ſey, ſovie 
ſeine Betheiligung bei der in Frage fiehenben Sache betreffe, 
dem Austrägalverfahren zwifchen der Krone Preuffen und bem 
Herzogthume Raffau, durch eigene Ausführung feiner Rechte, gleich 
und ohne Weiteres Theil zu nehnien; deßhalb es ſich, die Wahl 
des Austrägalgerichtd anlangerid, , mit dem Herzogthume Raffau 
vereinige, ed hierbei auch einer Verwahrung deffen, was fonft 
noch die Bundesgefeßgebung bei der Einleitung ded Austrägalver- 
fahrens mit ſich bringe, nicht bebürfe. 

Preuffen behielt fich hierauf das Protokoll offen ) und 
äußerte, Sess. XI. 1. Sep. Prot. S. 232. den Beſchluß 
durch eine nähere Beleuchtung der in ber Naffauifchen Erflärung 
ausgedrückten Theorie und Vorausfeßung nicht aufhalten zu wol⸗ 
Ien, worauf derfelbe dahin erfolgte: S. 232. (ſ. auch &. 207.) 


1) Nachdem der von der hohen Bundeöverfammlung am 1. 
Juni 1826 bdefchloffene Verſuch der Vermittelung zur Aus⸗ 
einanderfegung der zwifchen der Krone Preuffen und dem 
Herzogthume Raffau in Anfehung des Kurtrierifchen Schul- 
denweſens beſtehenden Differenzien zu einem Erfolge nicht 
geführt, und die Gefandtfchaften von Raffau und Frankfurt, 
auf den von der Königl. Preuflifchen Gefanbtfchaft in der 
IV. dießjährigen Sigung gemachten Borfchlag, die Wahl 
eined Oberapp. Gerichts getroffen haben, fo wird nunmehr 
diefer Streitgegenftand dem zum Austrägalgericht erwählten 
Königl. Hannödverifchen Oberapp. Gerichte zu Gelle zur rechts 
lichen Entfcheidung übergeben, und zu dieſem Ende 

2) der Königl. Hannöverifche Gefanbte erfucht, feinem allerhöch⸗ 
ften Hofe hiervon Die Anzeige zu machen, damit der vr 
wähnte oberfte Gerichtshof, in der Eigenfchaft ald Austruͤgal⸗ 


*) Da bie Koͤnigl. Preuſſiſche Grklärung, welche 1828, Sess. XVI. 6.112. 
©. 300. (f. auch Ant. 1.—IV. &. 310.— 314.) fo wie die darauf erwibernde 
Raſſauiſche ebendaf. &. 306. abgegeben wurhe, nur hauptfählich bie von Naf- 
fauifher Seite Sess. XI. von 1828 aufgeftelte Theorie in Hinfiht der unbe- 


ſchraͤnkten Anwendbarkeit des Austrägalverfahrens auf alle und jede, auch durd) 


guͤttiche Vereinbarung nicht zu beſeitigende Streitigkeiten, zum Gegenſtande 
hat; fo halten wir dieſe bloße Anzeige davon für genügend. 
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Inſtanz, in Gemaͤßheit der Buubedacte und der Bundes⸗1426. 
befchlüffe vom 16. Juni 1817, 3. Aug. 1820 mb 19. 
Suni 1823, über Die zwifchen ber Krone Preuflen und 
dem Herzogthume Naſſau wegen Ausdeinanderfegung des 
Kurtrierifchen Schulbenweiend fireitig gewordene Frage, 
in ihrem ganzen Umfange, fo wie über die Betheiligung 
der freien Stadt Frankfurt bei berfelben, auf den Grund 
des Art. XXI. der W. Sch!. A., — wie auch im Betreff 
der Forderungen derjenigen Kurtrierifchen Gläubiger und 
Penfioniften, weldye ſich an die Bundesverfammlung gewens 
bet haben, im Falle die Hauptentfcheidung dieſes nicht über- 
flüffig machen follte, nad, einem abgefonberten Austräs 
galverfahren, auf den Grund des Art.XXX. dr W. Schl. A. 
über die ftreitige Borfrage: 

„zu welcher Gattung ber Kurtrierifchen Schulden, und 

in welchem Berhältniffe, die betheiligten Regierungen beis 

zutragen rechtlich verbunden feyen? « 
im Namen und Auftrage der hohen Bunbeöverfammlung 
den Rechten gemäß erfenne. 

3) Dem Königl. Hannöverifchen Geſandten find denmaͤchſt Die 
bisher bei der Bundesverſammlung und bei der Bermits 
telungs⸗Commiſſion gepflogenen Verhandlungen, unter Ans 
fügung der oben erwähnten Befchlüffe, zur weiteren Ber 
förderung an das Oberapp. Gericht zu Celle ald Aus⸗ 
trägalgericht zuzuftellen. 

4) Bon diefem Befchluffe werden die Anwälte ber Kurtrieris 
fchen, bei diefer hohen Verſammlung reclamirenden Staates 
gläubiger und Penfioniften in Kenntniß gefebt. » 

Bon ber Beauftragung des Königl. Hannöverifchen Oberapp. 
Berichts zu Celle ald Austrägakgericht, fo wie der Ueberfendung 
der Alten an baffelbe, giebt der Könige. Hannöverifche Gefandte 
der hohen B. V. 1828, Sess. XV. $. 107. ©. 296. Kenntniß. 


Ueber den Stand diefer Angelegenheit gab das Oberapp. 
Gericht öfters Auskunft, und zwar legt Praͤſidium Schreiben deſ⸗ 
felben vor: i. J. 1830, Sess. XXXI. $. 235. ©. 1021; i. J. 2830, 
1832, Sess. II. $. 15. ©. 94. 1832, 

In Sess. XIV. d. J. $ 124. ©. 548. wurbe auf Berans 
laſſung einer neuen Reclamation befchloffen, den Königl. Hannöveri- 
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16832, ſchen Geſandten zu erſuchen, er möge veranlaſſen, daß dem 
Oberapp. Gerichte in Celle auf geeignete Weiſe eröffnet werde, 
die hohe B. V. ſehe dem mit Vertrauen entgegen, daß die Entſcheidung 
mit moͤglichſter Beſchleunigung herbeigeführt werde; welchem Er⸗ 
ſuchen entſprochen zu haben, der Königl. Hannöveriſche Geſandte, 
Sess. XVIII. $. 170. ©. 683. anzeigt. 


Ein fernered Erfuchen um Befchleunigung an bie Königl. Hans 

növerifche Gefandtfchaft gefchah auf neu eingelaufene Reclamationen 

ı035,1. %. 1833, Sess. XXIL $. 206. A989; ferner Sess. XXXIX. 

$. 406. ©. 812. ıc; und um die bundeögefegliche Berichtserſtat⸗ 

1834, tung des Austrägalgerichtd i. 3. 1834, Sess. L $. 12, ©. 18. 

nachdem der Königl. Hannöverifche Gefandte zuvor geäußert, daß bei 

den vielen anhängigen Austrägals und Bompromißfachen an dem 

Oberapp. Gerichte zu Celle, wenn nicht die eigenen Unterthanen 

dabei leiden follten, fo lange nicht in der bisher vorgefchriebenen 

ausfchließenden Berhandlungsart der Austrägalfachen in pleno 

eine Veränderung einträte, es unmöglich fey, dieſe anhängigen 

Rechtsfachen fo ſchnell zur Endfchaft zu bringen, wie ed gewünfcht 
werbe. 


Bon einer neuen Berichtderftattung des Obergpp. Gerichte 
zu Gele, worin angezeigt, daß die Sache ad decisum inftruirt, 
und acta am 4. Febr. 1832 inrotulirt und ad referendum ausgeſtellt 
worben feyen, giebt Präfibium der B. DB. Sess. XVII 6. 228. 
S. 486. Kenntniß, und die Königl. Hannöverifche Regierung wird 
erfucht, bie zur Beförderung der Entſcheidung der Sache nöthigen 
Verfügungen zu treffen. 


Hierauf Iegt die Königl. Hannöverifche Gefanbtfchaft, Sess. 
XXVI. 6. 342 ©, 701. der B. V. die Gründe vor, warum 
bei dem großen Umfange ber Arbeit diefelbe zur Urtheilsfällung 
noch nicht gebiehen fey. 


. Weitere Befchlüffe zur Berichtserftattung und Befchleunigung 
ıs3s,der Entfcheldung auf neue Reclamationen f. i. 3. 1835, Sess. 
1836.X1XX. $. 498. ©. 1435. worauf ein Bericht erfolgte. i. 3. 1836, 

Sess. I. F. 4. ©. 4. demnach die Enticheidung diefer Sache nun 
bald zu erwarten iſt. Siehe auch Sess. XVI. $. 234. ©. 868. 
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IL 
(Gice €. 358.) 
Einzelne Reclamationen. 


1) Peter und Reinhard Klippel und Witwe Groß. 


Im Jahre 1824, Sess. IL $. 25. ©. 54. erftattete der Ge⸗1020. 
fandte ber 16ten Stimme Vortrag über eine Reclamation ber Kurs 
trierifchen Leibgarbiften, Peter und Reinhard Klippel zu Limburg, 
und der Wittwe ded Georg Groß zu Efchhofen, Amts Limburg, 
rüdftändige Ouartiers, Montur » und Gagegelder betreffend. 

Auf das beigefügte Gutachten wurben die Reclamanten an 
die Commiſſion zur Liquidirung und Nepartirung der Kurtrierifchen 
Schulden verwiefen, den Betheiligten indeflen Die Sache zur mög» 
lichſten Berädfichtigung empfohlen. 

Auf die erneuerte Eingabe der Reclamanten, des Inhalte, daß 
fie von dieſer Commiſſion nicht befriedigt worben, und nachbem ber 
Königl. Sächfifche Gefandte i. I. 1827, Sess. I. Sep. Prot. S. 54. ıu27. 
dargethan, daß dieſe Forderungen zu derjenigen Klaffe von Privats 
forderungen gehörten, auf welche Art. XXX. der W. Schl. A. Anwen⸗ 
dung finde, wurde auf Gommiflionsantrag ebendafelbft befchloffen: 

„daß dieſe Reclamationsfache an die Bundestags⸗Com⸗ 
miſſion zur Auögleichung des Kurtrierifchen Schulbenwefend 
abzugeben fey. « 
Sm Sabre 1828, Sess. XU. 1. Sep. Prot. $. 82. ©, 233, 1828, 
wurde auch biefe Reclamation, ald eine derjenigen Korberungen 
der Kurtrierifchen Gläubiger und Penfioniften, welche ſich an die 
B. DB. gewendet, an das zum Ausdträgalgericht ernannte Oberapp. 
Gericht in Eelle verwiefen, welches, im Kalle die Hauptentfcheibung 
Cüber die zwifchen Preuffen und Naſſau in Anfehung des Kurtrierifchen 
Schuldenweſens beftehende Differenz) dieſes nicht überflüffig machen 
follte, nad) einem abgefonderten Austrägalverfahren, auf den Grund 
des Art. XXX der W. Schl U. über die flreitige Borfrage: 
„zu welcher Gattung ber Kurtrierifchen Schulden, und in 
welchen Verhältniffe, die betheiligten Regierungen beizus 
tragen, rechtlich verbunden feyen?« 

im Ramen und Auftrage bed Bunbes, den Rechten gemäß erfenne. 
D 3. Stephan Adermanı. 


Im Jahre 1825, Sess. VI. 2. Sep. Prototoll S. 51. erftats 1025. 
tete der Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifche Gefandte Vortrag über 
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des Grafen Simon erhielt. — Zugleich warb nochmals beftimmt, 
daß Fünftighin auch immer nur nad, dem väterlichen Teftamente 
vererbt werden follte. 

Durch Teftament vom Jahre 1668 und zwei Bobdicille vom 
Jahre 1672 und 1684 beftimmte Graf Philipp die Erbfolge feis 
ner beiden Söhne folgendermaßen: 

Der ältefte Sohn, Graf Friederih Chriftian, erhielt 
ald Regierungsnachfolger den Lippifchen Antheil an der Grafs 
fchaft Schaumburg, den Graf Philipp durch Erbfchaft erworben 
hatte, und von ben Lippifchen Gütern dad Amt Lipperode nebft 
einer jährlichen Rente von 1,500 Rthlrn., nämlich 630 Rthir., 
die vom Haufe Brafe, und 870 Rthlr. die vom Detmoldifchen 
Amt Varenholz bezahlt werden mußten; Philipp Ernft dagegen 
dad Amt Alverdiffen nebft den übrigen Geldrenten, mit der Ber 
flimmung, daß beim Audfterben der männlichen Nachfommen eis 
ner diefer Linien, beren fammtliche Befigungen an die überles 
bende Linie fallen follten, in beiden Linien aber das Erſtgeburts⸗ 
recht eingeführt werben follte, welche Primogeniturverorbnung 
auch im Jahre 1687 die nachgefuchte Kaiferliche Beftätigung 
erhielt. 

Friederich Chriftian nahm feine Nefidenz zu Büdeburg, 
Philipp Ernft aber zu Alverbiffen, woher biefe beiben Linien 
ihren Ramen erhielten. 


Philipp Ernft verfiel im Jahre 1688 in eine Verſtandes⸗ 
ſchwaͤche, welche den Kaiferlichen Reichshofrath bewog, ihn der 
vormundfchaftlichen Dbforge des Landgrafen von HeflensEaffel 
zu übergeben; deflen ungeachtet verheirathete er fich im Jahre 
1686 mit der Prinzeflin Dorothea Amalie von Holftein-Bed, 
welche im Namen ihres Gemahle die väterliche Theilung zmifchen 
Schaumburgstippe-Büdeburg und Schaumburgskippe-Alverbiffen, 
fo wie das Schaumburgifche Primogeniturgefeß, jedoch ohne Er 
folg, anzugreifen fuchte. 

Am 21. Februar 1709 ftarb mit dem Grafen Ludwig 
Ferdinand die Linie Lippe-Brade aus. 


Der regierende Graf Friederich Adolph zu Lippe 
_ Detmold ergriff fogleich, mit Ausfchließung der beiden Linien zu 
Schaumburg-tippe, alleinigen Befig von der ganzen Berlaflen 
Schaft, jedoch mit dem Bemerken: 
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„daß er nicht gemeint fey, was nach Ausweifung des 
altoäterlichen Teftaments der Büceburgifchen Herrfchaft 
davon gebühren möchte, berfelben vorzuenthalten.« 

Zugleich fuchte er, unter dem Borwand, daß die beiden 
Schaumburgstippifchen Linien zu Bückeburg und Alverdiffen wer 
gen Theilung des Bradifchen Anfalld unter fich nicht einig und 
hieraus beunruhigende Weiterungen zu befürchten feyen, bei dem 
Kaiferlichen Reichshofrath um Beftätigung des von ihm, als res 
gierenden Herrn für ſich rechtmäßig, und in Anfehung der Agna⸗ 
ten vorforglich, ergriffenen Beſitzes nadı. 

Hiergegen proteftirte Schaumburg-tippe-Büceburg und vers 
langte, daß ihm fogleich der Mitbefig eingeräumt werbe. 

Durch Reichshofraths-Concluſum vom 12. März 
1709 wurde daher das Manutenenzgefuch des Grafen von Lippe⸗ 
Detmold ald unftatthaft abgefchlagen, und derfelbe, angewiefen, 
die übrigen Theilhaber zum Mitbeſitz unverweigerlich zuzulaffen, 
und fodann die völlige Abtheilung vorzunehmen. 

Auf ein zweites weiteres Anfuchen ded Grafen von Lippe⸗Det⸗ 
mold, ihn wenigitens fo lange in dem ungeflörten Beſitz zu Iafs 
fen, biö die Theilung nach den Hausgeſetzen durch Vermittelung 
oder ſchiedsrichterliche Entfcheidung bewirkt fey, indem er ja aud) 
für feine Agnaten communi nomine Befig ergriffen habe, warb 
durch Reichshofraths-Concluſum vom 3. Mai 1709 
. erwibert, daß er jeden ber Mitintereffenten zum wirklichen Mits 
befiß zuzulaffen habe, und Diefe fic auch die hinterlaffenen Bradis 
fchen Diener mit Eidesleiftung verpflichten könnten. 

Deſſen ungeachtet ward auf fein nochmaliges Anfuchen durch 
Meichshofrathe-Conclufum vom 27. Juni 1709 »ber 
„zegierende Graf zu Lippe-Detmold, nad) nunmehr vorgefommes 
„nen Umftänden, bei ber possessione ded Bradifchen Anfalld, wie 
»er folche ergriffen, solitarie gelaffen, unbefchadet derer Intereſ⸗ 
fenten Befugniffed. » 

Diefer Beichluß wurde wiederholt beſtatigt durch gReichs⸗ 
hofraths⸗Concluſum vom 15. October 14714 und die 
beiden Gebrübere zu Büdeburg und Alverbiffen ind petitorium 
verwiefen. — 


Die beiden Linien zu Schaumburg-tippe-Büceburg und Al 
verbiffen waren jedoch unter fich nicht ganz einig über Die Theis 
25 * 
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lung ded ihnen zuftehenden Antheild an der Bradiichen Exbichaft ; 
der Graf von Schaumburgskippe-Büdeburg behauptete, daß feiner 
Linie die Erbfolge nach Eritgeburtörecht zuftehe, er aber dem 
- Haufe Alverdiffen eine angemeflene Apanage, nach Borfchrift der 
Hausgeſetze, nicht verweigern werde. 

Bon Alverdiffen war dagegen fchon frͤher dieſes Erſtgeburts⸗ 
recht angegriffen worden. 


Dieſe Uneinigkeit, ſo wie ſonſtige Familienverhaltniſſe benutzte, 
wie angegeben wird, der Graf von Lippe- Detmold und 
fhloß unterm 9. December 1722 mit dem Grafen 
Philipp Ernft von Schaumburg > Lippe -Alverdiffen 
und deffen Gemahlin, unter VBermittelung des Her; 
3098 Anton von Holftein, einen Bertrag ab, deffen 
Project vorher dem Landgrafen von Heflen-Gaffel, ald Eurator 
des gemüthsfranten Grafen Philipp Ernft, mitgetheilt, und wozu 
ſowohl von dieſem unterm 19. November, ald auch von dem 
Grafen Friederich Ernft, dem Sohne bed Grafen Philipp 
Ernſt, unterm 8. December 1722 ber verlangte Conſens ertheilt 
worden war. 


Durch diefen Vertrag verzichtet: 


1) der Graf Philipp Ernft auf feine Anſprüche an bie 
Bradifche Erbichaft zu Gunften ded Grafen Simon Heinrich zu 
Lippe-Detmold, und tritt, unter Anerkennung der im Gräflichen 
Haufe beftehenden Primogeniturordnung, demfelben alles Necht, 
was er oder die Seinigen auf dieſe Erbfchaft haben könn⸗ 
ten, ab. 

2) Graf Simon Heinrich verfpricht dem Grafen Philipp 
Ernft eine jährliche Rente von 1,250 Rthlrn. zu bezahlen, und 
bemfelben einige Holzungs⸗, Jagd» und Fifcherei-Nugungen zu 
überlaffen, jedoch nur fo lange, bi8 der Graf Philipp Ernft die 
Sache mit dem ältern Bruder ausgemacht haben und zum Befit 
und Genuß des ihm gebührenden Antheile an der "Graffchaft 
Schaumburg gelangt feyn würde, 

3) Graf Simon Heinrich behält fich vor, daß er, wenn 
nach außgeführtem Primogeniturprocefle der Graf Philipp Ernſt 
das Intereffe und die Nußungen feines prätendirten Antheild ber 
Grafſchaft Schaumburg erhalte, wegen jener Zulage fid, daraus 
wieber bezahlt zu machen berechtigt ſeyn fol. 
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Durch einen auch am 9. December 41.729 abgefchlofs 
fenen Rebenreceß machte fi) der Graf Simon Heinrich vers 
bindlid,, die Alverbiffifchen Procefie gegen Bückeburg wegen ber 
Primogemtur und der großmütterlichen und mütterfichen Erbſchaft 
unter dem Ramen des Grafen von Schaumburgstippe-Alverbiffen 
auf eigene Koften führen zu laffen, jeboch mit dem Vorbehalt, 
ſich deßfalls aus den von Büdeburg erhobenen und an Alverbifs 
fen zu eritattenden Früchten zu erholen; follte aber der Proceß 
unglüdlich auefchlagen, oder der Betrag der zu erftattenden Früdıte 
zur Vergütung der Koften nicht binreichen, fo wolle der Graf 
von Detmold nicht nur deßwegen feine Anfprüche machen, fons 
dern auch die jährliche Zulage von 1,250 Rthlrn. nicht interis 
miftifch, fondern beftändig, fo lange er oder feine männlichen les 
hensfähigen Descendenten am Leben jeyn würden, auszahlen. 

In Folge diefer Verträge übergab der Alverdiſſiſche Anwalt 
unterm 8. Januar 1723 dem Kaiferlichen Reichshofrath eine Ans 
zeige, worin ed heißt: „Nachdem der Graf von Schaumburg- 
„LippesAlverdiffen, mit Conſens des Herrn Landgrafen von Heſ⸗ 
„ſen⸗Caſſel und unter Bermittelung des Herzogs von Helftein, ſich 
„mit bem regierenden Grafen zu Lippe wegen ber Bradifchen 
"Succeffionsfache verglichen, und bemfelben, in Kraft des im 
»SHochgräflichen Lippifchen Haufe wohl fundirt befundenen juris 
„primogeniturae, folchen Anfall und was für Recht er daran zu 
„haben vermeint, für fih und feine Gräflichen Nachlommen 
»cedirt und überlaffen habe, fo wolle er liti renuncüren!« — 

Erft im Sahre 1726 begann der petitorifche Rechtsſtreit 
beim Reichshofrath zwiſchen Schaumburg⸗Lippe⸗Bückeburg und 
Lippe-Detmold wegen der Brackiſchen Erbfolge, und warb bis 
zum Sahre 173% fortgeführt, wo alsdann die Sache für ger 
fchloffen angenommen und die Entfcheidung im Jahre 1734 nebft 
Reichshofraths⸗Gutachten Kaiferliher Majeftät zur Beftätigung 
vorgelegt wurde. Um die Publication des Erkenntniſſes zurüd- 
zuhalten, bewog "Graf Simon Heinrich zu LippesDetmold den 
Grafen Friederich Ernft zu Alverdiffen, eine Intervention 
beim Reichöhofrath anzubringen, wodurch derfelbe die Hälfte der 
von Schaumburg-Fippe-Büceburg angefprochenen Hälfte der Bradi- 
fchen Erbſchaft für fih verlangte; der Graf Simon Hein 
rich zn PippesDermolbverfprach dafür unterm 7. Mai 
2734, fowohl den Interventionsproceß, ald auch den Schaum 
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burgifchen Primogeniturproceß für Alverbiffen auf eigene Koften 
führen zu laffen; ferner, außer den 1722 bebungenen 1250 Rthlr., 
auf den Fall, wenn die Intervention einen glüdlichen Erfolg 
haben und dadurch in Gemäßheit der Ceſſion von 1722 die Als 
verdiffifche Quart von dem Bradifchen Anfall bei Detmold vers 
bleiben würde, von dem Ertrage dieſer Quart ein Drittel als 
Rente jährlich an Alverdiffen zu zahlen. 

Ungeachtet diefer Intervention erfchien dennoch unterm 26. 
Auguft 1734 dag Urtel des Reichshofrathe: 

4) „daß LippesDetmold die Hälfte der Bradifhen 
»Erbfchaft fammt allen Geredhtfamen, ferner 
„die fructus perceptos, vom Tage des ergrifs 
vfenen Befites an, praevia liquidatione, auch 
„zur Hälfte, an lippe-SchaumburgsBüdeburg 
v»abzutreten ſchuldig fey;« 

2) „Lippe-Alverdiffen wird mit feiner praetention ad sepa- 
„ratum, unaufhaltlich dieſer Sentenz, verwiefen.«“ 

Hiergegen ward von Lippe⸗Detmold die Reviſion ergriffen, 
bad Urtel aber durch Reichshofraths⸗Coneluſum vom 
17. April 41737 gänzlich beftätigt. 

Unterdeffen trat unterm 3. Mai 1738 Schaumburg-?ippes 
Alverbiffen gegen Bückeburg beim Neich&hofrath Tlagend mit der 
Bitte: »pro adjudicando, pro rata apanagio Bracensi» auf. 

Hierauf wurde vom Neichshofrnth durch ein Sonclufum 
vom 18. Sept. 1744 erfannt: 

„Daß Schaumburg-tippe-Büceburg die ihm durch Sentenz 
„nom 26. Auguft 1734 zugefprochene Hälfte der Bradis 
„ſchen Erbfchaft mit Schaumburg-Lippe-Alverdiffen in 
„gleiche Theile zu theilen, aud; demfelben die fructus 
„perceptos praevia liquidatione pro dimidia zu erftatten 
„und gut zu machen fchuldig fey. « j 

Büdeburg wandte hiergegen die Nevifion ein, die aber bids 
her ımerledigt blieb. 


Büceburg hatte unterbeffen Kunde von dem 1722 zwifchen 
Lippe⸗Detmold und Alverdiſſen gefchloffenen Geflionsvertrag ers 
halten, und trat nun beim Kaiferlichen Reichshofrath mit dem 
Geſuch um ein mandatum cassatorium annullatorium et inhi- 
bitorium gegen Alverdiffen auf, indem ber Bertrag geradezu ben 
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Horen Beftimmungen ber Hausvertraͤge und Grundgeſetze wider 
fpreche und ohne Vorwiſſen des erftgebornen regierenden Grafen 
zu Schaumburgstippe-Büdeburg gefchloflen fey. 
Dur Reichshofraths⸗Concluſum vom 17. Juli 
4747 warb hierauf erfannt: 
"daß der eingeflagte Geflionövergleid) weder mit bem 
„Xeftamente bed Grafen Simon VI. noch, mit den fpäs 
„tern brüderlichen und agnatifchen Vergleichen vereinbar 
"wäre, und deßhalb Schaumburg; Lippe: Alverdiffen den 
„Impetranten innerhalb zwei Monaten klaglos ftellen 
„oder in berfelben Zeit weitere Einwendungen vorbrins 
"gen folle «. 
Es erfolgte jedoch Feined von beiden. 


Lippe⸗Detmold zögerte indeflen noch immer mit dem Vollzug 
des Urteld vom 26. Auguft 1734, Bückeburg war zwar durch 
eine Exekutionscommiſſion in den Beſitz eines Theils der Bradis 
fchen Erbfchaft eingewiefen worden, konnte aber immer noch 
nicht zu dem ihm gebührenden Antheil an den erhobenen Früdzs 
ten gelangen. Es wandte ſich deßhalb wiederholt an den Kais 
ferlihen Reichshofrath, welcher durch Conclufum vom 3, 
Auguft 1747 die Kreisausfchreibenden Fürften bed Niederrheis 
nifcyWeftphälifchen Kreiſes beauftragte, Lippe⸗Detmold noch eine 
zweimonatliche Frift zu ſetzen, nach deren fruchtlofem Verlauf 
aber zur Exekution zu fchreiten. ' 

LippesDetmold Tieß fi nun unterm 26. Auguft 1747 von 
dem Grafen Friederich Ernft zu Alverdiffen, unter nochmaliger 
Beitätigung des Gefliondvergleichd von 1722, eine Bollmadıt 
ausftellen, um an feiner Statt die Bollftredung bed Urteld vom 
18. September 1744 zu bewirken und fid, hiernady in die Als 
verbiffifche Quart des Bradifihen Anfalls imitiren zu laffen, warb 
aber unterm 17. Juni 14748 mit ber vorgefchügten Ceflion in 
Bezug auf das Concluſum vom 17. Juli 1747 abgewiefen. 


Der Graf Simon Auguft zu Lippes Detmold fah 
fih nun genöthigt nachzugeben, und fchloß daher. unterm 
10. Auguft 1748 mit dem Grafen Albreht Wolfgang 
su Schaumburgstippe-Büdeburg einen Vergleich zu 
Stadthagen, der dem  Beastiüchen Erbfolgeftreit ein Ende 
machen follte. 
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Durch dieſen Vergleich wurde ber Bradifche Anfall in zwei 
gleiche Theile getheilt. Lippe⸗Detmold erhielt die Aemter Bracke 
und Varntrup; Lippe⸗Bückeburg die Aemter Blomberg und Schie⸗ 
der; — weil aber dieſe letzteren etwas mehr als die Hälfte bes 
trugen, fo renuncirte Büdeburg auf mehrere Forderungen an 
Detmold, namentlich auf die ihm aus dem Philippiniſchen Teſta⸗ 
ment von 1668 zuftehenden 1,500 Rthlr., ferner begnügte fidy 
Büdeburg für die ihm zu erftattenden Krüchte aus dem Bradis 
fhen Anfall mit einer Summe von 100,000 Rthlrn., und vers 
zichtete dafür auf den ihm gebührenden Antheil ander Bradifchen 
MobiliarsBerlaffenichaft und namentlich auch an einem Foritifchen 
Sapital von 70,000 Rthlr. Dagegen verpflidytete fich Lippe⸗Det⸗ 
mold, auch Alverdiffen zu vermögen, diefen Bertrag zu ratificis 
ren, und, mit Begebung aller feiner in Anfehung des Bradifchen 
Anfalls formirten Anfprüche, liti et causae gerichtlich zu renun⸗ 
cüren; follte aben Alverdiffen hierzu nicht zu bewegen ſeyn, fo 
wolle Lippe» Detmold die Proceßfachen zwifchen Alverbiffen und 
Büdeburg wegen des Bradifchen Anfalld ganz als die feinige 
anfehen und Bückeburg bei etwaigen ungünftigen Ausgange dieſes 
Procefles in allen und jeden Stüden ſchadlos halten; dagegen . 
refervirte ſich Lippe-Detmold alle fonftigen ex cessione Alverdis- 
sensi erlangten jura, und behielt ſich, namentlich auf den Fall 
des Ausfterbens bes Hauſes Schaumburgskippe-Büdebyrg, den 
Rückfall der dem Haufe Lippe-Detmold, vermöge jener Ceſſion, 
von Alverdiffen abgetretenen und übertragenen Rechte feiers 
lichſt vor. 

Durch einen geheimen Artifel trat ferner Bückeburg 
das Amt Lipperode an Fippe-Detmold ab, wofür dieſes jebe 
‘etwaige Entfchädigung von Alverdiffen wegen bed Bradifchen 
Anfalld übernahm, jedoch mit dem Vorbehalt, daß, nad, Auss 
fterben der Linie Alverbiffen, das Amt Lipperode wieder an 
Büdeburg zurücfallen ſollte. . 

Schaumburg-Lippe-Alverdiffen drang nun bei Lippe⸗Detmold 
auf Berichtigung deffen, was ihm, vermöge der zwifchen ben beis 
den Häaufern wegen des Bradifchen Anfalls beftehenden Bergleiche, ger 
bühre. Da aber Lippe-Detmolb hierauf nicht eingehen wollte, 
trat .Alverbiffen im Sahne 4753 gegen Detmolb mit eier Klage 
beim Reichshofrath auf, und verlangte, Daß ber Graf von Lippe⸗ 
Detmold, in Gemäßheit der Berficherungsurktunde vom 7. Mai. 
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1734, ikm den britten Theil ber Ginfüufte von ber Bradifchen 
Quart jährlidy auszahle und überhaupt alles dasjenige erfülle, 
was noch außerdem in ben Berträgen von 1722 und 1734 vers 
fprochen war; follte aber Lippe» Detmold biefe Berträge nicht 
halten wellen, fo halte fic auch Alverbiffen von Der ohnehin 
zweifelhaften Berpflichtung des Geflionövergleichd von 1722 
befreit. 

Ein Kaiferliched Refeript vom 13. September 1785 trug 
hierauf dem Grafen von Lipper-Detmold anf, ben Impetranten 
innerhalb zwei Monaten klaglos zu flellen. 

Jener aber entgegnete hierauf, daß die Intervention van 
1734 nicht den erwarteten bedingten Erfolg gehabt und er bie 
ganze Hälfte bed Bradifchen Anfallo am Schaumburg » Lippe 
Büdeburg habe herausgeben müjen, deßhalb auch nicht gehalten 
ſeyn konne, das dort wur bedingungeweife Berfprochene zu 
leiften. 

Uebrigens proteflirte SchaumburgePippesAlverbiffen auch ges 
gen den Stadthager Vergleich, und erklärte, demfelben nicht beis 
treten zu fonnen. — Diefe Verhandlungen wurden enblid 1770 
ald geichloffen erfannt, deßhalb aber Nichte entfchieden. 


Am 10. Sept. 41777 .ftarb mit dem Grafen Wil⸗ 
beim Friederich Ernft die Linie Shaumburg- tippe 
Büdeburg aus. 


Alverdiffen, ald nädıfter Erbe, ergriff fogleih von fammtlis 
chen Büceburgifchen Beſitzungen Beſitz. 

Hiergegen proteftirte Lippe⸗Detmold und verlangte die Hälfte 
des an Bückeburg gelommenen Anthribs der Brackiſchen Erbichaft, 
weil durch das Urtel vom 18. September 1744 die Hälfte der 
an Büdeburg abgetretenen Hälfte des Brackiſchen Aufalld Alver⸗ 
diffen zugefprochen fey, dieſes aber durch den Gefliondvergleich 
von 1722 feine Nechte und Anfprüche an die Bradifche Erbſchaft 
an Lippe Detmold cebirt habe,. weiches: auch in dem Stabthager 
Vergleich fich, auf den Fall des Ausſterbens der Büdeburger Li⸗ 
nis, dieſe Rechte namentlich vorbehalten habe. 

Durch mehrere Kaiſerliche Mandate warb endlich Alver« 
diſſen gendthigt, die Hälfte ber Aemter Schieber 
und Blomberg an Lippyes Detmold abzutreten, und 
mit feinen Anſpruͤchen ind. Petitorimn verwiefon. 
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Alverdiſſen verlangte hierauf die Einweiſung in den Beſitz 
des durch den Stadthager Vergleich von Bückeburg an Lippe⸗ 
Detmold abgetretenen Amtes Lipperode, einmal, weil Bückeburg 
ohne feine Einwilligung Lipperode nicht habe veräußern koͤnnen, 
und ed dem Stabthager Vergleich nicht beigetreten fey, und dann, 
weil felbft durd; den Stadthager Vergleich Lipperode nur dep 
halb an FippesDetmold abgetreten worden fey, bamit dieſes jede 
etwaige Entichädigung an Alverbiffen übernehme. Alverdiſſen 
habe aber bis jeßt von Kippes Detmold Nichte erhalten, alö bie 
durd; den Geflionövergleih von 1722 bedungene Rente von 
1,250 Rthlrn. | 

Auch mit diefem Verſuch wurde Schaumburgskippe unterm 
27. April 41778 abgewielen, fo daß ihm auch hier Nichte übrig 
blieb, als feine Rechte in petitorio zu verfolgen. 

Sm Sahre 1793 wurden zwar zwifchen LippesDetmold und 
SchaumburgsLippe zwei Vergleiche, wegen Herauszahlung der 
Hälfte der von Letzterem feit 1777 genoflenen Früchte des Bücke⸗ 
burgifchen Antheild der Bradifchen Erbichaft, abgefchlofien; die 
früheren. Procefle waren aber deflen ungeachtet noch beim Reiches 
hofrath anhängig, ald im Jahre 1806 das Deutfche Reich aufge 
loͤſt wurde und diefe ganze Sache ruhen blieb, bis fie endlich von 
Scaumburg-tippe im Jahre 1818 bei der Bunbesverfamms 
Iung angebracht wurde. | 


HM. Berhandlungen bei der Bundesverfammlung 
und dem Bermittelungs » Ausfchuffe. 





Der FürftlichsLippifche Gefandte übergab beßhalb in ber 
30. Sißung vom 8. Juni 1818, $. 149. ©. 349. im Nas 
men von Schaumburgskippe eine Befchwerbefchrift, in welcher 
angezeiat wird, daß bei Auflöfung des Deutfchen Reichs im Jahre 
1806 bei dem Kaiferlichen Reichshofrath, wegen der Bradifchen 
Erbfolge, noch fünf Proceffe anhängig geweſen wären, die noch 
jest einer endlichen Erledigung bebürften; nämlich: 

1) zwifhen Shaumburg-LippesBüdeburg und 
tippes Detmold, die Hälfte des Bradifhen Anfalle 
betreffend; — diefer Proceß fey zwar entichieben durch Die 
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Goncluſa vom 26. Auguft. 1734 und 17. April 1737, die reiche» 
bofräthliche Entfcheidung aber dennoch nicht vollftändig in Voll⸗ 
zug gelebt; 

2) zwifhen Schaumburg „Lippe⸗Alverdiſſen und 
Schaumburg-Lippe-Büdeburg, wegen Theilung der 
Schaumburgifchen Hälfte des Bradifchen Anfalls; 
ebenfalld entichieden burch das Concluſum vom 18. Sept. 1744, 
aber nod, unerledigt gelaffen in der Revifiondinftanz, und aud 
nach Erlöfchen der Bückeburgifchen Linie noch von Wichtigkeit im 
Bezug auf den dritten und vierten Proceß ; 

3) zwifhen Schaumburg #Rippe » Büdeburg und 
tippes Detmold nebſt SchaumburgstippesAlverdifs 
fen, wegen Wiederaufhebung des zwifchen den beis 
den Letztern gefchloffenen Eeffionsvergleihd von 
1722; — diefer Proceß fey zwar auch durch Concluſum vont 
47. Suli 1747 entſchieden, das reichähofräthliche Erkenntniß aber 
nicht in Vollzug gefeßt worden, auch von dem Kläger nad, Abs 
fchlieffung des Stadthager Vergleichs nicht weiter barauf gedruns 
gen worden. 


4) zwifchen Shaumburg-TippesAlverbdiffen und 
tippe-Detmold, wegen Erfüllung oder Nichtigfeitss 
erflärung der Verträge von 1722 und 17345 bie 
weitläufigen Verhandlungen hierüber feyen im Sahre 1770 für 
gefchloflen erflärt worden, eine oberftrichterliche Entfcheibung aber 
nicht erfolgt. 

5) zwifhen Lippes Detmold und Schaumburg» 
tippe, wegen Befißergreifung einiger zum Bradis 
Anfall vormals gehörigen Antheile. Hiermit ftehe 
in Verbindung, die Rüdforberung des durd den Stadts 
hbager Bergleih an Detmold abgetretenen Amtes 
tipperode, durh Schaumburg⸗Lippe. Hier habe zwar 
kippe-Detmold in possessorio obgefiegt, das petitorium ſey aber 
noch nicht Durchgefochten. 

Schaumburg-Lippe trug Daher, geftüßt auf den Artifel XL 
der Bundesacte, bei der B. V. auf Anordnung einer Ders 
mittelungscommiffion, oder nöthigen Falls auf eine richterliche Ent⸗ 
ſcheidung der, wegen der Bradifchen Erbfolge, obwaltenden Streis 
tigfeiten, durch eine wohlgeorbnete Austraͤgal⸗Iuſtanz, an. 
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Von der Bundesverſammlung ward noch in derſelben Sitzung 
eine Vermittelungscommiſſion, beſtehend aus den Geſandten von 
Hannover, Würtemberg und Medlenburg*), ernannt. 

Schaumburg stippe ernannte den Rath, Schloffer zu feinem 
Devollmächtigten, wovon berfelbe unterm 13. October 1818 der 
Commiſſion die Anzeige machte, und unterm 25. Sanuar 1819 
wit dem Geſuch um Befchleunigung Diefer Angelegenheit, das weis 
tere Anfuchen verband, bie von Schaumburg» Lippe überreichte 
Beichwerbefchrift Seiner Durchlaucht dem Fürften von Lippe-Dets 
mold, unter Anberaumung einer peremtorifchen Fri, zur Ver⸗ 
sehmlaffung mitzutheilen. — Diefelben Anfuchen wurden durch 
Note der Schaumburg-kippifchen Regierung d. d. Bückeburg ben 
17. April 1819 wiederholt. 

Unterm 5. Mai 1819 wurbe bie Schaumburgetippifche Be 
fchwerbeichrift Kippe-Detmold, unter Anberaumung eines Termind 
von zwei Monaten, mitgetheilt, und baffelbe zugleich aufgeforderz, 
gleichfalls einen Bevollmächtigten abzuorbnen, um dad Vermitte⸗ 
lungsgeichäft zu erleichtern. 

Der Bundestagsgeſandte Freiherr von Leonhardi zeigte unterm 
7. Auguſt 1819 der Commiſſion an, daß Vergleichsverhandlungen 
zu Pyrmont zwiſchen den ſtreitenden Theilen unter Vermittelung 
bed Fürſten von Waldeck begonnen hätten. 

"Unter demfelben Datum aber warb von dem Rath Schloffer 
erflärt, daß dieſe Vermittelungsverfuche fich wieder zerfchlagen 
hätten, und von demfelben zugleich auf weiteres Einfchreiten 
der Commiſſion gedrungen; welches Gefuch er unterm 21. Auguft 
1819 wiederholte. 

Unterm 4. September 1819 zeigte Dr. Vallhorn⸗Roſen an, 
daß er als Fürſtlich⸗Lippe⸗Detmoldiſcher Bevollmächtigter ernannt 
ſey, und übergab unterm 8. September „eine ſummariſche 
Beantwortungber Schaumburg-Lippiſchen Beſchwerde— 
fhrift«. 

Zugleich erflärte derfelbe, daß er angewieſen fey, fich jeder 
unmittelbaren Unterhandlung mit Rath Schloffer zu enthalten. 





*) An bie Stelle bes Gefandten von Mecklenburg wurbe fpäterhin der 


Grßhzgl. Heſſiſche Geſandte gewählt. S. Prot. v. 3. 1820, Sess. XXXVI. 
$. 210. & 657: 
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In diefer ſummariſchen Beantwortung ber Schaumburg» 
Lippifchen Beſchwerdeſchrift⸗ erklärt die Fürſtlich⸗Lippiſche Regie⸗ 
rung: wenn fie die Hand dazu biete, daß gleichzeitig mit den 
die Landeöhoheit im Amte Blomberg und fonflige Regie 
rungsrechte im Fürftenthume Lippe betreffenden Irrungen, auch 
des erbherrlichen Lippiſchen Haufes aus dem Nachlaffe eined ans 
bern paragirten Lipptichen Agnaten hergeleiteten Forderungen zum 
Dbjecte eined Bergleichdverfuchs gemacht würden, fo müfle 
fie jedoch vorforglich bemerken, daß, falls dieſer Berfuch das 
gewünfchte Ziel verfehlen follte, e8 keineswegs ihre Meinung fey, 
eben fo gleichzeitig mit ben contentiüfen Verfahren über jene lans 
beshoheitlidhen und Negierungs s Differenzien auch die Anfprüche 
bed Durchlauchtigſten Fürften von Schaumburg⸗Lippe auf bie 
Bradiiche Erbfchaft vor einer Austragalbehorde verhandeln zu 
laſſen. Die Frage: 

„Ob dem Fürſten von Schaumburg⸗Bückeburg im Lippi⸗ 
ſchen etwas mehr als einige ſeinem Hauſe in modum 
appanagii zugetheilten und durch ihren Zweck genau bes- 
ſtimmten Patrimonialrechte zuftehen? « 
ſey völlig prajudiciell. Ueber fie müffe nothwendig zuerſt entſchie⸗ 
den werden; falle die Entſcheidung für das regierende Haus zur 
Lippe günſtig aus, ſo dürfe über die Brackiſche Erbſchaftsangele⸗ 
genheit Fein proceſſualiſches Verfahren in der Art ſtatt finden, 
wie es der Bundestagsbefchluß vom 16. Juni 1817 verorbne, 
vielmehr werde das erbherrliche Haus, welches aledann nicht lan⸗ 
deöherrliche, fondern blos patrimonielle Rechte zu verfolgen habe, 
diefe feine vermeintlichen Anfprüche eben ſowohl bet den orbents 
lichen Landeögerichten geltend zu machen verfuchen müjfen, als 
fonftige paragirte Fürftliche Häufer nır auf diefem Wege mit dem . 
regierenden Haufe litigiös procebiren könnten. 

Kerner fucht Lippe > Detmold in Bezug anf die Bradifche 
Erbichaftsftreitigkeit im Weſentlichen darzuthun: 

baß bie Subftitutionsclaufel in dem Teſtamente Simons VI. 
ſich Iediglich auf deſſen Söhne, nicht aber auf deren Nachkommen, 
bezogen habe, folglic, die Bradifche Erbfchaft, in Gemaͤßheit des 
im Haufe Lippe beftehenden Erſtgeburtsrechts, ganz an Die regies 
rende Linie zu Lippes Detmold hätte Fommen müflen; 

daß zur Zeit der Errichtung bes altwäterlichen Teſtaments 
der Graf Philipp noch gar nicht am Leben geweſen, daher auch 
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in demſelben nicht genannt ſey, die Subſtitutionsclauſel ſich deß⸗ 
halb auch auf ihn nicht habe beziehen fünnen; daß Graf Philipp 
dieß ſelbſt anerfannt habe; daß nur durch Nacjläßir feit von Kipper 
Detmold, indem ed verfaumt habe, einige wichtige Urkunden beis 
zubringen, der Nechtöftreit einen nachtheiligen Ausgang für dafs 
felbe gehabt habe; daß übrigens die Anfprüche, welche beide Linien 
von Schaumburg⸗Lippe in Beziehung auf die Bradifche Erbfolge 
gemacht, und die deßhalb erhobenen Klagen, Tängft durch Vers 
gleiche beigelegt feyen. Der eine Vergleich mit Alverbiffen fey 
mit dem Urgroßvater des jeßt regierenden Fürften zu Schauns 
burg⸗Lippe, der andere aber mit feinem Borfahren in der Regie 
rung zu Büdeburg abgefchloffen worden, Er aber fey Erbe Bei 
ber; um daher jene Anfprüche- wieder geltend zu machen, müßten 
nur jene Verträge angegriffen werben. 


Es fey aber der Geflionsvergleich von 1722 fowohl zur Zeit 
feiner Errichtung als auch noch jeßt vollfommen rechtöfräftig. 


Dagegen fönne ber Revers von 1734 Feine juriftifche MWirs 
tung haben, weil die Bedingung, unter welcher darin etwas vers 
fprochen worden, nicht zur Eriftenz gediehen fey. 


Das Amt Lipperode fen nicht mit einer folchen Fideicommißs 
qualität behaftet geweien, Daß ed nicht von Schaumburg - Lippes 
Büdeburg, ald einer apanagirten Linie, wieder an die regierende 
Linie zu Lippes Detmold habe cebirt werden fünnen. Aber felbft 
wenn dieß der Fall gemwefen wäre, fo ſey ausdrücklich in dem 
Receſſe von 1621 beftimmt, daß eine ſolche Diepofition mit ger 
meiner Bewilligung zuläflig fey; eine folche gemeine Bewillis 
gung fey aber gerade hier vorhanden, die ältere Linie Bücfeburg 
habe das Amt abgetreten, und Die jüngere Alverbiffen habe jene 
völlig beerbt, müſſe daher die facta bed Erblafferd präftiren; es 
koͤnne folglich die Einwilligung feines einzigen, möglicher Weiſe 
ein Widerfpruchsrecht habenden Intereſſenten fehlen. 

Was die Nente von 1,500 Rthlr. betreffe, von welcher 
Schaumburgstippe die Hälfte fordere, fo fey dieſe zwifchen Lippe⸗ 
Detmold und SchaumburgsLippesBücleburg ſtets ftreitig gewefen, 
und Büdeburg habe durch den Stabthager Vergleich von 1748 
feine Anfprüche hierauf pro futuro ganz aufgegeben, pro prae- 
terito aber durch eine bejondere Liquidationd » Verhandlung vom 
7. März 1751 ſich dahin verglichen, daß Lippe» Detmolb an 
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Büdeburg die Summe von 16,000 Rthirn. bezahlen folle, welches 
auch gefchehen fey. Werde dagegen von Schaumburg sLippe bes 
hauptet, daß diefe Rente als ein Fideicommiß unveräußerlich ges 
wefen fey, fo gelte hiervon baflelbe, wie von dem Amte Lipperode. 

Uebrigens erfläre ſich Lippes Detmold deſſen ungeachtet zu 
einem Vergleiche und felbft zu Aufopferungen bereit, wenn dadurch 
alle Zwiſtigkeiten zwiichen den beiden Durchlauchtigen Häufern 
ganz aufgehoben würden. 

Hierauf erwiderte bie Commiſſion unterm 22. September 
1819, daß fie beabfichtigt habe, die beiden Bevollmächtigten zu 
einer Conferenz einzuladen, und fo die Bermittelung einzuleiten, 
da nun aber die Erklärung des Herrn Ballhorn diefem entgegen, 
ſtehe, fo müſſe fie erklären, daß, wenn biefes Hinderniß nicht 
auf eine oder die andere Art zu befeitigen fey, fie den Vermitt⸗ 
Sumgöverfuch für aufgegeben anfehen und hiervon der Bundeövers 
fammlung zur Einleitung des Rechtswegs Kenntniß geben müſſe. 


Defien ungeachtet forderte die Commiffion ımterm 9. Oftober 
1819 die beiden Bevollmächtigten nochmals auf, ihre respect. 
Gohen Sommittenten zu weranlaflen, eine Bafid zu Vergleichsun⸗ 
terhandlungen, vorzufchlagen, und theilte zugleich dem Fürftlics 
Schaumburg -Kippifchen Bevollmächtigten die von Lippes Detmold 
unterm 8. September übergebene fummarifche Beantwortung zur 
Gegenerflärung mit. 


Da nun von den flreitenden Parteien hierauf feine weitere 
Mittheilung erfolgte, blieb Die Sache ruhen, bie in der VII. Situng 
vom 8. März 1827, $. 6. Sep. Prot. ©. 143. auf Antrag 
des Schaumburg »Lippifchen Gefandten, die Bermittelungscommifs 
fion durch die Gefandten von Großherzogthum Baden, Großhers 
zogthum Heffen und den Großherzoglichs und Herzoglich⸗Sächſi⸗ 
ſchen Häufern neu beftellt wurde. | 

Unterm 3. April ej. a. übergab fodann der Fuͤrſtlich⸗ Schaum⸗ 
burg⸗Lippiſche Geſandte der Vermittelungscommiſſion. 


„eine kurze Beleuchtung der unterm 8. Sep⸗ 
tember 1819 vor Lippe⸗Detmold übergebenen 
ſummariſchen Beantwortung der Schaumburg⸗ 
Lippiſchen Befchwerbefchrift« und 

„ein Bromemoria, ben Borfdhlag einer Baſis 
zu Bergleihsunterhandlungen enthaltend. « 
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In dieſer furzen Beleuchtung“ wirb von Schaumburgs Lippe 
erwidert: 

Das Einmiſchen des Streites über die Banbeshoheit im Amte 
Blomberg fey der Bradifchen Erbfolgeftreitigfeit fremd: hier, wie 
bort, walte eine Streitigkeit zwiſchen Bunbeögliedern ob, die in 
dem durch Art.XL der Bundesacte vorgezeichneten Wege zu erle⸗ 
digen fey, in weldyen auch die Bunbesverfammlung dieſe gegen⸗ 
wärtige Streitfache einzuleiten Fein Bedenken. getragen habe. Daß 
davon nicht abgewichen werbe, habe SchaumburgsTippe ein vers 
faflungemäßiges Recht, und ber Wunſch des hohen Begentheils, 
ſich zum Richter in eigener Sache zu erheben, werde um fo we 
niger einigen Eindrud machen können, als jener felbft einräunse, 
daß der Fortgang des Bermittelungsgeichäfte deßhalb nicht aufzus 
halten fey. 

Sodann heißt ed dort im Wefentlichen weiter: 

Sa dem Teitamente Simons VL ſeyen in der Gubflitutiend 
claufel namentlich auch die »männlidhen Nachkommen⸗ ber 
Söhne genannt; diefer Theil des Teitaments fey bei den fpätern 
Familienverkandlungen unter den Brüdern nie geändert worden; 
übrigens fomme Lippe» Detmold hiermit offenbar zu fpät, inbem 
dieſe Sache laͤngſt durch das Urtheil von 1734 rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden ſey. 

Der regierende Fuͤrſt zu Schaumburg⸗Lippe vereinige aller⸗ 
dings in ſeiner Perſon die Rechte beider Linien des Hauſes Schaum⸗ 
burg⸗Lippe. — Als Repräfentant von Schaumburg⸗Lippe⸗Bückeburg 
könne er darauf beſtehen, daß der Vergleich von 1748 feinem 
ganzen Umfange nach gehalten, oder daß ber Stand der Sadıe, 
wie er vor Abfchließung des Vergleich gewefen, wieder hergeftellt 
werbe; ald folcher fünne er auch den Geflionövergleich von 1722 
nicht anerkennen. Wolle man ihm dagegen ald Repräfentant von 
Schaumburg s Lippe s Alverbiffen dieſen Geflionsvergleich entgegen 
ftellen, fo fey dieſer chen an und für fich aus mehrfadhen Grün 
den höchft mangelhaft und mit dem Teſtamente Simons VI. und 
den fpätern Hausvertraͤgen unvereinbar, und er fonne ſich deßhalb 
auf das Kaiſerliche Refcript vom 17. Julius 1747 berufen. 

Der Neverd von 1734 beftimme: „Wenn buch bie Inter 
„vention dem Haufe Lippe⸗Detmold die Alverdiſſiſche Quart falvirt 
«werde, fo folle Schaumburg » Lippe s Alverbiffen ein Drittel bes 
„jährlichen Ertrags berieben haben; biefe Intervention fey ans 
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gebracht, zur befondern Ausführung verwiefen, und in biefer mit 
Einem folchen Erfölge gefrönt worden, daß allein dadurch Lippe⸗ 
Detmold in den Stand gefeht worden fey, den für baffelhe fo 
vortheilhaften Vergleich von 1748 mit Schaumburg - LippesBücdes 
burg abzuſchließen. Es Fünne übrigend dem Rechte Alverbiffeng 
nicht entgegenftehen, daß Lippe» Detmold vorgezogen habe, ftatt 
den Ausgang ded Subdiviſionsproceſſes abzuwarten, fich mit Bücke⸗ 
burg zu vergleichen; auf jeden Fall aber habe Lippe Detmold 
durch die Intervention den Werth der Alverdiffifchen Quote ges 
rettet. ' 

Die Veräußerung des Amtes Lipperode als eines Kideicoms 
mißgutes fey fchon an und für fich ungültig, befonders aber weil 
fie nicht mit allgemeiner Bewilligung der Intereffenten gefchehen 
fey, denn Schaumburg-Fippe-Alverdiffen habe ſowohl gerichtlich 
als außergerichtlich derfelben widerſprochen. Fippe- Detmold habe 
Übrigens durch ben Vergleich von 1748 dad Amt Lipperode zur 
Bergütung alles beflen erhalten, wastes Alverbiffen für die Ceſſion 
von 1722: verfprochen und Fünftig zu geben verbunden fey. Nachs 
dem num aber, nach Ausfterben der Linie zu Bückeburg, Lippe⸗ 
Detmold fich die Alverdiſſiſche Quart zu verfchaffen gewußt habe, 
fo habe ed nummehr, jo viel die Leiftungen aus dem Geffionöver- 
trag von 1722 betreffe, die Sache und den Werth zugleich, und 
befite folglich, fo lange ed im Befige der Alverdifjifchen Quart 
bleibe, Ripperode ohne allen Rechtsgrund. 

Die Rente von 1,500 Rthlrn. habe dem Haufe Schaumburgs 
Lippe s Alverdiffen vwermöge der Hausverträge gebührt, und fey 
von Bückeburg durch den Vergleich von 1748 einſeitig erlaſſen 
worden. 

Da dieß aber wegen der Ausgleichung des Lippe⸗Detmoldi⸗ 
ſchen und ˖Schaumburg⸗Lippiſchen Antheils an dem Brackiſchen 
kandesanfall geſchehen ſey, und man demnach annehmen wolle, 
daß der Erſatz dafuͤr in den Einkünften des Letztern enthalten ſey, 
fo falle dieſer Anſpruch weg, fo bald Schaumburg⸗Lippe die ſei⸗ 
nem Beſitz entzogene Hälfte ber Aemter Blomberg und Schieber 
zuräd' erhalte. ' 

Schließlich wird noch bemertt, daß es ſich von ſelbſt verſtehe, 
daß Nichts von dem, was hier und im Fortgang des Vergleichs⸗ 
geſchafts "geänfert' werde, für die gerichtliche Verhandlung von 
Confequenz ſeyn konne. 


Leonnardi, uber Austrägalverfahren. 26 
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Sn dem von Schaumburg⸗Lippe der Vermittelungscommiſſion 
übergebenen „Promemoria, den Vorſchlag einer Bafis 
zu Bergleichsunterhandlungen betreffend“, de date 
Büdeburg den 20. März 1827, heißt es: 

Lippe- Detmold befiße jet von der dem Haufe 
SchaumburgsLippe gebührenden Hälfte des Bradıs 
fhen Anfalls: 

1) die ganze Alverbdiffifche Quart, beftehend aus: 

a) der Hälfte der Aemter Blomberg und Schieber, 

b) dem vierten Theil der feit 1709 von dem Brackiſchen 
Anfall erhobenen Früchte, 

£) dem vierten Theil der zum Fideicommiß gehörigen Bracki⸗ 
ſchen Mobiliarwerlaffenfchaft. 

2) von dem Büdeburgifchen Antheil, Alles was ihm, 
durch den Bergleich von 1748, für den Verzicht auf feine Ans 
ſprüche an die Hälfte der Yemter Blomberg und Schieder erlaflen 
und bewilligt ift, nämlich: . 

a) einen Erlaß ber zu erflattenden Früchte, im Betrag 
von ungefähr 400,000 Rthlrn.; 

b) das was SchaumburgsKippe von der Bradiichen Alles 
Dialverlaflenfchaft anzufprechen hatte, und dadurch auch 
bie Hälfte das fo genannten Forftifchen Fideichmmiß⸗ 
capitald nebſt Zinfen feit 1709, welches, wenn man 
diefe bloß usque ad alterum tantum berechne, eine 
Summe non 90,951 Rthlrn. ausmache; 

c) für die dem Haufe Alverdiffen nad) dem Ceſſionsver⸗ 
trage:von 1722 zu entrichtende Rente, das Amt Lipperode. 

3) die zur Peräquation der Lippes Detmoldifchen Hälfte bee 
Bradifchen Anfalld erlaflene Rente von 1,500 Rthlrn., während 
doch Fippes Detmold jebt auch noch Die Hälfte der Aemter Blom⸗ 
berg und Schieber befige, alfo befhalb von einer Peräquation zu 
deſſen Vortheil nicht Die Rede feyn Tönne. 

Dagegen halte fih Schaumburg⸗Lippe befugt, Alles zu 
fordern, was bemfelben rechtöfräftig zuerkannt fey, und was 
Büceburg wie auch Alverbiffen nicht erhalten, oder Detmold dew 
jeßt regierenden Haufe entzogen habe, alfo: 

1) die durch den Vergleich von 1748 dem Haufe Detmold 

der Alverdiſſiſchen Quast halber erlaflenen und abgetrete⸗ 

nen, oben unter 2 a, b und c angeführten Gegenſtande; 
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2) die nach Auöfterben ber Linie Schaumburg » Lippe » Büde 
burg im Jahre 1777 dem Haufe Schaumburgstippe ent 
zogene Hälfte der Aemter Blomberg und Schieber, nebſt 
den Rußungen von jener Zeit an, welche fich wenigitene 
auf 310,000 Rthlrn. beliefen; 

3) den durch ben Revers von 1734 zugefagten dritten Theil 
der jährlichen Einfünfte der Alverbiffifchen Quart, welcher 
im geringften Anfchlage 3,000 Rehle. betragen möge, 
von 1748 an, weil damals Lippes Detmolb das Aequi⸗ 
valent für die Alverdiffifche Quart erhalten habe, wozu 
die Quart felbft noch, 1777, in feine Hande gekommen 

ſey. — 

Auf dieſe Forderungen beider Parteien ſey nun aber eine 
Baſis der Bergleichdunterhandlungen nicht wohl zu begründen, 
und müfle daher ein Mittelweg gefucht werben, welcher ſich in 
der Wiederheritellung bed Standes der Sache in Gemaͤßheit bes 
Bergleichd von 1748 zeigen dürfte. 

Es würde demnadh: . 


1) Schaumburgstippe bie 1789 abgetretene Hälfte der Aem⸗ 
tee Blomberg und Schieber nebſt den Nutungen feit 1777 wieder 
zu erhalten, 

2) Lippe» Detmold dem Haufe Schaumburg» Fippe ald Erbe 
von Alverbiffen Dasjenige, was ed 1722 und 1734 verfprochen 
hat, für die Zukunft zu leiften, und 

3) bemfelben den feit 1748 rüdftändigen britten ‘Theil der 
Einkünfte der Alverbifftfchen Quart, für welche ihm der durch 
den Vergleich von 1748 erhaltene Erſatz verbleibt, zu entrichten 
haben. 

Dagegen würbe 

4) Lippe⸗Detmold nicht nur den übrigen, dem Hauſe Alvers 
diffen gebührenden, und von jenem, vermöge der Geflion von 


1722, zurücbehaltenen Antheil an dem Bradifchen Anfall, fon - 
dern auch 


5) daB, was ihm burch ben Vergleich von 1748 wegen ber 
gedachten Hälfte von Blomberg und Schieber abgetreten und bes 
willigt ift, behalten, 

Eine andere Bergleidyöbafis vorzufchlagen, vermöge bie Fuͤrſtlich⸗ 
Schaumburgstippifche Regierung nich Diebe werde ſich aber 
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die Vermittelungscommilfion in den Stand gefett fehen, einen Ber- 
gleichsvorſchlag zu machen, und man werde jenfeits mit Ders 
gnügen zu Allem die Hand bieten, was irgend mit Recht und 
Billigfeit zu vereinigen fey, um zur Nerbeiführung eines erwünfch- 
ten Erfolges beizutragen. 

Diefe beiden der PBermittelungscommiflion unterm 3. April 
1827 von dem Fürftlich- Schaumburg-kippifchen Gefandten übers 
gebenen Schriften, hatte derfelbe zu gleicher Zeit dem Fürftlichs 
Lippifchen Hofe in Detmold mitgetheilt und ſich Hoͤchſtdeſſen Er⸗ 
klaͤrung darüber erbeten. 

Durch weitere Note vom 21. Mai deſſelben Jahrs erſuchte 
der Freiherr von Leonhardi, in Auftrag der Fürftlich-Schaumburgs 
Lippifchen Regierung, die Bermittelungscommiflion: der Fürftlich- 
Lippifchen Regierung zu Detmold einen Termin zur Einreichung 
ihrer Erklärung feßen zu wollen. 

Die Vermittelungscommiſſion fah fich hierauf veranlaßt, dem 
Freiherrn von Leonhardi, als Fürftlich » Lippe» Detmoldifchen Ges 
fandten, durch Note vom 26. Mai zu eröffnen: daß fie fich, weil 
bis jest die Gegenerflärung der Fürftlichen: Regierung zu Detmold 
noch nicht eingetroffen fey, in der Unmöglichkeit befinde, dem ihr 
von der hohen Bundesverfammlung ertheilten Auftrag zu genügen, 
und fie ihn deßhalb erfuchen zu müffen glaube, dafür Sorge tragen 
zu wollen, daß jene Erklärung nunmehr um fo gewifler binnen 
ſechs Wochen erfolge. Hierbei ward jedoch bemerkt, daß ee, bei 
der gegenwärtigen Tage der Sache, weniger auf erneuerte Rechts⸗ 
ausführung, als darauf ankommen dürfte, in wie fern bie Fürft- 
lich Rippifche Regierung in Detmold ſich bewogen finden Tonne, 
auf die mitgetheilte Vergleichsbafis einzugehen, ober neue Vers 
gleichövorfchläge an Handen zu geben. 

Wiederholt ward diefe Angelegenheit umterm 30. Auguft von 
dem Fürftlich- Schaumburg=Lippifchen Gefandten bei der Vermitte- 
Iungscommiffion und von Diefer unterm 28. September bei der 
Kürftlich = Lippifchen Regierung in Detmold durch deren Geſandt⸗ 
ſchaft in Anregung gebracht. 

Unterm 30. November übergab endlich ber Freiherr von 
Leonhawi eine Note der Kürftlich-Lippifchen Regierung 
in Detmold, d. d. 20. November 1827, als Gegenerflärung 
auf die im April deffelben Jahrs von Fürftlich- Schaumburgs 
Lippiſcher Seits gemachten Bergleichsnorichläge. 
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In dieſer Note erllärte die Fürftlich> Lippifche Regierung: 
ſie habe aus der von-.der Fürſtlich⸗ Schaumburg = Lippifchen Re⸗ 
gierung eingereichten „Beleuchtung zc. feine Beranlaffung gefuns 
den, über bie Nichtigkeit ihrer geäußerten Rechtsanfichten eine 
andere Meinung zu gewinnen, und müſſe daher fortwährend ben 
Grund der von Fürftlich- Schaumburg > Lippifcher Regierung yräs 
tentirten, hauptſachlich auf die Bradifche Succeffion in Bezug 
habenden Anfprüche in Abrebe ftellen. Insbeſondere müffe fle 
auch hier wiederholen, daß die Frage: 
Ob dem Durchlauchtigen Fürften vom Schaumburg-Fippe, 
nach dem Xeftamente ded Grafen Simon VI. und den 
Haußverträgen, aus denen Hochderfelbe fein Succeſſions⸗ 
recht herleiten wolle, in bem Lippifchen Lande mehr denn 
en bloßes Patrimonialrecht zuftehe? 
vor der Einleitung einer Rechtöverhandlung vor einer Austrägals 
behörde über jene Anfprüche, als präjudiciell, und jede Einlaffung 
bedingend, nothwendig erft beantwortet und entfchieden werben 
müſſe. Die, Fürftlich-Lippifche Regierung finde fich daher außer 
Stande, auf diejenigen Borfchläge einzugehen, welche die Fürftliche 
Schaumburg-Lippifche Regierung unterm 20. März 1827 gethan, 

„Nur durch einen Vergleich, der jede Gelegenheit zu neuen 
Streitigfeiten entferne, demnach die wechfelfeitig in Anſpruch ges 
nommenen Rechte völlig von einander abfondere, Tonne. dem 
entfprochen werden, was die Rückſichten gegen beide jo nahe 
verwandten regierenden Häufer und die, Ruhe und Eintracht 
gebietenden Pflichten gegen den Deutichen Bund fordern. Zur 
Abfchließung eines foldyen Vergleiche feyen Seine Durchlaucht der 
Fürft zur Lippe eben fo bereit, ald Höchftdiefelben jede andere 
Vereinbarung, weldye den Zunder zu neuen Streitigkeiten in ſich 
trage, ablehnen müßten. 

»Kür jenen Zwed koͤnne nun die Fürftlichstippifche Regierung 
der Bermittelungscommiffion anderweite Bergleichspropofitionen in 
Folgendem vorlegen: | 

„1) Seine Durchlaucht der Fürft zur Lippe treten dem Durch⸗ 
Iauchtigften Fürften von Schaumburgstippe bie volle Souverainetät 
im Amte Blomberg ab, entfagen demnach aud) 

v2) den Anfprücen auf mehrere Ausflüffe der Landeshoheit 
im Amte Blomberg, in deren Genuß ſich gegenwärtig Seine 
Durchlaucht der Fuͤrſt von Schaumburg⸗Lippe befinden; 
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»3) Seine Durchlaucht der Fuͤrſt von Schaumburg Lippe 
entfagen dagegen allen, Höchitbenfelben aus dem Bradifchen Suc⸗ 
ceſſionsfalle etwa competirenden Rechten, fo wie überhaupt allen 
denjenigen Anfprüchen, welche in ber bei dem Bundestage anges 
brachten Klage aufgeftellt worden; 

„A) Seine Durchlaucht der Fürft von Schaumburgstippe vers 
zichten auf alle Höchfidenfelben, außer dem Amte Blomberg, in 
den übrigen Theilen des Lippifchen Landes vermeintlich zuſtehenden 
Regierungsrechte, inäbefondere: 

a) auf eine Goncurrenz irgend einer Art bei ben Lande 
tagen, 

b) auf eine Goncurrenz bei dem Syofgerichte, Generals 
confiftorio ıc. 

v5) Es werben mithin die beiden Fürftenthümer Schaumburgs 
‚ ippe Cmit Inbegriff des Amtes Blomberg) unb Lippe Cohne das 
Amt Blomberg) ald zwei ganz von einanber gefonberte und vers 
fehiebene Länder betradjtet, von denen bad eine in allen feinen 
Theilen unabhängig von dem andern ift. 

»5) Vorbehalten bleiben nur bie auf der Verwandtſchaft beider 
hohen Häufer beruhenden Succeſſiosrechte, im Falle des Ausſter⸗ 
bens der männlichen Linie des einen derſelben; 


„7) die Stadt Blomberg mit ihrer Feldmark bleibt, da fie 
gar nicht mit zu dem Amte Blomberg gehört, auch ferner em 
Theil des Fürftenthums Lippe und wird in Rückficht der Ausübung 
von Jurisdictions⸗ und fonftigen Befugniffen vom Amte Blomberg 
völlig gefchieden. — 

„Die Fürftlichs Lippifche Regierung glaube hierdurch genugfam 
an den Tag zu legen, wie fie auch ihrer Seits eine gütliche Bei⸗ 
legung der Streitigfeiten aufrichtig wünfche, und fehe den weiter 
dahin leitenden Schritten der Bermittelungscommiflion entgegen. « 

Bon dem Vermittelungsausſchuß wurde hierauf, mittelſt Note 
vom 15. December 1827, dem Freiheren von Leonhardi erwidert: 

„Des Ausſchuß zweifle zwar nicht, daß ber Freiherr von 
Leonhardt fich werbe veranlaßt gefehen haben, von der vorfte 
henden Note der Fürftlichs Lippifchen Negierung vom 20. Rov. 
der Firrſtlich⸗Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung Kemuniß zu geben, 
und daß berfelbe bemmädhft in dem Kalle ſeyn werde, bie ferneren 
Entfchließungen Seiner Durchlaucht des Herrn Kürten zu Schaum⸗ 
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burg⸗ Lippe hierüber mittheilen zu koͤnnen; der Ausſchuß könne 
jedoch nicht umhin, hierum noch ausdrücklich zu erfuchen nnd 
damit die Bemerkung zu verbinden, daß die von ber „Kürftlich 
Lippifchen Regierung in Borfchlag gebrachte Bergleihsbafis 
ihm vorzugsweife geeignet fcheine, ben gegenwärtigen Streit auf 
ewige Zeiten zu fchlichten, und zwiſchen beiden Fürftlichen Häufern 
ein Verhaͤltniß herzuftellen, das eben fo fehr den beiderfeitigen 
Intereſſen ald den allgemeinen Beziehungen bed Deutfchen Bundes 
entfprechen bürfte.- Der Ausſchuß fey jedoch weit entfernt, ſich 
über Das Map der won dem Fürftlicher Haufe Lippe angebote 
nen Opfer auszuſprechen, jebenfalld aber halte er fich zur der 
Hoffnung berechtigt, daß es Seiner Durchlaucht dem Herrn Fürs 
ften zu Schaumburgstippe gefällig ſeyn möge, bie Vergleichsunter⸗ 
handlungen auf biefe Baſis fortzufegen. Sollte fid; hiernach die 
Möglichkeit’ einer wechfelfeitigen Verſtaͤndigung mit Wahrſcheinlich⸗ 
feit annehmen Laffen, fo witrde ber Ausſchuß fich jene weitern 
Borfchläge zu machen vorbehalten, welche zu einer deſinitiven 
Ausgleichung diefer Angelegenheit führen konnten «. 

Die von dem Bermittelungsansfchuß gewünfchte Mittheilung 
der weitern Entfchließungen Seiner Durchlaucht des Herrn Fürften 
von Schaumburgs?ippe auf die FärftlichsLippifcher Seitd gemach⸗ 
ten Bergleichpropofttionen, erfolgte in einer Note der Kürftlidy 
Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung, d.d. Bückeburg den 22. 
Mai 1828, welche von dem Freiheren von Leonharbi, mit Bes 
gleitungsnote vom 6. Sum 1828, dem Vermittelungsaugfchuß über. 
geben wurde, und in welcher die Fürftlich- Schaumburg Lippifche 
Regierung ſich folgendermaßen äußert: - 

„Wenn man gleich nicht abzufehen vermöge, wie die Ent 
fheidung ber $rage: ob dem Durchlauchtigen Fürften zu Schauntburgs 
tippe, nadı dem Teftamente Simond VL und den Hausverträgen 
in dem Kippifchen Sande, ntehr denn ein Patrimonialrecht zuftehe? 
ald praͤjudiciell in der Brackiſchen Erbfchaftsitreitigkeit rechtlich 
füllte begründet werben fürmen; fo wolle man doch, zur Vermei⸗ 
dung aller Weiterungen und it Uebereinſtimmung mit den Anſich⸗ 
ten des Ansſchufſes, die Vergleichsverhandlungen auf bie von ver 
Füuͤrſtlich⸗ Lippe s Dermrofbifchen Regierung in Borfchlag gebradite 
Vergleichsbafts fortfeben, fs wertig die dabei gemachten Pro⸗ 
poſitionen ben gerechten Erwartungen der Schaumburgstippiichen 
Negierumg ertfprächen. 
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„Das Weſentliche der Vergleichsbaſis ſey in. folgenden Sägen 
der Lippiſchen Note enthalten: 

1) Es werden die beiden Fürſtenthümer Schaumburg⸗ Lippe 

(mit dem Amte Blomberg) und Lippe (ohne daſſelbe) als 
zwei von einander ganz geſonderte, verſchiedene Länder 

betrachtet, von denen dad eine in allen feinen Xheilen 
vollig unabhängig von dem andern ift. 

„Hiermit koönne man fich einverftanden erklären, nicht aber 
eine Abtretung der vollen Souverainetät in dem Amte Blom⸗ 
berg von dem hohen Gegentheil annehmen, weil man dad nicht 
abtreten fünne, was man nicht habe. Daher ericheine der erſte 
Sat der Note der Lippifchen Regierung als überflüffig; angemeſ⸗ 
fener Dagegen fey der zweite Satz derfelben: 

2) Vorbehalten bleiben nur die auf der Verwandtſchaft beider 
hohen Häufer beruhenden Succeflionsrechte, in dem Falle 
des Ausfterbend der männlichen Linie des einen Derjelben. 

Diefer Vorbehalt werde unbedenklich zugeſtanden. 

3) Seine Durchlaucht der Fürft von Schaumburg-Fippe entfagen 
allen, Höchitdenfelben aus dem Bradifchen Succefliongfalle 
etwa competirenden Rechten, fo wie überhaupt allen dens 
jenigen Anfprüchen, welche in der bei dem Bundestage 
angebrachten Klage aufgeftellt werden. 

4) Seine Durchlaucht der Fürft von Schaumburg Lippe ver⸗ 
zichten auf alle Höchſtdenſelben, außer dem Amte Blomberg, 
in den übrigen Theilen des Lippiſchen Landes vermeintlich 
zuſtehenden Regierungsrechte. 

„Dieſe nicht vermeintlichen, ſondern in der Hausverfaſſung 
gegründeten, fortwährend aufrecht erhaltenen Rechte ftänden 
allein mit den Anſprüchen in Beziehung, denen man Lippifcher 
Seits entfagen wolle, — Rechte gegen Anfprüche aber trügen 
ſchon in fich felbft ein Uebergewicht, welches nur durch die Uner⸗ 
heblichkeit der letztern gefteigert werden könne. 

Man fey jedoch Schaumburg=Lippifcher Seits geneigt, nicht 
nur gegen Die jenfeitigen Anfprüche die Dieffeitigen Nechte aufzus 
geben, fondern auch von den aus dem Bradifchen Succeffiongfalle 
competirenden Forderungen Einiges nachzulaſſen; dieſes aber nur 
unter der Voraugfegung, daß der Fippifche Vorbehalt wegen der 
Feldmark der Stadt Blomberg, welche in dem Amte Blomberg 
belegen ift, gänzlich hinwegfalle. Dagegen könne man fi auf 
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Beine Weife bewogen fehen, in den verlangten Verzicht auf alle 
aus dem Bradifchen Succeſſionsfalle Seiner Hochfürſtlichen Durch⸗ 
laudıt zu Schaumburgstippe zuftehenden Rechte und deßhalb aufs 
gekellten Korberungen einzumilligen. In Beziehung auf die Bradis 
ſche Erbichaftsftreitigfeit müfe man daher im Wefentlichen bei 
bem diefleitigen Vorfchlag einer Vergleichsbaſis Cin dem Promer 
moria vom 20. März 1827) ftehen bleiben, und nur in Beziehung 
auf den jenfeitigen Vorfchlag, fey man zur Beförderung einer 
gütlichen Webereinfunft erbötig, die Entfagung der jenfeitigen 
Anfprüche auf mehrere Ausflüffe der Kandeshoheit im Amte Blom. 
berg nicht nur mit dem Verzichte der bieffeitigen Rechte in den 
übrigen Theilen des Lippifchen Landes zu erwidern, fondern auch 
bie in der Diefleitigen Vergleichsbaſis sub 3. et 5. berührten Rück⸗ 
fände ber Terz der Alverbiffer Quart feit 1748 und ferner wegen 
diefer Terz competirenden jährlichen Gelbleiftungen zu erlaffen. 
Jener Verzicht werde fidy jedoch nicht auf das von Lippe⸗Detmold 
zurüdzugebende Amt Schieber erftredfen, diefes würde vielmehr in 
daſſelbe Verhältniß wie das Amt Blomberg zu ſetzen feyn. 

„Die Schaumburg = Lippifche Vergleichsbaſis vom 20. März 
1827 ſey bereitd nach der Außerften Billigfeit dergeftalt befchräntt, 
daß man nad, dem num noch ferner angebotenen Nachlaffe noch 
weiter zu gehen nicht vermöge. « 

Auf diefe Note fah fich der Vermittelungsaugfchuß veranlaßt, 
dem Freiherrn von Leonhardi, ald Schaumburg Lippifchen Bun⸗ 
beötagsgefandten unterm 7. Auguft 1828 zu erwidern: 


„Daß der Ausſchuß, nach genauer Prüfung ber gemachten 
Mittheilung, zu der Ueberzeugung gelangt fey, daß die Gegen 
vorfchläge des Kürftlichen Hauſes Schaumburg = Lippe dem End» 
zwed nicht entfprechen dürften, den ber Ausſchuß fich in feiner 
Note vom 15. December 1827 zu bezeichnen erlaubte, Er fey 
vielmehr des Dafürhaltens, daß fich von feinen Vergleichsver⸗ 
handlungen irgend ein Refultat verfprechen ließe, bei benen nicht 
von den früheren zwifchen den hohen Betheiligten ftreitigen Ders 
hältniffen völlig Umgang genommen werbe. Insbeſondere fcheine 
ihm, daß jede Nüdbeziehung auf den Stabthager Vergleich von 
1748 nur zu neuen Berwidelungen Anlaß geben könnte. 





„Nachdem das Intereſſe und der Wunſch der beiden hohen 


Betheiligten ſich darin begegnet habe: 


440 Abth.I, Abſch.2, 8. 11, B. — Streitigkeiten 


die vorliegende weitaudfehende Streitſache ein» für allemal 

zu Ende zu bringen und zu dem Behuf fi) Dyfer gefallen 

zu laffen; 
fo glaube der Ausſchuß, daß fein Vergleichsvorſchlag annehmbar 
gefunden werben könnte, durch den die wechfelfeitigen Berhälmifle 
beider hohen Fürftlichen Häufer nicht auf die von ber Füuͤrſtlich⸗ 
Lippifchen Regierung bezeichnete Werfe auf ewige Zeiten geordnet 
würden. Demnad; halte fich der Anusfchuß für verpflichtet, Die 
hohe Fuͤrſtlich⸗ Schaumburg sKippifche Negierung zu erfuchen, ihm 
flatt ber Borfcläge vom 22. Mai 1828, deren conciliatorifdhe 
Tendenz er übrigens dankbar anerkeme, folche zukommen zu Laflen, 
‚die auf gewiſſe, ihrem Umfange nach genan zu beftimmende Ob» 
jecte gerichtet feyen, damit fobann ein Verfuch gemacht werben 
könne, in wie fern eine Bereinigung über dad Maß ber beider 
feitö zu dringenden Dpfer möglich fey. 

„Hiermit verbinde der Ausſchuß den angelegentlichen Wunfch, 
daß die hohe Fürftliche Regierung ihre Forderungen fo fehr bes 
fchränfen möge, als Sie ed mit dem jenfeitigen Landesintereſſe nur 
immer für vereinbar halte.“ 


Diefe von dem Bermittelungsausfchuß gewünfchten neuen Vers 
gleichövorfchläge, wurden bemfelben nunmehr mittelft Note bes 
Fürftlih- SchaumburgsLippifchen Bundestagsgefandten vom 
16. Sept. 1828 in Kolgendem vorgelegt: 

„1) LippesDetmolb giebt an Schaumburg > Lippe bie Häffte 
der Aemter Blomberg und Schieber, wie ſolche am 1. October 
1789 in den Berk bed Hauſes Lippes Detmold übergeben ift, 

ck 


„2) Lippe⸗Detmold verpflichtet ſich, an Schaumburg⸗ Lippe 
die Summe von 300,000 Reichsthalern zu entrichten. 

„3) Lippe⸗Detmold erfennt die volle Souverainetaät des Kinften 
von Schaumburgippe über die Aemter Blomberg und Schieber, 
Wie Feldmark der Stabt Blomberg mit eingefchloffen, an 

„4) Der Zieft von Schaumburg⸗Lippe entfagt Dagegen allen 
Yan and dem Brackiſchen Suereffionöfalle zuſtehenden uͤbrigen 
Rediten umb weitern Forderungen, wie ſolche in ber bei bem 
Bundestage angebrachten Klage aufgeſtellt find. 

„Seme Ducrchlaucht verzichten ferner: 
„58) auf alle Ihnen, außer den Aemtern Blomberg und Schie⸗ 
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ber, in ben übrigen Theilen bed Lippiſchen Landes zuſtehenden 
Regierungsrechte jeder Art. 

-6) Es werben mithin die beiden Kürftenthümer Schaumburg, 
Lippe (mit Einbegriff der Aemter Blomberg und Schieber) und 
LippesDetmolb Cohne diefe Aemter) ald zwei von einander gang 
gefonderte und verfchiedene Länder betrachtet, von denen das eine 
in allen feinen Theilen völlig unabhängig von dem andern if. 

„7) Borbehalten bleiben nur die auf der Verwandtſchaft beider 
hohen Häufer beruhenden Succeffiongrechte, in dem Kalle dee 
Ausfterbend ber männlichen Linie des einen berfelben. « 


Der Bermittlungsausfchuß eröffnete hierauf dem Freiherrn von 
Leonhardi unterm 21. September 1828, „daß er nunmehr von 
der Möglichkeit überzeugt fey, auf der von den beiden hohen 
Betheiligten angenommenen Bafıd die Vergleichöverhandlungen mit 
Hoffnung ded Erfolges fortzufegen. Wenn nun gleicd, die beiden 
Regierungen in den hierbei zu beobachtenden Hauptgrundſaͤtzen ſich 
begegneten, fo beftche dennoch rücfichtlics der zu bringenben Opfer 
eine folche Differenz, die eine genaue Erörterung ber einfchlagens 
den Berhältniffe und ber eigentlichen Intereflen der beiden hohen 
Häufer nothwendig machen dürfte; eine foldye Erörterung könne 
aber nicht füglich durch fchriftlichen Notenwechſel ſtatt finden, 
Dagegen glaube der Ausfchuß, daß ein perfönlicher Zufammentrüt 
mit den Sommiffarien der beiden hohen Betheiligten am eheſten 
bazu dienen werde, um über bie dermalige Lage der Sache und 
über die Möglichkeit einer. gütlichen Verftändigung ind Klare zu 
tommen; ber Ausfchuß erlaube fi daher den Borfchlag, daß es 
den beiden hohen Fürftlichen Regierungen gefällig feyn möge, zu 
Anfang bes Fünftigen Jahres, gegen die Zeit ber Wiedereröffnung 
der Bundestagsfigungen, Commiſſarien mit ben nöthigen Boll 
machten hierher abzuordnen, und einen Zufammentritt mit dem 
Ausfchuffe zu veranftalten. « 

Unterm 7. Sanıtar 1829 Fündigte Freiherr von Leonhardi 
dem Bermittlungsausfchuß an, daß Seine Durchlancht der Fürſt 
zur Lippe, um den Wünfchen bes Ausfchuffes zu entſprechen, einen 
Bevollmächtigten uach Frankfurt abordnen werbe. 

Da ber Ausfhuß inzwifchen auch von der gleichen Bereits 
willigfeit Seiner Durchlaucht des Fürften zu Schaumburgs 
Lippe unterrichtet werben war, fo erfitchte derſelbe den Freiherrn 
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von Leonhardi, mittelſt Note vom 30. Januar 1829, nunmehr 
die Einleitung treffen zu wollen, baß die von ben beiden hohen 
Fürftlichen Regierungen zu ernennenden Bevollmächtigten ſich bis 
zum 2. März laufenden Sahrs in Frankfurt einfinden möchten; 
zugleich bemerkte der Ausfchuß, wie wünfchenswerth ed wäre, 
wenn Diefelben mit folchen Bollmachten und Inſtructionen vers 
fehen würden, durch welche fie in den Stand gefeßt wären, er 
forderlihen Falls die Außerfte Grenze der Nachgiebigfeit zu 
bezeichnen, auf welche von der einen und der andern Seite ge: 
rechnet werben fünnte, indem ed nur unter diefer Vorausfegung 
möglich feyn werde, die Bergleichsverhandlungen zu einem baldigen 
und hoffentlich erfprießlichen Nefultate zu führen. 


Diefer beabfichtigte Zufammentritt der Bevollmächtigten der 
beiden Fürftlichen Häufer mit dem Vermitetlungsausſchuſſe konnte 
jedoch zu dem beftimmten Zeitpuncte nicht ftatt finden, indem von 
Seiten diefer Herren Bevollmächtigten Hinderniſſe eingetreten 
waren, Die deren Abreife hierher verzögerten, und der Ausſchuß 
fah ſich daher veranlaßt, nachdem er von der Befeitigung jener 
Hinderniffe Kenntniß erlangt hatte, mittelt Note vom 18. April 
J. 3. den Bundestagsgeſandten der beiden Fürftlichen Häufer, 
Freiheren von Leonhardi, zu erfuchen, die mehrgenannten Herren 
Bevollmächtigten einzuladen, fich bis zum 15. Mai I. 5. dahier 
einzufinden, zu welcher Zeit denn auch, als Bevollmächtigter Sr. 
Durchlaucht des? Herrn Fürften zu Lippes Detmold, der Fürftliche 
Canzleidirector, Herr Ballhorn-Rofen, und als Bevollmäch⸗ 
tigter Sr. Durchlaucht des Herrn Fürften zu Schaumburg - Lippe 
ber Fürftliche Regierungsratb, [Herr Langerfeld bahier ein 
trafen. — ¶ 


Nach vorher genommener mündlichen Ruͤckſprache von Seiten 
des Ausfchuffes mit den beiden Herren Bevollmächtigten, erließ 
der Fürftlih- Shaumburgskippifche Bevollmädhtigte unterm 
22. Mai I. J. eine Rote an den Augfchuß, worin derfelbe er- 
Elärte: „ermächtigt zu ſeyn, ben beabfichtigten Vergleich zwifchen 
den beiden Fürftlich=Lippifchen Häufern auf die Grundlagen fols 
gender Puncte abzufchließen: 


A) Wegen Anfprüche des Fürften von Schaumburg Lippe 
aus der Lippe Bradiichen Succeflion: 
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»1) Zurüdgabe des Amted Schieder, fo, wie deſſen Beſitz 
bem Fürftlichen Haufe Kippe-Detmolb im Iahre 1789 eingeräumt 
worden fey; 

2) Auszahlung einer Summe von 300,000 Rthlrn. für. die 
übrigen, früherhin bereits angegebenen Anſprüche und Liquidirten 
Forderungen aus dieſer Erbfchaft. 

„B) Wegen der ftreitigen Souverainetätsrechte: 

Böllige, Abfonderung und Trennung ber Antheile beider hohen 
Häanfer an dem Fürftenthum. Lippe, — Schaumburg» Lippifcher 
Seits in den Aemtern Blomberg und Schieber, — Kippe» Det 
moldifcher Seit in dem übrigen Theil des: Kürftenthums bes 
fiehend — in Rückſicht aller Souverainetäts» oder Landesherr⸗ 
licher Rechte, Anſprüche und Nutzungen. — 

„Das Fürſtenthum Lippe, ohne die Aemter Blomberg und 
Schieder, und das Fürftenthum Schaumburg Lippe, diefe Aemter 
mit eingefchloffen, machen zwei befondere, von einander völlig 
mabhängige Deutfche Bundeöftanten aus, in deren Umfang, ſo 
wie er durch bie Localgrenzen beftimmt ift, dem Landeöherrn des 
andern Fuͤrſtenthums Souverainetätsrechte feiner Art zuftehen follen. 

„Beide Landeöherren verzichten wechfelfeitig auf alle bergleis . 
dien im Begriffe der Souverainetät Deutfcher Bımdeöfürften lies 
genden Rechte und Anfprüche, fie mögen bis jegt dem Einen oder 
dem Andern wirklich zugeftanden haben oder nicht, fireifig und 
beftritten, oder unfireitig und unbeftritten, wirklich ausgeübt, ober 
nur in Anfpruch genommen feyn, ohne alle Ausnahme. 

„Die oberlehnherrlichen und Jurisdictions⸗Rechte, da fie nicht 
nothwenbdig auf der Souverainetät beruhen, werben in dieſem 
wechſelſeitigen Verzicht mit eingeſchloſſen. 

„Die Stadt Blomberg, obgleich ſie im Amte Blomberg ge⸗ 
legen iſt, bleibt der Landeshoheit des Fürſten zu Lippe⸗Detmold, 
deren Feldmark der Landeshoheit des Fürſten von Schaumburg⸗ 
Lippe, unterworfen.“ 

Der Füuͤrſtlich⸗ Schanmburg⸗ Lippiſche Bevollmaͤchtigte fügt 
och hinzu, daß er glaube, dieſe Principien ſeyen umfaſſend genug, 
um alle vorhandenen Differenzien daraus zu entſcheiden und der 
Entſtehung neuer vorzubeugen. — 


Dieſe Note wurde dem Fuͤrſtlich⸗Lippiſchen Bevollmach⸗ 
tigten mitgetheilt, worauf derſelbe durch Note vom 24. Mai l. J. 
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Fürftlich Schaumburg» Lippiſchen Herrn Gommiffkr- geſchehenen 
Privatmittheilungen, eine längere Dauer ſeines hieſigen Aufs 
enthalte zur Fortfegung der hiefigen Vergleichsunterhand⸗ 
Inngen für unzweckmäßig halten müſſe; daß er jedoch ber Hoff⸗ 
nung lebe, daß auf bie von dem Vermittelungsausſchuſſe in deſſen 
Vergleichsvorſchlage niedergelegten Principien, eine Annäherkng 
der beiden Fürftlichen -Häufer, vor einer beftimmten Einteining 
des Austraͤgalverfahrens, noch möglih fd. —: — 

» Der Fürftlih-Schaumburg-Lippifche Vebolimachtigte 
erwiderte gleichfalls auf die Vergleichsvorſchlaͤge des Ausſchuſſes 
unterm 28. Mai I. J., daß feine Inſtruction ihm wicht erlaube, 
auf diefelben einzugehen, indem er auf eine Abffndung nur an 
Geld —. ald worauf fich die Propofition des Agsichuffes bei einem 
Tauſch des Amtes, Schieder gegen das Amt Rlomberg doch nur 
befchränfen würbe — fich einzulaſſen nicht ermächtigte ſey Da 
er ferner fih außer. Stand befinde, Vergleichsprupoſſtionen zu 
machen, ‚in denen Die Rüdgabe des Amtes Schieder nicht als 
Baſis hedungen wäre, ein Tauſch beffeiben mit dem Amte. Blouw 
berg aber dieſe Baſis nicht, erfüllen. würde; fo bleibe ihm umr 
no übrig, den Vermitzelungsausſchuß gu erfuchen, ber Bundes⸗ 
verfanmmlung Vortrag über das Mißglücken der Vergleichsunter⸗ 
bandlungen :zu erffatten, und. dadurch das bunbeöbertaflungömißige 
Auöträgalverfahren einzuleiten. ;. - 

Dieſe Erklaͤrungen der. beiden Herren Vevollmachtigten theilte 
nunmehr der Ausſchuß denſelben durch Noten vom 29, Mail; J. 
wechfelfeitig ‚mit, und- verband Damit Die Bemerfung, daß er bei 
ben obwaltenden Berhältniffen eine Verlängerung ded Aufenthalte 
der Herren Commiſſarien dahier gleichfalls nicht für nothwendig 
erachte; zugleich erfuchte er den Fürſtlich⸗ Lippiſchen Herrn 
Bevollmächtigten, ſeine noch vorbehaltene Antwort auch duf den. 
Inhalt der Note des Fürſtlich-Schaumburg-⸗Lippiſchen Herrn 
Bevollmächtigten vom 28. deffelben Monats zu erftreden. ' 

Diefe Antwort bes Fürftlich-Lippifchen Canzleidirectors, 

Hern Ballhorn -Rofen, erfolgte mittelft Note d. d. Detmold den 
17. Juni l. J., dahin, daß die Hoffnung einer Annäherung der 
beiden Hochfürftlichen Haäuſer noch vor der Einleitung des Aus; 
teägalverfahrens durch die Erklärung des Fürſtlich⸗ Schaumburg⸗ 
Lippifchen Commiſſaͤrs vom 28: Mai I. 3. zerſtört worden feh: 
Indeffen ſey das Streitverhälmiß in Beziehung auf die Landes 
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hoheit im Amte Blomberg und im Allgemeinen auf die Relation, 
in welcher Seine Durdjlaudıt der Fürft von Schaumburg» Lippe, 
als Eippifcher erbherrlicher Agnat, zu Seiner Durdjlaucht dem 
Fürften zur Lippe, ald Chef der regierenden Linie, verfaſſungs⸗ 
und hausgeſetzmaͤßig ftehe, jebt der Art, daß ein längerer Aufs 
fchub der Feltfegung berfelben nad, den vorhandenen Maren 
Rechtsnormen mit der Würde und den wichtigften Intereſſen ber 
Lippifchen Regierung unverträglich ſey. — Die Fürftlich s Lippifche 
Regierung habe bereite im Jahre 1819 durch ihre Eingaben, for. 
wohl bei der hohen Bundesverſammlung, ald bei ber Bermittes 
lungscommiſſion, darauf aufmerkfam gemacht, daß die Frage: 
»Db dem Durchlauchtigften Fürften von Schaumburg s 
tippe zu Bückeburg im Lippifchen etwas mehr, denn einige 
Seinem Haufe in modum apanagii zugetheilte und durch 
ihren Zwed genau beftimmte Patrimonialrechte zuftehe? « 


bei Beurtheilung ber Euticheibung ber obfchwebenben Differenzien 
durchaus präjudiciell ſey, indem bie Beantwortung biefer 
Frage zugleich nachweifen werbe, baß bie von der Regierung zu 
Bückeburg angeregten Privatanfprüche aus ber Bradifchen Sucs 
ceffion fich nicht zu einer austrägalgerichtlichen Entſcheidung eig» 
neten, vielmehr vor den ordentlichen competenten Gerichten ihre 
Entlebigung finden müßten. 


Nur unter dem ausbrüdlichen Vorbehalte dieſer Präjus 
dicialentfcheibung, für ben Fall der Fehlſchlagung des Vermitte⸗ 
fungsverfuchd, habe man Lippiſcher Seitd die Hand dazu geboten, 
daß gleichzeitig mit den die Landeshoheit im Amte 
Blomberg und fonftige öffentliche Rechte im Fürftens 
thum Lippe betreffende Irrungen, auch privatrechtliche Ans 
forüche des Erbherrlichen Haufe, an das regierende Fürftliche 
Haus zum Gegenfland eined Vergleichsverſuchs gemacht 
würben. 

Der Fall jenes Borbehalts trete nunmehr ein, und ber Aus⸗ 
fchuß werbe demnach erfucht : 

bei der Bundesverſammlung vor allen Dingen bie Erle 
dDigung obiger, die Landeshoheit im Amte Blomberg und 


überhaupt die öffentlich⸗rechtliche Stellung ber 
beiden ftreitenden Hochfürftlichen Häufer, in vaichung 
27 


Leonhardi, über Austrägatverfahren. 


1829, 
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auf das Lippiſche Land, betreffenden Fragen auf bundes⸗ 
verfaſſungsmaͤßigem Wege zu befordern. 

Dieſer Antrag rechtfertige ſich zum Ueberfluß noch durch einen 
im Jahre 1812 zwiſchen beiden Fürſtlichen Häufern abgeſchloſſenen 
Vertrag, durch welchen feftgefetst fey: „daß die Streitigkeit wegen 
der Souverainetät über dad Amt Blomberg compromtfforifch 
entfchieden, und erft nah Beendigung des Eompra 
miffes über die Souverainetät eine Uebereinkunft wegen 
ſchiedsrichterlicher Entfheidbung über etwaige weitere gegen- 
feitige Anfprüche gefchlöffen werben folle«. — Habe die Regie⸗ 
rung zu Bückeburg felbft hierdurd; die Präcedeng der Entfcheidung 
über die Hoheitöfrage anerkannt, fo könne kein Bedenken darüber 
obmwalten, baß ein Verfahren über die Anfprüche aus der Lippe 
Bradifchen Succeſſion erft nach jener Hauptentfiheibung ftatt 
finden dürfe. 

Bon Seiten dr Schaumburgstippifchen Regierung 
zu Bückeburg wurde der Ausfchuß durch eine Note vom 29, Juli 
1. 3. wiederholt um Befchleunigung diefer Angelegenheit ange, 
gangen und erfucht, falls nicht erft noch eine Erflärung von 
LippesDetmolb erwartet würbe, bei der hohen Bunbeöverfamms 
lung Anzeige vom Mißlingen der Bergleicheverhandlungen zu 
machen und dadurch Dad Austrägalverfahren einzuleiten. 


So war ber Stand biefer Streitfache, als i. 3. 1829, 
Sess. XXV. $. 160. ©. 664. u. flgb. der Neferent. der Ber 
mittelungscommiffion dieſen Vortrag erftattete und folgendes 
Gutachten ©.683. abgab: 

Die fo eben verlefene ausführliche Darftellung des zwiſchen 
den beiden Fürftlichen Hauſern Lippe⸗Detmold und Schaumburg⸗ 
Lippe beftehenden Streited und der hierüber von dem Vermitt⸗ 
Iungsausfchuffe gepflogenen Verhandlungen dürfte die Ueberzen⸗ 
gung begründen, daß von der Fortfegung des Verſuchs zur Güte 
durchaus fein Erfolg mehr zu erwarten, und daß deßhalb Die 
Sache auf den Punkt gediehen fey, wo vorfchriftmäßig weitere 
bundeögefegliche Einleitung zur gerichtlichen Erledigung bed gans 
zen Streitverhältniffes Plab zu greifen hat. Der Ausfchuß 
würde demnach fein Gutachten und feinen Antrag auch hierauf 
zu befchränfen haben, wenn nicht von Fürftfich-Lippifcher Seite 
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eine Behauptung anfgeflelt werben wäre, die nidyt völlig ums 
gangen werben Tann. 


Seine Durchlaucht der Fürft von Lippe⸗Detmold find näms 
lich der Auficht, Daß eine Präjubitialfrage vorhanden fey, bie 
entfchieden werden wmüfle, bevor von austrägafgerichtlicher Ent⸗ 
fcheidung der übrigen zur Sprache gebrachten Punkte die Rede 
ſeyn könne. Diefe Präjubiciaffrage finden Sie darin, daß bas 
Zurfllich sEippifche Haus, dad von jeher als das regierende ber 
zeichnet worben, ber einzige und wahre Souverain in allen Kürft 
lich⸗Lippiſchen Befigungen fey, und baß daher dem Fürſtlich⸗ 
Schaumburg: Lippifchen Haufe in dem Fürſtenthume Lippe Feine 
andere ald in modum apanagii zugetheilte Patrimonialrechte zuftes 
ben konnten. Diefer Sag gelte nicht nur von ben bermaligen 
Schaumburg⸗Lippiſchen Befigungen in dem Fürſtenthum Lippe (das 
Amt Blomberg), fondern würde eben ſowohl auch auf alle fons 
ſtigen Beflgungen angewendet werden müflen, welche dem Kürft 
lich⸗ Schaumburg⸗Lippiſchen Haufe aus dem Brackiſchen Erbſchafts⸗ 
anfall zuftehen möchten. — Hieraus folge, daß Seine Durchlaucht 
ber Fürft zu Schaumburg⸗Lippe in der vorliegenden Sache vor 
den ordentlichen Lippiichen Lamdeögerichten werde Recht zu neh⸗ 
men haben, es wäre benn, Daß die Yorhin bezeichnete und von 
jeufeitö felbft als foldye anerkannte Präjubicialfrage über bie 
öffeuslicherechtliche Stellung des Zürkkeuthams Lippe, gegen Seine 
Durdjlaucht den Fürſten von Lippe⸗Detmold entfchieden würde, 

Bon Schaumburgstippifher Seite wird die Eriftenz folcher 
Souverainetätsrechte bed Füuͤrſtlich⸗Lippe⸗Detmoldiſchen Hauſes 
in dem Amte Blomberg in Abrede geftellt, und behauptet, daß 
Schaumburgstippe diefed Amt unter dem Schutze deffelben öffent. 
lichen Rechts befige, das Seiner Durchlaucht dem Fürften von 
Lippe in dem übrigen Fürftenthume zuftehe; daß dieſe Prätenflos 
en nebſtdem Nichts mit dem gegenwärtigen Nechtöftreite gemein 
hätten, wiewohl beide auf bem durch den Artifel XI. ber Buns 
desacte vorgezeichneten ‘Wege zu erledigen ſeyn würben. 

Mad nun die Hoheitsverhaͤltniſſe des Fürftensyumsd Lippe, 
insbeſendere in dem Amte Blomberg, betrifft, fo glaubt ber Aus⸗ 
fin hierauf nicht näher eingehen zu dürfen. 

Nachdem die Bundesverfammlung in der XIX. dießjährigen Sits vor». 
zung $. 125. ©. 843, für biefen Gegenftand einen eigenen Ausſchuß 
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ernannt hat, und von dieſem bereits ein ausführlicher Vortrag 
hierüber erftattet worden iſt AXIV. Sitz. $. 149. ©, 631.), fo 
wird die Commiſſion fich hierauf lediglich beziehen fünnen. 


Dennoch kann nicht unbemerkt bleiben, daß ber Souveraine⸗ 
tätöftreit zwifchen ben beiden Kürftlichskippifchen Häufern bei der 
Bradifchen Erbfchaftsarigelegenheit jederzeit mit zur Sprache ger 
bracht worben ift, und daß der Vermittlungsausfchuß namentlich 
verfucht hat, feine gütlichen VBorfchläge auch hierauf auszudehnen, 
indem nicht zu verfennen ift, daß eine definitive Auseinander⸗ 
ſetzung zwifchen den beiden hohen freitenden Theilen nicht zu 
erzielen war, ohne gleichzeitig auf die völlige Trennung und 
Sonberung der beiberfeitigen Befigungen in ftaatdrechtlicher Bes 
ziehung Bedacht zu nehmen. — Ob und in wie fern aber ber 
gedachte Sonverainetätöftreit präjudiciel für den Erbſchaftsſtreit 
tft, hierüber konnte und wollte der Ausichuß fich kein Urtheil ers 
lauben, und auch gegenwärtig fieht er feine Veranlaflung, um 
von biefer Linie abzuweichen. — Der Ausfchuß muß es ſich zwar 
als möglich denken, daß die Frage von der Souverainetät in dem 
gefammten Fürfterthume Lippe von Einfluß auf die Entſcheidung 
der Bradifchen Erbfchaftsangelegenheit, oder daß fie fogar präs 
judfciell für diefe. fey; in wie fern dieß aber der Kal ſey, 
hierüber würbe die hohe Bundeöverfammlung, die keinerlei richters 
fiche Qualität befitt,- fich dennoch niemals auszufprechen vermögen. 


Unm fein Recht auszuführen, beruft fid, Lippe-Detmolb auf 
diefelben altwäterlichen Teflamente, Hausgeſetze und Hausverträge, 
welche auch bei ber Bradifchen Erbfchaftsfache angezogen wers 
den, und bie Auslegung und Anwendung biefer Zeftfegungen 
würde daher jedenfalld nur von dem Austrägalgerichte ausgehen 
fönnen. Sn fo fern wird es auch Seiner Durchlaucht dem Fürs 
ften von Lippe⸗Detmold übeflaffen werben müffen, die Einrebe des 
nicht begründeten Forums vor dem nunmehr zu beftelenden Aus⸗ 
trägalgerichte geltend zu machen. - u 


Was mın die Einleitung des Anötrhgalverfahrens felbft bes 
trifft, fo dürfte es feinem Zweifel unterliegen, daß biefe nach 
Anleitung des Artifeld XI. derBundesacte und nach Artilel XXI. 
der W. Schl. 9. ‘zu erfolgen habe. Eben fo wenig zweis 
felhaft ift ed, wer die Rolle des Klägers, und wer bie Rolle 
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des Bellagten zu übernehmen hat, ohne daß es defhalb einer 
weitern Ausführung bedürfen wird. 
Dem gemäß richtet der Ausfchuß auch feinen 
Antrag 
Darauf: — wie. auchebendaf. S. 684. zum Befchluß erhoben ward — 
1) Da eine gütliche Ausgleichung des zwifchen ben beiben 
Fürftlichen Häufern von Lippe und von Schaumtburg-tippe 
über die im Jahre 1709 eröffnete Bradifche Erbfchaft 
beftehenden Streites nicht mehr zu erwarten ift, fo wird 
das Gefchäft der Vermittlungscommiffion für beendigt ans 
gefehen, und 
2) bie Fürftliche Regierung zu Lippes Detmold, in Gemäß- 
heit des Bundesbefchluffes vom 16. Juni 1817, ald be 
klagter Theil aufgefordert, binnen einer Friſt von vier _ 
Wochen drei unbetheiligte Bundesglieder zu ernennen, aus 
welchen 
3) die Fürftliche Regierung zu Schaumburg « Lippe binnen 
gleicher Friſt ein Bundesglied auszuwählen und der Buns 
beöverfammlung hiervon Die Anzeige zu wachen hat, 
worauf 
»4) wegen fernerer Einleitung des Austrägalverfahrene das 
Erforderliche verfügt werben foll.« 


In Beziehung auf diefen Beichluß gab ber Gefandte ber 
16ten Stimme i. 5. 1830, Sess. I. $. 14, ©. 12. für Schaums ısso, 
burgs£ippe bie Erflärung, daß man bieffeits dieſen Befchluß um 
deßwillen noch nicht habe befolgen fünnen, weil von Seiten ber 
Fürftlich» Lippes Detmoldifchen Regierung noch zur Zeit gebachtem 
Befchluffe Feine Folge geleiftet worben, weßhalb die Fürftlich-Lipper 
Schaumburgifche Regierung hohe B. V. erfuche, die Fürftlich 
LipperDetmoldifche Regierung zur Befolgung dieſes Beſchluſſes 
binnen Eurzer Frift anzuhalten. 

Derfelbe Gefandte gab ebendaf. für die Fürftlicys Rippifche 
Regierung eine Gegenerflärung ab, worin dieſelbe ausfpricht, 
daß fie dem erwähnten Beichluffe die. fchuldige Folge geleiftet 
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haben wuͤrde, wenn nicht gleichzeitig die Fürſtlich⸗ Schaumburg⸗ 


Lippiſche Regierung eine beſondere Beſchwerde über zwei unbe⸗ 
deutende, in die Hoheitsfrage einſchlagende Nebenpunkte einer 
hohen Deutſchen B. V. vorgetragen und dadurch dieſſeits die 
Beſorgniß veranlaßt haͤtte, daß der Streit wegen der Hoheit 


"über dad Amt Blomberg als getreunt von dem Bradifchen Suc⸗ 


ceffionöftreite betrachtet werden möge. Da nım ein fowohl durch 
Privats ald Bundes⸗Rückſichten gebotene® Intereſſe vorhanden 
fey, daß diefe Beforgniß vor Einleitung des Audträgalverfahrend 
gehoben werden möchte, fo erlaube man fich diefleitd Die Bitte, 
die ihr obliegende Benennung dreier unbetheiligten Bundesfürften, 
Behuf der Auswahl eines Audträgalgerichtd,, bis bahin zu bes 
friften, daß von einer hohen B. B. die Eonnerität des Streites 
wegen der Hoheit über das Amt Blomberg mit dem "wegen der 
Bradifchen Succeflion und die gleichzeitige Verweiſung beiber 


Gegenſtande an ein Audträgalgericht ausgefprochen werbe. 


Beide Erflärungen wurden der Vermittelungs⸗Commiſſion 
zugeitellt, nachdem fich der Gefandte für die Fürftlich- Schaums 
burg⸗Lippiſche Regierung das Protokoll offen behalten und für 
diefelbe, Sess. X. $. 81. S. 224, erflärt hatte, daß fie fi auf 
das Gutachten ber Vermittelungs⸗Commiſſion im $. 160. des 
Prot. der XXV. vorjährigen Sigung und ben barnadı gefaßten 


Bundesbeſchluß Tediglich beziehe und damit bie Bitte verbinde, 


daß der Fürftlich » RippesDetmoldifchen Regierung eine möglich 
kurze Frift beſtimmt werde, um ber an fie ergangenen Auffordes 
rung zu genügen. — Died wurde gleichfall& der Vermittelungs⸗ 
Sommiflion übergeben. 

Ueber dieſe ſaͤmmtlichen Erflärungen erftattete der Grpßhzgl. 
Badifche Geſandte, ald Referent der erwählten Vermittelnungs⸗ 
Commiſſion, Sess. XII. 6. 92. ©. 318. Vortrag, worauf, nachbem 
er in dem Gutachten die Erledigung der zwei Anſtand gebenben 
Punkte durch ben, Sess. XII. ©. 318, gefaßten Befchluß barge 
than hatte, auf Commiffiond- Antrag beichloffen wurde ©. 310: 

«Daß die Fürftlichen Regierungen zu Lippe unb zu Schaums 
burg-tippe aufgefordert werden, dem in ber Sess. XXV. 
vom 27. Auguft 1829, 6. 160. gefaßten Beſchluſſe binnen 
einer ferneren Frift von vier Wochen zu entſprechen. 

Dieß geſchah von Fürſtlich⸗Lippiſcher Seite, Sess. XV. 
$. 113. S. 498. wo der Geſandte ſich angewieſen erklaͤrte, dem 
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hohen Gegentheile die Oberapp.Gerichte von Preuflen, Würtems 1020. 
berg und Baden zur Auswahl in Vorfchlag zu bringen. 

Die B. V. erfuchte hierauf den Gefandten der 16ten Stimme für 
Schaumburg» Lippe, binnen der gefegten Frift von vier Wochen 
Die weitere Erklärung über die Einigung eined Oberapp.Gerichte 
als Austrägalgerichtöhofes bei hoher B. V. anzuzeigen. ' 

Demgemäß wurde auch, Sess. XXI. $.168. ©. 638, inſofern 
entfprochen, als ber Gefandte der 16ten Stimme erflärte, daß 
man Fürftlich- Schaumburgstippifcher Seits den Grßhzgl. Babi- 
ſchen Hof erwählt habe, jedoch mit dem Bemerken, daß berfelbe 
als Austräge die Enticheidung nur in der LippesBradifchen Suc- 
ceſſionsſtreitigkeit abzugeben habe, indem die Füuͤrſtlich⸗Schaum⸗ 
burgstippifche Regiftung vermeine, daß eine Bermifchung biefer 
von ihr klagbar gemachten Streitfache, mit der von Seiten 
Lippe Detmold Hagbar gemachten Hoheitsſache, wie der hohe Ges 
gentheil fie intendire, weber nach der Bundesverfaſſung verlangt 
werden fönne, noch auch durch den Inhalt des Beſchluſſes vom 
27. Mai gerechtfertigt werde. 

Auf motivirten Präfidialantrag, Prot. 1830, S.636. wurde 
jedoch hierauf ein Befchluß zur Beauftragung des ermwählten 
Austrägalgerichtähofes gefaßt, den wir bei der Bearbeitung über 
die Hoheitörechte des Amts Blomberg anführen werben. 


Wir gehen jegt (vergl. S. 383.) über zu der Streitigfeit 
B) im Betreff der Hoheitsrechte über das Amt Bloms 
berg, Der Gefandte der 16ten Stimme übergab ı. 3. 1829, 1825, 
Sess. XIX.$.125. ©. 843. für Schaumburg-tippe eine ausführ- 
liche Darftellung wegen zweier Vorfälle, wodurch die Rechte des 
Fürften von Schaumburg» Lippe empfindlich gekraͤnkt würden 
und bittet: 
Bundesverfaffungsmäßige Maßregeln eintreten zu laſſen, da⸗ 
mit wegen der vorgefallenen Befigftörungen und Eingriffe in Die 
theueriten Rechte bed Durchlauchtigften Fürften diefem Genugthuung 
zu Theil und ähnliche für die Zufunft vorgebeugt werben möge. 
Diefe Beſchwerde fey nicht früher angebracht worden, weil 
die wohlmeinende Ssntention der Bermittelunge-Commiflion über 
die Kippe-Bradifche Erbfolge, auch fich über die! Souverainetäte- | 
frage verbreitet und fomit die Hoffnung eines gütlichen Ausgange 
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ıs2», vorhanden geweſen wäre, bie ſich aber jetzt leider zerſchla⸗ 
gen habe. 

Nachdem der Geſandte der 16ten Stimme ſich für Lippe das 
Protokoll offen behalten, wurde auf Präfidialantrag eine Com⸗ 
miffion erwählt, und &. 545. befchloffen : 

„Daß die Gefandten von K. Sachen, 9 Grßhzgth. Heſ⸗ 
fen und den Grßhzgl. und Hzgl. Säͤchſiſchen Häufern ers 
fucht werden, Vortrag und Gutachten über diefe Sache 
zu erflatten.«“ 

Da der Gröhzgl. und Hrzgl. Sächfifche Gefandte diefem 
Beichluffe Namens der Commiſſion, Sess. XXIV. $. 149. ©. 631. 
entiprach umb dabei einen Auszug aus ber Daritellung gab, 

. fo glauben wir gleichfalld, denfelben, wie wir bei der Bradifchen 
Streitfache gethan, hier abbruden laffen zu müflen: | 
„Die Commiſſion glaubt zuvörderft dem Andenfen hoher Bundes- 
verfammlung zurüdrufen zu müflen: daß die Stadt Blomberg 
fich unter unftreitiger Landeshoheit von Lippe⸗Detmold befinde, hinge- 
gen die Landeöhoheit über dad Oberamt Blomberg zwifchen 
den beiden Fürſtlich⸗Lippiſchen Häufern ftreitig fey, indem Schaum⸗ 
burg⸗Lippe fie in Anfprudy nimmt, während dieſem Fürftlichen 
Haufe von Lippe⸗Detmold nur Paragialrecdhte, ohne Landeshoheit, 
an jenem Amte zugeftanden werben: daß durch einen von beiden 
Fürftlichen Häufern ratificirten Receß vom 5. Juli 1812 fie 
ſich vereinigt haben, die fammtlichen Streitigkeiten unter ihnen 
einer compromiffarifchen Entfcheidung zu unterwerfen, und daß in 
diefem Neceffe unter Andern feſtgeſetzt worden if: 


Art. I daß bis zur Entfcheidung der Hauptfache feine Ges 
feße in Beziehung auf das Amt Blomberg erlaflen oder publis 
eirt und nur einftweilige polizeiliche Verfügungen von Schaum⸗ 
burg⸗Lippe erlaſſen werden ſollten. 

Art. V. daß die Lippiſchen Lehne im Amte Blomberg inte⸗ 
rimiſtiſch bei dem Lehnhofe zu Lippe⸗Detmold bleiben, von frem⸗ 
den Souverains etwa heimgefallene aber, vorläufig von Lippe⸗ 
Detmold eingezogen, und bis zur Entfcheibung der Sache nicht 
vergeben werden follten. — Schaumburgifche Lehne blieben bei 





*) Fuͤr den K. Saͤchſiſchen Geſandten wurbe fpäter 1. 3. 1830, Seas. I. 
$. 15. ©, 17. ber Grfhzgl. Badiſche erwaͤhlt. 
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dem biöherigen Lehnherrn, es würbe jeboch der Commiſſionsrath 
Herford bei dem Genuß bed von Losbergiſchen Lehns interimiftifch 
gelaffen. 


- Art. VII daß wenn, wider Erwarten, in Anfehung anderer 
Gegenftände noch Zweifel entſtehen würden, während der ſchieds⸗ 
richterlichen Verhandlungen in feinem Falle zu Thätlichfeiten oder 
Neuerungen gefchritten werden folle. 


Art. VIO. daß wenn nach Sahresfrift, von dem Schluffe 
zum lirtheil an, der Ausſpruch der Richter nicht erfolgen follte, 
ed von gegenfeitiger Verabredung abhangen würbe, dieſes Inter 
rimifticum zu verlängern, zu verändern ober wieder aufzuheben. 
Würde aber darüber nichts Neued verabredet, fo dauere daſſelbe 
bis zur Entfcheibung der Sache fort, ohne daß eine einfeitige 
Aufkundigung ftatt finde. 

Die ſchiedsrichterliche Entfcheidung fcheint fo wenig, als die 
Aufhebung ober Abänderung des Interimiſticums von 1812 erfolgt 
zu feyn. Es ift bei frühern Beranlaffungen von hoher Bundesverfamms 
lung beiden Kürftlich-Lippifchen Hauſern wiederholt empfohlen wors 
den, in fo lange den unter ihnen beftehenden interimiftifchen Vergleich 
von 1812 aufrecht und den Befigftand ungeftört zu erhalten; und 
es find dermalen zwei Borfälle, durch welche die Hochfürftliche 
Regierung von Schaumburg sFippe fich zu der bei hoher Bundes⸗ 
verfammlung erhobenen Beſchwerde veranlaßt gefunden hat. 


A) Hätte Lippe⸗Detmold auf einen gewiſſen Diftrict, gewöhns 
lich die Stadtfeldmark genannt, der zum Dberamte Blom⸗ 
berg gehöre, von LippesDetmolb aber zur Stadt gezogen 
worben, durch Aufrichtimg von Strafpfählen, Warnungstafeln 
und eined ChauffeegeldersTarifs, ſich Hoheitörechte angemaßt, Die 
ihm weder dem Rechte noch dem Beſitze nach gebührten. 

Hier ift gebeten: hohe Bundesverfammlung wolle auf das Bals 
digfte bundesverfaflungsmäßige Maßregeln eintreten laſſen, damit 
Lippe- Detmold angehalten werbe, die Strafpfähle, Warnungsta- 
feln und den ChauffeegeldersTarif wieder wegräumen zu laflen 
und ben durch bie Beſtimmungen eines gewilfen Interimiſticums 
von 1812 zwifchen den beiden HochfürftlichsLippifchen Haͤuſern 
befiehenden Befigftand nicht ferner durch eigenmächtige Handlun⸗ 
gen zu flören; 
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B) fol Lippe⸗Detniold, wegen einer Jurisdictions⸗Irrung 
mit Schaumburgstippe, bie Zahlung des Weihnacktötermind 1828 
von fo genannten” Eompetenzgelbern fuspendirt haben, Die der 
Fürft von Schaumburgstippe Durchlaucht alljährlich von Kipper 
Detmold zu beziehen habe. 

Hier ift gebeten: bunbesverfaffungsmäßige Maßregeln eintres 
ten zu laffen, damit die Kürftlich » Lippe-Detmoldifce Regierung 

1) angehalten werde, die widerrechtlich zurücgehaltenen Com⸗ 
petenzgelder für Weihnachten 1828 unweigerlich unb ohne allen 
Abzug verabfolgen zu laſſen, und 

2) ihre ehwaigen Differenzien mit ber Fürſtlich⸗Schaumbur⸗ 
gifchen Regierung anf dem durch die Bunbeöverfaflung vorges 
fchriebenen Wege zu ordnen, 

3) fie. angewiefen werde, in Seinem Falle zur Selbithülfe zu 
fchreiten, am wenigften bei einem Streite ber Regierungen ımter 
einander gegen (wegen) Eigenthum ober Revenüen, bie nicht der 
FürftlideSchaumburgifchen Regierung, fondern dem Durchlauch⸗ 
tigften Fürften zu Schaumburgstippe perfünlich gehörten, auch 

4) etwaige Schäden und Koften zu erfeßen. 

Schaumburgstippe hat, zur nähern Auseinanderfegung der 
Gründe feiner Befchwerben, mit deren Anbringung bei hoher 
Bundeöverfammlung die Ueberreichung einer fo genannten Dar: 
ftellung verbunden, bie in zwölf lange SS. getheilt und von acht⸗ 
zehn Anlagen, unter diefen Rum. 5. eine geographiiche Eharte, 
begleitet ift. 

Der Inhalt derfelben ergiebt fi, aus Folgenden: 


ed A. 


Die Färftlichstippes Detmoldifcher Seits aufge: 
richteten Strafpfähle, Warnungstafeln und den 
Chauffeegeldber-Tarif betreffend. 

Es wirb in biefer Hinficht Fürftlich> Schaumburg s Lippifcher 
Seits Folgendes angeführt: 

Zwifchen dem Fürftlid-Schaumburgskippifchen Oberamt 
Blomberg und dem Magiftrate, als Patrimonialgerichte ber 
zwar im Umkreiſe gebachten Amts liegenden, aber der Fürftlich- 
LippesDetmoldifchen Hoheit unterworfenen Stadt Blomberg, 
wären über bie Jurisdictionsbefugniſſe des Magiſtrats Srrungen 
entſtanden. 
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Namentlich hätte Der Letztere ſich eine ihm gebührenbe Jaris⸗ 
Diction dadurch angemaßt, daß er auf Grundſtucken, bie zwar ber 
Stadt und beren Bürgern gehörten, aber außerhalb der Stadt 
mauern lägen, und an ben durch ſolche Grundſtücke führenden 
Wegen Pfähle und Warnungstafeln gegen IWegefrevel und mit 
Strafbeftimmungen für ben Uebertretungsfall errichten laſſen. 
Das Dberamt Blomberg hätte baher von ber Füurſtlich⸗Schaum⸗ 
burgifchen Regierung den Auftrag erhalten, bei dem Geſammthofge⸗ 
richtezu Detmold, als verfaffungsmäßig competentem Dbergerichte, for 
wohl des Oberamtd Blomberg, als des Magiftrats der Stabt Blomberg 
in Civilſachen, gegen Letztere wegen biefer Eingriffe Klage zu erho⸗ 
ben, und ber Magiftrat wäre, auf ben Grund eined 1671 zwi⸗ 
fchen dem Grafen Caſimir zu LippeBrade und dem Magiſtrate 
errichteten Bergleichd und bes fortwährenden Beſitzſtandes, im 
allen Inſtanzen verurtheilt worden, Die unbefugter Weiſe einfeitig 
errichteten Strafpfähle mit anmaßlichen polizeilichen Verfügungen 
fofort hinwegzunehmen.*) 

Als folches nun im Anfange diefed Jahrs gefchehen und 
das rechtöfräftige Urtheil vollzogen worben wäre, hätte bie 
Fürſtlich⸗ Schaumburg s Lippifche Regierung die Nachricht erhalten, 
daß nunmehr die Regierung von LippesDetmolb felbft durch ihr 
Wegecommiffariat andere, jedoch ganz ähnliche Straf» und Wars 
nungssTafeln gegen Uebertretung der Lippe-Detmoldifchen Ehauf- 
‚feeorbnung an zwei Drten der Chauffee im Amte Blomberg hätte 
anfrichten laſſen. 

So nahe das gewöhnliche Hülfsmittel gegen dergleichen An⸗ 
mafungen, nämlich die fofortige Wegräumung ber widerrechtlich 
errichteten Pfähle, gelegen hätte, fo habe doch die Schaumburge 
Lippiſche Regierung, alle Selbfthülfe auch gegen bie ungegründe⸗ 
ten Eingriffe gern vermeibend und im feſten Vertrauen, daß 
höchften Falls rechtliche Abhülfe geficyert fey, den Weg einer 
Sommuamication mit der Füuͤrſtlich⸗Lippe⸗Detmoldiſchen Regierung 


*) Anl 1: ber Vergleich vom 13. Aprül 1671. 
*“ Ant. 2: das von der Zuriftenfacultät zu Marburg im Geptember 1825 
für das Hofgericht gu Detmold abgefaßte Urtheil; wegen ber Erkenntniß an: 
derer Inftanzen iſt ein Beleg beigefügt. 
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vorgezogen, hätte aber darauf eine völlig ungenuͤgende, ablehnende, 
die nene Anmaßung vertheidigenbe" Antwort erhalten. 

Nach den Anlagen 3. und 4. hatte naͤmlich die Schaumburg- 
Lippifche Regierung zu Bückeburg fich zunächft auf die vorhin erwähnte, 
zwifchen dem Oberamte zu Blomberg und bem Patrimonialge- 
richte der Stadt Blomberg über die Surisdiction der fo genannten 
Blomberger . Stabt-Feldmarf zu Gunſten des Oberamtd Bloms 
berg erfolgte, vechtöfräftige Entfcheidung, ingleichen darauf bezo⸗ 
gen: daß zwar zwiſchen ben Fürftlich-2ippifchen Häufern über 
die Sonverainetät des Amts Blomberg noch Streit obwalte, ins 
deß nach Artikel L eined am 5. Suli 1812 zwifchen ihnen ges 
troffenen Interimiſticums bie zur Enticheibung der Hauptfacje, in - 
Beziehung auf das Amt Blomberg Feine Geſetze erlaffen ober 
publicirt, einftweilige polizeiliche Verfügungen aber von Schaums 
burgstippe erlaffen werden follten. Anl. 7.) 

Ferner wurde an die Unangemeffenheit factifcher Vorfchritte 
in einem Augenblide erinnert, wo über vielfältige Streitigkeiten 
ber Fürftlichstippifchen Regierungen bei einer bımdestäglichen Com⸗ 
miffion in Frankfurt am Main vergleichlich unterhandelt würbe, 
und auf jenfeitige Abftellung angetragen, indem man außerdem 
Fürftlih-Schaumburgskippifcher Seits alle Maßregeln zum Schuße 
feiner Gerechtfame ergreifen würde. 

. Bon Seiten der Regierung zu Detmold wurde hierauf ent- 
gegnet: daß die von ber andern Seite angezogene rechtöfräftige 
Entfcheidung für Lippes Detmold res inter alios acta fey: daß 
von den abgefprochenen Zurisbictiongbefugniffen auf andere Rechte 
der Schluß nicht gelte: daß man fid) im Befige befinde, und 
daß, wenn man von der Gegenfeite mit Thätlichleiten brohe, 
man diefe abzuwehren wiffen würde, übrigens fich auf den Ar- 
titel VII. des Sinterimifticums von 1812 beziehen müfle, in wels 
chem es heiße: Sollte wiber Erwarten in Anfehung anderer Ges 
genftände ein Zweifel entitehen, fo fol während der ſchiedsrich⸗ 
terlihen Verhandlungen in feinem Falle zu Thaͤtlichkeiten oder 
Neuerungen gefchritten werben. 

Die Fürftlic"Schaumburgstippifche Regierung. fährt nun in 
ihrer bei hoher Bundeöverfammlung bewirkten Eingabe dahin fort: 
Daß fie fi unter diefen Umftänden genöthigt fähe, um das Eins 
fchreiten einer hohen Bundesverfammlung nachzufuchen, und biefes 
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Erſuchen durch folgende Darfielung zu begründen, welcher einiges 
Geſchichtliche vorausgehen zu laſſen, nothwendig ſey. 

Als im Jahre 1787 Schaumburg⸗Lippe von dem Kaiſerli⸗ 
chen Reichshofrathe ſchuldig erkannt worden wäre, dem Lippe⸗ 
Detmoldiſchen Haufe den Beſitz der Hälfte ſeines Antheils an 
der Lippe-Bradifchen Succeffion, nämlich die Hälfte der Aemter 
Blomberg und Schieber, einzuräumen, hätte LippesDetmold, als 
Die ältere Linie, bie Theilung gemacht ımb Schaumburg-tippe, 
als die jüngere, unter den von Lippe⸗Detmold gemachten ‘Theis 
Ien gewählt. Diefe Theilung hätte die Grenzen der beiben Aem⸗ 
ter unter fich fehr wefentlich verändert, indem dad Amt Bloms 
berg früher viel größer ald dad Amt Schieber gemwefen wäre, 
jegt aber gleiche Theile entftehen follen. Lippe-Detmold hätte in 
den einen Theil, worin die Stadt Blomberg läge, auch alle 
Grundftüde, fowohl der Stabt, ald ihrer Bürger, mit großer Ges 
nauigkeit begriffen, wodurch die neue "Grenze zwifchen biefen beis 
den Aemtern, weldye auf eine fehr bedeutende Strede an ben 
Grundſtücken der Bürgerfchaft der Stadt Blomberg herlaufe, zwar 
fehr viele aus⸗ und einfpringende Winfel erhalten hätte, ber 
Zweck indeffen erreicht worben wäre, daß die Stabt mit allen 
ihren und ihrer Bürger Grundftäden in bemfelben Amte lägen. 
Schaumburg⸗kippe hätte diefen Theil gewählt, und die neue 
Brenze beider Aemter wäre gemeinfchaftlich befchrieben, vermeſ⸗ 
fen und verfleint worben. 

Die anliegende Eharte (Anl. 5.) zeige die alten Örenzen 
der Aemter Blomberg unb Schieber und die von Seiten ber 
Füuͤrſtlich⸗ Lippe s Detmolbifchen Regierung gemachte Theilung. 

Den Eomplerus, der bei der Theilung zum Amte Blomberg 
gelegten Grundftüde der Stadt Blomberg und ihrer Bürger, 
welcher leicht 74 bed ganzen Amtes Blomberg betragen möge, 
nenne die Fürftlich=Lippes Detmolbifche Regierung die Stadts 
feldmark. Obgleich nicht der Begriff auf die Sache pafle, 
weil die Grundftüde ein zuſammenhaͤngendes Ganze bildeten, 
fondern mit Grundſtücken Fürſtlich⸗ Schaumburg > Lippifcher Landes⸗ 
berrfchaft und Unterthanen allenthalben vermengt wären; fo fonnte 
man fick. den Namen boch leicht gefallen Iaflen, wenn die Fürſt⸗ 
licheippesDetmolbifche Regierung nicht feit kurzer Zeit ange⸗ 
fangen hätte, auf dieſen Namen befondere Rechte und Anfprüche 
zu gründen, von welchen vorher niemals die Rede geweſen wäre, 


N 
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und welche auch zu der gegenwärtigen Beſchwerde bie Veran⸗ 
laffung gegeben hätten. 

Es erhelle nämlich and dem angebogenen Schreiben ber 
Furſtlich⸗ Lippes Detmolbifchen Negierung vom 17. März 1829 
(Anl. 4.) mit mehrern, daß diefelde fürmlich die Behauptung 
aufitelle : 


4) die Feldmark der Stabt Blomberg fey fein Theil bed 
Amted Blomberg, 

2) fie, die Regierung, fey im Beſitz des Rechts, folche Bers 
fügungen, wie gefchehen, zu treffen. 

“ Die Fürftlidy- Schaumburg -Lippifche Regierung glaube in 
dem Folgenden bis zur Evidenz darthun zu Fönnen, daß jene 
erfte Behauptung 

a) factifch ungegründet, 

b) von Seiten Lippe⸗Detmolds aufgegeben, 

c) ohne Einfluß- auf den jetzigen Vorfall, 
dann aber auch 

baß Fein Beſitz für Kipper Detmold vorhanden, viel⸗ 
weniger nachgewiefen fey. 

Das Ungegründete ber Behauptung, daß die fogenanate 
Feldmark ber. Stadt Blomberg kein Theil des Amtes Blomberg 
ſey, erhelle zum Theil fchon aus dem vorgetragenen Geſchichtlichen. 

Tudicatmäßig hätte Schaumburg- Lippe den Beſitz der Hälfte 
ber beiden Aemter Blomberg und Schieber an Lippe: Detmold 
einräumen müflen und Lippes Detmold hätte bie gleichen Theile 
gemacht. Es fey doch offenbar, daß, wenn man ber einen Hälfte 
wiederum einen tehr bedeutenden Theil entziehen wolle, eime gleiche 
Theilung nicht mehr vorhanden wäre, und daß ſie nie gleich ges 
wefen wäre, wenn die Füͤrſtlich⸗Lippe⸗Detmoldiſche Regterung 
eine folche Idee fchon bei der Theilung im Hintethalte gehabt 
hätte. Wie man daher zur eigenen Ehre ber Fürſtlich⸗Lippe⸗ 
Detmoldifchen Regierung annehmen müßte, daß biefe Idee bei 
derfelben nicht obgewaltet habe, fo fünne man. and Schaumburg⸗ &ips 
piſchet Seitd behaupten, daß bis auf Pie legte Zeit fie wenigſtens 
nie geäußert worden wäre, Namentlich wären, wie fihon ers 
wähnt, bald nach erfolgter Theilung die neuen reizen zwiſchen 
den Aemtern. Blomberg und Schieber von bielen beiden Aemtern 
allein ohne Admiſſion des Gtabtmagiftrats zu Blomberg regulirt 
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und verfleint worden, obgleich hier an eittem bedeutenden Theile 
derfelben faft lauter fäbtifihe Grundſtücke bie Grenze machten, 
and noch neuerlich tin Jahre 1816 wären einige Undentlichfeiten 
wiederum von bdiefen beiden Aemtern allein georbnet worden”). 
Eben fo wären, bis auf die neneften Zeiten herunter, bie GOren⸗ 
zen des jebigen Amtes Blomberg mit den andern Lippe Detmols 
biſchen Aemtern Horn, Barntrup und Brade, wo an allen biefen 
Grenzen im Amte Blomberg Grundftüde der Stadt oder ihrer 
Bürger Kigen, und welche Grenze bed Amts bie ganze fo genannte 
Felomark in ſich begreife, immer nur von dem Fürftlich = Schaums 
burg⸗ Lippiſchen Oberamte Blomberg mit den betreffenden Fürfts 
lich⸗Lippe⸗Detmoldiſchen Yemtern, ohne alle Admiſſion des Mas 
giſtrats, Bezogen und regulirt worden, wodurch Lippe s Detmolbis 
ſcher Seits diefe won beiderfeitigen Behörden gezogene Grenze 
doch offenbar als die Grenze des Bezirks beiderfeitiger Behörben 
anerlannt worden wäre. 

Als nach dem Beitritt beider Lippifchen Häufer zum Rhein⸗ 
bunde mehrere Iebhafte Differenzien wegen der Souverainetät über 
das Amt Blomberg entflanden wären, welche einer hohen Deut⸗ 
fchen Bunbesverfammlung fehon bei einer andern Gelegenheit vors 
getragen worden wären, fey dennoch Fürftlich- Lippe» Detmolbifcher 
Seitd die Diftinction zwifchen dein Amte Blomberg und der Feld⸗ 
mark der Stadt, und daß Tippe- Detmold über dieſe aus einem 
befondern Grunde die Souverainetäf in Anfprudy nahme, nie vors 
gekommen. (Bon ber Stadt Blomberg felbft innerhalb ihrer 
Mauern, tonne die Rede nicht ſeyn, da ſolche unbeftritten bie 
Detmolbifche Hoheit anzuerkennen habe.) 


Als ferner im Sahre 1809, durch eine Verordnung der das 
maligen hohen Vormundfchaft, Lippe» Detmold die im Lippifchen 
befegenen Lehne feinem Lehnhofe vindicirt und dieſe Verorduung 
nicht nur auf dad Amt Blomberg, fondern auf ein in demfelben bes 
fegened alt Schaumburgiſches Cfonft Schaumburg » Holfteinifches) 
Lehn ausgedehnt hätte, deflen meiften Grundſtücke in der jo genanns 


*) Anl. 6: ein Reſcript der Regierung zu Detmold d. d 23. Juli 1816 
an das Amt Schieber, mit dem Auftrage: in Gemeinfhaft mit bem Amte 
Blomberg die ganze Grenze zwiſchen beiden Aemtern, salra ratificatione, zu 
berichtigen. 
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ten Stadtfeldmark laͤgen, ſey dennoch damals die ſer Grund nie 
als ein beſonderer angeführt, ſondern immer nur auf die Prätens 
fion der Souverainetät über das ganze Amt Blomberg, worin 
die Feldmark auch begriffen, Bezug genommen worden. So fey 
denn auch im interimiftifchen Vertrage von 1812 Anl. 7.) immer 
nur dad Amt Blomberg indistincte erwähnt, unb namentlich über 
biefes, im Art. V. erwähnte von Loßbergifche, in der fogenannten 
Feldmark belegene Zehn ein Separatartitel abgefchloflen worden 
Anl. 8.), wodurch das Lehn allodificirt, die für die Allobification 
zu entrichtende Summe deponirt und dann demjenigen Haufe zum 
Voraus beftimmt worden wäre, weldyem bie Souverainetät über 
das Amt Blomberg, wiederum ohne Erwähnung ber Feldmark, 
zugefprodyen werden würde. Hiernach fey doch wohl Mar, daß 
man bamald, wenigftend Fürftlich»Lippes Detmoldifcher Seite, 
noch nicht daran gebacht habe, über einen Theil ded Amts Bloms 
berg andere SHoheitörechte zu yrätendiren, ald über das ganze 
Amt Blomberg. , 

Sollte ed aber auch geweien feyn, fo konnte man doch ferner 
darthun, daß man diefe Prätenfionen Fürftlich s Lippes Detmoldifcher 
Seits felbft hätte fallen laſſen. Zu gefchweigen, daß im ans 
gezogenen interimiftifchen Vergleiche, ber beftimmt geweſen, allen 
Srätenfionen wegen der Souverainetät über das Amt Blomberg 
einftweilen ein Ziel zu feßen, nirgend eine Diftinction von ber 
Stadtfelbmarf gemacht, fondern immer nur vom Amte Blomberg 
die Rede fey, felbft bei Erwähnung von Streitobjecten, welche in 
der fo genannten Stabtfeldmarf lägen, Lippes Detmold alfo, wenn 
es fchon damals folche Prätenfionen gemacht hätte, daran doch 
nicht weiter gebadjt habe; fo werbe ſolches auch durch folgenden 
Vorfall bewiefen : 

Im Jahre 1817 wäre der Befiger eines in der fo genannten 
Feldmark belegenen Lehnes geftorben, welches, nach Art. V. bes 
Interimiftici, weil ed von einem auswärtigen Souverain heimger 
fallen, dem Fürftlich » Lippe» Detmoldifchen Lehnhofe belaffen wors 
den wäre, jedoch nach eben diefem Artikel von ihm nicht weiter 
vergeben werden dürfen. " Die Kamilie ded Bafallen — Rodewalb 
mit Namen — hätte das Lehn zu allodificiren und zu verlaufen 
gewünfcht, welches bie Lippes Detmoldifche Regierung auch bes 
willigt, und der auf ben Art. V. bed Interimiftici begründeten 
Proteftation der Schaumburg stippifchen Regierung formlich ent- 
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gegengefett hätte, Daß das Interimifticum nur auf Das Amt Blom⸗ 
berg gehe, diefed Lehn aber in der Stabtfelbmarf belegen fey. 
Dem ungeachtet wäre auch hier, ald bie Fürſtlich⸗ Schaumburg, 
Lippiſche Regierung gegen eine folche neu aufgeftellte Prätenfion 
ſich auf das Ernithaftefte verwahrt und fie mit allen Gründen 
widerlegt hätte, wie bei dem früher angeführten Losbergiſchen Lehn 
verglichen worden, daß die Allodificationsſumme deponirt werben und 
demjenigen zufallen folle, dem bie Souverainetät über das Amt 
Blomberg, wiederum ohne alle Erwähnung ber fo genannten 
Felbmarf, zugefprochen werben würde, worüber bie Regierung zu 
Detmold einen Revers auögeftellt hätte (Anl. 9.), zu beffen Ers 
fauterung nur hinzuzufügen fey, daß die Fürftlich» Schaumburg» 
Lippiſchen Anfprüche auf das Interimifticum bafırt gewefen wären. 


Was könnte aus diefem Borfalle anders gefchloffen werden, 
als daß die Fürftlich » Lippes Detmolbifche Regierung bie früher 
nie, aber diesmal förmlich geäußerte dee einer befondern Bes 
rechtigung in der fo genannten Stadtfeldmarf aufgegeben habe? 


Selbft in der ber hohen Deutfchen Bundesverfammlung übers 
gebenen Fürftlich » Lippe» Detmoldifchen Deduction der » Darftels 
lung der Hoheitsrechte des Fürftlichen Hauſes Lippe über das 
Amt Blomberg“, weldye doch alle erfinnlichen Rechte, bie dad 
Lippe: Detmoldifche Haus in Anſpruch nehme, zufammenftelle, fey 
diefer Prätention einer befondern Berechtigung über die Feldmark 
mit feiner Sylbe gedacht worden. Ed werde pag. 127. vielmehr 
angeführt, daß die Geldftrafen aus der Feldmark wie aus 
dem Amtsbezirfe dem »Erbherrn« zugefallen wären, woraus 
abermald mit Grund gefolgert werben müßte, daß eine etwa früher 
gehegte Anficht aufgegeben worden fey. 

Freilid, habe bald ein anderer Vorfall gezeigt, daß bieß den» 
noch nicht gefchehen. Die Stadt Blomberg habe einen ganz auf 
ſtaͤdtiſchen Grundſtücken durch das Amt laufenden Weg, ben fie - 
zu erhalten ſchuldig fey, in chaufleemäßigen Stand gefegt und 
im Sahre 1821 ein Haus an bemfelben erbaut, um dort ein Weg, 
geld zu erheben. Bon Seiten ber Fürſtlich⸗ Schaumburg » Lippifchen 
Regierung habe man zwar Anfangs einige Bedenklichkeiten ges 
funden, folche® zuzugeſtehen; ba indeſſen die Billigkeit für bie 
Stadt. gefprochen hätte, fo wäre berfelben die Conceſſion zur Er⸗ 
hebung eined Weggelbed ertheilt worden. 


Lesnhardi, über Austrägaiverfahren. 28 
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Bei entitandenen Differenzien über die Erhebung des Chauſ⸗ 
feegelded von einigen Arten Fuhrwerf, wozu der Magiftrat fich 
bierdurch gleichfall® berechtigt geglaubt habe, hätte Die deßhalb mit 
ber Regierung zu Detmold geführte Correfpondenz fo wenig zu 
einer Bereinigung geführt, daß fogar eine Fürſtlich⸗Lippe⸗Det⸗ 
moldifche Verordnung an dieſem Chauffeehaufe affigirt worden 
wäre, welche aber das Oberamt Blomberg pflichtmäßig abnehmen 
laffen. In der Befchwerde, die die Regierung zu Detmold darüber 
geführt hätte, wäre, nachdem man berfelben vorgeftellt, daß bie 
Anheftung einer ſolchen Verordnung im Amte Blomberg gegen 
den erften Artifel des Interimiſtici ſey, um das Verfahren zu bes 
fchönigen, befonders die Jurisdictionsbefugniß des Magiſtrats in 
der fo genannten Stadtfeldmarf herausgehoben und vorangeftellt 
worben, welche nun aber, nad) entichiedenem Proceffe beffelben, 
mit den Amte ganz wegfalle. Es wäre übrigend damals über 
die ftreitige Erhebung der Weggelder dad Abkommen getroffen 
worden, daß die Schaumburg» Lippifche Regierung die Gonceflion 
zu Erhebung eines Chauffeegelded nach dem eingereichten Tarif 
ertheilt hätte, 

Indem die Regierung hierdurch die Rechte des Fürften von 
Schaumburg-Lippe verwahrt hätte, hätte fie zugleich geglaubt 
einen neuen Beweis gegeben zu haben, wie fehr fie auf alle Weife 
bemüht ſey, unnöthigen Streit zu vermeiden. Sie hätte hoffen 
föunen, daß die Fürftlich » Lippes Detmoldifche Regierung folches 
erfennen und durch gleiche Liebe zum Frieden erwidern würde; 
allein es habe fich davon gerade dad Gegentheil gezeigt. Die 
Schaumburg sLippifche Nachgiebigfeit wäre immer durch neue Ans 
maßungen und Eingriffe erwidert worden, ohne daß die von 
beiden Seiten ventilirten Gründe anerfannt, oder damals weiter 
biscutirt worden wären. Da indeflen der hauptfächlichfte Grund, 
die Jurisdiction ded Magiftratd zu Blomberg über die Feldmarf, 
durch das errungene Urtheil in ihre Schranfen zurüdgeführt 
worden ſey, dieſe Schranken aber feine Befugniffe in Polizeis 
fachen außer der Stadt begriffen, fo müßte nun mit dem Grunde 
auch die Prätenfion wegfallen. 

Endlich aber fcheine auch die Prätenfion einer befondern 
Berechtigung über die Stadtfeldmarf für diefe Beſchwerde nicht 
einmal von Einfluß zu feyn. Denn das Oberamt Blomberg, 
d. h. das landesherrliche Gericht des Fürften von Schaumburg- 
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Xippe für den Umkreis des Amts Blomberg, habe, wie im Eins 
gange diefer Darftellung angeführt fey, gegen den unter Lippe⸗ 
Detmoldiſcher Hoheit ftehenden Magiftrat der Stabt Blomberg 
bei dem gemeinfchaftlichen Hofgerichte zu Detmold, als compe⸗ 
tenten Öbergerichte, gerichtliche Klage geführt, daß diefer fi ch ges 
wiffe Yuriedictiondbefugniffe, namentlich Errichtung von Straf: 
pfählen in der fo genannten Stabtfeldmarf, anmaße. Der Ma: 
giftrat habe dieſe angemaßten Befugniffe durch drei Inſtanzen 
vertheibigt und das Factum, daß er fie ſich bie jetzt angemaßt, 
dadurch unummwunden behauptet. Durch dad Urtheil wäre fie 
nunmehr dem Magiftrate ab» und dem Oberamte Blomberg zu⸗ 
gefprochen worden. Es dürfte mithin ohne allen Einfluß feyn, 
ob Lippe⸗Detmold wirklich die prätendirten Rechte über die Feld⸗ 
marf habe, und beweifen fünne oder nicht, da fie jebt dem Ober⸗ 
amte Blomberg zugefprochen und bisher nicht von der Fürftlid;- 
Zippe-Detmoldifchen Regierung ausgeübt worden wären. 

Merigftend würde man doc, von ber Fürftlich-Rippe-Detmol- 
difchen Regierung verlangen fönnen, anzugeben, aus welchem 
Grunde fie denn nun, nachdem der Magiftrat in feine Jurisdic⸗ 
rion&-Schranfen zurüdgewiefen fey, fo auf einmal ein Recht in 
Anſpruch nehme und factifch durchfeßen wolle, welches allezeit, 
wie mehrere noch im Umkreiſe des Amted, inclusive der fos 
genannten Feldmark, ja felbft in biefer ftehende, vom 
Dberamte Blomberg ald Füͤrſtlich⸗Schaumburg⸗Lippiſche Behörde 
errichtete Strafpfähle bewiefen, von dieſem ausgeübt und dem⸗ 
fefben nie beftritten worden fey, auch deßhalb die von dem Ma- 
giftrate ſich erlaubten Eingriffe fofort zurückgewieſen worden mwä- 
ren. Wenn, wie die Fürftlich-LippesDetmoldifche Regierung mit 
Recht fage, die Entfcheibung des Proceſſes zwifchen dem Ober- 
amte und dem Magiltrate der Stadt Blomberg als res inter 
alios acta, den Rechten diefer Regierung feinen Eintrag thun 
fonne Cobgleich fich auch Niemand überzeugen werde, daß der 
Magiftrat zu Blomberg den Rechtöftreit ohne Vorwiſſen, aber 
felbft ohne Beiftand der Fürftlich-Lippe-Detmolbifchen Regierung 
geführt habe), fo könne fie derfelben aus demfelden Grunde doch 
auch Feine Rechte geben. ' 

Aber die Fuͤrſtlich⸗ Lippe⸗Detmoldiſche Regierung behaupte auch 
indem Schreiben vom 17. März diefed Jahre, Fein neues Recht in 
Anſpruch zu nehmen, fondern im Beſitz deſſelben i” feyn. 

2 


436 Abth. II, Abſch. 3,8. 11, B. — Streitigkeiten 


Die Füuͤrſtlich⸗ Schaumburg⸗Lipriſche Regierung ſtelle dieſen 
Beſitz geradezu in Abrede und laͤugne ihn foͤrmlich. Sie habe 
dad Recht, den Beweis über eine ſolche Behauptung gu verlan⸗ 
gen, da eine factifche Befikergreifung, wie die Fürftlich2ippes 
Detmoldifche Regierung ſich freilich vorgenommen, noch feinen 
Befiß gebe. 

Die Anheftung einer Lippe» Detmoldffchen Verordnung, im 
ſtüdtiſchen Chauffeehmfe, welche dag Schreiben erwähne, fey 
freifich gefchehen, aber anmaßlich, und die Verordnung fey vom 
Dberamte Blomberg wieder abgenommen, dadurch folglich Fein 
Befisftand begründet worden, ‘obgleich freilid, von Seiten derfel- 
ben Regierung Befchwerde darüber geführt worden wäre. 

Angeheftet wäre der Xarif wieder worden, als von der 
Fürftlich-Schaumburgstippifchen Regierung der Stadt Blomberg, 
um Streitigkeiten zu vermeiden, die Eonceffion zur Erhebung er⸗ 
theilt worden wäre. 


Uebrigend aber ftehe nirgend ein von einer LippeDetmoldi⸗ 
ſchen Ober⸗ und Unterbehörde errichteter Strafpfahl im Amte 
inclus, der fo genannten Feldmart, wohl aber, wie ſchon erwähnt, 
eben dafelbit mehrere vom Oberamte Blomberg ald Schaums 
burgskippifchem Amte in alten und neuern Zeiten errichtete. 


Jenes wäre auch Bid jetzt nicht einmal möglich gewefen. 
Bis jetzt, d. h. bis zur Erefution des Urtheild gegen den Mas 
giftrat, hätte ja diefer felbft das Recht in Anſpruch genommen 
und ed anmaßfich wirklich ererciert, nicht die Fürftlichs Lippe 
. Detmoldifche Regierung. Ihr Beſitz könnte fich möglicher Weiſe 
alfo nur erft von der Zeit herfchreiben, daß dem Magiftrate feine 
Anmaßungen abgefprochen worden wären, d. h. feit Publication 
des Urtheils, Anlage 2. Für dieſe Zeit aber gälten die Beſtim⸗ 
mungen des Snterimiftici, und es ſey für ſich klar, daß biefelbe 
durch Die, vorgenommene factifche Errichtung , welcher fofort wi⸗ 
derfprochen worden fey und worüber gegenwärtige Befchwerde 
geführt werde, and) nicht einmal den jüngften Beſitz erlangen 
können. 
Sehe man aber vollends näher auf das Interimiſticum, 
welches die Befugniß zu Ausübung der SHoheitrechte einſtweilen 
beſtimme, fo beſage deflen Artikel I. wiederum ausdrücklich, daß 
Polizeiverfügimgen nur vor Schaumburgstippe, Geſetze von feis 





zwiſchen Schaumburgs Lippe und Lippe. 437 


nem der hohen contrahirenden Haͤuſer, erlaßen werben follen. 
Die jetzige Anmaßung der Fürftlich-LippesDetmolbifchen Regie 
rung konnte nur aus einer polizeilichen Aufficht über Chauffeen 
und Wege abgeleitet werden, und biefe ſey, wie bie. Polizei übers 
baupt, Schaumburg-Sippe übertragen. Dadurch fey dad Schaums 
burgstippifche ausſchließliche Necht hinreichend begründet, und 
felbft ein entgegenftehender Befig, wenn er, wie doch nicht der Fall 
ſey, vorhanden wäre, würde dem Rechte, nach bekannten Rechts⸗ 
grundſaͤtzen, weichen müſſen. 

Es ſey aber auch in der- That Nichts, als die neuerlich aufs 
geftellte, in dem vorigen indeflen, wie Die Fürſtlich⸗/Schaumburg⸗ 
Lippifche Regierung verhofft, hinreichend widerfegte Prätenfton: 

daß die fo genannte Feldmark dex Stadt Blomberg, wie 
die Stadt ſelbſt, des Interimiſtici ungeachtet, unter Lippe⸗ 
Detmoldifcher Hoheit ftebe, 
welche diefe neue Anmaßung begründen ſolle. Wäre an biefe 
Praͤtenſion zu der Zeit, als das Interimiſticum abgefchloffen wors 
den, nur irgend ein Gedanke geweien, fo würde fokcher eben 
fr wie eine damals fchon gemachte ganz ähnliche, befeitigt wor⸗ 
ben ſeyn. 

Wie die Stadt Blomberg felbft, ftänden auch die adelichen 
Güter im Amte Blomberg nicht unter dem Oberamte Blomberg. 
Wie die Fürftlich-Lippe-Detmpldifche Regierung jegt auch die im 
Amte Blomberg belegenen Grundftüde der Stadt ald nicht zum Amte 
gehörig begreifen wolle, fo hätte fie früherhin auch über Die auf 
abelihen Grundftüden im Amte Blomberg erbauten Colonien 
„bie adelichen NHinterfaflen« Jurisdictions- und felbit Hoheits⸗ 
rechte in Anfpruch nehmen wollen. 

Diefe Prätenfion, weil fie fchon eriftirt, wäre durch das 
Interimifticum, Artikel VL_befeitigt worden; wäre es zu denken, 
daß man der bei weitem wichtigern Prätenfion über Die, einen fo 
bedeutenden Theil des Amts Blomberg betragende, fo genannte 
Feldmarf, gar nicht ermähnt, dieſelbe nicht auf dieſe ober Ahns 
liche Art befeitigt haben follte, wenn fie fchon exiſtirt hätte? \ ) 

Die Fuͤrſtlich⸗ Schaumburg -Lippifche Regierung räume ein, 
daß die Frage: welchem ber hohen Lippifchen Käufer die Souve⸗ 
raimetät und alle daraus herfließenden Rechte über dag Amt 
Bamberg zufichen? noch zur Zeit nicht ausgemacht ſey; fie könne 
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aber und werde nie einräumen, daß die Feldmark der Stadt 
Blomberg ein nicht zum Amte Blomberg gehöriger Theil des 
Amtes Blomberg ſey. Die Hoheit über diefelbe fey identifch mit 
der Hoheit über dad Amt, und das Interimifticum, weldyes, fo 
lange die Frage: wen diefe Hoheit gebühre ? noch nicht entſchie⸗ 
den fey, diefe Berhältniffe felbft regulirte, fey gültig für das 
Amt Blomberg ohne eine damals, als es abgefchloffen worden, 
mit feiner Syibe erwähnte, und im Bergleich felbft mit Feiner 
Sylbe enthaltene Diftinction zwifchen dem Amte Blomberg und 
der im Amte belegenen Feldmarf der Stadt. Da nun aber nadı 
obiger Darftellung durch die anmaßlichen factifchen Borfchritte 
von Seiten der Fürftlich-Lippe-Detmoldifchen Regierung abermals 
ein Verſuch gemacht fey, gegen die das Ssnterimifticum feftftellenden 
Rechte und gegen ben Befikftand die unbezweifelten Rechte des 
Fürften von Schaumburg-kippe zu Fränfen und Die Dagegen ger 
machten gütlichen Vorftelungen nichts gefruchtet hätten; fo fehe 
die Fürftlid”Schaumburgstippifche Regierung fich. berechtigt und 
genöthigt: 
die hohe Bundesverfammlung zu erfuchen, auf dad.Baldigite 
bunbesverfaffungsmäßige Maßregeln eintreten zu laſſen, da⸗ 
mit die Fürftlich-Lippe-Detmoldifche Regierung angehalten 
werde, die im Amte Blomberg widerrechtlic errichteten 
Strafpfähle und Warnungstafeln, fo wie den neuen 
Fürftlich- Schaumburg »Lippifcher Seits nicht genehmigten 
Tarif des Chauffcegelded wieder megzuräumen, und den 
‚durch die Beftimmungen des Ssnterimiftici beftehenden Be⸗ 
fisftand nicht ferner durch eigenmächtige Thathandlınıgen 
zu flören. 
ad B. 


(&. 426.) 

Die Snnebehaltung des Weihnachtstermins 1828 von 
gewiffen fo genannten Eompetenzgeldern, bie 
bed Fürften von Schaumburgstippe Durde 
laucht alljährlich von Lippe⸗Detmold zu bezies 
hen hätten. 

Im Juli⸗Monate des vorigen Ssahre 1828 wäre in dem zum 
Fürſtlich⸗Schaumburg⸗Lippiſchen Amte Blomberg gehörigen Dorfe 
Cappel, ein LippesDetmolbifcher Unterthban, Ramend Oberkönig, 
welcher ald Knecht bei dem Colon Klaas aus dem Lippe⸗Det⸗ 
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moldifchen Orte Sporke, im Amte Detmold belegen, gedient hätte, 
wegen einer Schlägerei, die in bem Blomberger Amtöbezirfe vor⸗ 
gefallen wäre und wobei er den Krüger Haafe zu Gappel ans 
fcheinend Iebendgefährlich verwundet hätte, von dem Oberamte 
Blomberg gefaͤnglich eingezogen worden. Der Golon Klaas felbft 
hätte auch Antheil an der Schlägerei genommen, und ed wäre, 
weil das Amt Detmold auf Befehl der Lippe-Detmoldifchen Res 
gierung weder in Exceß⸗ noch in eigentlichen Griminal-Fällen 
die Unterthanen an das Oberamt Blomberg fiftiren dürfe, er 
felbft zwar freigelaffen, jedoch eind von feinen Pferden mit Arreft 
belegt worden. Das Oberamt Blomberg hätte dad Amt Dets 
mold darauf um des Klaas Siftirung zur Unterfuchung requirirt, 

und würde, wenn der Requifition genügt worden wäre, Das 
Pferd natürlich haben verabfolgen laſſen; das Amt Detmold habe 
aber gar nidyt geantwortet. 

Dagegen wäre der Colon Klaas veranlaßt worden, beim 
Sammthofgerichte zu Detmold Klage gegen dad Oberamt Bloms 
berg zu erheben, welches denn dem Amte aufgegeben hätte, über 
den DBorfall zu berichten und das Pferd salva causa frei 
zu geben. 

Diefen gerichtlichen Befehl des Sammthofgerichtd hätte das 
Oberamt Blomberg nicht befolgen können noch dürfen. Denn ed 
ftehe dem Hofgerichte fundationgmäßig gar feine Cognition in 
Griminalfachen zu, es wäre daher deſſen einberichtete ablehnende 
Antwort genehmigt (Anl. 10), und ald die Fürſtlich⸗Lippe⸗Det⸗ 
molbifche Regierung fich in dieſe Sache eingemifcht und bie 
Fürſtlich⸗ Schaumburg⸗Lippiſche erſucht hätte, jenes dem Dberamte 
Blomberg anzubefehlen, folches von dieſer aus gleichem Grunde 
abgelehnt worden. 

Eine fortgefegte Communication hätte zu feinem Refultate 
geführt, indem jede Negierung auf ihrer Meinung beharren zu 
müffen geglaubt hätte, wobei die Fürftlich-Schaumburgstippifche 
Regierung jedoch nicht unterlaffen hätte, zu erflären, daß, wenn 
der Colon Klaas Beſchwerden gegen dad Oberamt Blomberg 
in diefer Griminals oder Erceßfache zu haben glaube, berfelbe 
beffen competenten Öberrichter in Griminals und Erceßfachen 
damit anzugehen habe. 

m Laufe der Unterfuchung wäre das arretirte Pferb von 
dem Oberamte Blomberg an einem Sahrmarktötage der Stabt 
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Blomberg für 14 Rthlr. 12. Gr. gerichtlich und öffentlich meiſt⸗ 
bietend verkauft worden. 

Wegen dieſes Vorfalls, der auf gewöhnlichem gerichtlichen 
Wege leicht auszumachen geweſen wäre und hätte ausgemacht 
werben follen, hätte fich aber die FürftlichLippesDetmoldifche Re⸗ 
gierumg abermals zu einer Selbithülfe der auffallenditen Art be 
rechtigt gehalten. 

Das Haus Schaumburg-tippe habe nämlich aus der Fürft- 
lichen Landrenteicaffe zu Detmold eine aus alten erbfchaftlichen 
Auseinanderfegungen und Abrechnungen herrührende, jährliche 
Summe von 4400 Rthlr. zu beziehen, welche‘ in vierteljäh- 
rigen Raten bezahlt werben müßten. Schon in frühern Zeiten 
hätte die Kürfklich-LippesDetmoldifche Regierung öfters verſucht, 
bei den unbedeutenditen Streitigkeiten zwifchen den beiderfeitigen Haus 
fern fidy an dieſe Gelder zu halten, und fie mit Arreft belegt, fo 
daß von dem Haufe Schaumburg-tippe endlich reichögerichtliche 
Mandate ausgewirkt worden, woburd; deren Verfümmerung, es 
fey unter welhem Vorwande es wolle, unterfagt worden 
wäre. (Anl. 11.) 

Dem ungeachtet hätte die Fürftlichskippe-Detmoldifdye Res 
gierung in einem Schreiben vom 2. December v. J. (Aul. 12.) 
erflärt, baß fie wegen ber Weigerung ber Schaumburg-kippifchen 
Regierung, auf ihr Verlangen einzugehen, wodurch diefelbe biefe 
Sache zu ihrer eigenen (der Sache der Fürftlich-Schaumburgs 
Lippifchen Regierung) gemacht hätte, auf dem Weihnachtötermine 
dieſer Sompetenzgelder bid zum Belauf von 53 Rthlr. 45 Gr, 
als fo hoch der Colon Klaas feinen Schaden liquidirt , Arrefi 
gelegt habe; und auch die unterm 22. December 1828 von der 
Fürktlid, Schaumburg-kippifchen Regierung erlaffene Remonftration 
(Anl. 13.) hätte feine andere ald eine ablehnende Antwort zu 
erwirfen vermocht. (Anl. 14.) 

Zwar habe die Füuͤrſtlich⸗ Schaumburg s Lippifche Regierung 
das völlig Unzuläffige des Berfahrene in einem neuen Schreiben 
vom 21. Jannar d. 3. (Anl. 15.) auseinandergefeßt, aber auch 
bierauf nicht die Auszahlung der verfiimmerten Gelder erhalten. 
Die Fürftlich » Lippe» Detmoldifche Negierung habe vielmehr in eis 
ner völlig ungenügenden und bie Hauptfrage gar nicht berührens 
ben Antwort (Ant. 16.) fogar die Beſchuldigung aufgeftellt, als 
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ob Schaumburg⸗Lippiſcher Seits in den — doch ausdrücklich 
offen gelaflenen — Rechtsweg eingegriffen fey, fü daß bie Faͤrſt⸗ 
lid, Schaumburgstippifche Regierung ſich bagegen ausdrücklich zu 
‚verwahren und dad Ungenügende zu zeigen genöthigt geweſen 
wäre (Anl. 17.), jedoch davon freilich. feinen Erfolg erwarten 
fonne. 

Es wäre daher der Weihnadhtötermin der Gompetenzgelder 
im Betrage von 1100 Rthlr., weil er nicht ohne diefen Abzug 
von 53 Rthlr. 15 Gr. gezahlt werben wollen, nicht erhoben 
und auch bis jet nicht nachgezahlt worben. 

Die Fürſtlich⸗ Schaumburg sLippifche Regierung. glaube, daß 
die angebogenen Schreiben alled dasjenige enthielten, was das 
gewaltiame Verfahren der FürftlicyLippesDetmoldifchen Regierung 
Unrechtmäßiged in ſich begreife, und fich darauf beziehen zu 
Dürfen. 

In der That, wenn es einer Regierung eined Deutichen 
Bundesftanted erlaubt feyn könne, wegen eines unbebeutenden 
Streited mit einer andern, der auf gerichtlichem Wege, wozu ſich 
die andern erboten, beendigt werden fünne, Revenüen bed Lan⸗ 
desherrn eigenmädhtig zurücdzubehalten, Revenüen deren Innebe⸗ 
Baltung unter irgend einem Borwande durch mehrere 
rechtöträftige, reich8gerichtliche Erfenntniffe unters 
fagt fey; fo möchte es fchwerlich irgend eine Selbfthülfe geben, 
die man einer Seits nicht wagen dürfe, und ſich anderer Seite 
nicht gefallen laſſen und erbulden müßte! | 

Die Fürftlidy) Schaumburg tippifche Negieruug fen zwar 
überzeugt, daß die Frage: ob dad Sammthofgericht in der Fürft- 
lich⸗ Lippe⸗Detmoldiſcher Seitd behaupteten Art competent ſey ober 
wicht, auf die Enticheibung ber gegenwärtigen Beſchwerde wegen 
der zurüdgehaltenen Gompetenzgelder durchaus keinen Einfluß 
habe, indem, wie die Anlage 11. barthue, fein einziger Borwand 
bazu berechtigen folle; fie glaube es jedoch ihrer eigenen Würde 
ſchuldig zu ſeyn, einer hohen Deutichen Bundesverſammlung die Anſich⸗ 
ten, welche ihr Verfahren geleitet hätten, vorzutragen. Sie finde 
befhalb zur Begründung der in. ihren vorher angezogenen Schreis 
ben angeführten Behauptungen: x 

daß dad gemeinfchaftliche Hofgericht in Detmold keine 
Cognition in Eriminals umb Grceßfachen habe, 
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Gutachten. 





Die Eompetenz hoher Bundesverfummlung ift, wo die Klage 
einsd liebes des Durcjlauchtigen Deutichen Bundes gegen das 
anbere vorliegt, fchon dadurch von. ſelbſt gerechtfertigt und bedarf 
feiner weitern Erörterung. 

Was nun ad A, die non der Fürftlichen Regierung zu 
Schaumburg⸗Lippe gegen Die von Lippes Detmold erhobene Bes 
ſchwerde anbelangt, daß diefe an zwei Orten ber Chauffee im 
Oberamte Blomberg, in der fo genannten Stadtfeldmark, Strafs 
und Warnungds Pfähle gegen Uebertretung ber Lippe s Detmolbis 
ſchen Chauffees Ordnung habe errichten Laffen, auch wegen Aus 
heftung eines Fürſtlich⸗Lippe⸗Detmoldiſchen ChauffeegeldersZarife ; 
fo könnte es fcheinen, als wäre, wie bei ähnlichen bießortigen 
Paranlaffungen, die Fiürftlich» Ripper Detmoldifche Regierung ohne 
Weiteres: aufzufordern, den interimiftifchen Vergleich vom 5. Zus 
lius 1812 aufrecht und den deßfallſigen Beſitzſtand ungeftört zu 
erhalten Denn allerdings ift in jener interimiftifchen Verabre⸗ 
dung beider Fürftlichen Häufer vom 5. Julius 1812, Art. I. vor: 
gefchrieben: daß bis zu der, zur Zeit noch nicht erfolgten 
Entjcheidung der Hauptfache,, keine Gefege in Beziehung auf das 
Dderamt Blomberg erxlaffen oder publicirt und nur einſtweilige 
Polizeiverfügungen von Schaumburgstippe erlaffen werden follen; 
— ingleihen Art. VIL: daß, wenn wider Erwarten in Anfes 
bang andrer Gegenftände noch Zweifel entitehen follten, während 
der fchiedörichterlichen Berhandlungen in keinem Falle zu Thaͤt⸗ 
Lichleiten und Neuerungen geichritten werden ſolle. 

Allein zur Begründung einer foldyen fofortigen Aufforderung 
der Fürſtlich⸗Lippe⸗Detmoldiſchen Regierung wärg erforderlich ges 
meſen, daß die Fürſtlich⸗ Schaumburg Lippiſcher Seits behaup⸗ 
tete Thatſache, daß die mit Warnungs⸗ und Strafs Pfählen ıc. 
befegten Orte uu Oberamte Blomberg gelegen wären, deflen Ders 
haltniſſe durch das Interim von 1812 im der gedachten Art nor: 
wirt wurben, mit unwiderſprechlicher Klarheit nachgewielen wors 
ben wäre. Dieſes dürfte indeß nicht der Fall ſeyn; und hat auch 
Schaumburgs tippe deßwegen viel bafür anzuführen gewußt, fo 
ift doch Die in Frage begriffene Befcheinigung nicht: fo unmibers 
leglich, und mehr künftlich, als direct erfolgt. Man fcheint auf 
Seiten Schaumburgsstippe ein großes Gewicht auf die in ber Juris⸗ 
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dictions⸗Irrung zwifchen dem Oberamte Blomberg und dem Patti 
monialgerichte oder Maägiftrate der Stadt Blomberg ergangeren 
Entfcheidungen zu legen. 

Aber es find in ber That hier ganz verſchiedene Yar 
teien und Streitgegenftände, indem, zu Gunften bes Mas 
giftrate zu Blomberg, über patrimonielle Befugniffe des Letz⸗ 
tern erfannt wurde, während .gegen die Regierung von Lippe _ 
Detmold über Anmaßung hoheitlicher Rechte von Schaums 
burgs Lippe Befchwerde geführt wird. 


Es wird daher vor allen Dingen die Erklärung ber Füuͤrſt⸗ 
Lich s Lippes Detmolbifchen Regierung über bie gegen biefelbe von 
der zu Schaumburg Lippe eingereichten Befchwerbe zu vernehmen 
feyn, und, während zwiſchen den beiden Fürſtlich⸗Lippiſchen Häus 
fern Thätlichfeiten nicht zu beforgen feyn dürften, die ein vors _ 
läufiges Einfchreiten nad, dem Art. XIX. der Wiener Schlußacte 
nöthig machten, aus der fünftigen Erffärung für Schaumburgs 
Lippe fich ergeben, ob durch felbige die neue Streitigfeit ihre 
wünfchenewerthe Erledigung erhält, oder ob von Seiten hoher 
Bundesverfammlung zwifchen ben beiden Fürftlichen Regierungen 
der Berfuch der Güte, und in deren Entftehung ein Verfahren 
nach dem Art. XX. ber Wiener Schlußacte oder andern, über 
Irrungen unter Bundesgliedern hier eingreifenden bundesgeſetzli⸗ 
chen Beftimmungen, einzuleiten feyn wird. 

Scheint auch hiernädhit 

ad B. 

die Fürftlich» Lippes Detmoldifcher Seitd verfügte Imebehaltung 
des Weihnachtöterming 1828 von gewiflen Sompentenzgeldern, 'die 
jährlich von dorther an Schaumburgskippe zu gewähren find, wie 
fie in der, von dieſer letztern Fürftlichen Regierung bei hoher 
Bundesverfammlung eingereichten Darftellung und in dem ges 
ſchichtlichen Theile ‚gegenwärtigen ‚Bortrage umftänblich erwähnt 
wurde, bundesgeſetzlich nicht gerechtfertigt werben zu tünnen, fo 
ift ‘doch der Gegenftand von nicht großer Bedeutung, und Gefahr 
bei dem Verzuge nicht vorhanden, weßwegen auch :über dieſen 
Gegenftend zuvor noch die Erklärung ber Fürftlic, Lippe Det 
moldiſchen Regierung gu vernehmen ſeyn moͤchte. 

Die: eingreffende Jurisdictisas⸗Irrung ſelbſt bedarf hier lei⸗ 
ner Erwaͤgung, weil nur die innebehaltene Zahlung ben Gegen⸗ 


1830, 
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ftand der bei hoher Bundesverfammlung deßfalls erhobenen Klage 
ausmacht, und es geht dem Allem nach der Antrag der Commiſ⸗ 
fion wegen beider Befchwerben unter A. und B. dahın: 
die Fürftlich-EippesDetmoldifche Regierung durch ihre Ges 
fandtfchaft zu erfuchen, bei hoher Bundesverfammlung 
darüber baldigft ihre Erflärung abgeben zu laflen. 


Hierauf wurde in berfelben Sess. XXIV.$.149. ©.648. befchloffen:: 
„Daß vor Allem die FürftlichsLippifche Negierung durch 
die Gefandtfchaft der 16ten Stimme zu erfuchen fey, 
über Die gegen diefelbe von der Regierung zu Schaumburg- 
Lippe eingereichten Befchwerbe ihre Erflärung baldigſt bei 
hoher Bundeöverfammlung abgeben zu laſſen.“ 


Diefem Erfuchen entiprach der Gefandte i. 3. 1830, Sess. 
I. $. 15. ©. 14. indem er für Lippe eine Gegenerflärung abgab 
nebit mehreren Anlagen, ©. 39.40.41. worin man ſich bemühete, 
zunächſt die Nichtigkeit der von der Gegenfeite in ber XIX. vor- 
jährigen Sitzung angebrachten Befchwerben darzulegen, dann aber 
auch die Nothwendigkeit der Verweiſung diefer Befchwerden an 
bie bereitd befchloffene Austrägal- Inftanz zu begründen fuchte. 

In Beziehung auf die Vorenthaltung des Betragd von 
53 Rthlr. 15 Gr. der von Sr. Durdylaucht dem Fürften zu 
Schaumburg⸗Lippe gebührenden Competenzgelder, wozu fie ſich 
durch. mehrere Umftände genöthigt erachtete, erflärte jedoch die 
Fürftlich-Rippifche Regierung — bei der Geringfügigfeit des Objects 
und der nahen Ausficht, daß ähnlichen Hemmungen ber Suftiz 
durch Die bevorftehende definitive Entfcheidung der ftreitigen Vers 
hältniffe über das Amt Blomberg werde vorgebeugt werben, fo 
wie bei dem Wunfche, Alles zu thun, was die Befchleunigung 
der Feftftellung des Principe befördern fünnte — ber von Fürſtlich⸗ 
Schaumburg-kippifcher Seite zum Protokoll der XIX. vorjährigen 
Situng angebrachten Klage proviforifch, und, wie ſich von felbft 
verfteht, salva causa principali infofern gleich genügen zu wollen, 
als fie erbötig fey, Die Nachzahlung des resp. zurücbehaltenen 
und nicht angenommenen, vorletten Weihnachtöterming der Com⸗ 
petenzgelder in jenem ganzen Betrage fofort gu verfügen. 

In Beziehung auf die zweite Beſchwerde hingegen, wegen 
Errichtung von Straf: und Warnungd-Pfählen und Anheftung eines 
Chauffeegelb-Tarifs konne fie jedoch nur die, in der Erklärung 





zwifchen SchaumburgsLippe und Lippe. 447 


ſelbſt ſehr motivirte, gerechte Bitte ehrfurchtsvoll vortragen: Eine 
hohe Bundesverſammlung wolle geneigen, nicht nur die gegen⸗ 
wärtige wegen der Warnungspfähle geführte Beſchwerde an bie 
in der XXV. vorjährigen Sigung bereits befchloffenen Austräge 
zu verweilen, fondern aud) auszufprechen, daß von dieſen Auss 
trägen der wegen ber Hoheit über dad Amt Blomberg obwaltende 
Streit zur rechtlichen Erörterung gezogen werben müſſe, bamit 
bei der demnaͤchſtigen Entfcheidung ihm diejenige Rückficht werben 
könne, weldye die Ratur ber Sache und die Verhältniffe ber 
flreitigen Theile fordern.“ — Nach erfolgter Ertheilung folchen 
Beichluffes werde die Fürftlich»Lippifche Regierung unverfehlen, 
drei Bundesfürften zur Auswahl vorzufchlagen. 

Hierauf wurbe ferner Sess. I. $. 15. ©. 18. befchloffen: 
»Die Fürſtlich⸗ Schaumburg s Lippifche Regierung aufzus 
fordern, binnen vier Wochen die Erflärung, für Die fich 
die Sefandtfchaft der 16ten Stimme das Protokoll offen 
behalten hat, abzugeben. « 

Diefer Aufforderung zufolge gab der Gefandte, Sess. X. $. 82. 
©. 228. eine weitere Erflärung für Schaumburg⸗Lippe bes 
wefentlichen Inhalts ab: „Jene in der I. Situng db. 93. 1830 
angeführten Behauptungen der Gegenfeite bewiefen nichts weiter, 
ald daß die Lippe» Detmoldifche Regierung den Befibftand der 
Schaumburg = Lippifchen Regierung nicht einräume, Diejenigen 
Handlungen jedoch eingeftehe, weldye jene als Befißftörungen zu 
betrachten nicht umhin könne, und wogegen fie, der bundesver⸗ 
tragsmäßigen Cntfagung aller Selbithülfe getreu, den bunbesges 


1880, 


feglichen Schuß angerufen habe. — Man ſey überzeugt, daß hohe’ 


Bundesverfammlung doch hier, wo die Beſchwerde zunächit auf 
eine Störung im jüngften Befite gegründet, dieſer aber ftreitig 
gemacht fey, feinen Anftand nehme, nad, dem Art. XX. ber 
W. Schl. A., ein bei der Sadje nicht betheiligted Bundesglieb 
in der Nähe des zu fchüßenden Gebiet aufzufordern, bie That» 
fache des jüngften Befiged ohne Zeitverluft durch feinen oberften 
Gerichtöhof fummarifch unterfuchen und darüber einen rechtlichen 
Befcheid abfaffen zu laffen. « 


Ueber den Verſuch, diefen Gegenftand und ben Hoheitsſtreit, 


fowie den Streit wegen ber Bradifchen Erbſchaft mit einander zu. 


verwideln und zu verwirren, glaube man fich nicht näher Außern 
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030,50 muͤſſen, da nachdem ſich die Bundesverſammlung in der 
XXV. worjuhrigen Sitzung hierüber ansgeſprochen, der Zweck 
der bundesgeſetzlichen Vorſchriften, in Beziehung auf Beſitz⸗ 
ftreitigfeiten diefer Art, dem Antrage der Gegenfeite zu offenbar 
wiberfprädye, als daß darauf eingegangen werben fünne. 

Die Fuͤrſtlich⸗Lippiſche Erklärung wegen der Competenzgelber ıc. 
enthielte ‘Feine Anerfeuntniß des Unrechts, fondern nur eine, auf 
freie Wilfführ beruhende Nachgiebigkeit, wodurch, die Beſchwerde 
nicht gehoben werden fünne; die hohe Bundesverfammlung möge 
diefe Erflärung daher nur in fo fern ald genügend annehmen, 
ald dadurch, wenn auch in einer wenig angemeflenen Form, 
‚eine Berbindlichfeit erfüllt, ein begangened Unrecht gut gemacht 
werden foll, und "dabei der Fürftl. Lippes Detmolbifcyen Res 
gierung zur Pflicht gemacht werbe, Tünftig nie mehr Beranlafs 
fung gu einer gleichen Beſchwerde zu geben. 

‘Der Gefandte behält ſich für Lippe weitere Aeußerung bevor, 
und die Erklärung felbft wurde der betreffenden Commiſſion unter 
Bezug auf den Beſchluß vom 5. Febr. 1830 übergeben. 


Ueber beide Erflärungen erftattete nım der Grßhzgl. Babifche 
ıu30.Gefandte, Namend ber dazu eigends erwählten Commiſſion, 
Sess. XI. $. 91. S. 310. ıc. Bortrag ımb erörtert diefelben aus⸗ 
führlich in dem beigefügten Gutachten, worauf nadı Commiſſions⸗ 
antrag ebendaf. ©. 317. befchloffen würde: 

1) Daß die von der Fürftlidys Schaumburg» Lippiichen Res 
gierung erhobene Beſchwerde über die Innehaltung bed 
Weihnachts» Termind 1828 von gewiffen fogenannten Com⸗ 
petenzgeldern, die bed Fürften von Schaumburg Lippe 
Durchlaucht alljährlicd; von Lippe zu beziehen haben, für 
erledigt erklärt wirb; und daß 

2) bie von ber Fürftlic «Schaumburg ⸗ kippiſchen Regierung 

wegen ber von Fürſtlich⸗Lippiſcher Seite aufgerichteten 
Strafpfähle, Warnungstafeln und den Chauffeegeld- Tarif 
in der Felbmarf der Stadt Blomberg erhobene Befchwerbe 
an die Austrägalsnftanz zu verweilen, welche in Gemäß 
heit des in der XXV. Situng vom 27. Aug. 1829, $. 160. 
gefaßten Beſchluffes, im Betreff ver i. J. 1709 eröffneten 
Bradifchen Erbfchaft, zu erwählen ſey, nm dieſelbe ben 
Rechten gemäß zu 'erlebigen. « 
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Die fchon bei der Bradifchen Sache, Sess. XV. $, 113. 1880. 


©. 498. angezogene Erklaͤremg, daß Fürſtlich⸗Lippiſcher Seite 
dem hohen Gegentheile die Oberapp. Gerichte von Preuſſen, 
Würtemberg und Baden zur Auswahl in Vorſchlag gebracht 
würden, fo wie vie bafelbft erfolgte Aufforderung des Ger 
fandten der 16ten Stimme für Schaumburg s Lippe, binnen 
vier Wochen hoher B. B. die weitere Erklärung über die Ver⸗ 
ſtändigung eined Austrägalgerichtähofed beizubringen, muß hier 
wieberholt werden; fowie daß ber Geſandte, Sess. XXI. $. 168. 
S. 635, erflärte, Schaumburg =Lippifcher Seits habe man den 
Grßhzgl. Badifchen Hof hierzu auserwählt, um als Austräge die 
Enticheidung in der Lippe⸗Brackiſchen Succeffiongitreitigfeit, aber 
anch nur in dieſer Streitfache abzugeben, indem bie Fürſtl. 
Schaumburg: Lippifche Regierung vermeine, daß eine Vermifchung 
diefer, von ihr klagbar gemachten Streitfache, mit ber, von Seiten 
Lippe⸗Detmolbs Magbar gemachten Hoheitsfache, wie der hohe Ges 
gentheil fie intendire, weder nach der Bundeöverfaffung verlangt, 
noch durch den inhalt des Beichlufles vom 27. Mai gerecht 
fertigt, daher auch von ihr nicht zugegeben werden könne. 


Die Beſchwerde über geitörten Befiß fcheine nach dem Bes 
fchluffe der hohen B. V. dem fünftigen Austrägalgerichte 
in der Hoheitöfache vorbehalten werden zu follen. — Das 
durch werde aber bie ſchleunige Hülfe, Die in Beſitzſachen, 
zufolge der. Bundeögefeßgebung, erwartet werben bürfe, auf 
eine unbeſtimmte Zeit hinausgefchoben, wenn nicht die hohe 
B. V. zu erflären geneigen follte, daß in dieſer Streitfache 
der Beichluß vom 27. Mai d. 3. ber nach dem Art. XX. der 
W. Schl A. zu erlaffenden Aufforderımg gleich zu achten 
ſey. — Man hoffe, daß die hohe B. V. dieſe Erflärung zu 
ertheilen unbebenklich finden werde, indem es gewiß ihre Abficht 
nicht ſey, eine poffefforifche Klage an einen fünftigen petitorifchen 
Prozeß zu verweilen; man miülffe dieſſeits aber darum bitten, 
weil man fonft beforgen nrüfle, daß das fünftig in der Hoheits⸗ 
fache zu erwählende Austrägalgericht über feine Ermächtigung, 
in der Streitfache wegen Errichtung der Strafpfähle nach Bors 
fehrift des Art. XX. der W. Schl. U. zu verfahren, zweifelhaft 
feyn Tonne. \ 
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1830, Praͤſidium äußerte hierauf ebendaf., daß, feiner Anficht nach, 
feine Veranlaflung zu einer weiteren Erklärung der hohen 
B. V. vorhanden, fondern ſich darauf zu beſchraͤnken fey, es 
bei dem, Durch bad vworausgegangene Commiſſionsgutachten hin⸗ 
länglich motivirten Befchluffe vom 27. Mai Il. 3. bewenden zu 
laſſen. — Hierauf ward, nachdem der Gefandte der 16ten 
Stimme fich für beide flreitenden Theile das Protokoll offen behal⸗ 
ten hatte, Prot. 1830, S. 636. befchleffen: 


\ 

„1) Der Großherzoglich⸗Badiſche Gefandte wird erfucht, feiner 
höchkten Regierung hievon die Anzeige zu machen, damit 
ber genannte oberfte Gerichtshof ald Austrägal-Inftanz in 
den oben erwähnten Streitigfeiten, nad) Borfchrift des 
Art. XL der B. A. und Art. XXL der W. Schl. A., 

' dann der Bundesbefchlüffe vom 16. Juni 1817 und 
3. Aug. 1820, im Namen der Bundesverfammlung den 
Rechten gemäß erkenne; wobei ed zugleich 


„2) dem Austrägalgerichte überlaffen wird, erforderlichen Kalle 
auf funmarifchem Wege feftzufeßen, ob die Keldmarf der 
Stadt Blomberg, bei der i. 5.1788 vorgenommenen Theis 
Iung der Aemter Blomberg und Schieber, dem Amte Bloms 
berg zugetheilt worden fey oder nicht, und ob mithin das 
Sinterimifticum vom 5. Juli 1812 auch auf diefelben feine 
Anwendung finde? 


„3) bie fowohl bei der hohen Bundesverfammlung, als bei 
der Bermittelunge-Commiffion gepflogenen Berhanblungen 
werben, mit Anfügung der sub 1. benannten Bunbeöbes 
fchlüfle, dem Großherzoglich⸗Badiſchen Gefanbten zur Bes 

förderung an dad Austrägalgericht zugeftellt.“ 


Die Beauftragung ded Grßhzgl. Oberhofgerichts in Mann; 
heim, ale Austrägalgerichtöhofee, zeigt der Großherzoglich-Badifche 
18350, Gefandte an, Sess. XXVI. $. 205. ©. 908. 


Ueber den Stand diefer Angelegenheit legt Prafidium i. 5. 

1032, 1832 zum Grftenmal der B. V., Sess. I. $. 4. ©. 4. einen 
Bericht des OberhofgerichtE vom 4A. Dec. 1831 vor; fo wie 

in demfelben Jahre einen weitern Bericht vom 5. Dec. dieſes 


Jahres 1832. 
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Im Sahre 1834 übergiebt Yräſidium, Sess. II. 5. 28. 18284, 
©. 53. wiederum der B. V. einen Bericht des Oberhofgerichts 
vom 30. Dec. 1833, fp wie i. % 1835, Sess. 1.9.5 ©. 6 1855, 
einen Bericht vom 15. Dec. 1834; desgleichen i. 3. 1836, 1036. 
Sess. 1. $. 2. ©. 3. einen Bericht vom 30. Nov. 1835, und zus 
legt noch i. I. 1837, Sess. J. $. 9. ©. 6. einen Bericht vom 1537, 
2. Sanuar 1837, in welchem fchließlich bemerkt it, daß beide 
Prozeſſe fo weit vorgefchritten feyen, daß fie nun zur Berathung 
fommen follten. Die Urfachen ber mehrjährigen Verzögerung 
diefed Prozeſſes ſeyen in der verwicelten Sachlage, in dem dadurd) 
nothwendig gewordenen überaus zahlreichen Schriftenwechfel, fo 
wie in den hieraus entitandenen, oftmald prolongirten Friften beis 
Der Partheien zu ſuchen. 
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Sorderungen 
an den ehemaligen Aur- und ©berrheinischen Krris. — 


Kreistchuldenwesen. ® 


Die ungemeine Berwidelung und große Ausdehnung diefes 
Falles, der vom Jahre 1817 an durch alle Protofolle laͤuft, 
da bie gefchichtlichen Behandlungen bid zum austrägalgerichtlichen 
Sprudye, die immer nur als Einleitung zu betrachten find, hier 
beinahe den ganzen Stoff ausmachen, nöthigen und auch dießmal, 
nur folche einzelne Vorträge, Verhandlungen und Befchlüffe auszugs⸗ 
weife oder ganz zu geben, bie +zum wefentlichen Anhaltepunfte 
dienen; alle übrigen hierauf Bezug habenden Stellen der Pros 
tofolle, fo viele deren auch find, fo wie Forderungen Einzelner, 
werben wir nur, wo folches durchaus erforderlich erfcheint, ans 
ziehen, und hoffen Dadurch, diefen äußerſt weitläufigen Fall auf 
eine für unfere Leſer doch klare Weiſe darzuſtellen, ſo ſchwierig 
auch die Bearbeitung der Aufgabe ſeyn mag. 


In dem, im Jahre 1828 abgegebenen Hauptberichte der zum 
Behuf der Auseinanderſetzung des Kurs und Oberrheiniſchen 
Penſions⸗ und Schuldenweſens niedergeſetzten Subdelegations⸗ 
Commiſſion, welche bereits ihre Vorarbeiten im Jahre 1818 be⸗ 
gonnen hatte, finden wir die Geſchichtserzählung dieſes Kreis⸗ 
ſchulden⸗ und Penſionsweſens im Hauptfächlichen folgendermaßen 
angegeben: 

Die einzelnen Kreife des alten Deutichen Reichsverbandes 
hatten, zur Dedung gemeinfchaftlicher Kreisausgaben, Kreisfaffen,**) 
bie durch ausgefchriebene Kreis-Römermonate zufammengebracht 
wurden. Gingen diefe Kreiöfteuern fchon in älterer Zeit unter 
allerlei Borwänden nicht fo pünktlich ein, wie es feyn follte, fo 


5) S. auch v. Meyer, Repertor. zu ben Verhandlungen ber deutſchen B. V. 
$. 227. ©. 347. ıc, 

**) S. meinen Verfud einer Gntwidelung der Kriegsverfaſſung bes D. 
Bundes. Als Manufeript gebrudt für die hohen beutichen Regierungen. Irkft.a.M. 
1833. e. 31. —32, 
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war dieß während des zuletzt geführten Reichskrieges mit Frank⸗ 
reich noch viel mehr der Kal. Man ſtützte ſich hierbei zunädhft 
auf ein Neichdgutachten vom 2. April 1795, wonach alle vom 
Feinde gänzlich ober zum größten Theile occupirten und verheerten 
Stände, nad) produzirten Kriegszeugniflen, für Die Dauer Diefes 
Zuftandes, von allen Reiches und Kreis-Präftationen freigefprochen 
waren; fodann auf die Erklärung mehrerer SKreiöftände, ihre 
für das allgemeine Befte verwandten materiellen Kräfte mit ben 
Kreisbeiträgen compenfiren zul wollen, und berief fich zulegt auf 
abgefchloffene Separatfrieden. 


Um nun den durch den Kampf mit Frankreich immer erhöhten 
Kreisbedürfniffen dennoch abzuhelfen, faßten die Stände, befondere 
die des Öberrheinifchen Kreifes, I — denn die Schulden bed Kurs 
rheinifchen**) beruhen auf einem andern Funbamente— den Ents 
ſchluß, Capitalien verzinslich aufzunehmen, und legten theils 
dadurch, theild fpäter durch unterlaffene Zahlung fowohl ber 
Zinfen, ald der Gehalte und Penfionen ihrer Civil» und Militärs 
biener, ben Grund zu dem jetzt noch beftehenden, allerdinge bedeu⸗ 
tenden Schuldenzuftande.**") 


Lehrt auch die Geſchichte, daß die Reiches und Kreis 
bebürfniffe urfprünglich auf den Kammergütern ber Fürften und 
Herren laſten follen, fo war doch fchon durch ein von dem Kaiſer 
genehmigted Reichsgutachten von 1670 beftimmt worden, daß diefe 
Gattung der Steuern auf dad Grumdeigenthum ber Unterthanen 
auszufchlagen fey, wodurch biefelben alfo Grundfteuern und ding⸗ 


*) Der Grund ber Sapitaliens Aufnahme dieſes Kreifes lag zunaͤchſt in 
dem Kriege mit Frankreich. Vom Jahre 1793 bie 1802 wurben bei ber Ge: 
neralkaſſe 209,600 Gulden, bei ber Specialkaſſe 256,500 Gulben a 5%, aufs 
genommen. Weber bad Weitere, aud, über Vermehrung biefer Schuldenlaſt ze. 
f. Hauptbelegationsbericht, I. Abfch. $. 23. u. flgde. 

**) Im Sahre 1790 nahmen bie vier Kurfürften, zum Behufe ber Exeku⸗ 
tion ber im Bisthume Lüttidy ausgebrochenen Unruhen, ein Gapital von 
200,000 Sulben a 4%, barlehnöweife, zu Laften ber Kurrheinifchen Kaffe aufs 
über deren Vermehrung vgl. Subbelegations s.Hauptbericht, V. Hptftüäd. $. 135. 

***%) eber die Verfchiebenheit ber beiben Kreife hierin ſ. Subbelegationds 
Hauptbericht, I. Hptabſch. F. 18. 20; ferner Prot. ber B. 8. vom I. 1831, 
S. 739. bis 744. 


n 
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licher Natur. wurden. Daher muß der eventuelle Beſitzzuſtand ber 
ehemaligen Landestheile biefer beiden Kreife genau in das Auge 
gefaßt werden.” 

Was aber die frühern Bemühungen, das Penfionss und 
Schuldenwefen beider Kreife zu ordnen, anbelangt, fo gehören 
unter diefe Verſuche: 

1) die Verhandlungen bei der Reiche» Erefutiond-Gubbelegationd- 
Commiſſion, welche den 8. März 1804 in Frankfurt a. M. 
zuſammentrat, und ſich im Auguft 1806 unverrichteter 
Sache für aufgelöft erklären mußte; 

2) der zur Regulirung biefer Verhältniffe in Frankfurt aus⸗ 
gefchriebene Convent im Jahre 1807, deflen Bemühungen 
aber gleichfalls in Bine icht auf das Ganze ohne Erfolg 
blieben. ©. Prot. v. J. 1831, Sess. XXXII. $. 209. 
©. 737. | 

. Sm Einzelnen wurden jedoch 

a) die Mainzer Steuerfchulden regulirt; 

b) im Mai 1811 zwifchen dem Königreiche Meftiphalen und 
mehreren Gläubigern eine Uebereinkunft abgefchloffen, wo⸗ 
durch die Schuld feitgefegt ward; und 

c) Oberrheinifche Kreisglaubiger vom Grühzgth. Zrankfurt 
1812 theilweife befwiedigt. **) 

So fand diefe Sache, ald auf eine Reflamation*"") des 

1817. Obriſten v. Mogen i. J. 1817, Ses. XLIE. $. 344. ©. 688. 














) S. mehr hierüber im Subbelegatione=Hauptbericht, II.Hptabſch. 8.25. u.flgbe. 

*) S. mehr hierüber im Hauptberichte der Subdelegations-Commiſſion, 
IN. Hptabſch. 8. 63. u.flgbe. 

“er, Sömmtliche, während der Anhängigkeit biefer Sache bei bem Bunde 
gemachte Reclamationen find, nad) dem alphabet. Regifter ber B. V. Protokolle, 
folgende: 

M. A. Belti, Wittive des Kur: und Oberrbeinifhen Kreis:Kaffirers, geb. 
Büchler, für fich, ihre Kinder und mehrere Intereffenten, Vorftelung wegen 

Capital⸗ und Binfen-forderung an den Kurz und Oberrhein, Kreis; erfte Eins 
gabe i. %. 1817, Prot.Sess. XLIII. ($. 344.) Anl.75. ©. 69135 fpäter VBorftellung 
derfeiben wegen ihres Mannes Cautions MRuͤckzahlung und ruͤckſtaͤnbigen Kaflirerss 
befoldung. — Prinz Earl Theodor von Bayern, ehemaliger Kreis:Obrift, 
Behaltsforderung von 2250 Gulden ah die Oberrhein. Kreis:Kaffe, erwähnt 
im Prot. v. J 1831, Bess. XXXIL $.200. &. 763. — Ghriftion of. Dieze, 
vormaliger General⸗Muͤnzwardein, Yenfionsgefuchz; erfte Eingabe i. 3. 1817, 
Sess. XX VIII. $. 173. ©. 330. — Joh. Georg Dieze, vormaliger Generals 
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und auf einen ebendaf. S. 691. (Nro. 75.) erflatteten Vortrag des ısır. 
Grßhzgl. Medienburgifchen Gefandten, über mehrere Reclamationen 
ähnlichen Inhalts, diefer Gegenftand von Neuem num auch bei 

der B. V. zur Sprache fam, und hierauf ©. 660. beichloflen 
wurde: 


„Die Bundeöverfanmlung erfuche, in Folge der ihr durch 
den Artifel XV. der B. A. übertragenen Garantie und 
Verpflichtung — Die durch den Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß vom 25. Februar 1803 getroffenen Berfügungen, 
im Betreff des Schuldenwefens und ber Penfionen, in 
Bollzug zu ſetzen — den Königlichs Bayerifchen und Kurs 


Münzwardein, Vorftelung wegen Befoldung und anderen Guthabens bei der 
ehemaligen Rheiniſchen Kreis: Kaflez erfte Eingabe, ebenbaf. $. 173. &.329. — 
Freiherr v. Frayß, ehemaliger SOberrheinifcher Kreis: DObrift, Borberung ber 
Erben beffelben wegen rüdfländbigen Schalte; erfte Eingabe i. J. 1825, 
Sess. XV. $. 75, ©. ao2a. — Herfemeier, Korderung an ben Kur: unb 
Oberrhein. Kreis; erwähnt im Prot. 1817, Sess. XLIII. ($. 344.) Beilage 75. 
8.691. — Landgraf Ludwig Georg Earl von Beffen, Forderung im Be 
trage von 58,7164 Gulden ber Erben beffelben für ruͤckſtaͤndige Gage als ches 
maliger SHeichögeneralfeldmarfhall an ben vormal. Oberrhein. Kreis; erſte 
Singabe 1.3. 1830, Sess. I. $. 17.&. 18. — Gommerzienrath E. Emil Hofmann 
zu Darmfladbt, Vorftellung wegen einer Forderung an ben ehemal. Oberrhein, 
Kreis; erfle Eingabe i. J 1830, Sess. I. $. 17. &, 18. — Lynker, Amts 
mann zu Gebern, Gehaltönachzahlungs: und Penflonsgefuh, al& ehemal. Kur: 
und Oberrheinifcger Kreisdiener; erfte Eingabe i. 3. 1817, Sess. XL. $. 298. 
©. 572. -- May, Forderung an ben Kurs und Oberrhein. Kreis; erwähnt 
im Prot. v. 3.1817, Sess. XIIII. ($. 344.) Beil. 75. 8.691. — v. Mettingp 
zu Srankfurt, Borftellung für fid) und Namens mehrerer Intereffenten eines 
Kurrheiniihen Kreiscapitals, wegen balbiger Ausgleihungs erfte Eingabe 
1.3.1825, Sess. XV. $. 74. &. 200, — v. Mogen, Obriſt, Geſuch um rüd: 
ftändigen Sol, auch Zinſen von einem Oberrheiniſchen Kreiscapital; erfte 
Gingabe i. 3. 1817, Sess. L $. 8. ©. 6. Beil. 4. &. 123 Vorſtellung ber 
beiden Toͤchter deſſelben. — v. Rothſchild, wegen einer Forderung an ben 
Kur: und Oberrhein. Kreis; erwähnt im Prot. 1817, Sess. XLIII. ($. 344.) 
Beil. 75. S. 691. — Graf v. Salm:&rumbad, Generalmajor, Forderung 
ber Erben beffeiben für rädftändigen Gehalt von 3507 Gulden an bie Ober: 
rhein. Kreis-Kaffes erwähnt im Prot. v. 3.1831, Sess. XXXII. $.209. ©. 763. 
— Freiherr v. Weiler, Vorftelung wegen feines Gehalts als Kreisgefandtenz 
zuerft im Vortrage von 1816, Sess. XIII. $. 57. Beil. 34. &.213. u, 232, — 
Wenzel, Korberung an ben Kurs und Oberrhein. Kreis; zuerft erwähnt im 
Prot. v. 3. 1847, Sess. XLIIE ($. 344.) Beil. 75. ©. 691. 2. 


1817, 


44319, 
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heſſiſchen Geſandten insbeſondere, bei ihren Höfen darauf 
anzutragen, damit dieſelben die bald möglichite Einleitung 
zur definitiven Yuseinanderfegung des Penſions⸗ und 
Schuldenwefend der vormaligen Kurs und Oberrheinifchen 
Kreife unter den betheiligten Regierungen übernähmen, und 
der Bundesverſammlung feiner Zeit hiervon Kenntniß zu 
„geben , 


in Sess, XLIX. $. 388, ©. 761. trägt Praͤſidium darauf an, 


fich abi hierüber zu berathen; Sess. LV. $. 409. ©. 808, 
giebt Baden eine Erklärung ab, und der Gefandte der 16ten Stimme 


macht für Walde den Antrag auf Ernennung von Bevollmaͤch⸗ 


tigten zur @rörterung diefes Schuldenweſens. 

Im Sahre 1818, Sess.XI. $.46. ©. 121. erinnert der Grhzgl. 
Medlenburgifche Gefandte an Befchleunigung der Regulirung diefer 
Angelegenheit, worauf der Königl. Bayerifche Gefandte, Sess. XV. 
$. 81. ©. 210. anzeigt, daß Se. Majeftät der König geruht häts 
ten, mit der Leitung dieſes Gefchäfts Ihrer Seitö den B. T. Ges 
fandten zu beauftragen, und als fubdelegirten Commiſſaͤr den vor: 


malig Grßhzgl. Frankfurtifchen Staatsrat und Generalfchuldens 


Liquidator v. Heffner zu ernennen; nachdem fchon der Kurs 
heſſiſche Geſandte, Sess. XL. $. 46. ©. 122. erörtert hatte, daß 
der Kurhefliiche Bevollmächtigte, Dbergerichte » Direktor, jetzt 
Finanzminifter, Frhr. v. Motz, bereitö dazu ernannt fey. 

In Sess.XLIII. $. 208. ©. 430, erflärten der Königl. Bayeris 
fche und der Kurheffifche Gefandte, Die oben erwähnte niebergefegte 
Sonimiffion habe es für einen wefentlichen Theil ihrer Vorarbeiten 
angefehen, ben gegenwärtigen Paſſivſtand beider Kreistaffen Klar 
und vollftändig herzuftellen, umb erfuche deßhalb ſaͤmmtliche Res 
gierungen, welche Actio-Forderungen an die Kaſſen der beiden 
genannten Kreife zu machen hätten, folche innerhalb der geſetzten 
breimonatlichen Friſt bei der Commiſſion zu liquidiren; was bie 
betreffenden Gefandten doch auf das Dringendfte empfehlen 
möchten. 

Weitere Anträge von Bayern und d Rurheffen erfolgten im 
Sahre 1819, Sess. XXI. $. 116. ©, 376; worauf denſelben ge⸗ 
mäß befchloffen wurde: 

»Daß den Gommiffarien von Bayern und Kurheſſen ges 
ftattet werde, Auszüge der Kreisrechnungen, infoweit ſie 





Oberrheinifches Kreisſchuldenweſen. 457 


die Schuldigfeit an Rüdftänden beträfen, ben betheiligten 1010. 
Regierungen durch die Bundestagsgefandtfchaften mitzus 
theilen, um folche an Die betreffenden Landesbehörden ger 
langen zu laflen, damit fie ihre Einwendungen in möglichs 
ſter Kürze eingäben; daß diefe Erflärungen fofort an bie 
Eommiffion abgegeben, von berfelben begutachtet, und fo 
dad ganze Werk im Zufammenhange mit allen übrigen 
Vorarbeiten vorgelegt werbe.« 

Im Zahre 1820, Sess. XII. 5.27. ©.48. machte Oefterreich 1020. 
Die Anzeige, daß die Zahlung der Nücflände wegen Nomeny 
erfolgt fey; worauf auf Vortrag der Gefandten von Yayern 
und Kurheflen, Namens der Commiſſion, befchloflen wurde: „von 
dDiefen Geldern den Penftonsrüdftand des Obriften v. Mogen zu 
zahlen, dagegen die Zinfenzahlung von einem ihm gehörenden 
Activcapitale bis zur definitiven Auseinanderſetzung des Kreids 
ſchuldenweſens auszufegen, « 

Defterreich erflärte ferner, Sess. XX. $. 107. ©. 2858. Daß 
es auch die Verzugezinfen von dem Nomeny’fchen Beitrage als 
Kreisichlußmäßige Schuld anerkennen und bezahlen wolle. 

Auf Anzeige des Bayerischen und ded Kurheffichen Gefandten, 
Sess. XXVL $. 148. ©. 400. in Betreff einiger noch mangelnden 
Erklärungen einzelner Regierungen und jtandesherrlichen Häufer 
auf die Commiſſionsantraͤge vom 25. November 1819, ficherten 
Die betreffenden Geſandten Berichtserftattung zu. 


Sindem wir der Vorträge i. 3. 1823, Sess. V. $.35. S. 74. 1828, 
Belli'ſches Dienft-Sautiondcapital, ferner Sess. V. $.36. ©. 76; 
Sess. XII. 6. 83. ©. 149; Sess. XXI. $. 131. ©. 822; Sess. XXV- 
. 6, 179. ©. 7045 9.182. ©. 714. Dieze und v. Mogen, Pens 
fionsgefuch, hier nur erwähnen, müflen wir. bei dem Bortrage 
über die Forderungen an die Fürftl. und NRheingräfl. Salm'ſchen 
Häufer, Sess. XXI. $. 135. ©. 842. wegen eined, an den vers 
ftorbenen Nheingrafen Walrad von Salm-Örumbadı, unter 
Garantie obiger. Häufer geleifteten Vorſchuſſes, länger verweilen. 

Diefer Fall veranlaßte zu der Frage: 

ob in einem Falle, wie der vorliegende, der Schuldner bei 
dem betreffenden Landesgerichte zu belangen fey, ober ob 
fofort auf erefutorifche Beitreibung bei der Regierung der 
vormals Neichdunmittelbaren angegangen werben dürfe? 
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1823, Die Commiſſion erflärt fich gegen fofortige erekutorifche 
Maßregeln, hält bier allein bie Preuflifchen Landeögerichte 
für competent, wo die Schuldner fürmlich zu belangen feyen, und 
ftellt esnurnoch in Frage, wer ald Kläger aufzutreten habe; worüber 
bis zum 11. December die betheiligten Höfe ihre Anfichten zu 
äußern erbeten werben. Bon Preuflen, Grßhzgth. Heflen, Grßhzgth. 
und Hzgth. Sachſen, Waldel und Frankfurt erfolgen die Abs 
ftimmungen, Sess. XXIV. $. 172. ©. 690. wofelbft auch die Vers 
abredung getroffen wird, Die noch rüdftändigen Erklärungen bie 

sum 15. Januar 1824 nachzutragen. 

Die Abftimmung von Naflau erfolgte Sess. XXVI. $. 185. 
©. 744; und nachdem noch, Sess. XXV. $. 182. ©. 718. deflels 
ben Jahres, die Subdelegationd » Sommiffion aufgefordert worden 
war, über den Stand ihrer Verhandlungen Bericht zu erftatten, 

ı 824, erfolgten die noch fehlenden Abftimmungen von Bayern, Baden und 
Kurheffen i. 3. 1824, Sess. TI. $. 28. ©. 68; worauf die B. V. 
©. 66. befchloß: 

„ daß die Königlich» Bayerifche und Kurfürftlich  Heflifche 
Gefandtfchaften erfucht werben, bei ihren allerhödhlten Hö⸗ 
fen darauf anzutragen, daß Allerhöchftdiefelben fammtliche 
hierauf Bezug habenden, in ben Bundesprotofollen abges 
gebenen Erklärungen der an den Oberrheinifchen Kreies 
Actios und Paflivverhältniffen betheiligten Bundesregie⸗ 
rungen, ald Ermächtigung der wegen des Kur- und Ober⸗ 
rheinifchen Kreisfchuldenwefend niedergefeßten Commiſſion zur 
Rechtsverfolgung in diefer Sache vor dem competenten 
Königlich» Preuffifchen Oberlandeögerichte, anzufehen, und 
in deflen Gemäßheit diefelbe zu inftruiren geruhen wollten. « 

1825. Im Sahre 1825 machte Baben, Sess. VI. $. 22. S. 48. ges 
legentlidy eines YWunfches von Bayern, daß das Oberrheinifche 
Kreisarchiv wieder nach Afchaffenburg ald Gemeingut ber betheis 
ligten Staaten gebracht werden möchte, einen erneuerten Antrag, 
wegen baldiger beftnitiver Regulirung biefer Sache, mit dem Bes 
merfen, daß der am 18. December 1823, Sess. XXV. gefaßte 
Beichluß noch Feine Erledigung gefunden; worauf beichloffen ward: 

„daß bie betreffenden Gefandtichaften erfucht würden, bei 
der fubdelegirten Eommiffion zur Auseinanderfeßung bes 
Penſions⸗ und Schuldenweſens bed Kurs und Ober 


* 
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rheiniſchen Kreiſes, unter Bezug auf den Beſchluß vom 620. 
18. December 1823, (Sess. XXV. $. 182.) den Be 
ridyt über ben Stand ihrer Berhandlungen, oder bie 
Angabe ber NHinderniffe, welche etwa ber befinitiven 
Berichterftattung entgegenftänden, in Erinnerung zu bringen.» 

Bei Gelegenheit eines Erinnerungsgefuchd mehrerer Gläubiger 
gaben, Sess. XV. $. 74. ©. 201. die Gefandten Bayernd und 
Kurhefiend, Namens der Subdelegationgs Commiffion,,- vorläufige 
Benachrichtigung über den Stand diefer Angelegenheit; worauf 
Die B. V. äußerte, daß fie mit Vertrauen baldmöglicdyit der Bes 
richterftattung entgegenfehe. 

Zugleich warb der Subdelegationds Eommiffion, ebendafelbft 
$. 75. ©. 203. dad Gefuch der Erben des ehemaligen Oberrheis 
niſchen Kreismajord v. Frayß zur Begutachtung mitgetheilt. 
©. auch Prot. v. J. 1828, Sess. XV. $. 108. ©. 296. 1828, 

Der chronologiſchen Bollftändigfeit wegen erwähnen wir hier 
eined wiederholten Badifchen Antrages auf Befchleunigung des 
Berichte im J. 1826, Sess. X. $. 50. S. 278; und einer neuen 1226, 
Eingabe der Töchter des Obrilten v. Mogen, Sess. XX. $. 81. 
©. 462. | 

Im Jahre 1827, Sess. VII. 5.39. ©. 149, ftellt Die B. V. 1827. 
das Erfuchen an die Gefandten von Bayern und Kurheflen, die 
jenigen Einleitungen bei ihren höshften Höfen zu tveffen, welche 
Die hohe B. V. in die Lage verfegten, fich von dem gegenmwärtis 
gen Stande des Ausgleichungsgefchäfted in dieſer Angelegenheit 
baldmöglichft zu überzeugen, und die etwa weiter erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen, welche geeignet feyen, ben vielen bei der 
B. 8. einkommenden Befchwerben der Betheiligten abzuhelfen. 

Sm Jahre 1828, Sess. XV. $. 108. ©. 297. madıt der 1226. 
Könige. Bayerifche Gefandte Die Anzeige, daß der große und um⸗ 
fafende Hauptbericht ) der Subdelegations⸗Commiſſion erftattet 
ſey, umd durch eine Note der Bayerifchen und Kurheſſiſchen Ger 


*) Diefer mit vielen Aktenſtuͤcken belegte, fehr verbienftliche Hauptbericht, 
welchen der dermalige Kurheffifche Finanzmintfter Schr. von Mog, und Bayeri⸗ 
fher Seits der Staatsrat von Heffner erflatteten, verbreitet ſich in 277 
Koliofeiten umfländlich über den Activ⸗ und Paſſivzuſtand der Kaſſen beider Kreife 
und über die Entſtehung ber Schuldens und Penfionsanfprüdhe. Er enthält eine 
gefchichtliche Darftellung der früheren Verhaͤltniſſe beider Kreife, in Beziehung 

auf deren geographifcye Lage und dem veränderten Laͤnderbeſige; eine Anzeige 
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ſandtſchaften vom 20. Februar die ſaͤmmtlichen betheiligten Ge⸗ 
ſandtſchaften eingeladen worden ſeyen, im gemeinſamen Zuſam⸗ 
mentritt das Electorat der Subdelegations⸗Commiſſion durchzu⸗ 
gehen, um über bie differirenden Punkte entweder fich zu vereinis 
gen,-oder in der Art beftimmt zu äußern, daß jene Punkte, 
worüber man fich nicht gütlich vereinigen Tonne, mit der Anficht 
jeder einzelnen der betheiligten. Regierungen abgegeben werden 
fonnten, um fodann die weiter geeignete Einleitung bei der 
hohen B. 8. treffen zu köͤnnen; worauf von den meiften betheis 
listen Geſandtſchaften bereit eine beifällige Erklärung erfolgt 
ſey. Die B. V. nahm dieß zur Wiffenfchaft. _ 

Gm Sahre 1829 machte, Sess. IV. $. 24. ©. 48. der Bayes 
rifche Gefandte eine weitere Anzeige über den Stand dieſes Aus⸗ 
gleichungsgeichäftes; worauf Hannover erfucht wird, feine noch 
allein rüdftändige Erklärung baldigft beizubringen. 

Im Sahre 1830, Sess. I, $. 17. ©. 18, trägt der Königl. 
Bayerifche Gefandte, Namens der Reclamations⸗Commiſſion, über 
die Eingaben des v. Mettingh, v. Mogen, Landgraf von 
Heffen und E. Emil Hofmann vor; worauf, da die rüds 
ftändige Hannöverifche Erklärung eingelaufen, auf den Antrag 
des Referenten, in welchem noch befonders bemerkt wird, daß bie 
Entfcheidung entweder durch gemeinfames Einverftändniß, oder 
über jene Punkte, worüber ein folches nicht erlangt werden Fünnte, 
auf bundesverfaffungsmäßigem Wege eingeleitet werben möge, 
befchloffen wurbe: 

„bie hohe Bundesverfammlung fpreche die Erwartung aus, 
daß von den betheiligten Gefandtfchaften die Auseinanders 
fegung ber betreffenden Angelegenheit ihrem Ziele bald⸗ 
möglichft entgegengeführt werde.“ 

Im Jahre 1831 war biefe. außerft fchwierige Sache zu einem 
weiteren Berichte der Bayerifchen und Kurheflifchen Gefandten in 
der B. V. Sess. VI. $. 46. ©. 4138, erwachlen, unter Mittheis 


lung einer Eirkularnote, ©. 149. an die Geſandten ber betheiligs 


ten Regierungen, fo wie bed Hauptberichts ber Subbelegationd- 


über ben Erfolg ber früher Statt gefundenen Verhandlungen ; eine Entwickelung 
der Grunbfäge, nad; welchen bie ausgemittelten Schulden unter die damaligen 
Befiger Kurs und Oberrheinifcher Kreisländer zu vertheilen feyn möchten, und 
eine Zufammenftellung der flreitigen Punkte, welche einer Entfcheidung bebürs 
fen. &. Prot. v. 3. 1831, ©. 730, in fine. 
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Commiſſion mit ſammtlichen Beilagen. Der Vortrag dieſer beiden 1ssı, 
Gefandten enthält im Wefentlichen: „daß, da die Verhandlungen 
unter ben betheiligten Gefanbtichaften bisher zu dem gemwünfchten 
Reſultate nicht geführt, und Feine Ausgleichung, vorzüglich über 

die Frage. wegen Betheiligung ber linken Rheinfeite an den Sul 

den und Laften ber beiden Rheinkreiſe, zu gewärtigen ftehe, bie 
weitere Einleitung zur Ausdeinanderfegung ded Kurs und Ober 
eheinifchen Schuldens und Penfionsweiend hoher Bundesverfamms 

(ung anheim geftzllt werden müſſe./ 

Auf Präfidialantrag wurde hierauf, ©. 139. eine 8. 7. 
Sommiffion aus den Gefandten von K. Sachfen, von Holftein 
und Lauenburg, und von Mecklenburg, zu Erftattung eined Gut⸗ 
achtens über die eben gedachten Verhandlungen erwählt, und ben 
Gefandten der betheiligten Regierungen überlaffen, ihre etwaigen 
Erklärungen unmittelbar an diefe Commiſſion gelangen zu laſſen. 


Hierauf erfolgte Sess. XXX. $. 209. ©. 736. ein Außerft ausı, 
ausführlicher Vortrag des K. Sächfifchen Gefandten, Namens 
der ernannten Gommiflion, welcher in einem biftorifchen Webers ' 
blide die Entftehung ber fraglichen Angelegenheit, fo wie alle 
darüber geführten Verhandlungen erörtert, die neun flreitigen 
Punkte begutachtet, auf ſaͤmmtliche gemachten Anſpruͤche der Res 
clamanten eingeht, und zulett, ©. 764. — 766. eilf Punkte bes 
antragt, auf welche bie B. V. beſchließt: 

„Die Gefandtichaften der betheiligten Regierungen werben 
erſucht, auf den Grund biefes Vortrags ihre noch aus⸗ 
ftehenden Erklärungen baldmöglichft abzuge 


Jene nem ftreitigen Punkte find: 

„1) Ob die dermaligen Befiter der am linken Rheinufer. ges 
Iegenen Kreislande fchuldig feyen, die von ben vormaligen 
Kreisftänden bis zum Jahre 1802 audgefchriebenen Römer: 
monate nachzuzahlen? Prot. ©. 747. 

2) Ob HeflensEaffel, nunmehr Kurheffen, wegen bes 1.3.1795 
abgefchlofienen Separatfriedend fich der Verbindlichkeit, die 
über dad Ordinarium von 24 Simplis von 1796 bie mit 
1799 ausgefchriebenen Römermonate zu bezahlen, und an 
Tilgung der in dieſer Periode aufgenommenen Schulbs 
capitale Theil zu nehmen, entziehen fonne? Brot. ©. 748. 
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1081. 8) Ob der, mit ber Hoffnung zur Nadyfolge, von der Kreis⸗ 
verfammlung i. 3. 1802 ernannte, auch im Dienfte wirt, 
lich angeftellt gewefene Muͤnzwardein⸗Adjunct Dieze, nad) 
dem am 15. November 1806 erfolgten Austritt feines 

Vaters, des wirklichen Müngwarbein, Unfpräce auf ben 
Gehalt feines Baterd bei beiden Kreifen, von Diefer Zeit 
an bis zu feinem Ableben, erworben habe? Brot. S. 749. 

„4) Ob SeflensDarmitadt, nun Großherzogthum Heflen, für 
die, nach deffen Angabe, in den Sahren 1795—1797 mehr 
geftellte Yeldartillerie, eine höhere Entichäbigung, als bie 
ihm bereits bewilligte, in Anfpruch zu nehmen habe? Prot. 
©. 752. 

„5) Db die Schulden beider Rheinkreiſe von den gegenwärs 
tigen Befigern der auf dem linfen Rheinufer gelegenen 
Kreislande antheilig zu übernehmen, oder ob fämmtliche 
Kreisfchulden auf die Befißer der auf der rechten Rhein 
feite gelegenen Kreislande überzutragen ſeyen? Prot. 
S. 752. 

„6) Db die Schulden der auf dem linken Rheinufer gelegen 
gewefenen geiſtlichen Kreislande die Schuldenmafle der 
Ueberrefte diefer Lande auf dem rechten Rheinufer im 
Ganzen vermehren follten, oder ob jedes einzelne 
Kreisland die Schulden feines Landes auf die dieſſeitigen 
Reſte allein zu übernehmen habe? Prot. S. 754. 

+7) Nach welchen Grundſaͤtzen bie von den vier Nheiniichen 
Kurhöfen gu der Lütticher Exekution aufgenommenen, auch 
von ben Lättichern an die drei geiftlichen Höfe wieder ers 
fetten, jedoch von biefen nicht zur Kurrheinifchen Kreids 
kaſſe verabfolgten, fondern zu andern Zwecken verwendeten 
200,000 Gulden fammt Zinfen zu vertheilen feyn möchten? 
‚Brot. ©. 756. 

„8) Ob die für ihre jenfeits des Rheins verlorenen Kreisländer 
dieffeitd entichadigten, oder in dem damaligen Umfange 
ber zwei Kreife nicht mehr pofleflionirten, vormaligen 
Kreisftände, zu den noch vorhandenen Kurs und Ober 
rheinifchen Kreisſchulden bis zum Lüneviller Krieden vom 
jahre 1801, oder bis zu dem im Reichsdeputationsſchluſſe 
beitimmten Normaltermine, dem 1. December 1802, oder 
fortwährend verbunden ſeyen? Prot. S. 757. und endlich 
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„O) Db die der Herrfchaft Beilftein abgeforderten Pactitiens sa ı, 
gelder⸗Ruͤckſtande noch in die Kreiskaſſen zu zahlen, oder 
ob biefed Kreisland mit dem Anfape von 20 Gulden in 
die Matrifel aufzunehmen fey%« Prot. ©. 758. 


Die in bemfelben Bortrage zuleßt &. 764. gemachten eilf 
Anträge enthalten: 

1) daß die Gefandtfchaften von Preuſſen, Großherzogthum 
Heffen und Herzogthum Naffau erfucht werden, binnen ſechs 
Wochen bie Erflärungen ihrer hohen Regierungen beizus 
bringen, ob fie mit der in der Beilage A. enthaltenen Bers 
theilung ber darin bemerften Activorum ber Specialtaffe 
ded Oberrheinifchen Kreiſes einverftanden find; 


"2) daß befchloffen werde, die erfte, dritte, ſechſte und neunte 
der ftreitigen Fragen, mit Genehmigung der von der Sub- 
delegationd = Commiſſion deßfalls gefchehenen Borfchläge, 
für erledigt anzufehen. | 

3) Rachdem die Bemühungen der Subbelegationd-Bommiflion 
fowohl, ald der Gefandtichaften von Bayern und Kurheſſen, 
bei bem zweiten, vierten, fiebenten und achten flreitigen 
Punkte eine Vereinigung unter den betheiligten Regierun⸗ 
gen zu bewirken, ohne Erfolg geblieben find, mithin Die 
Einleitung eined compromiffarifchen oder austrägalgerict- 
lichen Berfahrend nothwendig wird, fo wird, was ben 
zweiten Punkt betrifft, die Kurhefliihe Gefandtfchaft ers 
fucht, binnen ſechs Wochen die Erklärung ihrer hohen 
Regierung, ob fie bei der Weigerung, die in den. Sahren 
1796 bie 1799 rüdftändig gebliebenen Beiträge an Römers 
monaten nadyzuzahlen und an Tilgung der in diefer Zeit 
contrahirten Schulden Theil zu nehmen, beharre, einzu: 
reichen und folchen Falls einen, bei der Sache nicht interef- 
firten Hof, binnen obiger Frift in Vorſchlag zu bringen, 
anf beffen Entfcheidung zu compromittiren ift. 

„Die compromiffarifche Entfcheidung wird zwifchen Kurs 
heilen auf der einen Seite und den übrigen bei dem Ober: 
rheinifchen Kreife betheiligten Regierungen von Preuffen, 
Bayern, Hannover, Würtemberg, Baden, Großherzogthum 
Heffen, Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗Coburg, Naſſau, Olden⸗ 
burg, Waldeck, Heſſen⸗Homburg und der freien Stadt 
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Frankfurt zu faͤllen und darauf zu richten ſeyn: ob Heſſen⸗ 
Caſſel, nunmehr Kurheſſen — des am 28. Auguſt 1795 
mit Frankreich abgeſchloſſenen Separatfriedens ungeachtet — 
ſchuldig ſey, die vom Jahre 1796 an, über das Ordina- 
rium von 25 Simplis ausgefchriebenen Römermonate zu 
bezahlen und an Tilgung der, von gedachtem Tage an 
vom Öberrheinifchen Kreife contrahirten Schulden Theil 
zu nehmen, 


„4) daß die Gefandtichaft von Großherzogthum Heffen erfucht 


werbe, binnen ſechs Wochen bie Erflärung ihrer hohen 
Regierung: ob fie den, für die in den Jahren 1795 bie 
1797 mehr geitellte Kelbartillerie, erhobenen Anfpruch von 
26,962 Gulden ferner geltend zu machen gemeint fey, 
beizufchaffen. 

Für den Kal, daß auf diefem Anfpruche beharrt werden 
follte, wird das zu erwählende Austrägalgericht zwifchen 
dem Großherzogthume Heflen, ald Kläger, und ſaͤmmtlichen 
vorftehend ad 2. benannten Regierungen, ald Beflagten, 
über die Frage zu enticheiben haben: 

ob Heffen-Darmftabt, nunmehr Großherzogthum Heſſen, 

für die, nad) deffen Angabe, in den Jahren 1795 bie 

1797 mehr geftellte Feldartillerie, eine höhere Entichäs 

bigung, als die ihm bereitö bemwilligte, zu fordern habe, 

und wie hoch dieſelbe folchen Falls anzufchlagen fey? 


„5) daß die Regierungen von Preuffen, Bayern, Großherzog , 


thum Heſſen, Sachſen⸗Coburg, Dldenburg und Heſſen⸗ 
Homburg erfucht werden, fich binnen ſechs Wochen zu ers 
Haren, ob fie, zu Bermeidung des Nechtöftreitd und in 
Rückſicht auf den ungeweflen Ausfall des Erfenntniffes, 
geneigt find, die Hälfte der nach der Matrikel auf ihre 
am linken Rheinufer gelegenen Kreisländer fallenden 


. Schulden des Kur⸗ und Oberrheinifchen Kreifes zu übers . 


nehmen, mit dem Hinzufügen, daß, im Mangel eines all 
feitigen Einverſtaͤndniſſes, das austrägalgerichtliche Vers 
fahren fofort eintreten werde; 


‚„6) daß ſaͤmmtliche bei dem Kurrheiniichen Kreife betheiligte 


Regierungen, nämlich Preuffen, Bayern, Hannover, Würs 
temberg, Baben, Kurheflen, Großherzogthum Heſſen, 
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Sachfens Weimar, Sachfen-Eoburg, Naffau, Oldenburg ı#51, 

* und die Stadt Frankfurt, erfucht werden, fidy binnen ſechs 

Wochen zu erflären,' ob fie damit einverftänden find, daß 

die zu der Erpedition gegen Lüttich contrahirte Schuld 

von 200,000 Gulden ald eine gemeinfchaftliche Laſt der 

Kurrheinifchen Kreiskaſſe anzufehen fey, und folle die von 

Naffau vorbehaltene Bedingung, daß ein Theil davon auf 

das Iinfe Rheinufer verwiefen werde, von dem abhängig 

feyn, was bei dem 5. Punkte entweder verglichen, ober 
gerichtlich entſchieden werde. 


„7) daß die Frage: ob die für ihre jenſeits des Rheins ver⸗ 
lornen Kreisländer dieſſeits entfchäbigten, oder in dem das 
maligen Umfange der zwei Kreife nicht mehr. pofleffionir- 
ten, vormaligen Kreisftände, zu ben noch vorhandenen 
Kur: und Oberrheinifchen Kreisfchulden 


a) bis zum Lüneviller Frieden vom Jahre 1801, ober 
b) bis zu dem im Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſe bes 
ftimmten Termine, dem 1. December 1802, ‚ober 

c) fortwährend 


beizutragen verbunden find? durch Austrägalerfenntniß zu 
enticheiden ſey; 


»8) daß die Regierungen von Hannover, Würtemberg, Baden, 
Kurheffen, Sachen: Weimar, Naffau, Waldel und Stabt 
Frankfurt erfucht werden, binnen fechd Wochen drei uns 
parteiifche Bundesglieder zum Austrägalgerichte vorzuſchla⸗ 
gen, aus welchen die Regierungen von Preuffen, Bayern, ' 
Großherzogthum Heflen, Sachfen» Coburg, Oldenburg und 
Heflen: Homburg eined zu wählen und binnen diefer Frift 
der Bundedverfammlung anzuzeigen haben, deffen oberftem 
Gerichtöhofe fodann die Einleitung des Austrägalverfahr 
rend und die Entfcheibung der oben bei jedem nicht ver: 
glichenen Punkte aufgeftellten Borfragen zu übertragen 
feyn wird, 


„9) daß von dem, durch Einflagung der Salmfchen Forderung 
entftandenen, baaren Fond an 25,006 Gulden 24 Kreuzer 
zuerſt die auf Führung des Proceffed verwendeten Koften 
und fodann folgende Summen, nähmlid) 

Leonhardi, über Austragalverfahren. 30 


\ 


1431, 


466 


Abth. II, Abſch. 3, 8. 11, B. — Kur: und 


8,000 Gulden — Kreuzer Caution des Kreis⸗Ober⸗ 
einnehmers Belli, 


6,000 ⸗ — » Averſionalquantum fuͤr die 
Gehaltsruückſtaͤnde des Ad⸗ 
junct Dieze, 

473 » 20 ⸗ Gehaltsrückſtand des vor⸗ 


maligen Kriegsſecretars und 
nunmehrigen Köoniglich⸗ 
Würtembergiſchen Regie⸗ 
rungsraths Fiſcher, 

6,2608 28 Gehalts⸗ und Penſions⸗ 
Rückſtände des oben er: 
wähnten Belli, und 

3,507 " 35 . Gehaltsrückſtand des Ge- 
neralmajors, Grafen von 
Salm⸗Grumbach, 


24,249 Gulden 23 Kreuzer 


an die Empfänger und resp. an deren fich gehörig zu 
fegitimirende Erben, gegen fürmlidye und gerichtliche Ents 
fagung auf alle, von ben bei ben Kreisfaffen durch fie 
oder ihre Erblaffer angebrachten Forderungen herrührenden 
Anfprüche, iedoch, was die Belli’fchen Erben anlangt, mit 
Borbehalt der ihnen noch gebührenden Zinfen von obiger 
Caution, audgezahlt, und die Gefandtfchaften von Bayern 
und Kurheflen erfucht werden, die erwähnten Summen 
unter den vorgefchriebenen Formalitäten an die Sntereffens 
ten verabfolgen und den fonach übrig bleibenden Fond an 
756 Gulden 393 Kreuzer ferner aufbewahren zu Laffen. 


10) daß die bei der Öberrheinifchen Kreiskaſſe angebrachte 


Forderung der Erben des vormaligen Kreismajors v. Frayß 
für Gehaltsrüdftände ihres Erblaflere an 2,333 Gulden 
20 Kreuzer als unftatthaft zurückgewieſen werbe. 


11) daß das Geſchaͤft der Subdelegations⸗Commiſſion nunmehr 


für beendigt anzufehen ſey, und ber ihr ertheilte Auftrag 
zurücdgenommen werbe; and habe dieſelbe alle noch bei 
ſich habenden Acten und Papiere au .bie Geſandtſchaften 
von Bayern und Kurheſſen abzuliefern.“ 
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Schließlich erwähnt der Referent S. 761. bie 764. noch 1851, 
einiger hierher gehörigen Nebenpunfte, einzelne Penfionen und 
fonftige Anforderungen und NRegulirungen betreffend. - 


Die hier angefügten Beilagen A. bis F. enthalten ferner: 
Beilage A. Verzeichniß einiger Activa der Oberrheinifchen Kreis» 


B 


‘ 


fafle: ©. 769. 

Note des Badiſchen Gefandten an die für die Kreisſchul⸗ 
den ernannte Bundestags » Commiffion, vom 7. März 
1831: ©. 770. 


. Rote des Gefandten der freien Stadt Frankfurt, vom 


12. März 1831, nebit Erklärung der Stadt: ©. 772. 
bis 778. 


. Rote der fammtlichen betheiligten Gefandtfchaften, vom 


12. Mat 1831: ©. 778°. 


. Ited Conferenz = Protofoll der betheiligten Gefandten, vom 


19. Febr. 1830: ©. 778%.— Hierzu Anlage 1: Nachweis 


fung der Veränderungen an dem Vermögens» und Schul⸗ 
denftand von 1825 bid 1829, ©. 778”. — Anlage2: 
Nachweiſung der Veränderungen an dem Vermögends und 
Schuldenftand des Oberrheinifchen Kreifes in dieſer Zeit, 
©.778°. — Anlage 3: Rurmainzifche Verordnung de 1715, 
die an Mainz zu entrichtende Abgabe des ehemaligen 
Klofters Schunthal betreffend, S. 77834, — 


. tes Sonferenz« Protokoll vom 17. Sept. 1830: ©. 7788. — 


Hierzu Anlage 1: Vertheilung eines Matritularanfages von 
512.13 Krzr., S. 778". — Anlagen 2. bie 3: Entwürfe einer 
Umlage der Schulden der Oberrheinifchen Generalkaffe, 
für den Fall, daß Kurheffen mit den übrigen Ständen 
gleichen Antheil oder nur bis zu feinem Separatfrieden 
nehmen wolle: ©. (77811,7) 778", 


Auf obigen Befchluß erfolgten noch im Jahre 1831 Erklaͤ⸗ 
rungen über die eilf Anträge der Commiſſion und zwar: Sess. XXX VIL 
$. 246. ©. 853. von Baden und den freien Städten; Sess. XXX VII. 
$. 254. ©. 847. von Preuſſen; Sess. XXXIX. $. 262. ©. 854, 
von Oldenburg; Sess. XL. $. 276. ©. 878. von Würtemberg, 
und Bacfen-Coburg- Gotha für Lichtenberg; Sess. XLL $. 294. 
©. 948, vop Naſſau; Sess. XLII. F. 303. ©. 966. von Grfbzgth. 
Heffen, unter Bezug der Theilnahme Heflen- Hpwmburge, und 
30 * 


1831, 


/ 
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1833, von Sachfen- Weimar, mit der Anzeige feiner Vertretung bei 
dem Austrägalverfahren durch Preuffen, fo wie der depfallfigen 
Betätigung Preuffend. 

1832, Sm Jahre 1832 warb in Folge mehrerer wieder bei hoher 
B. V. eingegangenen Beförderungsgefuche, Sess. IIL. $. 14. ©. 93. 
auf Präfidialantrag befchloffen: 


„Die betheiligten Gefandtichaften um Beibringung der noch 
rücdftandigen Erklärungen binnen vier Wochen, und um 
Bereinigung über die Wahl eines Austrägalgerichtd zu 
erfuchen, « 

Hierauf liefen noch folgende Erflärungen ein: Sess. V. $. 29. 
©. 454. von Hannover, wegen feiner Vertretung durch Preufs 
fen, womit Letzteres einveritanden zu feyn ausfpricht; Sess. VII. 
$.52. ©. 223. vom Gefandten der 16ten Stimme für Wal« 
deck, über die eilf Commiflionsanträge in der XXXIL vorjährigen 
Sißung; dann von Franffurt und Baden, auf eine Grßhagl. 
Heflifche Erklärung in der XLU. Sitzung; Sess. X. $. 73. ©. 398. 
Erflärungs von Bayern, während Präfidvium zugleidy die noch 
rückſtaͤndige Kurheflifche Erflärung in Erinnerung brachte; Sess. XL 
$. 96. ©. 469. nachträgliche Erklärung von Würtemberg, wegen 
Beiziehung der Abtei Schönthal, und wiederholte Präfidialerin- 

‚ nerung im Betreff der rückſtändigen Kurheffifchen Erklärung; 
Sess. XVII. $. 157. ©. 688. wird von Baden die endliche Bes 
fchlußnahme, und von Präfidium die Kurheflifche Erflärung in 
Erinnerung gebracht; Sess. XXIV. $. 235. ©. 988. bringt Baden 
wiederholt die Schlußziehung in Erinnerung, worauf Präfidium 
vorfchlagt, daß, da Kurheflen der letzten Aufforderung nicht ent: 
fprochen habe, in der nädıiten Sitzung der Befchluß zu zichen 
und die Kurheflifche Erklärung, wenn fie einginge, dem zu wäh- 
Ienden Austrägalgerichte nachzufenden fey. 

1882, Sin Sess. XXV. $. 241. ©. 964. machte Grßhzgth. Heffen 
wegen der übernommenen Vertretung der Randgrafichaft Heſſen⸗ 
Homburg und der Herrfchaft Meifenheim, und Preuffen, Nas 
mend fämmtlicher Gefandtfchaften der betheiligten Negierungen, 
in Aufforderung Präfivii Anzeige, daB das Königl. Würtems 
bergifche Obertribunal zu Stuttgart zum Austrägalgericht in dies 
fer Sache erwählt worden fey; worauf folgender Beſchluß und 
Auftrag an das erwähnte Tribunal erfolgte S. """ 
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„Nachdem ſich bei Auseinanderſetzung des Schulden⸗ und ı 83», 
Penſions⸗Weſens der vormaligen Reichsk reiſe Kur⸗ und 
Oberrhein zwiſchen den Regierungen von Preuſſen, 
Bayern, Hannover, Würtemberg, Baden, Kur 
heſſen, Großherzogthum Helfen, Naffau, Sadı 
fen-Weimars:Eifenady, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, 
Dldenburg, Walded, Landgraffhaft Heffen-Hom-> 
burg undder freien Stadt Frankfurt Zweifelergeben haben, 
wovon einige in Kolge Commiſſionsgutachtens (XXXII. Sig, 
$. 209 v. 3. 1831) durch allfeitiges Einverftändniß erledigt 
worden find, andere aber, der wiederholten Bermittelungs- 
verfuche ungeachtet, burch gütliche Vereinbarung nicht 
haben befeitigt werden können; fo wird auf den Grund 
des erwähnten Commiſſionsvortrags und der hierauf eins 
gegangenen Erklärungen ber betheiligten Regierungen, fo 
wie unter Vorbehalt der etwa nachfolgenden Erklärung 
von Seiten Kurheflene, 


befhloffen: 

„J. Nachdem die Regierungen von Preuffen, Großher- 
zogthum Heflen und Naflau ſich einverftanden erflärt 
haben, daß die Forderungen CXXXU. Sitzung Beil A. 
Seite 769): 

ein Borfhuß für Cautionsgage an ben Major von 

Graf von 600 Gulden 40 Kreuzer; ein an den Gra- 

fen von Iſenburg geleifteter Vorſchuß von 270 Gul⸗ 

den 8 Kreuzer, und endlich ein Vorſchuß an das Fürfle 
liche und Gräflihe Haus Wittgenftein von 53 Gul- 
den 1 Kreuzer 1 Heller 
der Specialkaſſe des Oberrheinifchen Kreiſes in der 
bafelbft angegebenen Maße und mit Vorbehalt Fünftiger 
Ausgleichung unter erwähnte Regierungen vertheilt wer: 
den, fo hat es dabei fein Bewenden. 

»I. In dem wegen der noch unerledigten Fragen ein⸗ 
zuleitenden Rechtöftreite werben die Koöniglich⸗Hannöveriſche 
und die GroßherzoglichSachfen- Weimar - Eifenadhifche Res 
gierungen von der Königlich Preuffifchen, und die Land» 
gräflich = Heflen = Homburgifche von ber Broßherpalich. 
Heffiichen Regierung vertreten. 


1832, 
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„III. Die Regierungen, welche an den zur richterlichen 
Entſcheidung ausgeſetzten Fragen über dad Kur- und 
Oherrheinifche Kreis » Penfiond- und Schulden » TBefen 
Theil nehmen, haben fich für die Wahl des Königlich⸗ 
Mürtembergifchen Obertribunald zu Stuttgart ald Aus⸗ 
trägalgericht vereinigt; ed wird demnach der Königlich⸗ 
Mürtembergifche Bundestagsgefandte, unter Zuftellung 
der bei der Bundesverſammlung und ber Commiffion 
gepflogenen Berhandlungen umd Actenjtüfe, auch mit 
Anfügen der nachbenannten Befchlüffe — zur Beförderung 
an erwähntes Gericht — erfucht, feinem allerhöchften Hofe 
von diefer Wahl die Anzeige zu machen, bamit der genannte 
oberfte Gerichtöhof als Austrägal-Inftanz, in Gemäßheit 
der Bunded- und Wiener Schluß-Acte, dann der Befchlüffe 
vom 16. Juni 1817, 3. Auguft 1820 und 19. Juni 1823, 
in diefer Sache, und zwar über fulgende Punkte zwifchen 
den bei einem jeden derfelben benannten Regierungen, im 


Namen und aus Auftrage der hohen Bundeöverfammlung 


den Rechten gemäß erfenne: 


„1) zwifchen Kurheſſen einer, und fammtlichen bei dem 
Oberrheinifchen Kreife betheiligten Staaten der rechten 
und Tinten Rheinfeite anderer Seite, 


ob Heſſen⸗Caſſel, nunmehr Kurheffen, wegen bes im 
Jahre 1795 abgefchloffenen Separatfriedend fich der 
Berbinblichkeit, Die über das Ordinarium von 2, Sim- 
plis von 1796 bis mit 1799 auögefchriebenen Römer⸗ 
monate zu bezahlen, und an Xilgung ber in dieſer 
Periode aufgenommenen Schuldcapitale Theil zu neh⸗ 
men, entziehen koͤnne? (2. Frage des Commiſſionsberichts, 
XXXIL Sitz. v. J. 1831, S. 748.) 


„2) zwifchen Großherzogthum Heſſen einer, und ſaͤmmt⸗ 


lichen bei dem Oberrheinifchen Kreiſe betheiligten Regie⸗ 


rungen der rechten und linken Rheinfeite anderer Seite, 


ob Heffen- Darmftabt, nun Großherzogthum Heſſen, 
für die nach feiner Angabe in den Nahren 1795 bie 
1797 mehr geftellte Feldartilferie eine weitere Entfchäs 
digung, als die ihm bereits für Die Keldartiflerie im 
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Allgemeinen bewilligt worden, in Anſpruch nehmen ‚aaa. 
fönne? (4. Frage, a. a. D., S. 752.) 
„3) zwiſchen fämmtlichen Regierungen der rechten 
einer, und denen ber linken Rheinſeite anderer Geits, 
ob die Schulden beider Rheinkreiſe von den gegenwärs 
tigen Befigern der auf dem linken Rheinufer gelegenen 
Kreislande antheilig zu übernehmen, oder ob und in 
welchem Verhaͤltniſſe fammtlicyhe Kreisfchulden auf Die 
Befiter der auf der rechten Nheinfeite gelegenen Kreis⸗ 
lande zu übertragen find? (5. Krage, a. a. D., Seite 752.) 
ald welche Enticheidung auch, fo viel die Concurrenz⸗ 
pflichtigkeit der linken Nheinfeite in Beziehung auf den 
$. 84. des Reichsdeputationd > Hauptichluffes betrifft, bei 
nachfolgenden Fragen: 
ob die Schulden der, auf dem Iinfen Rheinufer gelegen 
gewefenen, geiftlichen Kreislande die Schuldenmafle ber 
Ueberrefte diefer Lande auf dem rechten Rheinufer im 
Ganzen vermehren follen, oder ob jedes einzelne 
Kreisland die Schulden feined Landes auf die Diefleitis 
gen Refte allein gu übernehmen habe? (6. Frage, a. a. 
O., ©. 754.) 
und 
nach welchen Grunbfügen die von den vier Nheinifchen 
Kurhöfen zu der Lütticher Erefution aufgenommenen, auch 
von den Lüttichern an bie drei geiftlichen (Kurs) Höfe 
wieder erfeßten, jedoch von diefen nicht zur Kurrheini- 
fchen Kreiskaſſe verabfolgten, fondern zu andern Zwecken 
verwendeten 200,000 Gulden fammt Zinfen zu vertheis 
len ſeyn möchten? (7. Frage, a. a. O., ©. 756.) 
zur Norm dienen foll, und bei welcher 5. Frage (S. 752.) 
den Pegierungen unbenommen bleibt, dasjenige mit aus⸗ 
zuführen, was fie über bie 1. Krage bei dem Bortrage 
der Bundestags⸗ und dem darin angezogenen Berichte ber 
Subdelegations⸗CTommiſſion CProt. ber XXX. Siß. v. 1831, 
Seite 746.) zu erinnern ober benfelben zum Zwecke ebens 
mäßiger richterlicher Entſcheidung entgegenfeßen zu fünnen 
glauben; 
»4) zwifchen Preuffen und Bayern einer, und ſaͤmmt⸗ 
lichen Regierungen beider Rheinfeiten anderer Seite, 


— 
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ob die für ihre jenſeits des Rheins verlornen Kreislän⸗ 
der dieſſeits entſchädigten, oder in dem damaligen Um⸗ 
fange der zwei Kreiſe nicht mehr poſſeſſionirten vorma⸗ 
ligen Kreisftände zu den noch vorhandenen Kurs und 
Oberrheinifchen Kreisfchulden bie zum Lüneviller Fries 
den v. J. 1801, oder bis zu dem im Reichsdeputations⸗ 
Schluffe beftimmten Normaltermine, dem 1. December 
1802, oder fortwährend beizutragen verbunden find? 
(8. Frage, a. a. D., ©. 757.) 


v5) Dem Austrägalgerichtshofe bleibt überlaffen, zu 
beftimmen, welche Regierung bei einem jeden der ftreitigen 
Punkte mit der Rechtsausführung den Anfang machen 
fol, und ed werden fich diefe, auf die an fie ergehende 
Aufforderung, wo ed darauf anfommt, erflären, in wel: 
cher Eigenfchaft, ob von wegen der rechten oder ber 
linken Rheinfeite, fie an dem Rechtöftreite Theil nehmen; 
ob fie, ohne Theilnahme an dem Nechtöftreite, auch für 
ſich verbindlid) anerfennen wollen, was über den nämlichen 
Streitpimft für oder wider andere Regierungen erkannt 
werden wird, oder auch ob fie bei dieſem oder jenem 
Punkte auf dasjenige fubmittiren wollen, was in bem 


. Vortrage der Bundestags⸗Commiſſion Cbeziehungsweife in 


dem von dieſer angeführten Berichte der Subdelegationg- 
Commiſſion, $. 209 des Prot. ber XXXIL Sig. v. J. 1831) 
deßfalls bereitd enthalten und ausgeführt ift. 


„Uebrigens hat das Austrägalgericht über alle, die 
vorftehenden Punkte berührenden, in ben Acten vorkom⸗ 
menden Borbehalte, in ſo fern fie geltend gemacht, werden, 
zu erfennen. 


„IV. Den Erben des vormaligen Oberrheinifchen Kreids 
maford von Frayß, welche durch den Bundestagsbeſchluß 
in der XV. Sigung vom 19. Juni 1828 mit ihrem Ges 
fuche wegen Gehaltsrückſtands bes befagten Kreismajors 
auf die Erledigung des Kurs und Oberrheinifchen Kreis⸗ 
fchuldens und Penſions⸗Weſens verwiefen worden find, tft 
zu bedeuten, daß die Bundesverfammlung, nachdem fie von 
der Befchaffenheit ihrer Forderung nähere Kenntniß erhals 
ten habe, diefe Forderung nunmehr ald unbegründet abweife. 


! 


An. - 
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„V. Ob und in welchem Berhältniffe Die von demıssz, 
MünzwardeinAdjuncten Dieze gegen die in Anfpruch ges 
nommenen Regierungen angebrachte Penftonsforderung zu 
befriedigen fey, wird zum austrägalgerichtlichen Erkennt; 
niffe verftellt. | 


„VI. Bon dem durch Einflagung der Salmfchen 
Forderung entftanbenen baaren Fond an 25,006 Gulden 
22/, Kreuzer werben zuerft die auf Die Führung bed Pros 

ceſſes verwendeten Koften und fodann folgende Summen, 
namlich; 
8000 Gulden — Kreuzer Gaution des Kreis: Ober- 
einnehmerd Belli, 

473 " 20 +" Gehaltsrüdftand des vor- 
maligen Kreidfecretärd und 
nunmehrigen Koͤniglich⸗Wür⸗ 
tembergifchen Regierungs⸗ 
rathe Fifcher, und 

6268 v 28 vr Gehalt: und Penfiond-Rüd: 
fände des oben erwähnten 
Belli, 


in Summa 14,741 Gulden 48 Kreuzer, 


an die genannten Gläubiger und resp. an deren ſich ges 
hörig zu legitimirende Erben, gegen fürmlidye und ges 
tichtliche Entfagung auf alle, von den bei den Kreiskaſſen 
durch fie oder ihre Erblaffer angebrachten Korberungen 
herrührenden Anfprüche, jedoch, was die Belli’fchen Ers 
ben anlangt, mit Vorbehalt der ihnen noch gebührenden 
Zinfen von obiger Gaution, ausgezahlt, und bie Gefandt- 
fchaften von Bayern und Kurheffen erfucht, die ers 
wähnten Summen unter den vorgefchriebenen Formalitäten 
an die Intereſſenten verabfolgen und den ſonach übrige 
bleibenden Fond an 10,264 Gulden 4141, Kreuzer ferner 
aufbewahren zu laffen.-- 


Die Anzeige von Würtemberg wegen Ueberſendung der Alten, 
geichah, Sess. XXX VI. $. 397. ©. 1378. indem baffelbe, Sess. XLIII. 1832. 
$. 504. ©. 1849, durch die Königl. Würtembergifche Geſandt⸗ 
ſchaft hinfichtlich einiger. Zweifel und Bebenten über den inhalt 


1832, 
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bes deßfallſigen Beſchluſſes anfragt und in der Beilage ©. 1887. 
erklärt, daß vorerft nur die Kronen Hannover und Würtemberg, 
Kurheflen, die Grßhzgth. Baden und Sachen: Weimar, das 
Hzgth. Naffau, das Frſtth. Walde und die fr. Stadt Frankfurt 
ald Kläger, dagegen aber die Kronen Preuffen uhd Bayern, das 
Grßhzgth. Heffen, die Hzgth. Sachſen⸗Coburg und Oldenburg, 
fo wie die Landgrafichaft Heſſen⸗-⸗Domburg als Bellagte zu betrach⸗ 
ten ſeyen. 

Den letztern Regierungen blieb es jedoch unbenommen, in⸗ 
nerhalb ſechzig Tagen auf die Seite der Kläger überzutreten, nach 
deren Verlauf ohne Erflärung angenommen werde, daß fie die 
Stelle der Bellagten beibehalten wollten. , 

Ueber die obenerwähnten Zweifel, Bedenfen u. f. w. wurde 
auf Praͤſidialantrag in berfelben XLIII. Situng $.504. ©. 1884. 
eine Commiſſion erwählt und beichloffen, wie folgt: 

»Die aus den Gefandten von Defterreih, K. Sachen 
und Medlenburg beftehende Commiſſion wird erfucht, der 
Bundesverfammlung über die Anfragen des Austrägalge- 
richts in dieſer Angelegenheit Gutachten zu erftatten. « 

Der Sommiffionsantrag und das verlangte Gutachten erfolgten 


‚Sess. XLVI. $. 572. ©. 1731. von dem Grfhzgl. Mecklenburgi⸗ 


fhen Gefandten, Namens der erwählten Commiſſion; worauf 
S. 1731. der Befchluß gefaßt wurde: 
„Daß diefer Bortrag an bie höchiten und hohen Regie: 
rungen zur Inſtructidons-Einholung einzufenden fey, um 
darüber in fechd Wochen Befchluß faffen zu Fünnen. « 
Frühere Bedenken, Sess. XXX. $. 311. ©. 1091. vom Bas 
difchen Gefandten vorgebradht, und Erläuterung des Nro. V. des 
Beichluffes $. 241. ©. 967. wünfchend, wurden von einer Com⸗ 
miffion, Sess. XXXII. $. 362. ©. 1478, begutachtet, und zwar 


dahin, daß bie Erläuterung nicht Statt finden fünne, der Gommifs 


23833, 


fionsvortrag jedoch an das Austrägalgericht zu befördern fey. 
Sm Jahre 1833 machte, Sess. III. $. 21. S. 48, Sachſen⸗Co⸗ 

Hurg-Gotha die Anzeige wegen feiner Vertretung vor dem Aus⸗ 

trägalgerichte zu Stuttgart burch Preuſſen, was Letzteres ebenda⸗ 


ſelbſt beftätist, ebenſo Sess. IX. 9. 83. ©. 214. Sachfen⸗Weimar⸗ 


Eiſenach die Anzeige Wegen ſeiner Verzichtung Auf die feitherige 
Vertretung durch Preuſſen vor dem Awträgakgerichte. 
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Es erfolgten ferner in dieſem Jahre nachſtehende, den Eoms iass, 


miſſionsvortrag betreffende Abſtimmungen über Anfragen $.572. 
des Austrägalgerichtd zu Stuttgart: Sess. I. $. 11 ©. 21. von 
Baden; Sess. IV. $. 34. ©. 69. von Öefterreic,, Holftein und 
Lauenburg, Medlenburg, der 16ten und 17ten Stimme; Sess. VI. 
$. 49. ©. 4132. von Preuffen, mit Bedenken gegen bie Faflung 
bed Art. DU.; worauf Präfidium ermwiderte, daB feined Erachtend 
vor Erftattung eines neuen Gutachtens fammtliche Abſtimmungen 
eingelaufen feyn müßten. 

Weiter gingen ein: Sess. VII $. 57. ©. 158. und Sess. IX. 
$. 83. S. 214. Abflimmmungen von Grßhzgth. und Hzgth. Sachfen, 
inebefondere auch von Sachſen⸗Goburg⸗Gotha, welches bei dem 
Austrägalverfahren von ber Krone Preuſſen vertreten wird, und 
fich die deßfalffigen Anfichten Allerhöchftdiefer zu eigen macht; 
Sess. VII. $. 66. ©. 174. von Hannover, Braunfchweig und 
Naffau; Sess. XL. $. 103. ©. 318. don K. Sachſen und ber 
Idten Stimme; wo zugleich eine Erklärung bed Audträgalgerichte 
wegen der Diezifchen Forderung durch den Würtembergifchen 
Gefandten abgegeben wird. \ 

Fernere Abftimmungen erfolgen: Bess. X. s. 116. 
©. 337. von Luxemburg; Sess. XXV. $. 251. S. 8859. madıt 
Dreuffen Bemerkungen auf obige Austraugalgerichts⸗Erklärung, 
©. 317. und Präfibium bringt zugleich die rüdjtändigen Er: 
Märungen in Erinnerung; Sess. XXXII. $. 333. ©. 690. ers 
Mären fi) Bayern und Grßhzgth. Heffen; Sess. XLIV. $. 462. 
©. 964. die 16te und 17te Stimme, und Präſidium bringt 
nochmals die ruͤckſtaͤndigen Abſtimmungen in Erinnerung; Sess, 

XILVI 8. 480. ©. 1011, erfolgt bie Abſtimmung von Würtems 
berg über die Anträge der Commiſſion — i. 3. 1832. ©. 1740, 
im Betreff der Anfrage des Mirtembergifchen Dbertribunalg, 
Sess. XLII. $. 504. ©. 1849, v. J. 1832. 


1838+- 


Ferner bringt im Jahre 1834, Sess. VII. $. 91. ©, 168. 1034, 


Präfibium die noch rüctändige Kurhefliiche Erklärung wies 
ber in @rinnerung; beßgleichen Sess. XII. $. 152. ©. 3386. 
indem es beren Beibringung binnen drei Wochen entgegenzufehen 
ansfpricht; dieſelbe erfolgte dann Sess. XVII. $. 232. ©. 498. 

In Sess. XIX. $. 240. ©. 808. ward hierauf im Betreff ber 


Sess. XXV. de 1832 geftellten Arträge des Koͤnigl. Würtember- 


giſchen Obertribunals, befchloffen: 
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1334, 1) In Folge des durch Bundesbeſchluß vom 12. Juli 1832 
ertheilten Auftrags iſt nicht bloß über den Anſpruch der 
Großherzoglich⸗Heſſiſchen Regierung an und fuͤr ſich und 
im Allgemeinen, ſondern eventualiter auch über das be⸗ 
hauptete Factum und über die Größe der Entſchädigungs⸗ 
forderung, inſoweit ed nach den Erflärungen der bethei⸗ 
ligten Regierungen erforderlich, zu erfennen. 

2) Eben fo ift, unter gleicher Borausfegung des ermans 
gelnden Einverftändniffes fammtlicher Regierungen, neben 
der Frage: 

ob die Schulden beider Rheinkreiſe von den gegemmwärs 
tigen Befigern der auf dem linken Rheinufer belegenen 
Kreislande antheilig zu übernehmen, oder ob fammtliche 
Kreisfchulden auf die Befiger der auf ber rechten Rheins 
feite gelegenen Kreislande zu übertragen find? 
eventualiter auch Die Frage: 
in welchem Berhältniffe ſaämmtliche Kreisfchulden 
auf die Befißer der auf der rechten Aheinfeite gelegenen 
Kreislande zu übertragen find? 
rechtlich zu entfcheiden. 
Dagegen bleibt 
3) bem Königlichen Obertribunale, nad; Maßgabe der Wie- 
ner Schluß-Acte und des Buntestagsbefchluffes vom 3. 
Auguft 1820 überlaffen, die Frage: 
ob die Schulden der auf der Iinfen Nheinfeite gelegen 
gewefenen geiftlichen Kreislande die Schuldenmaffe der 
dieffeitd des Rheins übrigen Kreisgebiete im Ganzen 
vermehren follen, oder ob jedes einzelne Kreisland 
die Schulden feines Landes auf die diefjeitigen Reſte 
allein zu übernehmen habe? 

fo wie die Frage: 
nach welchen Grundfäßen die von den vier Nheinifchen 
Kurhöfen zu der Lütticher Erpedition aufgenommenen, 
auch von den Lüttichern an die drei geiftlichen Höfe 
wieder erfeßten, jedoch. von diefen nicht zur Kurrheini⸗ 
fchen Kreisfaffe verabfolgten, fondern zu andern Zweden 
verwendeten 200,000 Gulden zu vertheilen ſeyn möchten ? 

ohne Beeinträchtigung der Beftimmungen bed Bundesbe⸗ 

fchluffes vom 12. Juli 1832 zur weitern Discuflion zu 
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bringen, und fo die rüdfichtlich beider Fragen geäußerten 1u3«., 
Zweifel und Bedenken zu befeitigen. 
„4) In Betreff der Frage: 
wegen Befriedigung der Forderung des Münzwardein⸗ 
Adjuncten Dieze von Seiten der in Anfprud; genom⸗ 
menen Regierungen, 
bezieht die Bundeöverfammlung fih auf den unterm 12. 
Suli 1832 ertheilten Auftrag, fo wie auf den in der 
XXX. Sitzung vom 6. September 1832 erftatteten Com⸗ 
miffiond> Bortrag und gefaßten Bundesbefchluß, dem zufolge 
die gedachte Vorfrage der austrägalgerichtlichen Entfcheis 
dung allerdings bergeftalt befondere unterworfen worden, 
daß dabei die Hauptfrage wegen Nichtigkeit der Forderung 
ſelbſt — welche eventuell zur Gognition ber betreffenden 
Landedgerichte gehöre — ganz zu umgehen und von deren 
Erörterung zu abftrahiren fey. 

» Zur Beantwortung der Anfrage: welche Regierungen 
bei dem einzuleitenden Verfahren ald Gegner zu betrachten 
wären? nimmt die Bundesverfammlung Bezug auf bie 
Beftimmung sub II. 5. des Befchluffes vom 12, Suli 1832, 

Endlich 

5) wird der KRöniglidy» Würtembergifche Bundestagsgeſandte, 
unter Webermittelung der in Folge ber Anfragen bes 
Königlicyen Obertribunald zu Stuttgart ſtatt gehabten 
Bunbedverhandlungen, erfucht, zu veranlaflen, daß ber ge 
genwärtige Beichluß zur Kenntniß des befagten Obertris 
bunald als Austrägalgerichtd gebracht und das austrägal- 
gerichtliche Verfahren nunmehr fortgefett werde. « 


Diefer Befchluß wurbe Sess. XXIV. 8.304. S. 616. dem Ober⸗ 
tribunale mitgetheilt. 

Außer den (vgl. S. 475.) erfolgten Abftimmungen machte noch 
Grßhzgth. Heffen i. 3.1833, Sess. XXXII. 5.334. S. 604. den Antrag 1828. 
zu einer allſeitigen Submiſſion auf die vorliegenden Akten zum Spruche 
Rechtens, hinfichtlich aller in das Austrägalgericht verwieſenen Streits 
punkte; worauf befchloflen warb, die betheiligten Regierungen aufzus 
fordern, ſich über diefe Erflärung der Grßhzgl. Heflifchen Regierung 
zu Außern. Bon Würtemberg und Sacjfen- Weimar erfolgte die 
Aeußerung hierüber Sess.XXXVL $.372. ©. 787.; von Preuffen, 
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1833, Sess- XXXVIII. $. 391. S. 780.5 von Bayern, Hannover und 
Raffau, Sess. XL. $. 409. ©. 816. und von Frankfurt und Wal- 
deck, Sess. LXIV. $. 462. ©. 964. (Bayern, Naffau, Waldeck 
und Frankfurt erflärten fidy gegen die Submiffion.) 

1834, In dem folgenden Sahre 1834 erftattete auch, Sess. XII. $.152. 
©. 336, der Könige. Sächfifche Gefandte, Namens der Reclama- 
tions» Commiſſion Vortrag über ein erneuertes Gefuch Des v. 

Mettingh, um Beförderung der austrägalgerichtlichen Entichei- 
dung, und Sachſen⸗Coburg⸗Gotha machte Sess. XXXV. 6. 468. 
©. 878, Anzeige wegen feiner ferneren Betheiligung an dem aud- 
trägalgerichtlichen Prozefle für das Fürftenthum Liechtenberg nach 
erfolgter Abtretung deffelben an Preuffen. Solche wirb von 
Resterem ebendafelbft beftätigt. 

1836, Prafivium übergiebt i. 5. 1836, Sess. I. $. 3. ©. 3. der 
B. B. einen Bericht bed Obertribunald zu Stuttgart vom 5. Des 
cember 1835 über den Stand diefer Angelegenheit bei dem Aue: 
trägalgerichte. 

1837, Ebenfo übergiebt Präfidium im Jahre 1837, Sess. J. $. 8. 
©. 5. einen weiteren Bericht hierüber vom 10. November 1836. 
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Beschwerde 
Kurhessens gegen das Königreich Bapern und Grofsherzogthum 
Sachsen - Weimar - Eisenach, geistliche und weltliche Stiftungen 
in Sulda betreffend. 


Im Jahre 1829, Sess. XXVI. $. 162. und 9.163. ©. 689. ıc. 
gab der Kurfürftl. Heflifche Gefandte zwei Befchwerben ab, und 
zwar: 

I. gegen die Krone Bayern — Vortrag des Königlich⸗ 
MWürtembergifchen Gefandten, Prot. 1831, Sess.IV. $.24.©. 48. — 

„Die KöniglicysBayerifche Regierung habe diefe Befchwerde 
Durch befigftörende Verfügungen gegen die meiften ber zu Fulda 
beftehenden geiftlichen und weltlichen milden Stiftungen, auch 
öffentlichen Anftalten, feit der Theilung des vormaligen Frankfurter 
Departements Fulda nach und nach veranlaßt. In Folge diefer 
Theilung, woburdy, nach einem mit der Krone Preuffen abges 
fchloffenen Staatövertrage, Kurheflen die Provinzialhauptitabt 
Fulda und den größten Theil gedachten Departements taufchweife, 
gegen Abtretung anderer älterer Beſitzungen, erworben, feyen 
nähmlich die vormald Zuldaifchen Aemter Hammelburg, Brüdenau 
und Salmünfter, durch vertragsmäßige Abtretung won ber Krone 
Oeſterreich, in das benachbarte Königlich Bayerifche, unb bie 
Aemter Geiß und Dernbach, durch einen ähnlichen Abtretungs⸗ 
vertrag mit der Krone Preuflen, in das Großherzoglich⸗Sachſen⸗ 
MWeimarifche Gebiet gefallen. 

»Durch eine nachherige Uebereintunft mit Kurheſſen fey von 
der Krone Bayern das Amt Salmünfter gegen dad Amt Weyhers 
an jene Staatöregierung abgetreten worden. 

„Die nöthige Ausgleichung der aus ber früheren Departe⸗ 
mentalverfaffung biefer Provinz des Großherzogthums Fraukfurt 
entftandenen befondern Schulden und Laften, an Befoldungen und 
Penfionen der Departementaldiener und dergleichen, fo wie ber 
zur Uebernahme, Wiederanſtellung ober Beibehaltung geeigneten 
Localdiener, endlich der etwa vorhandenen Activen, hatten Die 
auch nach bem Artikel XLY. der W. Eongr. Akte umumganglice 
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Beftelung einer Commiflion zur Prüfung diefer Gegenftände ver: 
anlaßt, und es fey daher die Abfendung der von allen betheiligten 
Staatdregierungen, Defterreich, Preuffen, Bayern, Kurheflen und 
Großherzogthum Sacfen» Weimar, hierzu ernannten Bevollmäch- 
tigten nach Fulda erfolgt. 

»Bei dieſer Commiffion wäre nun, einige Zeit nad, deren 
Zufammentritt, unter andern Erörterungen, auch das Nechtöver- 
haltniß zur Sprache gefommen, welches auf die vorgedachten In⸗ 
ftitute Beziehung habe. 

„Die von dem damaligen Königlich» Preuffifchen Bevollmäch⸗ 
tigten gemachten Vorfchläge zu einer hierüber zu treffenden güt- 
lichen Uebereinfunft, hätten, nach weitläuftigen Verhandlungen, 
durch die abweichenden Anfichten und Anfprüche der Bevollmäch⸗ 
tigten von Bayern und Sadjfen- Weimar, zu feinem endlichen 
Ergebniffe geführt. ' 

„Eben fo wenig habe diefer Gegenftand dahier, in Frankfurt, 
wo, außer dem Bevollmächtigten von Sachſen⸗Weimar, die übri- 
gen, zum Theil neuerdings ernannten Commiffarien, wieder auf 
- einige Zeit perfönlich zufammen getreten waren, eine Erledigung, 
nicht einmal eine näher zum Ziele führende Fortfegung der deß⸗ 
halbigen Unterhandlungen gefunden, ungeachtet hierzu von Seiten 
des damaligen, Kurheflifchen Bevollmächtigten mündlich und fchrift- 
lid; die Veranlaſſung gegeben worden fey. 

„Denn ftatt der hierzu Kurheflifcher Seitd gegebenen Ber; 
anlaffung, die Unterhandlungen wieder anzufnüpfen, eine ziel 
führende Folge zu geben, habe die Königlich-Bayerifche Regierung 
des Untermainfreifes zu Würzburg nach und nach Befehle an bie 
ihr untergeordneten Beamten erlaffen, wonach Gapitalien, zum 
Theil auch Zinfen und Gefälle, der in der Stadt Fulda beftehen: 
den geiftlichen und weltlichen milden Stiftungen, auch öffentlichen 
Anftalten, ohne Rüdficht darauf zu nehmen, ob fie central oder 
local, mithin in letzterm Falle ganz anſpruchlos geweſen 
wären, fo wie jene zahlbar eingegangen, mit Befchlag belegt, der 
Adminiftration und der zweckmaͤßigen Verwendung der Berwals 
tungsbehörden zu Fulda entzogen worden feyen. 

„Die über dieſe Maßregel und beſitzſtörende Selbſthülfe bei 
der vorgebachten Königlichen Kreidregierung von der Kurfürftlichen 
Provinzialregierung zu Fulda fchriftlich erhobenen Beſchwerden 
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fegen ohne allen reellen Erfolg, und eben fo unwirkſam auch Die 
Repreflalien geblieben, welche Lettere, nach vorgängiger Anfrage 
bei dem betreffenden Kurfürftlichen Minifterium, ald eine Reals 
proteftation und zum Zwede ber Zurüdsziehung jener, dieſſeits 
verfügt babe. 

„In dieſer, die befragten Inſtitute nach und nach zerftören- 
den Lage, habe fi} die Sache befunden, ald Seine Königliche 
Hoheit der Kurfürft von Heſſen Höchftihrem Gefandten am 7. Juni 
1826 den Auftrag ertheilt hätten, den Berfuch zu machen: ob 
ein definitiver Vergleich wegen biefer Differenzien mit ben beiden 
damaligen Gefandten der Krone Bayern und ded Großherzugthums 
Sachfens Weimar abgefchloffen werben Tonne. 

„Die beiden Gefandten hätten auf biefleitiged Erfuchen die 
erforderlichen Aufträge erhalten, und es feyen bei mehreren pers 
fönlicyen Conferenzen Kurheflifcher Seits die nöthigen Vorlagen 
und Bergleichövorfchläge zur gänzlichen Erledigung der Hauptſache 
gemacht, aber zugleich dahin angetragen worben: 

„daß die vorgedachten jenfeitigen Befigflörungen durch 
wechfelfeitige allgemeine Aufhebung der verfügten Beſchlag⸗ 
nahme befeitigt werben möchten.“ 

„Da aber diefer Antrag gegenfeitig nicht angenommen wors 
den, fo habe bey Kurfürftlice Gefanbte den gemeffenften Befehl 
erhalten, die Bergleichdunterhandlung zwar fortzufeßen, bie Be⸗ 
ſchwerde über die Befisftörungen aber ungefaumt bei hoher Bun⸗ 
deöverfanmlung anzubringen und auf deren Aufhebung anzu 
tragen.“ 

Derfelbe feßte durch Note vom 26. Juni 18299 an ben 
Koniglich⸗Bayeriſchen Gefandten diefen, unter Wiederholung feines 
frühern. Antrags, hiervon in Kenntniß, und da diefer Schritt nad) 
Berlauf mehrerer Deonate keinen Erfolg hatte; fo fand fich ders 
felbe veranlaßt, unter Vorlegung eines, aus amtlichen Berichten 
gefertigten, tabellarifchen Berzeichniffed von denjenigen Sapitalien, 
Zinfen und Gefällen,*) die man Königlich» Bayerifcher Seits 
den Fuldaer Inftituten durch Arreftverfügung entzogen und feit 
mehreren Jahren vorenthalten habe, bei hoher Bunbesverfammlung, 
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anf det Grund bed Art. XIX. der TB. Schl. Akte, den Antrag 

zu fielen: 
„daß die Königlich» Bayeriſche Stantöregierung von höher 
Bundedverſammlung verarlaßt werden möge, diejenigen 

⸗ Verfuͤgungen, wodurch fie die in dem eben gedachten Ver⸗ 
zeichniffe genannten Inſtitüute in dem Beſitz der aus ihrem 
Gebiete zu beziehenben Capitalien, Zinien und Gefälle 
durch Berabfolgungsverbote haben ftören laſſen, ungeſaumt 
wieber nufzuheben, nicht weniger den Berwaltungen ber 
vorgebachten Stiftungen und dffentlichen Anſtalten ben 
ihnen durch die Beſchlagnahme vwerurfadyten Verluſt und 
Schaden zu erſchen.⸗ 

Beildufig wird noch hinzugefügt: Kurheſſen habe fo wenig 
Anfpriche auf die Fonds dieſer Inftitute, in fo weit fie ihrem 
Zwecke gemäß fernet aufrecht erhalten wuͤtben und fortdanern 
muͤßten, für bie herrichaftliche Kaſſe geinacht, daß vielmehr aus 
biefer noch alle die von dem vormaligen Kürften von Oraniens 
Fulda zu ſtiftungsmaͤßiger Fortdauer jener Inſtitute verwilligten 
Zuſchüſſe ratirlich geleiſtet wuͤrden, wogegen biefe Leiſtungen von 
den übrigen Staatsregierungen, welche dermalen Theile von dem 
Departement Fulda beſitzen, zum Theil ſchon ſeit der Beſitznahme 
derſelben, zum Theil feit mehreren Jahren, verweigert und vor⸗ 
enthalten worden ſeyen. 

„Da jedoch die Differenz über die Obliegenheit, dieſe Su⸗ 
ftentatiomöbeiträge von ber Vergangenheit und für Die Zukunft zu 
leiften, Gegenſtand der Vergleichdverhandlung geworden und hof⸗ 
fentlih ihre Erledigung auf diefem Wege finden werde; fo ges 
fehehe davon hier nur vorläufig Erwähnung, und ſey ber Rück⸗ 
fianbößetrag in das vorerwähnte Verzeichniß nicht eingetragen 
worben.«“ . 


Der Königlich Bayerifche Gefandte äußerte hierauf noch in 
derfelben Sigung ©. 691: ver finde vor Allem nöthig, auf dieſe 
Befchwerbe ber Kurheflifchen Regierung, wegen angeblicher Beſitz⸗ 
ſtörung und gewaltſamer Selbſthülfe, einige Aufſchlüſſe zu erthei⸗ 
(en, um hohe Bundeverſammlung in den Stand zu ſetzen, zu 
beurtheilen: ob hier der Kall bes Artikel XIX. der W. Schl. A. 
vorhanden fey, der von Kurheflen zur unverzüglichen Einfchreitung 
der hohen Bundeöverfammlung in Anfpruch genommen werde. 
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»Bon Seiten Kurheſſens werde ſelbſt die Verbindlichkeit nicht 
in Abrede geftellt, fich in Anſehung der Centralinſtitute und all 
gemeinen Landesanſtalten und Stiftungen des ehemaligen Fuldaer 
Landes mit der Krone Bayern und dan Großherzogthume Bachfen 
Weimar wegen Der überfommelen Pareellen auseinander zu ſetzen. 
Es feyen andy deßfalls Unterhanblungen zwifehen ber, wegen Auss 
einanderfegung der Fuldaer Angelegenheiten ernannten Commmiſſron 
gepflogen worden. 

aAllein zur Prüfung der Natur dieſer Anſtalten and ihres 
Bermögendzuftandes fey die gehaue Einficht von Urkunden, Akten⸗ 
ftüden und Redynungen erforderlidh, die von dem Bayerifchen 
Bevollmächtigten vergeblich verlangt worden. 

"Bei der hierdurch eingetretenen Zögerung und der bereite 
factifch erfolgten Trennung ber dieſſeitigen Landestheile von ben 
Gentralinftituten und allgemeinen Stuftungen — woran die dieſſei⸗ 
tigen Uinterthanen keinen Antheil mehr genommen — habe die Kö⸗ 
niglid»Bayerifche Regierung für Aothwendig gehalten, für das 
Jutereſſe ihrer Unterthanen gu forgen, fo wie die endliche Aus⸗ 
einanderſetzung zu betreiben, indem fie auf die won Diefen Gentrals 
anftalten bei ben Königlichen Kaffen und Renteien anliegenden 
Eapitalien und Gefälle einen Beichlag in der Art gelegt, daß 
von diefen Sapitalien Beine Heimzahlung geleiftet, in der Subftanz 
diefer Gefälle keine Veränderung geitattet werde. — Bon einigen 
diefer mit Beſchlag belegten Capitalien feyen die Zinfen zurüd- 
gehalten und gleichfalls, für den Fall der künftigen Abredynung, 
in Sequeſtration genommen worden. Diefed betreffe, wie ber 
von der Kurheflifchen Gefandtfchaft übergebene Ausweis bezeuge, 
beinahe nur folche, die Anftalten gehörten, wofür nunmehr von 
Seiten Bayerns für die Dieffeitigen Unterthanen auf andere Weife 
hätte geforgt werben müflen, wie die Diözefananftalten und all» 
gemeinen Schulanftalten f. a. 

„Denn hierbei auch einige wenige Localſtiftungen fich befäns 
den, fo fey diefed wohl nur ald Netorfton gegen jene Maßregel 
verfügt worden, wodurch man von Kurheſſiſcher Seite das Ber: 
mögen von biefleitigen Localftiftungen im jenfeitigen Gebiete mit 
Beſchlag belegt habe. 

„Man ſey bei diefer, zur Beendigung der fo lange waͤhrenden 
Verhandkungen und zur Sicherſtellung des bieffeitigen Intereſſes, 
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gegen die Kurheffiiche Gentralanftalt getroffenen Verfügung mit 
folcher Milde und Rückſicht verfahren, daß, felbit während der 
Zeit biefed bereitd angelegten Sequeſters, aus wohlwollender 
Rüuͤckſicht, an mehreren diefer Eentralftiftungen von den biefjeitigen 
Staatölaffen übernommenen Kaflenfcheinen an Capital und Zinfen 
sticht weniger ald 42,572 Gulben 21 Kreuzer zurüdbezahlt wors 
ben feyen. 

„Indem die Königlich » Bayerifche Gefandtichaft übrigens 
ihrem Hofe eine ausführliche Erklärung auf die Beichwerde Kur: 
heſſens vorbehalte, glaube fie, vor der Hand fich darauf befchräns 
Ten zu muͤſſen, hiermit, wie fie hoffe, nachgewiefen zu haben: 

„daß es ſich hier nur um eine landesherrliche Verfügung 
zur Sicherftellung von Anfprüchen ber diefleitigen Unter⸗ 
thanen und Anftalten an das als theilbar in Anſpruch 
genommene Vermögen der vormals Fuldaiſchen allgemeinen 
Landedanftalten und Stiftungen handle, daß dieſe Maß—⸗ 
regel ſich nur allein guf die im Königlic, » Bayerifcyen 
Gebiete gelegenen Capitalien und Gefälle diefer Central⸗ 
ftiftungen erſtrecke, und daß hierbei Feine Art von Gewalt: 
thätigkeit, Feine Art der Entziehung bed Eigenthums, fon; 
dern nur eine Sicherftellung ftatt gefunden habe; wobei 
fie noch bemerken müffe, daß von biefen moralifchen Per; 
fonen der Rechtsweg bei den Königlichen Gerichten noch 
gar nicht verfucht worden fey.«“ 

„Ihr fcheine ed daher unzweifelhaft, daß der Fall des Arti⸗ 
tel XIX. hier in Feiner Beziehung vorhanden fey.« 

Der Kurhefliiche Gefandte erwiberte hierauf: „daß, ohne 
bie alebaldige unmittelbare Einwirkung hoher Bundeöverfanmlung 
dermalen in Anſpruch nehmen zu wollen, er vor Allem bie 
Königlich» Bayerifche Erklärung erwarte und ſich ſodann Ruͤck⸗ 
Außerung vorbehalte.. 

Hohe Bundesverfammlung glaubte bei diefer Lage der Sadhe, 
ſich darauf befshränfen zu können, die Königlich» Bayerifche Ger 
fandtichaft um ihre baldige Erflärung zu erfuchen. 

Die andere vom Kurfürftl. Hefliichen Gefandten eingereichte 
Beichwerbe ging: 

IE gegen die Greßherzoglich⸗Sachſen⸗Weimar⸗ 
und Eifenadifche Staatsregierung, indem auch dieſe 
faft alle milden Stiftungen und öffentlichen Anftalten, welche zu 
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Fulda beftänden, in bem Befite ihrer, im Großherzoglich-Sächfifchen 
Gebiete angelegten Eapitalien, Zinfen und bezogenen Geld⸗ und 
Fruchtgefaͤlle durch Arreftbefehle geftört habe. 

Es wird darin angeführt: 

„Der Kurfürftliche Gefandte, welcher den befondern Auftrag 
erhalten, die gütliche Ausgleichung der fchon feit dem Jahre 1816 
über die Theilbarfeit umd Untheilbarfeit der Fonds der in der 
Stadt Fulda beftehenden geiftlichen und weltlichen Stiftungen 
entitandenen Differenzien, welche von den frühern Bevollmächtigs 
ten, Kurheflend auf der einen, und der Krone Bayern und bes 
Großherzogthums Sadyfen- Weimar auf der andern Seite, aber 
nicht erledigt worden feyen, zu bewirfen, habe ed zwar an feinem 
Bemühen nicht fehlen laſſen, dieſes Ziel zu erreichen; daneben 
auch den wiederholten Berfuch gemadyt, während dieſer Unters 
handlungen die Abhülfe derjenigen Befchwerben zu veranlaffen, 
welche den Adminiftrationen der vorgedachten Stiftungen zu Fulda, 
und alfo indirect dem Kurftaate Heffen, durch mehrere von vors 
gedachten Staatöregierungen während jener Berhandlungen defres 
tirten Arreftationen derjenigen Eapitalien, Zinfen, Gelb» und 
Kruchtgefälle,”) die jene aus den jenfeitigen Gebieten zu beziehen 
hatten, befisftörend zugefügt worden feyen. Da jedoch bie 
deshalb getroffenen Einleitungen, im Vergleiche mit dem arretirs 
ten Betrage, einen bebeutenden Erfolg nicht gehabt hätten; fo 
fehe fich die Kurfürftliche Bunbestagsgefandtfchaft genöthigt, unter 
Beziehung auf den gegen die Königlich» Bayerifche Regierung ges 
richteten Vortrag und mittelft Uebergabe eined ähnlichen Berzeich- 
niffes ded Betrags, welcher von Seiten der Großherzoglich⸗Sach⸗ 
fen: Weimarifchen Staatsregierung ben befragten geiftlichen und 
weltlichen Gentrals und Local-Stiftungen, auch öffentlichen wohl: 
thätigen Anftalten, feit mehreren Sahren eigenmädhtig entzogen 
worden und noch jeßt vorenthalten werde, hoher Bundeöverfamm: 
lung vorzulegen, und, auf den Grund bed Artikel XIX. der |. 
Schl. Alte, Namens ihres allerhöchiten Hofes darauf anzutragen: 

„daß auch die Großherzoglich⸗Sachſen⸗Weimariſche Staats⸗ 
regierung, dem eben angeführten Bundesgeſetze gemäß, 
veranlaßt werben möge, alle und jebe Berfügungen, wo⸗ 
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durch fie feit mehreren Jahren den Beſitzſtand ber befragr 
ten, in dieſem tabellarifchen Berzeichniffe genannten Ful⸗ 
daer Rocals und Gentrals, geiftlichen und weltlichen milden 
Stiftungen, auch öffentlichen Anftalten, durch Beſchlag⸗ 
nahme habe ftören laffen, ohne Verzug zurückzunehmen 
und wieber aufzuheben, auch die Stiftungs⸗ und Inſtituts⸗ 
Verwaltungen für die mehrjährigen Entbehrungen ber mit 
Beichlag belegten Gegenftänbe zu entichäbigen.“ 

„Zum Beweife, daß die Kurfürftliche Gefandtfchaft nicht unter: 
laſſen habe, dieſem gefeglichen Verlangen zuvor bei der hohen 
Gegenfeite durch gütliches Anfinnen Eingang zu verfchaffen, gab 
fie zwei, bed Enbes an den Großherzoglich⸗Sachſen⸗Weimariſchen 
bevollmächtigten Gefandten erlaffene Noten vom 30. Auguft 1827) 
und 26. Juni 1829*% zu Protofol, aus deren Inhalt hohe 
Bundesverfammlung ſich überzeugen follte, daß mon fih Kurs 
heflifcher Seite, nach dem Mißlingen aller gütlichen Verſuche, die 
Aufhebung jener Verfügungen zu bewirken, zu bem gegemoärtigen 
Verlangen gendthigt gefehen habe. 

„Es ergiebt fich daraus, daß man Kurhefliicher Seits vor 
Allem die wechfelfeitige Aufhebung der in Königlich» Bayerifchen 
und in Großherzoglich⸗Sachſen⸗Weimariſchen Gebieten angelegten 
Gapitalien und daraus zu beziehenden Gefälle jener milden Stif— 
tungen und Anftakten, fo wie der Dagegen von Kurheffen anges 
ordneten Repreſſalien wüufchte; daß dagegen dieſer Antrag von 
der ©egenfeite nur in der Beſchraͤnkung auf Diejenigen Stiftungen 
und Anftalten für annehmbar gehalten wurde, welche yon beiben 
Seiten als Localftellen anerkannt feyen, indem eine unbefcdhränfte 
Aufhebung erft das Nefultat der commiffarifchen Unterhandlung 
und einer fatt gefundenen gütlichen Webereinfunft ſeyn und wer« 
ben könne.“ 

Endlich wird noch angeführt: „daß man Kurheffifcher Seits 
durch die zahlreichen dringenden Inſtanzen der Stiftungs⸗Verwal⸗ 
tungen um fe mehr zu diefem Antrage bei hoher Bundesverfamms 
lung beitimmt worden fey, ald auch die früher ale Realproteftas 
tionen Dagegen angeordneten Repreflalien die davon gehoffte Auf: 
hebung der jenfeitigen Beſchlagnahme nicht zur Kolge gehabt hätten. 


2) Anl. 4 ©. 728. 
**) Anl. 3. G. 726, 
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Der Grßhzal. Saͤchſiſche Geſandte ſchloß fich für Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach im Weſentlichen der Aeußerung der Königl. 
Bayeriſchen Geſandtſchaft an, und behielt ebenfalls ſeiner Regie⸗ 
rung weitere Erklarung vor; worauf hohe B. V. beſchloß, ber 
Erklarung der Grßhzgl. Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenachiſchen Regie⸗ 
rung entgegenzuſehen. 

Im folgenden Jahre 1830 gab der Kurfürftl. Heſſiſche Ge⸗1020. 
fandte, Sess. XX. $. 154. ©. 883. eine Erklärung ab und ftellte 
in Antrag: 

„daß es hoher Bundeöverfammlung gefällig feyn möge, 
der Königlich-Bayerifhen Gefandtfchaft nunmehr eine 
Frift zu der Erledigung jenes Vorbehalte zu beftimmen, da eg 
1) bei biefer Befchwerde bloß auf den einfachen Thatums 
ftand anfommen könne: 
ob die, Kurheffifcher Seitö der Befchwerde zum Grunde 
gelegten, gegenfeitigen Berfügungen wirklich getroffen 
worden feyen; 
weil 
2) die milden Stiftungen und öffentlicyen Anftalten ben Druch, 
den fie bisher dadurch erlitten hätten, ohne gaͤnzliche Zer⸗ 
rüttung ihres Beftandes, nicht länger ertragen könnten, und 
3) die Königliche Bayerifche Regierung auf die Kurheſſiſchen 
Borfchläge zur gütlichen Erledigung ihrer petitorifchen Ans 
fprüche an bie Fonds von achtzehn Juſtituten dieſer Art, 
nur in Betreff fünf derfelben fich erflärt, dagegen aber 
die Kurheflifchen Beſchwerden über Beeinträchtigung bed Be 
fite® abermals, durch Zurüdhaltung der Zinfen eines Capi⸗ 
tald von fl. 500 von den Jahren 1826 bis 1830, welche 
einer zu Salmünfter beftehenden Privatſtiftung für Schuls 
und StudiensBeneficien aus der Bayerifchen Staats⸗Kaſſe 
zu entrichten feyen, inmittelft noch vermehrt habe. « 

Öleichen Antrag ftellte der Kürfürftl. Heſſiſche Geſandte in 
berfelben Sitzung $. 155. S. 883. gegen bie Grßhzgl. Sachlens #30, 
Weimar-Eifenachifche Staatsregierung, welche ſich, mit Auönahme 
der unter Ziffer 3. angezeigten, neuen Beeinträchtigung, mit der 
Königl. Bayeriſchen überall im gleichen Zall befinde. 

Dieſe Erklärung erwiperte die Königl. Bayexiſche Geſandt⸗ 
ſchaft, Sess. XXL S. 166. ©. 625. im Wefentlichen folgender 
maßen: (S. Prot. 1831 ©. 53. 54. u. flgde.) 


1830, 
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» Sie habe in der XXVI. Sigung v. 3. 1829 ſich veranlaßt 
gefehen, ihrem Hofe bie ausführliche Erklärung anf die Kurhef- 
fifche Befchwerbe, in Betreff ber Fuldaifchen Eentralanfta 
ten, vorzubehalten. Zu einer gründlichen Beleuchtung der von Kur⸗ 
heſſen aufgeftellten Behauptungen fey eine genaue Recherchirung 
durch Die Königl. Behörden um fo nothwendiger geweſen, als ſich 
gleich Anfangs, bei einer Borgenommenen Bergleichung der in ber 
Kurheflifchen Beſchwerde enthaltenen Angaben mit den dieffeitigen 
aftenmäßigen Notizen, wefentliche Differenzien ergeben hätten. « 

Es werden hierauf mehrere Stiftungen der Anftalten benannt, 
deren Revenüen keineswegs, wie von Seiten Kurheflend angeges 
ben worben, mit Befchlag belegt feyen und ferner angegeben: 

» Mit jener Necherdjirung fey gegenwärtig nur noch eind der 
betreffenden Königl. Landgerichte zurüd, von welchem die Vorlage 
des Refultats feiner gepflogenen Unterfuchungen täglich erwartet 
werde. 

„Uebrigens fehe fich die Gefandtfchaft, in Kolge einer ihr 
zugelommenen König, allerhöchſten Entfchließung, gegenwärtig 
im Stande, auf die, Kurhefliicher Seitö in der XX. Sitzung vor. J. 
zu Protokoll gegebene Exrflärung vorläufig zu bemerken: baß 
die Zinfenverabfolgung von Fulbaifchen Stiftungs-Gapitalien Cohne 
Unterfchied, ob folche Central⸗ oder Local Stiftungen gehörten), 
welche bei diefleitigen Privaten, Gemeinden und Stiftungen aus 
fanden, niemald und auch jeßt nicht gefperrt, fondern nur bie 
Rüdzahlung der Capitalien fiftirt fey. 

„Hinſichtlich der auf die Staatöfchulden »Tilgungs + Kaffe des 
Untermainkreifed übernommenen Staats » Paffivcapitalien von Ful⸗ 
daiſchen Gentralanftalten, fey die Zinfenzahlung für mehrere diefer 
Stiftungen, namentlic, zehn ausbrüdlich angeführten, eingeftellt, 
indem insbeſondere neun derfelben unverkennbar zu den Gentral- 
Anftalten gehörten, bei welchen die Königl. Bayerifchen Fuldaifchen 
Aemter auf ganz gleiche Weife, wie der an Kurheffen gekommene 
Fuldaiſche Landestheil, betheiligt feyen. 

„Es liege in der Natur der Sache, dad Intereſſe jener Aem⸗ 
ter um fo mehr zu wahren, ale die Auseinanderfeßung der 
Fuldaer Ebntralftiftungen von Seiten Kurheffens feit mehr als 
zwölf Jahren ſtets auf demſelben Standpunkte, zum größten Nach⸗ 
theile der dabei Betheiligten, hingehalten werde. 
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„Nur die Pfarrer Genfer’ihe Stiftung zu Salmüniter, 1530, 
von welcher ein Capital von 500 fl. in dem Schuldenvertheilungs? 
Bertrage vom 27. September 1820 auf Bayern zur Verzinfung 
übernommen worden, fünne als eine Privatfiiftung, die Kamiliens 
ftipendien zum Gegenftande habe, angefehen werden. Man habe 
Daher Königl. Bayerifcher Seitd auch die Bereitwilligfeit ausge⸗ 
fprochen, den auf die Zinfen dieſes Gapitald gelegten Beichlag 
aufzuheben, wenn man Kırfürftl. Heflifcher Seits hinfichtlich 
der Privatftiftungen biefelben Grundſaͤtze gelten laſſe; und obgleich 
dem darüber neulich geftellten Antrage von Seiten Kurheflend 
nicht entfprochen worden: fo werde man Bayerifcher Seite doc, 
feinen Anftand nehmen, die Einleitung dahin zu treffen, daß ber 
Berabfolgung der Zinſen bes fraglichen Bapitald aus der Königl. 
Bayeriſchen Schuldenzahlungäfaffe des Untermainkreifes Tein fers 
nered Hinderniß im Wege ſtehe. 


"Sobald der Königl. Gefandtfchaft die ihr noch abgehenden 
wenigen Materialien zugelommen, werde fie fich beeilen, ihre aus⸗ 
führliche Erklärung über den vorliegenden Gegenftand abzugeben; 
man werde fich die Beendigung ber Auseinanderfegung wegen ber 
Fuldaer Gentralinftitute Bayerifcher Seite auf alle Weife ange 
legen feyn Laflen, und hoffe, in Bälde die ausführliche Erklärung 
über alle Eentralftiftungen abgeben zu koönnen. 

„Indem die Gefandtichaft fich auf ihre in der XXVI. Sigung 
son 1829 abgegebene vorläufige Aeußerung beziehe, halte fie fich 
überzeugt, daß hohe B. V. die Siftirung der Zinfen von ben 
Gapitalien der Gentralftiftungen, auf deren Theilung Bayern bie 
gegründetiten Anfprüche habe, nicht ald eine unerlaubte Selbſt⸗ 
hülfe, fondern vielmehr als eine nothgedrungene Maßregel zur 
endlichen Auseinanberfeßung und als eine volllommen zuläflige 
Retention des Sculdnerd gegen den Gläubiger, vorbehaltlich der 
ünftigen Abrechnung, betrachten werbe, die hier um fo unerläßs 
licher erfcheine, als für die Bayerifchen Unterthanen und Theils 
nehmer aus diefen Stiftungen von Kurhefliicher Seite nicht das 
Geringſte entrichtet werde, und man daher Bayerifcher Seitd aus 
den zurüdgehaltenen Zinfen hierfür Sorge tragen müffe. « 

Prafdium trug alsdann S. 627. auf Wahl einer Beguts ıaa0, 
achtungs⸗Commiſſion an, wogegen jedoch Kurheſſen ebenbafelbft 
ertlärte: 
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1830. "daß es feinen in der XX. Situng d. % ©. 582. ges 
machten Antrag nur wieberholen, und zu einem andern 
Befchluffe nicht mitwirken Füyng. « 

Grßhzgth. Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach bemerkte, ed wolle feine 
Erflärung ſich vorbehalten, jeboch den Beſchluß nicht hindern. 
Da indeß fammtliche übrigen Gefandtfchaften dem Antrage 
Präffdinms beiftimmten, fo wurbe nad vorgenommener Wahl 
©. 628. beſchloſſen: 
„Daß die Gefandten von Königreihd Sachſen, Würs 
temberg und Holfteins Lauenburg erfucht würden, über Die 
geeignete Einfchreitung der hohen Bundeöverfammlung hin- 
fihtlich der vorliegenden Beſchwerden Kurheflend gegen 
Bayern und Sacyfen-WeimarEifenady Vortrag und Gut: 
achten zu erftatten. « 


1830, Noch in demfelben Sahre gab Kurheflen, Sess. XXIX. 
$. 230. ©. 994, eine neue Erklärung folgenden wefentlichen Ins 
halts ab: (Prot. 1831, ©. 55.) 

„Daß, nachdem die Gefandten der Krone Bayern und des 
Großherzogthums Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, neben anderen 
Entgegnungen, auch die in der Kurheflifchen Erflärung 
zum Protofoll der XXVI. Sitzung von 1829 behauptete 
Stattnehmigfeit der Anwendung des Artifeld XIX. der 
W. Sch. Alte widerforochen, ımb in Betradit, daß 
der hierbei allein im Auge gehabte Zweck, den beeinträdz 
tigten Inſtituten baldmöglichit zu der Wiebererlangung 
ihres geftörten Befited zu verhelfen, auch recht wohl zu 
erreichen fey, wenn die Verhandlung über die Beſchwerden 
und die Entfcheidung diefer pofleflorifchen Frage an ein 
verfaffungsmäßig beflimmted Austrägalgericht gebracht 
werde; fo. würde, auf ben Fall, wenn hohe Bundeöverfamm; 
fung den Artifei XIX. der W. Schl. Alte, wider Ber 
hoffen, auf den Gegenftand der erhobenen Beſchwerden 
nicht anwendbar finden follte, dem Anrufen und Antrage 
auch daburch entfprochen werben, wenn, nach abgegebenen 
Commiffiondgutachten, dem Artilel XXI. der W. Sc. 
Alte gemäß, jedoch ohne weitern Berfuch der Güte, (wels 
der, ſchon zum öftern wieberholt, fruchtlos geweſen fey,) 
diefer beftehenden Differenz von hoher Bundesverſammlung 
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die Einleitung zum austrägalgerichtlichen Berfahren geges ıu20, 
ben werde. 

»Db, zum Behufe ber zu erwartenden commuflgrifchen 
Begutschtung, die Mittheilung dieſer nachträglichen Erklaͤ⸗ 
rung und des ewentuellen Antrags für nöthig erachtet 
werde, unb daher zu verfügen fey, ftelle der Geſandte 
hoher Bundesverſammlung lediglich anheim, - 

Diefe Erklärung aber gab die B. V. an die betreffende Com⸗ 
miſſion ab, 

Die zur Begutachtung erwählte Commiſſion erflattete durch 
ihren Referenten, den Königl. Würtembergifchen Sefaudten, i. J, 16821. 
1831, Sess. IV. $. 24. ©. 48, ben ausführlichen Vortrag, deſſen 
Benugung wir ſchon öfterd anzugeben Gelegenheit Hatten. 

Das Gutachten ſelbſt ©. 56. erwähnt in folgenden Punkten: 

„1) daß eine Abtheilung bed Vermögens der Gentralfiiftungen 
und Anftalten des vormaligen Departements Fulda von Den 
betheiligten Regierungen noch nicht zu Stande gebracht; 

„2 daß Bayern und Broßherzogthum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach 
auf diejenigen Gapitalien und Gefälle jener Stiftungen 
und Anftalten, welde in ihren Gebieten belegen, ober 
and bemfelben zu beziehen feyen, Beſchlag gelegt hätten; 

»3) daß über Die Ausdehnung dieſer Maßregel bie Angaben 
abweichend feyen; 

„4) daß Kurheflen ald Retorfion biefelbe Maßregel habe eins 
treten Iaflen, und in dem Benehmen ber Gegner eine bes 
ſitzſtörende Selbfthülfe erblide, wegegen es nach Artikel 
IX. der W. Schl. Alte den Schuß der Bundesverfammlung 
anrufe, und eventuell auf ein Verfahren nadı Art. XXI. 
anfrage; 

»5) daß Bayern und Weimar dem wiberfprächen, und es nur 
als nothgedrungene Maßregel barftellten. « 

Hiernad, bemerft Referent fchließlich : 

„daß der Commiſſion kein Mittel gu Gebote ſtaͤnde, dieſe 
wiberfprechenden Angaben aufzuklären. « 

Derfelbe geht nun zur Begutachtung ber Frage, im Betreff 
der Einfchreitung Hoher Bundesverfammlung, unter Dem Kurs 
heflifcher Seits doppelt aufgeſtellten Geſichtspunkte über. Der 
erſte Punft — ob nähmlich es fich bei der vorliegenden Be⸗ 
ſchwerde von einem Streite von Bundesgliedern, als folchen, 
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ısaı,umter einander handele, und ob der Beſitz, in dem ſich 
Kurheffen als durch Selbfthülfe geftört erachte, ein folcher ſey, 
in dem es fich ald ſouverainer Bundesſtaat befinde — wird von 
der Commiſſion verneint; auf ben zweiten, von Kurheflen in Bors 
fchlag gebrachten Punkt. hingegen — daß bie Beſchwerden und 
bie Entfcheidung der ypoffefforifchen Krage, auf den Grund des 
Art. XXL der W. Sch. A., an ein verfaffungsmäßig beftimmtes Aus; 
trägalgericht gebracht werde, und hohe B. V. hierzu Die erforders 
liche Einleitung treffen möge — fpricht fie fih-bahin aus: Diefer 
Antrag fey von dem eriten nur dadurch verfchieden, Daß, flatt 
ber unmittelbaren Einfchreitung der B. V. zum Schutze des Bes 
fibed, die Einleitung zur Verhandlung der Beſchwerden und Die 
Entſcheidung der poffefforifchen Frage vor einem verfaffungsmäßig 
beftimmten Austrägalgerichte, auf den Grund des Art. XXI der 
W. Sch!. A. angefprochen werbe. Der Art. XXL der W. Schl. A. 
fege aber, ebenfo wie der Art. XIX; derfelben, bad Verhaͤltniß 
von Bundesgliedern zu Bundesgliedern, eine Streitigfeit derfelben 
unter einander als folchen voraus, die die Commiſſion nicht aufs 
zufinden vermöge; weßhalb fie beantrage: 
„hohe Bundesverfammlung möge erflären, daß eine Ein 
fchreitung, hinfichtlich ‚der vorliegenden Befchwerben Kurs 
hefiend gegen Bayern und Sachen =» Weimar » Eifenach, 
weder in dem Art. XIX, noch in bem Art. XXL der 
| W. Schl. A. begründet fey. « 
1831, Hierauf erflärt Kurheffen, ebendafelbft S. 60: 

„daß, in Erwägung, daß die beiden gegnerifchen Regie⸗ 
rungen in ihren, auf bie dieffeitig erhobenen Beſchwerden 
gar nicht in Abrede geftellt hätten, daß Streitigkeiten 
zwifchen der Rurheffifchen Staatsregierung und der 
Krone Bayern undbem Großherzogthum Sadıfen- 
Weimar der Gegenftand jener Befchwerde feyen, man es 
feines Orts als überflüffig hätte betrachten können und müffen, 
diefen Gegenftand ausführlicher zu erörtern; ba jedoch in 
dem oben gedachten Öutachten unterftellt und angenommen 
werde, daß es noch zur Zeit nur auf Privatanfprüdhe 
antomme, fo trage die Kurfürftliche Geſandtſchaft darauf 
an, daß mit Ausſetzung der Beichlußnahme, jener That: 
beftand in diefer Beziehung weiter aufgeflärt und ihr hierzu 

eine angemefjene Frift geftattet werde. « 
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Hierauf wurde S. 60. beichloflen: | 1831, 
„den Vortrag ber Eommiffion an die höchiten und hohen 
Regierungen einzufenben, und ben betheiligten Regierungen 
zu überlaffen, ihre etwaigen Erklärungen binnen drei 
Wochen nadızutragen, damit bei der Inſtructions⸗Erthei⸗ 
Img und Abftimmung noch darauf Rücficht genommen 
werden fünne. « . 


Die erfte nad, diefem Befchluffe erfolgte Abftimmung war 
die von Baden, Sess. VII. $. 50. ©. 151. für Einleitung 
eined Verfahrens nad, Art. XL und XXL; dann finden wir zunächft 
in den Protofollen eine Kurfürftl. Heflifche Erklärung, Sess. VIIL 
$. 64. ©, 203, in welcher, umter wiederholter Darftellung ber 
Thatumftände und unter Mittheilung der von der Königl. Bayertfchen 
Negierung des Untermainkreifee unterm 1%. Mai 1817, 
(1831, S. 245. 246.) und von der Grßhzgl. Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eifenachifchen Regierung unterm 25. Auguft 1818, Cebendaf. ©. 
247.) exlaffenem Reſcripte, durch welche die Zurüczahlung ber 
in dem Königl. resp. Grßhzgl. Gebiete ausſtehenden Eapitalien 
der Fuldaifchen Anftalten und milden Stiftungen unterfagt worben 
war, auszuführen gefucht wird: 

„daß es hier allerdings von Streitigkeiten eines Bundes⸗ 
ſtaates gegen einen andern handele, ſonach der von Kur⸗ 
heſſen eventuell in Gemaͤßheit des Art. XXI der W. Schl. 
Akte geſtellte Antrag begründet fey. « | 


Diefer Erflärung folgte, Sess. IX. $. 74. ©. 268. eine ats ıssı, 
dere von Grßhzgl. Sächfifcher Seite, fich auf frühere Erflärung 
beziehend; fo wie Sess. XV. $. 108. ©. 460. eine Abftimmung 
von Grßhzgl. Luremburgifcher Seite, dem Badiſchen Votum beis 
tretend; und Sess. XIX, $. 130. ©. 819, deßgleichen eine von 
K. Sachſen, für Verfahren nach den Art. XI. und XXL 


In Sess. XX. $. 137. ©. 827. gab der Königl. Bayerifche 
Geſandte eine ausführliche Erflärung ab, worin die Redytmäßig- 
feit der von der Bayerifchen Regierung in der vorliegenden Sache 
ergriffenen Maßregel wiederholt behauptet und mit Gründen unters 
fügt wird; auf welche Kurheſſiſcher Seits, ebenbafelbft S. 533. 
flatt aller Erwiberung, bemerkt wurbe, daß es fich dermalen bei 
ber hohen B. B. nur um bie Frage handele: 
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„ob die Einleitung der poſſeſſoriſchen Klage Kurheſſens 
gegen die beiden öfters genannten Regierungen ſtatt haben 
folle ⸗ 

1831. Die noch fehlenden Abſtimmungen erfolgten noch in demſelben 
Jahre, und zwar: Sess. XXV. $. 161. S. 889. von Preuſſen; 
Sess. XXVII. $. 175. S. 620. ven Holſtein und Lauenburg; 
Sess. XXXUI. $. 214. ©, 782. von Defterreich; Sess. XXXV. 
$. 228. ©. 796. von den freien Städten, Sess. XXXVI. $. 235. 
S. 812. von Hannover; Sess. XXXVII. $. 244. ©. 832. von 
Mürtemberg, Braunfchweig und Naflau, Medlenburg- Schwerin 
und Strelitz, ber 15ten und ber 16ten Stimme. 

Praſidium beantragt hierauf, Sess. XL. $. 278. ©. 881. — 
da Die Grßhzgl. Hefliiche Gefandtfchaft, deren Abftimmung noch 
fehlte, den Beſchluß dadurch nicht aufhalten wollte, — 

"daß, nachdem fic, die Mehrheit ber Stimmen für die 
Einleitung des Austrägalverfahrens auf den Grund des 
Artifeld XT. der Bundes» umb des Artikels XXI der W. 
Schl. Akte ausgeiprochen habe, eine Commiflion von drei 
Mitgliedern zu wählen fey, welcher der Verſuch einer güt⸗ 
lichen Ausgleichung der Streitfache zwifchen Kurheſſen 
und 8. Bayern aufzutragen fey.« 

1831, Nach vorgenommener Wahl wurde ©. 882. folgendermaßen 
beſchloſſen: | 

„1) Die aus ben Gefandten von K. Sachſen, Baden, und 
Mecklenburg: Schwerin und Strelik gewählte Commiſſion 
wird erfucht, zwiſchen Kurheſſen und K. Bayern”) eine güts 
Viche Ausgleichung ihrer Streitigkeit wegen geifllicher und 
weltlicher Stiftungen in Fulda zu bewirken; 

„2) im Falle aber, daß der Verſuch der Güte ohne Erfolg 
bleiben follte, werden, nach erftattetem Commiſſionsberichte, 
die im Streite befangenen Bundeöglieder fich binnen ſechs 
Wochen erklären, ob fie fich über ein Compromiß vers 
einigt, oder welched oberfte Gericht eincd Bundesſtaats 
fie gewählt haben, um demfelben ald Austrägalgericht die 
rechtliche Entfcheidung diefer Angelegenheit auf den Grund 


— 





*) Derſelbe Beſchluß wird ebendaſelbſt auch in Beziehung auf Kurheſſen 
und Sachſen-Weimar und Eiſenach gefaßt. 
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des Artikels XI. der Bundes⸗ und des Artikels XXI. der 
W. Schl. Alte zu übertragen. « 

Auf diefen Beichluß erftattete der Grßhzgl. Badiſche Ges 
fandte, ald Referent der befonderd ermwählten Vermittelungs⸗ 
Eommiffion, i. 3. 1832, Sess. XXI. 6.225. S. 007. u. flgd. Bors 103. 
trag, tworin derſelbe anführt: 

„Daß die Commiſſion, welche fich durch den Inhalt der 
Alten nicht in den Stand geſetzt fühe, Vergleichsvorſchlaͤge in 
diefer Sache mit einiger Sicherheit entwerfen zu fünnen, glaube, 
dem ihr ertheilten Anftrage am beften Dadurch zu genügen, daß 
fie an die betreffenden Gefandten unterm 29. December v. 5 
ſchriftlich das Erfuchen richte, der Commiſſion die Anfichten ihrer 
Regierungen über die Ausführbarkeit eines Vergleichs mitzutheilen. 
Diefem Erfuchen ſey von Kurheffiicher Seite baldigft, jedoch von 
Bayern und Großherzogthum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach nur theil- 
weife entfprochen worden, weßhalb fich bisher die Commiſſion 
außer Stand gefehen habe, angemeflene Bergleichevorfchläge zu 
entwerfen. 

„Da jedoch von Sekten Kurheſſens fortwährend, wiederholt 
und dringend die Herbeiführung einer endlichen rechtlichen Ent- 
ſcheidung in Anregung gebracht worden, fo halte füch die Gom- 
wiffion, in Gemäßheit des Art. XXL der W. Schl. A. und des 
Bundesbefchluffe vom 16. Juni 1817 für verpflichtet, der Ents 
fcheidung einer hohen B. V. anheim zu geben, ob nicht fchon jetzo 
die weitereh Vorbereitungen zur Erwählung eines Austrägalge- 
richtd getroffen werden follten. Zu dieſem Antrage halte fich die 
Sommiffion um fo mehr verpflichtet, ald von Kurheflifchen Seite 
der Antrag auf Anwendung ded Art. XIX. der W. Schl. A. ges 
ſtellt, und der Art. XXL diefer Alte nur eventuell in Anfpruch 
genommen worden fey, woraus erhelle, daß der Streit, wenn 
er auch nunmehr nach Art. XXI der W. Schl. U. feiner Ers 
ledigung zugeführt werden müfle, dennoch zunächſt ein poflef- 
forifcher fey, indem Kurheffen, als Elagender Theil, die Aufs 
hebung ber von Bayern und Grßhzgth. Sachen Weimar vers 
fügten Befchlagnahme der fraglichen Fonds verlangt habe, und 
diefe Anftcht Baher wohl auch vor dem Ansträgalgerichte geltend 
zu machen fuchen werbe. 

„Wenn aber die hohe B. B. bei fonftigen Streitigkeiten 
zwifchen Bundesgliebern, welche Thätlichkeiten beforgen laſſen, vor 
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132, Allem für Aufrechthaltung bed Beſitzſtandes zu ſorgen und Dabei 
mit möglichfter Befchleunigung und unter Anfegung kurzer Ter- 
mine zu verfahren habe; (Art. XIX. und XX. der W. Schl. 4.) 
fo würden biefe Beftimmungen bei der poflefforifchen Klage, welche 
nad; Maßgabe des Art. XXL der W. Schl. A. erhoben würbe, 
wenigftend in fo fern eine analoge Anwenbung finden müffen, 
als die Vermittelungs⸗Verhandlungen über einen flreitigen Befit- 
ftand nicht über die Maßen ausgedehnt, fondern bei andauernder 
Verzögerung der erforberlicyen Erklärungen der Betheiligten, unb 
bei anfcheinender Erfolglofigkeit der Bemühungen der Vermittelunges 
Commiſſion, ohne weiteren Zeitverluft für gefchloflen erklärt 
würben, « 

Hierauf wurde ©. 911. befchloffen: 

4Nachdem der Bermittelungsverfuch in biefer Streitfache 

Ä bieher ohne Erfolg geblieben ift, fo werden die Regie 
. rungen von Bayern, Kurheflen und Großherzogthum Sachſen⸗ 
Weimar und Eifenach aufgefordert, fich binnen feche Wochen 
zu erffären, ob fie fich über ein Gompromiß vereinigt, ober 
welches oberfte Gericht eined Bundesſtaats fie gewählt 
haben, um bemfelben ald Austrägalgerichte die rechtliche 
Entfcheidung ihrer Streitigkeit wegen der geiftfichen und 
weltlichen Stiftungen in Fulda auf den Grund des Artikels 
XI der Bundes⸗ und ded Artikels XXL der W. Schl. 
Alte zu übertragen. « | 

In Folge diefes Beſchluſſes erflärte der K. Bayerifche Ges 

ı832,fandte, Sess. XLV. $. 927. ©. 1888.: 

‚daß feine Regierung bei einem eintretenden Austrägals 
verfahren die oberften Gerichtshöfe von Defterreich, Hans 
nover und Würtemberg in Antrag bringe, daß jedoch dies 
felbe geneigt fey, nicht bloß den angeregten Streit, fon- 
dern die gänzliche Auseinanderfegung ber Abtheilung ber 
Fuldaifchen Gentralftiftungen zwifchen den betreffenden Re 
gierungen der compromiffarifchen Entfcheidung der Koͤnigl. 
Mürtembergifchen Regierung anheim zu ftellen. « 

Der Grßhzgl. und Hzgl. Sächſiſche Gefandte trat eben⸗ 
bafelbft für Weimar diefer Erklärung bei umb beftätigte dieß noch 
in einer befondern Erflärung, Sess. XLVII. $. 560. ©. 1722. 

1833, Der Kurhefliiche Gefandte erwiberte dagegen i. 3. 1833, 
Sess. IV. $. 32. ©. 68: . 
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„daß er angewiefen worden fey, den zur petitorifchen Ers 10ss, 
ledigung der fraglichen Streitigkeiten gefchehenen Borfchlag 
abzulehnen, dagegen aber zur austrägafgerichtlichen Ents 
fcheidung des Streitö, wegen ded auf die in Rede ftehens 
den Bermögenstheile gelegten Beſchlags, das oberite Tri- 
bunal des Königreich Hannover auszuwählen und auf 
deſſen Beauftragung mit diefer Entfcheidung bei der hohen _ 
Bundesverfammlung anzutragen. « 

In Kolge diefer Erklärung wurde befchloffen: 
„Nachdem in Gemäßheit des Bundesbeichluffes vom 2. Juli 
1832, in der Steeitfache zwifchen Kurheffen auf der einen, 
dann der Krone Bayern und dem Großherzogthume Sachſen⸗ 
Weimar: Eifenady auf der andern Seite — ben auf Ber 
mögenstheile der geiftlichen und weltlichen Stiftungen in 
Fulda gelegten Befchlag betreffend — die rechtliche Entfcheis 
dung durch ein Austrägalgericht zu veranlaffen, auch zu 
dem Ende nunmehr das Königl. Hannöverifche Oberapp. 
Gericht zu Eelle ald Austrägal-Inftanz gewählt worben ift, 
fo wird 

1) der Königl. Hanmöverifche Gefandte erfucht, feinem allers 
höchften Hofe hiervon die Anzeige zu machen, Damit ber 
gebachte oberfte Gerichtöhof ald AusträgakInftanz aus Auf 
Mag und im Namen der Bunbesverfammlung in Gemäßs 
heit der Bundes⸗ und W. Schl. Alte, Dann der Bundes⸗ 
befchlüffe vom 16. Juni 1817 und 3. Aug. 1820, in 
diefer Sache den Rechten gemäß erkenne. 

2) Dem Königl. Hannöverifchen Gefandten werden zu dieſem 
Ende die bisher bei der Bundeöverfammlung und ber Vermit⸗ 
telungscommiffion gepflogenen Verhandlungen, unter Ans 
fügung obgedadhter Beichlüffe, zur weitern Befürberung 
an das Austrägalgericht zugeftellt. « 

Die’ Uebermittelung der Alten an das betreffende. Austragal⸗ 
gericht zeigt der Königl. Hannöveriſche Geſandte, Sess. VII. 
d. J. 5. 71. ©. 188. an. 


Im Sabre 1835, Sess. 1.6. 4. ©. 3. legt Präfidium der ısas, 
B. V. einen Bericht des Oberapp. Gerichts zu Gelle vom 27. Nov. 
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ı035,1834 vor (©. 4.), in welchem daflelbe einen von ihm m 
demfelben Datum erlaflenen Austrägalbefcheid in der Streit: 
Kurheſſens wider die Krone Bayern, die Befchlagnahme vor ? 
mögenstheilen mehrerer Stiftungen zu Fulda betreffend, zur Ker 
niß der B. B. bringt. Diefen Befcheid, mit dem die Berhandlun 
über dieſe Streitfache fchließen, laſſen wir hier fogleich folge. 


Bescheid des ®berappellationsgerichte zu Galle. 
Proet. v. J. 1835, Sem. 1. 6.4. ©. 4-6.) 


„In Austrägalfachen Anwalts Kurheſſens, Imploram 
wider den Anwalt der Krone Bayern, Imploraten, in p 
Beichlagnahme und Vorenthaltung mehrerer den milden Stimm 
und öffentlichen Anftalten zu Fulda im Bayerifchen Gebiete 7 
ftehenden Eapitalien und Gefälle, werben die von beiben Tri 
am 20. Mai, 19. Sunius, 26. Junius und 17. October?! 
eingereichten Schriften, Gefuch, Erceptionshandlung, Ya 
und Beförderungsgefuch rubricirt, hinc inde abfchriftlic zur Kıd 
richt mitgetheilt und von Uns Wilhelm dem Vierten x. & 
nige ıc. im Namen und im Auftrage ber hohen Deutfchen J 
zum Beſcheide gegeben: 

Demnach die der Klage, und zwar principaliter, chporm 
dilatoriſchen Einreden, der fehlenden Activlegitimation zur Cal 
der unzuläffigen Klagenhäufpung und des inepten und bdunfla 
belles, insgeſammt ald unbegründet fich darſtellen, inden 

1) in Betreff der exceptionis dificientis legitimations 
causam activae, ausweislich ber vor ber hohen Deu 
Bundesverfammlung ftatt gehabten Berhandlungen, 
allein die angeblichen Befigftörungshandlungen 
Seiten der Königlich» Bayerifchen Regierung ben E 
ftand des Streites zwifchen diefer und der Kurheſi 
Regierung abgegeben haben, hierauf alfo aud m 
Unferm Oberapp. Gerichte von der hohen Deutfchen 
deöverfammlung ertheilte Austrägalauftrag bezogen 
fann, mithin deſſen Incompetenz ob qualitaten © 
auf feine Weife, und folglich eben fo wenig det 
imploratifcher Seits hergeleitete Mangel ber implorant 
Sachlegitimation ſi ſich mit Beſtande Rechtens bei 
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läßt, fodann aber auch an und für fich Die klagende Res 
gierung, wenn gleich fie nicht ald Nepräfentantin ber bei 
dem Ausgange dieſes Rechtsſtreits etwa mitintereffirten 
milden Stiftungen und fonftigen öffentlichen Anftalten zu 
Fulda, fondern in ihrer Eigenfchaft ale höchſte Staat» 
behörde, vermöge der ihr zufiehenden Souverainetätöredhte 
Hagend aufgetreten ift, und nur fo in dieſem Austrägals 
verfahren auftreten konnte, allerdings in dem Betracht als 
zur Sache legitimirt erfcheint, als die angeftellte Klage 
lediglich die Tendenz hat, die von Kurheflen durch Staates» 
verträge erworbenen Souverainetätörechte, in fo weit fie 
bie zu feinem Staatögebiete gehörenden milden Stiftungen 
und öffentlichen Anftalten umfaflen, in ihrem factifchen 
Zuftande, fo wie derfelbe vor der von der Königlich: 
Bayerifchen Regierung verfügten, angeblic; eine Berlekung 
deffelben involvirenden Beichlagnahme verfchiedener In⸗ 
traden und Bermögendgegenftände jener Stiftungen beftand, 
aufrecht zu erhalten und wieder herzuftellen; 

2) die exceptio prohibitae cumulationis actionum aber um 
deßwillen überall feinen rechtlichen Bemerk verdient, weil 
Kurhefien die Klage im eigenen Namen kraft feiner Sou⸗ 
verainetät umd nicht vermöge eines fonfligen, ihm etwa tn 
Beziehung auf die in Frage befangenen Fuldaer Inſtitute 
suftehenben Bertretungsredytd erhoben hat, folglidy auch 
bagjenige, was bei einem folchen Vertreter mehrerer ver: 
fchiedener phyſiſcher und moralifcher Perfonen zur Anwen⸗ 
dung fommen mußte, wenn derjelbe in diefen feinen vers 
fchiedenen Qualitäten in einem und demfelben Libelle klagend 
auftreten wollte, hier einen rechtlichen Einfluß nicht aͤußern 
kann; endlich auch 

3) die eingereichte Klage, wenn gleich fie in fo fern noch zu 
ergänzen und zu verbeflern feyn würde, ale darin der 
Zeitpunkt der erfolgten Beichlagnahme der Zinfen und Ge⸗ 
fälle nicht näher angegeben ift, welches in dem Betracht 
nothwendig erfcheint, als das Petitum der Klage zugleich 
mit darauf gerichtet worden, die Königlich » Bayerifche Re⸗ 
gierung anzumeifen, daß fie den Bayerifchen Staatskaſſen⸗ 

altungen die Zahlung der biöher vorenthaltenen, mits 
rüdftandigen Zinfen von ben, den fraglichen Fuldaer 
32 * j 
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Stiftungen ſchuldigen Capitalien aufzugeben habe, 
keineswegs dergeſtalt dunkel und unvollfländig ſich 
daß danach der Implorat für berechtigt gehalten 
fonnte, fich einer ordnungsmaßigen Einlaffung auf 
felbe zu entziehen, 
fo wird der Implorat mit diefen feinen bilatorifchen Einretud 
und zur Ruhe verwiefen. 
„Denmach dagegen 
4) die gleichfalls als eine proceßhindbernde vorgeſchithte er Br 
ceptio spolü fich nicht allein, geftügt auf Die Beftinmung 
des : canonifchen Rechts, inöbefondere bed Cap. 2. X.% 
ordine cognitionum, als rechtlicd, begründet, fondern as, 
da fie aus ben eigenen Zugeftänbniffen ber implorantiſta 
Regierung, fowohl in ihrem allhier eingereichten Klaglixk, 
ald auch aus den vor ber hohen Deutſchen Bunberw 
fammlung ftatt gefundenen Verhandlungen entnommen i, 
als keines weitern Beweiſes bedürftig ſich darſtellt, au 
wogen bie auf Seiten ber Kurheflifchen Regierung ws 
fügte Belchlagnahme von Capitalien, welche Koniglid 
Bayerifche Pfarreien aus dem Kurheflifchen Gebiete zu be 
ziehen haben, als eine an fich gefegwidrige Selbkhilt 
betrachtet werben muß, welche, wenn fie auch nad alye 
meinen völferrechtlichen Grundfägen, aus dem Geld 
punkte einer erlaubten Nepreflalie oder aus dem einer m 
laubten Retorfionsmaßregel betrachtet, fich vechtferngen 
ließe, dennoch in Gemaͤßheit Der im Art. XI. der Dentiher 
Bundesakte enthaltenen Beftimmung, der zufolge bie Tun 
beöglieber fich verbindlich gemacht haben, einander me 
teinerlei Borwand zu befriegen, noch ihre Streitigkeiten 
mit Gewalt zu verfolgen, auf feine Weiſe dem a 
Bundesſtaate gegen den andern zufteht, vielmehr die Krıw 
Bayern wohl befugt ewfcheint, die in jener eigenmaͤchige 
Verfügung enthaltene Berlegung der ihr über, die g 
dachten Pfarreien zuſtehenden Souverainetäts s und Schw 
Rechte ald exceptio spolii mit rechtlichem Effecte gelte 
zu machen, 
fo-wird der Implorant vorerft und bis dahin, daß bie in Re 
ftehenden, von der Kurhefliichen Regierung unter dem Koran 
von Repreſſalien gegen Königlichs Bayerifche ——— — 
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rreftatorifchen Maßregeln wieder zurückgenommen feyn werben, 
it feiner wider den Imploraten erhobenen Klage abgewielen, 
doch unter Compenſation aller von beiden Theilen auf das all 
ier bis jeßt ftatt gefundene Proceßverfahren aufgewandten Koften. 

»Webrigend werben beider Theile Anwälte hiermit noch an⸗ 
ewieſen, fich bei ihren etwa erfolgenden ferneren fchriftlichen Ein 
aben bedjenigen rubri cansae zu bedienen, wie folches im Eins 
ange diefed Beſcheides angegeben ift. 

Celle den 27. November 1834. 

Ad Mandatum ete. « 
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von Hannover, ®ldenburg, Braunschweig, Massau und den fra 
Städten Bremen und Srankfurt, gegen Kurhessen, wegen verleizur 
Bertrags - Verbindlichkeiten. | 


1082, Im Sahre 1832, Sess. XVII. $. 171. S. 684. u.flgbe. gan 
die Gefandten von Hannover, Oldenburg, Braunfchweig, Naſa 
und von den freien Städten Bremen und Frankfurt eine gem 
fchaftliche Befchwerde gegen Kurheflen zu Protokoll, deren weit 
licher Inhalt folgender: 

„Am 24. September 1828 wurde zwiichen den Benollmit- 
tigten von Hannover, K. Sachſen, Kurheflen, Sachen» Wem: 
Eifenady, Braunfchweig, Heflens Homburg, Naflau, Dldendun, 
Sacfens Altenburg, Sadıien- Eoburg- Gotha, Sadyfen- Meiningen, 
Neuß älterer und jüngerer Linie, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, fo wie 
denen der freien Städte Bremen und Franlfurt ein, nachher and 
allfeitig ratificirter, Vertrag abgefchloffen, vermittelft deſſen det 
Pegierungen in einen Verband traten, beflen Zweck — wie Mi 
Worte lauten — ift: 

‚im Sinne des Art. XIX. der Deutfchen Bundesafte ein 
möglichft freien Verkehr und ausgebreiteten Handel, fowel 
in feinem Innern unter den Vereinsſtaaten ſelbſt, als nad 
Außen zu befürbern, auch die Vortheile, welche in dia 
Hinficht einem einzelnen Staate durch feine geographidt 
Lage und fonft gewährt find, foweit es die finanielm 
und merfantilifchen Verhaͤltniſſe deflelben nur immer 96 
ftatten, auf das Ganze zu übertragen, zu erhalten m 
ficher zu ftellen.« | 

Unter den ebendafelbft angegebenen einzelnen Bedingungen 
ift noch vorzüglich hier aufzuführen, daß in dem zweiten Artv 
tel des Vertrags feſtgeſetzt wurde: | 

„Die Dauer des Vereind geht vorerſt bis zum 31. Te 
cember 1834,« | 
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nd in dem vierten Artifel: . 
„bie genannten Staaten verpflichten fi, einfeitig, d. h. 
ohne ausdrückliche Beiftimmung des ganzen Bers 
eind, mit feinem auswärtigen, in dem Vereine 


nicht begriffenen Staate in einen Zoll: oder 


Mauth-Berband zu treten.“ 


Gegen den wörtlichen inhalt diefer fo eben angeführten 
sierlichen, von des Kurfürften von Neffen 8. H. Höchſtſelbſt un- 
edingt ratificirten Verträge, hat es jedoch der Kurfürftl. Heffifchen 
Staatöregierung gefallen, in den Königl. Preuffifchen und Grßhzgl. 


3? 


jeflifchen Zoll und Maut Berband, nad, einem im offenen Drud, 


sit allen dazu gehörenden Tarifen erfchienenen Vertrag zu tre 
en, und die Ausführung hat mit dem Anfange diefed Jahres, 
ler Bermahnungen und Gegenvorftellungen ungeachtet, factifch 
egonnen. . 


Da nun alle fchriftlichen und mündlichen Vorftellungen bei 
er höchſten Kurheflifchen Staatsbehörde gegen diefed vertrags⸗ 
pidrige Unternehmen, wie fchon erwähnt, fruchtlos gewefen, ja 
jemachte Vergleichsverſuche Hannovers theild abgelehnt, theils 
der nicht auf eine Weife aufgenommen worden find, worin eine 
ſinreichende Garantie für die Zukunft erblict werben kann, fo 
mitt alfo der in dem Artifel XI. der B. Akte gegründete Beruf 
ner hohen B. DB. ein, diefe Differenz zwifchen Bundesftaaten zu 
bundeögefeglicher Erledigung zu bringen. 


. Da nun nad, Artifel XIX. der W. Schl. A. vor Allem für 
die Aufrechthaltung des Befigftanded Sorge getragen werben fol, 
ſo wird eine hohe B. V. um fo gemeigter ſeyn, vor der Einleis 


hing des Verfahrens nach jenem Artikel XL der B. A., wegen 


des Beſitzſtandes Verfügumg zu treffen, als fich bie nachtheiligen 
Wirkungen täglich vergrößern und am Ende durch Entfejäbigung 
laum zu erftatten feyn bürften. 

Zugleich aber verbinden die Gefandtfchaften der oben bes 
mertten Regierungen mit Diefem Antrage auch noch in der Haupt: 
ſache den andern, baß es einer hohen B. B. gefallen wolle, das 
m Art. XXL der W. Schl. A. bezeichnete Verfahren einzuleiten, 
damit yon ihnen, in Entftehung einer gütlichen Vermittelung, ihre 
rechtlichen Anfprüche wegen Richterfüllung eingegangener Vertrages 
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1032, Verbindlichkeiten, fo wie ihre daraus entſpringenden (Enticak: 
gungöforderungen, im Wege des austrägalgerichtficyen Verfahren 
gegen bie höchfte Kurheflifche Regierung unverzüglich geltend ge 
macht werden koͤnnen. 

Dad Nähere hierüber ebendaf. Sess. XVOL $. 11. 
S. 684.—692.; Beilage 1.—5. ©. 718. - 734. 


Es wurde hierauf ©. 692. beichloffen: 
» der möglichft baldigen Erflärung der Kurfürftlic: Hat 
fchen Regierung entgegen zu fehen.« 

Da binnen ſechs Wochen die Abgabe der Erklärung vo 
Kurheffen nicht erfolgte, fo trugen die ſechs befchmerbeführenen 
Staaten, Sess. XXIV. $. 233. ©. 988. darauf an, nunmehr der 
höchften Kurfürftl. SHeflifchen Regierung eine endliche Friſt vor 
vierzehn Tagen anzuberaumen, und im Entftehungsfalle diejenige 
Maßregeln zur Wiederherftellung des erwiefenermaßen geiler 
Befisftandes fofort zu befchließen, welche die Hagführenden Dur 
beöftaaten von der B. ®. in Gemäßheit des von berfelben nat 

- dem Art. XIX. der W. Schl. 4. verfaſſungsmaͤßig angerufen 
Schußes, zu erwarten berechtigt feyen. 

1038, Auf das hierauf geftellte Erfuchen der B. DB. erhielt Ir 
heſſen auf feinen Antrag, Sess. XXVIL $. 274. ©. 1019. air 
abermalige Friftverlängerung von vierzehn Tagen, worauf * 
Sess. XXXI. $. 328. S. 14128. eine Erwiderung und Verwal 
gegen jeberweited Einfchreiten der B. V. abgab, in Folge bein, 
zur Begutachtung dieſes Gegenftandes, auf Präftbialant 
(5. 1132.) eine Eommiffion aus den Gefandten von Oeſterttih— 
HolfteinsLauenburg, Mecklenburg⸗Schwerin und Gtrelig ebe 
dafelbft erwählt wurde. Eine nachträgliche Erklaͤrung ühage 
Kurheffen, Sess. XXXVIL $. 424. S. 41999. in welder Si 
der Holfteins Lauenburgifche Gefandte, Namens ber Conmiſin 
zugleich, (S. 1311.) ein ausführliches Gutachten über dieſen & 
genftanb erftattete, und ſchließlich &.1329. den Antrag Helle: 

eine Bermittelungs-Eommiffion- zur Beilegung bieler Str 
fache zu erwählen, und im Falle des Mißlingend ber af 
trägalgerichtlichen Weg einzufchlagen. 

Bei der hierüber erfolgten Abftimmung traten fammidt 
Gefandtfchaften im Wefentlichen dem Commiffiond s Antrag be 
nur Kurheſſen trug darauf an: Die durch einen B 
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Ausſchuß zu verfuchende Bermittelung nicht auf die Verhältniffe 1482. 
derjenigen Staaten zu Kurheſſen, welche jene Beſchwerde geführt 
haben, zu beichränten, fondern auf die Verhältniffe der ſaͤmmt⸗ 
lihen Staaten des mitteldeutfchen Vereins zu erftredlen; wogegen 
jeboch, ohne Einfpruch der übrigen Gefandtichaften, Präfibium ers 
widerte, daß, nachdem bie Befchwerben nicht gegen bie übrigen, 
an dem fogenannten mittelbentfchen Handelsvereine betheiligten 
Regierungen gerichtet feyen, dieſe auch, falls fie fich nicht aus⸗ 
drüdlich Dazu bereit erflärten, nicht in das Bermittelungsverfahren 
gezogen werben fünnten, fo wenig ald bei dem Austrägafverfahs 
ten eine Adcitation zuläffig fey. Hierauf wurde durch Beichluß 
eine aus den Gefandten von Oeſterreich, Baden und Holfteins 
kauenburg daſelbſt auf Präfidialantrag ermählte Commiſſion ers 
acht, (&. 1330.) ſich dem Bermittelungsverfuche zu unterziehen, 
und im Entftehungsfalle dad Austrägalverfahren einzuleiten. 


Noch ehe von der Vermittelungds-Commiflion Vortrag erftat- 
tet worden, äußerten fich die ſechs befchwerdeführenden Staaten, 
dess. XLIH. $. 503. ©. 1848. auf die von Kurheſſen Sess. XXXI. 
und XXX VII. abgegebenen Erflärungen bahin, baß fie den darin 
gemachten Behauptungen in Allem wiberfprächen, und desfalls 
Richt eingeräumt haben wollten, indem bie leicht zu bewirkende 
Widerlegung nur vor ein Austrägalgericht gehöre, und fie einft 
weilnm dad Ergebniß des Vermittelungs⸗Verfahrens abwarten 
wollten. 

Der Bericht der Vermittelungsd-Eommiffion erfolgte, Sess. XLVL 
$. 545. ©. 1678. durch den Holfteinstauenburgifchen Gefandten, 1822. 
und ed erhellt aus ihm, &.1682. daß die Bermittelung’ ald miß⸗ 
lungen betrachtet werben müfle. 

Man fehe die näheren Verhandlungen und einzelnen Er- 
Mnmgen, ©. 1678.—1692. in deren Gemäßheit Präflbium, 
©. 1690. folgenden Antrag ftellt: 

»1) Die KurfürftlichsHeffiiche Negierung wirb aufgefordert, 
behufs der Bildung einer Austraͤgal⸗Inſtanz, binnen fech® 
Wochen drei Bundesglieder vorzufchlagen, aus welchen die 
Hagenden Staaten eind zu wählen haben; jeboch follen 

„2) in Folge der neueften Erffärumg der Elagenden Staaten, 
die Bergleichds Verhandlungen auch noch während ber für 
den Borfchlag von drei Bunbeögliebern Laufenden Friſt, 
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1838, in bem Kalle, daß während derfelben von Kurheſſer Be: 
gleichs⸗Vorſchlage an die Vermittelungs⸗Commiſſion ge 
langen ſollten, fortgefegt werben, und es wird zu dieen 
Ende der Auftrag der Bermittelunge » Commiffton für die 
Dauer biefer Frift erneuert. «“ 

Kurheflen erklärt, daß es an Einleitung eines Ansträgalen 
fahrensd ohne vorherige Erörterung der Kragen, welche fid eigen⸗ 
lich zur Entſcheidung eined Gerichtöhofs eignen C welchen Ar 
finnen Praͤſidium S. 1691. ferner Prot.1833, S.44. als Tegal w 
thunlich, nicht entfprochen hatte) keinen Theil nehme, und fü 
vielmehr gegen jede nachtheilige Folgerung aus einem Behhlft 
verwahre. Diefer Verwahrung fchließt ſich Preuffen umd Hei: 
Darmftadt an. 

Deſſen ungeachtet ward ber obige Antrag Präfibiums ©. 16% 
zum Befchluß erhoben. ’ | 

1833- In dem Jahre 1833, Sess.IIL 5.19. 6.301 —44. gab Bay 

eine Erflärung ab und machte in berfelben einen Antrag af get 
feßung der Vermittlung mit vorläufiger Ausfegung der Audtrigl 
frage. Hierüber äußerte fich Preuffen mit dem Antrage auf 5 
ftructionds Einholung über den Bayerifchen Antrag. Zugleich be 
antragte Kurheflen ebendafelbit eine fech&wöchentliche Friſtre— 
längerung zur Fortfegung ber Vergleic,d » Verhandlungen, wo 
gegen fich die ſechs befchwerbeführenden Staaten erffärten. Pr 
fidium reaffumirt alsdann den eigentlichen Stand biefer Ste: 
fache, worauf nad, gehaltener Umfrage und Abftimmung, wode 
vorzüglich der Gefandte von Hoiftein und Lauenburg bie Bit 
frage erörtert, auf Borfchlag Praͤſidiums, ungeachtet einer ar 
maligen verwahrenden Erklärung (S. 42.) von Kurheflen, M 
Preuffen, Bayern und Grßhzgth. Heſſen unterſtützen (S. 4, 1" 
gender deſinitiver Beſchluß gefaßt wird: 

„1) Nachdem feit dem Bundes» Befchluffe vom 6. Decenbe 
1832 die bundeögefegliche Frift von ſechs Wochen bat 
abgelaufen und während derfelben von Seiten Kırrhefen 
ein Borfchlag von drei unparteiifchen Bundesgliedern, behuf 
der zu bildenden Austrägals Inftanz, nicht erfolgt it, 1 
geht dieſes Borfchlagsrecht nımmehr an die Verfammlı) 
des Bundestags über. 

„2) Die Bunbestagsgefandtfchaften werben binnen vier Bode 
über die vorzufchlagenden drei Bundesglieder abfiimmen, U) 
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ed wird demnach ber Bunbeöbefchluß, durch welchen ben 1983, 
Hagendben Staaten brei unparteüfche Bundesglieder behufs 

der Austrägals Inftanz vorzuſchlagen find, am 14. Februar 

d. %. gefaßt und hiernächſt das Weitere nadı Anleitung 

der Ausdträgals Ordnung veranlaßt werben, inſofern die 
ftreitenden Theile ſich bis dahin nicht über ein Compromiß 
vereinigt haben. 

3) Falls während diefer Frift von vier Wochen von Seiten . 
Kurheflend die Erklärung auf die VergleichBvorfchläge vom 
21. October v. 3. an bie bisherige Vermittelungs⸗Commiſſion 
gelangen follte, wird dieſe Commiſſion den Bermittelungs- 
Verſuch wieder aufzunehmen ermächtigt und zu dem Ende 
ihr Auftrag hiermit neuerdings auf die Dauer diefer vier 
Wochen erftrecft. « 


In Sess, V. 6. 39. ©. 78. — 108. des Prot. von 1833 gab 
Preuffen eine. ausführliche, über alle Verhältniffe diefer Differenz 
fih verbreitende Erklärung, mit vorläufigen Bemerkungen zu den 
Verhandlungen in der IN. Sigung ab, worin ed vorzüglich aus⸗ 
führen fuchte: daß die Streitfache nicht vor ein Austrägalgericht 
gehöre, und allein durch Vermittelung beigelegt werben könne. — 
Hiergegen erflärten fich ebendafelbft die ſechs befchwerdeführenden 
Staaten, und ed warb &. 96. befchloffen: 

» Die Bundesverſammlung beziehe ſich auf den früheren Ber 
fchfuß von Sess. MI. d. 3. und es bleibe den Regierungen 
überlaffen, die Gefandten mit Weifungen über die Preuflifche 
Erklärung zu verfehen, welche mit Beichleunigung einzus 
fenden. « 

In derfelben Situng ©. 97. gab bie Vermittelungs⸗Gommiſſi on 
eine rechtfertigende Erklärung zu Protokoll hinſichtlich einiger Punkte 
in der Königl, Preuflifchen Erklärung. 


Prüfdiun macht Sess. VO.$. 55. ©, 146.—14185. einen Ans 4as, 
ag wegen bed Vorſchlags dreier unparteiiſchen Bundesglieder 
durch bie B. V. zur Auswahl eined derfelben als Austrägafgericht Durch 
die Hagenden Staaten. Kurheſſen erflärt hierauf, die geeigneten 
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1033, Vergleichs⸗Vorſchlaͤge ben betreffenden Staaten mitgetheilt zu 
haben, was durch ben Königl. Hannöverifchen Gefanbten für feinen 
Hof und die Vermittelungs⸗Commiſſion in Abrede geftellt wird, 
weicher auf Einhaltung des bundesgeſetzlichen Ganges beficht. 
©. 147. Diefer Erklärung fchlieffen ſich Braunfchweig, Naflan, 
Oldenburg, Frankfurt und Bremen an. 


Nach erfolgter Umfrage und Abitimmung, wobei Deſter⸗ 
reich beantragte, gleichzeitig mit der Faſſung eines Beſchluſſes 
über bad zu erwählende Austrädalgericht, den ftreitenben Theilen 
eine neue Frift von fechd bis acht Wochen zur gütlichen Au 
gleihung und Beendigung ihres Streites zu gewähren, ba nad 
ber biöherigen Erfahrung in früheren Streitfällen, von dem Tage, 
wo bie Beftellung eined Austrägalgerichtd verfaflungsmäßig be 
fchloffen wurde, bis zur Anzeige ber betreffenden Gefanbtichaft, 
daß die Alten an das gewählte Austrägalgericht gewiefen worben 
feyen, gewöhnlich dieſer Zeitraum verfloffen fey; wobei aber bie 
Bota von Preuffen, Bayern, Baden, Kurheflen und Grßhzgthb. 
Heffen von ben Anfichten ber Mehrheit abwichen, ward ©. 154. 
beſchloſſen: 


„Die Bundesverſammlung bringt den Regierungen von 
Hannover, Oldenburg, Braunſchweig und Naſſau, fo wie 
den freien Städten Frankfurt und Bremen, Se. Majeſtaͤt 
den Kaifer von Defterreich, Se, Koͤnigl. Hoheit den Groß 
herzog von Baden und Ge. Königl Hoheit ben Gr 
hberzog von Medlenburg» Schwerin als diejenigen Bundes⸗ 
glieder in Vorfchlag, aus welchen fie eines gu wählen haben, 
und überläßt den betreffenden Gefandtichaften, ob fie zur 
Auswahl eined Bundesgliedes eine angemeflene Friſt fi 
vorbehalten wollen, oder ob fie fofort bie getroffene 
Wahl der Bimbeöverfammlung zur Anzeige zu bringen 
vermögen? « 


Hierauf erflärten die fechd klagenden Staaten, daß fie ſich 
in dem alle befünden, fofort Se. Majeftät den Kaifer von 
Defterreich ald dasjenige Bundesglied zu bezeichnen, beffen oberſte 
Juſtigſtelle in Wien ald die gewählte Austraͤgal⸗Inſtanz zu be 
teachten feyn werde. Es warb nun nach gehnltener Umfrage 
ferner per majora ©. 155. befchloffen: | 
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»1) Die Geſandtſchaft von Deſterreich zu erſuchen, ihrem zass, 
allerhöchtten Hofe die Anzeige zu machen , Damit Die oberfte 
Suftigftelle in Wien ald Austrägal-Inftanz, in Gemäßheit 
der Bundeöbefchlüffe vom 16. uni 1817 und vom 3. 
Auguft 1820, im Namen und aus Auftrag der Bundes 
verfammlung in biefer Streitfache den Rechten gemäß ers 
kenne. 

„2) Die Bundescanzlei⸗Direction wird angewieſen, die in der 
Bandesverfammlung und bei der Vermittelungs⸗Commiſſion 
gepflogenen Verhandlungen, unter Anfügung der oben ers 
wähnten Bunbesbefchlüffe, nadı Ablauf von acht Wochen, 
vom heutigen Tage an gerechnet, unb infofern bie dahin 
eine Erklärung beider ftreitenden Theile, wegen Einftellung 
des austrägalgerichtlichen Verfahrens, zum Protofolle ber 
Bundesverfammlung nicht erfolgt feyn follte, ohne daß es 
dieferhalb eines weitern Beſchluſſes bebürfe, der 8. K. 
Defterreichifchen Gefandtichaft zur Beförderung an die als 
Aus traͤgal⸗Inſtanz gewählte oberfte K. K. Juſtizſtelle zu 
übergeben. « \ 


Die weiteren Verhandlungen in den Bundestagsprotofollen, 
feit dem 14. Febr. 1833, bis zur Aktenverſendung find folgende: 


Hannover giebt Sess. VIIL $. 69. ©. 177. über und gegen 
die Sess, III. und Sess, V. des Jahrs. 1833 vorgebradhten Erfläs 
rungen von Preuſſen und Bayern eine Erflärung ab. 


Kurheffen giebt, Sess. XV. $. 135. ©. 394. zur Befeifigung 
der gemeinfchaftlichen Befchwerde, ein Schreiben des Hurfürſtl. Mis 
niſteriums ded Auswärt. an das Hannöverifche Gabinetsminifterium 
vom 6. Det. zu Protofol, worauf auf Antrag der Gefandten 
der Hagenden Staaten, unter Aufrechthaltung des Befchluffes de 
14. Febr. und bis auf weitere erhaltene Inſtruction S. 396. 
befchloffen warb: 

„ber Abfendung der Alten vorerft Anſtand zu geben. « 


In Sess, XXIV. $. 242. ©. 539, giebt Hannover abermals 
eine Erklärung ab, theilt ein weiteres Schreiben des Kurheflifchen 
Miniſteriums vom 30. April mit und trägt nun auf unverzügliche 
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ısa3, Ablieferung der Alten nadı Wien an; welchem Begehren die un 
deren klagenden Staaten beipflidyen. Kurheflen verwahrt fid 


ebenbafelbft ©. 541. gegen dad audträgalgerichtliche Verfahren, | 


und Luremburg bevormwortet beſonders, ben ermählten Audträgab 


hof zu beauftragen, auch namentlich die Kragen zu beantworten: 


ob Kurheſſen zu einer Entſchaͤdigung gegen dem mit 


deutfchen Handelsverein verbunden fey, weil es bie Br 


abrebung eined früher mit demfelben abgeſchloſſenen Be: 
trage nicht erfüllte? und im Bejahungsfalle, worin dide 
Schadloshaltung zu beftehen habe? 
Hierauf wırde S. 541. befchloffen: 
„die Ganzleidirection zur Abfendung der Alten nadı Wir 
zu beauftragen. « 
Die Anzeige, daß diefelben dem erwählten Austrägalgericte 
übergeben worden feyen, madıt der K. KR. Defterreichiiche Ge— 
fandte Sess. XXX. $. 299. ©. 643, 
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Beschwerde 
des Fürsten von Waldeck gegen die Grofsherzoglich - Gessische 
Regierung, wegen einseitiger Aufhebung vertragsmäfsiger Verhältnisse, 
so wie wegen Besitzstörung. 


Im Sahre 1837, Sess. XII. Prot. $. 151. ©. A418. übergab 1037, 
der Gefandte der 16ten Stimme im Auftrage ded Fürften von 
Waldeck und Pyrmont eine Befchwerde gegen das Grßhzgl. Heffifche 
Gouvernement, wegen einfeitiger Aufhebung vertragsmäßiger Bers 
halmiffe, fo wie wegen Befisftörung, welche wir, da folche einen 
Auszug nicht wohl erlaubt, in ihrer Vollftändigfeit hier abdrucken 
laflen wollen: 

Ald im 16. Sahrhundert die Regierungsvorfahren Sr. Durchl. 
ded Fürften zu Walde mit dem damaligen Regenten von Heflens 
Darmftadt, Landgrafen Ludwig, über die Grenzen zwifchen ber 
Graffchaft Walde und der Helen: Darmftädtifchen Herrfchaft 
Stter in Uneinigfeiten und procefiualifche Streitigkeiten gerathen 
waren, wurden biefelben durch Vergleich beigelegt, und die Gren⸗ 
zen in einem darüber am 12. uni 1590 aufgerichteten Receſſe 
fo feftgefegt und beftimmt, wie fie zwifchen den beiden genannten 
Staaten bis auf den heutigen Tag noch beftehen. In dieſem 
Grenzvergleiche ift unter Anderm pactirt worben: 

„Doch Diejenigen Nenten und Zinfen, auch Aecker, Wieſen, 
Gärten und Gebräuche, fo einer oder der andere Theil 
unter une, ober auch unfere Unterthanen in ded andern 
Ober⸗ und Botmäßigkeit herbracht, ausgefchieden, dabei 
jeder Theil unter ung, wie auch deflelben Unterthanen 
gelaffen werden follen.« 

Später waren neue ÖStreitigfeiten über die Grenzen zwifchen 
dem dieffeitigen Amte Cifenberg und der Heflen» Darmftädtifchen 
Herrfchaft Itter entftanden, welche jedoch, ebenfalls durch einen 
am 9. Auguft 1669 abgeichloffenen Vergleich, beigelegt wurden, 
In dem hierüber aufgerichteten Recefle heißt es unter Anberm: 
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4) behalten Ihro Fuͤrſtliche Durchlaucht zu Heſſen und Griß 
liche Excellenz ſich und Dero Unterthanen in Herrſchafter 
Städten, Aemtern und Dorfſchaften bevor, Dero über 
dieſe Grenze hinc inde respective habende Cammergefale 
und Eigenthum in Ländereien, Wiefen, ald auch bemeilih 
wohlhergebrachten Hudes und andern bierinnen nidt 
begebenen Gerechtigkeiten, wie die Namen ha 
mögen, nichts ausbefchieben ꝛc. 

5) Was das jus collectandi anlangt, ift abgeredet und m 
glichen worden, daß jeder Fürftliche und Gräfliche Thei 

ſeine Unterthanen collectiren fol, als wann durch die 

“ jebt verglichene Grenzwahl auf Heffifchem Territorio ta 
Waldeckiſchen Unterthanen zuftehende eigenthümliche Ci 
fommen, folche nicht von Heffen, oder wann in dad Rı 
dedifche der Heflifchen LUnterthanen eigenthümliche Güte 
fallen, folche nicht von Waldeck collectiret werden ſollen 


ef. die Anlagen A. und B. (©. Prot. ©. 431. 43%) 


Aus dieſen Verträgen geht unzweifelhaft hervor, daß, It 
viel ed 
« A) den Örenzvergleich von 1590 anlangt, beide pacidcıra 
den Theile und deren Unteythanen hinfichtlich ihrer Güter, & 
fälle ıc. in ben hergebrachten Gerechtigleiten belaffen, und I 
viel es 
B) den Receß von 1669 betrifft, das Recht der Beltenerung 
und Steuererhebung fich wicht nach der Lage der Grumbditüde x 
richten, fondern das durch Diefen Neceß veränderte Verhaͤltniß de 
Lanbeögrenzen und bie darnach veränderte Staatsoberherrſcan 
über die hinc inde anheimfallenden Grundftüde ohne Einfluß anf 
das jus collectandi hat bleiben, und dieſes Legtere in ber IT 
und in der Ausdehnung hat fortbeftehen follen, wie ed vor m 
Örenzregulirung vor 1669 beftanden. 
Sn Gemäßheit diefer Beltimmungen haben feit Jahr 
derten 
I. die biefigen Fürſtlichen Domanialgüter ıc., welche jerſein 
jener Grenze im HeflensDarmftädtifchen gelegen und 
Beſitz und Genuß gnaͤdigſter Herrfchaft geblieben, fo mi 
IL, dergleichen Güter, Einkünfte und Befigungen, womit hie 
fige öffentliche Anftalten und milde Stiftungen von er 
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felben botirt worden, und, gleich jenen, von den Heflens ıaar. 


Darmftädtifchen Grenzen eingeichloffen waren, 


ne gänzliche Steuerfreiheit genoffen, und was davon 
ver Steuer unterworfen war, foldye an bie hiefigen Steuerkaſſen 
trichtet, über welches Alles die Anlagen C. und D. (©. Prot. 
. 432.— 437.) mit ihren Nebenanlagen die nöthige Auskunft 
ben; was Dagegen 
II. die in jenfeitigem Territorio gelegenen Güter und Grund» 
ftüdle hiefiger Unterthanen angeht, fo ift von beiderfeitigen 
Staaten ebenfalls feit Jahrhunderten der unter dem Buchs 
ftaben B. (oben) erwähnte vertragemäßige Grundſatz der 
Befteuerung und Steuererhebung nach wie vor befolgt 
worden. 


„Raum hatte aber die frühere deutiche Reichsverfaſſung ihr 
ade erreicht, und faum war bad Großherzogthum Heſſen dem 
rmaligen Rheinifchen Bunde beigetreten, als daffelbe ſich be 
htigt glaubte, die unter den Ziffern I. und II. gedachten. ver- 
agomaßigen Berhältniffe eigenmächtig aufzuheben, und ſaͤmmtliche 
hin gehörige Objecte mit Steuern zu belegen, von welchen, in 
inficht ihrer Unverhältnigmäßigkeit mit dem Werthe und Ertrage 
rielben, die deutfche Gefchichte etwas Aehnliched nicht aufzu- 
eiſen hat, indem diefe Steuern oft fäft den ganzen Ertrag ihres 
egenftanded, von welchem fie gefordert wurden, verfchlangeng® 
d deren Eigenthümer faft in die Rorhwendigkeit verfeßten, fie 
derelinguiren. 


"Die Waldedifche Regierung that Alles, was in ihren Kräften 
nd, die jenfeitige Regierung von der Nechtöwidrigkeit ihrer An- 
ißung zu überzeugen, indem fie fich auf die beftehenden, waͤh⸗ 
ıd mehrerer Jahrhunderte befolgten Derträge und beftandene 
fervanz berief. Sie begleitete dieſe Neclamationen mit ben 
riten Beweifen über die, allee Maß von Recht und Billigkeit 
erfchreitenden Korderungen an Steuern und fonftigen Abgaben. 
‚ch Alles war vergeblich. Die jenfeitige Regierung blieb bei 
en eigenmächtigen Verfügungen, und fette diefe mit einer fols 
n außerordentlichen Strenge gegen die hiefige Durch, daß, wollte 
m nicht auch fein Eigenthum ganz verlieren, nichts Anderes 
rig blieb, ald dem Zwange nachzugeben, und durch Entrichtung 
' Steuern größeren Berluften zu entgehen. 

Eeonbardi, uber Austrägalverfahren. 


18317, 
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„So blieben die Berhältniffe zwifchen den beiberfeitigen Re 
gierungen, bis der Großherzoglichs Heffifchen Ober: Finanzlamın 
in Darmftadt im Sahre 1830 es einftel, im Wideeſpruche mi 
dem Receffe von 1669, von Grundſtücken hiefiger Unterthane, 
welche über die hiefige Landesgrenze hinaus auf jenfeitiger Hei 
liegen, die dortigen Steuern zu fordern, und auf folche Bei 
auch die unter Ziffer II. erwähnte receßmäßige, feit undenklicen 
Zeiten beftandene Ordnung aufzuheben. Bergebens blieben aud 
dießmal alle Proteftationen, alle Berufen auf die Heiligkeit ta 
Verträge, fo wie Drohungen mit Beſchwerden bei dem Deutike 
Bundestage, welche die Waldedifche Regierung einer feld 
widerrechtlihen Maßregel und Anmaßung entgegenfebte. Zu 
Großherzogliche Gouvernement beharrte bei feinen Anorbnune 
zur Ermittelung ber Steuern von den in Rede ftehenden Grit 
ſtücken hiefiger Unterthanen, ließ folche in die dortigen Kataia 
eintragen, forderte hiernaͤchſt die von ihm feitgefeßten Steuen 
ein, und trieb diefelben durch die ftrengiten erefutivifchen Er: 
fügungen bei. | 

„Sn dieſer Lage glaubte die Waldedifche Regierung en 
Berfuc; machen zu müffen, durch eine Erklärung von ihrer Seit 
eine Grundlage für die fünftige gütliche Beilegung dieſer Strer 
tigkeit zu fchaffen. Sie madıte alfo dem Öroßherzoglic-Hefiie 
Minifterio am 30. April 1832 den Borfchlag zu einer Ueber 
kunft dahin, daß 

a) eine Nachforderung der Steuern von der Vergangenheit ven 
beiden Seiten wegfallen, 

b) die Diefjeitigen Unterthanen wegen ihrer im jenſeitigen 
Staatögebiete Tiegenden Grundftüde nicht höher beſteuer 
werden follten, als die dortigen wegen ihrer im hiejigen 
Staatögebiete gelegenen von der hiefigen Steuerbehört«, 
oder, bafern diefer Vorfchlag nicht angenommen werden 
follte, 

c) dem dieffeitigen Steuerfiscus hinfichtlich ded Maßes der 
Befteuerung das reciprocum in feiner Allgemeinheit dahın 
eingeräumt feyn folle, daß er berechtigt fey, die im Bel 
dedifchen gelegenen Grundftüde Großherzoglich⸗Heſſiſcher 

Unterthanen nach den Stenergeſeben ihres Landes zu 
beſteuern. 
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"Das gedachte Minifterium Tieß fich den Vorſchlag ad a ger ıasa, 
fallen, verwarf aber den andern ad c, und vernichtete folcher- 
geftalt jede Hoffnung zu einer Beilegung diefer Angelegenheit 
durch gütliche Webereinfunft. 

©. die Anlagen E. und F. (ogl. Prot. S. 437-439.) 

„Was daffelbe zur Rechtfertigung feines Verfahrens und feis 
ner Anfprüche anführt, daß nähmlich durch die Rheinbundesakte 
alle Berträge und Berhältniffe zwifchen den verfchiedenen Staaten 
des vormaligen Rheinbundes, in fo fern fie zu den hier in Frage " 
tommenden gehören, aufgehoben feyen, paßt nicht auf ſolche Fälle, 
vo Verträge und Obfervanzen von uralten Zeiten her beftimmt 
yaben, was in gewiffen Fällen zwifchen zwei Staaten ald Recht 
jelten fol. Am wenigften mag jeßt noch, nachdem der Rhein- 
und längſt aufgehoben worden, ein Staat zu Rechtfertigung 
einer Handlımgen und Forderungen, die der neueften Zeit anges 
ren, und wo bie Deutfche Bundesakte den Mitgliedern der 
Deutfchen Bundesftaaten auch in ihren Verhältniffen unter fich die 
Achtung vor Geſetzen und Berträgen zur Pflicht macht, auf eine 
Rechtöquelfe fich berufen, die man fchiclicher ganz der Vergeſſen⸗ 
eit überliefern follte. Sr. Durchlaucht dem Fürften bleibt daher 
ein anderer Ausweg übrig, ald von den Mitteln und Wegen 
Behrauch zu machen, welche in Streitigleiten zwifchen zwei Mit: 
ltedern des Dentfchen Bundes von den Deutfchen Bundeögefeßen 
orgezeichnet find. Höchſtdieſelben wenden Sid; daher an diefe 
ohe Verſammlung, um durch deren Bermittelung zu erwirken, 
aß ein Austrägalgericht über gegenwärtige Streitigkeit nach Maß⸗ 
abe der Geſetze enticheibe. 

»Da inbeffen die Großherzoglichs Heflifche Regierung nicht 
ufhört, ihre vertragswidrige Beſteuerung aller derjenigen Grund» 
üde, welche in die befragte Kathegorie gehören, mit der größten 
strenge durchzufegen, auf folche Weife aber einen feit Jahrhun⸗ 
erten beftandenen ruhigen Befit des diefleitigen Staats wibers 
chtfich zus flören, und ihm factiſch die Ausübung eined Rechte 
ı entziehen, das durch⸗ Alter und Verträge zugleich geheiligt iſt; 
e gedachte Negierung auch alle deffallfigen Proteftationen und 
'eclamationen von diefer Seite unbeachtet läßt, und den hiefigen 
ameralfiscus, hinfichtlich der in Heſſen gelegenen Fürftlichen Be⸗ 
zungen, fo wie bie Waldedifchen Unterthanen zur Entrichtung 
r geforberten Steuer durch Erefutionen und Wegnahme ber 
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1837, Grundſtücke und ihrer Früchte zwingt, wie Die Anlagen G,H md! 
(S. Brot. S. 439—442.) mit Mehrerem darthun: fo fehen Sich 
Se. Durchlaucht genöthigt, über diefed gewaltfame Verfahren m! 
diefe unzurechtfertigende Befißftörung bei diefer hohen Behörk 
Beichwerde zu führen und zu bitten, daß der Grofherzoglid- 
Heffifchen Regierung die Fortiegung ihred Verfahrens unterjag, 
und folchergeftalt der status a quo aufrecht erhalten werde“ 


Die B. B. befchloß hierauf ©. 419: 

„daß vorerft der Erflärung ber Großherzoglichs Heflifde 
Regierung hierüber entgegen gefehen werbe.« 

Diefe Erklärung wurde in der folgenden Sess. XIV. abgegekı, 
wo der Grßhzgl. Heflifche Gefandte, Prot. $. 162. ©. 448. ſid 
dahin ausſprach: „Da die wegen der fraglichen Differenz zwiſchen 
beiden hohen Regierungen flattgehabten mehrjährigen Verhaud 
lungen zu einer gütlichen Berftändigung nicht geführt hätten, wei 
auch jeder etwaige weitere Berfuch einer Ausgleichung vollig e: 
folglos bleiben würde, an einer baldigen Entfcheidung jedoch vie 
gelegen ſey; fo hege man dieſſeits den lebhaften Wunſch, daf ti 
Erledigung der Sache durdy Einleitung eined vorausſichtlich dee 
ganz fruchtlofen Vermittelungsverfahrend bei hoher B. 8. mid 
aufgehalten, vielmehr, mit Umgehung dieſes Verfahrens, der ot 
waltende Streit alsbald auf bundesverfaffungsmäßigem Wege wer 
den Richter gebracht werde. 

„Die Grßhzgl. Hefliiche Regierung fey jedoch bereit, bie ax 
georbnete Steuererhebung von Waldeckiſchen Gütern im Gr 
herzogthume — ohne jedoch irgend ein Recht und die Nachfer 
derung entitandener oder noch entftehender Rückſtände damit 
aufzugeben — während der Dauer der bevorſtehenden gerichtlichen 
Verhandlungen zu filtiren, wozu man Die nöthige Verfügun 
treffen werbe.« 

Da ſich der Gefandte der 16ten Stimme für Waldeck si 
* Umgehung des Vermittelungd-Berfuche einverftanden erklärt," fe 
wurde ©. 446. befchloffen: 


*) Die Umgehung des Vermittelungs⸗Verſuchs konnte bier um fo eher Kart 
finden, als der Geſandte dir Löten Stimme, nad) eingeholter Erlaubniß vor 
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„daß in der zwifchen der Grußherzoglichs Heflifchen und 283 1. 
Fürftlich-Waldedifchen Regierung obwaltenden Streitigfeit, 
mit Umgehung des Bermittelungs-Berfuche, das Austrägals 
verfahren auf den Grund des Art. XXI der W. SHLN. 
fofort einzuleiten fey, und fonady die Großherzoglich⸗Heſ⸗ 
fiiche Regierung erfucht werde, behufs der zu bildenden 
Austrägal-Inftanz, binnen fechd Wochen drei Bundeöglieder 
vorzufchlagen, aus welchen die Fürftlich-Waldedifche Res 
gierung eines zu wählen habe.« 

Auf diefen Beſchluß fchlug Grßhzgth. Heſſen fchon Sess. XVL 
. 184. ©. 479. die oberften Gerichtöhöfe der Königreiche 
Preuffen, Bayern und bed Grßhzgth. Baden vor, worauf durch 
Beichluß ebendafelbft die Fürſtl. Waldedifche Regierung aufges 
fordert wurde, hiervon eines auszumählen und ſolches der B. V. 
anzuzeigen. 

Diefed gefchah Sess. XXIV. $. 276. ©. 652. wo der Ges 
jandte der 16ten Stimme die Anzeige machte: daß Se. Durchl. 
der Fürſt von Walde das Könige. Preuffifche Geheime Obers 
ribunal in Berlin erwählt habe. 

Hierauf erfolgte ebendafelbft der Beſchluß: 

1) daß der Königlich-Preuffifche Gefandte erfucht werbe, feis 
nem allerhöchiten Hofe hiervon die Anzeige zu machen, 
damit Der gedachte oberfte Juſtizhof als Austrägal-Inftanz, 
im Namen und aus Auftrag der Bundesverfammlung, in 
Gemäßheit der Bundes- und W. Sch. Alte, dann der 
Bundesbeichlüffe vom 16. Juni 1817, 3. Auguft 1820, 
7. October 1830, 28. Februar 1833 und 23. Juni 1836, 
in dieſer Sache den Rechten gemäß erkenne; 

„D dem Königlich» Preuffifchen Gefandten zu diefem Ende Die 
bisher bei der Bundesverfammlung gepflogenen Berband- 
Bungen, unter Anfügung obgedachter Befchlüfle, zur weitern 
Beförderung an das Auslrägalgericht zugeftellt werden. 





einem hoͤchſten Hofe, bereits feit December 1836 mit dem Grfhigl. Heflifchen 
Rinifterium diefe Streitgegenflände auf coneiliatorifchem Mege direkt auszu⸗ 
Neichen verſucht hatte. 


J 
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ı855,1834 vor (©. 4), in weldyem baflelbe einen von ihm unter 
demfelben Datum erlaflenen Austrägalbeicheid in der Streitſache 
Kurbeffend wider die Krone Bayern, die Befchlagnahme von Ver: 
mögenstheilen mehrerer Stiftungen zu Fulda betreffend, zur Kennt- 
niß der B. V. bringt. Diefen Befcheid, mit dem die Verhandlungen 
über diefe Streitfache fchließen, laſſen wir hier fogleich folgen. 


Bescheid des ®berappellationsgerichts zu Celle. 
(Brot. 9. J. 1835, Sess. 1.1.4. 6. 4—6.} 


„In YAusträgalfachen Anwalts Kurheflens, Imploranten, 
wider den Anwalt der Krone Bayern, mploraten, in pto. 
Beichlagnahme und Borenthaltung mehrerer den milden Stiftungen 
und öffentlichen Anftalten zu Fulda im Bayerifchen Gebiete zus 
ftehenden Gapitalien und Gefälle, werden die von beiden Theilen 
am 20. Mai, 19. Sunius, 26. Sunius und 17. October b. 5. 
eingereichten Schriften, Geſuch, Erceptionshandlung, Accufatio 
und Beförderungsgefuch rubricirt, hinc inde abfchriftlich zur Nach⸗ 
richt mitgetheilt und von Une Wilhelm dem Vierten ıc. Kö⸗ 
nige ıc. im Namen und im Auftrage der hohen Deutſchen B. V. 
zum Beſcheide gegeben: 

Demnach die der Klage, und zwar principaliter, opponirten 
dilatoriſchen Einreden, der fehlenden Activlegitimation zur Sache, 
der unzulaͤſſigen Klagenhäufpng und des inepten und dunklen Li⸗ 
belles, insgeſammt als unbegründet ſich darſtellen, indem 

1) in Betreff der exceptionis dificientis legitimationis ad 
causam activae, ausweislich der vor der hohen Deutfchen 
Bundesverfammlung ftatt gehabten Verhandlungen, ganz 
allein die angeblichen Befikftörungshanblungen von 
Seiten der KöniglicdysBayerifchen Regierung den Gegen- 
ftand des Streited zwifchen diefer und der Kurheſſiſchen 
Regierung abgegeben haben, hierauf alfo auch nur ber 
Unferm Oberapp. Gerichte von der hohen Deutfchen Bun- 
beöverfammlung ertheilte Austrägalauftrag bezogen werden 
kann, mithin deſſen Incompetenz ob qualitatem causae 
auf Feine Weile, und folglich eben fo wenig der daraus 
imploratifcher Seitö hergeleitete Mangel der implorantifchen 
Sadjlegitimation fi; mit Beltande Rechtens behaupten 
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läßt, fodann aber aud, an und für fich die klagende Re⸗ 
gierung, wenn gleich fie nicht ald NRepräfentantin ber bei 
dem Ausgange dieſes Nechtöftreitd etwa mitintereffirten 
milden Stiftungen und fonftigen öffentlichen Anftalten zu 
Zulda, fondern in ihrer Eigenfchaft als höchſte Staates 
behörde, vermöge der ihr zufiehenden Souverainetätöredhte 
klagend aufgetreten ift, und nur fo in diefem Austrägals 
verfahren auftreten konnte, allerdings in dem Betracht ale 
zur Sache legitimirt erfcheint, als die angeftellte Klage 
lediglich die Tendenz hat, die von Kurheffen durch Staate- 
verträge erworbenen Souverainetätsrechte, in fo weit fie 
bie zu feinem Staatögebiete gehörenden milden Stiftungen 
und öffentlichen Anftalten umfaflen, in ihrem factifchen 
Zuftande, fo wie berfelbe vor ber von der Königlichs 
Bayerifchen Regierung verfügten, angeblich eine Verlegung 
defielben involvirenden Befchlagnahme verfchiedener In⸗ 
traden und Bermögensgegenftände jener Stiftungen beftand, 
aufrecht zu erhalten und wieder herzuftellen; 

2) die exceptio prohibitae cumalationis actionum aber um 
beßwillen überall keinen rechtlichen Bemerk verbient, weil 
Kurhefien die Klage im eigenen Namen kraft feiner Sous 
veraimetät und nicht vermöge eines fonftigen, ihm etwa in 
Beziehung auf die in Frage befangenen Fuldaer Inſtitute 
zuftehenden Vertretungsrechte erhoben hat, folglich auch 
dasjenige, was bei einem folchen Vertreter mehrerer ver: 
fchiebener phyfiicher und moralifcher Perfonen zur Anwen⸗ 
bung fommen mußte, wenn berfelbe in diefen feinen vers 
ſchiedenen Qualitäten in einem und demfelben Libelle Elagend 
auftreten wollte, hier einen rechtlichen Einfluß nicht außern 
kann; endlich auch 

3) die eingereichte Klage, wenn gleich ſie in ſo fern noch zu 
ergänzen und zu verbeſſern ſeyn würde, als darin der 
Zeitpunkt der erfolgten Beichlagnahme der Zinfen und Ge . 
fälle nicht näher angegeben ift, welches in dem Betracht 
nothwenbig erfcheint, ald das Petitum der Klage zugleich 
mit Darauf gerichtet worden, Die Königlich» Bayerifche Re⸗ 
gierung anzuweifen, daß fie den Bayerifchen Staatskaſſen⸗ 

altungen die Zahlung der biöher vorenthaltenen, mit⸗ 

rücdftändigen Zinfen von den, den fraglichen Fuldaer 
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Stiftungen ſchuldigen Capitalien aufzugeben habe, dennod) 
keineswegs dergeftalt dunkel und unvollſtaͤndig ſich barftellt, 
daß danach der Implorat für berechtigt gehalten werden 
konnte, ſich einer ordnungẽmaßigen Einlaſſung auf die⸗ 
ſelbe zu entziehen, 


ſo wird der Implorat mit dieſen ſeinen dilatoriſchen Einreden ab⸗ 
und zur Ruhe verwieſen. 

„Demmach Dagegen 

4) die gleichfalls als eine proceßhindernde vorgeſchützte ex- 


ceptio spolii ſich nicht allein, geſtützt auf die Beſtimmungen 


des - canonifchen Rechts, insbeſondere des Cap. 2. X. de 


ordine cognitionum, als rechtlich begründet, fondern audy, 
da fie aus den eigenen Zugefländniffen ber implorantifchen 
Regierung, fowohl in ihrem allhier eingereichten Klaglibelle, 


als auch aus ben vor ber hohen Deutſchen Bundesver⸗ 


fammlung ftatt gefundenen Verhandlungen entnommen ift, 
als keines weitern Beweiſes bebürftig fich darftellt, aner⸗ 
wogen die auf Seiten ber Kurheflifchen Regierung vers 
fügte Beſchlagnahme von Capitalien, welche Koͤniglich⸗ 
Bayerifche Pfarreien aus dem Kurheffifchen Gebiete zu bes 
ziehen haben, als eine an ſich gefegwibrige Selbfthülfe 
betrachtet werben muß, welche, wenn fie auch nach allges 
meinen völferrechtlicyen Grundfägen, aus dem Geſichts⸗ 
punkte einer erlaubten Repreflalie oder aus dem einer ers 
laubten NRetorfionsmaßregel betrachtet, ſich rechtfertigen 
ließe, dennoc, in Gemäßheit der im Art. XI. der Deutfchen 
Bundesafte enthaltenen Beitimmung, ber zufolge die Buns 
deöglieder fic verbindlich gemacht haben einander unter 
teinerlei Vorwand zu befriegen, noch ihre Streitigkeiten 
mit Gewalt zu verfolgen, auf feine Weife bem einen 
Bundeöftaatergegen den andern zufteht, vielmehr die Krone 
Bayern wohl befugt erfcheint, die in jener eigenmächfigen 
Verfügung enthaltene Berlegung der ihr über, Die ges 
dachten Pfarreien zuftehenden Souverainetaͤts⸗ und Schußs 
Rechte ald exceptio spolü mit rechtlichen Effecte geltend 
zu machen, 


fo. wirb ber -Implorant vorerft und bis bahin, daß bie in Rebe 
ftehenden, von ber Kurhefliichen Regierung unter dem Mrwande 
von Nepreflalien gegen Königlich> Bayerifche Pfarreien Yerfügten, 
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arreftatorifchen Maßregeln wieder zurückgenommen feyt werben, 
mit feiner wider den Imploraten erhobenen Klage abgewieſen, 
jedoch unter Sompenfation aller von beiden Theilen auf das all 
hier bi jetzt flatt gefundene Proceßverfahren aufgewandten Koften. 

„Uebrigens werben beider Theile Anwälte hiermit noch ans 
gewiefen, ſich bei ihren etwa erfolgenden ferneren fchriftlichen Eins 
gaben dedjenigen rubri causae zu bedienen, wie ſolches im Ein 
gange dieſes Beſcheides angegeben if. 

Selle den 27. November 1834. 

Ad Mandatum ete.« 
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von Hannover, Oldenburg, Braunschweig, Nassau und den freien 
Städten Bremen und Srankfurt, gegen Kuchessen, wegen verleizter 
Yertrags - Verbindlichheiten. 


1882, Im Jahre 1832, Sess. XVII. $. 171. S. 684. u. flgde. gaben 
die Geſandten von Hannover, Oldenburg, Braunfchweig, Naffau 
und von den freien Städten Bremen und Frankfurt eine gemein- 
fchaftliche Beſchwerde gegen Kurheflen zu Protofoll, deren wefents 
licher Inhalt folgender: 

„Am 24. September 1828 wurbe zwifchen den Bevollmächs 
tigten von Hannover, K. Sachſen, Kurheffen, Sachen: Weimars 
Eifenady, Braunfchweig, Heflen- Homburg, Naffau, Oldenburg, 
Sacdyjens Altenburg, Sadjjen- Coburg» Gotha, Sachen» Meiningen, 
Neuß älterer und jüngerer Linie, Schwarzburg-Rubolftadt, fo wie 
denen der freien Städte Bremen und Frankfurt ein, nachher auch 
allfeitig ratiftcirter, Vertrag abgeichloffen, vermittelit deſſen diefe 
Regierungen in einen Berband traten, deflen Zweck — wie bie 
Worte lauten — ift: 

„im Sinne des Art. XIX. der Deutfchen Bundesafte einen 
möglichft freien Verkehr und audgebreiteten Handel, fowohl 
in feinem Innern umter den Vereinsftaaten felbit, als nad 
Außen zu befördern, auch die Vortheife, welche in biefer 
Hinficht einem einzelnen Staate durch feine geographifche 
Lage und fonft gewährt find, foweit es die finanziellen 
und merfantilifchen Verhältniffe deſſelben nur immer 'ges 
ftatten, auf das Ganze zu übertragen, zu erhalten und 
fiher zu ftellen.« 

Unter den ebendafelbft angegebenen einzelnen Bedingimgen 
ift noch vorzüglich hier aufzuführen, daß in dem zweiten Artis 
fel des Vertrags‘ feſtgeſetzt wurde: 

„Die Dauer des Vereins geht vorerft bis zum 31. Des 
cember 1834,« | 
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und in dem vierten Artikel: . 


‚die genannten Staaten verpflichten ſich, einſ eitig, d. h. 
ohne ausdrückliche Beiſtimmung des ganzen Vers 
eins, mit keinem auswärtigen, in dem Vereine 


nicht begriffenen Staate in einen Zoll⸗ oder 


MauthsBerband zu treten.“ 


Gegen den wörtlichen Inhalt diefer fo eben angeführten 
feierlichen, von des Kurfürften von Heſſen K. H. Hödhitfelbft un- 
bedingt ratificirten Verträge, hat es jedoch ber Kurfürftl. Heflifchen 
Staatöregierung gefallen, in den Königl. Preuffiichen und Grßhzgl. 
Heflifchen Zoll und MautheBerband, nad, einem im offenen Drud, 
mit allen dazu gehörenden Tarifen erfchienenen Bertrag zu tres 
ten, und die Ausführung hat mit dem Anfange diefed Jahres, 
aller Bermahnungen und Öegenvorftellungen ungeachtet, factifch 
begonnen. 


Da nun alle fhriftlichen und mündlichen Vorftellungen bei 
der höchften Kurheſſiſchen Staatsbehörbe gegen dieſes vertrags⸗ 
widrige Unternehmen, wie fchon erwähnt, ‚fruchtlos geweſen, ja 
gemachte Vergleichsverſuche Hannoverd theild abgelehnt, theils 
aber nicht auf eine Weife aufgenommen worden find, worin eine 
hinreichende Garantie für die Zukunft erblicht werben kann, fo 
tritt alfo der in dem Artifel XI. der B. Alte gegründete Beruf 
einer hohen B. V. ein, diefe Differenz zwifchen Bundesftaaten zu 
bundeögefeglicher Erledigung zu bringen. 


Da nun nady Artikel XIX. der W. Schl. A. vor Allem für 
die Aufrechthaltung des Befikftandes Sorge getragen werben foll, 


fo wird eine hohe B. ®. um fo geneigter feyn, vor der Einlei⸗ 


tung des Verfahreng nach jenem Artikel XL ber B. A., wegen 
des Beſitzſtandes Verfügung zu treffen, als ſich die nadıtheiligen 
Wirkungen täglich vergrößern und am Ende durch Entichädigung 
faum zu erftatten feyn dürften. 

Zugleich aber verbinden die Gefandtichaften der oben be⸗ 
merkten Regierungen mit die ſem Antrage auch noch in der Haupt⸗ 
ſache den andern, daß es einer hohen B. V. gefallen wolle, das 
in Art. XXI. der W. Schl. A. bezeichnete Verfahren eiuzuleiten, 
damit von ihnen, in Entſtehung einer gütlichen Vermuttelung, ihre 
rechtlichen Anfprüche wegen Nichterfüllung eingegangener Vertrages 
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Verbindlichkeiten, ſo wie ihre daraus entſpringenden Entſchäbdi⸗ 


gungsforderungen, im Wege des austrägalgerichtlichen Verfahrens 
gegen die höchſte Kurheſſiſche Regierung unverzüglich geltend ge⸗ 
macht werden konnen. 

Das Naähere hierüber ebendaf. Sess. XVUL 6. 171. 
©. 684.—692.; Beilage 1.5. ©. 718.— 734, 


Es wurde hierauf S. 692. befchloffen: 

„der möglichit baldigen Erklärung der Kurfürftlic,  Heflis 
[hen Regierung entgegen zu fehen.« 

Da binnen ſechs Wochen die Abgabe der Erflärung von 
Kurheflen nicht erfolgte, fo trugen die ſechs befchwerbeführenden 
Staaten, Sess. XXIV. $. 233. ©. 988. darauf an, nunmehr der 
höchſten Kurfürftl. SHeffifchen Regierung eine enbliche Frift von 
vierzehn Tagen anzuberaumen, und im Entftehungsfalle diejenigen 
Maßregeln zur Wieberherftellung des erwiefenermaßen geftörten 
Befigftandes fofort zu befchließen, welche die Hagführenden Bun⸗ 
desſtaaten von der B. V. in Gemäßheit des von derfelben nad) 
dem Art. XIX. der W. Schl. A. verfaffungsmäßig angerufenen 
Schutzes, zu erwarten berechtigt feyen. 

Auf das hierauf geftellte Erfuchen der B. V. erhielt Kur: 
heſſen auf feinen Antrag, Sess. XXVIL $. 274. ©. 1019. eine 
abermalige Friftverlängerung von vierzehn Tagen, worauf es 
Sess. XXXI, $. 328. ©. 1128. eine Erwiberung und Verwahrung 
gegen jeberweited Einfchreiten der B. V. abgab, in Folge beflen, 
zur Begutachtung dieſes Gegenſtandes, auf Präftdialantrag 
(S. 1132.) eine Commiffion aus den Gefandten von Defterreich, 
Holſtein⸗Lauenburg, Medlenburgs Schwerin und Strelitz eben, 
dafelbft ermählt wurde. Eine nachträglicdye Erklaͤrung übergab 
Kurheſſen, Sess. XXXVIL $. 424. ©. 4298. in welcher Sitzung 
der HolfteinsLauenburgifche Gefandte, Namens der Eommiflion, 
zugleich (S. 1311.) ein ausführliched Gutachten über dieſen Ger 
genftand erftattete, und ſchließlich S. 1329. den Antrag ftellte: 

eine Vermittelungs⸗Commiſſion zur Beilegung diefer Streits 
fache zu erwählen, und im Falle des Mißlingend den aus⸗ 
trägalgerichtlichen Weg einzufchlagen. . 

Bei der hierüber erfolgten Abftimmung traten ſaͤmmtliche 
Gefandtfchaften im Wefentlichen dem Commiſſions⸗Antrage bei, 
nur Kurbeffen trug darauf an: die durch einen Bundestages 
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Ausfchuß zu verfuchende Bermittelung nicht auf bie Verhältniffe 1422. 
derjenigen Staaten zu Kurheſſen, welche jene Befchwerbe geführt 
haben, zu befchränten, fondern auf die Verhältniffe der ſaͤmmt⸗ 
lichen Staaten des mittelbeutfchen Bereind zu erſtrecken; mogegen 
jedoch, ohne Einfpruch der übrigen Gefanbtfchaften, Präftbium ers 
wiberte, daß, nachdem bie Beichwerden nicht gegen bie übrigen, 
. an dem fogenannten mitteldeutfchen Handelsvereine betheiligten 
Regierungen gerichtet feyen, diefe auch, falls fie ſich nicht aus⸗ 
druͤcklich dazu bereit erflärten, nicht in das Bermittelungsverfahren 
gezogen werben fünnten, fo wenig als bei dem Austrägalverfahs 
ren eine Adcitation zuläflig fey. Hierauf wurde durch Beichluß 
eine aus ben Gefandten von Defterreich, Baden und Holfteins 
Lauenburg dafelbft auf Präfibialantrag erwählte Commiſſion ers 
fucht, (S. 1330.) fi) dem Bermittelungsverfuche zu unterziehen, 
und im Entftehungsfalle dad Austrägalverfahren einzuleiten. 

Noch ehe von der Vermittelungs⸗Commiſſion Bortrag erftats 
tet worden, äußerten fich die ſechs befchmwerdeführenden Staaten, 
Sess. XLIH. $. 503. ©. 1848. auf die von Kurheflen Sess. XXXL 
und XXXVIL. abgegebenen Erklärungen bahin, daß fie den darin 
gemachten Behauptungen in Allem wiberfprächen, und desfalls 
Nichts eingeräumt haben wollten, indem bie leicht zu bewirfende 
Miderlegung nur vor ein Austrägalgericht gehöre, und fie einſt⸗ 
weilen bad Ergebniß ded VermittelungdsBerfahrend abwarten 
wollten. 

Der Bericht der Vermittelungs⸗Commiſſion erfolgte, Sess. XLVI. 
$. 545. ©. 1678. durch den Holfteinstauenburgifchen Gefandten, 1832. 
und es erhellt aus ihm, S. 1682. daß die Bermittelung’ ald miß⸗ 
lungen betrachtet werben müffe. 

Man fehe die näheren Verhandlungen und einzelnen Er, 
klarungen, S. 1678.—1692. in deren Gemäßheit Präftbinm, 
©. 1690. folgenden Antrag ftellt: 

1) Die Kurfürftlichs Heflifche Regierung wirb aufgefordert, 
behufs der Bildung einer Austraͤgal⸗Inſtanz, binnen ſechs 
Wochen drei Bunbeöglieder vorzufchlagen, aud welchen bie 
klagenden Staaten eind zu wählen haben; jeboch follen 

„2) in Folge der neueften Erflärung ber Elagenden Staaten, 
Die Vergleichös Verhandlungen auch noch während der für 
den Borfchlag von drei Bunbesgliedern Taufenden Friſt, 
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in dem Falle, daß waͤhrend derſelben von Kurheſſen Ver⸗ 
gleichd s Borfchläge an die Vermittelungs⸗Commiſſion ges 
langen ſollten, fortgefeßt werben, und es wirb zu dieſem 
Ende der Auftrag der Vermittelungs⸗Commiſſion für bie 
Dauer biefer Frift erneuert. « 

Kurheſſen ertlärt, daß ed an Einleitung eined Austrägalvers 
fahrene ohne vorherige Erörterung der ragen, welche ſich eigents 
Eich, zur Entfcheidung eined Gerichtöhofe eignen C welchem Ans 
finnen Präfidium S. 1691. ferner Prot.1833, S.44. als legal uns 
thunlich, nicht entfprochen hatte) Teinen Theil nehme, und ſich 
vielmehr gegen jede nachtheilige Folgerung aus einem Befchlufle 
verwahre. Diefer Verwahrung fchließt fich Preuffen und Heſſen⸗ 
Darmitadt an. 

Deſſen ungeachtet ward ber obige Antrag Präftbiums ©. 1692. 
zum Befchluß erhoben. ’ 

In dem Sahre 1833, Sess. III. $.19. 5.301 —44. gab Bayern 
eine Erflärung ab und machte in berfelben einen Antrag auf Forts 
fegung der Bermittlung mit vorläufiger Ausſetzung der Austrägals 
frage. Hierüber äußerte ſich Preuffen mit dem Antrage auf Ins 
ftructionds Einholung über den Bayerifchen Antrag. Zugleich be 
antragte Kurheflen ebenbafelbft eine fechdwöchentliche Friſtver⸗ 
längerung zur Fortſetzung der Vergleichs » Verhandlungen, wos 
gegen fich die ſechs befchwerbeführenden Staaten erflärten. Präs 
fidium reaſſumirt alsdann den eigentlichen Stand diefer Streits 
ſache, worauf nadı gehaltener Umfrage und Abſtimmung, wobei 
vorzüglicy der Gefandte von Hoiftein und Lauenburg die Beſitz⸗ 
frage erörtert, auf Vorfchlag Präſidiums, ungeachtet einer abers 
maligen verwahrenden Erklärung (S. 42.) von Kurheflen, die 
Preuffen, Bayern und Grßhzgth. Heſſen unterftügen (S.43.), fol⸗ 
gender befinitiver Beichluß gefaßt wird: 

„1) Nachdem feit dem Bundes⸗Beſchluſſe vom 6. December 
1832 die bundesgefegliche Frift von ſechs Wochen heute 
abgelaufen und während berfelben von Seiten Kurheſſens 
ein. Borfchlag von drei ımparteiifchen Bundeögliedern, behufs 
ber zu bildenden AusträgalsInftanz, nicht erfolgt ift, fo 
geht dieſes Borfchlagsrecht nunmehr an die Berfammlung 
bed Bundestags über. 

„2) Die Bundestagsgeſandtſchaften werden binnen vier Wochen 
über die vorzufchlagenden Drei Bundesglieder abftimmen, und 
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ed wird demnach ber Bundesbeſchluß, durch welchen ben 1252, 
klagenden Staaten drei unparteüfche Bundeöglieder behufs 

der Austrägals Inftanz vorzufchlagen find, am 14. Februar 

d. J. gefaßt und hiernädit das Weitere nach Anleitung 

der Austrägals Ordnung veranlaßt werden, infofern die 
ftreitenden Theile fich bis dahin nicht über ein Compromiß 
vereinigt haben. 

„3) Falls während diefer Frift von vier Wochen von Seiten . 
Kurheſſens die Erflärımg auf die Vergleichvorfchläge vom 
21. October v. 3. an die biöherige Vermittelungs⸗Commiſſion 
gelangen follte, wird diefe Commiſſion den Vermittelungs⸗ 
Berfuch wieder aufzunehmen ermächtigt und zu dem Ende 
ihr Auftrag hiermit neuerbingd auf die Dauer dieſer vier 
Pochen erftredt. « 


* 


In Seas. V. F. 39. ©. 78. — 108. des Prot. von 1833 gab 
Preuſſen eine. ausführliche, über alle Verhältniſſe dieſer Differenz 
fich verbreitende Erklärung, mit vorläufigen Bemerkungen zu den 
Berhandlungen in ber II. Sisung ab, worin es vorzüglich aus⸗ 
zuführen fuchte: daß die Streitfache nicht vor ein Austrägalgericht 
gehöre, und allein Durch Bermittelung beigelegt werden könne. — 
Hiergegen erflärten fich ebendafelbft die feche befchwerbeführenden 
Staaten, und ed ward ©. 96. befchloffen: 

„bie Bundesverfammlung beziehe ſich auf ben früheren Bes 
ſchluß von Sess, DI. d. 3. und es bleibe den Negierungen 
überlaffen, die Gefandten mit Weifungen über die Preuflifche 
Erflärung zu verfehen, welche mit Beſchleunigung einzus 
fenden. « an 

In derfelben Sikung ©. 97. gab die Vermittelungs⸗Commiſſi ion 
eine rechtfertigende Erklärung zu Protokoll hinfichtlic, einiger Punkte 
in der Königl. Dreuffitchen Erklärung. 


Praſchium macht Sess. VIL.$. 55. ©, 146.188. einen As 1422, 
trag wegen des Vorſchlags dreier unparteiifchen Bundesglieder 
durch bie B. V. zur Auswahl eines derfelben als Austraͤgalgericht durch 
die klagenden Staaten. Kurheſſen erflärt hierauf, die geeigneten 
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1833, Vergleichs⸗Vorſchlaͤge den betreffenden Staaten mitgetheilt zu 
haben, was durch ben Königl. Hannöverifchen Geſandten für feinen 
Hof und die Vermittelungds Commiffion in Abrede geftellt wird, 
welcher auf Einhaltung bed bundesgefeglichen Ganges beiteht. 
©. 147. Diefer Erflärung fchlieffen ſich Braunſchweig, Naflau, 
Oldenburg, Frankfurt und Bremen an. 


Nach erfolgter Umfrage und Abſtimmung, wobei Defters 
reich beantragte, gleichzeitig mit der Faſſung eines Beſchluſſes 
über das zu erwählende Austrädalgericht, den ſtreitenden heilen 
eine neue Friſt von fechd bis adıt Wochen zur gütlichen Aus 
gleichung und Beendigung ihres Streited zu gewähren, ba nad) 
ber bisherigen Erfahrung in früheren Streitfällen, von dem Tage, 
wo die Beltellung eined Austrägalgerichts verfaflungsmäßig bes 
fchloffen wurde, bie zur Anzeige der betreffenden Gefanbtichaft, 
baß die Alten an das gewählte Austrägalgericht gewieſen worben 
feyen, gewöhnlich diefer Zeitraum verfloffen fey; wobei aber die 
Bota von Preuffen, Bayern, Baden, Kurheflen und Grßhzgth. 
Heffen von den Anfichten ber Mehrheit abwichen, warb ©. 154. 
beſchloſſen: 


„Die Bundesverſammlung bringt den Regierungen von 
Hannover, Oldenburg, Braunſchweig und Naſſau, ſo wie 
den freien Städten Frankfurt und Bremen, Se. Majeftät 
den Kaifer von Defterreich, Se. Königl. Hoheit ben Großs 
herzog von Baden und Se. Könige. Hoheit den Groß» 
herzog von Medlenburgs Schwerin ald diejenigen Bundes⸗ 
glieder in Borfchlag, aus welchen fie eined zu wählen haben, 
und überläßt den betreffenden Gefandtichaften, ob fie zur 
Auswahl eined Bundesgliedes eine angemeflene Frift ſich 
vorbehalten wollen, oder ob fie fofort bie getroffene 
Wahl der Bundesverſammlung zur Anzeige zu bringen 
vermögen? « 


Hierauf erflärten bie ſechs Klagenden Staaten, daß fie fi) 
in dem alle befänben, fofort Se. Majeftät den Kaifer von 
Deſterreich ald dasjenige Bundesglied zu bezeichnen, beffen oberſte 
Juſtizſtelle in Wien als die gewählte Austraͤgal⸗Inſtanz zu be 
teachten feyn werde. Es warb nım nad, gehaltener Umfrage 
ferner per majora S. 155. beſchloſſen: 
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„1) Die Gefandtichaft von Defterreich zu erficchen, ihrem ısss, 
allerhöchiten Hofe die Anzeige zu machen , Damit die oberfte 
Suftigftelle in Wien als Austrägal-Inftanz, in Gemäßheit 
der Bundeöbefchlüffe vom 16. Juni 1817 und vom 3. 
Auguft 1820, im Namen und aus Auftrag der Bundes 
verfammlung in dieſer Streitfache den Rechten gemäß ers 
kenne. 

2) Die Bundescanzlei⸗Direction wird angewieſen, bie in der 
Bundesverſammlung und bei ber Bermittelungd + Sommiffion 
gepflogenen Verhandlungen, unter Anfügung der oben ers 
wähnten Bunbesbefchlüffe, nach Ablauf von acht Wochen, 
vom heutigen Tage an gerechnet, und infofern bis dahin 
eine Erklärung beider flreitenden Theile, wegen Einftellung 
des audträgalgerichtlichen Verfahrens, zum Protokolle der 
Bundesverfammlung nicht erfolgt feyn follte, ohne daß es 
dieferhalb eines weitern Beſchluſſes bebürfe, der K. 8. 
Defterreichifchen Gefandtichaft zur Beförderung an die ale 
Austraͤgal⸗Inſtanz gewählte oberfte K. K. Juſtizſtelle zu 
übergeben, « \ 


Die weiteren Verhandlungen in den Bundestagsprotofollen, 
feit dem 14. Febr. 1833, bis zur Aftenverfendung find folgende: 


Hannover giebt Sess. VOL $. 69. ©. 477. über und gegen 
die Sess, III. und Sess. V. bed Jahrs. 1833 vorgebradhten Erfläs 
rungen von Preuffen und Bayern eine Erklärung ab. 


Kurheffen giebt, Sess. XV. $. 135. ©. 394. zur Befeifigung 
der gemeinfchaftlichen Befchwerde, ein Schreiben des Hurfuͤrſtl. Mi⸗ 
niſteriums ded Auswärt. an das Hannöverifche Babinetöminifterium 
vom 6. Det. zu Protofoll, worauf auf Antrag der Gefandten 
der klagenden Staaten, unter Aufrechthaltung des Beſchluſſes de 
14. Febr. und bis auf weitere erhaltene Inftruction S. 396. 
befchloflen ward: 

„der Abfendung der Alten vorerft Anſtand zu geben. u 


1838, 


“in Sess. XXIV. $. 282. ©. 839, giebt Hannover abermals 
eine Erklärung ab, theilt ein weiteres Schreiben ded Kurheflifchen 
Minifteriumsd vom 30. April mit und trägt nun auf unverzügliche 
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1033, Ablieferung der Akten nach Wien an; welchem Begehren die an⸗ 
deren klagenden Staaten beipflichten. Kurheflen verwahrt fidy 
ebendafelbft ©. 541. gegen das austrägalgerichtliche Verfahren, 
und Zuremburg bevorwortet befondere, ben erwählten Austraͤgal⸗ 
hof zu beauftragen, auch namentlich die Fragen zu beantworten: 

ob Kurheffen zu einer Entfchäbigung gegen ben mittel: 
beutfchen Handelsverein verbunden fey, weil es die Ber: 
abrebung eines früher mit demfelben abgefchloffenen Ber: 
trage nicht erfüllte? und im Bejahungefalle, worin diefe 
Schadloshaltung zu beftehen habe? 
Hierauf wurde ©. 541. befchloflen: 
„die Ganzleidirection zur Abfendung der Alten nach Wien 
zu beauftragen. « 
Die Anzeige, daß diefelben dem erwählten Austrägalgerichte 
übergeben worden feyen, madıt der 8. 8. Defterreichifche Ges 
fandte Sess. XXX. $. 299. ©. 643. 
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Beschwerde 
des Fürsten von Waldeck gegen die Grofsherzoglich - Gensische 
Regierung, wegen einseitiger Aufhebung vertragsmäfsiger Werhältnisse, 
so wie wegen Besitzotörung. 


Im Sahre 1837, Sess. XII. Prot. $. 151. ©. 418. übergab 1537, 
der Gefandte der i6ten Stimme im Auftrage ded Fürften von 
Waldeck und Pyrmont eine Beſchwerde gegen dad Grßhzgl. Heffifche 
Gouvernement, wegen einfeitiger Aufhebung vertragsmäßiger Vers 
hältniffe, fo wie wegen Beſi tzſtorung „welche wir, da ſolche einen 
Auszug nicht wohl erlaubt, in ihrer Bollftändigfeit hier abdruden 
laſſen wollen: 

Als im 16. Jahrhundert die Regierungsvorfahren Sr. Durchl. 
des Fürſten zu Waldeck mit dem damaligen Regenten von Heſſen⸗ 
Darmſtadt, Landgrafen Ludwig, über die Grenzen zwiſchen ber 
Grafſchaft Waldeck und der Heflens Darmftädtifchen Herrſchaft 
Itter in Uneinigfeiten und procefiualifche Streitigkeiten gerathen 
waren, wurden biefelben durch Vergleich beigelegt, und die Gren⸗ 
sen in einem darüber am 12. uni 1590 aufgerichteten Receſſe 
fo feftgefegt und beftimmt, wie fie gwifchen den beiden genannten 
Staaten bi auf den heutigen Tag noch beſtehen. In dieſem 
Grenzvergleiche ift unter Anderm pactirt worden: 

„Doch diejenigen Renten und Zinfen, auch Aecker, Wiefen, 
Gärten und Gebräuche, fo einer ober der andere Theil 
unter ung, oder auch umfere Unterthanen in des andern 
Dbers und Botmäßigkeit herbracht, ausgefchieden, dabei 
jeder Theil unter ung, wie auch deflelben Unterthanen 
gelaffen werden follen.« 

Später waren neue Streitigkeiten über bie Grenzen zwiſchen 
dem dieſſeitigen Amte Eiſenberg und ber Heſſen⸗Darmſtädtiſchen 
Herrſchaft Itter entſtanden, welche jedoch, ebenfalls durch einen 
am 9. Auguſt 1669 abgeſchloſſenen Vergleich, beigelegt wurden. 
In dem hierüber aufgerichteten Receſſe heißt es unter Anderm: 


1887, 
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4) behalten Ihro Zürftliche Durdjlaucht zu Heflen und Gräfs 
liche Excellenz ſich und Dero Unterthanen in Herrichaften, 
Städten, Aemtern und Dorfichaften bevor, Dero über 
diefe Grenze hinc inde respective habende Sammergefälle 
und Eigenthum in Ländereien, Wiefen, als auch beweißlich 
wohlhergebrachten Hudes ımd andern hierinnen nicht 
begebenen Gerechtigkeiten, wie die Namen haben 
mögen, nichts ausbefchieden ıc. 

5) Was das jus collectandi anlangt, ift abgeredet und ver⸗ 
glichen worden, daß jeder Fürftliche und Gräfliche Theil 
feine Unterthanen collectiren fol, ald wann durch dieſe 

jetzt verglichene Grenzwahl auf Hefliichem Territorio den 

Waldeckiſchen Unterthanen zuftehende eigenthümliche Güter 

tommen, folche nicht von Heflen, oder wann in das Wals 

dedifche der Heflifchen Unterthanen eigenthümliche Güter 
fallen, foldye nicht von Waldeck collectiret werden ſollen 
cf. die Anlagen A. und B. (©. Prot. ©. 431. 432.) 


Aus diefen Berträgen geht unzweifelhaft hervor, daß, fo 
viel es 
« A) den Grenzvergleich von 1590 anlangt, beide pacisciren- 
den Theile und deren lintegthanen hinfichtlich ihrer Güter, Ges 
fälle zc. in den bergebrachten Gerechtigfeiten belaflen, und fo 
viel es 
B) den Neceß von 1669 betrifft, dad Recht der Beftenerung 
und Steuererhebung ſich wicht nach ber Lage der Grundftüde zc. 
richten, fondern das durch diefen Neceß veränderte Berhältniß der 
Zaudeögrenzen und die darnach veränderte Staatöoberherrichaft 
über die hinc inde anheimfallenden Grundftüde ohne Einfluß auf 
das jus collectandi hat bleiben, und dieſes Lebtere in ber Art 
und in der Ausdehnung hat fortbeftehen follen, wie ed vor ber 
Örenzregulirung vor 1669 beftanden. 


In Gemäaßheit diefer Beſtimmungen haben feit Jahrhun⸗ 


derten 
I die biefigen Fürſtlichen Domanialgüter ıc., welche jenfeite 
jener Grenze im SHeflens Darmftädtifchen gelegen und im 
Beſitz und Genuß geäbigfter Serrichaft geblieben, fo wie 
IL dergleichen Güter, Einkünfte und Beſitzungen, womit hier 
fige öffentliche Auſtalten und wilde Stiftungen von bers 








‚von Walde gegen Grßhzgth. Helen. 343 


felben botirt worden, und, gleich jenen, von den Seflens ıaa7. 
Darmftädtifchen Grenzen eingefchloffen waren, 

eine gänzliche Steuerfreiheit genoffen, und was bavon 

einer Steuer unterworfen war, ſolche an bie hiefigen Steuerkaffen 

entrichtet, über welches Alles die Anlagen C. und D. (©. Brot. 

©. 432.— 437.) mit ihren Nebenanlagen bie nöthige Auskunft 

geben; mas dagegen 

II. die in jenfeitigem Xerritorio gelegenen Güter und Grund» 

ſtücke hiefiger Unterthanen angeht, fo ift von beiberfeitigen 
Staaten ebenfalls feit Jahrhunderten der umter dem Bud; 
ftaben B. (oben) erwähnte vertragsmäßige Grundfag der 
Befteuerung und Steuererhebung nach wie vor befolgt 
worden. 


«Kaum hatte aber die frühere bdeutfche Reichsverfaſſung ihr 
Ende erreicht, und faum war dad Großherzogthum Heffen dem 
vormaligen Rheinifchen Bunde beigetreten, als baffelbe fich be 
rechtigt glaubte, die unter den Ziffern I. und II. gedachten. vers 
tragsmäßigen Verhältniffe eigenmächtig aufzuheben, und fammtliche . 
dahin gehörige Objecte mit Stenern zu belegen, von welchen, in 
Hinficht ihrer Unverhältnißmäßigfeit mit dem Werthe und Ertrage 
derfelben, die deutſche Gefchichte etwas Aehnliched nicht aufzus 
weifen hat, indem diefe Steuern oft faft den ganzen Ertrag ihres 
Gegenftandes, von welchem fie gefordert wurden, verfchlangenge 
und deren Cigenthümer faft in Die Rothwenbigfeit verſetzten, fie 
zu derelinguiren. 


»Die Walbedifche Regierung that Alles, was in ihren Kaäͤften 
ftand, die jenfeitige Regierung von ber Rechtswidrigkeit ihrer An; 
maßung zu überzeugen, indem fie fich auf die befiehenden, wäh⸗ 
rend mehrerer Sahrhunderte befolgten Verträge und beftandene 
Obſervanz berief. Sie begleitete dieſe Reclamationen mit den 
klarſten Beweifen über die, alles Maß von Recht und Billigkeit 
überfchreitenden Forderungen an Steuern und fonftigen Abgaben. 
Doc; Alles war vergeblich. Die jenfeitige Regierung blieb bei 
ihren eigenmächtigen Verfügungen, und fette diefe mit einer fols 
chen außerordentlichen Strenge gegen die hiefige durch, daß, wollte 
man nicht auch fein Eigenthum ganz verlieren, nichts Anderes 
übrig blieb, ald dem Zwange nachzugeben, und durch Entrichtung 
der Steuern größeren Berluften zu entgehen. 

Ceonhardi, uber Austrägatverfahren. 33 
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„So blieben die Berhältniffe zwifchen den beiderfeitigen Res 
gierungen, bis der Großherzoglich- Heflifchen Ober⸗Finanzkammer 
in Darmftabt im Sahre 1830 es einftel, im Widerſpruche mit 
dem Receſſe von 1669, von Grundftüden hiefiger Unterthanen, 
welche über bie hiefige Landesgrenze hinaus auf jenfeitiger Hoheit 
liegen, die dortigen Steuern zu fordern, und auf foldye Weife 
auch die unter Ziffer IH. erwähnte receßmäßige, feit undenflichen 
Zeiten beftandene Ordnung aufzuheben. Vergebens blieben auch 
dießmal alle Proteftationen, alles Berufen auf die Heiligkeit der 
Verträge, fo wie Drohungen mit Befchwerden bei dem Deutfchen 
Bundestage, welche die Waldedifche Regierung einer folchen 
widerrechtlihen Maßregel und Anmaßung entgegenfeßte. Das 
Großherzogliche Gouvernement beharrte bei feinen Anordnungen 
zur Ermittelung der Steuern von den in Rede ftehenden Grund⸗ 
ſtücken hiefiger Unterthanen, Tieß folche in die dortigen Katafter 
eintragen, forderte hiernächfi die von ihm feſtgeſetzten Steuern 
ein, und trieb dieſelben durch die ftrengiten exekutiviſchen Bers 
fügungen bei. | 

„Sn diefer Lage glaubte die Waldedifche Regierung einen 
Berfuch machen zu müffen, durch eine Erklärung von ihrer Seite 
eine Grundlage für die fünftige gütliche Beilegung diefer Strei⸗ 
tigkeit zu fchaffen. Sie machte alfo dent GroßherzoglichsHeffifchen 
Minifterio am 30. April 1832 den Borfchlag zu einer Ueberein⸗ 
funft dahın, daß 

a) eine Nachforderung der Steuern von der Vergangenheit von 
beiden Seiten wegfallen, 

b) die dieffeitigen Unterthanen wegen ihrer im jenfeitigen 
Staatögebiete liegenden Grundflüde nicht höher befteuert 
werden follten, ald die dortigen wegen ihrer im hiefigen 
Staatögebiete gelegenen von der hiefigen Steuerbehörde, 
oder, dafern diefer Vorſchlag nicht angenommen werben 
follte, 

c) dem diefleitigen Steuerfiscus hinfichtlich ded Maßes ber 
Befteuerung das reciprocum in feiner Allgemeinheit dahin 
eingeräumt feyn folle, daß er berechtigt fey, die im Wal 
bedifchen gelegenen Grundſtücke Großherzoglich - Heffifcher 
Unterthanen nad) den Steuergefegen ihres Landes zu 
beſteuern. 
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„Das gedachte Minifterium Tieß fich den Vorfchlag ad a ger ıssa, 
fallen, verwarf aber den andern ad c, und vernichtete folchers 
geftalt jede Hoffnung zu einer Beilegung diefer Angelegenheit 
durch gütliche Uebereinkunft. 

©. die Anlagen E. und F. (vgl. Prot. S. 437—439,) 

„Was daſſelbe zur Rechtfertigung feined Verfahrens und feis 
ner Anfprüche anführt, daß nähmlich durch Die Rheinbundesakte 
alle Berträge und VBerhältniffe zwifchen den verfchiedenen Staaten 
ded vormaligen Rheinbundes, in fo fern fie zu den hier in Frage 
fommenden gehören, aufgehoben feyen, paßt nicht auf folche Fälle, 
wo Verträge und Obfervanzen von uralten Zeiten her beftimmt 
haben, was in gewiffen Fällen zwifchen zwei Staaten ald Recht 
gelten fol. Am wenigften mag jeßt noch, nachdem der Rheins 
bund Tängft aufgehoben worden, ein Staat zu Rechtfertigung 
feiner Handlungen und Forderungen, die der neueften Zeit ange 
hören, und wo die Dentfche Bundesafte den Mitgliedern ber 
Deutfchen Bundesftaaten aud, in ihren Verhältniffen unter fich die 
Achtung vor Gefegen und Berträgen zur Pflicht macht, auf eine 
Rechtsquelle ſich berufen, die man fchiclicher ganz der Vergeſſen⸗ 
heit überliefern follte. Sr. Durdjlaucht dem Fürften bleibt daher 
fein anderer Ausweg übrig, ald von den Mitteln und Wegen 
Gebraudy zu machen, welche in Streitigkeiten zwifchen zwei Mit⸗ 
gltedern des Deutſchen Bundes von den Deutfchen Bundeögefegen 
vorgezeichnet find. Höchſtdieſelben wenden Sich daher an diefe 
hohe Verfammlung, um durch deren Bermittelung zu erwirken, 
daß ein Austrägalgericht über gegenwärtige Streitigleit nach Maß⸗ 
gabe der Geſetze enticheibe. 

„Da inbeffen die Großherzoglichs Heflifche Regierung nicht 
aufhört, ihre vertragswidrige Beſteuerung aller derjenigen Grund» 
ftüdte, welche in die befragte Kathegorie gehören, mit der größten 
Strenge durchzuſetzen, auf folche Weife aber einen feit Sahrhums 
derten beftandenen ruhigen Befit des Ddieffeitigen Staats wibers 
rechtlich zu ftören, und ihm factifd) die Ausübung eines Rechts 
zu entziehen, das durch⸗ Alter und Bertrüge zugleich geheiligt ift; 
die gedachte Regierung auch alle deßfallfigen Proteftationen und 
Reclamationen von diefer Seite unbeachtet läßt, und ben hiefigen 
Gameralfiscus, hinfichtlich der in Heflen gelegenen Fürftlichen Be⸗ 
figungen, fo wie die Waldedifchen Unterthanen zur Entrichtung 
der geforderten Steuer durch Erefutionen und Wegnahme der 

33 * 
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1037. Grundſtücke und ihrer Früchte zwingt, wie Die Anlagen G, H und J 
(S. Prot. &.439—442.) mit Mehrerem darthun: fo fehen Sich 
Se. Durchlaucht genöthigt, über diefed gewaltfame Verfahren und 
diefe unzurechtfertigende Beſitzſtörung bei diefer hohen Behörde 
Beichwerde zu führen und zu bitten, daß ber Großherzoglich⸗ 
Heflifchen Regierung die Fortfegung ihres Verfahrens unterfagt, 
und folchergeftalt der status a quo aufrecht erhalten werde. 


Die B. V. befchloß hierauf S. 419: 

„daß vorerft der Erklärung der Großherzoglichs Heffifchen 
Regierung hierüber entgegen gefehen werbe.« 

Diefe Erklärung wurde in der folgenben Sess. XIV. abgegeben, 
wo der Grßhzgl. Heſſiſche Gefandte, Prot. $. 162. ©. 448. fid, 
bahin ausſprach: "da Die wegen der fraglichen Differenz zwifchen 
beiden hohen Regierungen flattgehabten mehrjährigen Verhand⸗ 
lungen zu einer gätlichen Verftändigung nicht geführt hätten, wohl 
auch jeber etwaige weitere Verſuch einer Ausgleichung völlig ers 
folglos bleiben würde, an einer baldigen Entfcheidung jedoch viel 
gelegen ſey; fo hege man dieſſeits ben febhaften Wunfch, daß die 
Erledigung der Sache durch Einleitung eines vorausſichtlich Doch 
ganz fruchtlofen Vermittelungsverfahrens bei hoher B. V. nicht 
aufgehalten, vielmehr, mit Umgehung dieſes Verfahrens, der ob- 
waltende Streit alöbald auf bumdesverfaffungsmäßigem Wege vor 
den Richter gebracht werbe. 

„Die Grßhzgl. Heflifche Regierung fey jedod; bereit, die an- 
geordnete Steuererhebung von Waldedifchen Gütern im Großs 
berzogthume — ohne jedoch irgend ein Recht und die Radıfors 
derung entitandener oder noch entftehender Rückſtände damit 
aufzugeben — während ber Dauer ber bevorftehenden gerichtlichen 
Verhandlungen zu fitiren, wozu man die nöthige Verfügung 
treffen werde.“ 

Da ſich der Gefandte der 16ten Stimme für Walde mit 

Unmgehung des Vermittelungs⸗Verſuchs einverftanden erflärte,”) fo 
wurde ©. 440, befchloffen: 


*) Die Umgehung des Vermittelungs⸗Verſuchs konnte hier um fo eher flatt 
finden, als ber Gefandte bir ı6ten Stimme, nach eingeholter Erlaubniß von 
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daß in der zwifchen der Grußherzoglichs Hefliichen und 283». 
Fürftlich-Waldedifchen Regierung obwaltenden Streitigkeit, 
mit Umgehung des Vermittelungs⸗Verſuchs, das Austrägals 
verfahren auf den Grund des Art. XXI. der W. Schl. A. 
fofort einzuleiten fey, und ſonach die Großherzoglich⸗Heſ⸗ 
fiiche Regierung erfucht werde, behufs der zu bildenden 
Austrägal-Inftanz, binnen fechd Wochen drei Bundeöglieder 
vorzufchlagen, aus welchen die Fürftlich-Waldedifche Res 
gierung eines zu wählen habe.“ 

Auf diefen Beſchluß fchlug Grßhzgth. Heflen ſchon Sess. XVL 
$. 184. ©. 479, die oberfiten Gerichtähöfe ber Königreiche 
Preuffen, Bayern und des Grßhzgth. Baden vor, worauf durch 
Beichluß ebendafelbft die Fürftl. Waldeckiſche Regierung aufge 
fordert wurde, hiervon eines auszuwählen und foldyes der B. V. 
anzuzeigen. | 

Diefed gefchah Sess. XXIV. $. 276. ©. 682. wo der Ge 
fandte der 16ten Stimme die Anzeige machte: daß Se. Durchl. 
der Fürft von Walde das Königl. Preuflifche Geheime Ober 
teibunal in Berlin ermwählt habe. 

Hierauf erfolgte ebendafelbft der Befchluß: 

„1) daß der Königlich-Preuffifche Gefanbte erfucht werde, feis 
nem allerhöchften Hofe hiervon die Anzeige zu machen, 
damit der gedachte oberfte Juſtizhof ald Austraͤgal⸗Inſtanz, 
im Namen und aus Auftrag der Bundeöverfammlung, in 
Gemäßheit der Bundes: und W. Sch. Alte, dann ber 
Bundesbefchlüffe vom 16. uni 1817, 3. Auguft 1820, 
7. October 1830, 28. Kebruar 1833 und 23. Juni 1836, 
in dieſer Sache den Rechten gemäß erkenne; 

2) dem Königlich Preuflifchen Gefandten zu diefem Ende bie 
biöher bei der Bundesverfammlung gepflogenen Berhand- 
hungen, unter Anfügung obgedachter Beichlüffe, zur weitern 
Beförderung an das Auslrägalgericht zugeftellt werden.“ 


feinem hoͤchſten Hofe, bereits feit December 1836 mit dem Grßhzgl. Heſſiſchen 
Miniſterium dieſe Streitgegenſtaͤnde auf conciliatoriſchem Wege direkt auszu⸗ 
gleichen verſucht hatte. 


\ 
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Zälle, welche in Folge Des Art. XXX, Der 
W. Schl. AH. anbangig gemacht wurden. 


A. 
Fälle, die bereit erledigt find. 


Vorstellung 
der Rheinpfälzischen Staatsgläubiger und Besitzer der Partial- 
Obligationen Fit. D, die Zahlung der rückständigen Iinsen und 
- verfallnen SKapitalien betreffend, *) 


1817, Sm Sahre 1817, Sess.XIV. $. 69. S. 114. u. flgde. (S. aud) 
©. 121.) trug der Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifche Gefandte, als 
Referent der Reclamations⸗Commiſſion, dieſe Reclamation vor, 
deren wefentlicher Inhalt folgender ift: 

Der Kurfürft Earl Theodor von Pfalz» Bayern hatte i. J. 
1796 eine Staatsanleihe von 3,400,000 Gulden gemacht, bes 
kannt unter dem Namen Rheinpfälzifche Staatsfchuld Lit. D, welche 


*) 9. Meyer, Repertor. zu ben Verhandlungen ber Deutfhen B. V. 1822. 
6. 228. &. 349. u. flgde. — Wir haben bei Bearbeitung diefed Falles nichts 
Befleres thun zu Tönnen geglaubt, als die Auszüge, fo weit fie im genannten 
Repertorium enthalten find, zu benugen, und theilweife woͤrtlich abdrucken zu laflen. 
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in Partialobligationen getheilt, und mit einer Specialhypothef auf 1412. 
die Oberämter Heidelberg und Mosbach, mit einer Generalhypo⸗ 
thek auf die ganze Nheinpfalz verfehen ward **). Schon i. S. 
1816, unter Ziffer 58. und 61. des Einreichungs⸗Protokolls, 
wandten fich mehrere Greditoren an die B. V. mit der Bitte um 
MWiedereinfegung in den feit 1803 entbehrten Genuß der aus den 
Badifchen Aemtern Heidelberg und Mosbach zu leiftenden Zinfen, 
und um Verfügung wegen der vertragsmäßigen Abfchlagszahlung. 
Sn dem ebendafelbft befindlichen Vortrage des Referenten, 
fpricht fich diefer hauptfächlich dahin aus: „Die Sache gehöre 
nicht zur rechtlichen Entfcheidung, aber doch zur Unterflügung . 
der Reclamanten vor den Bundestag, nach der Garantie im Art. XV. 
der B. 9. Oberſte Gerichtöhöfe könnten aber hier nicht ent» 
feheiden, weil die Forderungen zwar ganz unbeftritten ſeyen, die 
fehuldenden Höfe ſich aber über die Quote, die jeder beizutragen 
habe, nicht vereinigen fönnten, und feiner der Gerichtöhöfe dem 
andern für competent anerkennen würde. Er trage daher darauf an: 
„die Gefandten fanmtlicher betheiligten Höfe zu erfuchen, 
daß fie ſich, ullenfalld unter Mitwirkung der B. V. über 
die Theilung diefer Kapitalien, vorzüglich aber über die 
baldigfte Wiebereinfegung der Gläubiger Lit. D in bie 
ihnen feit vierzehn Jahren entzogenen Zinfen vereinigen 
möchten, worüber die B. V. deren Anzeige erwarte, « 


Baden gab in derfelben Sigung ©. 112. eine Erflärung 
hierüber, und Bayern erwiderte Diefelbe, Sess. XXX. 6. 192. 
S. 387. (©. aud) Beilage 58. S. 361 u, flgde.) worauf, — nad) 
dem Grßhzgth. Heſſen Sess. XLIV. $. 355. ©. 698. erflärt hatte, 
daß, wiewohl Beſitzer einiger Kleinen Theile der ehemaligen Rheins 
yfalz, ihm die Beſchwerden zur Zeit feine Berbindlichfeiten aufs 
erlegen fünnten, es ſich aber doch mit den betheiligten Höfen zur 
baldigen Ausgleichung zu vereinigen fuchen wolle — Präfidium 
Sess. IXL. $. 388. ©. 761. diefe Sache zur weitern Berathung 
empfahl. 


*) Wir gehen, um Raum zu erfparen, nicht in die näheren Details bes 
Sachverlaufs ein, da dieſelben ausführlich in ben fpäter mitgetheilten Entſchei⸗ 
dungsgruͤnden fich befinden, weiche dem Urtheile beigefügt find. 
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21817, Der Grßhzgl. Mecklenburgiſche Gefandte erftattete Sess. LIII. 
$. 398. ©. 784, einen weitern Bortrag (CS. auch Beilage 81. 
&. 799.) über. den Stand diefer Sache und zur Beförberung der 
Erledigung derſelben; Bayern und Grßhzgth. Heflen bezogen fich 
dabei auf ihre Erklärungen, und Baden behielt ſich die feinige vor, 
weßwillen man den‘ Befchluß verſchob; und als der Gefandte 
Badens Sess. LV. noch nicht infiruirt war, erfolgte dem Ans 
‚trage ded Referenten gemäß, $. 411. ©. 813. im Weſentlichen 
folgender Beſchluß: 

„1) daß mit Einverſtändniß der drei, über dieſe Frage und das 
Maß der Vertheilung hiernach, in Streit befangenen Höfe 
ohne weitern Verzug die Vermittlung durch einen Bun⸗ 
destags⸗Ausſchuß und beim Fehlſchlagen die wohlgeord⸗ 

nete Austraͤgal⸗ Inſtanz eintreten ſolle; daß aber indeſſen 

„D der Großherzoglich⸗Badiſche Hof durch ſeinen Geſandten erſucht 
werde, daß die. reclamirenden Staatsgläubiger von Fit. D 
bis zur weiter ausgemachten Abtheilung dieſes Schulden⸗ 
weſens, in Folge des bisherigen Rechtsganges, aus den 
Einkünften der specialiter verpfandeten Dberämter Heidel⸗ 

berg nnd Mosbach ihre vorläufige Befriedigung erhielten, 
wenigftend - in Betreff der laufenden Zinfen, von dem 
Zeitpunfte der bei dem Bundestage angebrachten Reclas 
mation an.« 


ser7, Noch in demfelben Jahre 1817 erfolgte Sess. LVII. $. 418. 
©. 869. auf Präfidialantrag die Wahl der Bermittlungs> Coms 
miflion aus den Gefandten von Würtemberg, Hannover und 
Mecklenburg, *) um, nach dem bafelbft befindlichen Befchluffe, - 
wenn ben betheiligten Höfen nicht gefällig feyn follte, der B. 2. 
bis zur Hälfte Jaͤnners Fünftigen Jahres etwas Näheres über 
bie Art und Weile, wie fie Diefe Sache ber Erledigung zuführen 
wollten, mitzutheilen, alddann in der im Befchluffe vom 16. Suni 
d. J. (Austr. Orb. ) vorgefchriebenen Art vorzufchreiten. 

1010, Auf dieſen Beichluß gab Baden im folgenden Jahre 1818, 
Sess. III, $. 11. ©, 23. u.flgde. (S. auch Beilage 3.—5. &.31.—33.) 
eine ausführliche Erflärung, mit Erwiberung auf die frühere von 


H An bie Stelle des Grßhzgl. Mecklenburgiſchen Befandten kam 1.3.1820, 
Sese. XXXVIL $. 218. ©. 674. ber Königi, Saͤchfiſche 
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Bayern, dahin ab: Ganz zufrieden mit einer Vermittlung durch 1a 1», 
die B. B. unterwerfe ed dem erleuchteten Ermeſſen der B. 3. 

die wichtige Frage: ob ed wohl an dem Grßhzg. von Baben ſey, 

dem Hauptangriffe und einer proviforifchen fehr bedeutenden Zus 
muthung in einer Schuldfache bloß zu fliehen, da ein Dritter dad. 
Geld ‚aufgenommen und erhalten, die Schuldurfunde audgeftellt, 

und ein Dritter in dem reichöfchlußmäßigen Surrogat die ganze 
Generalhypothek, und von den Specialhypothelen den größeren 
Theil in natura, den Reft in Surrogat befike. « 


Sodann macht Baden die B. B. darauf aufmerffam, "daß 
hier vor der Hand nicht von der zur Austrägal-Inftanz erfor 
derlichen Klage ded einen Souveraind gegen ben anbern, 
fondern von einer Privatreclamation Deutfcher Staatsbürger die 
Rede fey, mithin die Form einer gerichtlichen Erledigung entweder 
von dem Ausgange der Vermittlunge » Verhandlungen, welche 
nöthigenfalld ſich fehr zweckmaßig auch über dieſen Punkt vers 
breiten fönnten, oder von derjenigen weitern Richtung gbhängen 
dürfte, welche die Neclamanten bei wirflicher Anftellung einer 
förmlichen Klage ald zweckmaͤßig und verträglich erachten würden.“ 


Den übrigen Theil der Erflärung füllt eine Deduction gegen 
die Bayerische Berufung, indem Gründe vorgebracdht werben, um den . 
bisherigen Gang bei der vormaligen Subdelegations⸗Commiſſion 
als ungültig und unverbindlich barzuftellen, befonderd auch, weil 
diefelbe das weltliche Entfchädigumgsland hinfichtlich der Schuls 
den den geiftlichen gleichgeftellt; wogegen fich jedoch Kurheſſen, 
Sess. XIV.$. 66. ©. 4162. erflärt, und die Reichs⸗Exekutions⸗Com⸗ 
miflion nachbrüdlich gegen den Vorwurf der Incompetenz und 
begangener Nullitäten vertheidigt. Baden fließt: "ed werde bas 
her gerechtfertigt erfcheinen, wenn ed die Verbindlichfeit zur Zins⸗ 
zahlung in ihrer innigen Verbindung mit dem NRechtöverhältniffe 
felbft beftehen laſſe und der nicht fernen rechtlichen Erledigung 
durch einen Zinfenvorfchuß nicht vorgreifen wolle; und reicht 
nachträglich, Sess. XI. $. 44. ©. 120. eine NRechtödebuction ein, 
weldye mit jener Erwiderung an bie Reclamationd - Commilfion 
übergeben wurbe. 


Hierauf erftattet Sess.XIV. 6.66. ©.164. u. flgde. der Medi 
Ienburgifche Gefandte Bortrag über diefe Erklärung, und .Außert 
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ısıs.hinfichtlich des Vermittlungs⸗ und Entſcheidungsweges: „wie 
Badens Bemerkung, daß es fich hier vor der Hand von einer 
Privarreclamation handele, darum unftatthaft fey, weil hier 
wirklich mehrere Bunbeöglieder in Streit befangen, daher kein 
Landesgericht, es fey denn ein fleimillig von diefen gewähltes, 
competent feyn Fünne; weßhalb er begutachte, es bei dem gefaßten 
Beichluffe zu belaffen. Betreffend die vorläufige Befriedigung aus 
den Specialhypothefen, fo gehörten Die gegen das Verfahren der 
Subdelegationg- Gommiflion vorgebrachten Gründe in den zu er⸗ 
öffnenden Rechtsweg.“ Hierauf wurde durch Stimmenmehrheit 
©. 166. beichloffen: 
. »baß bie in der LVII. Sitzung $. 418. vorigen Sahres 
gewählte Commiſſion nunmehr unverzüglic, in Thätigkeit 
treten und die Vermittlung diefer Angelegenheit verfuchen 
möge. Sollte jedoch die gütliche Ausgleichung nicht er⸗ 
folgen, fo fey Diefer Gegenftand zur Austrägal- Entfcheis 
dung einzuleiten. « 

Rod, eine zweite Gegenerflärung, Sess. XVIL $. 90. 
©. 231. u. flgde. (S. auch Beilage 15. ©. 246.) legt Bayern ind 
Protokoll, worin ed, mitBezug auf feine erftere, gegen die zweite 
Badifhe Ausführung weitläufig argumentirt, zugleich fich den 
erforderlichen Zeitraum zur Verfaflung einer officiellen aus den 
Akten gezogenen Denkichrift vorbehält. 

Am Nachdrüdlichiten beftreitet e8 die Badiſche Einwendung, 
daß ein Dritter dad Gelb aufgenommen ꝛc., welches doch der 
Regent der Rheinpfalz als folcher gewefen, d.h. zu Gunften dieſes 
Landes und alfo auch zu feiner fernereh Verhaftung bei der Ab- 
tretung, — was es jetzt nur ald Ausnahme bei den fecularifirten 
Landen im Reichd-Deput. Schluß anerfennen wolle. 

„Dieſes fey, fährt Die Gegenerflärung Bayerns fort, von 
Baden früher und mit den übrigen Beſitzern der Rheinpfalz in 
ihrer Erklärung an die Subdelegationd- Commiffion vom 15. 
Aug. 1804 nicht verfannt worden, worin fie ſich durch die Aus⸗ 
gleichungs⸗Commiſſion auf eine rechtöverbindliche Weife zur Be 
friedigung der Staatsgläubiger Lit. D anheifchig gemacht. 

„Wären endlich auch weder der Ausfpruch der Subdele⸗ 
gationd- Commiffion, noch dad reichskammergerichtliche Urtheil 
vorhanden, fo träten, ungeachtet die betreffenden Artilel bes 
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Reichs⸗Deput. Schl, von 1803 nur von geiftlidyen Landen ſprä⸗1416. 
chen, Cein Hanptargument Badens) von anderen Gründen ab» 
geiehen, der in dem $. 77. angegebene Hauptgrund, daß: 
» wegen ber auf den Entichädigungslanden haftenden Schuls 
den zur Beruhigung fo vieler Gläubiger Vorfehung ges 
ſchehen müfle, « 
bei einem weltlichen Lande in dem Maße ein. 

"Baden fünne fich, als jeßiger alleiniger Beſitzer der Special: 
hypothek und ald Inhaber des Hauptorted vom verhafteten Lande, 
wenigftend der vorfchußweifen Bezahlung der. Zinfen rechtuich nicht 
entziehen. « 

Im folgenden Jahre 1819 machte Die beftellte Vermittlunge⸗ 1619, 
Sommiffion, Sess. XXI. $.126. S. 304. der B. B. Die Anzeige, "daß 
von ihr bei den hauptfächlich dabei betheiligten Königl. Bayerifchen 
und Grßhzgl. Badifchen Höfen durch deren Gefandten die gehörigen 
Einleitungen getroffen worden, um fowohl eine Uebernahme und 
Repartition der fraglichen Schuldcapitalien felbft, als auch eine 
einftweilige Befriedigung ber Gläubiger für die fälligen und laus 
fenden 3Zinfen zu bewirken, und daß fie ſich davon den beßten 
Erfolg verfprechen zu bürfen glaube. *) « 

Sm Sahre 1820 erflärte zumächt Baden, Sess. XXXI. ı820, 
$. 173. ©. 860. daß die mit Bayern eingeleiteten Unterhandlungen 
weitere Fortfchritte gemacht hätten, und ein auf Billigfeit ger 
gründeted Refultat zu erwarten fey. 

Einen Bortrag in diefer Sache erftattete in diefem Jahre der 
Königl. Würtembergifche Gefandte, Namens der befonders sonftituirs 
ten Commiſſion, Sess. XXXIL $.180.©. 894. u.flgbe. in welchem, nach 
furzen Andeutungen aller bisher ftatt gehabten Verhandlungen, 
die Commiſſion den Weg bezeichnet, welchen fie in biefer Hinficht 
einzufchlagen beabfichtige, und S. 598. Außert: 

„es fcheine vorzüglich vor der Hand darauf anzukommen, 
daß der Dauer der ummittelbaren, feit dem 30. November 
1816 nothwendig geworbenen Verhandlungen eine bes 
ſtipnte Grenze gefeßt werde, weil die Gläubiger nah 
W. Sch. Alte ein mwohlbegründetes Recht hätten, auf 


*) So weit v. Meyer’ 8 NRepertorium. 
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1820, eine richterliche Entfcheidung der Borfrage zu dringen, 
und diefelben fchon häufig um Erledigung gebeten hätten.-- 

Auf die Commiffionsanträge wurde hierauf, nachdem Bayern 
und Baden fic; weitere Erklärungen vorbehalten hatten, ©. 599. 
befchloffen: 

„daß die Gefandten von Bayern und Baden erfucht werben, 
bei ihren allerhödhften Höfen dahin zu wirken, daß von 
ihnen binnen zwei Monaten angezeigt werben könne 

„1) 0b auch über die Art und Weife, wie die Gläubiger fofort 
in den Genuß ihrer obligationemäßigen, feit dem 1. Tas 
nuar 1803 entbehrten, Zinfen geſetzt werden follen, zwifchen 
den beiden Höfen Vergleiche» Unterhandlungen gepflogen 
werden, und 

„2) in welcher Lage ſich dieſe Verhandlungen, fowohl darüber, 
ald auch über die Uebernahme der Bapitalichuld felbit, bes 
finden, damit die Bundeöverfammlung dadurch in den 
Stand gefegt werde, die bunbesgefegmäßigen Verfügungen 
eintreten zu laffen. « 

Diefem Beſchluſſe zufolge gab Bayern, Sess. XXXVII. 

1820.$. 218. ©. 668. eine Erklärung des wefentlichen Inhalte: 

«Daß die bisherigen Unterhandlungen mit Baden noch fein 
erwünfchtes Refultat gehabt und einer erneuerten unparteifchen 
Unterfuchung gemäß ſich nur wiederholt ergeben hahe, daß Bayern 
zu irgend einer Theilnahme an dem Rheinpfälzifchen Staatsſchulden⸗ 
wefen auf feine Weife verpflichtet, wohl aber zu fehr bedeutenden 
Gegenforderungen an die vormalige Generallaffe in Mannheim 
berechtigt fey; daß demungeadjtet Se. Majeftät der König von 
Bayern in einer Note vom 26. November 1820 ded Minifteriums 
ded Aeuſſern an die Grßhzgl. Badifche Gefandtichaft in München 
(S. Prot. ©. 695., 696.) folgenden Borfchlag zu einer voll 
kommen gegenfeitigen Ausgleichung gemacht habe: 

„1) Allerhöchftdiefelben wären bereit, auf die den Bayerifchen 
Staatöfaffen zuftehenden beträchtlichen Forderungen an bie 
vormalige NRheinpfalz, welche fchon i. J. 1808 von dem 
Grßhzgl. Minifterium mit 1,255,126 Gulden M Kreuzer 
an Kapital anerfannt, feitbem aber mit Zinfen auf mehr 
denn drei Millionen Gulden berechnet, und bisher 
zu geeigneter Ausführung vorbehalten worden, unter der 
Bedingung zu verzichten, baß 
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2) Se. Königl, Hoheit der Großherzog, nicht nur für ıszo, 
fi) und die übrigen Beſitzer der Rheinpfalz, auf alle 
und jede, von diefem Beſitze wie immer abzuleitenden An- 
fprüche an das Königl, Haus und den Bayerifchen Staat 
für alle Zeiten Verzicht leiften, fondern auch 

„3) Sic, anheifcdyig machen wollten, das durch rechtsfräftige 
Erfenntniffe und Befchlüffe angeordnete Proviforium durch 
unverweilte Wiedereinſetzung der Nheinpfälzifchen Staats⸗ 
gläubiger in den ihnen fo lange entzogenen Genuß der 
Zinfen, zum endlichen Bollzuge zu bringen. « 

Baden giebt hierauf in derfelben Sess. XXX VII. 8.218. ©. 670. ıc. 
eine Erwiderung ab, in welcher ed erklärt: „daß von den Uns 
terhandlungen mit Bayern Fein günftiged Nefultat zu erwarten 
fey, und Se. 8. H. der Grßhzg. demnach Feinen Anftand nehme, 
auf eine von Bayern vorgefchlagene Austrägal- Entfcheidung ein- 
zugehen. « 

Ferner fügt Baden auch dafelbft einige Betrachtungen hinzu, 
mit Rüdficht auf die Königl. Bayerifche Erklärung vom 22. Mai 
1817, um darzuthun, von weldyem Standpunkte aus man dieſſeits 
Die jenfeitigen Forderungen betrachte, welche zu verſchiedenen 
Zeiten gegen Baden geltend gemacht werben follten. 

Sm Jahre 1821 erftattet der Königl. Sächfifche Gefandte, 1821. 
Namens der dazu erwählten Eommiffion, Sess. II. $. 11. ©. 30. 
Bortrag, zunächft über die zulegt eingelaufenen Borftellungen der 
Reclamanten, welche in einer Eingabe vom 15. April 1818 nad 
gewiefen zu haben vermeinten: daß ihre rechtöfräftig bereitd ent; 
fchiedenen, bie zur Vollziehung der fchon im Jahre 1804 anges 
drohten Erekution gediehenen Anſprüche keineswegs erft wieder 
an eine Austrägals Inftanz verwiefen werden könnten. 


Das Eommiffionsgutachten ift dieſer Anficht entgegen, da nur 
ein in dem Bundesgeſetze und in dem verfaffungsmäßigen Berhält- 
niffe begründeter Weg zu Diefem Ziele führen fonne, und der Bund 
mit ben Attributionen einer richterlichen, felbft Recht fprechenden 
Behörde nicht begabt ſey 2c.; infoweit aber von den Gläubigern 
auf frühere reichögerichtliche Erfenntniffe und auf Decrete der zur 
Vollziehung einiger Beltimmungen in dem Reichsdeputationshaupt⸗ 
fchluffe beauftragten Subbelegationg - Eommiffion Bezug genommen 
werde, würden, wenn ed auf wirkliche VBollitredung derfelben ans 


526 Abth. II, Abfch.3,5.12, A. — Erldgt. Fälle. 


1021. kame, die Betheiligten fich wegen diefes Punktes zuwörderft an 
die competente Badifche Landes -uftizbehörbe zu wenden haben, 
nnd hierdurch namentlidy das Einfchreiten der B. V. weit minder 
umfaffend und durchgreifend ftatt finden Fönnen. 


Der Vortrag geht num zur Erörterung einzelner Fragen über, 
und endigt mit Anträgen, Die ©. 34. folgendermaßen zum Befchluffe 
erhoben werden: 

„daß, da aus den in ber XXXVIL vorjährigen 
Sigung von den Königlich-Bayerifchen und Großherzoglich- 
Badifchen Gefandten, Namend ihrer Höfe abgegebenen 
Erklärungen, und dem darüber von der ernannten Commiſſion 
abgeftatteten Berichte hervorgehe, daß der diefer Commiſſion 
übertragene Berfuch einer gütlichen Ausgleichung zwiſchen 
gedachten beiden Höfen über die Frage: 

ob und inwiefern Bayern zur Befriedigung der Gläubiger 
der Nheinpfälzigen Obligationen in rüdftändigen und 
laufenden Zinfen, fo wie an Erfaß des Kapitals zu 
concurriren habe? 
weder bis jegt einen günftigen Erfolg gehabt, noch den- 
felben für’d Künftige verfpreche, 

»1) der in dem Art. XXX. der W. Schl. A. vorgefehene 

Kal eintrete: 
daß die zwifchen mehreren Bundeögliedern ftreitige 
Borfrage: welches derfelben eine Forderung von Privats 
perfonen zu befriedigen habe? zur Enticheidbung einer 
- Austrägals Inftang zu bringen, 
zu diefem Ende 

„D ezunächſt der beflagte Theil fchuldig fey, drei bei der Sache 
nicht betheiligte Bunbesglieder zu benennen, aus welchen 
der Kläger eins zu wählen berechtigt fey; 

»3) in dem vorliegenden Falle aber, wo es zwifchen den Par: 
theien zweifelhaft, wer von ihnen ald Kläger oder ald 
beffagter Theil anzufehen fey? die Bundesverfammlung 
nunmehr die Gefandten von Bayern und Baben auffordere, 
fich bei ihren allerhöchften Höfen dahin zu verwenden: daß 
fie fic, binnen vier Wochen darüber gütlich vereinigen wollten, 
wer von ihnen in diefer Sache den Theil des Klägerd und 
wer ben Theil des Beflagten übernehme? davon aud) 
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binnen diefer Frift die Bundesverfammlung dermaßen in ısaı. 
Kenntniß feßen möchten, daß, im Kalle der gütlichen Ver⸗ 
einigung, der Bellagte zugleich von der von ihm gefches 
henen Benennung von drei unbetheiligten Bundesgliedern 

zur Wahl des Klägers, die Anzeige der Bundesverfammlung 
machen möge; worauf 

„H dieſe fodann die fernere Einleitung des Austrägalverfahreng 
verfügen, auch, in Entitehung obiger Vereinigung, zur 
Wahl eines Austrägalgerichts fchreiten werbe; 

»5) von dieſem Beſchluſſe Die Bevollmächtigten der Gläubiger 
aus den Obligationen Lit. D, welche fich mit ihren Be: 
fchwerden an die Bundesverſammlung gewendet haben, 
in Kenntniß zu feßen wären ; zugleich denfelben zu erfennen zu 
geben fey, daß ihnen, bei der demnächſt anzuordnnenden 
Austrägal-Inftanz, das Intereſſe ihrer Committenten in 
Anfehung des Capitals und der Zinfen zu wahren, uns 
benommen bleibe, « 


Schon Sess. VI. $. 33. ©, 73. d.%. 1821, machten Bayern 1,21, 
und Baden die Anzeige: daß fie ſich über das oberfte Juſtiztribunal 
der Krone Hannover zu Celle vereinigt hätten; wobei Baden noch 
bemerfte: daß diefe freie Uebereinkunft auf die etwaige Beltimmung, 
wie die Rolle ded Klägers und des Beklagten unter beiden 
Staaten zu vertheilen fey, durchaus. feinen Einfluß haben könne. 


Hierauf wurde, ebendafelöft S. 74. befchloffen: 
„daß, nach der in diefer Sikung angezeigten Vereinbarung 
zwifchen der Krone Bayern und Großherzogthum Baden, 
der Königlich » Hannöverifche oberfte Gerichtehof zu Celle 
ald Austrägal-Ssnftanz in dieſer Befchwerdefache, die 
Zahlung der rüdftändigen Zinfen und verfallenen Capitalien 
betreffend, einzutreten habe, und der Königlich - Hannöverifche 
Gefandte erfucht werde, feinem Allerhöchften Hofe hiervon 
Anzeige zu machen, damit ber gedachte oberfie Gerichte: 
hof dieſem Gefchäfte, in Gemäßheit der B. 4. und ber 
Beichlüffe vom 16. mi 1817 und 3. Auguſt 1820, 
fi, unterziehe, und demnächft in der Sache, in Auftrag 
und Namen der Bundesverfammlung, den Rechten gemäß 
erfenne; zu diefem Ende auch dem Königlich - Hannöverifcjen 
©efandten die bisher bei der Bundeöverfammlung und 


1821, 
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der Vermittelungs⸗Commiſſion gepflogenen Verhandlungen, 
unter Anfügung der obgedachten Beſchlüſſe, zur weiteren 
Beförderung an bad Austrägalgericht zuzuſtellen feyen. 

Die Anzeige von der Beförderung der betreffenden Akten 
nad) Selle machte der Königl. Hannöverifche fubftituirte Gefandte, 
Sess. IX. $. 54. ©. 111. fo wie auch Sess. XIL $. 73. ©, 138. 
wo Baden eine andere Erflärung zu Protofoll gab, welche neue 
Verhandlungen hervorrief, und deren wefentlicher Inhalt fols 
gender ift: 

„Se, K. H. der Grßhzg. von Baden bezweifele, baß der 
Beichluß, in welchem das Austrägalgericht ernannt wurde, den 
bier eintretenden Berhältniffen volfommen entiprechen dürfte, 
indem er namentlich gegen fich habe: 

»a) daß er nicht fowohl eine fpeciell ausgehobene Vorfrage, 
ald überhaupt die Beſchwerdeſache der Lit. D Gläubiger zur aus⸗ 
trägalgerichtlichen Entfcheidung verweiſe; fodann 

„b) daß er dem Austrägalgerichte die Beobachtung foldyer 
Berfahrungsnormen auferlege, welche auf gerichtliche Erledigung 
eigentlich ftreitiger Rechtöverhältniffe mehrerer Bundesglieder bes 
rechnet feyen. « 

In der Erörterung diefer Ausftellungen ift nun deren Ridy 
tigfeit ausführlich durch eine genauere Entwidelung des Art. XXX. 
der W. Schl. U. zu beftätigen gefucht und zulegt ©. 145. beantragt: 

„A) daß ed der B. V. gefällig feyn möge, dem Königl. 
Hannöverifchen oberften Gerichtshofe zu Celle, damit er wiffe, wofür 
er competent fey, Die zu entfcheidende Vorfrage genau zu bezeichnen, 
zu welchem Behufe man nachſtehende Faſſung vorfchlage:- 

„Iſt die Königl. Bayerifche oder die Grßhzgl. Badiſche Re⸗ 

gierung, oder, wenn feine derfelben ausfchließend, in wel⸗ 
chem Berhältniß jede von ben-beiden, die Staatsſchuld Lit. D, 


WR an Eapital und rüdftändigen Zinfen definitiv, vorbehalt- 


lich jedoch der in’ Beziehung auf den Grund und Umfang 

des Forberungsredjted der Gläubiger einer ober der andern 
Regierung zuftehenden Einweydungen, zu vertreten fchulbig ? 

„B) Daß — da es unumgänglicdy nothwendig fey, daß das 
Austrägalgericht auf andere, dem gegenwärtigen Sadjverhältniffe 
angemefjene Berfahrungsnormen, wobei insbefondere die Suppofition 
zweier prozeffualifchen Parteien umgangen und vollfonnmene 
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Rechtsgleichheit beobachtet fey, verwiefen werde, zur Zeit aber 1221 
noch ed an foldyen Normen gebreche, vor allen Dingen für die 
Aufitellung dieſer Sorge getragen werden möge, bamit fobann 
dad Austrägalgericht, welches dergleichen nicht für den vorliegenden 
Fall felbft zu thun vermöge, in Thätigfeit treten fünne. 

Demzufolge Eonne in Berathung gezogen werben: ob nicht 
die Revifion des Audträgalverfahrens (Sess. XIX. und 
XXXVI. de 1820.) in Beziehung auf Art. XXX. dr W. Schl. A. 
zu beichleunigen fey? « 

Hierauf hielt fich Bayern weitere Erffärung bevor, und bezog 
ſich theild auf die ſchon öfterd gemachte Aeußerung: daß es hier 
nicht bloß auf den Art. XXX. der W. Schl. 9., fondern auch 
auf den Art.XL der B. A. anzukommen fcheine; theild auf den in 
der erften Situng gefaßten Beichluß. 

Auf Präfidials Antrag ward num ebendafelbft S. 146. eine 
. Eommiffion zur Begutachtung diefer Erflärung erwählt, und bes 
fchloffen: 

„ daß der Königlich⸗Sächſiſche Gefandte und ber ber 

freien Stadt Frankfurt erfucht werben, über die Anträge 

der Großherzoglich»Babifchen Regierung Bortrag und 

Gutachten zu erftatten. « 

Beided wurde Demzufolge Sess. XIV. $. 93, ©. 168. 1022, 
(S. auch Beil. Ziff. 6. S. 179.— 190.) auf eine fehr ausführliche 
Art gegeben: in die einzelnen Momente der Erflärung wurde eins 
gegangen, in ben gemachten Anträgen wurden ſämmtliche Punkte, 
als hier nicht anwendbar, dargeftellt, und fchließlich wurde fogar 
bemerkt, daß es nicht angemeflen fey, das ernannte Audträgals 
gericht von biefem Badiſchen Antrage unb dem erfolgten Beſchluſſe 
in Kenntniß zu feßen. 

Bei der Abftimmung hierüber ift vorzüglich zu bemerken, 
daß Bayern ſich zur Zeit berfelben enthielt unter der Aeußerung: 
„daß ed kein Bedenken babei finde, wenn die Grßhzgl. Badiſche, 
in ber XI. Sitzung d. J. abgegebene Erflärung, dann bie 
Königl. Bayerifcye Gegenerflärung mit dem heutigen Bortrage 
und dem hierauf zu faflenden Befchluffe den Akten nadıgetragen 
und an dad Oberapp. Gericht nach Celle abgegeben würden.“ 
Auch Baden erklärte fich aldbald auf dieſes Eommiffiondgutachten, 
wit der Schlußbemerfing 8.172: „bie Grßhzgl. Regierung glaube ihre- 
Unbefangenheit hierin nicht beſſer darthun zu Tonnen, als dadurch, 
"  Beonbarbi, über Austrägelverfahren. 34 
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1023, daß fie nochmals durch die Geſandiſchaft ihre Bereitwilligkeit an 
den Tag legen laſſe, ſich wegen 
1) der in substfato zwiſchen Bayern und Baden von dem 
Austrägalgerichte namentlic, zu entfcheibenden Borfrage, und 
2) bed hier zu beobachtenden Verfahrens einer gütlichen 
Vermittelung der hohen Bımbeöverfammlung zu unters 
ziehen. « 


® Diefe Badifche Erflärung ward der mit dem Bortrage 
beauftragten Eommiflion zugeftellt, welche fchon Sess. XVIL $. 106. 
©. 248. u. flgde. Vortrag über diefelbe eritattete; worauf, nach 
dem auch die noch fehlenden Stimmen eingegangen waren, auf 
bie ſchon früher gemachten Gommiflionsanträge, ©. 248. bes 
fchloffen ward: 
„1) daß es ‚bei den in der vorliegenden Sache in der IL und 
VI. dießjährigen Sigung vom 18. Sanuar und 15. Februar 
d. 3. gefaßten Belchlüffen, in der Befchwerbefache ber 
Nheinpfälzifchen Staatögläubiger Lit. D ıc., fein Ber: 
bleiben habe; daß es hiernaͤchſt 
„2) weder einer anderen und näheren Bezeichnung ber zu ent 
fcheidenden Borfrage, ale dieß i in den erwähnten Beichlüffen 
geichehen, noch 
„3) der Aufftellung neuer, dem gewählten Austrägalgeridhte 
vorzufchreibender Verfahrungs-Normen für bie vorliegende, 
von ihm zu enticheibende Angelegenheit bebürfe, « 


In Folge dieſes Befchluffes äußerte die Grßhzgl. Badiſche 
Geſandſchaft, ebendaſelbſt S. 249: „daß, ungeachtet Se. K. 
H. der Grßhzg. von Baden das Recht zu haben glaube, vor allen 
Dingen auf Inſtructions⸗Einholung über die gegen den Beſchluß 
vom 15. Februar dieſes Jahres gemachten Ausftellungen zu bes 
ftehen, Höchftfie dennoch der Kortfegung bed Austrägalverfahrene 
nicht weiter entgegen feyn wollten; übrigens aber, rüdfichtlich 
ber in dem jüngften Commiſſionsberichte entwidelten Säge, ſich 
fernere Erflärungen vorbehalten müßten. « 


2083, Diefelben erfolgten Sess. XIX. S. 1%. ©. 308. u. gbe., 
und ſodann wurde S. 372. befchloflen: 

| „In Beziehung auf den in der XV. bießjährigem 

Sitzung gefaßten Beſchluß, bei ben Regierungen dahin an⸗ 
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zutragen, die Inſtructionen auch auf dieſe weiteren Bemer⸗ 
Lungen zu erſtrecken.⸗ 


Im Sabre 1822, Sess. XIX. $. 160 ©. 347. übergab der 1222. 


Königl. Hannöverifche Gefandte ein Schreiben des Oberapp. 
Gerichts zu Celle vom 6. Mai d. J. Prot. No. 20. ©. 823.— 828.) 
worin näcft Angabe über den Stand diefer Gtreitfache, ſich 
©. 524. bemerkt findet: 


„Das erwählte Austrägalgericht fey des ehrerbietigen Dafürs 
halten, daß unter ben hier ftreitenden Bundeögliedern fammtliche 
- gegenwärtige Befiger der vormaligen bieffeitigen Rheinpfalz begriffen 
wären, weil derjenige Streit , durch weldyen die Befriedigung 
der Nheinpfälzifchen Gläubiger Lit. D bisher aufgehalten fey, 
die Frage zum Gegenftande habe, ob die hier fragliche Schuld, 
als eine allein auf der Dieffeitigen Rheinpfalz haftende Schuld 
betrachtet, und daher von den Befigern der Rheinpfalz vertreten 
werden müffe, oder ob folche auf der Rheinpfalz und den übrigen 
damaligen Bayerifhen Provinzen hafte, und die Krone Bayern 
folglich dazu zu concurziren verbunden fey? 


» Weber diefe Frage zu erkennen, und die flreitige Verbind⸗ 
lichteit — ſey ed ganz ober theilweile — einem der dabei benadys 
theiligten Bundeöglieder definitiv aufzulegen, müſſe das Gericht 


billig Bedenken finden, fo fange nicht alle betheiligte Bumdesglicder 


zu dem Prozefle zugezogen feyen, und ihnen dadurch Gelegenheit 
gegeben fey, ihre Rechte zu vertheidigen. 


«Das Grfhzgth. Heflen fey Befiter eines Theile der Rheinpfalz 
in den Aemtern Lindenfels, Umſtadt und Otzberg; daſſelbe ſey 
alſo ein bei jener Frage betheiligtes Bundesglied, und in dieſer 
Eigenſchaft auch bei den früheren, vor einer hohen B. V. ſtatt 
gehabten Verhandlungen zugezogen worden. Das Gericht ſtelle 
daher einer hohen B. V. ehrerbietigſt anheim, wie dieſer Anſtand 
zu hehen, und das Grßhzgth. Heſſen zu vermögen ſeyn dürfe, 
an dieſer zum austragalgerichtlichen Verfahren vermieſenen Sache 
auch ſeiner Seits Theil zu nehmen. | 

Es ſey ferner auch noch zw berüͤckſichtigen, daß das Grßhzgth. 


Baden in der beim Gerichte eingereichten ‚Klage 6. 2. erklürt 
34 * 
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habe, wie baflelbe in diefer Sache außer feinem eigenen unb 
dem nach den Mebiatifationsverhältniffen noch bleibenden In⸗ 
terefie des Fürftenthums Leiningen, nur noch dad des Hrzgth. 
ı022,Raffau vertheibigen wolle; zu einer Bertretung des Grßhzgth. 
Heſſen, rüdfichtlich der hier ftreitigen Schuld ſich aber nicht vers 
anlaßt finde (S. 526.), da dieſer Hof, auf einen bemfelben ges 
machten Antrag, defien Vertretung bei der Austraͤgal⸗Inſtanz 
übernehmen zu wollen, fi (S. 528.) ablehnend erflärt habe. 

Der Grßhzgl. Heflifche Gefandte entgegnete hierauf, in berfelben _ 
XIX. Sigung ©. 517. in zwei befonderd betaillirten Punkten im 
MWefentlichen Kolgendes: 

„das Verlangen des Oberapp. Gerichtd zu Celle, 

41) fey vorzüglich in Beziehung auf die rechtlichen Zuftändigs 
keiten des Grßhzgth. Heflen zu beurtheilen, in Anfehung 
deffen weber gütliche Bermittelung verfucht worben, noch 
ed an Ernennung ded Austrägalgerichts Theil genommen 
habe; der angefonnene Beitritt fey daher feinen bundes⸗ 
verfaffungsmäßigen Rechten entgegen, au fy . 

2) diefer Beitritt zu Fortſetzung des Verfahrens in Eelle 
gar nicht erforberlid,. « 

Diefe Erklärung fchließt mit den Worten: „Weber Bes 
fchleunigung der Enrfcheibung, noch auch Gleichformigkeit derſel⸗ 
ben für alle bei der ehemaligen Rheinpfalz intereſſirte Staaten 
erfordern den Beitritt Heſſens zu dem jetzigen Verfahren in Celle; 
und es iſt mithin um fo weniger ein Motiv dazu für bad Großs 
herzogthum Heſſen vorhanden, ald es ihm, nach den freunbfchafts 
lichen Verhältniffen, in welchen ed mit der Krone Bayern zu fies 

ſten dad Vergnügen hat, fehr Leicht fcheint, fich.mit Diefem über 
feinen Antheil an den bezweifelten Schulden gütlich zu vereinbaren, 
fobald ein Erfenntniß zu Belle zwifchen Bayern und Baden alle 
Berhältniffe und Gründe, mit Anfichten dieſes Gerichtöhofes übers 
fehen läßt. 

„Die Gefandtfchaft trägt daher darauf an, daß dem Ges 
richte zu Celle aufgegeben werde, ohne weiteres den vorliegenden 
Streit zwifchen Bayern und Baden zu entfcheiben, dergeftalt, daß 
dadurch die Frage über die NRheinpfälzifchen Schulden und Laften, 
fo weit fie zwifchen Bayern und Heſſen zweifelhaft ift, d. h. 
fo weit fie die ehemals Nheinpfälzifchen, jetzo Heſſiſ hen 
Aemter betrifft, gaͤnzlich unberührt bleibe. « 
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Prafidium bemerft hierauf: 

„Seiner Anficht nach könne fich die hohe Bundesverfammlung 1222. 
durchaus nicht mehr in diefe, bei dem Austrägalgerichte bereitd ans 
hängige Rechtsſache mifchen, indem jede weitere Einfchreitung le⸗ 
diglic, von dem Gerichte felbft ausgehen, die B. V. hingegen bie 
richterlichen Functionen auf Feine Art erfeßen ober ausfüllen 
Fönne. 


„Es könne aber eine Commiſſion zur Begutachtung des Antrags 
ded Gerichts zu Gelle, fo wie der Erklärung des Grßzgth. Heſſen 
erwählt werden. « 


Die Wahl fiel auf den Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifchen Ger 
fandten und auf den der freien Stadt Frankfurt, und ed warb 
S. 519. beichloffen: 

„Dieſe Eommiflion werbe erfucht, der hohen Bundes verſamm⸗ 
lung über die oben erwähnten Anträge des Oberappella⸗ 
tionsgerichts zu Celle, als Austraͤgal⸗Inſtanz in dieſer 
Streitſache, und uͤber die hierauf von der Großherzoglich⸗ 
Heſſiſchen Geſandtſchaft abgegebene Erklaͤrung Vortrag und 
Gutachten zu erftatten. « 

Beide zur Commiſſion ernannte Gefandten wichen zum Theil 
in den Anfichten über die hoher B. V. zu machenden Anträge von 
einander ab; daher Sess. XXI. $. 176. ©. 878.—380. und ana, 
©. 881.— 608. Jeder einen eigenen gutachtlichen Bortrag in ber 
B. V. abftattete, wobei zu bemerken: daß dad Referat dee 
Grßhzgl. Saͤchſiſchen Gefandten zugleich einen Weberblid über 
den ganzen hiftorifchen Verlauf der Sache von Anfang an ge 
währt; Dagegen der des Gefandten ber freien Stadt Frankfurt 
ſich lediglich über die vorliegenden ftreitigen Kragen, namentlid) 
über die Zuläffigkeit der Adeitation, verbreitet. Bayern bemerkte 
zu biefem Referat, jedoch jeber Abftimmung fich enthaltend, ©. 578: 

„ed müfle in Erwägung ftellen, ob fich Die Bundesver⸗ 
fammlung hier competent halten fönne, auf den Gang 
eines bereits anhängigen Rechtsſtreits einzuwirken; ob nach 
geſchehener litis contestatio nicht bereits jura quaesita 
entſtanden ſeyen, welche nicht mehr entzogen werben koönn⸗ 
ten; ob man ermächtigt fey, Die bisherigen Berhandluns 
gen zu annylliren, und ob fich insbeſondere die Bundes⸗ 
verfammlung ale ein Caſſationshof betrachten dürfe, welcher 


J 
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die bisherigen Verhandlungen aufheben, und eine neue 
Einleitung anordnen konne?⸗ 


In Sess. XXIV.$.182. ©. 668. u. flgde. eröffnete Präfidium das 
Protokoll zur Abſtimmung über die oben erwähnten zwei gutacht⸗ 
kichen Vorträge; zuvor gab jedoch Grßhzgth. Heffen eine neue Er⸗ 
klarung ab, worin es fich abermals gegen die Theilnahme an dies 
fem Streite verwahrte. Doch erklärte die Gefandtichaft, daß 
das Grßhzgih. Heflen — in der Borausfegung, daß hohe B. V. an- 
erkenne, daß Heffen zu irgend einer Theilnahme an dem Verfahren 
zu Gelle nicht verbunden, fobald ber zwifchen Baben und Bayern 
freitige Gegenſtand durch die jetige Austraͤgal⸗Inſtanz vollitän- 
Dig entfchieden ſey — eben fo handeln werde, ald ob hierdurch dies 
fer Streit zugleich in Anfehung feines Antheild an der Rheins 
pfalz Cauf dem rechten Rheinufer) entfchieden worden wäre. Diefe 
Erklärung Tonne aber nur dann für das Grßhzgth. verbindliche 
Kraft erhalten, wenn die Krone Bayern — umd zwar nod) vor 
irgend einer Entfcheidung bed Austrägalgerichte — eine gleiche 
Erklärung ertheile. « 

Bei den darauf erfolgenden Abftimmungen (S. 660. u. flgbe.) 
M zu bemerken, daß die größere Anzahl gegen eine Abcitas 
tion fich entichieden ausfpricht. Der König. Würtembergifche Ges 
fandte, ald Mitglieh der in diefer Angelegenheit-niebergefeßt ges 
wejenen Bermittelunge-Gommiffion, erörtert in einer ausführlichen 
Darſtellung dafelbft, warum bie Grßhzgl. Hefliiche Regierung: we: 
der bei den Vergleichsverſuchen, noch "bei der Beftellung bed Aus⸗ 
trägafgerichtö zugezogen worden fen. (S. 671.— 676.) Grßhzgth. 
Heflen wiederholt S. 680. feine bedingt gegebene Erklärung 
(8. 668.), und erörtert ausführlich, daß, da Heflen an allen 
wefentlichen Theilen der bundesgefetmäßigen Einleitung zu dieſem 
Audträgalverfahren feinen Theil genommen habe, ed dazu nur 
durch einen Beichluß: _ 

1) des Gerichts, oder 

2) Der Bımdesverfammlung 
veranlaßt werben fünne. 


m Sess. XXV. $. 196. ©. 751. erfölgte die noch fehlende 
ſtimming Bayerns, daß man anch Bayeriſcher Seits Die 
von dem Grßhzgth. Heſſen gewünſchte Erklärung dahin abzugeben 
feinen Anſtand nehme, daß die von dem Königl. Hannöveriſchen 


— 
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Dberapp. Gerichte zu Celle, ald Austrägal s Suftany in ber 1022. 
gegenwärtig dort anhüngigen Streitfache zwifchen Baden und 
Naſſau einerfeitd, und Bayern andererfeitd, zu erlaffende Entfcheis 
bung eben fe angefehen werde, ald wenn biefelbe auf vorgängige 
Verhandlung zwiſchen Bayern umb Grfhzgth. Heſſen erlaffen 
worden wäre. Auch werde diefe Erklärung von der Königl. 
Bayerifchen Regierung an den Gerichtehof auf geeignetem Wege 
abgegeben werden. 

Der Grßhzgl. Heſfſiſche Geſandte trug hierauf S. 763 — 764, 
feine Zweifel und Anftände über die in der letzten Sitzung bereits 
abgegebenen Erklärungen und Aeußerungen wor; worauf man 
fich fchließlich, nach, wielfeitigen @rörterungen und nady reifer Er⸗ 
wägung bed vorliegenden Sachs und Nechtöverhältniffes, um ale 
Schwierigkeiten zu befeitigen, zu folgendem Beichlufle ©. 752. 
vereinigte: 

„Da bie freiwillige Erklärung der Großherzoglich Deſſi⸗ 
ſchen Regierung — das auf die auöträgafgerichtlichen 
Berhandlungen zwifchen dem Großherzogthume Baden unb 
der Krome Bayern exfolgende Erkenntniß auch für ihren 
Theil, ohne einige Theilnahme an den Berhandlungen, 
ald verbindend anerkennen zu woßen — demjenigen voll 
fommen entſpricht, was die Bundeverfammlung nad) dem 
Inhalte der Alten, bei der anf Commiſſionsvortrag in ber 
N. Sitzung v. 3. 1821 ($.11:) verfügten Einleitung des 
Austrägalverfahrene vorausſetzen mußte; es hierbei auch 
zur Aufrechthaltung der Großherzoglich⸗Heſſiſchen bundes⸗ 
verfaſſungomaͤßigen Rechte keiner beſondern Wahrung bes 
bürfen kamr, indem keinem Zweifel ausgeſetzt iſt, daß 
ein Bundedſtaat nur dann ein Austrägalgericht als ſolches 
anzuerfennen verpflichtet ift, wenn berfelbe bundesverfaſ⸗ 
fungemäßig, resp. bei bem Borfchlage umb der Wahl mit 
wirfen fonnte; und da durch die Königl. Bayerifche Erklärung 
zum Beſten ber Gläubiger, welche nur Recht fuchen, je 
ber etwaige fonflige Anſtand volllummen befriedigenb ges 
hoben it: fo wird, unter fleter Aufrechthaltung des biehero 
gen Austrägalverfahreng, der Königl. Hannöverifche Geſandte 
erfucht, mit Rüdfendimg ber Alten, fammt den neueren, - 
bei der Bundesverſammlung gepflogenen Berathungeverhand- 
lungen, die Königl, Regierung zu veranlaflen ‚ ver Aus: 
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tragal⸗Inſtanz von wegen der Bundesverſammlung, zu eröff⸗ 
nen, daß diefelbe die Kortfebung des Verfahrens zwiſchen dem 
Großherzogthume Baden und der Krone Bayern in rechtli⸗ 
cher Ordnung zu bewirten, und dann in der Sache zu 
erfennen habe, was den Rechten gemäß befunden werde, 
ald welches auch für das Großherzogthum ˖ Heſſen, was 
deffen Theil betreffe, verbindend fey. « 

Hierauf erflärte der Grßhzgl. Heſſiſche Gefandte ebendafelbft, 
beauftragt zu ſeyn, der gegenwärtigen Befchlußnahme, als Die 
bisherigen Anftaände befeitigend,, ausdrücklich beizutreten. 

Ueber den Stand diefer Angelegenheit übergiebt der Königl. 


ısa3, Hannöverifche Gefandte i. J. 1823, Sess. IL $. 22. ©. 1. am 


Schreiben des Oberapp. Gerichts zu Celle vom 7. Februar 
1823, worin diefed die Gründe bed bisherigen Verzugs der Sache 
darlegt, und zugleich erwähnt: „den Gläubigern habe dad Recht zu 
interveniren, folglidy auch durch Eontumacial- Anträge den Fort: 
gang ber Sache zn befördern, abgefprochen werden müflen; worauf 
S. 52. befchloffen warb: / 

1) Daß die von dem Königl.. Hannöverifchen Oberapp.Gerichte 
zu Gelle, ald AusträgalsIinftanz ausgeführten Gründe für 
hinreichend angenommen werden und der Königl. Hannö⸗ 
verifche Gefandte zu erfuchen fey, folches zu Erfenntniß 
bed erwähnten Gerichte zu bringen; und 

2) wäre diefer Gegenftand an die mit der Nevifion bed Aus: 

trägalverfahrend beauftragte Commiſſion abzugeben. 

In Sesa VI.$.41.©.90. u. flgde. erftattet der Königl. Mürtember- 

gifche Geſandte einen Bortrag über das (S. Ziff. 16. des Einr. Prot.) 
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Obligationen, um ein Beförderungsfchreiben an das niedergefehte 
Austrägalgericht. 

Der Gerichtöhof zu Selle habe, heißt es darin, ungeachtet der 
darüber erfaflenen Befchlüffe hoher B. V., den Supplifanten jebe 
Einmifchung verwehrt, und fich geweigert, über den in Rechten fo 
privilegirten Zinfenpunft — einem berührten Präjubiz entgegen — 
vor entfchiedener Hauptfache Etwas zu verfügen, und habe fomit 
die Imtereffenten in die Unmöglichleit verfegt, ihre Rechte, uns 
mittelbar zu wahren; NReclamanten bäten baher: 

„Die Bundedverfammlung wolle geruhen, an dad gewählte 
und committirte Austrägalgericht zu Belle, ein nachbrüds 
liches Beforderungsſchreiben zu erlaffen. « 
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Auf das hierüber erftattete Gutachten, worin Referent be⸗1423. 
merkt: daß die Anficht des Oberapp. Gerichtö zu Celle, von ber 
des Oberapp. Gerichts in München nicht abhängig gemacht wer 
den könne, und einer Berfchiedenheit der Anfichten über fo wichtige 
Gegenftände nur auf dem Weg der Gefeßgebung für die Zufunft 
vorgebeugt werden fünne, wurde ©. 94. befchloffen: 

„Daß bie mit der Reviſion des Austrägalverfahrend bes 
auftragte Commiſſion erfucht werbe, dem ihr vermöge bes 
zweiten membri bed Befchluffes vom 20. Kebruar 1823, 
Prot. S.82.) gewordenen Auftrage in der Art zu genügen, 
daß fie, in möglich fürzefter Zeitfrift, befondere Borfchläge 
darüber mache, wie, fowohl für den gegenwärtigen, ale 
jeben künftigen Fall, das von dem Oberapp. Gericht zu 
Celle zur Anzeige gebrachte mögliche Hinderniß, in Fällen 
bed Art. XXX. der W. Schl. U. dem Art. III. Nro. 8. 
des Bundesbefchluffes vom 16. Juni 1817 nachzukommen, 
zu befeitigen ſeyn möchte, « 

In Beziehung auf diefen Beſchluß erftattete der Gefandte 
der freien Stabt Frankfurt, Sess. IX. $. 67. ©. 120. — 126. 
Namens der mit ber Nevifion ber Bunbeöbefchlüffe über dad . 
Austrägalverfahren beauftragten Eommiflion, Vortrag und Guts 
achten über die Frage: 

„Wie ift bei Anwendung bed Art. XXX. zu verfahren, 
wenn die Austrägalsnftanz, in Ermangelung eine Antrags 
des einen Theild gegen ben andern, fi, nach ber von 
ihr zu befolgenden Prozeßordnung, nicht ermächtigt halten 
kann, in contumaciam zu verfügen? 

Referent fagt S.124: zu Bewirtung der Thätigfeit ber Aus- 
tagal⸗Inſtanz, ohne Antrag des andern Theild, gebe ed nur zwei 
Pttel, nämlich: 

1) wenn man den Privaten einige Theilnahme an dem Vers 
fahren geftattete,; oder 

v) Wahrung der Friften durch die Austrägal » Inftanz von 

Amtöwegen, und Unnahme der Berzichtleiftung auf Die 
unterlaffenen Handlungen; und fpricht ſich für das zweite 
Mittel aus. \ 
Be Abftimmungen über diefed Referat erfolgten Sess. XVII. 
$. 106.©. 289. n. flgde.;' worauf &. 298. ber. Caudh hierauf 
Bezug Isbende) Beſchluß gefaßt wurde: 
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ıu23, »1) Daß, in allen den Fällen, in welchen em Verfahren vor 

einer Astraͤgal⸗Inſtanz nad der Diöpofition bes Art. AXX. 

der W. Schl. Alte eingeleitet ift, das oberfle Gericht, 

welches: die Austraäͤgal⸗Inſtanz bildet, beauftragt uud ers 

. mächtige wird, alle Friften von Amtswegen zu beachten, 

bei Nichtbefolgang einer ergangenen Verfügung (welche 

peremtorifche Eigenfchaft dat), Berzichtleiftung auf Die uns 

terlaſſene Handlung anzunehmen, und eben das auszu⸗ 

ſprechen, was fonft, auf Antrag bed andern Theild, als 

Folge der Unterlaffung, zum Behufe der endlichen Ent- 
ſcheidung aöznfprechen ſeyn würde, « 

Diefer Beſchluß ift den in Thaͤtigkeit befindlichen Austrägal: 

gerichten durch‘ die Sefandrichaften mitzutheilen. 





Sm den nun folgenden Ssahrgangen 1824 und [825 der Pro: 

tofolle kommt diefe Streitfache nicht vor; und erft im Jahre 1826 

1826, Sess. l. 6.6. S. 33. macht der Könige Hannöverifche Gefandte Die 
Anzeige: daß er hiermit das Urtheil umd bie Entſcheidungsgründe 
(Prot. S. 41. bis 585 ©. unten Anlage A. S. 540. und B. S. 541.) 
ded Oberapp. Gerichte zu Eelle übergebe, nebft einem Schreiben 
deflelben vom 28. Dct. 1825. (©. 39.) 

Der Königl. Bayerifche Gefandte bemerkt hierbei: "daß von 
Seiten der Krone Bayern im Beziehung auf dieſes Erfenntnif 
eine Bekanntmachung deswegen nicht erlaffen worden, weil gege 
daſſelbe bei dem Austrägalgerichte, das nach der Königl. Hann⸗ 
verifchen Gefchäftsordnung zuläflige Rechtsmittel der Nefl 
tution ergriffen worben fey. Auch feyen bereitd Bayerifcer 
Seits Einleitungen zur Befeitigung der noch mit Baden in biüer 
Angelegenheit beftehenden Irrungen getroffen. « 

Ferner erflärte der Badiſche Gefandte ebendaf.: 


"Be. Æ. H. der Großherzog — in der wollen Ueberzeugung Daß 
das gefälte Haupterkenntniß nad, vorliegenden organsfcher Ber 
fchlüffen des Bundes, einem mit auffchiebender Wirkm: vers 
bundenen Rechtsmittel nicht unterworfen ſey — habe nicht tur bie 
öffentliche Verfündigung jened Erkenntniſſes zur einſtweilien Be⸗ 
suhigung der Inhaber von Lit. D⸗Obligationen gnäbigft fehlen, 
fondern auch, auf vorgängiged Benehmen mit den hohen Mbeſtzern 
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des Diefleitigen Theild der ehemaligen Rheinpfalz umd mit dem 1426. 
Einverftändniffe, wegen Berichtigung der Höchftihmen und Ihren 
Eoparticipanten zur Zahlung überwiefenen vierzig Procent, das 
weitere Geeignete verordnet (Siehe ©.59. 61.); was von Grßhzgth. 
Heflen und Raffau ebendaf. beftätigt wurde. 
Hierauf wurde ebendaf. S. 34. befchloffen: 

„das Erfenntniß und Entfcheibungsgründe in Diefev Streit 

fache in das Bundesarchiv zu hinterlegen, und bad Aus⸗ 

trägalgericht hievon in Kenntniß zu feßen. « 


I 


Noch in demfelben Jahre, Sess. VIII. $. 441. S. 220, übergiebt 1826. 
der Königl. Hannöverifche Gefandte, ein Schreiben des Oberapp. 
Gerichts zu Selle vom 9. März d. J. S. 223. nebft zwei Beicheiden, 
wegen des von ber Krone Bayern gegen das ergangene Erfennt: 
niß vom 28. Oct. 1835 eingelegten remedii restitutinwis. Prof. 
©. 224. 225; ©. unten Anlage F S. 560. nd D. S. 561. 

Baden bemerkt hierbei noh, S. 2231. m Beziehung auf Die 
in der L dießjährigen Sitzung von Bayern abgegebene Erklaͤrung, 
daß die Grßhzgl. Regierung Nichts von errungen wifle, die fie 
in Beziehung auf dad Austragalerkenntniß über die Kurpfälzifche 
Staatöfchuld Lit. D mit der Königl. Bayerifchen Regierung ans 
noch auszutragen habe, daher eine Verwechfelung mit der von 
feinem Gegenftande offenbar ganz unabhängigen Auseinander⸗ 
fegung fupponiren müffe, welche nunmehr rückſichtlich aller das 
durch nicht abgetheilten Rheiripfälziichen Schulden und Laſten 
dringend nothwendig fey, auch im eigenen Intereſſe der Grßhzgl. 
Regierung baldthunlidht werde eingeleitet werden. « 

Grßhzath. Heflen und Naflau abhärirten dieſer Erklärung, 
und Bayern behielt fi hierüber das Protokoll offen, womit bie 
Verhandlangen über deſen Gegenitand, da beflelben fernerhin ' 
feine Erwähnnng ehr in den Protokollen gefchieht, als oefätefen Ä 
zu bettachten ſind. 
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A. Urtheil. 


(est. v. 3. 1826, Sem. I. Beil. 2. ©. 41; ©. eden ©. 536) 





In Austrägalfachen bed Großherzogthume Baden wider die 
Krone Bayern, die Beſchwerde ber Rheinpfälzifchen Staates 
gläubiger und Inhaber der Partialobligationen des Anlehne lit. D 
‚wegen Bezahlung der rüdftändigen Zinfen und verfallenen Capi⸗ 
talien betreffend, erfennen 

Wir, Georg der Vierte, von Gottes Gnaden 
König des vereinigten Reichs Großbritans 
nien und Srland, audh König von Hanno 
ver, Herzog zu Braunfhmweig und Lünes 
burz ıc. 


im Namen und Auftrage der Deutfchen Bundesverfammlung das 
mit für Necht: 


Daß zuvörderſt die zur austrägalgerichtlichen Entfcheibung 
* geftellte Borfrage und der Umfang des Mbjecti litis dahin feſt⸗ 
aufegen: | 
wer von den betheiligten Höfen die Befriedigung der recla⸗ 
mirenden Gläubiger und Inhaber der fämmtlichen, gegen; 
wärtig annoch unbezahlten Partialobligationen des Rhein; 
pfäßzifchen Staatsanlehns sub lit. D, mit Inbegriff der 
annoch uneingelöfeten Partialobligatiosnen des ferner am 
1. Suli 1802 contrahirten, mit lit.b bezeichneten Anlehns — 
in fo weit felbige an die Stelle von Partialobligationen 
ded Anlehns lit. D getreten find — ſowohl rückſichtlich 
des Capitals, als ber bis hiezu davon verfallenen und 
ferner fällig werdenden Zinfen, zu vertreten habe? 
fobann aber in-Betreff diefer Frage, und in Anfehung ber Sache 
felbft, der Antrag des Grßhzgth. Baden, von der Goncurrenz zur 
Vertretung diefer Schuld ganz frei gefprcchen zu werden, für uns 
ftatthaft, vielmehr, unter Berwerfung de: von der Krone Bayern 
opponirten Einreden, auch unter Zurüdhneifung der von eben der⸗ 
felben angebrachten verfciedenen Evitimdanträge, die fragliche 
Schuld für eine auf die Kammers und Steuer Einkünfte der ges 
fammten ehemaligen Rheinpfalz contrairte Staatsſchuld zu ers 
Hären, und dem zufolge die beiden btheiligten Höfe verbunden 
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und gehalten feyen, die Bezahlung derfelben nad, dem Revenüens 
verhältniffe der dieſſeitigen und jenfeitigen Rheinpfalz, nämlich 
das Grßhzgth. Baden für die bieffeitige Rheinpfalz zu z oder 
vierzig Procent, die Krone Bayern gber für die jenfeitige Rheins 
pfalz zu J ober fechzig Procent, an die noch unbefriebigten Ins 
haber der gebachten Partialobligationen zu übernehmen; und werben 
übrigens die auf diefen Nechtöftreit verwandten Koften gegen ein- 
ander compenfirt und aufgehoben. 


Bon Rechtswegen. 


Publicat. im Ober -Appellationsgerigte @elle 
den 28. October 1825. 


Ad mandatum Sacrae Regiae Majestafis proprium. 
(L. S.) 6. W. N. Stralenheim. 
Strampe. 


Gründe 
(Brot. v. 3. 1826, Ss. Lat 2 6 mu fans ©. tm S. 538.) 





Während des in Folge der Franzöflichen evolution zwiſchen Frank⸗ 
reich und Deutſchland entſtandenen Krieges, wurden von dem Kurfürſten 
Carl Theodor von Pfalzbayern, zur Beſtreitung der mit der Theilnahme 
an dieſem Kriege verbundenen großen Ausgaben, mit Conſens ſeiner Ag⸗ 
naten, vier verſchiedene Anlehen contrahirt, von welchen ſämmtlich die Han⸗ 
delsleute Schmalz und Seeligmann zu Mannheim die Unternehmer waren, 
ſo daß an dieſe jedesmal die Hauptobligation ausgeſtellt wurde, die einzel⸗ 
nen Creditoren jeder Anleihe aber über ihre dazu hergegebenen Gelder ſo 
genannte Privatobligationen erhielten, deren Inhalt übrigens mit dem ber 
Hauptobligation gfeichlautend if. Für die beiden erften dieſer Anlehen, 
jedes zu 700,000 Fl., resp. vom 1. April 1794 und vom 1. Zuli 1795, 
ind die ſämmtlichen Einfünfte des am rechten Rheinufer belegenen Rhein⸗ 
pfälzifchen Oberamtes Hei selberg Tür das zweite auch noch in subsidium 


die Einkünfte des Herzogthums Sulzbach, für das dritte zu dem Beirage 


von 1.000,000 Fl. vom 1. November 1795 aber find die fämmtlihen Ein: 
fünfte des gleichfalls zur Dieffeitigen Rheinpfalz gehörenden Oberamtes 
Mosbach und in subsidium die Einfünfte des Herzogthums der Oberpfalz, 
zur Specialhypothek geſetzt. Die Partialobligationen diefer drei Anlehen 
wurden mit den Buchſtaben A, B, C bezeichnet, und für jedes derfelben 
wurden zugleich befondere Termine zur fucteffiven Rüdzablung der Eapital- 
ſchuld ſtipulirt. 

Das vierte, am 1. Juli 1796 zur Summe von 3,600,000 Fl. aufge⸗ 
nommene Anleben wurde mit den drei vorhergehenden dergeftalt in Berbin- 


— — Am. 
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dung geſetzt, daß alle vier zuſammen ein General ⸗Staatsanlehn vom 
600000 51. ausmachen follten., 

Für dieſe ganze Summe wurden die fommtlichen Kammergefälle der 
in den früheren Obligationen bereit verfchriebenen Rbeinpfälziſchen Ober ˖ 
ämter Heidelberg und Mosbach, und ferner die ber Oberpfalz, der Land: 
graffchaft Reuchtenberg, und. der Herzogthümer Neuburg und Sulzbach, zur 
Specialhypothek, überdem aud noch ſämmtliche Revenüen aller Kur. und 
andern Lande des Kurfürften zur Gereralhypothek eingelegt. Die Partial: 
obligationen dieſes vierten Anlehen® erbielten die Bezeihnung Lit. D, uud 
wurde auch hierbei die halbjährige Berichtigung der Zinfen zu 54 Procent, 
und eine terminlidhe Abtragung des Capitals den Gläubigern zugefihert. 
Bei allen vier Anlehen wurden audy die betreffenden Meceptoren, fo wie Die 
Rheinpfaͤlziſche Generalcaſſe zu Mannheim, ang-wiefen und verpflichtet, die 
fpecialiter verpfändeten Einkünfte vor allen andern Staatsausgaben zuerſt 
jur Bezahlung der ftipulirten Zinfen und abſchläglichen Gapitalzablungen zu 
verwenden. 


Bis zum Ende des Jahres 180%, als fo lange der Hurfürſt von Pfalz⸗ 
bayern Befiger der ſämmtlichen für die obigen Anlehen zur Specialhypothek 
verfchriebenen Ränder war, wurden fowohl die Zinfen als die veriprohenen 
Termine auf dad Capital, und zwar legtere im Ganzen zu der Summe von 
1,000,000 Fl., wonon 200,000 Fl. auf das Anlehen sub lit. D fallen, ge: 
börig abgetragen. Jedoch find von dem Kurpfäßifchen General: Landes: 
commiflariate zu Mannbeim unterm 31. Juli 1801 und resp. 1802, mit 
Genehmigung ded Kurfürften Marimilian Gofepb von Pfalsbayern, 
jedesmal für 500,000 Fl. neue Obligationen, unter der Bezeihnung lit. a 
und b, creirt, und denfelben die Stelle und die Rechte der damit eingelös: 
ten Partialobligationen der Anlehen sub lit. A, B, C und D überwieien, 
ſo daß felbige alfo ein Surrogat von diefen bilden und pro rata ganz in 
deren Stelle, Rechte und Unterpfänder treten follten. 


Durch den am 9. Febr. 1801 zu Lünenille abgeſchloſſenen Frieden, 
wurde das ‚linke Rheinufer und ſomit auch der auf demfelben -belegene Theil 
der Rheinpfalz mit Frankreich vereinigt, und duch den darauf folgenden 
Reichsdeputationg - Hauptichiuß nom 25. Febr. 1803 trat der Kurfürſt von 
Pfalzbayern auch den ibm bis dahin noch verbliebenen, auf dem rechten 
Rheinufer beiegenen Theil der Rheinpfalz an verfchiedene andere Deutſche 
Bürften, nämlich an Die Großherzoge von Baden und Heſſen⸗Darmſtadt, 
fo wie an den Herzog von Naſſau und den Fürſten von Leiningen, ab, und 
fiel bei diefer Gelegenheit unter andeen das Oberamt Heidelberg an ven 
Großherzog won Baden, und das Dberamt Mosbach un den Fürſten vos 
geiningen. Der Kurfürſt von Pfalsbayern aber wurde für die auf beiden 
Geiten ded Rheins abgetretenen Lande durch andere, ihm überwiefene, auf 
der rechten Nheinfeite belegene, fecularifirte geiſtliche Länder und Reichs⸗ 
Rädte antichädigt. 

Geit diefer Zeit hörten ſowohl die Zinfenzahlungen als die terminlichen 
Abtragungen auf das Eapital der -fraglichen Anlehen gänzlih auf, weil ti, 
vorgenannten neuen Befiper der Dieffeitigen Rheinpfalz die alleinige Heber: 
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nahme der Schuld vermweigerten,, vielmehr dazu eine verbältnifmäßige Con⸗ 
currenz von Seiten des Kurfürften von Bayern, welche diefer -aber nich 
leiten wollte, verlangten, und bis zur Ausgleihung dieſes Streites die 
fernern Zahlungen der Zinfen und der Gapitaltermine fiftirten. Es wand» 
ten fih zwar die Inhaber der Partialobligationen des Anlehns Lit. D im 
Sabre 1804 an die zur Bollziehung des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes 
für die Kur - und Oberrheiniſchen Kreife zu Frankfurt am Main niederge- 
feste fubtelegirte Reichs - Erecutionscommiflion, und diefe Behörde erließ 
auch unterm 30. Juni 1804 eine Berfügung, wodurch die vorgenannten vier 
Reicdysfürften, als nunmehrige Beſitzer der diefleitigen Rheinpfalz, unter 
Borbehalt ihrer Megreßanfprüche gegen Bayern, angemiefen wurden, die re 
clamirenden Gläubiger wegen der risdftändigen Zinfen und verfallenen Ca⸗ 
pitaltermine binnen vier Wochen. bei Bermeidung reichsſchlußmäßiger Exe- 
cution zu befriedigen. Aliein diefe Berfügung blieb, wenn gleich die vier 
betheiligten Fürſten ſich zur Parition bereit erflärten, und ohnerachtet fjelbige 
unterm 20. Oct. 1804 nochmals wiederholt wurde, dennoch ohne Erfolg, 
und von eben fo wenigem Gffecte war ein auf Anrufen einiger Inhaber von 
Partialobligationen des Anlehne Lit. D von dem Reichöfammergerichte zu 
Wetzlar am 29. April 1806 wider die Regenten der diefleitigen Rheinpfalz 
ertannted, auf Bezahlung der rückſtäändigen Gapitaltermine und Zinfen 
gehendes mandatum sine .clausula. 


Als hiernächſt durch die Nheinbundesacte vom 12. Juli 1806 der Fürft 
von Leiningen mediatifirt und der Souverainetät des Großherzogs von 
Baden untergeordnet, Lepterer mithin nunmehro Befiger Der beiden einen 
Theil der Specialhypothek ausmachenden Rheinpfalziihen Oberämter Heis 
deiberg und Mosbach geworden war; fo erließ, in Uebereinſtimmung mit 
der Heflen = Darmftädtifchen und Naflauifchen Negierung, das Großherzoglich⸗ 
Badiſche Geheime Finanzdepartement am 22. Mär; 1808 ein Decret an 
das Handlungshbaus Schmalz; und Beeligmann in Mannheim, wodurd dem⸗ 
felben eröffnet wurde, daß die vorgenannten drei Regierungen von dem 
quaest, Anlehn Lit. D proviſoriſch, bi6 zu einer endlichen btheilung mit 
der Krone Bayern, und unter Vorbehalt des Negrefles gegen jelbige, 274 
Broc. gemeinfhaftlich zu bezahlen übernehmen wollten; daß aber die Eredi- 
toren wegen des übrigen Theild jener Schuld, fomohl Capitals als rückſtän⸗ 
diger Zinfen halber, fih an die Krone Bayern würden wenden müflen. Die 
Creditoren ließen fi jedoch hierauf nicht ein, fondern traten nad) der Gr: 
öffnung der Deutfhen Bundesverſammlung bei diefer gegen den Großherzog 
von Baden, als Befiter der zur Specialhypothek gehörenden Oberämter 
Heidelberg und Mosbach, unter Bezugnahme auf die vorbin erwähnten Ver⸗ 
fügungen der fubdelegirten Reichs⸗Executionscommiſſion vom Jahre 1804 
mit dem Antrage auf: diefen ſowohl zur Bezahlung der verfallenen und 
laufenden Zinfen, ald der Sapitalfchuld zu nermögen. 


Nachdem fodann die Deutihe Bundesverfammlung vergeblidh verfucht 
bat, unter den bei der Sache betheiligten Höfen eine Ausgleichung oder 
Bereinigung .dauuber zu Stande zu bringen: ob und in mie weit ein jeder 
berfelben zur Bezahlung der im Frage ſeyenden Schuld beizutragen verpflich⸗ 


\ 
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tet ſey? fo iſt, in Gemäßheit des Art. XXX. der Wiener Schlußacte vom 
15. Mai 18%, die Sache durch einen Beihluß der Bundesverfammlung 
vom 18. Januar 1821 zur rechtlichen Entſcheidung durch eine Austrägal: 
Inſtanz verwiefen. Und vermittelft fernern Beichlufies derfelden som 15. Zebr. 
41821, if, in Gefolge einer zwifchen den Sefandten. der Krone Bayern und 
des Großherzogthums Baden getroffenen, der Bundesverfammlung angezeigten, 
Bereinbarung, das hiefige höchfte Tribunal zum Austrägalrichter in jener 
Sache beftimmt worden, um in derfelben in Auftrag und Namen der Bun: 
desverfammlung den Rechten gemäß zu erfennen. 

In den hierauf vor dem Austrägalgerichte ftatt gefundenen ad dupli- 
cas usque gediehenen, proceflualiihen Verhandlungen bat das Großherzog- 
tum Baden ald Kläger agirt, und außer feinen eigenen, aud die Rechte 
des Großherzogthums Heflen: Darmftadt und des Herzogtums Naſſau mit 
vertreten, und haben das Großherzogtum Heflen- Darmftadt in der Sigung 
der Bundesverfammlung vom 15. Zuli 1822, das Herzogthum Naſſau aber 
vor dem Austrägalgerichte ausdrücklich erklärt: daß fie das in dieſer Sache 
zwifchen dem Großherzogthume Baden und der Krone Bayern erfolgende 
Erfenntniß auch für ihren Theil als verbindend anerkennen und gelten 
laffen wollten. 

Ehe und bevor nun in die Sache felbft Hineingegangen werden Fonnte, 
war ed zunörderft erforderlich, über die beiden Bräliminarpuncte 

1) welches eigentlih die zur Enticheidung des Austräagalgerichtes ge: 
ftellte Borfrage fey ? 
und 
2) worin dad Objectum litis nad feinem Umfange beftehe ? 
eine rechtliche Beftimmung zu treffen, weil die beiden litigirenden Parteien 
dieferhalb in den dahier gewechfelten Proceßichriften gänzlich von einander 
abweichende Anfihten und Behauptungen aufgeftellt haben. | 

In erfterer Hinſicht vermeint namlid der Anwalt der Krone Bayern: 

»Nur die von den Gläubigern reclamirte proniforifche Zinfen- 
»zahlung made die ftreitige Borfrage aus, und hierüber müſſe 
»von dem Austrägalgerichte principaliter, und wenigftend zugleich 
»mit der Hauptfrage entichieden werden.s . 

Diefe Meinung bat jedoch als richtig nicht angenommen werden fünnen. 
Die dur den Art. XXX. der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820 zur 
rechtlichen Entfcheidung durch eine Austrägal-Inftanz verwiefene ftreitige 
Borfrage kann nad dem buchftäblihen und deutlichen Inhalte dieſes Ar: 
tikels nur darin befteben : 
wer von mehreren betheiligten Bundesgliedern zur Befriedigung der 

Forderungen reclamirender Privatyerfonen verpflichtet fey ? 

Der Zwer der austrägalgerichtlihen Entſcheidung geht in einem ſolchen 
Salle nur dahin: den eigentlihen Debitor der reclamirenden Ölaubiger aus⸗ 
zumitteln. 


Zur Entſcheidung über Anforderungen von Privatperfonen an die ein 
zelnen Bundeöglieber, es mögen dergleichen Forderungen auf vorläufige 
proviforifche Befriedigungsmaßregeln, oder auf vine definitive Zuerfennung 
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gerichtet ſeyn, iſt eine Auſsträgal⸗Inſtanz überall nicht angeordnet. Da num 
in substrato zwiſchen mehreren Bundesgliedern darüber Streit obwaltet: 
wer von ihnen die Gläubiger einer von dem vormaligen Beherrſcher 
der Rheinpfalz contrahirten Staatsſchuld befriedigen ſolle? 
ſo kann auch nur dieſer Streit die der Competenz und Entſcheidung des 
Austrägalgerichts unterworfene Borfrage ausmachen; eine Beſtimmung, 
welche ſowohl mit dem Beſchluſſe der Bundesverſammlung im Protokolle 
vom 18. Januar 1821 als mit demjenigen übereinſtimmt, was von dieſem 
Austrägalgerichte in dem am 6. Mai 1822 an die Deutſche Bundesverſamm⸗ 
lung erſtatteten Berichte über den Gegenſtand der zur austrägalgerichtlichen 
Entſcheidung geſtellten Vorfrage geäuſſert und erflärt worden iſt. 


In Betreff des zweiten Punktes verlangt das Großherzogthum Baden: 


»daß ſämmtliche von dem Kurfürſten Earl Theodor contrahirten 
» vier Staatsanlehen zur Summe von 6000,000 Fl. mit Inbegriff der 
»fo genannten Surrogatanlehen aus den Fahren 1801 und 18072, 
»als das objectum litis angefeben, mithin über die Bertretungs - 

‚ »oder Goncurrenz: Berpflihtung der betheiligten Höfe zu deren Be- 
»zahlung von dem Ausirägalgerichte erfannt und entfchieden werden 
vmüſſe. « 


Dagegen wird von dem Anwalte der Krone Bayern behauptet: 


»daß nur der noch unbezahlte Theil der eigentlichen, urſprünglich 


»3,600,000 51. betragen habenden Lit. D⸗Schuld das Gtreitobjert 


»ausmache, und daß die Surrogatanlehen aus den Jahren 1801 und - 


»1802 dabei gar nicht in Betracht kommen fönnten.« 


Diefer legtern Behauptung muß im mefentlihen — mit Ausnahme 
einer nachher weiter vorfommenden Beichrantung — beigepflichtet werden. 


Dur die Beftimmungen im Art. XXX, der Wiener Schlußacte ift der 
Umfang der Competenz der für den Fall — wenn Forderungen von Privat- 
perfonen defhalb nicht befriedigt werden Fönnen, weil die Berpflichtung den- 
felben Genüge zu leiften, zwifhen mehreren Bundeögliedern zweifelhaft oder 
beftritten ift — angeordneten Austragal-Snftanz ratione objecti einzig und 
allein durch den Umfang derjenigen Forderungen von Privatperionen be: 
ſchränkt, über deren Befriedigung, und wen dazu die Verpflichtung obfiege? 
mehrere Bundesglieder fi nicht vereinigen Fünnen. Alles mas uber diefe 
Grenzen binaudgebt, Fann nie zur Eompelenz des Austrägalgerichts gehören, 
und nie einen Gegenflend für deflen Entſcheidung akgeben. 


Im vorliegendeh Falle find es nun aber allein bie Inhaber der noch 
unbezahlten Partialobligationen des Rheinpfälziſchen Anlehns Lit. D, welche 
ihre Befriedigung reclamiren, und felbige um defwillen nicht haben erhalten 
können, weil die Berpflichtung dazu zwifchen dem Großherzogthume Baden 
und der Krone Bayern zweifelhaft oder ftreitig ift. Bon den Inhabern der 
Yartialobligationen der frübern Anlehen sub Lit. A, B und C ift dabei 
gar Feine Rede geweſen; Feiner derfelben ift mit einer ähnlichen Reclama⸗ 
tion aufgetreten; es geichiebt ihrer in den Verhandlungen vor der Bundes. 
serfanimlung gar Peine Erwähnung; vielmehr geht der Beſchluß der Letz⸗ 
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‚tern vom 15. Febr. 1821 ganz ausdrücklich dahin: daß der hiefige oberſte 
Gerichtshof ald Austrägal:Inftanz 
in der Beſchwerdeſache der Rheinpfälziſchen Btaatd- 
gläubiger und Beiliger der Partialobligationen Lit D, 
die Zahlung der rückſtändigen Zinfen und verfallenen Gapitalien betreffend, 
einzutreten babe. 


Solchergeſtalt ift alfo die Eompetenz des Austrägafgerichtd nur auf Die 
noch unbezahlten Vartialobligationen des Anlehns Lit. D befchranft, und 
das Austrägalgericht würde offenbar incompetent verfahren, wenn daſſelbe 
diefe, ſowohl durch die Wiener Schlußacte als durch den Beſchluß der Bun- 
desverfammlung ihm angewiefenen, Schranfen uberfchreiten, und, dem Ber: 
fangen des. Großherzogtbumd Baden nachgebend, fein Erkenntniß auch auf 
die drei efften Anlehen von 1794 und 1795, sub Lit. A, B, C, mit richten 
wollte. 


Nah eben diefem Grundſatze Fann dann aud, derjenige Theil des ei⸗ 
gentlichen Lit. D-⸗Anlehns, weldyer vielleicht bereits, ſey es nun von der 
Krone Bayern oder von Seiten des Großherzogthums Baden, bezahlt tft, 
und wofür die Partialobligationen eingelöfet worden feyn mögen, fo wie 
der Preis, wofür diefe Einlöfung etwa bewirkt üt, bier nicht zur Sprache 
tommen. Denn nur über den Theil der Forderung, weldier Brivatper- 
fonen zufteht, und welcher nicht befriedigt werden kann, weil die deffaflfige 
Berpflichtung zwifchen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten 
ift, bat das Austrägalgericht diefe flreitige Borfrage zu enticeiden; der 
etwa bereit# bezahlte Theil jener Zorderung aber gehört nicht mehr in diefe 
Sathegorie, fondern ift lediglich ein Gegenſt ind der künftigen Berehnung 
und Auseinanderfeßung der beiden dieferhalb uneinigen Regierungen, in deren 
Rückſicht das Austrägalgeridst bereits durd das Erfenntniß vom 23. Sunt 
4823 fidy für incompetent erflärt bat. 


Kiergegen kann es aud Nichts erhebön, daß durch den Beicheib vom 
18. Mai 1821 dem Großherzogthume Baden die Einreichung eines beſtimm⸗ 
ten als Klage anzunehmenden Antrages aufgegeben if. Denn ba in eben 
diefem Befcheide zugleich ausdrücklich erflärt worden: 
»daß bei den einzuleitend-n austrägalgerichtfichen Verhandlungen das 
» Großherzogthum Baden ald derjenige Theil anzufehen fey, welder 
vallein von den Rheinpfälzifchen Staatögläubigern Lit. D in Ans 
»fprud genommen worden, und im Gefolge diefes gegen ihn erho⸗ 
»benen Anfpruchd die Krone Bayern zur Concurrenz zur. Bezahlung 
»diefer Rheinpfälziihen Staatefhuld Lit. D auffordere«; 
io folgt daraus von felbft: daß der von Seiten des Groß! erzogthums Baden 
einzubringende und als Klage angenommen werden follende Antrag 
nur auf die Concurrenz der Krone Bayern zur Befrie 
digung der noch unbezablten reclamirenden Rheinpfäl. 
ziſchen Staatsgläubiger Lie D 
babe geben follen. Es kann daher dem Großherzogthume Baden keinesweges 
frei fteben, viefe Durch die Befimmungen der Wiener Schlußacte, durch den 
Beihlug der Deutichen Bundesverfammlung vom 15. Febr. 1821 und 
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durch Die ansträgalgerichtlihe Verfügung ihm vorgezeichneten Schranfen zu 
überfchreiten und feinen Antrag auf Gegenſtände auszudehnen, weiche überall 
nicht zur Einticheidung der AusträgalsInftanz verftellt worden find. 


So wie e6 fidy übrigens nad) diefen Beftimmungen über den Umfang 
des objecti Jitis auf der einen Seite von ſelbſt verfteht, daß aus der jetzi⸗ 
gen austrägalgerichtlichen Enticheidung der ftreitigen Borfrage den ſämmt⸗ 
lien gegenwärtig noch unbefriedigten Gläubigern des Mbein- 
pfäßiihen Staatsanlehns Lit. D, ohne Unterſchied, ob felbige an der bei 
der Bundesverfammlung angebrachten Reclamation Theil genommen haben, 
oder nicht ? völlig gleiche Rechte erwachfen müſſen; fo muß auf der andern 
‚Seite diefe Entiheidung auch in gleicher Maße den annoch unbefriedigten 
Inhabern derjenigen Partialobligationen des von dem Mheinpfälziihen Ge 
neral-Sandescommiflariate zu Mannheim unterm 1. Suli 1802 contrahirten, 
mit Lit. b bezeichneten Anlehns zu gute fommen, durch welche die Partial: 
obfigationen des Anlehns Lit. D sub num. 2501 bis 2700 eingelöfet find. 
Denn nad) dem Inhalte der darüber ausgeftellten Schuldverſchreibung find 
die Inhaber der erftern ohne irgend einige Novation ganz in die Stelle und 
Rechte der lebtern getreten; fie find als Ceflionarien und Repräfentanten 
der dadurch befriedigten Lit. D- Gläubiger auzuſehen; ihre Obligationen 
find wahre Surrogate der dafür eingetaufchten Partialobligationen des An: 
lehns Lit. D; nach befannten Nectögrundfägen muß alfo dasjenige, was 
von diefen gilt, auch auf jene völlige Anwendung finden. 


Dieb num vorausgeleht, fo haben, um zur Entſcheidung der flreitigen 
Borfrage zu gelangen, folgende drei Fragen einer näbern Unterfuchung 
unterzogen werden müffen: u 

s L Bon welder Natur und Qualität ifl die in Rebe feyende Lit.D» 
Schul? 
IH. Für welchen Staat ift ſie contrahirt? oder wer ift als urſprüng⸗ 
fiher Debitor zu betfachten? 
IL Mer ift jeßt Debitor derfelben? 

Die Beantwortung der erften Frage 
beftimmt fih aus den Berbältniffen, ımter denen die Schuld contrahirt 
wurde, und insbefondere nad) derjenigen,Eigenfhaft, in welcher der Kur⸗ 
fürft Carl Theodor die Anleihe machte. Hiernach, fo wie nah dem in 
der Schuldverfchreibung ſelbſt deutlih ausgedrüdten Zwecke des Anlehns, 
nämlich der Beftreitung der damaligen außerordentlichen Civil: und Striegs- 
Bedürfniffe des Landes, ift es Mar, daß die Schuld feine perfönliche Schuld 
des Negenten, fondern eine wahre, auf dem Lande, wofür und zu deflen 
Beitem fie contrghirt worden, ruhende Staatsſchuld fey. 

Als eine folhe wird jie ausdrücklich in der Obligation vom 1. Juli 1796 
charakteriſirt, und die rechtliche Folge davon ift, daß ſie ald auf den 
fämmtliden Staatseinfünften, Domanial- und Steuer⸗Ge 
fällen baftend. angefeben merden muß. f 

Bei der 

Iweiten Frage 
kann zuvoͤrderſt auf die in der Obligation vom 1. Juli 1796 conſtituirten 
35 * 
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General : und Special: Hypotheten Feine Nüdfiht genommen werden. Die 
Hypothekbeſtellung ift nur ein Sicherungsmittel für die Gläubiger. und als 
tolhes nur ein accessorium, wodurd die Natur der Schuld ſelbſt wicht 
abgeändert werden, und welches bier um fo weniger in Betraht kommen 
Fann, weil bier nicht von dem Berhältniffe der Gläubiger zum Schuldner, 
nicht von den Gläubigern aus der Hypothekbeſtellung erwachlenen Rechten, 
fondern von der Ausmittlung deßienigen Berhältnified die Mede ift, im 
welchem die verichiedenen im Sabre 1796 unter der Regierung des Kur⸗ 
fürften Earl Theodor vereinigt geweienen Staaten in Beziehung auf Die 
Schuld quaest. gegen einander fteben. 


Eben fo wenig kann es hierbei Etwas’ releviren: 
daß das befragliche Anlehn in der Berfchreibung vom 1. Juli 1796 
ein General:Staatsanlehn genannt wird. 


Augenfcheinfich ift diejer Ausdrud dort nur in Beziehung auf die drei 
fruheren Anleben sub Lit. A, B, C und zur Bejeihnung der Berbindimg 
gebraucht , in welcher das vierte Anlehn Lit. D mit jenen drei fruberen, 
urfprünglich für ficdy‘ beftebenden Anfehen geſetzt werden ſollte. Keineswegs 
aber deutet diefe Benennung an, daß es die Abfiht des Kurfürften Carl 
Theodor geweien fey, dad Anlehen fir feine fammtlichen Lande zu con- 
trahiren, und Bann ed auch in diefer Hinficht Nichts verändern, daß der die 
Schuld contrafirt habende Zürft zugleich gemeinichaftliher Regent mehrerer 
Deutihen Staaten war. Nach der Deutihen Staatdverfaflung waren die 
Rechte und Verbindlichfeiten jedes einzelnen Reichslandes, wenn fie gleich 
ein gemeinſchaftliches Staatsoberhaupt hatten, ſtreng von einander ges 
fondert. Sie bildeten nichts deflo weniger einzelne für ſich beftehende 
Staaten, und der Randesherr vepräfentirte in Abſicht eines jeden eine ver- 
fhiedene Perfon. 


Daß ed eben fo auch in Aniehung der Kurpfälziihen und der Bayerifchen 
Staaten gehalten fey, ald im Sahr 1777 der Kurfürſt Earl Theodor 
von der Pfalz nad) dem Tode ded Kurfürften Marimilian Joſeph IH. 
in die von diefem befeflenen Bayerifchen Ränder furccedirte; daß die Regie 
rungen dieſer verfchiedenen,, damald unter einem Dberhaupte vereinigten, 
Staaten keinesweges in eine verfhmolzen, vielmehr felbige ganz befonders 
auch in finanzieller Hinficht fehr genau von einander getrennt gehalten 
feyen; das beruhet theils in der Notorietät, theild erhellet ſolches unwider⸗ 
fprechlich aus der von der Krone Bayern in ihrer Bernehmlaffung angeführten, 
auch von Seiten des Großherzogthums Baden nicht contradicirten Sach⸗ 
verhältniffen. Sn fo fern daher von einer aus den Handlungen des Lans 
desfürſten entfpringenden Verbindlichkeit des einen oder andern diefer unter 
einem gemeinfchaftlichen Regenten vereinigten Staaten die Rede ift, fommt 
es darauf an: 

in welcher Eigenſchaft derfelbe bei Gingehung der Verbindlichkeit ge: 
handelt, und als Repräfentant welches Staates er contrahirt bat? 


In diefer Hinfiht ift es nun aus allen bei der Sache obwaltenten 
Umftänden augenfallig: 
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daß der Kurfürſt Earl Theodor die Lit. D- Schuld lediglich 
als Befiger der Kur- oder Rheinpfalz und ausfhliep 
(ih für dDiefe Provinz contrahirt hat. 


Es iſt nämlich 


a) das Anlehn quaest. nach den von Seiten d der Krone Bayern Horge- 
legten, und von Geiten des Großherzogthums Baden nicht beftrit 
tenen Berhandlungen und Actenftuden nur allein auf den Antrag 
der Rheinpfälziſchen Staats « unF Regierungsbehörde, zur Be 
ftreitung der für die Rheinpfalz nöthig gewordenen außeror» 
dentlihen Ausgaben, und zur Dedung des durch die Franzoͤſiſche 
Decupatign der jenfeitigen Rheinpfalz und dur die Entbehrung 
der Revenüen aus diefem Theile des Landes in den Caſſen dieſes 
Staates entitandenen Deflcit, aufgenommen. Es führen 


b) die darüber audgeftellten Partialobligationen die Bezeichnung 

Kurfürſtlich-Pfälziſche Schuldverſchreibung, 
zum Zeichen, daß der Kurfürſt Carl Theodor in dieſer Angele⸗ 
genheit nur in feiner Eigenſchaft als Kurfürſt von der Pfalz, 
nicht aber als Kurfürſt von Bayern, oder für ſeine ſonſtigen Staa⸗ 
ten gehandelt habe. Denn unter der Benennung »Kurpfalz« wurde 
nur die Rheinpfalz begriffen, nur auf diefer ruhete die Kurwürde, 
die übrigen Staaten des NKurfürften von der Pfalz, die Herzog» 
thümer Neuburg und Sulzbach mit einbegriffen, machten (mit Aus 
nahme der von der Simmernfhen an die Sulzbachiſche Linie übers 
gegangenen Länder Simmern, Lautern, Beldenz und Spons 
beim, aus denen Rheinpfälziſche Oberämter gebildet wurden) Feine 

integrirenden Theile der Kurs oder Rheinpfalz aus. Es find 


c) die angeliehenen Gelder, wie von dem Anmwalte des Großherzogthums 
Baden im $. 15 der Replik ausdrücklich eingeräumt wird, in die 
Rheinpfälziſche Generalcafle zu Mannheim gefloflen; es ift die 
Hauptobligation bei der Rheinpfalzifchen Regierung niedergelegt, 
die Verzinfung, fo wie die terminliche Rückzahlung des Capitals, ift 
prineipaliter aus der Nheinpfälzifchen Generalcafie zu Mann 
heim zugefihert und verfprochen, und es ift dieferhalb der Kurpfäl⸗ 
zifche Generafcaffirer befonders angewiefen und verpflichtet worden. 

Es würde dieß auch noch ferner 


d) durch diejenigen Verhandlungen, welche, nach den darüber von Seiten 
der Krone Bayern in copia produeirten Actenſtücken, fomohl mit den 
Rheinpfälziſchen als den Oberpfähiiihen Finanz» und Minifteriel-Bes 
hörden über die Mitverpfändung der Oberpfälzifhen Staaten flatt 
gefunden haben, und durch die bei diefer Gelegenheit von dem Kurs, 
fürften Earl Theodor abgegebenen Erklärungen beftätigt worden 
feyn. Es bedarf jedoch, bei den übrigen hier eintretenden Gründen 
der Borlegung der Driginalien diefer Actenſtücke um fo weniger, weil 

e) die Qualität der Lit. D⸗Schuld als einer Rheinpfälzifhen 
Staatsfhuld feld von dem Großherzoglich « Badifchen Gouverne⸗ 
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ment in dem oͤffentlich bekannt gemachten Decrete ſeines Geheimen 

Finanzdepartements vom 22. März 1808 förmlich anerfannt worden ift- 

Aus allen diefen zulammentreffenden Gründen laßt fi) alfo die Quali- 

tät des Anlehns Lit. D als einer urfprunglih nur für die Kur- und 

Rheinpfalz contrahirten Echuld, fo wie 'ſolches bei den früheren Anlehen 
sub LA. A, B, C ebenmäßig ter Fall war , in keine Wege bezweifeln. 


So viel hiernächſt bie 
gritte Frage 
anlanget, fo treten dabei, je nachdem ein Theil der ehemaligen Rheinpfalz 
dieſſeits, ein anderer Theil derfelben aber jenleitd des Rheins belegen ıft, 
verfchiedene Verhältniffe ein, welche durch die vorgefallenen politifchen Ereig- 
niſſe und abgefchloflenen Staatöverträge herbeigeführt find, und großen Ein- 
Muß auf die Beantwortung jener Frage haben. 

ES iſt nämlich 

1) die dieſſeitige Rheinpfalz durch den Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß vom 35. Febr. 1803 von dem Kurfürſten von der Pfalz an die Groß⸗ 
berzoge von Baden und Heflen:Darmftadt, den Herzog don Naffau und den 
gegenwärtig als mediatilirt unter der Landeshohdeit des Großherzogs von Baden 
Rehenden Fürſten von Reiningen abgetreten. Durch diefe Abtretung fonnte 
indeffen in Betreff der auf dem Rande baftenden Schulden in der Regel, 
und in fo fern ſolches nicht erpreß ausbedungen wurde, Feine Veränderung 
herbeigeführt werden; vielmehr gingen diefe Schulden zugleidy mit dem Lande 
pro rata auf die neuen Negenten und Negierungsnadhfolger über. Es iſt 
dieß ein allgemein anerkannter Grundſatz des Staatsrechts, der durch mehrere 
Staats⸗ und Friedensverträge älterer und neuerer Zeit und namentlich nod 
dur die 6%. 77. und 78. des Reichsdeputations⸗-Hauptſchluſſes von 1803, 
beftätigt wird; mie denn auch felbit in demjenigen Gutachten des Groß» 
derzoglich⸗Badiſchen Zuftigdepartements vom 8. Aug. 1807, auf welches das 
Decret des Badifchen &eheimen Finanzdepartementse vom 22. Mär; 1808 
fundirt worden, gleich zu Anfange unter den allgemeinen, bei der Schul; 
dentheilung zerſtückelter Lande geltenden, Rechteregeln der Satz an die 
Spitze geſtellt iſt: 

daß jedes abgetretene Land in der Regel mit allen La 
Ren, folglih mit allen darauf haftenden Schulden, auf 
den neuen Befiger übergebe. 

Diefem, von Seiten des Großherzogthums Baden felbft förmlich und 
öffentlich als richtig anerfannten, Grundſatze gemäß, ift mithin die fragliche 
Lit. D⸗Schuld, in fo weit felbige auf der Dieffeitigen Rheinpfalz baftete, 
bei der Abtretung dieſes Landes unbedenflih mit auf deflen neue Beſitzer 
pro rata ihrer Antheile übergegangen, und Letztere Pönnen, in Ermangelung 
ſpecieller entgegen ftehender Berträge , ſich der Verpflichtung zu deren Bes 
. yahlung nicht entziehen, und von dem vorigen das Land abgetreten habenden 
Regenten die Uebernahme diefer Schuld nicht verlangen, wie foldhes eben- 
falls in dem obgedachten Gutachten des Großherzoglich⸗Badiſchen Juſtiz⸗ 
bepartements vom 8. Aug. 1807 sub num. 4. disertis verbis ausgefprochen 
f. Eine, den obigen Grundſatz hinſichtlich des abgetretenen dieſſeitigen 
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Theild der Nheinpfals derogirende, ſpecielle Beitimmung ift übrigens fo 
wenig in dem Reichödeputationd : Hauptichluffe von 1803, ald in einem der 
fonftigen nachherigen Gtaatsverträge enthalten, ja, es ift Dad Daſeyn einer 
ſolchen von Seiten des Großherzogthums Baden nicht einmal angegeben, 
geſchweige denn nachgewieſen. Die von dem Anwalte deſſelben aufgeſtellte 
Behauptung aber: 
»daß bei Regulirung der dem Kurfürſten von Pfalzbayern für den an 
v Frankreich abgetretenen, am linken Rheinufer belegenen, Theil der 
»Mheinpfalz gegebenen Entſchädigung nicht bloß der wirkliche Verluſt 
van Yand und Leuten unb Ginfünften, fondern auch der während 
v des Krieges duch Die feindliche Decupation erlittene Ausfall an 
v Revenüen als Maßſtab mit berüdfichtigt worden ſeys, 
würde, wenn fie auch in facto völlig zu erweiſen ſtände, dennoch eine Ver⸗ 
bindlichkeit der Krone Bayern zur Uebernabme des auf der diefleitigen Rhein; 
pfalz baftenden Theild jener Schuld Feinesweges hervorbringen oder begrün⸗ 
den fönnen, weil ed hierzu , nachdem, was oben in lebereinftimmung mit 
den eigenen Ausführungen des Großberzoglich: Badifchen Zuftigdepartements 
über diefen Gegenftand bemerkt worden, eines befondern Bertrages bedurft 
yätte, an welchem es aber gänzlidy fehlt. 

2) Die jenfeitige Rheinpfalz war zwar zur Zeit der Contrahirung 
der Schuld von der Franzöfiichen Armee vecupirt, und der Kırfürft Carl 
Theodor befand Aid nicht in dem actuellen Befige derſelben. Dadurch 
hatte er aber wicht aufgehört, im rechtlichen Sinne Herr und Befiper auch 
diefed Theiled des Landes zu ſeyn, vielmehr war er als folcher fortwährend 
zu allen Regentenhandlungen in Betreff deſſelben unftreitig befugt und be 
sechtigt, und konnte mithin auch für und auf daſſelbe auf rechtögültige Weife 
Schulden <ontrabiren. 

Die gegentbeilige Behauptung des Anwaltes der Krone Bayern ſteht 
mit den befannteften Principien des europäiſchen Voͤlkerrechts im Widerfpruche. 
Denn alle Staats. und Bölferrechtslehrer find darin einverftanden: 

dag durch Die feindliche militäriihe Occupation einer Provinz das dem 
bisherigen Negenten daran zuftebende Recht niemald erlöjche, und 
dag nur erft alddann, wenn er entweder ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend darauf verzichtet, oder wenn er alle vernünftige Hoffnung ver- 
foren hat, jemals wieder auch zum factiichen Beſitze der Provinz zu 
gelangen, er im rechtlidhen Sinne aufhore, Regent derfelben zu feyn. 
Vattel, droit des gens, Liv. III. chap. 13. $. ıg7. 198. — 
Pufendorf, de jure natur. et gent., Lih. IV. cap. 6. 
$. ı2. et. 14. — Martens, precis du droit des gens mo- 
derne, $. 28». 

Weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend hatte inzwiſchen der Kurfürft 
Carl Theodor am 1. Juli 1796 auf die jenfeitige Rheinpfalz Verzicht ge: 
(det, und eben fo wenig fonnte er, wie aus der Kriegsgeſchichte jener 
‚Zeit bekannt IR, damals jede vernünftige Hoffnung zur Wiedererlangung 
dieſes von dem Feinde occupirten Landes verloren haben. Seine Qualität 
als Regent deflelben und feine daraus entfpringenden Befugniffe, dauerten 
demnach, ohnerachtet der feindlichen militärifchen Occupation, unverändert 
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fort, und die von ihm am 1. Juli 1796 für die geſammte Kur⸗oder 
Rheinpfalz contrahirte Schuld haftete folglich eben ſo gut auf dem jen⸗ 
ſeits als auf dem dieſſeits des Rheins belegenen Landestheile. | 
Nachdem nun durch den Lüneviller Frieden vom 9. Febr. 1801 das linke 
heinufer, und fomit auch die jenfeitige Nheinpfalz, an Frankreich abgetre⸗ 
ten worden war; fo hätte eigentlih, nah dem oben erwähnten allgemeinen 
Grundfage, der Theil der Rheinpfälziſchen Lit. D: Schuld, welder, den 
vorftehenten Ausführungen zufolge, auf der jenfeitigen Rheinpfalz baftete, 
bei der Abtretung des Landes an Franfreidh mit übergeben, und von dieſem 
übernommen werden müffen. Hiebei war jedoch durch fpecielle Staatsverträge 
eine Abweichung von jener Regel ausbedungen und feitgefegt worden. Es 
war namlich in dem Zriedensfchlufle zu Campo Formio vom 17. Oct. 1797 
zwifchen Frankreich und Oefterreih, Art. 4. und 10. ingleihen in dem zufüne- ⸗ 
ville vom 9. Febr. 1801 zwifhen Frankreich und dem Deutichen Reiche, Art.8. 
beftimmt : 
daß nur die auf den durch jene Kriedensfhlüfe an Frankreich abge⸗ 
tretenen Ländern haftenden und verhypothecirten Schulden mit an 
Frankreich übergeben, und von dieſem übernommen werden follten, 
welche bereitö, vor dem damaligen Kriege, entweder mit Be⸗ 
willigung der Landftande, oder Behuf der wirklichen Verwaltung 
jener Länder contrahirt worden wären; 
und eben diefe Beftimmung ift auch in dem Art. 5 des zwifchen Frankreich 
und Bayern am 24. Auguft 1802 zu Paris abgeichloffenen Separatvertrages 
wiederholt. 


Beide litigirende Theile find nun aber darüber völlig einverftanden, und 
es ift auch fonft in facto notorifh, daß die Lit. D⸗Schuld, als allererft 
im Sahre 1796 während des Krieges zwifchen Frankreich und Deutfchland 
contrabirt, in die Cathegorie derjenigen Schulden, welche von Frankreich, 
als auf den durch die allegirten Friedensfchlüffe ihm abgetretenen Provinzen 
baftend, mit übernommen werden follten, gar nicht gehören könne. Es 
mußte daher der urfprünglidy auf der jenfeitigen Rheinpfalz gebaftete, und 
von Frankreich nicht mit übernommene Theil jener Schuld auf andere. Län- 
der ubergehen; und in diefem Betrachte wurde im $. 38. des Reichsdeputa⸗ 
tiong - Hauptfchluffes vom 25. Febr. 1803 flipulirt und geordnet: 

daß die für ihre Befigungen jenfeits des Rheins entfchädigtenReicheftände 
ihre, fowohl bloß perfönlichen, als die von erwähnten Befißungen 
berrührenden Schulden auf ihre zur Entfchadigung erhaltenen 
Domänen und Revenüen übernehmen und von denfelben tilgen follten. 


Die Anwendbarkeit dieſes Reichögrundgefehes im vorliegenden Falle auf 
die Krone Bayern kann um fo weniger irgend ein Bedenken leiden, weil 
felbige , nad) Ausweis des Reihsdeputationd- Hauptichluffes von 1803, für 
die jenfeitige Aheinpfalz durch andere Deutſche Reichsländer auf dem dieſ⸗ 
feitigen Rheinufer wirklich entſchädigt worden ift. Es find alfo gegenwärtig 
der Großherzog von Baden und die übrigen Beſitzer der diefleitigen Rhein - 
pfalz pro rata ihrer Antheile an derfelben, und die Krone Bayern für die 
jenfeitige Rheinpfalz, als Debitoren des Rheinpfälziſchen Staatsanlehns 
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Lit. D zu betrachten, und felbiges den Inhabern der beffallfigen dartial⸗ 
obligationen zu vertreten verbunden. 

Inzwiſchen ſind hiergegen von Seiten der Krone Bayern, unter dem 
Namen von Einreden, verſchiedene, theils auf Beſtreitung des Klagegrun⸗ 
des abzielende, factiſche Einwürfe, theils wirkliche Exceptionen vorgebracht; 
es wird deßhalb noch ferner einer Unterſuchung darüber bedürfen: 

ob und in wie weit die Krone Bayern durch jene Einreden von der 
Concurrenzverbindlichkeit zur Vertretung des in Frage ſeyenden Rheins 
pfälziſchen Anlehns Lit. D befreiet werden könne? 

Der erfte Einwurf ift: 

»die Hypothek ſey ausfchlieffend auf die diefleitige Nheinpfalz 
» conftituirt «. 

Dieß ift eines Theile in facto durchaus unrichtig, indem, nad dem 
wörtlichen Inhalte der Obligation vom 1. Suli 1796, die darin benannten 
Dherpfälziihen Staaten eben fo und auf völlig gleiche Weife, wie die Rhein; 


pfälzifhen Oberämter Heidelberg und Mosbad), für dad quaest. Infehn zur 


Specialhypothek gefegt find. Andern Theile ift felbiges aber auch jeden 
Falls um deßwillen ganz unerbeblih, weil, wie oben bereitö bemerkt wor- 
den, es bier nicht auf den Umfang der den Slaubigern als accefforifches 
Stherungsmittel conftituirten Hypotheken, fondern auf definitive Ausmit⸗ 
telung und Feſtſtellung des Berbinplichkeitsverhältnifles der Schuldner unter 
fih ankommt, und hierbei nur die Frage berudfichtigt werden fann: für 
weiches Land Lie Schuld urfprünglich contrahirt worden ift? 
Eben fo unerheblich jft der zweite Einwurf, darin beftehend: 
»das fraglihe Anlehn fey ausſchließlich für die diefleitige Rhein⸗ 
»pfal; verwendet«. 


Eine Ausmittelung der factifhen Richtigkeit diefer Behauptung wiirde _ 


ſchon deßhalb zu keinem Reſultate führen, weil bier Alles nur darauf an⸗ 
fommt: für wen die Schuld contrahirt ift? und bei dem vorhin ange- 


nommenen Charakter der Schuld als einer Rheinpfälziſchen, d. b. die auf 


beiden Ufern des Rheins beiegenen Theile der Kurpfalz afficirenden, Schuld, 
die Art der Verwendung der angeliehenen Gelder für dieſen oder jenen 
Landestheil durchaus gleichgültig iſt. Auch ſind die angeliehenen Gelder al⸗ 
lerdings wirklich in fo fern zum Nutzen der jenſeitigen Rheinpfalz mit ver⸗ 
wendet, al& damit die Unkoſten der Kriegsrüftungen beftritten find, welche 
vorzüglich zu dem Ende gemacht wurden, um jenen Theil des Landes wies 
der von der feindlichen Sranzöfifhen Occupation zu befreien. 
Der dritte Einwurf, 
»die Schuld fey durch die Friedensſchlüſſe zu Lüneville und Paris vom 
»9. Febr. und 24. Anguft 1801, und durch befondere Regierungs⸗ 
»serfügungen und Beftimmungen des Megenten auf ber diefleiti- 
»gen Rheinpfalz belaffen«, 
findet feine Widerlegung in demjeniggn, was vorhin aus den: betreffenden 
Artikeln der erwähnten Friedendtractate angeführt worden ift. Darnach blieb 
allerdings die auf der bieffeitigen Rheinpfalz haftende Quote der Schuld 
diefem Sandestheile zur Laft; die auf die jenfeitige Rheinpfalz fallende 
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Quote derſelben aber mußte gemäß des $. 38. des Reichſdeputations Haupt⸗ 
ſchluſſes von 1803, auf die dafür dem Kurfürften von Bayern angewiefenen 
Entichädigungslande übernommen werden. Bon befondern Regierungsver⸗ 
fügungen und Beltimmungen des Megenten aber, wodurd die ganze Schuld 
auf die Diefieitige Rheinpfalz übertragen worden, conftirt Nichts; und es 
hätte überdem auch durch dergleichen Berfügungen die uriprüngliche Natur 
der Schuld, als für die gefammte Rheinpfalz contrabirt, fo wie die, ım 
6. 38. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes von 1803 feſtgeſetzte, verbältuiß- 
mäßige DMitverhaftung der dem Kurfürften von Bayern für die jenfeitige 
Rheinpfalz zugetheilten Entichadigungslande nicht aufgehoben oder verändert 
werden fönnen. 


. Die vierte @inrede 
»exceptio rei judicataes, 

Rust ſich theild auf die von der fubdelegirten Reichsexekutions⸗Commiſion 
im Jahre 1804 gegen die jekigen Befißer der diefleitigen Rheinpfalz erfaflenen 
Berfügungen , theild auf das wider eben diefelben von dem Reichskammer ˖ 
gerichte im Jahre 1806 erkannte mandatum S. C. Weder aus jenen, noch 
aus diefem, kann jedoch eine der Krone Bayern zu falten kommende Rechts 
kraft abgeleitet werden. Die Reichſsexekutions⸗Commiſion war, nach Aus: 
weiß des $. 85. des Reichödeputations s Hauptfchluffese von 1803, nur jur 
Beforgung der Vollziehung der in den vorgebenden Abſchnitten diefes 
Staatövertrages feſtgeſetzten Beichlüfle angeordnet; fie war alfo feine 
richterliche, fondern nur eine vollgiehende Behörde; ihre Verfügun⸗ 
gen können daher nie als richterliche Erkenntniffe angeſehen werden, und find 
eben deßhalb einer eigentlihen Rechtskzraft durchaus unräbig- 
Auch geben die angezogenen Verfügungen derfelben nur auf ein Proviſorium 
zu Gunften der Gläubiger; find aber fo weit davon entfernt, den Etreit 
über Die Bertheilung der Schuld zwiſchen den Befigern der dies: und ber 
jenfeitigen Rheinpfalz entfcheiden zu wollen, daß fie vielmehr die deßfallſige 
Wbfolste Incompetenz jener Eommifion ausdrücklich ausſprechen, und den 
Beflgern der diefleitigen Rheinpfalz ihre Regreßanſprüche gegen Das Kurbaus 
Pfalzbayern erpreß referniren. Daher find denn auch die von Den betheikig- 
ten $ürften bei der Reichs: Erefutiond Commiſſion eingereichten Puritions- 
anzeigen, als gleihmäßig nur auf daszu Gunſten der Glaͤubiger angeordnete 
Proviforium fich beziebend, bier gänzlich irrelevant. Das untlaufufirte Man: 
bat des Meihsfammergerichts aber vom Jahre 1806 Fonnte ſchon aus dem 
Grunde Feine vires rei judicatae erlangen, weil vor Ablauf der darifi ad 
paritionem gefegten Frift, binnen welcher daſſelbe aud per exceptiones 
sub- et obreptionis hätte angefochten werden können, bie Rheinbundesacte 
abgeichloflen, und dadurch die Reichsverfaſſung und Reichsgerichte aufgelofet 
wurden, weßhalb feibiges denn auch niet reproducirt worden iſt. Ueberdem 
gieng auch dieſes Mandat nur auf augenblickliche Fefiftellung des Berbält: 
niſſes zwiſchen den Gläubigern und hen Befigern der dieffeitigen Rbeinpfalz 
und bleibt mithin auf das durch die urfprüngliche Natur der Schuld be; 
ſtinmt werdende Verhältniß zwifchen den Beſitzern der Died: und der jen⸗ 
feitigen Rheinpfalz obne Einfluß. 
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Der fünfte Einwurf wird aus der Behauptung hergeleitet : 

»der Kurfürft von Pfalzbayern babe die diefleitige Mbeinpfalz nur 
»unter der unerläßlichen Bedingung der Uebernahme aller Rheins 
» pfälzifchen Schulden abgetreten «. 

Auch diefer Einwurf freilt fich als irrelevant dar, weil die Uebernahme 
des auf der diefleitigen Rheinpfalz haftenden Theil der Schuß bei der Ab⸗ 
tretung des Landes fih nad der oben angeführten allgemeinen Regel von 
ſelbſt verftand, eine Uebernahme der die jenfeitige Rheinpfalz treffenden Quote 
aber eigentlich nicht einft behauptet wird, wie denn auch die in dieſer Hin- 
fiht zwiſchen dem Bayerifchen Befandten und den Miniftern der vermitteln- 
den Mächte zu Paris ftatt gefunden haben follenden Verhandlungen dem 
Großherzogthume Baden ſchon um defwillen nicht würden präjudiciren füns 
nen, meil daffelbe zu diefen Berbandlungen nicht zugezogen it, und meil 
in dem Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſe von 1803, durch welchen die Ab⸗ 
tretung der diefleitigen Rheinpfalz gefchab, von einer ſolchen Bedingung 
Nichts vorkommt. 

Der jechfte Einwurf ik: 

»die Krone Bayern fey für die Rheinpfalz nicht vollftändig entſchä⸗ 
v digt worden«. 

In die Detaild der zur Begründung und zur Widerlequng dieſer Be⸗ 
bauptung von beiben fitigirenden Parteien vorgetragenen ftatiftiihen Angaben 
und Berechnungen einzugeben, ift indeflen nad) Rage der Sache ganz überfluffig. 
Denn die Entfchädigung der Krone Bayern für fämmtlihe Dur den Lü- 
neviller Frieden und durch den Reichsdeputations - Hauptichluß von 1803 
abgetretene Sander ift nach vorher darüber gepflogenen Verhandlungen aus: 
gemittelt, und in dem legtgenannten Staatövertrage beftimmt worden; die 
Krone Bayern hat diefe Entihädigung in fipulirter Maße wirklich erhalten, 
und auf felbige den auf der jenfeitigen Rdeinpfalz haftenden Theil der in 
Frage feyenden Schuld übernehmen müflen. Es kann alſo jegt, nachdem 
diefed Alles tractatenmäßig feftitebt, davon: ob das Quantıım der der Krone 
Bayern zu Theil gewordenen Entihädigung dem Berlufte derfelben angemef- 
fen geweien? gar Feine Nede mehr feyn. Gelbft, wenn dieß ‚nicht der Fall 
feyn möchte, würde daraus doc für die Enticheidung des vorliegenden 
Streites Nichts gefolgert werden können, weil die Berpfliitung der Krone 
Bayern, zur verhältnißmäßigen Mitvertretung der Lit D-Schuld nicht nach 
dem Umfange der für die jenieitige Rheinpfalz erhaltenen Entfhädigung, 
fondern aus der urfprünglichen Natur der Schuld, als für die gefammte 
Rheinpfalz contrahirt, und nah den, wegen deren Uebernahme in den ver: 
fhiedenen Friedensſchlüſſen und Staatsverträgen getraffenen Beitimmungen 
beurtheilt werden muß. 


Die fiebente Einrede iſt 
»die exceptio plus petitionis«. 

Bezöge diefe Einrede ſich lediglich Darauf, Daß der Klagenantrag des Großher⸗ 
zogthums Baden auf die fammtlihen vier Rheinpfälziſchen Staatöaniehen sub 
Lit, A, B, C und D zu dem Gefammtbetrage von 6,000,000 Fi. ausgedehnt 
worden; fo würde fie für erheblich zu halten ſeyn, und in fo weit ift felbige 
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auch durch die befannte Beichränfung des objecti litis auf die annoch un- 
bezahlten Partialobligationen des Anlehns sub Lit. D gehoben. Allein in 
Beziehung auf die deßfallſige Mitverhaftung der Krone Bayern für die jen- 
feitige Rheinpfalz kann es Peine Veränderung bewirken, und vdiefe bleibt 
nad) wie vor befteben, wenn auch das Großherzogthum Baden in feinen 
Behauptungen und Anträgen zu weit gegangen ift. 


Daraus ergiebt fih dann die Srrelevanz der Einrede der Pluspetition, 
und daß dadurch eine ganzlihe Befreiung der Krone Bayern von der ver: 
bältnigmäßigen Mitvertretung der fraglichen Schuld nicht begründet werden 
fönne, von felbft. 


Die achte Einrede, 
»die exceptio compensationis«, 


ift nicht minder nach Lage der Sache vollig unftatthafl. Zur Begründung 
diefer Einrede wird namlich angegeben: 
»06 feyen während des Franzöflfchen Krieges aus den Bayeriſchen 
»Gaflen vor und nach, unter ausdrüdlicher Bedingung der Rück⸗ 
«erftattung, viele Borfhüffe an die Rheinpfälziſche Generalcafie 
»zu Mannheim geleiftet «, 


und diefe Vorſchuͤſſe will man von Seiten der Krone Bayern für den all, 
wenn derfelben eine Vertretung der quaest. Schuld ganz oder theilweife 
auferlegt werden möchte, als objecta compensationis in Gegenrehnung 
bringen. Allein, befannten, gefeßlihen Vorſchriften zufolge, fann eine Com⸗ 
penfation nur da eintreten, wo ein mutuum debitum ac creditum vor: 
handen iſt. Es würde alfo die exceptio compensationis wegen bermeint: 
licher Gegenforderungen der Krone Bayern an das Großherzogtum Baden 
nur dann zuläflig feyn, wenn Letzteres eine Forderung an die Krone 
Bayern formirt, und diefe Dagegen durch Ginreden ſich zu vertheidigen 
batte. Diefer Fall eriftirt aber nicht, indem die Tendenz des Klageantrages 
des Großherzogthums Baden lediglich dahin geht, die Verpflihtung zur 
Bezahlung der Forderung eines Dritten von fih ab» und auf die 
Krone Bayern zu wälzen. Auf die Enticheidung des deßfallſigen Streites, 
der nur die Augmittelung des eigentlichen Debitors der reclamirenden Glaͤu⸗ 
biger des Rheinpfälziſchen Anlehns Lit. D zum Gegenftande hat, können 
fonftige Forderungen und Gegenforderungen, welche diefe beiden Staaten 
ex alio fundamento an einander haben mögen, nicht auf dad Entferntefte 
einwirfen. Dergleihen Forderungen des einen oder des andern der bethei- 
ligten Staaten, weldye in Feiner Beziehung auf die Rechte der Lit. D-Gläus 
biger fteben, gehören nicht zu dem objecto litis, und nicht zur Competenz 
des Nusträgalgerichts, fo wie Beides durch den Art. XXX. der Wiener Schluß» 
acte, und durd den Befchluß der Bundesverfammlung vom 15. Febr. 1821 
beftimmt worden ift; ünd fo wenig die auf die Zuerfennung diefer Gegen: 
forderungen gerichtete Reconvention der Krone Bayern, ald einen fremden, 
zur austrägalgerihtlihen Entfheidung nicht geeigneten Gegenftand betref⸗ 
fend, hat zugelaflen werden Pönnen, eben fo menig Fann es der Krone 
Bayern geftattet feyn, jene fremdartigen &egenforderungen im Wege der 
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Compeniation geltend zu machen, und auf diefe Weife über felbige ein Er⸗ 
fenntniß des Austrägalgerichts zu veranlaffen: 


Endlih ift no neuntens 


»die Einrede des Verzichts und resp. der Präckufion oder der . 
» Präfceription«, 
und zwar auf den Grund des $. 45. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes 
von 1803 und des Art. XTI. der Rheinbundesacte som 12. Zuli 1806, opponirt. 


Abgefehen indeflen davon, daß diefe Einrede fhon aus dem formellen 
Srunde nicht zu berückfichtigen feyn würde, meil fie gegen die befannte 
Vorſchrift des 3. R. A. erft in der Duplik, mithin verfpatet, vorgebracht 
ift, und daß ed an einer justa causa restitutionis gegen diefe Berfaumniß 
gänzlich ermangelt; io ftehet derfelben auch in materieller Hinfiht der 
mehrermähnte Grund entgegen, 

daß es fich hier nicht über eine Zorderung des Großherzogthums 
Baden an die Staaten des Könige von Bayern handelt, 
welche durch die allegirten Beſtimmungen des Reichsdeputations -Hauptichluffes 
von 1803 und der Rheinbundesacte von 1806 hätten vernichtet und aufges 
hoben werden können; fondern 
daß bier nur allein von der Pflicht zur Befriedigung der Forderun⸗ 
gen dritter Privatperfonen die Rede ift, 
in Anfehung deren es völlig gleichgültig it, wenn vielleicht einer der Debis 
toren verfaumt haben möchte, feinen etwaigen Fünftigen Regreßanſpruch 
gegen jeinen Mitfchuldner binnen der durch fpatere Staatöverträge dazu 
enrgefchriebenen Krift geltend zu machen. 


Wenn nun folchergeftalt dad Rbeinpfälziſche Stantsanlehn Lit. D als 
eine für die gefammte died> und jenfeitige Rheinpfalz contrahirte Schufd 
anzufeben ift, welche nad der Zerftüdelung dieſes Landes von den jeßigen 
Befigern des dieffeitigen Theild pro rata, wie fie davon participirt haben, 
und für den jenfeitigen Theil von der Krone Bayern aus den dafür erhal. 
tenen Entihädigungslanden vertreten und berichtigt werden muß; fo ift jeßt 
noch die Frage in Betrachtung zu ziehen: 

nach welhen Grundſätzen das deffallfige Concurrenzverhältnig der 
betheiligten Etaaten zu beftimmen fey ? 


Hierüber liefern nun die beiderfeitigen in actis enthaltenen Angaben 
über den Revenüenertrag der died« und der jenfeitigen Rheinpfalz einen 
genügenden Maßſtab und Leitfaden, und ed wird deßhalb einer weitern 
YAusmittelung nicht bedürfen. 


Der Anwalt des Großherzogthums Baden giebt nämlich im $. 5. der 
Replik, auf den Grund eines Auszuges aus den Rechnungen der Rhein» 
sfälzifchen Generalcaffe, den Betrag der jährlichen Netto-NReveniten der ges 
ſammten NRheinpfalz aus den Jahren 1781 bis 1790 im Durchſchnitt zu 
circa 1,462,000 Fl. an, wobei die Einfünfte der dieffeitigen gegen die der 
ienfeitigen Rheinpfalz wie 2 zu 3 fich verhalten haben follen. Diefe Angabe 
und Erklärung muß das Großherzogthum Baden ohndedenklich gegen ſich gelten 
laſſen. 
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Bon Seiten der Krone Bayern iſt Dagegen unter Num. XXXVIIL zur 
Vernehmlaſſung ein, dem Andemnifationsylane zum Grunde gelegtes, Tableau 
der Berlufte und Abtretungen son Pfalzbayern producirt, und auf dafleide 
in actis, namentlih in der Duplik 6. 5, ausdrücklich fich berufen, in welchem 
die Revenuen der jenieitigen Rheinpfalz zu 1,490,000 #1., die der dieffeitigen 
aber zu 940,000 Fl. angeichlagen fint. 

Es follen dieß nun zwar die Brutto-MRevenuen ſeyn. Das macht aber 
einen Unterſchied, weil es bier nur darauf anfommt, das Verbältniß der 
beiden Landestheile zu einander auszumitteln, und es in dieſer Himſicht 
immer zu einem und demfelben Refultate führen muß, ob man den Brutto: 
oder den Netto:Ertrag bei der depfallfigen Berechnung zum Grunde legt. 
Gegen die Anwendung der in jenem Tableau enthaltenen Angaben kann 
daber von Geiten der Krone Bayern Feine Einwendung gemacht werden. 
Vergleicht man nun die dafeldft angegebenen Summen des Nevenitenbetrages 
der auf beiden Ufern des Rheins belegenen Pandestheile mit einander , ſo 
ergiebt fich zwar daraus eine für das Großherzogtum Baden etwas vors 
tbeifhaftere Proportion,, indem von dem Gefammtbetrage zu 2,430,000 FI. 
3 = 972,000 Fl. ausmachen würden. Da jebody der Anwalt des Groß⸗ 
herzogthums Baden nicht allein früherhin felbft das Verhältniß von + für 
die dieffeitige, und von 4 für die jenfeitige Rheinpfalz angenommen, fondern 
insbefondere audy noch im $. 5. der Replik duris verbis erklärt hat: 

»daß auch nach jenem Tableau dad PVerhältnig der Brutto:Revenuen 
»des dies» und jenfeitigen Randestheild, wie 2 zu 3.fey«, 
fo Pfönnen beide fitigirende Parteien ſich nicht darüber befchweren,, wenn 
das folhemnad; aus ihren beiderfeitigen gerichtlichen Zugeftändniffen ſich er- 
gebende Reſultat von + zu z ale Grundlage der Entſcheidung in Betreff 
der Quotifation angenommen wird, 


Nah diefer Proportion werden daher auch die Inhaber der annoch uns 
bezahlten Partialobligationen des Anlehns Lit. D oder deren Gurrogate aus 
dem Anlehen Lit.b von den befheiligten Höfen pro rata zu befriedigen feyn. 

Es hat fchließlidh der Anwalt der Krone Bayern noch 

a) die Edition der zwifchen dem Großherzogthume Baden, dem 
Großherzogthume „Heflen: Darmftadt und dem Herzogthume 
Naſſau abgeſchloſſenen Verträge, durch welche erftered die Ans 
theile der letzteren Staaten an der fraglihen Schuld übernommen. 
und 
b) die Porlegung derjenigen Acten, welche über die Anzahl der in 
Cours gefegten Partialobligationen des Anlehns Lit. D, fo 
wie über die Art und Zeit deren Merfilberung, ingleichen über 
das zur Zeit der Abtretung der dieſſeitigen Rheinpfalz bereits 
bezablt gewefene Quantum der Schuld, Nachweiſung und Auf 
fchluß erhalten follen, 
verlangt. Diefem erlangen fehlt es jedoch an jeglihem Rechtsgrunde. 
Denn die Activ⸗Legitimation des Großberzagthums Baden, behuf deren Bes 
richtigung die Krone Puyern, laut 52, der Vernehmlaſſung, die Edition der 
erwähnten Berträge fordert, it durch die von der Großherzoglich - Heſſen⸗ 
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Darmftättifden Regierung zum Protofolle der Bundesvorſammlung vom 
15. Suli 1822 und von dem Herzoglich⸗Naſſauiſchen Miniſterio in den 
Prozeßverhandlungen vor dem Austrägalgerichte abgegebenen Grklärungen, 
das in Diefer Sache Pünftig erfolgende Erkenntniß aud für ihren Theil ans 
erfennen und gelten laffen zu wollen, bereitö zur Genüge befchafft; es iſt 
alfo zu dieſem Endzwecke die Borleygung der gedachten Berträge nicht weiter 
erforderlich. 

Sodann braucht befanntlich der Kläger dem Bellagten nur ſolche Dos 
cumente zu ediren, welche zu des Letzteren Bertheidigung in vem 
Prozeſſe dienlid feyn können. Martin, Lehrb, d. gem. Proz. $.241. 

Dabin würden alfo in der vorliegenden Sache die allegirten Berträge 
und Actenftüde nur dann gehüren, wenn dadurch die Krone Bayern von 
ber Eoncurrenz zur Befriedigung der Inhaber der Partialobligationen des 
Rheinpfälziſchen Anlehns Lit. D befreiet werden Fönnte. 

Diefe Eigenſchaft haben inzwifchen diefelben F:inesweges. Die Verträge 
zwifchen den Großherzogthümern Baden und Heflen- Darmfiadt und dem 
Herjogtbume Naſſau beziehen fih natürlih bloß auf die dieffeitige 
Npeinpfalz, und auf die Diefen Landestheil treffente Quote der Schuld. 
Für die Krone Bayern aber, welche nicht etwa einen Theil der Schuld an 
das Großherzogthum Baden bezahlen, fondern die der jenfeitigen Rhein, 
pfalz nach der Natur ded Anlehns zur Laſt fallende Quote gegen die Glaͤu— 
biger vertreten foll, it es in Beziehung auf ihre Bertheidigung wider Diefe 
Verpflichtung völlig gleichgültig, zu willen, in welcher Art und auf welde 
Bedingungen die Beherricher der Dieffeitigen Rheinpfalz über ihren Beitrag 
zu deren Quote fi vereinigt haben. 


Eben fo find — da das objectum litis vorgezeigtermaßen nur in dem 
gegenwärtig noch unbezablten Theile Yer Lit. D- Schuld beſteht — nicht 
minder es gar nicht hierher gehörende, und auf die Verflichtung der Krone 
Bayern, fo wie auf Deren Bertheidigung keinen Einfluß haben tönnende Fra⸗ 
gen: ob vielleicht ein Theil der Partialobligationen jened Anlehns gar nicht 
in Cours geſetzt? oder auf welche Weile ein anderer Theil derfelben bereits 
eingelöfet ift? daher war dann auch die verlangte Edition der über dieſe 
Fragen Auskunft geben Pönnenden Acten als unerheblich zu verwerfen- 


Noch unftatthafter erfcheint jenes Editionsgefuch , in fo fern beffen eis 
gentlihe und Haupt: Tendenz von der Krone Bayern felbft dahin angege- 
bes wind, 

ↄ zu wiflen, mit wem die Krone Bayern es ihrer höchſt betraͤcht⸗ 
» lichen Gegenforderungen halber zu thun babe? 

Denn theils leidet bekanntlich die Regel, Daß der Kläger dem Beklagten 
omnia instrumenta ad fundandam exceptionem zu ediren verbunden ſey, 
in dem Falle eine Ausnahme, si editio petatur ad effectum reconven- 
tronis, 

Pufendorf introd. ig.proceaa, ciyil Part. IE cap. 8. 5.62. 

Strychk Us. mod. Lib. IE. Tit. 13. $. 16. 
tbeild find die Gegenforderimgen und die darauf Bezug babente Meconven; 
tion der Krone Bayern bereits dur dad Erfenntnif vom 23. Juni 1823 


360 Abth. I, Abſch. 3, 5. 12, 4. — Erlogt. Fälle, 


für in dieſem Austrägalverfahren unzuläſſig und nicht hierher gehörig er⸗ 
klärt und verworfen; es kann mithin auf ein, in deren Beziehung ange⸗ 
brachtes Editionsgeſuch überall nicht weiter reflectirt werden, und muß dieſer 
Punkt einer künftigen, von der Competenz des Austrägalgerichts ausgeſchloſ⸗ 
ſenen, Auseinanderſetzung der beiden betheiligten Höfe vorbehalten bleiben. 
Die Koſten des Rechtsſtreites endlich haben, da beide Theile in ihren 
Behauptungen und Prätenſionen zu weit gegangen find, und mutua victoria 
eintritt, compenfirt werden müflen, und ift aus vorftehenden Gründen fo, 
wie gefchehen, erkannt worden. 
S.) €. W. A. Stralenheim. 
‘ Strampe. 


s 


C. Beſcheid. 


(Prot. dv. J. 1826, Sess. VIII. $. 41. Neo. 15. &. 224. S. otm ©. 539.) 





Siemit wird dem Anwalte des Großherzogthumd Baden, 
Kläger, die von dem Anwalte der Krone Bayern, Beklagten, 
am 31. vorigen Monatd übergebene Einmendung des remedii 
restitutionis in integrum, die Befchwerde der Rheinpfaͤlziſchen 
Staatögläubiger und Inhaber ber Partialobligationen Lit. D bes 
treffend, abfchriftlich mitgetheilt, und zum Befcheide gegeben: 

Da nad) der durch den Beichluß der Deutichen Bundesver⸗ 
fammlung vom 16. Juni 1817 fellgefegten Austrägalorbnung, 
Neo. 9., fo wie ferner nach dem, das bei Aufftellung der Aus⸗ 
traͤgal⸗Inſtanzen zu beobachtende Verfahren betreffenden Bundes⸗ 
befchluffe vom 3. Auguft 1820, Art. 6. die Austrägalerfenntniffe 
fofort nach ihrer Eröffnung als rechtöfräftig anzufehen und für 
bie ftreitenden Theile verbindlich find; das ebendafelbft wider 
dergleichen Erfenntniffe, wiewohl absque effectu suspensivo, ex 
capite novorum zugelaffene und binnen vier Jahren von dem 
Zeitpunkte deren Auffindung anzubringende Rechtsmittel der Res 
flitution aber, nad) Vorfchrift der erwähnten Austrägalorbnnung, 
Nero. 10. nicht bei dem Austrägalgerichte, fondern bei der Deuts 
fchen Bundesverfammlung angemeldet werden muß; fo fteht von 
hieraus dem eingelegten Rechtsmittel nicht zu deferiren. 

Decretum Celle im Königlihen Ober-Appellations⸗ 
gerichte den 7. November 1825. 
Zur Beglaubigung der Abfchrift, 
.(L. S.) J. C. Blauel, Protonotarius, 
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(Peot. v. J. 1836, Som. VIII. 59. 41. Nro. 16. ©, 225; S: den S: 539.) 





Hiemit wirb dem Anwalte bed Großherzogthums Baden, 
Kläger, die von dem Anwalte der Krone Bayern, Bellagten, 
die Beſchwerde ber Rheinpfälzifchen Staatögläubiger und Inhaber 
der Partialobligationen des Anlehns Lit. D wegen Bezahlung 
ber rüdfländigen Zinfen und verfallenen Gapitalien betreffende, 
am 19. Januar biefed Jahres probucirte Weberreihung und Res 
ſtitutionsgeſuch abfchriftlich zur Nachricht mitgetheilt, und zum 
Beicheide gegeben: 

Da die in der Audträgalordnung vom 16. Juni 1817, $.6. 
gegebene Borfchrift ausdrücklich nur auf die Inftruction des Pros 
zeſſes fich bezieht, hingegen über die wider ein auöträgalgericht: 
liches Erkenntniß ftattnehmigen Rechtsmittel, in eben biefer Orbs 
nung $.9. und folgenden, befondere Beftimmungen enthalten find; 
auch diefe Erfenntniffe, nach dem Bunbesbefchluffe über das Aus⸗ 
trägalverfahren vom 3. Auguft 1820, Art. 6. fofort nad, ihrer 
Eröffnung als rechtöfräftig angefehen werben follen, hieraus aber 
von felbft folgt, daß bei benfelben von gewöhnlichen, gegen andere 
Erkenntniſſe zuläffigen SufpenflosRechtsmitteln nicht die Rede 
feyn Fönne; fo fteht dem angebrachten Suchen nicht zu deferiren. 

Decretum Celle im Königlichen Ober» Appellationds 
gerichte am 9. März, 1826. 


zur Beglaubigung der Abichrift, 
(L. S.) % & Blauel, Protonotarius, 


‘ 
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Bitte 
der Testamentsexekutoren des Ietytverstorbenen Anrfürsten von Trier, 
um Erledigung der zwischen den souveramen Besitzern der Bestand: 
theile dee vormaligen Grofsherzogthume Frankfurt — über die Auszah- 
lung des liquid anerkannten Pensionsrückstandes von 25,804 Gulden 
49 Areuzern an die Erben des Kurfürsten von Trier — bestehenden 
Diltsemgen. 


\ 


Im Jahre 1821 erftattete der Könige. Würtembergiſche Ger 
fandte, Sess. XII. $.85. ©. 186, u. figde. Vortrag über die Zahl 35. 
d. vor. J. und 3. d. I. Jahres eingefommenen Rorftellungen der 
Teftamentserefutoren des letztverſtorbenen Kurfürften von Trier, 
worin biefelben um Erledigung der zwilchen den fauveräinen Be 
fißern der Veftandtheile ded vormaligen Großherzogthums Frank⸗ 
furt — über die Auszahlung des liquid anerfannten Penſionsrück⸗ 
ſtandes von 25,804 Gulden 19 Kreugeru au die Erben des Kur 
fürften — beftehenden Differenzen, insbefondere aber darum kitten, 
Daß die hohe B. V. nadı Maßgabe des Art. XI. der B. A. und 
bed Art. XXX, der W, Schl. 9, eine definitive Entfcheidung diefer 
Differenzen herbeiführen möge. | 

Der Referent äußert hierauf, daß die Anwendbarkeit des 
Art. XIX. der W. Schl. A. hier evident umd fomit auch die B. V. 
competent fey, da die Forderung der Legatarien nicht befriedigt 
würde, weil die Verpflichtung, denfelben Genüge zu leiften, zwifchen 
mehreren Bundeögliebern zweifelhaft gemacht wäre. 

Da diefe Forderung fchon im März 1817 allfeitig ale Jiquid 
anerkannt worden, und eine Ausgleichungs⸗Commiſſion gewiß 
Alled erfchöpft habe, was zur gütlichen Befeitigung der erhobenen 
Zweifel führen fünnte, da die betheiligten Höfe, an gütlicher 
Ausgleichung verzweifelnd, bereits auf ein fchiedsrichterliches Urs 
theil compromittirt und fogar über das Gericht, welches zu ents 
ſcheiden haben fol, ſich verftändigt hätten: fo beantrage Referent 
die ebendaf. S. 157. und 158. folgendermaßen zum Beſchluß ers 
hobenen Punkte: 
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„1) Daß die betreffenden Gefandten erfucht werden, durch 
ihre Regierungen den baldigen Zufammentritt der Frank⸗ 
furter Ausgleichungs⸗Commiſſion zu dem Ende zu ver 
anlaffen, damit fie fich binnen zwei Monaten entweder 
über die Bertheilung ber ale liquid anerfannten Forderung 
der Legatarien noch vergleiche, oder Die Sache auf dem 
von ihr vorgeichlagenen und genehmigten Wege zur ſchieds⸗ 
richterlichen Enticheidung bei dem Grßhzgl. Heſſiſchen Obers 
appellationdgerichte zu Darmftadt anhangig mache; wo⸗ 
bei man 

„2) noch befondere von der Gefälligfeit der Gefandten von 
Kurheffen und der freien Stadt Frankfurt erwartet, fie 
werden dahin wirken, daß auf dem von der Ausgleichunges 
Commiſſion vorgeichlagenen und den Gouvernementd von 
Delterreich, Preuflen und Bayern genehmigten Wege der 
ſchiedsrichterlichen Enticheidung, dann, wenn fein Einvers 
ſtaändniß zu erzielen feyn follte, fortzugehen, damit die 
Bundesverfammlung nicht genöthigt ſeyn möchte, die Ent 
fheidung der die Legatarien intereffirenden Vorfrage durch 
eine Austrägal-Inftanz zu veranlaffen. « 

Da bis zum Mai ded Jahre 1822 feine Schritte hiezu von 
den betreffenden Staaten gefchahen, fo erftattete der Königl. Wür- 
tembergifche Gefandte über die neuerdings eingelaufenen Eingaben 
des betreffenden Bevollmächtigten (Einreich. Prot. v. 1821, Nro. 75; 
und v. 1822, R. 57.) in Hinficht der Bitte, daß die Ents 
fcheidung der Borfrage durch ein Austrägalgericht veranlaßt werde, 
gleichfall& Sess. XVI. $. 131. ©. 402. Vortrag im Wefentlichen 
dahin ab: das Begehren der Reclnmanten fey um fo billiger, 
als ftatt der befchloffenen zwei nun dreizehn Monate vergeblich vers 
floffen ſeyen; Referent trage nadı den Beftimmungen des Art. XXX. 
der W. Schl. A. auf die Wahl einer Vermittelungs⸗Commiſſion 
an, wenn nicht aus bereits im erften Vortrage erörterten Gründen, 
and weil ſchon in dem Befchluffe der XUL Sitzung v. I. die 
B. B. auf die (wirklich erfolgte) Nichtannahme des vorgeichlagenen 


18822, 


Compromißgerichtd von Seiten Kurheſſens und Frankfurts, das 


Präjudiz des eintretenden Austrägalverfahrens feßte, die B. V. 

einen Bergleichöverfuch für fruchtlo8 annehmen und darauf be- 

harten würde, mit Ernennung ded Austrägalgerichts zu beginnen; 

wobei jedoch zu bemerfen, daß es zweifelhaft fey, welche Res 
36 * 
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1522, gierung die Rolle des Beklagten und welche die des Klägers zu 


1824. 


übernehmen haben dürfte. In letzterer Beziehung ericheine dem 
Referenten dennoch eine Bermittelungs s Commiflion als räthlich. 
Obgleich hiermit ſammtliche Gefandtfchaften einverftanden waren, 
wurde dennoch, um Alles zu erfchöpfen, was zu einer nähern und 
gütlichen Erledigung führen könnte, ebendafelbft ©. 403. befchloffen: 
» Die Sefandtfchaften von Kurheffen und den freien Städten 
wegen Frankfurt zu erfuchen, ihre Erflärung baldmöglichſt 
darüber abzugeben: ob fie dem vorgefchlagenen Compromiſſe 
beitreten wollen, ober ob fie ed vorziehen, daß die Ent⸗ 
fcheidung in vorliegender Sache auf dem in Art. XXX. 
der W. Sch. Alte bezeichneten Wege herbeigeführt werde?« 
In Beziehung auf diefen Befchluß erflärte in demfelben Sahre, 
Sess. XXV. 9 203. ©. 786. Kurheflen, man glaube, daß die 
fragliche Angelegenheit am Füglicyiten bei ber Ausgleichung über 


‚die Schulden und Laften des Grßhzgth. Frankfurt im Allgemeinen 


ihre Erledigung finden werbe; man wolle jedoch der Behandlung 
diefeö ifolirten Gegenftandes nach Maßgabe ded Art. XXX. der 
W. Sch! A., durchaus Nichte in den Weg legen. 
Diefer Erklärung fchloß ſich Frankfurt an, worauf nad er 
folgter Wahl einer Bermittelungs » Sommiffion befchloffen ward: 
„1) Daß die aus den Gefandten von K. Sachſen, Hannover 
und Baden beftehende Commiſſion beauftragt werbe, ben 
Vergleich unter fammtlichen, an dem ehemaligen Erz 
fanzleriichen Kurftaate und dem nachmaligen Großherzog: 
thume Frankfurt betheiligten Regierungen, über die Fors 
derung ber Teitamentderefutoren des leßtverftorbenen Rurs 
fürften von Zrier, zu Stande zu bringen; im Entftehunges 
falle aber wäre 
„2) das Austrägalverfahren einzuleiten. — 


Ramens diefer Commiſſion erftattete i. 3. 1824 der Grfhagl. 
Badifche Gefandte, Sess. XIV. $.95. S. 234; ferner 237. u. figde. 
Bortrag, aus dem hervorgeht, daß ein günftiges. Refultat wohl auf 
dem Wege des gütlichen Vergleiche nicht zu erwarten ftehe. Deshalb 
wurde ebendaſelbſt S. 235. auf Commiffionsantrag befchloffen: 

„Daß, nad, der getroffenen Webereinfunft, das Grfhzgl. 
Heſſiſche Oberapp. Gericht zu Darmftadt ald Austraͤgal⸗ 
Inftanz in der Streitfache zwifchen dem KRönigreiche Preuffen, 
dem Königreiche Bayern, dem Kurfürftenthume Heffen und 
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ber freien Stadt Frankfurt, wegen der Forderung der Te⸗14324. 
ftamentserefutoren des leßtverftorbenen Kurfürften von 
Trier, einzutreten habe, und der Grßhzgl. Hefliiche Ges 
fandte erfucdt werde, feinem höchften Hofe hievon Anzeige 
zu machen, Damit der gedachte oberfte Gerichtshof fich 
diefem Gefchäfte, in Gemäßheit der Bumdesafte, und der 
Beichlüffe vom 16. Suni 1817 und 3. Auguft 1820, uns 
terziehe, und demnächft in der Sache, in Auftrag und 
Namen der Bundesverfammlung, den Rechten gemäß ers 
fenne; zu dieſem Ende auch dem Grßhzgl. Heflifchen Ge 
fandten die bisher bei der Bundesverfammlung und der 
BermittelungdsCommiflion gepflogenen Verhandlungen, uns 
ter Anfügung ber gedachten Befchlüffe, zur weiteren Bes 
fürderung an dad Austrägalgericht zuzuftellen feyen. « 

In demfelben Jahre erklärte der Grßhzgl. Heflifche Gefandte, 
Sess. XVII, $. 109. ©. 282. daß dem Oberapp. Gerichte zu 
Darmftadt die betreffenden Akten mit der Ermächtigung, nad) dem 
Auftrage hoher B. V. hierin zu verfahren, zugefandt worden 
feyen. Uebrigens bemerfe die Gefandtfchaft, das Grßhzgth. Heffen 
werde allerdings, wegen feined Antheilede an dem vormaligen 
Grßhzgth. Frankfurt, von der freien Stadt Frankfurt vertreten, 
und fey daher bei gebachter Sache nicht betheiligt. 

Ueber den Stand diefer Angelegenheit giebt das Grähsgl. 
Oberapp. Gericht in Darmftabt i. 3. 1826 Auskunft in einem 1826 
Schreiben vom 24. Dec,1825, |. Prot. S.76. welches Präftdium, 
Sess. II. $. 11. ©. 73. der B. V. vorlegt. 

Ein weiteres Schreiben deſſelben Gerichts vom 30. Mai 
1826, Prot. S. 367. worin daſſelbe bemerkt, das beifolgende Erfennt- 
niß fey nicht definitiv, da es hinfichtlich der Klagen fowohl, als 
ber Einreden Beweiſe auferlege und resp. vorbehalte, verlieft 
Präfidbium, Sess. XV. $. 69. ©. 364, der B. B; und bdaffelbe 
wird unter Ziff. 18. fowie das Urtheil unter Ziffer 19. ©. 368. 
und bie Entfcheidungsgründe S. 369.—386. dem Protofolle bei⸗ 
gefügt. — Siehe unten Anlage A. ©. 566. 

Ein befinitives Erkenntniß, nebit Schreiben des Oberapp. 
Gerichts zu Darmitadt vom 5. Dec, 1826, erfolgte erft im nächften 
Jahre 1827, f. Prot. S. 70. wovon Praſidium, Sess. IIL $. 20, 1827, 
©. 63. der hohen B. V. Mittheilung macht. 

Das Erkenntniß felbit legen wir unten sub B, ©. 588. bei. 
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{Peot. v. 3. 1826, Sem. XV. f. 69. Rev. 19. S. 68, 6. oben ©. 365.) 





Sm Namen und aus Auftrag des Durdhlaudtigfien 
Deutfhen Bundeg, wird von dem Oberappellationdgeridhte 
des Großherzogthums Heſſen, ald erwählten Austrägalgerichtehofe 
in der Streitfache zwifchen dem Königreiche Preuffen, dem Königs 
reiche Bayern, dem Kurfürftenthume Heffen und der freien Stabt 
Frankfurt, eine Forderung der ZTeftamentserefutoren des letztver⸗ 
ftorbenen Kurfürften von Trier betreffend, nach gefegmäßiger 
Verhandlung der Sache und auf erflattete Vorträge hiermit durch 

Urtheil 
zu Recht erfannt: 


A) Hinfichtlih der von den Kronen Preuſſen und Bayern 
angeftellten Klagen und deren Begründung: 


daß die Verbindlichkeit zur Berichtigung der fraglichen Suſten⸗ 
tationsrückſtaͤnde des letztverſtorbenen Kıfrfürfien von Trier, 
in der Summe von fünf und zwanzig taufend acht hundert 
und vier Gulden neunzehn Kreuzer, für eine, auf dem Ger 
fanmtumfange des vormaligen Großherzogthums Frankfurt 
in dem Zeitpuntte feiner Auflöfung geruht habende, allger 
meine Staatsfchuld, oder fogensunte Gentrallaft, zu ers 
Hören, dieſelbe daher von denjenigen Bunbeögliedern, 
weldye an dem gegenwärtigen Ansträgalverfahren Theil 
genommen haben, nach dem Verhältniffe der auf fte übers 
gegangenen Beltandtheile dieſes Großherzogthums, nament: 
lich von der Krone Preuflen wegen Wetzlar und feines 
burch die Wiener Eongreßalte an ed gelangten Antheilg 
an Fulda, von der Krone Bayern wegen Afchaffenburg 

. und des anf fie übergegangenen Theild von Fulda, von 
dem Kurfürftenthume Heflen wegen Hanau, und von ber 
freien Stadt Frankfurt wegen ihrer felbft und ihres Ges 
biets, mit Anwendung des für die Bertheilung der Ceutral⸗ 
laiten des Großherzegthums Frankfurt übereingelowmenen, 
oder, wenn deßfalls Gonteftationen entftehen follten, aus⸗ 
trägalrichterfich zu beftimmenden Maßftabe, durch Bezah⸗ 
lung ber fraglichen Rüdhanböfunme zur Erfüllung zu 
bringen; 
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ed.wollten und könnten benn bie Krone Bayern und 
‚ die freie Stadt Frankfurt, binnen zwei Monaten perem- 
torifcher Friſt, mit Vorbehalt bed Gegenbeweifes für 
die Krone Prenffen und das Kurfürftenthum Heffen, 
beffer ald gefchehen rechtsgenüglich beweifen, daß die 
von dem verflorbenen Großherzog von Frankfurt in 
feiner frühern Eigenſchaft ald Kurerzlanzier übernom: 
mene Verbindlichkeit, zu der Suftentation des letztver⸗ 
ftordenen KAurfürften von Trier jührlich zehn taufend 
Gulden beizutragen, von ihm burch einen rechtsgültigen 
Act auf feinen Antheil an ben Rheinſchifffahrtsoctroi⸗ 
Gefaͤllen dinglich radicirt worden ſey. 
B) In Abſicht auf die von Kurheſſen eventualiter entgegen⸗ 
geſetzten Einreden, und zwar: 
a) der Beſtimmung des Art. 1. des Staatsvertrags d. d. Caſſel 
den 14. März 1814, 
b) der Zahlung: 
daß zwar die Ießtere Einrede für ungegründet gu halten, 
dagegen der eritern, wenn vorerft noch das Kurfürften- 
thum SHeffen, binnen zwei Monaten peremtorifcher Friſt, 
die jenem Staatövertrage zu Theil gewordene Ratiftcation 
der hohen verbündbeten Mächte nachgewiefen haben wird, 
in fo weit flatt zu geben, daß befagted Kurfüritenthum 
bei Berichtigung der befragten Suſtentationsrückſtände nur 
für denjenigen Theil derfelben, welcher vom 16. Februar 
„41810 bis zu dem 27. Sull 1812 fällig wurde, zu concur: 
riren für verbunden zu halten fey, wobei zugleich allen 
übrigen Partien, in fo fern fie fi durch ihr Intereſſe 
dazu aufgefordert finden follten, ber Gegenbeweis nicht 
nur hinfichtlich der Natifieation des genannten Staats⸗ 
vertragd durch die hohen verbündeten Mächte, fondern 
auch ber in actis vorgefommenen Behauptung, Daß der 
Art. 1. diefed Vertrags, nach der Abſicht der beiderfeitigen 
Eontraheuten, nur von ſolchen Schulden zu verftehen fey, 
weiche auf gewiſſen Lanbeötheifen des Großherzugthums 
Frankfurt vor deflen Bildung im frengeren Sinne des 
Worts radicirt waren, vorbehalten bleibt. 
6) In Betreff der Anträge der Kronen Preuffen und Bayern 
auf Beiladung des Kaifſerthums Defterreich, resp. bed Großherzog. 
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thums Sachſen⸗Weimar, und eventualiter auf Borbehaltung des 
Regreſſes gegen dieſe Bundeöglieder: 
daß der gedachte Principalantrag als durdy die Verfügung 
diefed Austrägalgerichtöhofe vom 14. Januar 1825 befei- 
tigt zu betrachten, den Kronen Preuffen und Bayern jeboch 
ihre behaupteten-regrefforifchen Anfprüche gegen das Kai⸗ 
ſerthum Defterreich, resp. dad Großherzogthum Sachſen⸗ 
Weimar, vorzubehalten, und ihnen zu überlaflen fey, Dies 
felde auf dem Wege, welchen fie für geeignet halten werben, 
geltend zu machen. 
Endlich werden bie durch gegenwärtige Austrägalverfahren 
entftandenen Koſten unter ben ſaͤmmtlichen Betheiligten gegen 
eınander aufgehoben und verglichen. 


Entscheidungsgründe. 
(&. oben S. 365.) 


In dem erften, dem Protokolle der aufferordentlihen Reichsdeputation 
zu Negendburg vom 23. Nov. 1803 einverleibten Deputations-Hauptichluffe, 
war $. 69. beitimmt, daß die Suftentation des Kurfürften von Trier für 
befien verlorene Befigungen auf der linken Rheinfeite auf 100,000 Fl. feſt⸗ 
aufegen , diefe Summe auf das ganze Reich zu nehmen und im Wege der 
NRomermonate zu erheben fey. 

Da man aber in der Folge diefen Modus, die Entrihtung der Kurtrieris 
fchen Euftentation zu fihern, für unangemeffen hielt, fo wurde Sess. XXXVI. 
beichloffen, daß, um mo Möglich die befchloffenen Nömermonate zu umgeben, 
die Minifter der vermitteinden Mächte zu erfuchen feyen, ihre deßfallſige 
Anfiht an die Reichödeputation gelangen zu laſſen. 

Die gedachten Minifter ſchlugen hierauf in einer Note vom 18. Januar 
vor, dag das Kurfürftliche Collegium, die neu einzuführenden Kurfürſten 
mit eingefchloffen und mit alleiniger Ausnahme des Kurerzkanzlers, die Ber- 
bindlichfeit zu Entrichtung jener Suftentation übernehmen möge. 

Diefer Vorſchlag wurde genehmigt und dem zufolge der $. 69. des Des 
putationd - Hauptfchlufles vom 25. Februar 1803 dahin abgefaßt: 

» Wird der Unterhalt Seiner Kurfürftliden Durchlaucht auf 100,000 Fl. 

- »beftimmt. Das Kurfürftlihe Collegium, einfchließlih der neueinzu⸗ 

» führenden Herren Kurfürften, ift erfucht, Diefe Eumme au über 
»nehmen, dem Herrn Kurfürften von Trier folde jährlich in zu 
» beftimmenden Terminen zu entrichten, und zu Berichtigung diefes 
» Segenftandes einen eignen Schluß in dem Kurfürftlien Collegium 
»3u fallen. « 

Am 18. April 1803 fie hierauf der Kurerzkanzler bei dem gedachten 
Collegio die Anzeige machen: 

»Seine Kurfürftlide Gnaden hätten bereitd zum Deputationsprotos 
vkolle erklären laſſen, daß Höcftfie, ſobald Sie fih in dem Genuſſe 
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v Ihres eignen Dotationscompiements befinden würben, zu dem Un⸗ 
»terbalte des Herrn Kurfürſten von Trikr mit Vergnügen ihre Rate 
vbeisutzagen bereit feyen; Hoͤchſtdieſelben hofften nun bald bie Ihnen 
vauf das Rheinfchifffahrtsoctroi angewiefenen 350,000.81. einftweilen 
»aus den Einkünften der Rheinzölle vom 1. December an beziehen 
»zu fönnen. Sie würden fodann in der nämlihen Maße und 
sin dem nämliden Berbältniffe, wie Ihnen diefe 
» 350,000 Fl. eingehen werden, auch Seiner Kurfürklichen Durch⸗ 
»laucht von Trier vom 1. December an die 10,000 3. quartaliter 

»mit 2,500 Fl. in Frankfurt abführen lafien«. 


Es wurde hierauf an demfelben Tage in dem Kurfürftlichen Collegio 
folgender Abſchluß gefaßt : 

Daß, zufolge der von fammtlichen ıc. Herren Surfürften eingefom- 
» menen willfährigen Erklärungen, Fünftig, und zwar vom 1. De 
»cember ai. pr. an, von jedem der zehn Herren Kurfürften 10,000 $L, 
»nämlich quartaliter 2,500 Fl., an Seine Kurfürflihe Durchlaucht 
»von Trier lebenslänglich zu entrichten feyen; daß zu dem Ende je 
»der der gedachten Herren Kurfürſten Seiner Kurfürftliden Durch⸗ 
»laucht befannt zu machen habe, mo und von wen Hochdieſelbe quar- 
»taliter dieſe Gelder dergeftalten fiher und unfehlbar beziehen möge; 
»daß hierauf Fein Arreft oder irgend ein anderer Anſpruch ſtatt ha⸗ 
»ben folle; daß dagegen Höchftdiefelben jeden Herren Kurfürften un: 
»terrihten möchten, an wen und gegen weflen Quittung die Auszah⸗ 
»lung geſchehen koͤnne «. 


Zur Dotation des Kurerzkanzlers wurde im $. 25. des Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluſſes beſtimmt: 

a) das Fuͤrſtenthum Aſchaffenburg, dad Würzdurgiſche Amt Aurach 
in ſich begreifend; 

b) dad Fürſtenthum Kegendburg ; ; 

ce) die Reichöftant Wetzlar, in der Eigenfchaft einer Grafſchaft: 

d) das Haus Compoſtell zu Frankfurt, nebſt verſchiedenen Be⸗ 
ſitzungen des Mainzer Domcapitels. 

Der Ertrag aller dieſer Gegenſtände war zu 650,000 Fl. angefchlagen. 

Die Ergänzung der dem Kurerzkanzler beftimmten Dotation von 1 Mils 
ion Qulden wurde durch Anweiſung auf das $. 39. erwähnte Rheinſchifffahrts⸗ 
octroi in der Summe son 350,000 Fl. bewirkt. 

Durch Schreiben des Minifterd Zreiherrn von Albini vom 28. Mai 
1803 ließ der Kurerzkanzler das Banquierhaus Gebrüder Bethmann zu 
Frankfurt, das er zur Erhebung und Verrechnung feines Antheils an den 
von dem Nheinoctroi und einftweilen von den alten Zoliftätten der rechten 
Rheinſeite eingebenden Geldern beauftragt hatte, dahin inflruiren: . 

»daß, da Seine Kurfürftlihe Gnaden ſich verbindlich gemacht hätten, 
»des Herrn Kurfürften. von Trier Durchlaucht in dem naͤmlichen Ver⸗ 
»häftniffe jährlich 10,000 Fl. lebenslänglich auszuzahlen, ald Seiner 
» Kurfüeſtlichen Gnaden ihr Dotationscompiement von 350.000 8l. 
» wirklich eingeben werde, und 10,000 Fl. gerade den 35. Theil von 
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»360,000 31’ audmaditen, Seiner Kurfurſtlichen Gaaden dem Derrn 
»Kurfüurken von Triet wicht befier Wort zu haften wWüßten, als wenn für 
»letztern der 85. Theil aller Zollgelver, worüber Seine Kurfürſtliche 
v Gnaden za disponiren hatten, von den Gebrüdern von Bethmann 
»fogleih zurüczubebalten und dem Hoftaſſter tes Herrn Kuriurften 
»oon Trier auf deſſen Anmelden in gröflern oder Pleinern Cum: 
men x. derabfolgt würden. Hierzu würden die Gebrüder von Veth⸗ 
mann hierdurch autorifirt. 

Durd die Mbeinifdhe Bundesacte vom 12. Quli 1906 wurde der Kur: 
erztanzlerifhe Staat in den Fürſt⸗Primatiſchen verwandelt und diefer mit 
der Stadt Frankfurt nebſt Gebiet vermehrt. 

Der Fürſt Primas, der durch diefe politiſche Beränderung Die volle 
Spuverainetät über feinen neuen Staat eglangt hatte, erfanute die Fortdauer 
feiner duch die Bundesacte garantirten Verbindlichkeit, zur Suftentation 
tied Kurfürften von Trier beizutragen, as, und betbätigie fie Durch Darauf 
geleiftete Zahlungen, welche, wie früberhin, aus den Rheinoctroirevenuen 
iss Gefolg der darauf gefchebenen Anweifung bewirkt wurden. 

Einem am 16. Februar 1810 zwilchen dem Furſten Primas und dem 
Zranzöfiihen Kaifer abgefchloffenen Staatsvertrage verdankte das Großher⸗ 
zonthum Frankfurt feine Entſtehung. 

In dieſem Vertrage war wörtlich beftinmt : 

»Les posscssions actuclles de Son Altesse Em, le Prince Primat 
v(ä Yexception de la principaute de Ratisbonne), les prineipautes 
vde Fulde et de Hanau sont reunis en un seul et meme état 
»sous le titre de grand Duche de Francfort, loquel fera partie 
»de ka confederation du Rhin; le Prince Primat cede a Sa Ma- 
vjeste ’Empereur et Roi en toute souverainete et propriete la 
vprincipaute de Ratisbonne. Son Altesse Em, cede ä Sa Ma- 
»jeste l’Empereur et Roi la moitie de l’octroi du Rhin, non 
»possedee par la France et telle quelle a &i& fixce par le reces 
»de l’empire du a5. Fer. ı803. Son Altesse Em. est et demeure 
»chargee d’acquitter conformement au reces les rentes, qui par 
»les $$.7. 9. 14. 17. 19. 20. et a7. du dit reces ont ei& assignees 
»sur la dite moitie de l’octroi du Rhin. L’'hypotheque speciale» 
»que les proprietaires de ces rentes y av oient sur cette moitie 
»de l’octroi &tant pleinement et & perpetuite transferee sur les 
»biens domaniaux des prineipautes de Fulde et de Hanau cedees 
»a Son Altesse Em. par le present traite». 


Einen Theil der Hanau: Aufdaiihen Domänen bebielt ih Napoleon 
vor, und trat fie erſt dur einen weitern Bertrag an den Großherzog, un 
tes ſehr läfligen Bedingungen für diefen, namentlich gegen Zablung einer 
Summe von 5,927,994 Zranfen ab, 


Zver Kurtrieriſchen Suftentation mar in feinem diefer Berträge Erwäh— 
nung gefcneben, und das Fürſtenthum Negensbing, fo wie die an Frankreich 
abgetretene Mheinichifffabrtsoctroi, singen feei non allen Laſten auf ihre 
neuen: Befiber über. 
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Der Fürſt Primas und uunmehrige Großherzos von Frankfurt erfannte 
auch in der letztern Eigenichaft feine fortdeuerde Verbindlichkeit zur Ent. 
richtung jener Sußentationsquote ausdrücklich ſowohl, als factiſch durch 
theild aus feiner Civilliſte, theil aus der Hanauer Domänen : Octroicaffe 
darauf geleifteten Zahlungen an. 

Am 27. Zuli 1812 farb der Kurfürft von Trier, nachdem er feine 
Dienerſchaft zum Univerſalerben e ngeſetzt batte. 

Am Tage ſeines Ablebens hatte ſich an dem fraglichen Suſtentations 
beitrage ein Rückſtand von 33,804 Fl. 19 Kr. ergeben, wovon der Großher⸗ 
309 vermittelt Berfügung vom 5. Sanuar 1813 aus der Hanauer Domä- 
nen sDctroicafle 8000 Fl. abführen ließ, fo daß der Rückſtand nach biefer 
legten darauf geleifteten Zahlung noch 25,804 Fl. 19 Kr. betrug. 

Nachdem, in Gefolg der Meiultate des in den Jahren 1813 und 1814 
zwiſchen Frankreich und den verbiindeten Mächten geführten Kriegs, das 
Großherzogtyum Frankfurt aufgelößt worden war, wurde über diefed im 
nachſtehender Weife verfügt: 

Das Fürftentbum Hanau wurde gleich nah der im November 1813 
ftattgefundenen militärifhen Befignahme des Großherzogthums an feinen 
frühern Beſitzer, den Herrn Kurfürften von Heſſen, zurückgegeben. 

Das Fürſtenthum NAfchaffenburg wurde durch den Parifer Frieden der 
Krone Bayern zugetbeilt. . 

Der größte Theil von Fulda ging vermöge Beftimmung ter Wiener 
Congrefacte an die Krone Preuffen über, und die Befigüberlieferung wurde 
an die Bedingung geknüpft, daß Preuffen,, nach Verhältniß der an daflelbe 
ubergehenden Randestbeile, feinen Antheil an den Verpflichtungen, welche alle 
neuen Befißer des vorherigen Großberzogtbums Frankfurt nad den Beſtim⸗ 
mungen ded Wiener Congreſſes zu erfüllen bätten, übernehme, auch fidy 
verbindlich mache, diefe Verpflichtung auf jene Fürſten zu übertragen, an 
welche Austaufchung oder Abtretung von den angegebenen Fuldaiſchen Theis 

len gemacht mwiürrden. 

Der Reft von Fulda wurde Defterreih zur Verfügung geftellt, und, in 
Gemäßbeit eines zwifhen dem befagten Kaiferreihe und der Krone Bayern 
abgefhloffenen Vertrags vom 19. April 1816 und eines Territorialrecefles 
vom 20. Jul 1819, an den letztern Etaat cedirt. 

Die Krone Preuffen trat ihren Antheil an Fulda durch Vertrag d. d. 
Paris den 22. September 1815 zum Theil an Weimar, und durch Vertrag 
d. d. Caſſel den 16. October des nämlihen Jahres zum Theil an Kurbeflen ab. 

Wetzlar fam am 27. Zuli 1815 an Preuffen, und die 

Stadt Frankfurt nebft ihrem Gebiete wurde als freie Stadt anerfannt. 

Zur AYuseinanderfeßung der Eentrallaften des Großherzogthums Frank⸗ 
furt wurde zu Sranffurt am Main eine Commiſſion niedergefeßt, welche 
aus den Bevollmaͤchtigten von Defterreich, Preuffen, Bayern, Kurheſſen und 
der freien Stadt Frankfurt conftituirt war. 

Bei dieſer Commiſſion meldeten fih die Teftamentserekutoren des ver: 
ſtorbenen Kurfürften von Trier mit der oben erwähnten Penfionsrucftändes 
Forderung von 25,808 Fl. 19 Ar. an, deren Liquidität durch Eommiſſions-· 
beſchluß vom 1. Marz 1817 anerfannt wurde. 

! 
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Ueber die Frage, ob und in welcher Weiſe bei der Verichtigung derſel⸗ 
ben Diejenigen Staaten, unter welche das Großherzogtum Frankfurt ver⸗ 
tbeilt worden war, zu concurriren hätten, fand indefien Feine Beranigung 
Ratt, und nachdem der Beſchluß, einen gemeinfchaftlichen Bericht an Die 
refpectiven Regierungen zu erftatten, damit die Sommilfion ermächtigt werde, 
auf die oberfte Zuftigbehörde eines nicht betbeiligten Staates zu compro- 
mittiren, ohne Erfolg geblieben war, fo wendeten fih nunmehr die Kur⸗ 
trierifchen Teftamentserefutoren an bie hohe Bundesverfammlung, indem fie 
die Bitte ftellten, nad) Maßgabe des Artifeld XI. der Bundesacte und Des 
Artikels XXX. der Wiener Schlußacte eine definitive Entfheiduug der obwal⸗ 
tenden Differenzen herbeizuführen, worauf die Bundesverfammlung am 15. 
Juli 1822 befhloß, daß die beftehende Vermittlungscommiſſion beaufteagt 
werbe, den Bergleich unter fämmtlihen, an dem ebemaligen Erztanzleriichen 
Aurftaate und dem nachmaligen Großherzogthume Frankfurt betheiligten 
Regierungen über die Forderung der Teftamentserefutoren des leßtverftor- 
benen Kurfürften von Trier zu Stande zu bringen, daß aber im Ent 
ftehungsfalle das Nusträgalverfahren einzuleiten wäre. 


Diefem Auftrage zufolge forderte die Bermittlungscommiffion unterm 
19. December 1322 die Bundestagsgefandten von Preuffen, Bayern, Kur- 
beffen und der freien Stadt Frankfurt auf, ihr binnen ſechs Wochen jene 
Darftellung ber hierbei obwaltenden Berhäftnifle zukommen zu laſſen, welche es 
ihr möglich machen dürfte, ihr Bermittlungsgefchäft mit Hoffnung eines günſti⸗ 
gen Erfolgs anzutreten. Eben fo erſuchte fie die Kaiſerlich-Koͤniglich⸗Oeſter⸗ 
reihifhe Bundestags: Präfidialgefandtfhaft, ihr die Aufflärungen mitzuthei: 
len, die fih von der Theilnahme Oeſterreichs an ten Berhandlungen der 
Ausgleihungscommiffion für die Eentrallaften des Großherzogthums erwar⸗ 
ten lieflen. 


Alle diefe Erklärungen langten ein. Es fand aber die beabfihfigte güt- 
liche Uebereinkunft nicht ftatt, und ald Austrägalgerichtöhof wurde das Ober: 
appellationsgericht des Großherzogthums Heſſen in Vorſchlag gebracht. 


Am 28. Mai 1824 wurde hierauf von der hohen Bundesverſammlung 
befchloffen, daß, nach der getroffenen Lebereinfunft, das Großherzoglich⸗ 
Heſſiſche Oberappellationsgericht ald Austragal:Inftanz in der Streitſache zwi⸗ 
fhen dem SKönigreihe Preuffen, dem Königreiche Bayern, dem Kurfürſten⸗ 
thume Heflen und der freien Stadt Frankfurt, wegen der Forderung der 
Teftamentserefutoren des letztverſtorbenen Kurfürften von Trier, einzutres 
ten, und demnähft in der Sache im Auftrage und im Namen der Bundes: 
verfammlung den Rechten gemäß zu erkennen babe. 


Nachdem durd, Verfügung diefed Austrägalgerihtshofs vom 6. Zuli 1824 
beftimmt worden war, daß die Krone Bayern in Abſicht auf die Krone 
Preuffen, das Kurfürftentbum Heflen und die freie Stadt Frankfurt, — 
die Krone Preuflen aber bezüglich der zwei leßfgenannten Bundesglieder die 
Rolle des Klägers zu übernehmen babe, und die Anwalte der Kronen Preuf: 
fen und Bayern ihre Klagihriften eingereicht hatten, fo wurde die Sache im 
ordentlihen Schriftwechfel bis zum Schluffe verhandelt. 











von Trier, Teſtamentsexekutoren. 573 


Die Krone Preuſſen ftellte in ihrer Klage den Sag auf, daf die Ber- 
dindlichkeit zur Berichtigung der fraglidhen Suftentationsrüdgände als eine 
auf dem Eomplerus des Großberzogthums Frankfurt gerupt babende Laſt 
angefeben werden müſſe. 

Das Königreich Bayern war dagegen principaliter der Anficht, daß biefe 
Verbindlichkeit urfprünglich auf dem Dotationscomplemente des Kurerzkanz⸗ 
lers, oder deſſen Antheil an den Rheinſchiffahrtsoctroi⸗Revenüen, dinglich 
radicirt gemefen, mithin in ber Folge auf die dem gedachten Dotationscoms 
plement furrogirten Fürſtenthumer Hanau und Fulda in gleicher Weife über; 
gegangen fey, worauf ed den Schluß flükte, daß die Verbindlichkeit zur 
Zahlung der befragten Schuld allein auf den bier genannten Beftandtheilen 
des vormaligen Großherzogthums Frankfurt bafte. 

Dad Kurfürſtenthum Heſſen und die freie Stadt Frankfurt ftellten ihrer 
Seit eine jede Beitragspflicht durchaus in Abrebe, 

Bevor in die Prufung der Materialien diefer Sache eingegangenen werden 
fonnte, war es erforderlich, die Grenzen zu beitimmen, die der richterlichen 
Thätigkeit diefed Austrägalgerichtshofs hinſichtlich des Gegenftandes der von 
ibm zu ertheilenden Entſcheidung vorgezeichnet find. Die nähere Beranlafs 
fung bierzu gab die Behauptung der freien Stadt Frankfurt, daß die Ent- 
fheidung, nad) Maßgabe des Artikels XXX. der Wiener Schlußacte, nur die 
Borfrage betreffen fönne, welcher von den flreitenden Theilen wegen der 
Forderung der Kurtrierifhen Teitamentserefutoren anzugeben fey, daß 
ed fi daber von der Zahlungsverbindlichkeit der Partien noch zur 
Zeit nicht handle, vielmehr demnächft den Teftamentseretutoren des Kur: 
firften von Trier vor den einfchlägigen Zandesgerichten alle Einreden, mit 
bloßer Ausnahme der des unrecht gewählten Beklagten, entgegengefeßt wer- 
den könnten. 


Diefe Anfiht vermag jedoch mit den deutlichen Worten des Artikels 
XXX. der Wiener Schlußacte nicht vereinigt zu werden. Es ift hier beftimmt: 
»daß, wenn Forderungen von Privatverfonen deßhalb nicht befriedigt 
»werden fönnten, weil die Berpflihtung, denfelben Genüge zu leis 
»ften, zwiſchen mehreren Bundesgfiedern zweifelhaft oder beftritten 

» werde, die Bundesverſammlung, auf Anrufen ber Betheiligten, zu: 
»vörderft eine Ausgleihung auf gütlihen Wege zu verfuchen, im 
» Falle aber diefer Berfuch ohne Erfolg bleibe, und die in Anfprudy 

» genommenen Bundesgliedber in einer zu beftimmenden Friſt ſich nicht 
»über ein Sompromiß vereinigten, die rechtlihe Entſcheidung der 
»ftreitigen Borfrage durch eine Austragal-Inftanz zu. veranlaflen babe «. 


Wenn bier gleich Anfangs gefagt, und als Bedingung der hiernächſt 
folgenden DBerfügung voraudgefegt wird, daß die Befriedigung, das heißt, 
die Zahlung einer Forderung von Privatperfonen, bloß aus dem runde 
nicht gefcheben könne, weil die Verpflichtung, derfelben Genüge zu leiften, 
zwifhen mehreren Bundesgliebern beftritten ſey, fo wird unläugbar ange- 
nommen, daß hinſichtlich der Liquidität der Forderung, oder ber Frage, 
daß diefe bezahlt werden müfle, Bein Zweifel mehr obmalte, und nur die, 
wer zu begablen habe, ftreitig fey. Iſt num jenes der Fall, und wirb die 
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ſes austrägalrichterlich deſtimmt, fo fließt hieraus Die Folge, daß demjeni⸗ 
gen Bundesgliede die Verbindlichkeit zur Zahlung obliege, welchhem fie von 
dem Gerichte zwerfannt worden iſt, und es ergiebt ſich daraus zugleich, daß 
die Vorfrage, welche den Gegenſtand der austrägalrichterlichen Entſcheidung 
abgiebt, keine andere iſt, als eben die, wer die in Rede ſtehende Forderung 
der Privatperſonen durch Zahlung zu befriedigen verpflichtet ſey. 

Wäre die Aufgabe, welche der Austrägalgerichtshof zu loͤſen hat, dloß 

die Beſtimmung derjenige Territorialgerichtsbebörde, vor welchen die Pri⸗ 
vatverfonen ihre Klage anzubringen haben, und wäre die Berfügung des 
Art. XIX, der Wiener Echlußacte auch auf folche Zorderungen zu beziehen, 
deren Liquidität von den möglicher Weile Betheiligten noch nicht anerfannt 
it, fo würde nicht nur die Faſſung des genannten Artikels in hohem Grade 
mnangemeflen erſcheinen, was überall nicht vermuthet werden darf, fondern 
es würde aud der Fall eintreten können, da& ein weitläufiges und koſtſpie⸗ 
lige# Austrägalverfahren ftatt fände, das ſich in der Zolge ald ganz vergeb⸗ 
(ih und wirkungslos darfelite. 
. Da nun im substrato bie Liquidität der Forderung der Kurtrieriſchen 
Teſtamentsexekutoren von der wegen der Bertheilung der Eentrallaften des 
vormaligen Großherzogthums Frankfurt niedergefeßten Commiſſion anerkannt, 
und dur dad Conciufum vom 1. Marz; 1317 ausgeſprochen worden if, 
auch die einzige Differenz in den Anfichten der refpectiven Bevollmächtigten 
bloß die Yuage betraf, wem die Zahlungeverdindlichleit obliege, fo Eonnte 
es aus diefem Grunde Pein Bedenken baben, dag der Austragalgerichtöbof 
“eine Entiheidung dabin richtete, welches oder welche derjenigen Bundesglie- 
der, mweihe an dem vorliegenden Berfahren Theil genonmen haben, zur 
Zahlung der befragten Forderung für verbunden zu halten feyen. 


In Abſicht auf Die Sache ſelbſt entfteht zunörderft die Frage: ob und 
welchen Einfluß Die wechfelfeitigen Verhaͤltniſſe der Partieen in ihrer Eigenſchaft 
als Kläger und Beflagte auf die Entfcheitung zu äußern vermögen? — Bon 
dem Anmwalte des Königreich Rayern ift in diefer Hinficht behauptet worden, 
daß Die Begunftigung, deren fih der Beklagte nach Vorſchrift der Rechte 
in feinem Berbältniffe zu dem Kläger im Algemeinen zu erfreuen habe, 
bier nicht ftatt finde, weil die Derhältniffe der fämmtlichen Betheiligten, 
da fie alle eine ihnen angefonnene Berbindlichfeit von ſich abzuwenden ſuch⸗ 
ten, in weiber Hinficht fie fi ‚in einer Paſſivcommunion befanden, einan 
der gleich ſeyen 

Dieſe Anſicht iſt allerdings der Sachlage entſprechend. Es handelt fid 
bier von feiner gewöhnfichen Klagſache, ſondern von einem eigentlichen ju- 
dieio divisorio, — der actione de commune dividundo. Der Grund die 
for Klage ift die verweigerte Theilung einer jeden gemeinfchaftlihen Sadıe, 
oder (ſollte fie als gemeinfchaftlich nicht mehr eriffiren) anderer in Anfehung 
derfelben zus leiftenden perfönlichen Berbindlichleiten, zreifchen Perfonen, die 
fih einander ald Mittheilhaber eriennen. Diefer Zall tritt hier ein. Es 
handelt ſich zwifchen den Beiheiligten von ber Auflöfung oder Auseinander: 
fegung einer Pahisenumunion, von. der Theilung — zwar nicht mehr 
des vormaligen Großherzogthums Frankfurt ſeibſt, jedoch — ſolcher Ber 
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pilichtungen, weiche im Anfehung beffeiben und beffen feüberer Vertheilung 
zu erfüllen find. Die Theilungsklagen ſiud nach den Seſetzen judicia duph- 
cia, das heißt, auf etwas gerichtet, wasıjsber der ſtreitenden Theile, mitdin 
der Beflagte eben fo vom Kläger, als dDiefer von jenen. hätten fordern können, 
weraus folgt, daß, wenn gleich die Zorm und die Ordnung des Berfahrens 
es mit ſich bringt, daß nur Einer als Kläger und der Andere als Beklagter 
den Prozeß führe, doc die Begüunftigung, welche fonft der Bellagte im 
Prozeſſe genießt, wegfallen muß. Go find denn auch von diefem Austrägal- 
gerichtäbefe durch die Berfügung vom 6. Juli 1824 die Rollen des Klaͤgers 
und des Beklagten ausgetheift worden, weil es zu Ginleitung der rechtli⸗ 
chen Verhandlung unter den Betbeiligten erforderih war, daß Einer der» 
felben die Initiative erzreife, oder, im allgemeinften Sinne des Worts, 
Plage. Außer dem Cinfluffe, weichen die geſchehene Eonftiturung ber Par: 
tieen auf die Form der Verhandlung äußern mußte, wurden hieran keine 
weitern Folgen getuupft, weßhalb es kein Bedenken haben Eonnte, bei Be 
urtheilung der Materialien die obigen Grundfäge ur Amwendung zn brin⸗ 
gen, und dem zufolge bei Beflimmung der Berbindlichteit gur Beweisführung, 
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deren er ſich fonft erfreut, auch bier anfprechen dürfe, alfein von Intereffe 
feyn konnte, fi an den allgemeinen Satz zu halten, daß jedesmal demje⸗ 
nigen Theile die Beweislaſt obliege, welcher von factiichen, ibm Durch den 
Gegner beftrittenen Verhältniſſen Rechte abhängig macht. 

Dieß vorausgeſetzt, war hinfichtlich der in substrato zu löfenden Streit: 
frage zu unterfuchen, von welcher Natur die dem Großherzog von Frankfurt 
obgelegene Verbindlichkeit, zur Suſtentation des lebtverftochenen Kurfür⸗ 
ſten von Trier beizutragen, nach der Art und Weiſe, wie fie für ihn in feis 
ner frühern Eigenihaft als Kurerzfanzler des Reichs begründet wurde, ge- 
wefen it, und hiernächſt zu prüfen, ob und in wie weit fpatere Greigniffe 
diefe ihre urfprüngliche Natur verändert haben? — 

Der Austrägalgerichtshof wurde hierbei von folgenden Betrachtungen 
geleitet: 

Nachdem die außerordentliche Reichöfriedensdeputation zu Regensburg 
die früher im Wege der Römermonate beftimmte Weife, die Entrittung 
der Kurtrieriſchen Suftentation zu fihern, für unangemeffen erfannt uud die 
Miniſter der vermittelnden Mächte erfischt hatte, Vorſchläge zu machen, um wo 
möglich die Römermon.te zu umgeben, auch die in der Note der gedachten Miniſter 
vom 19. Zanuar 1803 gefchehene Propofition, daß das Kurfürftliche Colles 
gium Mit Ausnabme des Kurerzkanzlers die befragte Suftentation allein 
übernehmen möge, im augen genehmigt, und in dem $. 69. des Reichs⸗ 
deputations⸗Hauptſchluſſes vom 25. Febr. 1803 das Kurfürftliche Collegium bier: 
nach erfucht worden war, fih mit der Kurtrierifhen Suftentation ausfchließ- 
lid) zu chargiren, fo wurde von dem genannten Eollegie am 15. April 1803 
der in facto erwaͤhnte Beſchluß gefaßt, durch welchen fi die Kurfürften 
lediglich als foldhe, oder als Negenten ihrer refpectiven Kurftaaten, zur Ent: 
richtung jener Suftentation für verbindlich erklärten, und zwar ohne auf 
ie Staaten entweder im: Ganzen, oder im @inzeinen, eine Hypothek zu 
conftituiren. Ze 
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Da die von den Kurfürſten übernommene Verpflichtung bloß einer freien 
Uebereinkunft unter denſelben ihre Entſtehung verdankte, wie denn aus dem 
Geſichtspunkte des Rechts ſich kein Grund auffinden ließ, das Kurfürſtliche 
Colleg ausſchließlich zur Berichtigung der Kurtrieriſchen Suftentation für 
verbunden zu halten, fo mußte es bei der Art und Weiſe, wie ſich die Kur⸗ 
fürften verpflichtet hatten, notbwendig fein Bewenden behalten, und es 
rechtfertigt fih hieraus der Schluß, daß die Kurfürften bloß als Regenten 
ihrer Kurftaaten des Subject der Berbindlichkeit waren, und dieſe zwar nach 
befannten, bier einer nähern Entwicklung bedürfenden, publiciftifchen Grund⸗ 
fägen ihre Staaten afficirte, oder von ihnen anerkannt werden mußte, aber 
mit Feinerlei Realnerus verfnupft war. 

. Zwar glaubt die freie Stadt Frankfurt, daß die Beſtimmungen bes 
Reichödeputationd s Hauptfchluffes Hinfichtlih der in den $$. 7. 9% 14. 17. 
20. x. x. auf die Rheinoctroi ausdrücklich radicirten Renten, fo wie derje- 
tigen Suftentationegelder, welchen der $. 66. das privelegirtefte Unterpfand 
auf den Landesrevenuen der zablungepflichtigen Meichsftände ertheile, hier 
um fo mehr analog zur Anwendung gebracht werden müßten, ald ſich nicht 
abfehen lafle, warum die Reichsdeputation nicht auch den lnterbalt des 
Nurfürften von Trier auf gleiche Weife zu begünftigen beabfichtigt habe. Es 
ift aber dieſe vermeintliche Analogie um deßwillen ganz unerfindlich, weil 
jene erft genannten Renten und Penſionen auf Feiner freien Webereinfunft 
der dazu verpflichteten Stände beruhten, fondern von der Reichödeputation 
in Gefolge des von ihr gefaßten gemeinfchaftlichen Befchlufles geieglich bes 
flimmt wurden, wobei e& von ihr abhing, diejenigen Anordnungen zu tref- 
fen, welche fie zur Sicherftellung der refpectiven Renteninhaber und Yen- 
fioniften für erforderlich hielt. Das entgegengefeßte Verhältniß trat bei der 
Kurtrierifhen Suftentation ein. Hier wurde nur der gute Wille der Kurs 
fürften in Anfprud genommen, und fo wie diefe Daher unftreitig befugt ge 
weien ſeyn würden, Die Webernahme der Berbindlichleit ganz abzulehnen, 
fo mußte es auch ihrem Gutdünken überlaflen bfeiben, die Art und Weife 
zu beflimmen , wie fie für die Schuld verhaftet feyn wollten. 


Der Kurerzkanzler, welcher nach dem Borfchlage der Miniſter der ver- 
mittelnden Mächte von der Verbindlichkeit, zur Kurtrieriſchen Guitentation 
beizutragen, eremt feyn follke, wünfchte aber felbft nicht davon ausgenom- 
men zu werden. Deßhalb ließ er bei dem Kurfürſtlichen Eollegio die Anzeige 
machen, daß er, fobald er fih in dem Genufle feines eignen Dotationscomp- 
lements befinden werde, zu der Trierifhen Suſtentation zu concurricen be⸗ 
reit fey, daß er die ibm auf das Mheinoctroi angewielenen 350,000 Fl. einſt⸗ 
weilen aus den Einfünften der Nheinzölle beziehen zu koͤnnen hoffe, und 
daß er alsdann in der nämlichen Maße und in dem nämlicheu Verhältniſſe, 
wie ihm diefe 350,000 Fl. eingehen würden, feine Rate von der Kurtrieri- 
ſchen Suftentation quartaliter mit 25,000 $I. abführen laffen werde. 

Das in diefer Erklärung eine Bedingung lag, Tann nicht geläugnet 
werden, und ift auch in den vorliegenden Berbandlungen allerfeits anerkannt 
worden. Eben fo gewiß ift es, daß das Concluſum des Kurfürſtlichen 
Collegiums, ob es gleich unbedingt abgefagt ift, hieran nichts geändert bat, 
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da das gebathte Colleglum In Beziehung auf den Kurerzkanzker, der ſich der 
fraglichen Beittagadflicht ganz zu entziehen berechtigt geweſen feyn würde, 
nicht meht zu acteptiren vermochte, als ihm von jenem öfferirt worden war. 

Der Anwalt des Koͤnigreichs Bayern hat nun in feiner Sage den Sat 
aufgeſtellt, daß, weil jene Bedingung an ein gewiſſes Object, an gewiſſe be- 
flimmte Einfünfte geknüpft aewefen fey, eben dieſes Object ald ausſchließlich 
verpflichtet, oder, was er für gleichbedeutend halt, mit der Berbindlichkeit 
realiter behaftet angefehen werden müfle. 

Es konnte ihm aber hierunter nicht beigepflichtet werden. Bedingungen, 
einer vertragsmäßigen Verpflichtung adjicirt, und hypothekariſche Rechte, zur 
Sicherheit einer ſolchen ertheilt, find an fih durchaus verſchiedenartige Be: 
griffe, und wenn namentlid, jemand unter der Bedingung ſich zu einer Leiftung 
anbeifhig macht, daß er zu dem Beſitze eines gewiffen Objects gelangen 
werde, fo fnüpft er zwar die übernommene Berbindlichkeit dergeltalt an 
Diefes Object, daß Erftere ohne Letzteres nicht gedacht werden Farin, und es 
würde fi in fo weit fagen laflen, daß die Verbindlichkeit auf dem Objecte 
beruht. Allein diefes Beruben bezieht fih einzig auf die Eriftenz der Vers 
bindlichkeit feloft, und begründet ein Verhältniß, das in jedem Falle eintritt, 
mag nun der Berpflichtete dem Berechtigten eın Realrecht auf den nämlichen 
Gegenftand eingeräumt haben, oder nicht. Daß daher daffelbe nicht nothwen⸗ 
Dig mit einer Hypothek verbunden ift, vielmehr um eine ſolche zu conftitui- 
ren, es einer fpeciellen Bertragäbeftimmung bedarf, leuchtet von ſelbſt ein. 

Das Refultat diefer Betrachtungen concentrirt fi in dem Gage, daß, 
nach dem Deputations-Hauptichluffe und den dabei ftattgefundenen Verhand⸗ 
lungen, der Kurerzkanzler ſich zur Concurrenz hinſichtlich der Entrichtung 
der Kurtrieriſchen Suſtentation in ſeiner Eigenſchaft als Kurfürſt des Reichs, 
oder als Regent ſeines Kurſtaats, verpflichtete, jedoch dieſe Verbindlichkeit 
an den Beſitz ſeines Antbeils an der Rheinſchifffahrtsoctroi bedingungsweiſe 
£nüpfte, ohne dem Kurfürſten von Trier ein Realrecht zur Sicherheit feiner 
Forderung auf irgend einen Theil feines Staats oder der davon fallenden 
Revenüen zu ertheilen. 

Es ift auch fpaterhin, und während des Beſtehens des Erzkgnzleriſchen 
Kurſtaats, Fein Ereigniß eingetreten, welches in dieſem urfprünglich begrün- 
deten Berhältniffe eine Veränderung hervorgebracht hat. Bergeblih wird 
fi} von dem Anwalte des Koͤnigreichs Bayern auf das von dem Kurerzkanz ⸗ 
ferifhen Minifter Zreiherrn von Albini, d. d. Regentburg den 28. Mai 
41808 an dad Banquierhbaus Gebrüder Bethmann zu Frankfurt am Main 
erlaſſene, bereitd in Sacto erwähnte, Schreiben bezogen. Daſſelbe entpält 
überall Nicht von einer auf die Rheinoctroigefälle beftellten Hypothek, und 
giebt nur über die Art und Weife Aufichluß, wie der Kurerzkanzler ſich fei- 
ner Berbindlichfeit gegen den Kurfürften von Trier mit Berudfichtigung 
ihrer bedingten Natur zu entledigen gedachte. 

Zwar wird von dem Koͤnigreiche Bayern mit diefem Schreiben der, von 
gewiditdollen Doctoren vorgetragene, gemeintechtliche Satz. daß der Schuld. 
ner, welcher aus einem gemiffen beftimmten Object Zahlung zu leiften ver: 
ſpreche, auf dieſen Gegenftand feinem Gläubiger ein fillfhweigendes Pfand- 
recht verleihe, in Verbindung gefekt. 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 37 


578 Abth. II, Abſch. 3,5.12, A. — Kurfürft 


Wenn man aber auch zugiebt,, daß der in den Worten der C. g. cod. 
quae res pignor., aus welchem Gefege jenes Princiv analogifch abgeleitet 
wird, bezeichnete Fall mit dem, wo jemand aus einer gewiflen Sache Zah: 
fung zu leiften verfpricht,, analog fey, was bei den Worten des Geſetzes: 

»Fide et periculo rerum ad me pertinentium vel per earum 
 »exactionem satisfieri tibi promitto«, 


fehr problematifch erfcheint, fo unterliegt ed doch feinem Zweifel, daß die 
Lehre von dem ftillichweigenden Eonventionalpfandredhte, namentlich Die Frage, 
wie daflelbe errichtet werde, auf den allgemeinen Regeln über den vermuthe⸗ 
ten Conſens beruht, weßhalb in jedem fveciellen Fall unterfucht werden muß, 
ob das Factum, aus welchem der ftillichweigende Conſens hergeleitet wird, 
concludent fey, das heißt, ob fih nad der Individualität deffelben Feine 
andere Abficht, als die, dem Gläubiger ein Pfandrecht zu beftellen, als 
möglich denken laſſe. So Fam es denn auch in substrato darauf an, ob 
die Verfügung des Kurerzkanzlers, wodurd er die Mecevtur der Rhein: 
ortroigefälle als diejenige Caſſe namha c machte und beyuuumte, aus welcher 
die fragliche Suftentationsquote in Zukunft bezahlt werden folle, mit Noth⸗ 
wendigfeit die Abficht vorausfegte, dem Kurfürften von Trier auf die nam- 
lichen Gefälle ein Pfandrecht zu ertbeilen, und in diefer Weife die Schuld 
mit Entlaftung aller übrigen Landestheile zu radiciren. Dieß Täßt ſich nicht 
behaupten. Zum Zwede der Erfüllung der von dem Kımerzkanjler gegen 
den Kurfürften von Trier übernommenen Verbindlichkeit war es in jedem 
Falle nicht zu umgehen, daß derfelbe irgend eine Gafle feines Landes nam- 
baft machte, aus welcher die Zahlung gefchehen folle, und daß er hierzu ge- 
rade die Receptur der Rheinoctroigefalle auserſah, hatte einen fehr natürli 
en Grund in der Beichaffenheit der Bedingung, an welche die Berbind- 
lichkeit gefaüpft war. Diefe Bedingung ging dahin, daß er feine Guften 
tationsquote bezahlen wolle, in fo fern und in wie weit er ju dem Be 
fiße feines Dotationscomplements aus der Rheinoctroi gelangen werde. Der 
Kurerzfanzler glaubte, daß er die auf folhe Weife qualificirte Verbindlich— 
feit nicht beſſer und einfacher erfüllen Fönne, als wenn er die Anordnung 
treffe, daß jedesmal der 35. Theil der wirklich eingehenden Rheinoctroi⸗ 
gefälle zurüdbehalten, und an den Kurfürften von Trier ansgezahlt werde, 
indem dad Quantum feiner Suftentationsrate gerade den 35. Theil feines 
Dotationscomplements ausmachte. Er ließ fich demnach bei diefer Beſtim⸗ 
mung theild duch Verwaltungsrückſichten, theild durch den Wunfc leiten, 
feinem Gläubiger die Weberzeugung und volle Beruhigung zu verfchaffen, 
da die Verbindlichkeit in der bedingten Weife, wie fie gegen ihn eingegan- 
gen war, pünktlich erfüllt werden würde. Es ift daher Plar, daß bei folder 
Borliegenheit ded Sachverhältniſſes ed der Schlußfolge, als babe der Kur 
erzkanzler durch Die mehrerwähnte Verfügung ftillfchweigend eine Hypothek 
errichtet, an aller Notbwendigfeit der Conſequenz gebricht. 


Eins zweite Epoche hinſichtlich ber befragten Suftentationsbeitragspflicht 
beginnt mit der Errichtung des Rheiniſchen Bundes durch den am 12. Zuli 
1806 zwifchen Frankreich und verfchiedenen Ständen des vormaligen Deut- 
fhen Reichs abgeſchloſſenen Staatsvertrag. In diefem war beftimmt, daß 
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der Kurerzkanzler den Titel: Fürſt Primas annehmen und die Stadt Frank 
furt nebft Gebiet in voller Souverainetät und vollem Eigenthum mit feinen 
Staaten vereinigen werde. Zugleich war feftgefeßt,, daß die Rechte, welche 
die Staatöglaubiger und Penfloniften durch den Reichſdeputations = Haupt: 
ſchluß von 1803 erlangt hätten, fodann die Anordnungen des 39. $. in 
Betreff der Rheinſchifffahrtsoctroi auch in Zukunft nach Form und Inhalt 
in Bollzug gelegt werden follten. Da der Kurfürft von Trier hinſichtlich 
feiner Suftentation zu denjenigen Penfioniften gehörte, für welche der 
Reichsdeputations⸗Hauptſchluß von 1803 profpicirt hatte, fo folgt daraus, 
Daß der Fürft Primas zur Entridtung feines Beitrags zu der gedachten 
Suftentation in derſelben Weile verbunden blieb, als er diefe Verbindlich 
feit nach Form und Inhalt übernommen hatte. 


Es fragt ſich daher bloß, ob von dem neuen Regenten fpäterbin Hand- 
lungen vorgenonnnen wurden, melde eine Veränderung in dem urfprünglis 
chen Berpflichtungeverhältnifie bewirkten. Auch dieß ift von dem Königreiche 
Bayern unter Bezugnahme auf einige Urkunden behauptet worden. Hierhin 
gebören : 


a) ein Bericht des Kurtrierifhen Domdechanten Grafen von Keſſelſtadt 
an den Kurfürften von Trier, 8. d. Frankfurt den 21. Januar 1809; 

b) ein Schreiben des Fürſten Primas an den gedachten Grafen von 
Kefieltäät, d. d. Krankfurt den 22. Sanuar 1809 ; 

c) ein Promemoria des Freiherrn von Albini an den Kurfürften vom 
Trier, d. d. Regensburg den 11. Yebruar 1809; 

d) ein Schreiben des Fürſten Primas an den Grafen von Kefielftadt, 
d. d. Frankfurt den 12. Februar 1809. 


Da aber in der Urkunde sub a) der Berichtfteller bloß erzählt, der 
Fürft Primas babe ihm auf feinen Vortrag wegen der befragten Suftentas 
tionsrückſtände geantwortet, die Uebernahme der jährlichen 10,009 Fl. fey 
feiner Seitd auf die Einnahme der Dctroigefälle gegründet, und er habe, 
das Zahr 1807 ausgenommen, noch feine folhe Einnahme gehabt; da 


ad b) der Fürft Primad nur den eingetretenen Zahlungsverzug damit 
entfchuldigte, daß er feine Octroieinnahme nicht vollftändig bezogen, mit 
dem Zufage, daß er den fraglichen Beitrag freiwillig und mit der ausdrück⸗ 
fihen Erk:ärung übernommen habe, daß er die Zahlung nad dem Verhält⸗ 
niß der Octroieinkünfte leiften werde; da alfo von dem Fürſten Primas bloß 
auf die bedingte Natur der Berpflichtung fi bezogen wurde, und aus diefer 
die Beftellung einer Hypothek nicht gefolgert werden Bann; da ganz das 
nãmliche von dem Schreiben ad c) und d) gilt: fo ift es klar, daß alle diefe 
Urkunden den damit beabfichtigten Beweis nicht zu erbringen vermögen. 


Mas nun insbelondere die rechtlichen Folgen betrifft, welche fih an die 
Bereinigung der Stadt Frankfurt mit dem Primatialftaate für die zu ent: 
ſcheidende Streitfrage Pnüpfen, fo fragt es ſich vorerft, ob eine ſolche Der: 
einigung realiter flatt gefunden hat, was in ben vorliegenden Berbandluns 
gen von dem Anwalte der freien Stadt Frankfurt geläugnet worden ift. 
Es hat Letzterer diefe Anficht hauptſächlich auf das von bem Zürften Primas 
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einer gewoͤhnlichen Correſpondenz rechtliche Verhältniſſe, die nicht bereits 
vorſagen, zu begründen, ſondern daß er nur ſeine Anſicht über das Ver⸗ 
haͤltniß der Sache, wie es früherhin beſchaffen geweſen, und wie es ſich der⸗ 
malen geftalte, zu dem Zwecke zu eröffnen gedachte, um ſich hinſichtlich des 
eingetretenen Zahlungsverzugs zu entichuldigen. Wenn daher feine Anfichten, 
in der Art, wie er fie äußerte, dem durch den Reichsfriedens Deputations- 
fhluß von 1803, fo wie nachher die Rheinifhe Bundesacte und den Staats: 
vertrag vom 16. Februar 1810 begründeten Rechtöverhältnifle wicht entfpra- 
chen, fo folgt daraus nur, Daß er fi irrte oder ſich allenfalls unangemef- 
fen ausdrüdte. Daß er in der That fehr weientliche Irrthümer in feinen 
brieflihen Darftellungen nicht immer zu vermeiden wußte, erfieht man un- 
ter Anderm aus feinem Schreiben vom 26. Auguft 1811, deßgleichen aus 
dem vom 29. Januar 1812, in welchen er von der linterftellung ausging, 
daß die von ihm verfchuldet werdende Guftentationsquote gerade fo wie die 
in den 6$. 7. 9. 14. 17. u. flgde. des Reichsdeputations⸗ Hauptichluffes von 
1803 beftimmten Renten, auf feinen Antheil an der Rheinſchifffahrtsoctroi 
geieglich radicirt und durch den mit Frankreich abgeſchloſſenen Staatsvertrag 
auf die Domanen von Zulda und Hanau trandferirt worden fey. Auf die: 
fer irrigen Anficht beruhte das Raifonnement, wodurd er dem Kurfürften 
von Trier die Heberzeugung zu verfchaffen fuchte, daß ihm, dem Großer: 
zoge, noch zur Zeit und fo lange er nicht zu dem Befige der Hanau⸗ 
Fuldaiſchen Domänen gelangt fey, keine Berbindlichfeit obliege, die befragte 
Buftentationsrate fortzubezahlen. 


Die übrigen Schreiben laſſen ſich füglih auf die Bedingung beziehen , 
weiche der Großherzog, nach dem Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſe von 1803 
und den dabei flatigefundenen Berbandlungen, feinem Berfprechen, bei Ent- 
richtung der Sturtrierifhen Snftentation zu concurriren, adjicirt hatte, und 
weile, wie er annahm, aud in Beziehung auf die feinem Dotationscom« 
plemente furrogirten Fürſtenthümer Hanau und Fulda eintreten mußte. 
Ueberhaupt ift hier in Betrachtung zu ziehen, daß es mit Darftellungen, deren 
Zweck nur iſt, ſich wegen Zablungsverzugs zu entichuldigen, in Abficht auf 
die Entwidelung der Motive und die Wahl der Ausdrüde fo genau nicht ge: 
nommen werden kann, ale dieß bei Urkunden der Fall ift, wodurch Rechte 
erft beftellt, oder bereitd begründete modificirt werden follen, da ſich, bei 
Beranlafiungen der erfigenannten Art, der Darftellende der Regel nach haupt: 
ſaͤchlich durch Die Rückſicht des Nüglihen und dem Zwecke Entſprechenden 
leiten läßt, ' wozu in substrato daß Schreiben des Großherzogs vom 
31. 3uli 1812 einen weitern Beleg liefert, da in demfelben gefagt ift, daß für 
die Bezahlung der Kurfürftlihen Penfion geforgt werden folle, fobald der 
Großherzog die Domänen von Fulda und Hanau wieder erhalte, da doch 
der Vertrag mit Frankreich, wodurch der Großherzog diefe Domänen retro- 
cedirt erhielt, ſchon am 28. December 1811 abgefchloffen worden war. 


Vermögen die von dem Stönigreiche Bayern producirten Urkunden den 
damit beabfichtigten Beweis nicht zu erbringen, fo fragt es ſich nur, ob die 
Stadt Frankfurt und das Fürſtenthum Hanau mit dem Großherzogthume 
Srankfurt der That nach vereinigt geweien And, was von dem Kurfürften- 
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thume Heflen und der freien Stadt Frankfurt entweder ganz, oder Doch in 
Abfiht auf die Berbindlichkeit zu den Staatsfchulden beizutragen, in Abrede 
geſtellt worden ift. 


Was die Stadt Frankfurt anbelangt, fo ift es Mar, daß, wenn fie fchon 
einen integrirenden Beftandtbeil des Primatiſchen Staates bildete, dad nams 
liche Verhaͤltniß auch binfichtlich des Großherzogthums Frankfurt eintreten 
müßte. Es geht dieß außerdem, in Anfehung ibrer ſowohl ald des Fürften: 
thums Hanau, aus mehreren organiſchen Berordnungen des Großberzogs 
von Frankfurt mit unzweifelhafter Gemißheit hervor. In dem Organifations- 
patente vom 16. Auguft 1810 ift beftimmt, daß die Beftandtheile des Groß⸗ 
berzogthums Ein Ganzes bildeten, daß die befondern Verfaſſungen der Pro» 
vinzen, Städte und Corporationen aufgehoben feyen, und ein Steuerſyſtem 
für alle Theile des Großberzogsthums gelten folle, daß dieſes in vier De: 
partemente, nämlich Sranffurt, Afchaffenburg, Hanau und Fulda eingetheilt 
werde ıc. IC. 


Sodann wird in dem Budjet der Staatseinnahmen und Ausgaben für 
das Jahr 1811 gefagt, die fämmtlihen Cinnahmen der vier Departemente 
betrügen 2,575,529 51. Zu diefer Summe hätten die gedachten Departemente 
nah dem Berhältniffe beizutragen, welches die dem gegenwärtigen Geſetz 
beigefügte Tabelle angebe. Die ganze obige Einnahme folle zur Dispofttion 
des Großherzoglichen Gouvernements geftellt und zur Beftreitung der Er- 
forderniffe für die verfchietenen Verwaltungszweige wahrend des Jahres 1811 
verwendet werden. Die Staatseinnahme folle vorderfamft zur Bezahlung der 
öffentlihen Schuld und zu den allgemeinen Berwaltungsausgaben dienen, 
nämlich zu Deckung der Schuld 300,000 Fl, für die Civilliſte 350,000 Fl. ꝛc. ıc. 


Die fpatere Verordnung des Großherzogs in Betreff der Staatöfchul: 
ventilgung fteht hiermit nicht im Widerfpruche. Vielmehr wird darin auf 
den Beichluß des Landtags und das erwähnte Budjet, nach welchem aus 
den Staatseinnahmen 300.000 SI. zur Bezahlung der Schulden des 
Großherzogthums verwendet werden follten, Bezug genommen, und wenn 
gleih für jedes Departement eine befondere Schuldentilgungscommiffion 
niedergefeßt werden follte, fo entfcheidet Dieb doch aus dem Grunde Nichts, 
weil jene 300,000 Fl. aus den Einnahmen des ganzen Großherzogthums, 
bauptfächlich den Fond zur Tilgung der Schufden zu bilden beftimmt waren. 


Der Anwalt ded Kurfürftentbums Heſſen hat insbefondere noch einge: 
wendet, daß ed eine erorbitante Folgerung feyn würde, wenn man anneb: 
men wollte, daß eine Provinz, oder ein Randestheil, der früher mit einem 
Staate vereinigt gewefen, welcher gar Feine Gentralfchulden gehabt habe, 
der durch einen Act der Gewalt von diefem abgeriffen und mit einem an- 
dern mit dergleihen Schulden im Webermaß behafteten vereinigt worden 
fey, nunmehr durch dieje Bereinigung ſelbſt ohne fein Zuthun einer uners 
träglichen Bürde unterworfen feyn würde. 


Daß in einem alle, wie der bier bezeichnete, das Schickſal des mit 
dem andern Staate vereinigten Landestheils hart genannt und bedauert 
‚ werden müßte, Bann unbedenklich eingeräumt werben; doch dergleichen Här- 
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ten, die durch die politiſchen Beränderuugen der neuern Zeit fo häufig her⸗ 
beigeführt wurden, vermögen, wie ſich von felbft verftebt, gegen pofltiwe 
Mechtsgrundfäge Nichts‘ zu entfcheiden, und fo werden fie Denn auch gegen 
das Princip, wonach au den allgemeinen Staatslaften alle diejenigen beizu: 
tragen haben, die ſich in dem Staatsverbande befinden, in Feine Betrady 
tung fommen ?önnen. 

Die Refultate aller obigen gefchichtlihen und rechtlichen Momente in 
Beziehung auf die Natur der befragten Verbindlichkeit während der drei 
verfchiedenen Zeitperioden, in welchen fie beftand, vereinigen ih in nachſte⸗ 
henden Sägen. Der Großherzog von Frankfurt hatte fie in feiner frühern 
Eigenſchaft als Regent des Erzkanzleriſchen Kurſtaats übernommen und an 
den Genuß feines Dotationscomplements bedingungsweiſe gefnüpft, jedoch 
ohne Belaſtung ſeines Staats im Ganzen, oder im Einzelnen, mit einem 
Realnerus. Sie ging in gleicher Qualität, als Verpflichtung des Sou⸗ 
verains naͤmlich, auf den Primatialſtaat, fpäterhin auf das Großherzogthum 
$Sranffurt über, und afficirte Legteres feinem ganzen Umfange nad), woraus 
fih als unmittelbare Folge ergiebt, daß die befragten Rückſtääͤnde, da fie 
die nämliche Natur haben müſſen, wie die Verbindlichkeit ſelbſt, als eine 
auf dem Somplerus des genannten Sroßberzogtbums in dem Zeitpunfte fei- 
wer Auflöfung gerubt babende allgemeine Staatsſchuld, oder fogenannte 
Centrallaſt, anzuſehen und zu behandeln, ſonach unter Die gegenwärtigen Bes 
fißer feiner einzelnen Beftandtheile, oder ihre DBertreter, nach dem Berbält- 
niffe ihres Erwerbs zu vertbeilen find. 

Das Sroßherzogthum war zufammengefeßt aus der Stadt Franffurt 
nebft Gebiet, dem Fürftenthume Afchaffenburg, der Grafſchaft Wetzlar, und 
den Fürftenthümern Hanau und Fulda. 


Daß die freie Stadt Frankfurt fi felbft und ihr Gebiet, die Krone 
Bayern das Fürſtenthum Alchaffenburg und den auf fie übergegangenen Theil 
von Zulda, und Kurheſſen das Fürftenthum Hanau zu vertreten babe, lei⸗ 
det einen Zweifel und ift allerfeitö anerkannt. 


Was den Antheil der Krone Preuflen an Fulda betrifft, fo befindet 
fi derſelbe gegenwärtig nicht mehr in ihrem Befige, fondern iſt von ihr. 
an, Kurbefien und resp. daB Großherzogthum Sachen. Weimar abgetreten 
worden. Sie hat ſich jedoch in den vorliegenden Verhandlungen hinſichtlich 
des an das Kurfürftenthum Heſſen cedirten Theils als zu deflen Vertretung 
verpflichtet anerkannt, mobei es fein Bewenden behalten muß. Hinſichtlich 
desjenir ı Theild aber, welcher gegenwärtig von Sachen» Weimar befeflen 
wird, mar dieß nicht der Fall. Vielmehr iſt von der Krone Preuffen bes 
hauptet worden, daß Weimar alle Schulden, die nicht als laufende Ber 
waltungdausgaben aus den Einkünften von Zulda vor feiner Befigzeit hät- 
ten getilgt werden können, übernommen babe, aus welhem Grunde von 
ihr der Antrag geftellt wurde, Weimar zu dem vorliegenden Austrägalver- 
fahren zu adeitiren, eventualiter ihr den Regreß gegen daflelbe vorzubehal: 
ten, Da ber Austraͤgalgerichtshof wegen der Natur ſeiner Eampetenz nicht 
in dem, Galle war, jenem Principalantrage entfarechen zu können, ſonach 
nur nod eine Verfügung auf den eventuellen, weggu des noraubehaltenden 
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Regreſſes, platzgreiflich if; fo mußte dad Königreich Preuflen wenigſten⸗ 
zur einftweiligen Vertretung des an Weimar cedirten Antheild von Fulda 
für verbunden betrachtet werden. 

Yuf den obigen Gründen beruhte das Erkenntniß des Austrägalgerichts- 
bofs hinfichtlih der ad A ausgefprochenen Thefe. 

Da jedody das Stönigreich Bayern, fo wie die freie Stadt Frankfurt, 
die Behauptung aufgeftellt hatten, daß die fragliche Schuld urfprünglich auf dus 
Dotationscomplement des Kurerzkanzlers, mit Ausſchluß aller übrigen Lam 
bestheile deflelben, dinglich radicirt geweien ſey, und dieſes Factum in fe 
fern erheblich erſcheint, ald aus den Acten nirgends ein Grund hervorgeht, 
aus welchem die auf folche Weiſe qualificırte Berbindlichfeit auf andere Lay 
destheile ald die dem Dotationscomplemente ſurrogirten Fürſtenthümer Ha—⸗ 
nau und Fulda übergegangen feyn könnte, fg mußte, nach den Regeln des 
anticipirten Beweifes, dem Stönigreiche Bayern und ber freien Stabi Fran 
furt in Beziehung auf jene factifche, von der Krone Preuffen und dem 
Kurfürſtenthume Heffen in Abrede geftellte, Behauptung beſſerer Beweis 
vorbehalten werden. 

Die von Kurbeflen in eventum entgegengefegten Einreden waren 

a) die der Zahlung 
b) des Staatsvertrags d. d. Eaflel den 14. Mär; 1314, in, specie 
des erften Artikels deſſelben. 


Jene ericheint um deßwillen als ungegründet, weil die fraglihe Abs 
ſchlags zahlung aus irgend. einer Caſſe geſchehen mußte, und wenn- hierzu deu 
Großherzog von Frankfurt die Hanauiſche Domänen Drctesicaffe auderiab, 
in Diefer Verfügung nur eine Berwaltungsmaßregel erblickt werden konn, 
die bei der Beurtbeilung diefer Sache um fo. weniger von Intereffe war, 
als eines Theild die zu jener Zahlung verwendete Summe von 8000 ZI. in 
jedem Falle ihre Beftimmung, zu irgend einem Staatszwecke ausgegeben: zu 
werden, nicht verfehlt haben würde, und andern Theils nicht zu bezweifeln 
ift, Daß auch die übrigen Eaflen zu Berichtigung allgemeiner Verbindlichkei⸗ 
ten Beiträge leiften mußten, eine deßfallſige Rusgleichung zwiſchen den ein⸗ 
seinen Caſſen aber, wie ſchon in ben bei, der Bermittelungscommillion, zu 
Frankfurt Rattgefundenen, Verhandlungen ſehr richtig bemerkt wurde, weden 
dem Sachperhältniſſe anffpreden., noch aus ausführhar ion, ſonderzn au 
unendlichen Verwickelungen führen würde. 

Mas dagegen die @inrede ad.b) betrifft, ſo muß fle zwar, in-fo-weit es ſich 
von demjenigen, Theile dei. fraglihen Guftentatinnsrüditandee bandeit, wels 
her während des. Beſtehens bad Großherzogthums Frankfurt, und bis zum 
Todestage. des. Rurfürften opn Trier, oder vom 16. Februar 1810, an, bik 
zum 27. Juli 4812, aufgewachſen ift, ebenfalls für ungegründet gehalten 
werden, da der Artifel L. jenes Staatsvertrags verfügt, 

dag alle altern vor der Stiftung des Graßher zogthum« 
Frankfurt vorhanden geweienen Schulden demjenigen Theile deſſeb 
ben zur Laſt fielen, quf meichem, ſie früharhin geruht haͤtten, 
der Theil, des Rückſtands aber, welcher mährend des Beſtehens des Große 
herzogthums fällig wurde, als eine neue Schuld erſcheint, indant: die in die⸗ 
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fer Periode darauf geleifteten Zahlungen vor Allem auf die altern Rück⸗ 
ftände abgerechnet werden mußten. 

Es fällt inzwifchen ein, wenn fhon nur geringer, Theil des unbezahlt 
gebliebenen Rückſtands in die Zeit des Primatialſtaats und in fo weit ban- 
delt es fi bier von einer ältern, ſchon vor Errichtung des Großherzog- 
thums vorbanden geweienen Schuld. 

Die Entſcheidung über die Erbeblichkeit der Einrede binfichtlih dieſes 
Theils der Schuld hängt von der Beantwortung der Frage ab, wie Der 
Srtifel I. jenes Staatsvertrag zu verfteben fey; ob er von allen ältern 
Staatsſchulden ohne Ausnahme, oder nur von foldhen fpriht, melde auf 
gewiflen Landestheilen des Großherzogsthums vor defien Errichtung im firen- 
gern Sinne ded Wortes radicirt waren ? 

Erftered muß, den Worten des genannten Artikels und den übrigen 
Beftimmungen ded Vertrags zufolge, für die richtige Auslegung gehalten 
werden. 

Sener drückt ſich generell aus, da er alle, vor ter Stiftung des 
Großherzogthums vorhanden geweienen Schulden demjenigen Theile zus 
weißt, auf welchem fie früher rubten. Der Auddrud: »Ruhten« fließt 
den Charakter einer allgemeinen Staatsſchuld um defmillen nicht aus, weil 
er die Eoncurrenz eines dinglihen Nerus nicht mit Nothwendigkeit voraus: 
ſetzt. 

Beachtet man das hinſichtlich des fraglichen Suſtentationsbeitrags ur⸗ 
ſprünglich vorgelegene Verhältniß, wonach der Kurerzkanzleriſche und ſpäter 
der Primatialſtaat von dieſer Schuld afficirt wurden, weil fie Verpftich⸗ 
tung ihres Regenten als ſolchen war, fo wird im Allgemeinen wohl geſagt 
werden Fönnen, daß fle auf den nämlichen Staaten, wenn fchon nicht 
realiter, gerubt babe, gerade fo wie die Centrallaſten des Großherzogthums 
Frankfurt auf diefem Staate hafteten, und, weil diefed der Fall ift, von 
den dermaligen Befigern deffelben nach dem Verhältniſſe der Revenüen unter 
ſich vertheilt werden. 


Aus dem ganzen Bertrage leuchtet deutlich die Abſicht hervor, DaB das 
Fürſtenthum Hanau nur zu denjenigen Schulden beitragen folle, die ent» 
weder fchon früher, das beißt, vor feiner Bereinigung mit dem Großberzog- 
thume Frankfurt, auf ibm hafteten, oder die während der Dauer diefes 
Staats entweder zu feinem SBortheil, oder für einen allgemeinen, das 
ganze Großherzogthum betreffenden Zweck contrahirt worden waren. 


Deßwegen wird ein Unterfchied zwifchen alten und neuen Schulden 
gemacht, und binfichtfich der Legtern weiter zwilchen folhen, die den Vor⸗ 
theil Eines Landestheils, und denjenigen, die den Nutzen des ganzen Staats 
bezweckt hätten, diftinguirt. Die alten werden, in fo weit es nicht Hanaui⸗ 
fche waren, ohne Unterfchied den übrigen betreffenden Randestheilen zuge: 
wiefen, und dieß aus dem Grunde, welcher aus der Hebereinfunft felbft (den 
Artikeln II. II. und IV.) erbellet, weil fie nämlich weder zum Ruben von 
Hanau, noch auch zu Erreichung eines allgemeinen Staatszwecks — da da: 
mals das gedachte Fürftenthum noch Beinen Theil des Staats ausmachte — 
eingegangen worden waren. 
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Deßwegen fonnte nah dem Wortfinne des Bertrags tab Kur- 
fürſtenthum Heſſen für denjenigen Theil der fraglichen Rückſtände, deren 
Entftehung in die Periode des Primatifhen Staats fallt, nicht für bethei- 
ligt gehalten werden. 

Da jedoch die Kronen Preuſſen und Bayern behauptet haben, daß der 
Artifel L des Vertrags nad der Abficht der beiderfeitigen Contra 
benten nur von folhen Schulden zu verſtehen fey, welche auf gewiſſen 
Landestheilen des Großherzogthums Frankfurt vor deſſen Bildung, im firen- 
gern Sinne des Worts, radicirt waren, fo müßte den genannten Betheilig- 
ten die Begründung diefer Behauptung im Wege des Gegenbeweiles vor: 
behalten bleiben, fo wie es denn auch rüdfichtlich des Thatumftanded, ob 
der fraglidhen Uebereinkunft die Ratification der hohen verbündeten Mächte 
zu Theil geworden ift, da dieſes weder von den übrigen Betheiligten ein- 
geräumt wird, noch fonften ex actis hervorgeht, Fein Bedenken haben konnte, 
dad Kurfürftentbum Heflen zum Beweiſe für verpflichtet zu erklären. 

Ad C) des Erkenntniffes hatte der Princivalantrag der Kronen Preuffen 
und Bayern, das Kaiferthbum Oefterreih und resp. das Großberzogthum 
Sachſen⸗Weimar zu dem vorliegenden Austrägalverfahren zu abcitiren, durch 
die Verfügung des Austrägalgerichtöhofd vom 14. Januar 1825, in Folge 
deren die Klagen den Bundestagägefandten von Defterreih und Sachſen⸗ 
Beimar auf diplomatifhem Wege und bloß zu dem Zwede, um Namens 
ihrer refpectiven Gouvernements Kenntniß davon zu nehmen, mitgetheilt 
wurden, feine Griedigung gefunden. Dem eventuellen, auf Borbebaltung 
des Regreſſes gegen Defterreich und Sachen - Weimar gerichteten, Antrage 
zu entfprechen, Tonnte um fo weniger Bedenfen haben, als biefer Regreß 
auch ohne richterlichen Vorbehalt ven Kronen Preuſſen und Bayern jederzeit 
freifteht, fo wie es ihnen überlaflen it, denfelben auf jedem Bew, den fie 
für geeignet halten, geltend zu machen. 

Bas fchlieglich die Koften anlangt, fo mußte deren Gompenfation, da 
bier feinem der Betheiligten eine temeritas in litigando zur Laſt liegt, um 
fo mehr eintreten, als fie ſelbſt nach der firengern Theorie einiger neuern 
Rechtslehrer, da die Entiheidung zum Theil von fremden factis abhing, 
und den Anträgen von Feiner der Parteien unbedingt entfpricht, nicht zu 
umgeben gemweien feun würde. 


Darmftadt, den 19. Mai 1826. 
Das Oberappellationsgericht des Großberzogthums 
Heffen, als Austrägalgerichtehof. 


(L. S) Arndts, Prafident. 
vdt. Susch. 
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Im Namen und aus Auftrag ded Durchlauchtig⸗ 
ften Deutfchen Bundes, wird von dem Oberapp. Gerichte 
des Grßhzgth. Heffen, als erwähltem Austraͤgalgerichtshofe in 
der Streitſache zwiſchen dem Königreiche Preuſſen, dem Königs 
reihe Bayern, dem Kurfürſtenthume Heſſen und der freien Stadt 
Frankfurt, eine Forderung der Teſtamentsexekuteren des letztver⸗ 
ftorbenen Kurfürften von Trier betreffend, nach Anfidyt des Ers 
Penntuiffes dieſes Austrägafgerichtehof® vom 19. Mai laufenden 
Jahres und nachdem von dem Königreiche Bayern, dem Kurs 
fürftenthume. Heffen und der freien Stadt Frankfurt auf die ihnen 
darin auferlegten und. resp. nachgelaſſenen Beweiſe Verzicht ges 
leiftet worden ift, auf erſtattete Vorträge, hiemmit. fernerweit Durdy 

Urtheif 


zu Recht erfanmmt: 

Daß nunmehr, in Gefolge biefer Wersichtleiflungen, Das 

gedachte Erkenntniß zu purificiren, fomit die darin sub A 

extheilte Beſtimmung, dahin geheud: 
„daß bie Verbindlichkeit zur Berichtigung ber fraglichen 
Suftentationdrüchtände des letztverſtorbenen Kurfüeften 
von Trier, in der Summe von fünf und zwanzig taus 
fenb acht Hundert und vier Gulden neunzehn Kreuzer, 
für eine, auf dem Gefämmtumfange bed vormaligen 
Großherzogthums Frankfurt, in dem, Zeitpunfte feiner 
Aufloſung geracht habende, allgemeine Staatsſchuld, ober 
fo genannte Gentrallaft, zu erklaren, biefelbe daher von 
denjenigen Bundeögliedern „ welche an dem gegenwärtigen 
Austrägalverfahren Theil genommen haben, nad, dem 
Berhäftniffe der auf fie. übergegangenen Beſtandtheile 
diefſes Großherzogthums, namentlich von der Krone: 
Preuflen: wegen Wetzlar und ſeines durch die Wiener 
Gongreßafte an es übergegangenen Antheild von Fulda, 
von der Krone Bayern wegen Afchaffenburg und bes 
auf fie übergegangenen. Theild von Fulda, von dem 
Kurfürftentyume Heſſen wegen Hanau, und von ber 
freien Stadt Frankfurt wegen ihrer felbft und ihres Ges 
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biets, mit Anwendung des für die Vertheilung ber 
Centrallaſten des Großherzogthums Frankfurt überein⸗ 
gekommenen, oder, wenn deßfalls Conteſtationen ent⸗ 
ſtehen ſollten, austrägalrichterlich zu beftimmenden Maß⸗ 
ſtabs, durch Bezahlung der fraglichen Rückſtandsſumme 
zur Erfüllung zu bringen⸗, 
ohne Vorbehalt als verbindliche Norm für die genannten 
Betheiligten feftzufeßen fey. 
Darmftadt, den 28. November 1826. 
Das Dberappellationsgericht bed Großherzog 
thums Heffen, als Austrägalgerichtshof. 
(L. S.) Arndte, Präfident. 
vdt. Bufch. 
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Bitte 
des ehemaligen Kheinzollschreibers zu ®berlahnstein, GHofgerichtsraths 
Beisler, für sich und mehrere Aheinzollpensionisten, um Auszahlung 
rückständiger, reichsechlufsmäfsiger Pensionen. 





Im Sahre 1817 erftattete der Königl. Würtembergifche Gefandte, 
Sess. XLIV. $. 360. S. 703. Bortrag über diefe unter Ziff. 222. 
des Einreichungeprotofolld eingegangene Reclamation, deren we⸗ 
fentlicher Inhalt folgender ift: 

» Der Bittiteller, Hofgerichtsrath Beisler, ehemals Zollfchrei- 
ber zu Oberlahnftein, fey von der Naſſau⸗Uſingiſchen Regierung, 
an weldje er fich bei Aufhebung der Nheinzölle, und in Gemäß- 
heit der S$. XXXIX. und LIX. des Reichsdeputationd-Hauptfchluf- 
ſes, um den Fortgenuß feines Gehalted gewandt habe, an den 
Kurerzkanzler, von biefem aber an Erftere zurüdgewiefen worden, 
bie Legterer ihm aus feiner Privatlaffe einen Gnadengehalt aus⸗ 
gefest habe, welchen er auch bi8 zum Sahre 1810, wo die Oc⸗ 
troi > Einfünfte an Frankreich abgetreten wurden, bezogen habe. 
Bon diefem Zeitpunfte an, bis 1814 brodlos, fey ihm in dieſem 
Sahre von dem General-Commifläar für die Octroi-Gefälle fein 
Gehalt auf die Kaffe von Mainz angewiefen, und auch bie zum 
legten Juni 1816 bezahlt worden, wo bie Orßhzgl. Hefliiche 
Regierung bei Befignahme der Octroi⸗Kaſſe alle Zahlungen die⸗ 
fer Art eingeftellt habe. 

» Alle feine hierauf bei den General-Gommiffär der Gentrals 
Commiſſion in Mainz, und bei Naſſau gemachten NReclamationen 
fegen ohne Erfolg geblieben, bis endlich feine lebte Vorftellung 
unterm 9. Mai d. J. dem Grßhzgl. Hefiifchen Commiſſaͤr, zur 
Unterftägimg bei feinem Hofe, mitgetheilt worden, worauf bie 
jegt noch feine Entfchließung erfolgt fey. Reclamant bitte daher 
die 8. V. um die doppelte Verfügung: 

1) daß ihm fein jährlicher Gehalt mit 1758 Gulden 12 kr., 

von der Hälfte des Jahres 1805 an, ald dem Zeitpunkte 
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der Aufhebung der Rheinzölle, bis zum 1. Sanuar 1814 
ausbezahlt werde; 

2) daß der feit dem 1. Juli 1816 geftörte Beſitz dieſes Pens 

fionsbezugd aus der DetroisKaffe wieder hergeitellt werde.“ 

Auf Antrag des Referenten ward hierauf S. 704. befchloffen: 

„Es feyen die Sroßherzoglich-Heflifche und Herzoglich⸗Naſ⸗ 

fauifche Gefandten zu erfuchen, ihre höchften Höfe um ges 

neigte Erklärung über die hier einfchlagenden Berhältniffe 

zu veranlaflen, und diefe der Bundesverfammlung bald» 
thunlichft mitzutheilen. « 

In dem zunächit hierüber von dem Grßhzgl. Badiſchen Ge 

fandten i. 3. 1819, Sess. XVIIL $. 96. ©. 264., auf Veran⸗ 

laffung einer Gefuche-Ernenerung Abfeiten ded Reclamanten, ers 


1817, 


ftatteten Vortrage ift befonders erwähnt, daß der Grßhzgl. Heſ⸗ 


fifche Benollmächtigte bei der Rheinfchifffahrts- Commiffion zu 
Mainz erklärt habe, Ci. 3. 1817, Einreichungs⸗Prot. Ziff. 238.) 
feine Regierung erachtete ſich während der proviforifchen Admini⸗ 
ftration des Nheinfchifffahrts-Detroi, und fo lange die Gentral- 
Commiſſion feinen Beſchluß über die zu zahlenden Penſionen 
werde gefaßt haben, nicht für verbunden, dem Bittfteler die ihm 
bloß willführlich auf die Kaffe des Erhebungs-Amtd Mainz vers 
willigte Penfion auszuzahlen, fie habe jedoch, aus NRüdficht für 
die ftatt gehabte Verwendung und die Dürftigkeit des Bittſtellers, 
den Befehl ertheilt, daß ihm, als eine augenblidliche Unterſtützung 
md auf Abrechnung, die Hälfte feiner Penfion ausbezahlt werde. 
Referent bemerkt dabei, e& fcheine auffallend, daß Reclamant 
i. 5. 1814 von der proviforifchen Gentral-Adminiftration auf die 
RheinoctroisKaffe übernommen worden fey, auf die er eben fo wes 
nig irgend einen Altern Anfpruch zu machen habe, ald ihm durch 
die Rheinſchifffahrts⸗Akte (ſ. Art. XXX. und Fortf) von Wien im 
Sahre 1815 ein neued Anſpruchsrecht auf biefelbe erwachſen fey. 
Da jedoch dad Gefuc des Reclamanten, dem Art. XV. der 3, 
A. zu Folge CS. 59. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes v. I. 
1803) fich zur Eognition der B. V. eigne, aber der frühere Bun⸗ 
beöbefchluß vom 17. Suli 1817 nod, vhne Erfolg geblieben, fo 
beantrage er Folgendes, was auch ebendafelbit S. 265. zum Bes 
fchluß erhoben warb: 
„Daß die Herzoglich: Naſſauiſche Gefandtichaft erfucht 
werde, bie Erflärung der Herzoglichen Regierung wegen rüd- 
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ſtaͤndiger Pernifiot des Reclamanten vom Jahre 1805 an, 
bis zum 1. Samıar 1814, innerhalb einer Frift von ſechs 
Wochen, gefaͤlligſt beizubringen; 

hinſichtlich der Fortbezahlung der i. J. 1814 auf die 
Rheinoctroi⸗Kaſſe übernommenen Penſion des Reclamanten 
hingegen, waͤren, unter Verdankung der von der Groß⸗ 
herzoglich⸗Heſſiſchen Regierung ſeit dem 1. Inli 1816 auf 
Abrechnung geleiſteten Vorſchüſſe, die betreffenden &e- 
fandten derjenigen Staaten, welche Mitbeſitzer ded Rheins 
uferd feyen, zu erfuchen, in Gemäßheit ded Art. XXX. 
ber Wiener NRheinfchifffahrtsatte v. 3. 1815, die Befol 
dimgsverhältniffe des Bittſtellers vom 1. Suli 1816 an, 
fo wie für die Kolge auszugleichen. « 


Die verlangte Hzgl. Naflauifche Erflärung erfolgte Sess. XX- 
8.112. &. 345. u. flgde.,, worin nach einer hiftorifchen Darftellung, 
mit befonderer Berückſichtigung der Art. XXVIIL und XXX. der 
Wiener NRheinichifffahrtsafte, die Nothwendigkeit der Unterſchei⸗ 
dung der laufenden Nheinzollpenfionen von den Altern Rüditän- 
den derfelben vor 1814 aufgeftellt wird. „Was daher,“ fo fährt 
die obige Erflärung fort, 

„1) die laufenden Penfionen der alten Rheinzollpenfionaire, 
und die des Beisler insbeſondere, betreffe, fo ſey es außer 
Zweifel, daß diefelben in Gemäßheit der Wiener Aheinfchifffahrtes 
alte von fümmtlichen Uferfinaten gemeinfchaftlic, nach Verhaͤltniß 
ihrer Einnahme getragen werben müßten.“ 


»Diefen, von der Verwaltung der allirten Mächte angenom⸗ 
menen und anerfannten Grunbfaß, habe auch die Gentral> Rheih- 
ſchifffahrts⸗Commiſſion adoptirt, nur habe diefelbe in Anfehung 
des Zahlungsmodus bis zur definitiven Nepartition biefer Penfionen 


den status quo forfbeftehen Iaffen. — Die Rheinſchifffahrts⸗Com⸗ 


miffton habe wegen Auszahlung ber Taufenden Penfionen Beislers 
ihre Verwendung unter bem 18. September 1818 bei dem Grßhzgl. 
Heffifchen Gonvernement ” eintreten Taflen, (S. Brot. Nro. 29. 
&.367.) auf welche in der Sitzung vom 6. November 1818 eine 
Grßhzgl. Heſſiſche, den Gegenſtand in Beziehung auf die lau⸗ 
fenden Penfionen vollſtaändig erledigende Erflärung erfolgt ſey. 
(G. Prot. Nio. 30. S. 368.) Es gehe hieraus hervor, daß dieſe, 
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dad Grßhzgl. Heſſiſche Gouvernement allein betreffende Befchwerbe ı 21». 
bereitö bei der Central⸗Rheinſchifffahrts⸗ Commiſſion ihre Erledi⸗ 
gung gefunden habe. 


Es fey fchlichlidh eine den angenommenen Grundfägen zus’ 
wider laufende Benachteiligung des Berechtigten, wenn das 
Grßhzgth. Heffen vorläufig nur einen Theil der Penfion bed Res 
clamanten habe auszahlen laſſen, da es allein bie Borlage ber 
ganzen Penfton zu machen gehabt habe, ohne andere Uferfinaten, 
Dabei in Anfpruch zu nehmen, wie dieß auch von Naſſan in Alm 
lichen Fällen gefchehen fey. . 

2) Hinfichtlich der Nücktinde von Rheinzollpenſionen vor 
1814, welche von ber Gentral-Rheinfchifffahrte-Gommiflion bereits 
auf den Betrag von 238,000 Fr. angefchlagen worden, mülffe 
von fämmtlichen bei diefem Gegenftand intereffirten Rheinufer 
ftaaten eine Entfchließung gefaßt werben, nicht aber von einem 
einzelnen, und daher auch der competenten Entſcheidung ber Gen» 
tral-Rheinichifffahrte-Sommiffion vor der Hand überlaffen bleiben. 

Noch in demfelben Jahre, Sess. XXVI. $. 161. ©. 481. 
gab Grßhzgth. Heflen Folgendes zu Protokoll: 

«Man habe dieffeits, wie auch ſchon der Nheinfchifffahrte- 
Gentral-Eommiflion zu Mainz eröffnet worden, die in 1758 fl. 
18 kr. beſtehende jährliche Penſion des Rerlamanten vom 1. No⸗ 
vember 1816 an, auf die Rheinoctroikaſſe zu Mainz zur regels 
mäßigen halbjaͤhrigen Zahlung angewieſen, und werde biefe Zahs 
lung auch bis zu erfolgender definitiven Bertheilung der Rhein⸗ 
octroi⸗Einkunfte und ber darauf haftenden Laften fort leiſten Laffen. 
Was die Zahlung der bis zum Jahre 1814 rüdftindigen Penſio⸗ 
nen der vormaligen Rheinzollbeamten betreffe, fo fey folche ders 
malen ein Gegenftand ber Berathung der Rheinfchifffahrts » Gens 
trals Eommiffion. 

Im Sahre 1822 erftattete, Sess. XVI. 6. 140. ©. 411. der 1022, 
Kurfürftt. Heſſiſche Gefandte einen weitern Vortrag über eine 
neue Eingabe (Rro. 74. d. Einr. Prot. v. I. 1821) deffelben 
Reclamanten für ſich md Andere, um Auszahlung rüdftändiger 
Penſionen, mit der Bitte: 

„Die hohe Bunbesverfammlung möge, nadı Maßgabe 
bed Urt. XXX. ber W. Schl. Alte, zwifchen dem Herzogs 
lichen Hauſe Naffau und ben übrigen Penner gten Regie 


Leonhardi, über Austragalverfahren. 


1822, 


192%, 
x 


594 


Abth. II, Abſch. 3, $. 12, A. — Beisler 


rungen eine gütliche Ausgleichung wegen diefer Penſions⸗ 
rüdftande einleiten, im‘ alle aber, daß dieſes ohne Erfolg 
bliebe, und die betreffenden Bundesftaaten fich auch nicht 
über ein Compromiß vereinigen würben, die rechtliche Ents 
fheidung durch ein Austrägalgericht veranlaffen, und resp. 
die vom Deutfchen Bunde hierin übernommene Garantie 
in Wirkſamkeit treten laſſen. 


Der Neferent äußerte fich hierüber in feinem Gutachten im 


Weſentlichen dahin: (S. auch Prot. Nro. 18. ©. 421.) daß Die 
B. V. in diefer Angelegenheit competent fey, und ber im Art. XXX. 
der W. Schl. Alte vorgefehene Fall vorliege, er demgemäß hier: 


auf dad Folgende beantrage, was auch, nachdem noch zuvor in 


den Gefandten von K. Sachſen, Hannover und Würtemberg ) 


ein Vermittelungs⸗Ausſchuß erwählt worden war, ebenbafelbft 
©. 412. zum Beſchluß erhoben ward, nähmlidh: 
„1) daß die drei genannten Gefandten beauftragt würden, 


um in Gemäßheit ded Art. XXX. der W. Sc. Akte 
einen Berfuch zu machen, im Wege der Güte die Webers 
nahme jener Penfionsrüdftände zu erwirfen; daher 


»2) die verfchiedenen betheiligten Bundesftaaten, nähmlich: 


a) Naſſau, ald Territorialherr, 

b) Preuffen, Bayern, Kurheffen, Weimar und die freie 
Stadt Frankfurt, ald Theilhaber an dem vormaligen 
Großherzogthume Frankfurt, dann 

c) Preuſſen, Bayern, Baden, Großherzogthum Heffen 
und Naffau, ald dermalige Rheinuferſtaaten, 

erfucht würden, ihre Gefandtfchaften mit den erforderlichen 
Vollmachten und Weifungen zu verfehen, damit, wo mög- 
(ich, in dieſer fehr verwidelten Sache ein gleiches Einver⸗ 
ſtaͤndniß zu Stande gebradjt würde. « 


Sn demfelben Jahre gab noch Preuffen, Sess. XVIII. $. 155. 


S. A77. eine Erklaͤrung des wefentlichen Inhalts ab: 


„daß diefe Sache nad, dermaliger Lage, zu einer Bers 


handlung nad) Maßgabe ded Art. XXX. der W. Schl. A. noch 


*) An bie Gtelle des Königl, Würtembergifchen Gefanbten wurde i. 3.1824, 
Sess. I. $. 7. S. 13. der Gefandte der 15ten Stimme erwäßlt. 
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nicht geeignet, daher eine Abänderung oder Modiftcation bed ısz2e, 
in der XVI. Sitzung d. 3. gefaßten Befchluffes dahin erforbers 
lich ſey, daß diejenigen Regierungen, die fich überall noch nicht 
erflärt hätten, deren dennoch unter den in Anfpruch kommenden 
gedacht würde, zuvörderſt noch im B. T. Protofolle einzeln ihre 
allgemeine Anficht über den Gegenftand zu dem Zwede eröffnen 
möchten, um auf diefe Weife noch zu einem mehr vorbereiteten 
und befjer zu überfehenden Material der Sache zu gelangen, und 
erft demnächft, und je nachdem fich fodanı der Gegenftand wirk⸗ 
lich tele, in Hinficht auf den Art. XXX. der W. Schl. A. das 
weiter Erforderliche zu befchließen und anzuordnen. 

„Wenn man fi) nun daher Preuflifcher Seit mit der 
Abgabe der Erklärung an die einmal ernannte Commiflion auch 
einverftanden erkläre, fo fünne man doch diefe Gommiffion nur 
als eine Prüfungs oder Vorbereitungs⸗Commiſſion betrachten, und 
ed würde damit in feiner Art ein Anerfenntniß verbunden feyn, 
daß die flreitenden Theile in dieſer ftatt gehabten Aufzählung und 
Anordnung zu jegiger unmittelbarer Einleitung eined Vergleichs⸗ 
verfahrend wirklich conftatirt ſeyen. Noch weniger werde fich mit 
Abgabe einer, an die Commiſſi on gebrachten, vorläufigen Erklärung 
eine formliche Bevollmächtigung in der hier verftandenen Art ımb 
Hindeutung dermalen verbinden laflen. «*) 

Hierauf wurde ©. 479. von Seiten der B. V. in Erwägung 
gezogen, daß durch den (1822, Sess. XVL $. 140.) anzuftellenden 
Berfuch einer gütlichen Audgleichung dieſer Angelegenheit, feiner 
der betheiligten Regierungen ein Präjudiz, weder in Hinficht ber 
Gompetenz diefer hohen Verfammlung, noch der Anwendung der 
etwa hier einfchlagenden, gefeßlichen Beſtimmungen erwachſe, und 
dieſe Erflärung felbft ward an die Commiſſion abgegeben. 

In demfelben Sahre erklärte noch:Sess. XXIL $. 174. ©.877. 1022, 
der Grßhzgl. und Hzgl. Sächſiſche Gefandte für Sachſen⸗Weimar, 
daß Se. K. H. der Großherzog um fo weniger den bei diefer 
Sache betheiligten Bunbeögliebern beigezählt werden fünnten, ba 
Höchftihnen erft i. 3. 1815 ein Theil des aufgelöften Grßhzgth. 
Frankfurt zu Theil geworden ſey. 

Sm folgenden Jahre gab Baden, Sess. IX. $. 65. ©. 119. 1025. 
nebft einer ausführlichen, der Vermittelungs⸗Commiſſion über 


”) Vgl. hierüber Prof. von 1824, ©, 249.—250. 
38 * 





1823, 


1824, 
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gebenen Darftellung, eine Erklärung ab des Inhalte: „daß es 
an den durch Bundesbefchluß vom 16. Mai 1822 eingeleiteten 
Verhandlungen feinen Theil nehmen fünne, und, mit einftweiliger 
Umgehmg aller Rechtögründe, biefe Weigerung auf den Umftanb 
flüge, daß die Grßhzgl. Regierung zu feiner Zeit alle bie zum 
1. December 1802 auf ihrem Rheinufer angeftellt geweſenen und 
unverforgt gebliebenen alten Rheinzollbeamten, ſowohl die ehemals 
privativo Babifchen, ald die Nheinpfälziichen übernommen, unb 
mithin, fogar in ber Borausfegung, daß ed ald Rheinuferſtaat 
mit Recht in Anfprud) genommen werden fünne, Alles geleiftet, 
wozu ed nur jemald angehalten werben fünne.« *) 


Sowohl über die hier berührten Erflärungen, ald über ans 
bere, an die Commiſſion direct abgegebene, erftattete der Gefandte 
der 15ten Stimme, Namens der erwählten Vermittelungs⸗Com⸗ 
miflion, i. 3. 1824, Sess. XIV. $. 96. ©, 238, (S. auch Prot. 
Nro. 8. ©. 249. u, flgde,) einen ausführlichen Vortrag, worin 
es heißt: 

„Mit Ausnahme Bayerns hätten fammtliche benannte Staaten 
ihre Anfichten über Die Sache näher dargelegt und entwickelt, und 
wenn auch nicht Alle jegliche Teilnahme an dem beabfichtigten 
gütlichen Verfahren ausdruͤcklich abgelehnt, fo hätte body jede der 
hohen Regierungen Gründe angeführt, weßhalb fie fich einer Con⸗ 
eurrenz zu den reclamirten Rüdftänden überhoben erachteten. 

„Es ſey nicht abzufehen, wie unter diefen Umftänden ein güts 
liches Einverftändniß wegen Uebernahme der Rüdftänbe zu Stande 
zu bringen. ine nähere Erörterung umd Abwägung ber ans 
geführten Grände dürfe der Commiſſion wohl nicht zuftehen, und 
fie müffe um fo mehr Bedenken tragen, in der Sache weiter 
vorzufchreiten, da ihre Competenz ald Bermittelungs sCommiffion 
beftritten, und von mehreren Seiten eine Theilnahme an dem bes 


abſichtigten gütlichen Verfahren ausdrücklich abgelehnt worden fey. 


„Die Commiflion glaube daher (S.249.), ſich darauf beſchraͤn⸗ 
fen zu müflen, über den Inhalt der eingegangenen Erfläruns 
gen Vortrag zu erftatten. Sie ftelle hoher B. V. weitere Ents 
ſcheidung anheim, auch darüber, ob, in Erwägung, daß nach den 
Bisherigen Verhandlungen ein Einverftinbniß nicht zu erzielen, 


*) Bol. Sep. Prot. v. 182%, ©, 254, 
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bie Commiſſion ihr Geſchaͤft ald beendigt anzufehen habe, mithin 1024. 
eine Austrägal= Entfcheidung nunmehr einzuleiten fey.«- *) 


Die B. V. befchloß, hierüber am 8. Juli abftimmen zu 
wollen, wobei Baden, ©. 236. unter Bezugnahme anf feine Ers 
färung ($. 65. de 1823.) bemerfte, daß es nicht zu rechtfertigen 
ſeyn mwürbe, zu den Betheiligten ein Bundeöglied zu rechnen, das 
von feiner Seite in Anſpruch genommen worden fey. Diefer auf 
den 8. Juli anberaumte Termin ward jedoch, auf Beranlaffung 
einer von der Königl. Preuſſiſchen Gefandtichaft vertraulich mitge- 
theilten Abftimmung, bie zur eriten Sigung nach den Ferien, am 
20. Januar 1825 ausgeſetzt. Prot. Sess. XIX. $. 117. ©. 299. 


Die fehr ausführlichen Abftimmungen erfolgten i. 3. 1825, 1025. 
2ted Sep. Brot. S. 11—26. ad Sess. I. $. 3. ©. 3. in benen 
Anfichten für und wider die verfaflungsmäßige Competenz, fo 
wie die Anwendung des Art. XXX. vorgebradyt werben, und 
auch die Frage berührt ift: ob die Negulirung der mit gemeins 
fchaftlicher Benutzung des Rheinſtroms verfnüpften Rechte und 
Pflichten ſammtlicher dermaligen Rheinuferſtaaten, eine Europäifche, 
und aljo dem Deutfchen Bunde als folchem fremde Angelegen⸗ 
heit fey? 

Der Badifche Gefandte verlieft, Sess. VII. S. 60”. eine 
abermalige Erklärung in diefer Sache, und Präfidium legt, Sess. XX. 
Nro. 3. S. 316. emen Entwurf zu einem Befchluffe vor, wel 
cher per majora angenommen warb. Der Beichluß ſelbſt heißr: 


„Da in der Reclamationgfache des Hofgerichtsraths 
Beisler und Gonforten, wegen geforberter Bezahlung rüds 
ftändiger Rheinzoflpenfionen, der auf den Grund bed Ar; 
titeld XXX. der W. Schl. Alte von der Bundesverfanms 
Img am 13. Mai 1822 befchloffene Verfuch der Güte zu 
einem Einverftändniffe nicht geführt hat, mithin nunmehr 
zwifchen den, theild von den Reclamanten, theild von ans 
dern Staaten als betheifigt bezeichneten Bundesſtaaten, 


*), Der VBollftändigkeit halber erwähnen wir hier, daß die Sommiflion, zur 
Rechtfertigung ihres Antrags und Vortrags in dieſer Sache, im Juli 1824, 
Sess. XIV. noch ein umfaflendes expose bei den Bundestagsgefandtidaften 
in Zirkel fegte, das jebodh nur als Manuſcript vorhanden ift. 
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namentlich; Naffau, als Territorialherr, Preufien, Bayern, 
” —  Kurheffen, Weimar und die freie Stadt Frankfurt, als 
Theilhaber an dem vormaligen Großberzogthume Frank: 
furt, und 
„Preuſſen, Bayern, Baden, Großberzogthum Heſſen 
und Naſſau, ald bdermalige Deutiche Rheinuferſtaaten, 
die rechtliche Entfcheidung der ftreitigen Vorfrage, wen von 
ihnen Die Forderung angehe, und gegen wen alfo die Re; 
clamanten ihren Anfpruch zu richten haben? durch eine Aus⸗ 
trägal-Inftanz zu veranlaffen ift, infofern nicht die höchften 
und hohen Regierungen obiger Bundesftaaten fic noch über 
ein Compromiß vereinigen; fo find diefe höchſten und hohen 
Regierungen zu erfuchen, baß fie binnen zwei Monaten 
der Bundedverfammlung erklären, ob fie fich über ein 
Eompromiß vereinigt, ober welches oberfte Gericht eined 
Bundesgliedes fie ald Austrägal>Inftanz erwählt haben, 
damit fodann dieffeits das Weitere, den Bundesgeſetzen 
gemäß, verfügt werden Fünne. «“ 
Preuſſen, Bayern und Baden halten ſich hierbei das Pros 


| tokoll offen. 


In Sess. XXII. 2ted Sep. Prot. Nro.3. ©. 407. u. flgde. fpricht 
ſich Preuſſen namentlicd, gegen Umgehung ded Vermittelungs⸗Ver⸗ 
fahrens bei der gegenwärtigen Sachlage aus, weßfalld die für 
dieſe Sache beſtellt geweſene Vermittelungs⸗Commiſſion ©. 410. 
einige erläuternde Worte ind Protokoll ſetzt; Bayern will ſich 
ebendafelbit dem Befchluffe fügen; Baden bezieht fit ©. 411. auf 
feine in ber VIIL Sitzung verlefene, fo wie Weimar auf feine 

% 1822 in der XXI. Sitzung $. 174. überreichte Ers 
klaͤrung. 

Da aber durch dieſe Erflärungen keine Aenderung in dem 
Befchluffe felbft bewirkt wurde, fo warb derfelbe &. 412. auf's 
Neue beftätige, wogegen Preuffen fich wegen Einlaffung in das 
Austrägalverfahren dad Weitere vorbehielt, und Baden ſich auf 
feine frühere Erflärung bezog. 

Noch ift zu ermähnen, daß nach Wunſch ded Praͤſidium 
eine, bei diefer Beranlaffung biöher vertraulich mitgetheilte, Königl. 
Preuffifche Ausarbeitung, welche wichtige Momente für die Bes 
handlung des Vermittelungs⸗Verfahrens enthält, dem Protofolle 
sub C. ©, 439.—450. angefügt ward. 








n 
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Im folgenden Jahre erffärte Preuffen, Sess. VIL 2te8 Sep. 1226, 


Prot. Nro. 3. ©. 214. daß es für den vorliegenden Fall fich die 

befchloffene Einleitung eined Austrägalverfahrene über die Frage: 
ob Raflau, ale Territorialherr, oder Preuffen, Bayern, 
Kurhefien, Weimar, und die Stadt Frankfurt, ald Theil 
haber an dem vorliegenden Großherzogthume Frankfurt vers 
pflichtet feyen ? 

gefallen Iaffen wolle; dagegen aber nie zugeftehen könne, baß bie 

Auslegung bed Sinned eined Europäifchen Staatövertrage, und 

alfo auch des Art. XXX. des Wiener Rheinfchifffahrte » Reglements, 

der Entfcheibung eines Austrägalgerichts überlaffen werde; daher 

auch die Frage: 
ob die jegigen Rheinuferſtaaten zur Uebernahme ber frag: 
lichen Penfiongrüdftände verpflichtet fegen? - 

ald zur Erledigung auf dem vorgeichlagenen Wege geeignet durchs 

aus nicht anerfannt werben fünne. 

Baden tritt nun auch ©. 215. dem in der XX. Gigung 
v. 3%. 1825 gefaßten Befchluffe bei, worauf die B. V., gelegents 
lich einer Anzeige neuer in diefer Sache eingelaufenen Reclas 
mationen, ebengenannten Befchluß, fich über ein oberites Gericht 
ald Austrägal-Inftanz zu vereinigen, wiederholt, auch die betrefs 
fenden Negierungen hierzu nochmald, Sess. XI. 2ted Sep. Prot. 
Niro. 3. ©. 303. aufforderte. 

Der Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifche Gefandte gab für Sachfen- 
Weimar eine Erflärung, Sess. XII, 2te8 Sep. Prot. Nro. 5. S. 323. 
des Inhaltd ab: Se. K. H. habe ſich zwar in der XXI. Gig. 
v. 5. 4822 und in der I. des Jahrs 1825 darüber geäußert, 
warum Sacfens Weimar hier nicht den allerhöchiten, höchſten 
und hohen in diefer Sache betheiligten Bundesregierungen beiges 
zahlt werden Tonne, Höchftfie erflärten jedoch hiermit eventuell 
Cobgleich die frühere Meinung nicht aufgebend) in Beziehung auf 
den in der XX. Sig. 1825 gefaßten Befchluß, dasjenige, wad gegen 
die Krone Preuffen, als Theilhaberin des vormaligen Grßhzgth. 
Frankfurt, erkannt werden follte, nach dem tractatenmäßigen 
Theilungöverhältniffe, auch gegen Höchftfich gelten laſſen zu wollen. 

Nachdem Preuflen, Sess. XII. Sep. Prot. S. 341. noch erflärt 
hatte, daß bie betreffenden Staaten ſich über das. Oberapp. Ges 
richt zu Belle, ale Audträgal; Iuftanz geeinigt hätten, warb Königl. 


1826 
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ıu26 Bayeriſcher Seits, in Beziehung auf Die Sess. VII. d. I. abge⸗ 
gebene und hier wieder erwähnte Erklarung Preuſſens, bemerkt, 
daß man im Sinne der Bundesverfaffung das Austrägalverfahren 
und die Gompetenz der Austrägalgerichte in Streitigkeiten zwifchen 
Bunbeögliedern auch in foldyen Fällen für begründet erachte, wo 
ed fich um bie aus Luropäifchen Staatöverträgen begründeten 
Anſprüche handele; daß man daher einen Vorbehalt in dieſer Bes 
siehung nicht anzuerkennen vermöge. Diefer Aeußerung fchloflen 
ch Baden, Kurbefien, Grßhzgth. Heſſen, Naſſau und Frauk⸗ 
furt an. Hiernach warb Sess. XII. $. 62. &.336. und S. 348. 
ber Beichluß gefaßt: 


„daß, nach der angezeigten Vereinbarung zwifchen der 
Krone Preuffen, Krone Banern, dem Großherzogthume 
Baden, Kurfürftenthume Heſſen, Großherzogthume Heflen, 
Großherzogthume Sacıfens Weimar »Eifenach, Herzogthume 
Naſſau, und der freien Stadt Frankfurt, das Königl 
Hannöverifche Oberapp. Gericht zu Celle ald erwählte 
AusträgalsIuftanz, nach dem Wortlaute des in der Sitzung 
vom 4. Auguft 1825 gefaßten Befchluffes, in Aktiviät zu 
fegen fey, ſonach der Koͤnigl. Hannöveriſche Gefandte ers 
ſucht werde, feines allerhöchkten Hofe hievon die Anzeige 
gu machen, damit der genannte oberfte Gerichtshof, als 
Austrägals Inftanz in der Reclamationsfache des ehemaligen 
Rheingollichreibere zu Oberlahnftein, Hofgerichtsraths Beis⸗ 
ler, für fid) und mehrere Rheingollpenfioniften, Auszahlung 
rückſtaͤndiger reichöfchlußmäßiger Penfionen betreffend, nad) 
eben angezogenem Befchluffe eintrete, in Gemäßheit der 
3. Alte und ber Befchlüffe vom 16. Juni 1817, 3. Aug. 
1820 und 19, Juni 1823 verfahre, und im Namen der 
Bundesverfammlung den Rechten gemäß erkenne. « 


1026, Die Zufertigung der betreffenden Akten an dad Oberapp. 
Gericht in Eelle zeigt der Königl. Hannöverifche Geſandte der 
B. ®. Sess. XVII $. 74. ©, 412. an. 


182%. Gm Jahre 1828, Sess. IX. $. 61. ©. 138, übergab Prä- 

fing ein Schreiben des Dberapp. Gerichte zu Gelle vom 

3 März, worin ed zum Erſtenmal über den Stand der Sache Nuss 
kunft gab. 
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In demfelben Jahre erflattete noch der Hzgl. Holfteinstauens ıuag, 
burgifche Sefandte, Sess, XII, $.91. ©. 268, Vortrag über ein 
unter Ziffer 39, bes Einreichungsprotokolls eingelaufenes Ber 
forderungsgefuc, der NReclamanten. 


In dem ebendafelbft befindlichen Gutachten ift audgeiprochen, 
daß wenn auch — imgeachtet bed Umftandes, daß die Priva - 
perjonen, deren Reclamationen zur Einleitung bed Austragalver⸗ 
fahrend nad, dem Art. XXX. der W. Schl. U. Anlaß gegeben, 
an diefem Verfahren felbft feinen Antheil zu nehmen, deren Re 
fultat vielmehr abzuwarten hätten — in Befoͤrderungsgeſuchen 
derfelben an die hohe B. V. an und für fich nichts Unziemliches 
füge, fo fey doch die Eommiflion der Meinung, daß, etwa 
unter Verfländigung ded Anwalt von der Lage der Sache, diefem: 
Gefuche keine weitere Folge zu geben fey. Hierauf wurde S. 770. 
befchloffen:: 

„Der Ganzleidirection fey zu überlaffen, in diefen und 
ähnlichen Fällen dem Anwalte ded Reclamanten die er 
forderlihe Aufflärung über den Stand der Sache zu erw 
theilen. » 

Im folgenden Jahre 1829, Sess.1.$.4. ©. 3. übergiebt Prü⸗1020. 
fibium ein weitered Schreiben des Oberapp. Gerichte zu Gelle 
vom 26. Sept. 1828, worin daffelbe abermals über den Stanb 
der Streitfache Auskunft giebt, und um das in mehreren Des 
ductionsfchriften der betheiligten Bundesftaaten angezogene, vom 
15. Mai 1810 batirte, Vollgiehungsprotofoll eines im Februar 
1810 zwifchen Franfreic, und dem vormaligen Grßhzgth. Frank 
furt wegen bed Rheinoetroi gefchloffenen Staatsvertrags biitet, 
worauf S. 4. befchloflen wurde: 

„Diejenigen Regierungen, in deren Archiven ſich das frage 
kiche Protokoll vorfinden fonnte, zu erfuchen, daſſelbe auf 
fuchen ımb baldmögfichit anhero gelangen zu Faflen., « 


Baden und Grßhzgth. Heflen zeigten Sess. VI. $. 40. ©. 64. 
an, daß daflelbe ſich nicht vorgefunden;, Kurheflen übergab das 
gegen, Sess. XI. $. 68. ©. 178. einige vorgefundene aber unbe: 
glaubte Abfchriften deſſelben. Preuffen erklärte, Sess. XXIV. 
5. 147. S. 0897. Nachfrage, wiewohl erfolglofe, durch die Königl. 
Geſandtſchaft in Paris bei dem Franzoͤſiſchen Miniſterium deß⸗ 
fall gemasht zu haben. Auf die Vermuchung, Daß fi das frage 
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ıu26 Baperiſcher Seits, in Beziehung anf Die Sess. VII. d. I. ale 
gebene und hier wieder erwähnte Erklarung Preuſſens, bemek, 
daß man im Sinne der Bundedverfaffung das Austrägalverfahr 
und die Eompetenz der Austrägalgerichte in Streitigkeiten zwi 
Bumbeögliedern auc, in ſolchen Fällen für begründet eradıte, w 
ed fich um die aus Luropäifchen Staatsverträgen begründa 
Antprüche handele; daß man daher einen Borbehalt in dieier® 
ziehung nicht anzuerkennen vermöge. Diefer Aeußerung fhlskı 
ſich Baden, Kurheſſen, Grßhzgth. Helen, Naſſau und frab 
furt an. Hiernach warb Sess. XII. $. 62. ©. 356. und S. u 
der Beſchluß gefaßt: 


"Daß, nad, der angezeigten Vereinbarung zwiſchen da 
Krone Preuffen, Krone Banern, dem Großherzgthum 
Baden, Kurfürftenthume Heffen, Großherzogthume is, 
Großherzogthume Sachfen » Weimar » Eifenach, Herzog 
Naffau, und ber freien Stadt Franffurt, das fiml 
Hanndverifche Oberapp. Gericht zu Gelle ala maklk 
Austrägal-Iuftanz, nach dem Wortlaute bes in der ihm 
vom 4. Auguſt 1825 gefaßten Befchluffes, im Aftionit p 
fegen fey, fonach der Koͤnigl. Hannüverifche Geſaudee a 
ficht werde, feinem aflerhöchften Hofe hievon die Fur 
gu machen, damit der genannte oberfte Gerichtähf, a 
Austrägals Inftanz in der Reclamationsfache des ehemale 
Rheinzollſchreibers zu Oberlahnftein, Hofgerichtsrathe It 
lex, für fi, und mehrere Rheinzollpenſioniſten, Auöahen 
rüditändiger reichöfchlußmäßiger Penfionen betreffen, 4 
eben angezogenem Beſchluſſe eintrete, in Gemaͤfheit de 
B. Alkte und ber Befchlüffe vom 16. Juni 1817, 3% 
1820 und 19, Juni 1823 verfahre, und im Ram de 
Bundesverfammlung ven Rechten gemäß erkenne. « 


1026, Die Zufertigung der betreffenden Akten an das Ober. 
Gericht in Eelle zeigt der Könige. Hannöverifche Geſandte M 
B. ®. Sess. XVII. $. 74. ©, 412. an. 


1028. Im Sabre 1828, Sess. IX. $. 61. ©. 138, übergab Tri 

Poing ein Gchreiben des Dberapp. Gerichts zu Gele ver 

3. März, worin es zum Erſtenmal über den Stanb der Sache We 
kunft gab, 
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In Demfelben Jahre erſtattete noch der Hzgl. Holfteinstauens una, 
rgifche Gefandte, Sess, XIII. 8.91. ©. 268. Vortrag über ein 
ater Ziffer 39, des Einreichungsprotofulld eingelaufened Ber 
rDerungsgefuc, der Neclamanten. 


In dem ebendafelbft befindlichen Gutachten ift audgefprochen, 

B wenn auch — ungeachtet des Umſtandes, daß die Privat⸗ 
rjonen, deren Reclamationen zur Einleitung des Ansträgafver 
hrens nad) dem Art. XXX. der W. Sch. A. Anlaß gegeben, 
a diefem Verfahren felbft feinen Antheif zu nehmen, deren Re 
ıltat vielmehr abzuwarten hätten .— in Beförderungsgeſuchen 
erfelben an die hohe 3. V. an und für ſich nichts Unziemliches 
ıge, To fey doch die Commiſſion der Meinung, daß, etwa 
nter Berftändigung des Anwalts von der Lage der Sache, dieſem 
zeſuche feine weitere Folge zu geben fey. Hierauf wurde &. 270. 
eſchloſſen: 

„Der Canzleidirection ſey zu überlaſſen, in dieſen und 

ähnlichen Fällen dem Anwalte des Reclamanten die ers 

forderliche Aufflärung über den Stand der Sache zu ers 

theilen. « 


Im folgenden Sahre 1829, Sess. 1, $.4. ©. 3. übergiebt Präs ıu20, 
dium ein weitered Schreiben bed Oberapp. Gerichts zu Celle 
om 26. Sept. 1828, worin daffelbe abermals über ben Stanb 
er Streitface Auskunft giebt, und um das in mehreren Des 
uetiondfchriften der betheiligten Bundesftaaten angezogene, vom 
5. Mai 1810 datirte, Vollziehungsprotokoll eined im Februar 
810 zwiſchen Kranfreich und bem vormaligen Grßhzgth. Frank 
ırt wegen bed Rheinoctroi geichloflenen Staatsvertrags blitet, 
vorauf S. 4. befchloffen wurde: 

„diejenigen Regierungen, in deren Archiven fich das frag 
Eiche Protokoll vorfinden fönnte, zu erfuchen, daſſelbe auf 
fuchen und baldmöglichft anhero gelangen zu Faflem « 


Baden und Grßhzgth. Heflen zeigten Sess. VI. $. 40. ©. 64. 
m, daß daffelbe fich nicht vorgefunden; Kurheſſen übergab das 
jegen, Sess. XI. $. 68. ©. 178. einige vorgefundene aber unbe: 
laubte Abfchriften deſſelben. Preuffen erklärte, Sess. XXIV. 
» 147. S. 897. Nachfrage, wiewohl erfolglofe, durch bie Koͤnigl. 
Befanhtichaft in Paris bei dem Framzöfiichen Miniiterum deß⸗ 
falls gemacht zu haben. Auf die Vermuthung, daß ſich bad frage 


1682, 


18332, 
x 
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liche Altenftüf in den Archiven der vormaligen Rhemocw 
Direktion in Mainz auffinden laffen würbe, habe, auf Erfuhe 
der Preuffifchen, die Grßhzgl. Heflifche Bundestagsgeſandtichen 
Nachforſchungen in Mainz einzuleiten übernommen; zwar hehr 
man dafelbit weder dad Original⸗Protokoll, noch vollftändige e 
glanbte Abfchriften, indeß doch einige darauf bezüglide Alto 
ftüde, welche man hiermit übergebe, vorgefunden. | 


Hierauf wurde 628. beichloflen, diefe fammtlichen Erflärug 
und Altenſtücke an das Oberapp. Gericht zu Celle gelangen zu laſa 


Bald nad, diefem Befchluffe, noch in Ddemfelben Jah, 
Sep. Prot. zur XXVI. Sitz. $. 3,6. 731. zeigte Präfibium ar, du 
ihm durch den Gefandten der freien Städte ein Schreiben vn 
14. September (Sep. Prot. S. 734.) nebft einem Prteie 
d. d. 15. Mai 1810, mit der Aufichrift: Ä 

"Proces-verbal de remise 
ı°. des Principautes de Fulde et Hanau etc. 
2°. de la moitie de l’octroi de navigation du Rhin et- 


(Sep. Prot. No. 3. ©. 738. — 740.) zugefommen fey. Ti 
mwurbe dem Königl. Hannöverifchen Gefandten mit dem Kun 
übergeben, folcyhes an das Oberapp. Gericht nach Gelle gel 
und zugleich diefem Gerichte die feparirte Zurückfendung mr 
bemerften Dokuments, nach gemachten gerichtlichen Gebrauch, 
anempfehlen zu Iaflen. 

Sn den beiden folgenden Sahren 1830 und 1831 km 
dieſe Streitfache nicht in den Protofolen der B. B. vor, bis i 
1832, nachdem das Oberapp. Gericht zu Celle nochmals, Ses IL 
$. 15. ©. 94. über den Stand dieſer Angelegenheit Ans 
gegeben hatte, Präfibium, Sess. XLS. 2. S. 434. (öffentl. Pret) 
ein Schreiben des Austrägalgericts vom 12. Märg net w 
gefügtem Urtheil und Entfcheidungsgründen übergiebt, wie K 
unten in Anlage S. 604. u. flgbe. angefchloffen ift. 


Obgleich diefe Streitfache „Durch das Urtheil entfchieden wat, 
fo erftattete doch der Grßhzgl. Mecklenburgiſche Gefandte, Namen 
der Reclamationds Sommiflion, i. 3. 1833, Sess. XXV. 9. 2% 
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als Theilhaber an dem vormaligen Großherzogtheme 
Frankfurt? oder 
gegen die Krone Preuffen, die Krone Bayern, dad Groß- 
herzogthum Baden, das Großherzogthum Heflen und 
das NHerzogthum Naffau, als dermalige Deutiche 
Rheinuferftaaten? 
Diefe Borfrage aber dahin zu enticheiden fey: 
daß die von den bei den vormaligen Rheinzoffftätten zu 
Oberlahnftein, Saub und Linz angeftellt geweienen Rhein⸗ 
zoflbedienten, wegen rüditändiger Penfionen erhobene 
Forderung, allein und ausfchließlid dad Herzogthum 
Naſſau in feiner Eigenfchaft ald Xerritorialheren der 
gedachten Zollftätten angehe, 
daß folglich fammtliche Reclamanten — jedoch mit Aus⸗ 
nahme des NRheinzolls Oberbeamten von Albertino, 
in fo fern derfelbe in feiner Qualität als ehemaliger 
Zollbeamter zu Bacharach reclamirt — ihre Anfprüche 
gegen das Herzogthum Naflau zu richten haben. 
Wie Wir dann alfo erkennen, die Koften bed Austrägals 
wfahrend aber gegen einander compenfiren und aufheben. 
Bon Rehtswegen. 
Publicat, im Öberappellationdgerichte Eelle den 12. März 
332. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 


(L. S.) (unter;.) 4. v. Beulwiz. 
" Ä Strampe.« 


Entscheidungsgründe. 
(S. oben ©. 602.) 





Durd den Reichſdeputations⸗Hauptſchluß vom 25. Februar 1803, durch 
veihen die Entſchädigungen der Deutſchen Zürften für ihre in Folge des 
ümeviller Friedens an Frankreich abgetretenen Beſitzungen jenfeits des 
Rheins, fo wie die zur Herbeiſchaffung der erforderlichen Entſchaͤdigungs⸗ 
naſſe beſchloſſene Seculariſation der ſaͤmmtlichen geiſtlichen Btifter.und Re: 
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1035, bevor, beftätigt jedoch den Inhalt diefer Grßͤhzgl. Heſſiſchen Amir 
Sess. VL 6. 74. ©. 118. worauf ©. 120. befihloffen ward: 
»bem ehemaligen Rheinzollichreiber Beisler, in Erledigm 
feiner Geſuche vom 15. Mai 1833, 17. Januar m 
10. Auguſt 1834, Abfchriften der in ber erſten dei 
rigen und jebigen Sitzung erfolgten Erklärungen der On; 
herzoglich s Heflifchen und Herzoglich⸗Naſſauiſchen Kux 

rungen mitzutheilen. 
Hierdurch erhält diefer Gegenftand feine Erledigung. 





Urtheil. 


(Prot. v. J. 1688, Seco XI. 9. 2, S. 438. u. Age; G. oben ©. 608; 





„In YAusträgalfachen der Krone Preuffen, der Kt 
Bayern, bed Großherzogthums Baden, des Kurfürkamun 
Heffen, bes Großherzogthums Heffen, bes Großhenghus 
Sahfen-WeimarsEifenad;, des Herzogthums Raflau ın 
ber freien Stadt Frankfurt, betreffend die von dem chmalı 
Rheinzollichreiber zu Oberlahnſtein, Hofgerichtsrath Beisler, ir 
ſich und mehrere in. actis der Bundesverſammlung nahmhai F 
machte Rheinzolfpenfioniften, erhobene Reclamation, wegen %* 
zahlung rüdftändiger Rheinzollpenfionen, erfeunen Wir Bilhls 
der Vierte, von Gotted Gnaden König des vereinigten Nest 
Großbritannien und Irland, auch König von. Hannover, 3 
zu Braunfchweig und Lüneburg ıc. im Namen und Auftrag M 
Deutfchen Bundesverfammlung für Recht: 

Daß zuwörderft die zum Entfcheidung des Austrägalgmdt: 
geftellte Borfrage nach den Befchläffen der Deutſchen Ir 
deöverfammlung vom 4. Auguft 1825, 16. Mär iM 
und 11. Mai 1826 dahin feftzufegen: 
wen die fragliche Forderung angehe umb gegen wen dk 
die Reclamanten ihre Anfprüche zu richten hafa! 
namentlich 
gegen das Herzogthum Naſſau, ale Territorialſem 
oder 
gegen die Krone Preuſſen, die Krone Bayern, Di 
Kurfürftenthum Heſſen, das Großherzogthun Gadt 
MWeimarsifenad und die freie Gtabt Soanffart 
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als Theilhaber an dem vormaligen Großherzogtheme 
Sranffurt? oder 
gegen die Krone Preuffen, die Krone Bayern, das Groß: 
herzogthum Baden, das Großherzogthum Heſſen und 
das NHerzogthum Naflau, als bermalige Deutfche 
Rheinuferftaaten? . 
Diefe Vorfrage aber dahin zu enticheiben fey: 
daß die von den bei den vormaligen Nheinzofftätten zu 
Oberlahnftein, Caub und Linz angeftellt gewejenen Rhein» 
zolfbebienten, wegen rüdftändiger Penſionen erhobene 
Forderung, allein und augfchließli das Herzogthum 
Naſſau in feiner Eigenfchaft ald Xerritorialheren der 
gedachten Zollitätten angehe, 
daß folglic, ‚fammtlicye Reclamanten — jedoch mit Aus⸗ 
nahme des Nheinzolls Oberbeamten von Albertino, 
in fo fern berfelbe in feiner Qualität als ehemaliger 
Zollbeamter zu Bacharach reclamirt — ihre Anfprüche 
gegen dad Herzogthum Naflau zu richten haben. 


Wie Wir dann alfo erkennen, die Koften des Austrägals 
tfahrend aber gegen einander compenftren und aufheben. 
Ä Bon Rechtswegen. 
Publicat. im Oberappellationdgerichte Celle den 12. März 
332. - 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 


(L. S.) (unter;z.) A. v. Benlwiz. 
Strampe.« 


Entscheidungsgründe. 
(E. om ©. 602.) 





Durch den Reichſsdeputations⸗Hauptſchluß vom 25. Februar 1803, durch 
when die Entfchädigungen der Deutfben Zürften für ihre in Yolge des 
üneviler Friedens an Frankreich abgetretenen Beſitzungen jenfeits des 
eins, fo wie die zur Herbeifhaffung der erforderlichen Entſchädigungs⸗ 
naſſe beſchloſſene Secularifation der fänmtiichen geiſtlichen Btifter.und Re 
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gierungen im Deutichen Reiche, gleich mehreren anderen damit in Inte 
dung ftebenden &egenftänden regulirt wurde, wurden alle, fowohl uf im 
rechten ald auf dem linfen Rheinufer befindlichen Zölle, jedoch unter ie 
behalt der Gingangsgebühren und eines einzufuhrenden Schifffahrtiu: 
gänzlich aufgehoben, ohne unter irgend einer Benennung wieder hrykl: 
werden zu können. Der Nheinftrom ward für einen gemeinfcaftliten is 
Deutſchlande und Frankreichs erflärt, und von Seiten des Deutiheniex 
wurden alle feine Rechte wegen der mit Frankreich gemeinſchaftlich zu der 
genden Einrichtung und Erhebung des neuen Schifffahrtsoctroi dem Rai 
erzcanzler, Kurfurften von Mainz, übertragen. Ueber den Etttaz ie 
einzuführenden Hebungsrollen ward beftimmt, daß zuvörderſt das | 
Koften der Erhebung, Berwaltung und Polizei beftritten werden, nl te 
der Ueberſchuß in zwei gleiche Theile getheilt werden ſolle, davon paris 
nächſt zur Unterhaltung der Leinpfade und zu den zur Schifffahrt re 
lichen Arbeiten auf jedem Ufer beftimmt wurde. Ueber den aldtanı x: 
bleibenden Ueberſchuß auf dem rechten Rheinufer wurde verfügt, hai klar 
zunächſt zur Ergänzung der Dotatien des Kurerzcanzlers, dann jur Kin 
gung einiger ausgeſetzten Renten, demnähft zur Bezahlung ein it 
fidiarifch darauf angemwiefenen Renten, und endlich zur ſtufenweiſen in 
der Laften, mit welchen das Scifffahrtöoctroi beſchwert ward, wre 
werden folle. 

Mittlerweile, bis das Octroi wirklih in Bollzug geießt fen mat. 
follten die Zölle der rechten Aheinfeite, mit deren Erhebung feit alle 
cember 1802 von den damals zum Theil ſchon in den Befig ihrer Ei 
digungslande eingetretenen neuen Landesherren fortgefahren word. 7 
Entrihtung der Dotationsdergänzung des Kurerzcanzlers dienen, und lm 
follte ſich deefalls mit denjenigen Zürften benehmen , in deren Rama hi 
Bölle eingenommen worden. 

Die Aufhebung der Nheinzölle erfolgte factifch erſt gegen Ene de 
Jahres 1805, nachdem der Kurerzcanzler mit dem Kaiſer Rapaem a 
15. %uguft 1804 eine nachmals vom Deutfchen Kaijer und Reich genehmt 
Convention abgeichloffen hatte, worin wegen der Einrichtung di 79° 
Schifffahrtsoctroi die erforderlichen fpeciellen Anordnungen und Bekmmt 
gen getroffen worden waren. 

Zu der großen Zahl von Rheinzoflofficianten, welche mit Einfark 
Diefes neuen Snftituts ihre Stellen verloren und brodlos wurden, ger? 
unter Andern aud die jegigen Reclamanten, der Hofgerichtsrath Beiflt! 
und Eonforten, welche in folhen Landestheilen — und zwar resp. u 
lahnſtein, Caub und Linz — bis dahin eine Anftellung gehabt hatten, * 
an den Fürften von Naſſau⸗Uſingen ald Entſchädigungslande von Kur 
Kurcöln und Pfalzbayern reichsſchlußmäßig abgetreten worden wa 

Geftügt auf den $. 59. des Reichsdeputations - Hauptſchluſes, nat 
über die Suftentation der von den abgehenden Regenten nicht in Mr 
behaltenen, und von den neuen Landesherren nicht wieber angefchtea Mt 
fihen und weltlihen Dienerſchaften, Militärs und Penfoniken in ben ab 
getretenen GEntihädigungsianden nähere Beftimmungen entpält, wer! 
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7 
“ar, fo fand die Eröffnung und weitere Leitung 
: auf die Weile ftatt, Daß dem Herzogthume 
* li 1826 die Initiative zugetheilt wurde, 


“igem geforderten motivirten Eingabe 

eiligten Bundesftaaten eine befondere 
um allen, mit Einſchluß Naffau’s, die 

9, geftattet ward, in welchen verfchiedenen 
* * * auszuführen geſucht hat, daß ihn die For⸗ 
‚cs angehe, und ihm Feine Berpflihtung zur Bes 
> % .udftande obliege. Der status controversiae, wie 

„riftwechſel unter den ftreitenden Theilen gebildet bat, 
rolgender : 


saffauifhe Regierung, in der doppelten Eigenſchaft als 
.er und als jeßiger Nheinuferftaat bei diefem Rechtsitreite bes 
it principaliter der Meinung, daß ihr weder in der einen, 
m der andern Eigenfchaft eine Zahlungsverbindlichkeit obliege, even- 
iter aber, daß diefe Merbindlichfeit, wenn die Territorialherrſchaft 
zu übernehmen babe, doch von Naflauifher Seite nur pro rata 
nommen werden fönne, weil die ehemaligen Rheinzollbeamten zur Elaffe 
Eentraldiener gehört, und deren Venflonirung als eine Centrallaſt nad 
Baabe des 6. 78. des Reichsdeputations⸗-Hauptſchluſſes dem ganzen com- 
tus derjenigen Staaten zur Laſt falle, unter welchen die Länder, denen 
Zoͤlle angehört hätten, vertheilt worden wären. 
Die Naffauifche Regierung hält vielmehr dafür, daß dem Kurerzcanzler 
Penfionirung der Reclamanten obgelegen, entweder weil er Beſitzer des 
tdi gemejen, und das Octroi ald NRepräfentant der ehemaligen Rheinzölle 
iehen fey, oder weil jene Beamten in der That und Wirklichkeit vom 
detember 1802 bi 1. November 1805 feine Diener gewefen, und er 
Verbindlichkeit, fie zu penfioniren, durch die ihnen geleifteten Penſions⸗ 
ingen factiſch anerkannt babe. 
2) und 3) Die Kronen Preuffen und Bayern, in ihrer ge 
elten Eigenfchaft ald Theilhaber am vormaligen Großherjogthume Frank⸗ 
und ald dermalige Deutfche Aheinuierftaaten, ftimmen unter fih in 
I Anfihten überein, find auch mit Naſſau darunter einverftanden, daß 
ermaligen Aheinuferftaaten von jeder Zahlungsverbindlichkeit freizufprechen 
t, widerfprechen aber der Naffauifchen Behauptung, dag dem Kurerz 
er die Penſionslaſt obgelegen und von ihm wirklich übernommen worden 
und find der Meinung, daß nur Naffau ald Territorialherr, und zwar 
dloß pro rata, fondern allein tie als ehemalige Locafdiener zu be- 
Wenden Reclamanten zu befriedigen habe. 


4) Die freie Stadt Franffurt, nur ald Theilhaberin an dem 
raligen Großherzogthume Frankfurt bei der Sache intereflirt, if in fo 
mit Preuſſen und Bayern einverftanden, daß fle ebenmäßig ſowohl eine 
Kurerzcanzler reichsſchlußmaͤßig obgelegene Verbindlichkeit ald eine von 
deſchehene Anerfennung und Uebernahme derfelden in Abrede ſtellt. 
eichend von den Anfichten Preuſſen's, Bayern’s und Naſſau's aber, ſtellt 
keonbardi, über Austrägglverfahren. 39 





| 
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gierungen im Deutfhen Reiche, gleich mehrer n ea 
dung ſtehenden Gegenftänden regulirt wurde? ath Beisler far u 
rechten ald auf dem linfen Rheinufer bef. ı Bunbestage auftız 
bebalt der Gingangsgebühren und eine ' A umähft die Naka“ 

7 damanten, die Zablur“ 


gänzlich) aufgehoben, ohne unter irge’,, « < 7 Zar ER 
werden zu Bönnen. Der Rheinftrom? fi { , 4 Kerung über Die dier 
Deutfchlandg und Frankreichs erkl⸗ Zn f — 
wurden alle feine Rechte wegen, arſtellung des Sach verhãltuie 
genden ainggtun und Erheb⸗ 7 ’ 
erzcanzler, Kurfürſten von ”, 5 
einzuführenden Hebungsro", „ Sachſen ⸗Weimar und die freie Sir 
Koften der Erhebung, Pr ‚m vormaligen Großherzogthume Frackien. 
der Ueberſchuß in zwei „en, Großherzogthum Heſſen und Paz u 
naͤchſt jur Unterhalty.“ aaten, 
lichen Arbeiten auf igt angenommen, und an eine zur gütlichen it 
bleibenden Ueberſch egenheit ernannte Commiſſion verwieſen wurder. 
zunächſt zur Ero' nen Behauptungen und Anſichten, welche in Bass 
gung einiger c ‘, wegen der in Rede ſtehenden Rückſtãnde für verriadtl 
ſidiariſch dare * [si iteren Gahal- 
der @ 7 jomohl bei der Commiflion, als in den wei er 
werd aften „J gundestage ſelbſt, von den Betheiligten geltend zu mus $ 
en fr,” iaffen ſich im Allgemeinen dahin zufammenfaflen, 13 ri 
M’,F andern Seite debucirt wurde: I 
ſollter —* Verpflichtung zur Bezahlung der fraglichen Penfiondriit! 
Ne fiege unbedingt Dem Territorialherrn 0b; 
* 2) fie ſey Feine Territoriallaſt, ſondern ruhe auf dem durch den Ari 
deputations⸗Hauptſchluß vom Jahre 1903 errichteten elf! 
ochroi, und zwar auf deren Ertrage im Ganzen, unter dem IM 
Koften; 
3) fie rube nur auf der Deutichen Hälfte des Dctrot; I 
4) fie fey im Jahre 1810, wo die Abtretung der Deutſchen Oarrhn 
an Frankreich erfolgte, nicht mit an Frankreich übergegange, 1" 
dern von dem Kurerztanzler, damaligen Großherzoge von yate! 
auf feine Domänen von Hanau und Fulda übernommen, 
5) fie fey durch die Wiener Rheinſchifffahrtsacte vom 24, Mar N 
den jetzigen Rbeinuferſtaaten als dermaligen Nutzuiekern des M® 
oetroi auferlegt worden. 
Die Verhandlungen vor der Bermittlungscommiffion führten jebed P 
Feinem Einverſtändniſſe, und es warb daher von der Bunmdesrerlauum 
offen, die Frage zur austrägalgerichtlichen Entfcheidung u ei 
wen von den vorhin genannten Bundesftaaten bie Venſionẽoedencn 
der Neelamanten angeben, und gegen men Letztere ihre unjprnht P 
richten haben. 
At 
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“ar, fo fand die Eröffnung und weitere Leitung 
auf die Weife ftatt, daß dem Herzogthume 
li 1826 die Initiative zugetheilt wurde, 
“igem geforderten motivirten Eingabe 
9 iligten Bundesſtaaten eine befondere 
Nallen, mit Einſchluß Naſſau's, die 
‚eitattet ward, in welchen verſchiedenen 
auszuführen gefucht hat, daß ihn die For- 
ungehe, und ihm Feine Berpflichtung zur Bes 
„Ltitande obliege. Der status controversiae, wie 
.ırtwechTel unter den ftreitenden Theilen gebildet hat. 
N ‚igender : 


ffauifhe Regierung, in der doppelten Eigenſchaft als 
.c und als jegiger Rheinuferſtaat bei diefem Nechtöftreite bes 
ut principaliter der Meinung, daß ihr weder in der einen, 
a der andern Eigenfchaft eine Zahlungsverbindlichkeit obliege, even- 
Aiter aber, daß diefe Verbindlichkeit, wenn die Z.erritorialherrfchaft 
2 gu übernehmen babe, doch von Maflauifher Seite nur pro rata 
asdernommen werden koͤnne, weil die ehemaligen Rbeinzollbeamten zur Claſſe 
„= Gentraldiener gehört, und deren Penftonirung als eine Eentrallaft nach 
srzRaßgabe des 5. 78. des Reichödeputations »Hauptichluffes dem ganzen com- 
texus derjenigen Staaten zur Laft falle, unter welchen die Länder, denen 
‚te Zölle angehört hätten, vertheilt worden wären. 
Die Naftauifhe Regierung hält vielmehr dafür, daß dem Kurerzcanzler 
2 Penfionirung der Neclamanten obgelegen, entweder weil er Beſitzer des 
„.uxtrot gemeien, und das Octroi ald Repräfentant der ehemaligen Rheinzölle 
‚„gräufehen fey, oder weil jene Beamten in der That und Wirklichkeit vom 
. December 1802 bis 1. November 1805 feine Diener gewefen, und er 
. je Verbindlichkeit, fie zu penfioniren, durch die ihnen geleifteten Penfions- 
„gehlungen factifh anerkannt habe. 
2 2) und 3) Die Kronen Preuffen und Bayern, in ihrer ge 
ꝓ*e:oppelten Eigenſchaft ald Theilhaber am vormaligen Sroßherzogthume Frank⸗ 
„zurt und als dermalige Deutiche Aheinuierftaaten, ſtimmen unter fi in 
—* ‚Iren Anfihten überein, find auch mit Naſſau darunter einverftanden, daß 
„‚tedermufigen Rheinuferftaaten von jeder Zablungsverbindlichkeit freizufprechen 
’ eyen, wiberiprechen aber der Naſſauiſchen Behauptung, dad dem Kurerz 
„ler die Penftonslaft obgelegen und von ibm wirklid übernommen worden 
" mw, und find der Meinung, daß nur Naffau ald Territorialherr, und zwar 
"sicht bloß pro rata, fondern allein vie als ehemalige Localdiener zu be- 
# ahtenden Reclamanten zu befriedigen habe. 


er Die freie Stadt Sranffurt, nur ald Theilhaberin an dem 
ormaligen Großherzogthume Frankfurt bei der Sache intereflirt, ift im fo 
Jen mit Preuffen und Bayern einverftanden, daß fie ebenmäßig ſowohl eine 
2 dem Kurerzcanzler reichsſchlußmäßig obgelegene Verbindlichkeit als eine von 
Kim gefchehene Mnerfennung und Webernahme derfelden in Abrede ftellt. 
7 Apmeichend von den Anfichten Preuffen’s, Bayern’s und Naſſau's aber, fteilt 
“  geonbardi, über Austrägaiverfahren. 39 





1882, 
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liche Aktenſtück in den Archiven der vormaligen Rheinoctrois 
Direktion in Mainz auffinden laffen würde, habe, auf Erfuchen 
ber Preuffifchen, die Grßhzgl. Heflifche Bundestagsgefandtfchaft 
Nachforſchungen in Mainz einzuleiten übernommen; zwar habe 
man bafelbit weder das Driginal⸗Protokoll, noch vollfländige ber 
glanbte Abfchriften, indeß doch einige darauf bezügliche Akten⸗ 
ftüde, welche man hiermit übergebe, vorgefunden. 

Hierauf wurde 628. befchloffen, diefe fammtlichen Erflärungen 
und Aktenſtücke an das Oberapp. Gericht zu Celle gelangen zu laffen. 


Bald nad, diefem Beichluffe, noch in demfelben Sahre, 
Sep. Prot. zur XXVL Siß.$. 3, ©. 731. zeigte Praͤſidium an, daß 
ihm durch den Gefandten der freien Städte ein Schreiben vom 
14. September (Sep. Prot. ©. 734.) nebft einem Protofolle 
d. d. 15. Mai 1810, mit der Aufichrift: 

 Proces-verbal de remise 
ı°. des Principautes de Fulde et Hanau etc. 
2°. de la moitie de l’octroi de navigation du Rhin etc.“ 


(Sep. Prot. No. 3. ©. 735. — 740.) zugefommen fey. Diefes 
wurde dem Königl. Hannöverifchen Gefandten mit dem Erfuchen 
übergeben, folches an das Oberapp. Gericht nach Celle gelangen, 
und zugleich dieſem Gerichte die feparirte Zurüdiendung vor: 
bemerften Dokuments, nad, gemachtem gerichtlichen Gebrauche, 
anempfehlen zu Iaflen. 

Sn den beiden folgenden Ssahren 1830 und 1831 kommt 
diefe Streitſache nicht in den Protofollen der B. V. vor, bis i. 9. 
1832, nachdem das Oberapp. Gericht zu Celle nochmald, Sess. TIL 
$. 15. ©. 94. über den Stand dieſer Angelegenheit Auskunft 
gegeben hatte, Präfidium, Sess. XLS. 2. ©. 434. (öffentl. Brot.) 
ein Schreiben des Austrägalgericdhtd vom 12. März nebit bei- 
gefügtem Urtheil und Entfcheidungsgründen übergiebt, wie hier 
unten in Anlage S. 604. u. flgbe. angefchloffen: ift. 


Obgleich dieſe Streitfache durch das Urtheil entfchieden war, 
fo erftattete doch der Grßhzgl. Medlenburgifche Gefandte, Namens 


1833, der Reclamationds Eommiflion, i. J. 1833, Sess. XXV. $. 256. 
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©. 362. Vortrag über eine neue, unter Ro. 16. des Einreichungds 1855. 


Protokolls, eingegebene Vorſtellung des Beisler, des Inhalte: 

„Der Grßhzgl. Heflifche Einnehmer der Nheinfchiffahrtöge 
bühren zu Mainz habe dem Reclamanten einen Erlaß der Grphzgl. 
Heflifchen Oberfinanz: Kammer vom 23. April 1833 mitgetheilt, 
wodurch die feither aus dem Grßhzgl. Heflifchen Erhebungsbüreau 
zu Mainz erfolgte Penfionszahlung fiftirt und er — Reclamant — 
an ben Territorialhern, Se. Durchl. den Herzog von Naffau, 
unter der Bemerkung verwiefen worben fey, daß die Epoche eins 
getreten, bis zu welcher das Grßhzgth. Neffen, laut feiner i. J. 
1819 inder B. V. abgegebenen Erffärung, die Auszahlung diefer 
Penfion einftweilen übernommen habe. _ 


„ Reclamant bitte daher, da es ſich um die Herftellung bes 
Status quo eined durch hohe B. V. feſtgeſetzten Zuftandes handle, 
hohe B. B. möge geruhen, die Einleitung zu treffen, daß, falls 
die in Augficht genommene definitive Uebernahme feiner laufenden 
Penfion von einem Staate des Deutfchen Bundes, und resp. bie 
endliche Abrechnung unter den betheiligten Gouvernements, den 


Anlaß zur Siftirung des Penfionsbezugs gegeben haben follte, 


ohne daß gleichwohl eine endliche Abrechnung, und in Kolge berfelben, 
eine Uebernahme der Penfioniften ftatt gefunden habe, einftweilen, 
und bis die obmwaltenden Umftände ausgeglichen feyn würden, 
feine laufende Penfion auf Abrechnung, entweder fortwährend 
durch dag Erhebungsbüreau zu Mainz, ober durch ein anderes 
zu beftimmendes Nheinoctroibüreau bezahlt werde. « 

Auf Antrag des Referenten wurde hierauf S. 565. befchloffen: 
„Die Großherzoglich  Heflifche und Herzoglich⸗Naſſauiſche 
Vefandtfchaften werden erfucht, die Erklärung ihrer höchften 
Regierungen durch den Inhalt der vorliegenden Recla⸗ 


mation, den Kortgenuß einer Rheinoctroi⸗Penſion betreffend, 


zu .erwirfen, und ber Bundeöverfammlung baldigft mit- 
zutheilen. « 

Im Zahre 1835, Sess. I. $ 15. ©. 13. erflärt hierauf 
Grßhzgth. Heflen, daß zwifchen ihm und dem Hzgth. Naflau eine 
gütliche Webereinfunft zu Stande gefommen fey, wodurch Die 
fragliche Penfion vom 1. Juli 1833 an von jedem ber beiben 
Staaten übernommen werde, mithin dieſe Befchwerde zur Erle 
digung gelangt ſey. Naflau behielt ſich ebendaſelbſt eine Erklärung 
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1005, bevor, beftätigt jedoch ben Inhalt diefer Erfhrgl. Heffifchen Anzeige, 


Sess. VL $. 74. ©. 4118. worauf ©. 120. befihloffen warb: 
„dem ehemaligen Rheinzollichreiber Beisler, in Erledigung 
feiner Geſuche vom 15. Mai 1833, 17. Januar und 
10. Auguſt 1834, Abfchriften der in der erften dießjük- 
rigen uud jegigen Sikung erfolgten Erklärungen der Groß» 
berzoglich » Heflifchen und Herzoglich: Raffauifchen Regie: 
rungen mitzutheilen. 

Hierdurch erhält biefer Gegenftand feine Erledigung. 


Urtheil. 


(Peot. v. J. 1888, Se. XI. 9. 2, S. 438. u. Age; ©. eben S. 602 





„Zn Austraͤgalſachen der Krone Preuſſen, der Krone 
Bayern, bed Großherzogthums Baden, des Kurfürftenthums 
Heilen, bed Großherzogthums Heffen, des Großherzogthung 
Sahfen-WeimarsEifenad, des Herzogthums Naffau und 
ber freien Stabt Frankfurt, betreffend die von dem ehemaligen 
Rheinzollfchreiber zu Oberlahnftein, Hofgerichtsrath Beisler, für 
ſich und mehrere in actis der Bundesverſammlung nahmhaft ge 
machte Rheinzollpenfioniften, erhobene Reclamation, wegen Aus- 
zahlung rüdjländiger Rheinzollpenfionen, erkennen Wir Wilhelm 
ber Bierte, von Gotted Gnaben König bed vereinigten Reiche 
Großbritannien und Irland, auch König von Hannover, Herzog 
zu Braunfchweig und Lüneburg ꝛc. im Namen und Auftrage der 
Deutfchen Bunbesverfammlung für Recht: 

Daß zuvörderft die zum Entfcheibung des Austrägalgerichte 
geftellte Vorfrage nach den Befchlüffen der Deutfchen Bun» 
deöverfammlung vom 4. Auguft 1825, 16. März 1826 
und 11. Mai 1826 dahin feftzufegen: 
wen Die fragliche Forderung angehe und gegen wen alfo 
die Reclamanten ihre Anfprüche zu richten haben? 
namentlich 
segen dad Herzogthum Naffan, ald Territoriaiheren? 
ober 


gegen bie Krone Preuffen, Die Krone Bayern, das 
Kurfürftenthum Heſſen, das Großherzogthum Sachfen« 
Weimar⸗ECiſenach und Pie freie Stabdt Frankfurt, 
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ald Theilhaber an dem vormaligen Großherzogthame 
Frankfurt? ober | 
gegen die Krone Preuflen, die Krone Bayern, dad Groß» 
herzogthum Baden, das Großherzogthum Heflen und 
das NHerzogthum Naflau, als bermalige Deutſche 
Rheinuferftaaten? u 
Diefe Borfrage aber dahin zu enticheiben fey: 
daß die von den bei den vormaligen Rheinzoffitätten zu 
Oberlahnftein, Caub und Linz angeftellt geweſenen Rhein⸗ 
zollbebienten, wegen rüdftändiger Penfionen erhobene 
Forderung, allein und ausfchließlid das Herzogthum 
Naſſau in feiner Eigenfchaft ale Xerritorialherrn der 
gedachten Zollftätten angehe, 
daß folglich fammtliche Reclamanten — jebod, mit Aus⸗ 
nahme des Nheinzolls Oberbeamten von Albertino, 
in fo fern derfelbe in feiner Qualität ald ehemaliger 
Zollbeamter zu Bacharach reclamirt — ihre Anfprüche 
gegen dad Herzogthum Naſſau zu richten haben. 
Wie Wir dann alfo erfennen, die Koften bed Austrägals 
verfahrend aber gegen einander compenfiren und aufheben. 
Bon Rechtswegen. 


Publicat. im OÖberappellationögerichte Celle den 12. März 
1832. 


Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium, 


(L. S.) (unter;.) 9. v. Beulwiz. 
Strampe.« 
% 
Entscheidungsgründe. 
(8. oben &. 602.) 





Dur den Reichſdeputations⸗Hauptſchluß vom 25. Februar 1803, durch 
welchen die Entſchädigungen der Deutichen Zürften für ihre in FJolge des 
Lüneviller Friedens an Zranfreid abgetretenen Beſitzungen jenfeits des 
Mheins, fo wie die zur Herbeiſchaffung der erforderlichen Entſchaͤdigungs⸗ 
muffe befchloffene Secularifation der ſaͤmmtlichen geiſtlichen Btifter.und Re 
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gierungen im Deutihen Reiche, gleich mehreren anderen damit in Verbin⸗ 
dung ftebenden &egenftänden regulirt wurde, wurden alle, fowohl auf dem 
rechten als auf dem linfen Rheinufer befindlichen Zölle, jedoch unter Bor- 
behalt der Eingangsgebühren und eined einzuführenden Schifffahrtsoctroi, 
gänzli aufgehoben, ohne unter irgend einer Benennung wieder hergeftellt 
werden zu können. Der Rheinſtrom ward für einen gemeinfchaftlihen Zluß 
Deutfchlandg und Frankreichs erklärt, und von Seiten des Deutichen Reichs 
wurden alle feine Rechte wegen der mit Frankreich gemeinſchaftlich zu befor- 
genden Einrihtung und Erhebung des neuen Scifffahrtsoctroi dem Reichs - 
erzcanzler, Kurfürften von Mainz, übertragen. Ueber den Ertrag der neu 
einzuführenden Hebungsrollen ward beftimmt, daß zuvörderft davon die 
Koften der Erhebung, Verwaltung und Polizei beftritten werden, und dann 
der Ueberſchuß in zwei gleihe Theile getheilt werden folle, davon jeder zu: 
nächſt zur Unterhaltung der Leinpfade und zu den zur Schifffahrt erforder- 
lichen Arbeiten auf jedem Ufer beftimmt wurbe. Ueber den alddann noch 
bleibenden Ueberſchuß auf dem rechten Rheinufer wurde verfügt, daß felbiger 
zunächſt zur Erganzung der Dotation des Kurerzcanzlerd, dann zur Abtra⸗ 
gung einiger ausgefegten Renten, demnächſt zur Bezahlung einiger fub- 
fidiarifh darauf angewiefenen Renten, und endlich zur ftufenweifen Ablöfung 
der Laften, mit welchen das Scifffahrtsoctroi befchwert. ward, verwendet 
werden folle. 

Mittlerweile, bis das Octroi wirklich in Bollzug gelegt ſeyn werde, 
follten die Zölle der rechten Mheinfeite, mit deren Erhebung feit dem 1. De- 
cember 1802 von den damals zum Theil fhon in den Beflß ihrer Entſchä⸗ 
digungslande eingetretenen neuen Landesherren fortgefahren worden, zur 
Entrichtung der Dotationderganzung des Kurerzcanzlers dienen, und Letzterer 
ſollte fich detfalld mit denjenigen Fürſten benehmen, in deren Namen dieſe 
Zölle eingenommen worden. 

Die Aufhebung der Nheinzölle erfolgte factifch erft gegen Ende des 
Jahres 1805, nahdem der Kurerzcanzler mit dem Kaifer Napoleon am 
15. Auguſt 1804 eine nachmals vom Deutihen Kailer und Reich genehmigte 
Convention abgeichloffen hatte, worin wegen der Einrichtung des neuen 
Schifffahrtsoctroi die erforderlichen fpeciellen Anordnungen und Beftimmun- 
gen getroffen worden waren. 

Zu der großen Zahl von Mheinzollofficianten, welche mit Einführung 
diefes neuen Inſtituts ihre Stellen verloren und brodlos wurden, gebören 
unter Andern auch die jetigen Neclamanten, der Hofgerichtsrath Beisler 
und Eonforten, welche in foldyen Landestheilen — und zwar resp. zu Ober- 
Ichnftein, Eaub und Lin; — bis dahin eine Anftellung gehabt hatten, die 
an den Fürften von Naſſau⸗Uſingen ald Entihädigungslande von Kurmainz, 
Kurcoͤln und Pfalzbayern reichsſchlußmäßig abgetreten worden waren. 

Geftügt auf den $. 59. des Reichsdeputations ⸗ Hauptfchluffes, welcher 
über die Suftentation der von den abgehenden Regenten nicht in Dienſt 
bebaltenen, und von den neuen Sandeöherren nicht wieder angeftellten geift- 
lihen und weltlihen Dienerfchaften, Militärs und Penfloniften in den ab» 
getretenen Entichädigungslanden nähere Beftimmungen enthält, wendeten 


und andere Rheinzolfpenfioniften. 607 


ſich mehrere dieſer Reclamanten, fchon ehe die Rheinzoͤlle factifch aufgehoben 
worden waren, wegen Fortgenuſſes ihres vollen Dienfteinfommens an ihren 
neuen Sandeöherrn , den damaligen Fürften von Naſſau⸗uſi ingen, und dieſer 
erließ unter Andern auch am 5. April 1803 an einen der reclamirenden 
Zollbeamten eine Reſolution, worin geäußert wurde: daß die bei den 
Rheinzoͤllen angeſtellt geweſenen Zollbeamten, wenn fie bei dem neuen Octroi 
nicht wieder angeſtellt werden ſollten, den neuen Landesherren zur Penſio⸗ 
nirung pro rata zufielen und von ſelbigen übernommen werden müßten. 
Die diefer NRefolution zum Grunde liegende Anfiht, daß nämlich da, wo 
mehrere Fürften von einem ſolchen Territorio Antheile erhalten batten, in 
weichen dergleihen Beamte angeftellt geweien feyen, diefe gemeinfchaftlich 
und jeder Fürft pro rata zur Erfüllung der fraglichen Obliegenhbeit beizu- 
fragen babe, ſprach auch derfelbe Fürft in einer fpatern Refolution aus, die 
felbiger auf eine Neclamation des Beisler vom 23. Juli 1805 erließ. Darin 
wurde zwar die Berpflihtung zur Penfionszahlung Naffauiicher Seitd ganz 
abgelehnt, und geäußert, daß die in den Ruheſtand verlegten Rheinzoll⸗ 
beamten die neuen Landesherren Nichts angingen; doch ward dabei hinzu⸗ 
gefügt, daß, falls dieſe Beamte nicht in die Claſſe der Kurmainzifchen Staatd- 
penfloniften fielen, und in Gefolge eines Vertrags vom 8. November 1804 
der Kurerzcanzler die in Abficht ihrer beftehende Verbindlichkeit zu erfüllen 
babe, die Penflonirung derfelben entweder dem neuen Qctroi oder der Ge⸗ 
fammtheit derjenigen Regierungen zufallen würde, welche Antheile an den 
Staaten, worin diefe Beamten angeftellt geweien, erhalten hätten. 


Die fo zurücgewiefenen Beamten mendeten fih darauf an den Kur: 
erzcanzler, der ihnen denn auch mit Unterftügungen und Gnadengehalten 
fortwährend bis zum Jahre 1810 zu Hülfe Fam, wo er die Deutiche Hälfte 
der Octroieinkünfte an Sranfreich abtrat, und von Napoleon zum Groß: 
herzoge von Frankfurt ernannt wurde. 


Nunmehro aber wurden von feiner Seite alle weitern Penflondzahlun: 
gen fiftirt, und namentlich erhielt der’ Reclsmant Beisler am 16. Septem⸗ 
ber 1810 auf ferneres Suppficiren zwar noch eine letzte geringe Unterſtützung, 
zugleich aber die Anmweifung, daß er fih an feinen neuen Landesherrn, den 
Fürſten von Naffau-Ufingen, zu wenden babe. 

Bon Seiten Naffau » Ufingen erfolgten jedoch ebenfalls Peine Penſions⸗ 
jablungen. Als dagegen am Ende des Jahres 1813 die Aheinfchifffahrts- 
angelegenheiten von den allürten Mächten der Verwaltung eined Dazu an- 
geftellten Generalcommiflärs, des Grafen von Solms⸗Laubach, prosiforifch 
übertragen worden waren, meldeten die fammtlichen ehemaligen Rheinzoll⸗ 
beamten der rechten Mheinfeite, und unter ihnen auch die jegigen Recla⸗ 
manten, in Folge desfalls an fie ergangener Aufforderung, ihre reichsſchluß⸗ 
mäßigen Anfprüche auf Penſion bei felbigem an. Shre Anfprüche wurden 
in fo weit anerfannt,, daß ihnen vom 1. Sanuar 1814 an ihre laufenden 
Penftonen, die fie auch jeßt noch fortwährend beziehen, bewilligt und deßfalls 
Zahlungsanweifungen auf die einzelnen Erhebungsämter erlaffen wurden. 
In Anſehung ihrer Penfionsrüdftände bis zum 1. Januar 1814 aber 
glaubte der genannte Generalcommiſſär Peine Zahlungen aus den Dctroi« 
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caffen anordnen zu dürfen, und diefe Rürkſtände bilden den Gegenſtand 
derjenigen Neclamation, mit weicher der Hofgerichtsrath Beisler für ſich 
und mehrere andere Penfionsgläubiger nunmehro beim Bundestage auftrat. 

Bon Seiten der Bundesverfammlung wurde zunächſt die Naſſauiſche 
Regierung, welcher, nad den Ausführunsen der Reclamanten, die Zahlungs- 
verdindlichfeit obliegen follte, zu einer näbern Aeußerung über die hier ein- 
fchlagenden Berhältniffe aufgefordert. 

Die in deren Erklärung enthaltene Darftellung des Sachverhältniſſes 
veranlaßte einen Bundesbeſchluß, wodurd 

1) Naffau als Territorialherr, 
2) Preuffen, Bayern, Kurheſſen, Sıhfen-Weimar und bie freie Stadt 
Frankfurt ale Theilhaber am vormaligen Großherzogthume Frankfurt, 
3) Preuſſen, Bayern, Baden, Großherzogthum Heſſen und Naſſau als 
dermalige Rheinuferſtaaten, 
als bei der Sache betheiligt angenommen, und an eine zur gütlichen Aus— 
gleichung dieſer Angelegenheit ernannte Commiſſion verwieſen wurden. 

Die verſchiedenen Behauptungen und Anſichten, welche in Beziehung 
auf die Frage, wer wegen der in Rede ſtehenden Rückſtände für verrflictet 
zu balten ſey, fowohl bei der Sommiflion, ald in den weiteren Verband: 
Iungen beim Bundestage felbft, von ten Betheiligten geltend zu machen ge: 
ſucht wurden, laſſen fih im Allgemeinen dahin zufammenfaflen, dag von 
der einen oder andern Seite deducirt wurde: 

1) die Verpflihtung zur Bezahlung der fraglihen Penſionsrückſtände 

liege unbedingt dein Territorialheren ob; 

2) fie fey keine Territoriallaft, fondern ruhe auf dem durch ten Reichs⸗ 
deputationds Hauptihluß vom Sabre 1903 errichteten Schifffahrte- 
octroi, und zwar auf deren Ertrage im Ganzen, unter dem Titel: 
Koften; 

3) fie rude nur auf der Deutichen Hälfte bed Octroi; 

4) fie fey im Jahre 1810, wo die Abtretung der Deutſchen Octroihäffte 
an Frankreich erfolgte, nicht mit an Frankreich übergegangen, fon: 
dern von dem Kurerztanzler, damaligen Großherzoge von: Branffint, 
auf feine Domänen von Hanau und Fulda übernommen ; 

5) fie fey durch die Wiener Rheinſchifffahrtsacte vom 24 März 1815 
den jeßigen Rheinuferſtaaten ald dermaligen Nutznießern des Rhein⸗ 
oetroi auferlegt worden. 


‚ Die Verhandlungen vor der Bermittlungscommiffion führten jedoch zu 
feinem Ginverfländniffe, und es ward daher von der Bundesverfammmfiung 
beſchloſſen, die Frage zur austrägalgerichtlihen Entfcheidung zu verfeilen: 

wen von den vorhin genannten Bundesftaaten die Yenfionsforderungen 
der Reslamanten angeben, und gegen men Letztere ihre Anfprüche zu 
richten haben. 

Nachdem der hiefige oberfte Gerichtshof zum Austrägalgerichte in diefer 
Sache von den betheiligten Bundesregierungen gewählt und dann von der 
Bundesverfammlung unter Mittheilung der vor derfelben und vor der Ver⸗ 
mittlungscommiflion verbandelten Acten mit Abgabe einer rechtlichen Ent 
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fiheidung beauftragt worden war, fo fand die Eröffnung und weitere Leitung 
des Austrägalverfahrens allhier auf die Weile ftatt, dag dem Herzogthume 
Naſſau per Decretum vom 1. Juli 1826 die Znitiative zugetheilt wurde, 
dann, nad Einreihung der von felbigem geforderten motivirten Gingabe 
und Ausführung, jedem der übrigen betheiligten Bundesftaaten eine befondere 
Rechtsausführung, und endlich wiederum allen, mit Einfchluß Naffaw’s, die 
Einreihung einer Schlußdeduction geftattet ward, in welchen verfchiedenen 
Schriftſätzen jeder Theil für fih auszuführen gelucht hat, daß ihn die For⸗ 
derung der Reclamanten nicht angehe, und ihm keine Verpflichtung zur Bes 
zahlung der qu. Penſionsrückſtände obliege. Der status controversiae, wie 
er ſich durch diefen Schriftwechfel unter den ftreitenden Theilen gebildet hat, 
ift im Wefentlichen folgender : 


1) Die Naffauifhe Regierung, in der doppelten Eigenichaft als 
Territorialherr und als jegiger Nheinuferftaat bei diefem Rechtsitreite bes 
theiligt,, ift principaliter der Meinung, daß ihr weder in der einen, 
noch in der andern Gigenfchaft eine Zahlungsverbindlichkeit obliege, even- 
tualiter aber, daß diefe Berbindlichkeit, wenn die Zerritorialberrfchaft 
fie zu übernehmen babe, doch von Naffauifcher Seite nur pro rata 
übernommen werden Pönne, weil die ehemaligen Rheinzollbeamten zur Elaffe 
der Eentraldiener gehört, und deren Penflonirung ald eine Eentrallaft nach 
Maßgabe des 6. 78. ded Reichsdeputationd » Hauptfchlufles dem ganzen com- 
plexus derjenigen Staaten zur Laft falle, unter welchen die Länder, denen 
die Zölle angehört hätten, vertheilt worden wären. 

Die Naffauifche Regierung balt vielmehr dafür, daß dem Kurerzcanzler 
die Penflonirung der Neclamanten obgelegen, entweder weil er Beſitzer des 
Dctroi gemweien, und das Octroi ald Repräfentant der ehemaligen Rheinzölle 
anzufeben fey, oder weil jene Beamten in der That und Wirklichkeit vom 
4. December 1802 bis 1. November 1805 feine Diener gemwefen, und er 
die Verbindlichkeit, fie zu penfioniren, durch die ihnen geleifteten Penſions⸗ 
zahlungen factifch anerkannt babe. 

2) und 3) Die Kronen Preuffen und Bayern, in ihrer ges 
doppelten Eigenfchaft ald Theilhaber am vormaligen Großherzogthume Frank 
furt und als dermalige Deutſche Rheinuierftaaten, ſtimmen unter fih in 
ihren Anfihten überein, find auch mit Naffau darunter einverftanden, daß 
die dermuligen Rheinuferftaaten von jeder Zahlungsverbindlichkeit freizufprechen 
ſeyen, widerfpredhen aber der Naffauifihen Behauptung, dad dem Kurerz 
canzler die Penſionslaſt obgelegen und von ihm wirklid übernommen worden 
ſey, und find der Meinung, daß nur Naffau ald Territorialherr, und zwar 
nicht bloß pro rata, fondern allein vie als ehemalige Localdiener zu be- 
trachtenden Reclamanten zu befriedigen habe. 


4) Die freie Stadt Frankfurt, nur als Theilhaberin an dem 
vormaligen Großherzogthume Frankfurt bei der Sache intereſſirt, ift in fo 
fern mit Preuffen und Bayern einverftanden, daß fie ebenmäßig ſowohl eine 
dem Kurerzcanzler reichsſchlußmaßig obgelegene DVerbindfichfeit als eine von 
ihm gefchehene Anerkennung und Webernahme derfelden in Abrede ſtellt. 
Abweichend von den Anfichten Preuſſen's, Bayern's und Naſſau's aber, ftellt 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 39 
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fie eventuell wider diefe drei Staaten, als dermalige heinuferftaaten, bie 
Behauptung auf, daß die rüditändigen Penfionen ehemaliger Rheinzollbeamte 
unter die allgemeine Beſtimmung des Art. XXX. der Wiener Rheinſchiff⸗ 
fahrtöacte fir den Fall allerdings mit zu beziehen feyn werden, wenn die 
Penftonirungspfliht überhaupt als eine auf dem Rheinoctroi ruhende Laft 
angefeben werden Fonnte. | 

5) Das Kurfürftentbum Heffen, in feiner alleinigen Eigenfchaft 
als Theilhaber am vormaligen Großherzogthume Frankfurt, fchließt ſich den 
übrigen in derfelben Eigenfchaft bei diefer Sache betheiligten Staaten darunter 
an, daß der Kurerzcanzler weder reichsſchlußmäßig zur Penfionirung ber 
Nheinzollbeamten verpflichtet geweſen, noch eine ſolche Verpflichtung aner⸗ 
kannt und übernommen habe. Es hält dagegen die dermaligen Rheinufer: 
ftaaten zur Bezahlung der fraglichen Penſionsrückſtände für verpflichtet, und 
widerfpricht Daneben der von Naſſau aufgeftellten eventuellen Behauptung, 
daß, wenn dem Territorialberen die Zahlungsverbindlichkeit obliege, diefer 
nur pro rata hafte, und der ganze eomplexus der Entſchaͤdigungslande, in 
welchen die aufgehobenen Zollitatten belegen gemefen, dazu zu concurriren 
babe. 

6) Das Großherzogthum Heffen, als jeßiger Rheinuferſtaat, 
erflärt fih alternativ wider die Theilhaber des ehemaligen Großherzogthums 
Stanffurt und gegen Naffau als Territorialberrn. Es behauptet, daß die 
Penftonirung der Rheinzollbeamten im Zahre 1803 auf den Kurerzcanzler 
übertragen worden, und beruft fi) darauf, daß man Großherzoglich 
Heſſiſcher Seits fomohl im Jahre 1805, als im Sahre 1810 die Pen- 
ſionsanſprüche verfchiedener auf Großherzoglich - Heffifhem Gebiet anges 
ftellt geweiener Rheinzollbeamten abgewiefen, und daß der Kurerzcanzler 
dann die Berforgung der Meclamanten übernommen habe. Für den Fall, 
daß eine Berbindlichkeit des Kurerzcanzlers nicht angenommen werden 
follte, fucht die Großherzoglich⸗Heſſiſche Regierung die Anfiht geltend zu 
machen, daß dem Territorialherrn die Penftonirungsverpflichtung obgefegen, 
niemals aber felbige Den dDermaligen Rheinuferftaaten aufgebürdet werden Fönne. 

7) Das Großherzogthum Baden endlich, gleichfalls nur als 
jeßiger Nheinuferftaat hier betheiligt, bat zuvörderft bei der Bundesverfamm; 
lung feine Vertheidigung auf die Behauptung geftügt, daß die Großherzog: 
liche Regierung zu feiner Zeit alfe bis zum 1. December 1802 auf ihrem 
Rheinufer angeftellt geweſenen und unverforgt gebliebenen alten Rheinzoll⸗ 
beamten, ſowohl die ehemals privativ Badifchen als die Mheinpfälzifchen, 
übernommen, daß fie felbigen für die Epoche vom Jahre 1805 bis 1914 ihre 
Penfionen vollftändig babe auszahlen laſſen, und daß fie mithin fegar in 
der Borausfegung, fie koͤnne als Rheinuferſtaat mit Recht in Anſpruch ges 
nommen werden, Alles geleiftet habe, wozu fie nur jemals angehalten werden 
könne. In den hiefigen Verhandlungen aber fhließt fih die Badifhe Re 
gierung unter Mobification der eben gedachten Behauptung denjenigen an, 
welche die jegigen Theilhaber des ehemaligen Großherzogthums Frankfurt 
zur Uebernahme der qu. Penfionsrüdftände als verpflichtet anſehen. Sie 
behauptet, daß die Laſt der Salarirung und Penſionirung der auf der rechten 
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ohnzweifelhaft dem neuen Landesherrn obgelegen, daß aber dieſe Laſt in 
Folge der nachherigen Abaͤnderung des Reichsreceſſes auf den Kurerzcanzler 
gekommen, daß ſelbiger fie auch wirklich entweder direct, vermöge der Ve⸗ 
flimmung des Reichsdeputations⸗-Hauptſchluſſes, vder folgeweife durch 
eine eingetretene Rechtswandlung übernommen und Penfionszahlungen bie 
zum Sabre 1810 geleiftet Habe, daß fie darauf eine Landesfchuld des im 
Jahre 1810 conftituirten Großberzogtfums Frankfurt geworden, und daß fie 
auf ‚die jeßigen Theilbaber dieſes aufgelöften Stanted übergegangen fep. 
Für die Epoche, aus welcher die bier in Rede ftehenden Penfionsforderungen 
der jetzigen Neclamanten ſich berfchreiben, will die Badiſche Regierung ben 
in ihrem Gebiete angeftellt gewelenen ehemaligen Zollbedienten, ohne alle 
Berbindlichfeit, bloß aus dem Grunde Penfionen bewilliget und ausgezahlt 
baben, um diefe unglüdlihen Opfer volitiſcher Beränderungen für den Augen⸗ 
blick nicht hülflos zu laffen. 

Das als Theilhaber am vormaligen Großherzogthume Frankfurt bei diefem 
Rechtsftreite intereſſirte Großherzogthum Sachen: Weimar hatte übrigens 
fhon beim Bundestaße die Erflärung abgegeben, daß es das, mas gegen 
die Krone Preuſſen, als Theilyaberin am ehemaligen Großberzogthume 
Sranffurt, erfannt werden folite, nad) dem tractatenmäßigen Theilungsver- 
bältniffe auch gegen fich gelten laſſen wolle. 

Bevor nun in die Prüfung der Materialien diefer Sache hineingegangen 
werden konnte, war ed erforderlich, die Grenzen der austrägalrichterlichen 
Competenz und den Umfang der zu entſcheidenden Borfrage genau feſtzu⸗ 
ftellen. 

Wenn Forderungen von Privatperfonen an Bundesglieder darum nicht 
befriedigt werden, weil die Berpflichtung, denfelden Genüge zu leiften, 
zwifchen mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten ift, fo foll nach 
Vorſchrift der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820, Art. XXX., auf 
Anrufen der Betheiligten, nach vergeblich verfischter gütlicher Ausgleihung, 
die rechtliche Entſcheidung der flreitigen Vorfrage durch eine Austrägal:Inftanz 
veranlaßt werden. 

In dem vorliegenden Falle ift unter den vorhin genannten Bundes- 
gliedern die Frage ſtreitig geworden: 

wen von ihnen die Forderung der Reclamanten angehe, und gegen 

wen diefe alfo ihre Anfprüce zu richten haben? 
und nah Maßgabe der Beichlüffe der hoben Bindesverfammfung vom 
4. Auguft 1825, 16. März 1326 und 11. Mat’ 1826 biltet diefe Frage allein 
den Gegenftand der hier abzugebenden Gnticeidung. dergeftaft, daß ber 
biefige oberfte Gerichtshof, als zu diefer Sache bundesverfaflungsmäßig er- 
kohrnes Austrägalgericht, Alles dad von feiner Competenz gänzlih aus 
ſehließen und unberünkfichtigt laſſen zu müſſen glaubt, was außer.bem Bes 
reihe diefer Frage liegt, und mithin über die Grenzen des ihm ertheilten 
Austraͤgalauftrags hinausgeht. 

Zu den ‚dahin zu rechnenden Gegenſtänden gehoͤrt zunaͤchſt die Beur⸗ 
theitung ‚der ‚qualitativen und quantitativen Richtigkeit der Borberungen der 

39 * 


613 Abth. 11, Abſch. 3, $. 12, A. — Beisler 


Reclamanten. Die Beftimmung des Maßes und der Größe der In 
Rede ftehenden Penſionsrückſtände, die Srage, ob den Reclamanten auf ihre 
Forderungen Zinfen zuzuerkennen find, fo wie Alles, was auf die Liquit- 
dation der. Forderungen und überhaupt auf die Frage Bezug hat, in 
welher Maße die zahlungspflichtige Bundesregierung den Rechtsan⸗ 
forderungen der Reclamanten zu genügen babe, gehört ohne Unterſchied, es 
mögen die Reclamanten in geiftlichen oder weltlichen Entihädigungsgebieten 
bei den ehemaligen Rheinzoͤllen als Zollbeamte angeftellt geweien feyn, nicht 
zur austrägalrichterlichen Competenz, fondern vor die eigenen Landesgerichte 
des leiftungspflichtigen Bundesflaats, und wird nur bei diefen nah aus⸗ 
trägalgerichtlich entfchiedener Prajudicialfrage zur Erörterung und Entſchei⸗ 
dung gelangen können. 


Zu jenen bier auszufcheidenden Gegenftanden gehört ferner die Berück⸗ 
fihtigung anderer Anfprüche, als der der eben gedachten Reclamanten. Gine 
Ausdehnung der gegenwärtigen Entſcheidung auf die in den Berhandlungen 
bei der Bundesverfammlung mit zur Sprache gefommenen Forderungen 
anderer mit den jekigen Reclamanten in gleichen gder ähnlihen Verhält. 
niffen fich befindenden Penfionsgläubiger würde eine Meberfchreitung des Aus: 
träagalauftrags in ſich faflen, nach welchem lediglich nur in Betreff des ehe⸗ 
maligen Rbeinzollfchreibers zu Oberlahnſtein, Hofgerichtsraths Beisler, und 
der von ihm vertretenen einzelnen Sndividuen eine Enticheidung über die 
ftreitige Borfrage begehrt ift. 


Ebenfalld der austraägalrichterlichen Beurtbeilung vollig fremd bleiben 
zwei in der Naffauifchen Ausführung vom 16. October 1826 aufgeftellte Be; 
bauptungen, die nämlich, daß hinſichtlich der ehemaligen Naſſauiſchen Zoll⸗ 
ftätte zu Linz, welche im Jahre 1815 an Preuflen abgetreten worden, diefer 
Staat als Territorialberr erfcheine, und daß, wenn Naflau ald Territorial: 
herr für Oberlahnftein und Caub verpflichtet ſeyn follte, die Laſt der Pen- 
fionirung demnach nicht dem Naffauifhen Gouvernement allein verbleibe, 
fondern als eine auf den vormaligen Kurmainziihen und Kurpfälzifchen 
Landen rubende Gentrallaft unter die jegigen Theilhaber diefer Lande vertheilt 
werden müfle. 

Die erfte diefer Behauptungen, welche fich ohnehin durch die von der 
Krone Preuffen am Schluſſe ihrer Rechtsausführung vom 19. April 1827 
abgegebene Erflärung von felbft erledigt, bildet, gleich der zweiten, auf dem 
Unterſchiede zwiſchen Local- und Gentral= Dienerfchaft beruhenden Behaup- 
tung, aus dem runde feinen Gegenftand der austrägalgerichtlichen Beur: 
theilung und Entſcheidung, weil in den Befchlüflen der Bundesverfammlung 
Naſſau ausſchließlich nur als Territorialherr bezeichnet worden if. 


Dagegen ericheint der in den Bundesverhandlungen von Seite der Krone 
Preuffen- in Beziehung auf die Interpretation des Artikels XXX. der Wiener 
Rheinſchifffahrtsacte vom 24. März 1815, in Anregung gebrachte Zweifel 
wider Die austrägafrichterliche Competenz völlig unbegründet. Wenn nämlich 
dort die Meinung geäußert wird, daß Die Sinnesauslegung eines Guro- 
paifhen Staatsvertrag nicht der richterlichen Beurtheilung überlaflen werden 
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könne, und es bedenklich fey, ein Eivifgericdt über den wahren Sinn einer 
tractatenmäßigen Beftimmung entfcheiden zu laſſen, zu deren Interpretation 
nur bie hoben pacißcirenden Theile ſelbſt berufen und berechtigt ſeyn könnten; 
fo genügt zur Widerlegung diefer Anfiht ſchon die Bemerkung, daß eines 
Theild von einer authentifchen Interpretation nur bei eigentlihen Geſetzen, 
nicht aber bei Berträgen die Rede feyn kann, über deren Inhalt mehrere 
der paciscirenden Theile felbft mit einander bier in Streit gerathen find, 
und aus weichen die Berbindlichkeit zu einer Leiſtung gegen fie felbft bers 
geleitet ward, und daß andern Theile in Rechtöftreitigfeiten überhaupt dem 
competenten Richter die Befugniß nicht ftreitig zu machen ift,, von den Regeln 
der critifchen, grammatifchen und logiſchen Interpretation bei jedem dunkeln 
Geſetze oder Vertrage Gebrauch zu machen. 


Im Uebrigen ift der auf jene Anficht geftügte, in den Berbandlungen 
bei der Bundesverfammlung mehrmals erneuerte Widerſpruch der Krone 
Preuſſen gegen die Herbeiziebung der jeßigen Rheinuferſtaaten zu dem da- 
bier eingeleiteten Austrägalverfahren aus dem Grunde ald erledigt und be: 
feitigt anzufehen, weil nicht nur die jeßigen Mheinuferftaaten in dem den 
Yusträgalauftrag enthaltenden Beichluffe vom 11. Mai 1826 als dritte Partei 
mit aufgeführt find, fondern weil auch die Krone Preuſſen feldft in den 
biefigen Verhandlungen füh in ihrer Qualität ald damaliger Rheinuferſtaat 
eingelaflen und eine Interpretation des Art. XXX. der Wiener Nheinfchiffe 
fahrtsafte zu ihren Gunſten verfucht bat. 


So viel nun die Sache felbft betrifft, fo haben, um zur Entfcheidung 
der ftreitigen Borfrage zu gelangen, folgende drei Fragen einer nähern Un 
terfuhung unterzogen werden müflen: 


1. Sf die Verbindlichkeit zur Penfionirung der durch Aufhebung der 
Rheinzölle brodlos gewordenen Rheinzollbeamten, nadı den Beſtim⸗ 
mungen des Meichödeputationd - Hauptfchlufies von 1803, als eine 
dem Territorialberen der vormaligen Rheinzollſtätten auferlegte Ver⸗ 
pflihtung, oder ald eine auf das durd) jenen Reichsreceß neu er- 
richtete Rheinoctroi übergetragene Laft zu betrachten? 


St das erftere der Fall, ift mithin der Territorialberr als das > urfprüng- 
lich verpflichtete Subject anzuſehen, find alsdann 


IE von dem Kurerzcanzler fpäterhin foldhe Handlungen vorgenommen 
worden, die eine Veränderung in ben urfprünglihen Berpflichtungs- 
verhältniffen bewirkt haben, und als eine auf rechtöverbindliche, un: 
widerruflihe Weile von ihm gefchebene Anerfennung und Weber: 

- nahme der Penfionirungsverpflihtung angefehen werden können? 

IIL 3 wiederum fpäterbin durch die Wiener Aheinfchifffahrtsacte vom 
24. Mär; 1815 eine Beränderung in den urfprünglichen Verpflich⸗ 
tungsverhältniffen eingetreten, und find die fraglichen Penflonen, 
in fo weit fle vor dem Jahre 1814 rückſtändig geblieben waren, auf 
den den jeßigen Nheinuferftaaten feit dem 1. Januar 1814 zukom⸗ 
menden Ertrag des Rheinſchifffahrts⸗Octroi gelegt worden ? 


‘ 
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Bei Erörterung der 
erften Frage 
kam es zunörderft darauf an, das zwifhen dem Staat und feinen Dienern 
beftebende wechfelfeitige Verhältniß nad; allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu 
unterfuchen, und bierbei infonderheit die von mehreren ber ftreitenden 
Bundesregierungen in Anregung gebrachte Frage einer nahern Prüfung zu 
unterwerfen: 
ob Staatödiener, welche durdy die gänzlihe Aufhebung oder Sup- 
preffion der ihnen anvertraueten Bedienungen, alſo ohne eigenes 
Berfhulden, ihre Stellen verlieren, von dem Stante, dem fie an- 
gehören, zu penfioniren und zu entfchädigen find? 

Die Bejabung diefer Frage, für melde ſich der Austrägalgerichtäbof ent» 
fhieden, gründet fih auf die Natur und dad Wefen des ftaatödienerfchaft- 
_ lichen Berbaltniffes, auf allgemeine Principien des Deutichen Staatsrechts, 
wie ed zur Zeit der Errichtung des Reichsreceſſes als allgemeine Rechts⸗ 
quelle galt, und auch jebt noch eine fubfidiaire Quelle ded Deutſchen Bun: 
dedrechts bildet, und auf Die Auctorität bewährter älterer und neuerer 
Yubliciften. 

Sönner’s Handbuch des Deutihen Staatsrechts, $. 244. 425. 

Leiſt's Lehrbuch des Deutihen Staatsrechts, $. 42. 99. seq. 

Heffter’d Beiträge zum Deutſchen Etaatds und Yürftenrechte, 
pag. 106. seq. - 

Es ift ein unbeftreitbares, auch in einzelnen Territorialgefepgebungen 
ausdrücklich anerkanntes Princiv, daß bei Guppreflion von Staatsämtern, 
durch veränderte Organifation oder durch Zeitereigniffe veranlagt, dem ſchuld⸗ 
fofen Staatsdienern für den Berluft ihrer Stellen eine Entichädigung ge⸗ 
bühre, und dieß Princip, was überhaupt da, mo pofitive Rechtöquellen feh⸗ 
len, auf alle Staatödiener im Allgemeinen Anwendung findet, denen durdy 
die Einziehung ihrer Aemter das ihnen zugeficherte Dienfteintommen geraubt 
wird, bildet gerade die allgemeine Grundlage der in dem 5. 59. des Reichs⸗ 

deputations⸗Hauptſchluſſes enthaltenen Beſtimmungen. 

Aus denjenigen zu Regensburg gepflogenen Verhandlungen der außer 
ordentlichen Reichddeputation, wodurch das Seculariſations⸗ und Entſchadi⸗ 
gungsgeſchäft vorbereitet und eingeleitet wurde, geht auf das Deutlichſte 
hervor, daß die Reichſsdeputation Anfangs den allgemeinen Zweck vor Augen 
hatte, das Schickſal der fämmitlichen bei den damaligen Regierungsver⸗ 
änderungen leidvenden Dienerfchaften, ohne Unterfchied und ohne Rückſicht 
anf ihre damalige Anftelung in geiftlichen oder weltlichen Entihädigunge- 
gebieten, nach den Grundfägen des Rechts und ber Billigfeit zu beftimmen 
und für alle Claſſen der darunter begriffenen Individuen Berfehung zu 
treffen. (Protokolle der Reichſsdeputation, Tom. I pag. 54 161. 259. 263. 
314. und Beilage Rum. 108.) 

Allerdings ift nun zwar die Reichsdeputation, nad) Ausweife der diefem 
Gegenſtande gewidmeten fpätern Berbandlungen, (Protokolle der Reichs⸗ 
devutation, Tom. I. pag. 353. 373. 377. 392. 415. seq. Tom. H. pag. 603. 
920.) von einer fo weit ich aus dehnenden Mmorinung nachmals wieder zurüd- 
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gefommen, und die Faſſung des $. 59. des Meichedeputationd:Hauptichluffes 
fest es außer Zweifel, daß die darin getroffenen fpeciellen Beftimmungen 
uber die Suftentation der Dienerfchaften ſich keineswegs auf die fammtlichen, 
den verichiedenen entichadigungsberechtigten Fürſten übermwiefenen, neuen 
Sandeötheile hat ausdehnen, fondern dag nur die Anfprüche der geiftlichen 
Fürſten und Stände des höhern und niedern Clerus und deren Dienern, 
ingleichen den Kreisdienern, freier Reichöftädte, unmittelbaren Korperfchaf- 
ten und deren Dienerfchaften, den einzigen Gegenftund der von Reichöwegen 
zu treffenden Zürforge hat bilden ſollen. Es verfkeht fih aber von felbft, 
Daß diefer fpätern Modification beftimmte Nüdfihten und Motive zum 
Grunde gelegen haben müflen, denn auf Feine Weile läßt fi) annehmen, 
daß die Reihederutation, wenn auch die Seculariſation der geiftlichen Ränder 
und Stiftungen und die Regulirung der daraus refultirenden Verhältniſſe 
den Hauptgegenftand ihrer Arbeiten ausmachte, das Schickſal derjenigen 
Staatödiener, die mit weltlihen Entſchädigungslanden an einen neuen 
Regenten übergingen, ganz unberückſichtigt gelaffen, und folchergeftalt einen 
mit dem Hauptgefchäfte in fo aber Berbindung ftehenden Gegenftand über 
feben haben follte. Das Gegentheil erhellet auch fchon zur Genüge daraus, 
daß die Dispofitionen des $. 59. ausdrücklich mit auf die zur Entichädigungs: 
mafle herbeigezogenen freien Reichsſſtädte und unmittelbaren Körperfchaften 
ausgedehnt wurden. 


In den Regensburger Deputationsverhandlungen finden fih num zwar 
die Gründe nirgends beftimmt ausgedruͤckt, durch welche die Neichödeputa- 
tion bewogen worden, auf die in dem $. 59. des Reichsreceſſes enthaltenen 
fpeciellen Beſtimmungen ſich zu beichränfen. Jede lingemwißbeit über die 
Dazu vorgelegenen Beweggründe befeitigt fi aber von feld, wenn man 
nur im Allgemeinen in Erwägung zieht, daß die Eecularifation der geiftlichen 
Stifter und Regierungen eine außerordentliche Maßregel war, bei deren 
Ausführung genaue Anordnungen und Bellimmungen in Anfehung aller der- 
jenigen getroffen werden mußten, deren Schickſal zunächſt und unmittelbar 
an die Bollziehung einer fo harten Maßregel geknüpft war. Die geiftlichen 
Staaten und Stifter, fo wie die Reichsſtädte und unmittelbaren SKörper- 
haften, wurben vom Deutichen Reiche als die eigentlichen Opfer des Frie⸗ 
dens angefehen und behandelt. lingefragt mußten fie fih den Beſchlüſſen 
des Deutfchen Reichs fügen, und Nichts war natürlicher, als daß das Reich 
ſowohl für fe als für die künftige Suftentation ihrer gefammten Diener: 
haft auf eine der Gerechtigkeit und Billigkeit entiprechende Weife zu forgen 
ſich verpflichtet fühlte. Nicht fo verhielt ed fi mit den Abtretungen folcher 
Oebietötheile, welche unter den, bei dem Gecularifationd: und Entichädi: 
aungs⸗Geſchaͤfte interefjirten, weltlichen Deutichen Fürften und Reiche» 
angebörigen zum Zwecke der weitern Ausgleichung angeordnet und in dem 
Reichsreceſſe regulirt worden. In Beziehung auf das in folden weltlichen 
Entihabigungslanden angeftellte Dienftperfonaf lag der Reichsdeputation 
feine fo nahe Beranlaffung vor, befondere Borfehung zu Treffen. Sie fonnte 
das Schickſal diefer Beamten füglich der befondern Vereinbarung der abtre: 
tenden und eintretenden Regierungen oder den Beſtimmungen der in den 
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betreffenden Territorien bis dahin beftandenen Dienft » und PenfionsRegle= 
ments überlaflen, oder aber es lediglich bei demjenigen bewenden laffen, 
was in Anfehung der dem Staate gegen feine Beamten obliegenden Penfto- 
nirungs: Verpflichtung und der Derbindfichfeit des Regierungsnachfolgers 
gegen die von feinem Vorgänger angeftellte Staatsdienerfhaft nah allge: 
meinen ſtaatsrechtlichen Principien Rechtens ift. 

Daß dahin aber die Abſicht der Reihsdeputation wirklich gesangen, wird 
unter den vorbemerkten Berbäftniffen, Ip wie nad) dem Gange der Depu- 
tationsverhandlungen und nad) der Zaffung des 59. Paragraphen mit Ge- 
wißheit vorausgefeßt werden dürfen. 


Nach den deutlichen Beitimmungen des ebengedachten Paragraphen kann 
es nun feinen Zweifel finden, daß der damalige Fürſt von Naffau = fingen 
mit der Beſitznahme der ihm zugetheilten geiftlichen Entfchädigungslande, 
zu welhen dad ehemalige Kurmainziihe Amt Oberlahnftein und das ebe: 
mals Kurkölniihe Amt Linz gehörte, zugleich die allgemeine Verpflichtung 
überkam, alle darin angeftellten Etaatsdiener geiftlihen oder weltlihen 
Standes, in fo fern er fie nicht in feinen Dienften behielt, lebenslänglich 
zu penfioniren. Denn nur des neuen Landesherrn wird in diefem Pa- 
ragrapben, und zwar nicht etwa bloß an einer, fondern an drei verſchiede⸗ 
nen Stellen gedacht; nur von den Berhältniffen des neuen Landesherrn 
zu der Dienerfchaft in den Entichadigungslanden ift darin die Rede, und 
nur dem neuen Landesherrn ift deren Verſorgung durch Beibehaltung im 
Dienſt oder Penſionirung zur Pflicht gemacht. 

Mit der Verſorgung der Staatsdiener in den an Naſſau · Uſingen ge⸗ 
kommenen weltlichen Entſchädigungslanden, zu welchen das ehemals Pfalz⸗ 
bayeriſche Amt Caub gehörte, verhält es ſich zwar in fo fern anders, als 
die in dem 5.59. des Reichsreceſſes enthaltenen Verfügungen auf die Ueber⸗ 
nahme und Guftentation der Staatödiener in den weltlihen Entſchädigungs⸗ 
fanden eine directe Anwendung nicht erleiden. Keineswegs aber hat es. 
dem Obigen zufolge, die Abficht der Neichödeputation feyn können, die in 
weltlichen Entfchädigungsgebieten angeftellten Staatsdiener mit ihren ſchon 
auf allgemeinen ftaatsrechtlihen Grundlagen beruhenden Penfionirungss und 
Berforgungsanfprühen auszuſchlieſſen und den neuen Regenten aller 
depfallfigen Verpflichtungen gegen fte zu entheben. 

Daffelbe allgemeine Princip, welches den Dispofitionen des $. 59. des 
Reichsreceſſes ald Baſis zum Grunde liegt, findet vielmehr im Allgemeinen 
auch auf fie alddann feine vollfommene Anwendung, wenn in Betreff ihrer 
Verſorgung bei den eingetretenen Territoriafüberweifungen eine befondern 
DBerträge zwilchen den ans und abtretenden Megierungen errichtet, oder 
durch befondere Dienſt- und Penfiond-Reglements Feine auf ſie anwend⸗ 
baren Beftimmungen getroffen feyn follten. 

Was hier aber von Gtaatsdienern überhaupt gefagt worden ift, wird 
auch von den einzelnen Claſſen derfelben, alfo auch von den Rheinzoll⸗ 
beamten ſowohl in den geiftlichen als weltlihen Entſchädigungsgebieten, zu 
verfteben feyn. Die in dem $. 59. des Reichsreceſſes aufgeftellten Grund: 
fäge begreifen in ihrer Allgemeinheit alle Gattungen von Staatsdienern 
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unter fih, und werden daher unzweifelhaft auch auf die ehemaligen Rhein: 
zollbeamten ihre Anwendung finden müffen, in fo fern nämlich aus dem 
übrigen Inhalte des Reichsreceſſes die Anfiht fich nicht rechtfertigen laſſen 
follte: 
daß die Reichödeputation von den im $. 59. feftgefeßten Beftimmungen 
eine Ausnahme in Beziehung auf die Rheinzollbeamten habe 
eintreten laffen, und deren Penfionirung dem Rheinoctroi habe 
auferlegen wollen. 


Gegen eine folhe Anfiht gibt aber ſchon die in die Augen fpringende 
gänzliche Verſchiedenheit zwiſchen den ehemaligen Rheinzöllen und dem Ins 
ftitute des Rheinoctroi ein fehr ftringentes Argument an die Hand. Das 
Inftitut des Rheinoctroi, wad nur in Hinficht des Zwecks einer Befteuerung 
oder Erhebung von Abgaben für die Benußung des Nheinftroms zur Eins 
fuhr, Durchfuhr oder Ausfuhr von Waaren eine Vergleichung mit den ehe 
maligen Rheinzöllen zuläßt, unterfcyeidet ſich von diefen, ſowohl in Hinficht 
der innern Organifation und des ganzen Verwaltungsſyſtems, als in Hin 
fiht der Verwendung der Auftünfte und der Grundlage, morauf dieß neu 
gefchaffene Werk gebauet war. Die Erhebung der Rheinzoͤlle gefchah vor 
Erlaffung des Neichsdeputationd » Hauptfchluffed von denjenigen einzelnen 
Uferftanten, denen dazu ein befonderes Privilegium vom Kaiſer und Reich 
ertheilt war, und es fand unter den einzelnen Berechtigten überall Feine 
Gemeinſchaft ftatt, vielmehr wurde die Zollerhebung von jedem für feine 
alleinige Rechnung durch eigene Rocalbeamte bewerkſtelligt. Das Octroi⸗ 
inftitut aber follte ein gemeinfames organiſches Ganze bilden. Durch ſel⸗ 
biges wurde eine gemeinfchaftlide Gebührenerhebung für Deutichland und 
Frankreich unter einer gemeinfchaftlihen Gentral: Berwaltungebehörde ange: 
ordnet. Keineswegs wurden die Auffünfte des Octroi den einzelnen Ufer: 
ſtaaten überwiefen, um felbigen die Durch die Aufhebung der Zölle erlittene 
Einbuße zu erfeßen, denn fonft ließe fich vielleicht behaupten, daß dad Oc⸗ 
troi an die Gtelle der Nheinzölle getreten und das Zolfregal in der Wirk⸗ 
lichfeit nur unter einer andern Form beibehalten fey, fondern ed wurde für 
die Deutiche Hälfte eine, mit Einfchluß des NKurerzcanzlers, aus acht Ent- 
[hädigungsberechtigten zufammengefettte Intereffentenfihaft gebildet und diefe 
auf den Ertrag des Rheinoctroi, mit firirten Summen, angewiefen. 


Aus dem Umftande nun aber, daß nach gänzlicher Eupprimirung der 
Rheinzölle ein neues Snftitut unter dem Namen Nheinoctroi, gleichfalls 
zu dDemfelben allgemeinen Zwede der Befteuerung von Waa 
rentransporten für denfelben Strom, eingerichtet ward, kann die 
Folgerung nicht abgeleitet und gerechtfertigt werden, daß die Verpflichtung, 
das bei den Zöllen früher angeftellt geweſene Dienftperfonal zu entfchädigen, 
auf das neue Snftitut eo ipso übergegangen fey, denn bei einer folchen 
Argumentation würde man nur von dem ganz unrichtigen Gabe ausgehen 
müflen, daß der Entſchaͤdigungsanſpruch dienſtlos gemordener Rheinzoll⸗ 
beamten hupothefarifch auf den Zollauffünften gerubet habe, oder überhaupt 
als ein, an den Zollauffünften ſelbſt haftendes, mit der Ausübung des Zoll⸗ 
regals in einem ungertrennbaren Nexu ftehendes jus in re zu betrachten wäre. 
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Hierbei kann auch der Einwand der Naſſauiſchen Regierung Nichts rele⸗ 
viren, daß bie Penſionirung der zur Auspbung von Hoheitsrechten oder zur 
Erhebung von Hoheitsgefällen angeftellten Beamten einem Staate billig 
nicht zugemuthet werden koͤnne, der den Veſitz dieſer Hobeitsrechte und Be- 
fälle, durch weiche nur die Penfienirungsverpflichtung bedingt fey, entweder 
verloren oder niemals gehabt babe. 

Eines Theild ſteht diefem Einwande die Nüdfidit entgegen, daß, wie 
bei Beantwortung der zweiten Srage weiter gezeigt werden wird, die fammat- 
lihen jegt reclamirenden Rhein: Zollbeamten wirklih in den Dienft ihres 
neuen Landesherrn eintraten und von ihm auf ihren Dienftftellen noch für 
längere: Zeit beibehalten wurden, und daß, fo lange die alten Zölle nicht 
wirklich aufgehoben wurden, alfo biß gegen Ende des Jahrs 1805, die Ge- 
rechtfame der Territorialherren zur Zollerhebung und die Berbältniffe des 
dabei angeftellten Dienftperfonals befteben blieben, nur mit dem Unterfchiede, 
daß die Einnahmen der Zölle dem im $. 25. des Meichörecefles beſtimmten 
Zwede gewidmet werden mußten, andern Theils aber verfteht es fih von 
felbft, daß die Frage, was bei den getroffenen Anordnungen etwa die Bilz 
ligkeit echeifcht hätte, And in mie fern für den einen oder andern Theil 
‚ eine Härte oder Unbilligfeit dabei zum Grunde liegt, keinen Gegenftand 
der richterlihen Beurtheilung abgeben Fann. 

Immerhin mögen die jegigen Territorialherren den Genuß der vorma- 
ligen Rbeinzollauffünfte entweder niemald gebabt oder ibn verloren haben, 
ayf Beine Weife läßt ſich daraus ein durshgreifender Grund zu der Bebhaup- 
tung bernehmen, daß die Verpflihtung zur Penflonirung der ehemaligen 
KRheinzollbeamten guf das Nheinoctroi übergegangen und auf felbiges über- 
tragen fey. Zu einer folchen Webertragung würde es einer ausdrücklichen 
Beſtimmung des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes nothwendig bedurft haben, 
und eine deßfallfige. Beſtimmung ift weder in dem $. 39. — wo fie zunächſt 
au ſuchen feyn würde — noch in irgend einem andern Paragraphen zu fin- 
Den, In dem $. 39. wurden alle Laften, mit welchen das neu gegründete 
Octroi beihwert feyn follte, nach einer gewiffen Priorität genau beftimmt. 
Aber fo wenig die dort aufgeftellten, den Nettoertrag des Octroi völlig er 
fchöpfenden, vier Gathegorien die Benfionen der ehemaligen Rheinzollbeamten 
mit in fich befaflen, eben fo wenig fünnen dieſe, man mag die gebrauchten 
Yusdrüde noch fo ausdehnend erklären, in die Cathegorie der aus der 
Bruttveinnahme au beftreitenden Koften der Erhebung, Verwaltung und 
Polizei gebracht werden. 

Berüdfichtigt man aber neben der Faſſung ded gedachten Paragraphen 
insbefondere das Verhältniß, worin dag Octroi zu Frankreich ftand, fo 
leuchtet es ein, daß, fowohl den Worten als der Abſicht der pacidcirenden 
Theile nach, die Beſtimmungen jened Paragraphen nur auf das Inſtitut 
des Octroi und auf die künftig von den Detroiauffunften zu beſtrei⸗ 
enden Erhebungss, Berwaltungs: und Polizeikoſten zu beziehen find. 

Wie wenig auch eine Belaftung des Octroi mit der Penſionirung der 
ebemeligen Nheinzollbedienten in der Intention ber Reichsdeputation gelegen 


haben koͤnne, davon ‚gibt insbefondere den ſicherßen Beweis der Umſtand 
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ab, daß, nah dem $. 78. des Reichsreceſſes, ſelbſt Diejenigen Schulden, 
wofür die Rheinzoͤlle ſpeciell verhypothecirt waren, nicht auch das Rhein 
octroi mit übergeben, fondern von den neuen Landesherren übernommen 
werden follten. 


Endlich findet fih auch noch ein nicht unerhebliches Argument fir den 
Beweis der Nichtverhaftung des Rheinoctroi in der nachmals reichsober⸗ 
hauptlich beftätigten Mheinoctroiconvention, die der Kurerzcanzler, als de- 
legatus imperii, am 5. Auguft 1804 mit dem Kaiſer Napoleon abſchloß 
In diefer Convention wurden alle von den Octroiaufkünften zu beftreitenden 
Adminiftrationstoften ausführlich erörtert und das Penſionsweſen der künftig 
bei dem Octroi amzuftellenden Beamten auf dad Genaueſte vegulirt. Aber 
der Rheinzollbeamten, die zur Zeit des Abſchluffes diefer Convention 
noch in Activität waren, und die Zollerhebung auf den alten Zuß nad, fort 
feßten, geſchah dabei feiner Erwähnung. Ihrer Berforgung wurde darin 
mit feiner Sylbe gedacht, obgleich doch hierzu gerade bei Bollziehung diefer 
Convention die dringendfte Beranlaflung vorgelegen hatte, wenn eb die Ab» 
fiht des Reichs geweſen wäre, außer den Penſionen der antretenden Oc 
troiofficianten, auch die der abtretenden Zollbeamten dem Mheinectcoi 
zur Laſt zu legen. 


Das Nefultat diefer Betrachtungen concentrirt fi in dem Gate: 

daß die Berpflihtung zur Penfionieung ehemaliger Rheinzollbeamten 
keineswegs als eine dem Rheinoctroi reichsſchlußmäßig auferlegte 
Verbindlichkeit zu betrachten iſt, daß vielmehr dem Territorialherrn 
— alfo in dem vorliegenden Falle Naſſau — diefe Verpflichtung, 
und zwar a) in Anfehung der in feinen geiſtlichen Entfhädigungs- 
landen angeftellt gewefenen Rheinzollbeamten, vermöge pofitiver reichs⸗ 
ſchlußmäßiger Beftimmungen, und b) in Anfehung der in feinen welt 
lihen Entihädigungsgebieten angeftellt gewefenen ehemaligen Rhein⸗ 
zolldiener nach allgemeinen ſtaatsrechtlichen Principien obliegt. 


So viel hiernächſt die 
jweite $rage 


anlangt, fo if es zwar völlig unbeftritten, daß der Nurerzcansler an die 
fammtlichen jegigen Neclamanten, von dem Zeitpunfte ihrer Dienitentlaf- 
fung an, Penflonen wirklich gegahlt und diefe Zahlungen ununterbrochen 
bis zu dem Zeitpunkte forbgefept hat, wo er die Deutfche Octroihälfte an 
Frankreich abtrat. In fo fern aber gejeigtermaßen ein anderer als er das 
sublungepflichtige Subject geweſen, alſo von ihm eine fremde Verbindlichkeit 
esfüllt worden, würde auf feiner Seite «in Berpflihlungsgrund zur Fort: 
fegung der von ihm im Jahre 1810 ſiſtirten Penfionszehlungen und folge: 
weiße zur Abtragung der in Rede ſtehenden Rückſtaͤnde nur allein tu dem 
Salle erikiren, wenn er vertragsweife die Penfionirung ter Neffauifchen 
Rheinzollbeamten in dem Maße und mit der Rechtswirkung übernommen 
hätte, daB Naſſau dadurch von feinen Berpflicktungen gegen den Recla— 
manten gänzlich liberirt und er dagegen unwiderruflich ald Das verpflichtete 
Subiject an deſſen Stelle getreten wäre, — alſo wenn bie von ihm geiche⸗ 
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bene Uebernahme jener fremden Verbindlichkeit unter den Rechtsbegriff einer 
Novation zu fubfumiren fände. Denn trüge fie dieſen Eharafter nicht 
an ſich, fo würde die Einftellung oder Fortdauer der bewilligten Penſions⸗ 
zahlungen lediglich von feiner Willkühr und freien Entfchließung abgehangen 
baben. 

Eine ſolche durch Novation eingetretene Liberation der Naſſauiſchen Mes 
gierung von ihrer urfprüngfichen Penſionirungsverpflichtung würde ſich jedoch 
immer nur dann annehmen laflen, wenn der animus novandi von den ge- 
fammten SIntereflenten entweder ausdrücklich erflärt worden wäre, oder — 
nad) der Iehtern Meinung — doch wenigftens aus ihren Handlungen mit 
völliger Gewißheit hervorginge. Das beißt nad) L. ult. C. de novat. et 
deleg., wenn der Kurerzcanzler ausdrücklich erklärt, oder doch wenigftens 
durch völlig überzeugende Handlungen an den Tag gelegt hätte, die ur⸗ 
fprünglide Verbindlichkeit Naſſau's zur Penfionirung unwiderruflih über- 
nehmen und Naflau für immer davon liberiren zu wollen; und ferner, wenn 
die Rheinzollbeamten auf obige Weife erklärt oder an den Tag gelegt hät 
ten, den SKurerzcanzler ald ihren Schuldner annehmen und Naflau feiner 
Berbindlichkeit entlaflen zu wollen. 


Sind diefe Requiſite nicht vorhanden, fo bat, nach obigem Gelege, 
Naſſau von den Burerzcanzlerifchen Penfionszahlungen nur den Bortheil, 
daß es für die Periode, für welche fie erfolgt find, nicht noch einmal zu 
zahlen braucht, kann aber von dem Zeitpunkte an, wo jene Zahlungen auf» 
gehört haben, der Erfüllung feiner urfprünglichen Verbindlichkeit ſich nicht 
entlegen. 

Naſſau behauptet nun nicht einmal einen animum novandi, wie er 
eben bezeichnet worden, weder von Seiten des Kurerzcanzlerd noch der 
Kheinzollbedienten, fondern benupt durch das Factum der wirklich gefche 
benen Penflonirung, um nadyzumeifen, daß der Kurerzcanzler eine ihm 
pbliegende Verbindlichkeit anerfannt und erfüllt babe, und ftellt dabei fol: 
gende Argumentation auf: 

Da die Rheinzollbeamten die Zollverwaltung nur für Rechnung der 
in den Genuß und Beſitz der Zölle getretenen Furerzcanzlerifhen 
Kammer beiorgt, da ferner der Kurerzcanzler fie aus den Zollauf: 
fünften befoldet, da der Territorialherr über fie und ihre Dienſte, 
fo lange die Zollverwaltung fortgedauert, nicht babe disponiren kön⸗ 
nen, und da endlich fie durch die Verfügungen des Kurerzcanziers 
ihren Dienft verloren; fo folge daraus, daß die Rheinzollbeamten 
vom Sabre 1803 bis 1805 in der That und Wirklichfeit Diener des 
Kurerzcanzlers gewefen , und Letzterer alfo im Zahre 1805 die Pen- 
flonirung jener Beamten zu übernehmen gehabt babe. 

Sollte indefien auch dieſe Darftellung in ihren factiihen Beziehungen 
ihre völlige Richtigkeit haben, fo würde doch die daraus abgeleitete Eondu- 
fon fih überall nicht rechtfertigen laſſen. 

Daß den Naſſauiſchen Caſſen von den Zollauftünften Nichts zu gute 
gefommen, aber auch Nichts zu gute kommen Eonnte, hatte feinen Grund 
lediglich in der Befimmung des 5.25. des Reichsreceſſes, nach welchem dem 
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Kurerzcanzier fämmtliche Zolauftünfte, rüudwarts gerechnet vom 1. De 
cember 1802 an, zur Grganzung feines Dotationscomplements überwiefen 
worden waren. Eben deßwegen hatte aber die Naffauifhe Regierung, von 
diefem Zeitpunfte an, bei der Zollerhebung und Verwaltung nicht das ge⸗ 
ringfte Intereſſe mehr, denn, wenn auch nach Berichtigung jenes Dotations⸗ 
complements noch ein Ueberſchuß an Zollauffünften verblieben wäre, fo 
würde diefer nicht den Territorialperren, fondern den übrigen Renteberech⸗ 
tigten zugefallen feyn, wie dieß am Schluffe des gedachten 25. Paragraphen 
ausdrüdlich beſtimmt war. 


Nur der Kurerzcanzler, und nad ihm die übrigen Renteberechtigten, 
waren bei der Zoflerbebung fortan intereflirt, und zur Wahrnehmung feines 
Snterefie blieben ihm nur zwei Wege übrig. Entweder hatte er fi der 
Mitwirkung der betreffenden Territorialregierungen auf die Weile zu bes 
dienen, wie es bei den Zollerhebungen im Großherzogthume Baden und 
Heſſen nady Angabe diefer beiden Staaten von ihm gefchehen, oder er hatte 
fih, wie dieß, der Berfiherung der Naffauifhen Regierung zufolge, in 
iprem Territorio geſchehen feyn foll, durch einen Bevollmächtigten oder Ads 
miniftrator mit den einzelnen Zollrecepturen felbft in unmittelbare Commu⸗ 
nication zu feßen. Welchen diefer Wege er einfchlug, war gleichgültig, denn 
auf welche Weife er fih mit den einzelnen Regierungen benehmen follte, 
darüber war ihm in dem $. 25. des Reichsreceſſes Nichts vorgefchrieben. 


Daß eben aber der Kurerzcanzler die Naflauifchen Rbeinzollbeamten 
für feinen Dienft befonders vereidet und verpflichtet, daß er fie mit neuen 
Dienftinftructionen verfehben, oder ihnen neue Dienftpatente ausfertigen laſ⸗ 
fen, ift fo wenig behauptet, als daß er fie, nach Auflöfung der Zolleinrich⸗ 
tung, von ihren Dienftftellen förmlich dimittirt und dechargirt babe. Denn 
wenn auch, was den lebten Punkt betrifft, Naffauifher Seits angeführt 
wird, daß fie durch feine Verfügungen ihre Stellen verloren, fo kann doch, 
bei ermangelnder näberer Erläuterung diefed Anführene, nur fo viel darunter 
verfianden werden, daß, ald mit Einführung des Octroi die Zollbedienungen 
eingingen, die Reclamanten als Octroibedienten von ihm nicht wieder anges 
ftellt wurden. 

Eben fo wenig aber läßt ſich ein die Naffauifchen Eonclufionen unter: 
flügended Moment daraus bernehmen, bag die Naflauifchen Zollbeamten 
für ihre Dienfte, fo lange bie Zollerhebung proviforifch noch fortdauerte, 
dadurch remunerirt wurden, daß ihnen der Abzug ihrer Dienftgehalte und 
Emolumente an den an den Surerzcanzler abzuliefernden Zollaufkünften 
geftattet wurde. Es lag ſchon in der Matur der Sache, daß unter dem an 
den Surerzcanzler abzuliefernden » Ertrage der Zöllex nur der Mettvertrag, 
nach Abzug der Adminiftrationskoften, zu welchen auch die Befoldungen der 
Zollbedienten gehörten, zu verftehen war, gleichwie denn auch in Anfehung 
der Octroiauflünfte im $. 39. des Reichsreceſſes ausdrücklich feftgefegt wor» 
den war, daß die Koften der Erhebung und Verwaltung demnächft von dem 
Ertrage des Octroi im Ganzen vorderfamft beftritten werden follten. 


Was aber das Anführen der Naffauifchen Regierung betrifft, daß fle 
über die Nheinzollbeamten und deren Dienite, fo lange die Zollverwaltung 
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Danerte, nicht babe disponiren fönnen, fo bat ſolches zwar allerdings feine 
Richtigkeit. Es bat aber ebenfalld feinen Grund fediglich in der Veſtimmung 
des $. 25. des Meichsrecefled und in der hinfichtlich der Einführung Des 
Schifffahrtsoctroi eingetretenen Berzögerung. Jene Beftimmung bradte es 
mit fih, daB Naflau das Werfonal feiner Zolldeamten vorerfi an feinem 
Mage laſſen mußte, um dem Kurerzeanzler den Genuß der Zollauflünfte 
zu gewähren, nicht zu gedenfen, dag auch der Naſſauiſchen Regierung aus 
der längern Dauer diefes intermediären Zuftandes in fo fern Bein Nachtheil 
erwachlen, als fie für diefe Zeit der Laft des Unterhalts ihrer Zollbeamten 
ganzlich überhoben war. 

Solchemnach kann aus dem Berbäftniffe, wie ed zwiſchen dem Kurerz⸗ 
tanzier, der Naſſauiſchen Negierung und den in deren Gebiete angeftellten 
Zollbeamten ſich "bildete, und in Zolge der Beſtimmungen des Reichsreceſſes 
nothivendig fich bilden mußte, Fein Beweis für die Behauptung entnommen 
werden, daß jene Beamten in den Dienft des Kurerzcanzlerd eingetreten, 
und dadurch von ihm zur Fünftigen Penfionirung übernommen feyen. 

Die unbeftrittene, mithin Feines Beweiſes bebürfende Thatſache mun 
aber, daß, als im Sabre 1805 die Zollamter wirflich aufgehoben wurden 
und das Octroi in Wirkfamfeit trat, der Kurerzcanzler den brodlos gewor- 
denen Rheinzoffbedienten, in fo weit er fie nicht bei dem neuen Octroi 
wieder anftellte, Penſionen auf die Detroicaffen anweifen und bis zum Jahre 
1810 auszahlen ließ, ift an und für fih, bei ermangelndem Beweiſe des 
damit verfnüpft gewefenen animi novandi, ein völlig irrelevanıed Factum. 

Zwar ergibt der Inhalt der von Baden mit der Rechtausführung vom 
4. September 1827 producirten Urfunden im Allgemeinen foviel, daß zwi⸗ 
ſchen den Furerscanzlerifhen und Badifhen Behörden befondere Verhand⸗ 
ungen, namentlid, eine gemeinfchaftliche Liquidation der Penfionen, ſtatt 
gefunden, bevor die Zahlung an die Badifchen Zollpenfioniften vom Kur: 
erzcanzler verfügt worden. Daß aber irgend eine Berbandlung zwiſchen 
‚Purerzcanzleriihen und Naſſauiſchen Behörden in Betreff vr Naſ⸗ 
fautfhen Penfioniften ftatt gehabt und den Penfionszahlungen veran- 
gegangen ſey, ift Naſſauiſcher Seits weder durch die der Deductionsſchrift 
vom 16. März 1828 beigefügte Urkunde — das einzige von Naſſau produ⸗ 
eirte Document — nachgewiefen, noch fonft irgendwo behauptet worden. 

Gleichwohl bedarf es keiner weitern Ausführung, daß alled dasjenige, 
was vom Kurerzcanzler für folhe Zollbedienten gefchehen, welche bei den 
auf anderm als dem Naſſauiſchen Territorio, namentlich im Großherzog⸗ 
thbume Baden und Heflen-Darmftadt, belegenen Zollftätten angeftellt geweſen 
waren, Naflau niemals von der ihm urfprünglich obliegenden Verpflichtung, 
die bei feinen eigenen Zollftätten angeftellt geweſenen Zollofficianten zu vers 
forgen,, befreien konnte. Alles was zwifchen dem Surerzcanzler und jenen 
Zollbedienten, oder auch den Badiſchen und Darmftädtifchen Negierungen 
verhandelt und vorgefallen ift, kann einen directen Einfluß auf die gegen: 
wärtige Entfcheidung nicht äußern, fondern es läßt ſich, in fo fern man 
eine Gleichheit der Berhäftniffe Badens, Heflens und Naſſaus zu dem Kurs 
erzcanzler in Beziehung auf die freitige Penſionirungsverpflichtung anneh⸗ 
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men darf, bödhftens nur eine factifche Vermuthung daraus herleiten, daß 
der Rurerzcanzler in feinem Benehmen und Berbalten gegen diefe Staaten 
von gleihen Rückſichten geleitet worden fey. Ließe fich aber auch wirklich 
ein animus novandi auf Ceiten des Kurerzcanzlers annehmen, fo würde 
doch diefer allein Naffau von den Anfprüchen der jetzigen Reclamanten 
nicht befreien, wenn Letztere nicht ebenfalls Naffau feiner Berbindlichfeit 
entlaffen, mithin auch ihrer Seits einen animum novandi an den Tag ger 
legt hätten. Dur eine ausdrückliche Erklärung ift dieß nicht gefcheben, 
wenigftens ift dieß von Feiner Seite behauptet worden. Das bloße Factum 
der an den Suretzcanzler gerichteten Bitte um Perfionen und die dem⸗ 
nächflige Annahme der Zahlung läßt fidy jedoch unter den vorwaltenden Bers 
haͤltniffen und bei der ftrengen Borfchrift der L. ult.C. de novat. et deleg. 
als eine coneludente Handlung nicht anfehen, aus welcher die Abficht 
der Reclamanten, die Naſſauiſche Regierung ihrer Verpflichtungen audy für 
den Fall entlaſſen zu wollen, wenn die kurerzcanzleriſchen Unterſtütungen 
aufhören folten, nur mit einiger Sicherheit zu folgern ware. 


Dagegen feblt es nit an concludenten Handlungen und Thatfachen, 
weiche die von dem Kurerzcanzler geleifteten Penſtonszahlungen nur «is 
freiwillige Handlungen der Mildthätigkeit charakterifiren, und die Bermu- 
thung begründen , daß es keineswegs feine Abficht geweſen, ſich unwiderruf⸗ 
lich vincufiren oder gar die Penfionirung der Nafiauifhen Zollbeamten auf 
feine Octroiauffunfte als eine fortdauernde dingliche Laft übernehmen und 
darauf radiciren zu wollen. 


Ohne auf den Inhalt des ex mandato des Kurerzcanzlers, damaligen 
Fürften Primas, an den Octroiinfpector Gergens erlaflenen Miniſterial⸗ 
refeript8 vom 25. October 1808 und auf dad Schreiben des Furerzcanz- 
leriiden Minifters, Freiherrn von Albini, an den Neclamanten %Beidler 
vom 233. November 1808 ein weiteres Gewicht zu legen, obgleich der In⸗ 
balt diefer von Naffau implicite anerkannten Documente darin überein: 
ftimmt, "daß der Kurerzcanzler einen rechtlichen Verpflihtungsgrund zu einer 
Penflonirung nicht hat anerfennen wollen, fondern daß er die den Herta 
manten gewährte Hülfe und Unterftätung als eine lediglich von feiner freien 
Entſchließung abhängige Gnadenhandlung felbft angefehen, geht daſſelbe 
deutlicher noc, aus dem Umſtande hervor, daß der Sturerzcanzler, als er 
mittelft Vertrags vom 16. Februar 1810 die Deutfhe Octroihälfte an Frank⸗ 
reich abtrat, zwar die auf dem Dctroi rubenden Renten auf feine Domänen 
von Hanau und Fulda übernahm, aber in Anfehung der Nheinzollpenfionen 
irgend eine Berbindlichfeit bei diefer Gelegenheit nicht anerkannte und ſtch 
zu Nichts verpflichtete. Seht man damit das Factum in Verbindung, DAB 
er gleich nachher die ferneren Perfionszahlungen aus feinen Octroirevenüen 
wirflich fiftirte, und ten Penſioniſten eröffnen ließ, dag er fle ber Gnade 
des Sranzöfifhen Kaiſers empfehlen werde, fo ergibt fid deutlich, wie fehr 
feine übrige Handlungsweife mit dem Anerfenntniffe einer rechtlichen Ver⸗ 
pflihtung im Widerfpruche ſteht. Don einer Eiftirung der fernen Zab» 
[ungen und von einer bloßen Gmpfehlung zur Gnade hätte’ natürkich nicht 
die Rede ſeyn Fönnen, wenn.er die Bis dahin von ihm geleiſteten Zahlungen 
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für etwas Anders als für eine bloße Gnadenſache angefehen hätte, oder 
wenn durch jenen Staatsvertrag die Penftondlaft auf feine Domanen von 
Hanau und Zulda hätte radicirt, oder aber mit der cedirten Octroihälfte 
auf Frankreich hatte übergeben follen. 


Lediglich als eine bloße Gnadenfache, nicht aber ald die Erfüllung einer 
von ihm übernommenen Zmwangsverbindlichkeit, fcheint nun unter andern 
auch die Großherzoglich⸗Badiſche Negierung die bis dahin aus den furerz 
canzlerifhen Caſſen erfolgten Penſionszahlungen betrachtet zu haben, denn 
fobald diefe fiftirt wurden, und zwar mit dem erften Mai 1810, übernahm 
Baden die Fortbezahlung der Penfionen auf feine eigenen Eaflen, und es 
conftirt überall nicht, daß Badifcher Seits von diefer Periode an, bid zum 
Jahre 1814, mo das jeßige Rheinoctroi die Penfionszahlungen übernahm, 
irgend eine Anforderung an den Surerzcanzler gemacht oder nur ein Wider: 
fpruch gegen die Eiftirung der Zahlung erhoben worden ware. 


Das hieraus zu entnehmende Argument ſteht zwar der Naſſauiſchen 
Regierung nicht direct entgegen, denn fie folgte dem Badiſchen Beiſpiele 
nicht, und leiftete aus ihren Caſſen Feine Zahlungen. Es ergibt fi aber 
aus dem eben Bemerften, wie andere Regierungen, die ſich mit ihr in ähn⸗ 
fiher Lage befanden, die Berhältniffe beurtheilten, und wie fie fidy benahmen, 
und dieß würde allerdings bei Beurtheilung der Sache, alddann wenigſtens 
mit in Erwägung fommen müflen, wenn überhaupt, der Intention der 
Naſſauiſchen Negierung zufolge, die näheren Auffchlüffe über die beitandenen 
Rechtsverhaͤltniſſe aue dem Inhalte der Badifchen Urkunden mit geſchoͤpft 
werden follen. 

Fehlt es nun aber folchergeftalt an einer abfeiten des Kurerzcanzlers 
vertragsweife gefchehenen Aenderung und Uebernahme der Penfionirungever- 
berbindlichfeit überhaupt, ſo kann auch auf den Umftand überall Fein weiteres 
Gewicht gelegt werden, daß der Kurerzcanzler die bemilligten Penfionen 
gerade aus den Octroicaſſen auszahlen ließ. Diefe ftanden zu feiner freien 
Dispofition, und in fo fern er einmal Penſionszahlungen leiften wollte, 
mußten felbige auf eine beftimmte Kaffe von ihm angewiefen werden, ohne 
daß diefe dadurch mit irgend einem Stealneru belaftet wurden. Bon der 
Berleibung eines ftillfchweigenden Conventional⸗Pfandrechts an den Octroi- 
auffünften Fonnte dabei natürlich nicht die Rede feyn, denn fo wie ein jedes 
Pfandrecht die wirkliche Eriftenz eines Schuldverhältnifles allemal zum vor- 
aus feßt, und fih zu der Forderung wie ein Accefforium zur Hauptſache 
verhält, jo berubet überhaupt auch die ganze Lehre von dem ftillfhweigenden 
Eonventionals Yfandrechte auf den allgemeinen Regeln über den vermutheten 
Conſens und über ftillfchweigende Willenserflärung. lm eine ſtillſchweigende 
Mfandbeftellung anzunehmen, müſſen von dem Berpfänder ſolche Handlungen 
vorgenommen werden, die Feine andere Auslegung zulaffen, ald die Adficht, 
eine Sache verpfänden zu wollen, und natürlich läßt fi bei dem Kurerz⸗ 
canzler auf Beinen Fall die Abſicht vorausſetzen, er babe die Penflonen der 
Rheinzollbeamten bypothefariih auf feinen Octroiantheil radiciren wollen, 
fo lange er eine Zahlungsverbindlichfeit überhaupt nicht anerkannt, und die 
Berpflihtung der Naffauifhen Regierung als eine eigene unwiderrufliche 
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Berbindtichleit übernehmen au wollen, weder ausdrücklich noch durch con« 
dudente Handlungen erklärt hatte. 

Dabingegen geht aus dem Umſtande, daß der Kurerzcanzler die bemwilligten 
Zahlungen auf feine Octroirevenüen, alfo auf fein eigenes freie Privatver- 
mögen, nicht aber auf die Landescaflen oder Staatseinkünfte ſeines Kurs oder 
feines Primatials Staats anwies, fo viel hervor, daß die den Naffauifchen Zoll- 
beamten son ihm geleifteten Unterſtützungen ald reine Privatbandlungen 
zu betrachten waren, wie er denn auch in feiner Negentenqualität oder in feiner 
Eigenſchaft als Staatsoberhaupt ſich nicht ermächtigt halten, oder wenigſtens 
keinen Anlaß finden konnte, fremden Regierungen unentgeldlich die Sorge für 
eine ganze Claſſe von Staatsdienern abzunehmen und ſeinen Staat damit zu be⸗ 
laſten. Geſetzt alſo, es wäre eine Rechtswandlung wirklich eingetreten, und 
er hätte der Naſſauiſchen Regierung die Verſorgung ihrer Zollpenfloniften 
wirklich abgenommen, fo wurde dennoch für Die von ihm übernommene Ber: 
bindlichPeit der Eharafter einer allgemeinen Staatsſchuld mit den daraus 
fließenden Folgen nicht begründet feyn. Sie würde eine, feine Privatvers 
laſſenſchaft afficirende Verbindlichkeit gebildet haben, und nicht von feinen 
Staats nachfolgern, fondern von feinen Privaterben zu erfüllen feyn. Gie 
würde ald eine auf dad Großherzogthum Frankfurt ubergegangene und auf 
dem ganzen Umfange diefed aufgelöften Staats ruhende Centrallaſt nicht ans 
zufehen und ohne eine ausdrudlich gefchehene Mebernahme auf die Domänen 
von Hanau und Zulda ald eine in diefen Landestheilen radieirte Verbindlich—⸗ 
feit nicht zu betrachten feyn. 

Die bier entwidelte Anfiht führt dann von felbft zu der Concluſion: 
daß die von dem Kurerzcanzler ohne Zwangsverbindlichkeit bis zum 

Jahre 1810 fortgeſetzten Penſionszahlungen eine Aenderung in den 

urſprünglichen Verpflichtungsverhältniſſen der Naſſauiſchen Regierung 

nicht zur Folge gehabt haben, und daß in keinem Falle die gegen⸗ 
wärtigen Beſitzer des aufgelöften Großherzogthums Frankfurt zu 

Tilgung der in Rede ſtehenden Penſionsrückſtände verpflichtet ſeyn 

koͤnnen. 


In Metreff endlich der 
dritten Frage 


kann es keinem gegründeten Zweifel unterworfen ſeyn, daß die Dispoſitionen 
des Art. XXX. der Wiener Rheinſchifffahrtsacte vom 24. März 1818 einzig 
nnd allein auf die laufenden Penfionszahlungen, mit Ausfchlieffung aller bis 
zum 1. Januar 1814 erwachſenen Rückſtände, zu beziehen find. 

Gegen Ende des Jahrs 1813, ald die allürten Mächte in Folge der 
damaligen Sriegsereigniffe zu einer freien Dispofition über die Auffünfte 
des Rheinoetroi gelangt waren, wurde zuerft eine proviforifhe Bermaltung 
der Nheinfhifffahrtsangelegenheiten von ihnen angeordnet, und die Direction 
derfelben dem Grafen von Solmd- Laubach übertragen. Diefer forderte 
nun, wie oben fchon erwähnt, bie fämmtlichen ehemaligen Nheinzollbeamten 
des rechten Rheinufers auf, ihm ihre reihöfchlußmäßigen Anſprüche auf 
Penfion vorzulegen, worauf dann auch die laufende Penfion, vom 1. Januar 
41814 an, bewilligt, im Namen der Allirten Decrete darüber ausgefertigt 
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und die Zahlungen auf die Octroicaſſen angewiefen wurden. Die Bewilligung 
und Zahlung der bis zum 1. Januar 1814 erwachſenen Penfliontrüdfkänbe 
ward dagen von ihm verweigert. Mad dieſen prosiforiiden resp. Be 
willigungen und WBermeigerungen ward nun im Sabre 1815 die Wiener 
Rheinfhifffahrtsacte errichtet, welche ein neues Octroiſyſtem zu Gunſten der, 
durch eine Centralcommiſſion repräfentirten, dermaligen Rheinuferfiaaten 
conftituirte, und in dem erften Abfchnitte des Art. XXX. ganz im Allge⸗ 
meinen die Zablung der Penfionen der ehemaligen Rheinzollbedienten des 
Deutfchen Rheinuferftaaten als gegenwärtigen Nusnießern der Octroigefälle 


auferlegte. 


Nah den Regeln der grammatiihen und logiihen Interpretation laßt 
ſich nicht annehmen, daß die Dispofitionen dieſes Artikel auch auf die vor 
dem 1. Januar 1814 erwachfenen Penſionsrückſtände, deren Zahlung bereits 
von der proviforifhen Rheinſchifffahrtscommiſſion verweigert worden war, 
zu ertendiren find. 


An und für fih würde es fchon eine auffallende Beſtimmung enthalten, 
wenn den jegigen Rheinuferſtaaten ald Theilhabern an den Octroigefällen 
. die Verbindlichfeit auferlegt wäre, Penflonsrüchtände aus einer Periode zu 
bezaplen, wo fie ſich noch nicht in dem Genuſſe der Octroigefälle befanden, 
und zwar ſelbſt folhe Rückſtände, welche nicht einmal eine Schuld des 
frühern Octroi waren, fondern ihren Grund in der Nichterfüllung der Ber- 
bindlichteiten der Territorialberren der ehemaligen Mheinzollftäfte hatten. 
Hätte man eine fo außerordentlihe Beltimmung treffen wollen, fo würde 
die im Art. XXX. gewiß eben fo gut audgedrüdt feyn, mie dieß im 
Art. XXVIII. bei den Nenterucdftänden geſchehen if. Selbſt die erneuerte 
Redaction des Art. XXX., die Weglaffung der in den erften Entwurf auf- 
genommenen Worte: «et de leurs arrerages» fheint darauf hinzudeuten, 
daß man jede Möglichkeit, den Art. XXX. auch auf Penfionsrädftände 
zu beziehen, bat binwegraumen wollen. Es läßt ſich jedoch auch nicht be: 
zweifeln, daß den Paciscenten der Rheinichifffahrtsacte die Berfügungen des 
gedachten Seneralcommiflärs zur Zeit der Errichtung diefer Acte fängft be: 
kannt gewefen find, und daß daher, wenn fie dem neuen Oteroi eine von 
der oben erwähnten Behörde ausdrücklich ſchon verweigerte Zahlung hätten 
aufbürden wollen, diefes auf irgend eine Weile befonders angedeutet und 
zu erfennen gegeben worden märe. 


Erwägt man aber weiter, daß die beftimmten halbjährigen Zahlungs- 
termine auf Rüdftände. für deren Abtrag Feine Quoten vorgefchrieben waren, 
wie dieß im Art. XXVIIE. bei den Menterüdftänden geſchehen, ganz wm. 
paflend feyn würden, daß ferner die Penfionen der ehemaligen Rheinzoll⸗ 
beamten überhaupt eine ganz neue, dem Octroi bis’ zum 1. Januar 1814 
ganz fremde Laſt waren, und die vormaligen Nheinzoflefficianten überhaupt 
reich6fchlußmäßig gar fein Recht hatten, aus den Octrolauftünften penfionirt 
zu werden, enblid aber, daß aud) die Entfcheidung der Mainzer Central⸗ 
eommiflion vom 31. December 1819, in fo fern fie ſich ganz gegen eine 
ertenfire Erflärung bed mehrgebachten Art. KXX. ausfpricht, mit der hier 
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geäußerten Anfiht in völligem Einklange ſteht, fo ergibt fi aus allen diefen 
Betrachtungen das Schlußrefultat: 
daß, da auch den damaligen Mheinuferftaaten durch die Wiener Rhein» 
ſchifffahrtsacte vom Jahre 1815 die Berichtigung der qu. Penflonsritd- 
ftände nicht auferlegt worden, die Berbindlichfeit dazu nach wie vor 
auf Naſſau haften bleibt. 

Endlich verfteht es fi von ſelbſt, daß der unter den Reclamanten mit 
aufgetretene von Albertino nur in feiner Gigenfchaft als ehemaliger Zoll⸗ 
beamter zu Caub, nicht aber in feiner Qualität ld vormaliger Zollbedienter 
zu Bacharach zu einem Anfpruche auf Penfionfgegen Naflau berechtigt if, 
weil Bacharach nie zu den dem Herzogtbume Naſſau zugetheilten Ent- 
fdädigungslanden gehört bat, fondern bereits im Sabre 1801, in Folge des 
Lüneviller Friedens, an Franfreich übergegangen war, und die dortigen 
Mheinzollbeamten überhaupt zu dem Deutihen Reihe in gar feiner Bes 
jiebung flanden. 

Die Koſten biefes Rechtsſtreites werden compenfirt, und tft aud vor⸗ 
chenden Gründen fo, wie gefcheben, erkannt worden. 


(L. S.) (unter) 2. v. Seulmiz. 
Strampe.» 
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Bitte 
der Prinzessin Berkelep zu Sonden, Wittwe des letzten Markgrafen 
von Ansbach und Baireuth, die zwischen der Königlich-Preussischen 
und Königlich- Baperischen Regierung streitige Entrichtung ihres 
Witthums betreffend, 


Sn dem ten Sep. Prot. zur XI. Sigung vom 13. Mai 
1825, ©. 139. trug der Grßhzgl. und Hzgl. Sächſiſche Gefanbdte, 
Namens ber Eingaben-Commiffion, vor, daß unter Niro. 25. bes 
Einreich. Prot. 9. J. 1825, der Bevollmächtigte der Prin- 
zeffin Berkeley zu London eine Druckſchrift überreicht habe, be 
ren wefentlicher inhalt folgender ſey: 

„Nachdem der legte Herr Markgraf, Chriftian Karl Friedrich 
Alexander von Ansbady und Baireuth, im Sahre 1791 diefe beiden 
Fürftenthümer an die Krone Preuſſen abgetreten habe, und nicht 
lange nachher mit hochgedachter Prinzeffin Berkeley zu einer 
zweiten Ehe gefchritten fey, hätten des Damaligen Königs Friedriche 
Wilhelms IL von Preuffen Majeftät geruht, auf Anfuchen bes 
Herrn Markgrafen, bemfelben unterm 17. Suli 1792 die fchrift- 
liche Zuficherung zu ertheilen, daß, nach Deflen Ableben, Seiner 
Frau Wittwe eine jährliche Penfion von 20,000 Gulden Rheiniſch 
ald Witthum (pour tenir lieu de douaire) bezahlt werben follte, 
und des jegt regierenden] Königs von Preuffen Majeftät hätten dem 
Herrn Markgrafen jene Zufage unterm 24. Suni 1800 zu beftäs 
tigen geruht. 

„Des Herrn Markgrafen Durchlaucht fey am 5. Januar 
1806 geftorben, während in den Sahren 1806 und 1810, in je 
nem Ansbach, in Diefem Baireuth, an die Krone Bayern gelangten. 

„Dieß veranlaffe bie Streitfrage: ob die Krone Preuflen, 
oder die Krone Bayern, Letztere wegen des Befibed mehrgedach⸗ 
ter Fürftenthümer, befagten, theild rückftändigen, theild laufenden 
Pittwengehalt gegen die Frau Wittwe des letzten Herm Mark 
grafen von Ansbach und Bayreuth zu vertreten habe? und ba bie 
Letztere deßwegen von bem einen jener allerhöchften Staaten an 
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ben andern gewiefen worden fey, fe werde von berfelben mit Bes ıs2s. 
ziehung auf den Artifel XXX. der W. Schl. A. die Hülfe hoher 
B. DB. gefucht. » 

Die Commiſſion ift der Meinung, da die hohe B. V. nicht 
in dem Falle fey, eine richterliche Enticheibung zu geben, die Zus 
ftändigfeit der hohen B. V. für die Sache zu prüfen und. bei. 
deren Begründung zunächit ihren unmaßgeblichen Antrag dahin 
zu riditen, die Erklärungen der Gefandten von Prcuffen und 
Bayern zu veranlaflen. Das Lebtere ward auch Prot. ©. 140. 
zum Beichluß erhoben. Weiter trägt der referirende Gefandte vor: 

„In Kolge der Beſtimmungen des Art. XXX. der W. Schl. 9. 
fcheine der Commiſſion die Competenz ber hohen B. ®. für 
diefen Fall unzweifelhaft, da, wenn auch bei näherer Erörterung 
diefer Angelegenheit fich ein Zeitpunkt ergebe, in welchem bie ge ’ 
forderten Rücdftände von feiner der beiden in Anſpruch genom⸗ 
menen Kronen zu vertreten wären, weil in folchen bie beiden 
Fürftenthümer Ansbach und Bayreuth oder resp. Eines von beis 
den noch von Frankreich befeflen worden, diefes jedoch nur dem 
Fleineren Theil der Rückſtaände betrage, während für den übrigen 
und für dad Laufende die Subfumtion unter dem Art. XXX. ber 
W. Sch. 9. dadurch nicht verändert werde. « 

In dem Zten Sep. Prot. vom 11. Auguft, Sess. XXI des 
Sahres 1825, ©. 329, giebt der Referent der Reclamationds 
Commiſſion Kenntniß von ber Eingabe (Nro. 53. d. 3.) bes 
Bevollmächtigten der Reclamantin, ein Beförberungsgefuch ents 
haltend. 

In Betreff einer ferneren Eingabe von 1826, unter Ziffer 19. 
des Einr. Prot. erftattet Ebenderfelbe, als Referent, Sess. V. 
2te8 Sep. Prot. ©. 175. Bortrag, und fragt an: ob den betrefs 1aa6, 
fenden Gefandten nicht eine Friſt zur Abgabe ihrer Erflärungen 
zu feten jey? worauf Preuffen im Einverftändniffe mit Bayern, 
ebenbafelbft S. 176. erwibert: daß zwiſchen ben beiden betheiligten 
allerhochſten Höfen, unbeſchadet der bundesverfaffungsmäßigen Er⸗ 
ledigung diefer Sache, wegen einer — bisher noch unterbliebenen — 
gemeinfchgftlichen Erörterung und gegenfeitigen Berftändigung hin⸗ 
ſichtlich des Gegenſtandes bereits directe diplomatifche Verhand⸗ 
lungen flatt fanden. 

Die Anzeige von dem Refultate derfelben könne ſich Preuflen, 
unter den obwaltenden Umftänden, um fo eher vorbehalten, als 
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1026, hierdurch kein eigentlicher Zeitverluſt für bie eventuelle buadesver⸗ 
faſſungsmaͤßige Erledigung der Sache zu beſorgen ſey, indem 
dieſe Maßregel vielmehr dazu dienen werde, den eventuell an⸗ 
zuſtellenden bundesgeſetzlichen Vermittelungsverſuch zu erfegen, oder 
jedenfalls ſehr abzukürzen. 

Der hierauf ergangene Beſchluß beſtimmt: 

"daß — unbeſchadet bed der Reclamantin offen ſtehenden 
Wegs des Geſuchs oder der Beſchwerde bei dieſer hohen 
Verſammlung, und ihrer bundesverfaſſungsmaͤßigen Erledi⸗ 
gung — der Erfolg der zwiſchen beiden in Auſpruch ges 
nommenen Höfen eröffneten Pdiplomatifchen Verhandlung 
vor der Hand abzuwarten, übrigens aber dem Anwalte 
der Frau Fürftin Berkeley hiervon zu ihrer einftweiligen 
Beruhigung Nachricht zu ertheilen ſey.“ 

In Sess. XI. 2ted Sep. Prot. ©. 822. eritattete der bes 
treffende Gefandte, Namens ber EingabenSommiflion, einen wei 
tern Bortrag über eine neue Eingabe (Einreih. Prot. Nro. 28.) 
ded Bevollmächtigten der Prinzeflin Berkeley, worin dieſer die 
hohe B. B. erfucht, das Verfahren nad; dem Art- XXX. ber 
W. Sch!. U. einzuleiten. 

Er beziehet fich, zur Rechtfertigung dieſes Erſuchens, anf den 
ſchon früher erwähnten Beſchluß; auf die von feiner Gewaltges 
berin feit Jahren bei den allerhöchſten Höfen von Preuſſen und 
Bayern unternommenen Reclamationen; auf die Gunſt der Wi 
mente, die ihrer Forderung gebühre; auf das Hohe Alter der Prin⸗ 
zeſſin; auf den num einjährigen Zeitraum, ber feit dem dießartigen 
Anbringen verfloffen fey, und auf die Bereinbarlichlelt der Er: 
füllung ihrer Bitte mit dem Kortgange ber biplomatifdjen Berhanb 
lungen zwiſchen den beiben in Anfpruch genommenen Kronen. 

Auf Die Beantwortung bed Referenten wurde fobartn S. 322. 
befchloffen : 

„daß die betreffenden Geſandten erſucht würden, die im Der 
XI, vorjährigen Sitzung erbetene hauptfächliche Erflärung 
binnen ſechs Wochen abzugeben. « 

In Folge diefed Beichluffes erwiberten die Geſandten von 

1026. Preuffen und Bayern, Sess. XVH. 2ted Sep. Prot. S. 420. diefem 
Erfuchen fcheine nicht beffer, als durch Votlegung der, über 
den fraglichen Gegenftand eröffneten, Bipfomatiichen Berhandlun« 
gen zwiſchen den allerhoͤchſten Regierimgen von Sreuffen mb 
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Bayern entſprochen werben zu koͤnnen; auch feyen fie erbötig, 10260. 
Diefe Aftenftüce der hohen B. B. zu übergeben. 

Praſidium entgegnete hierauf, daß, nachdem bie Diplomati- 
fchen Verhandlungen bie jetzt ohne Erfolg geblieben, eine hohe 
B. B. zu beſtimmen habe, ob vorerſt die Hebergabe der noch feh- 
Ienden Königl. Preuffifchen Antwort abzuwarten, oder fchon jet 
bie VBermittelung einzuleiten fey; daher eine Commiſſion von drei 
Mitgliedern zu wählen und die Gefandtichaften der betheiligten 
Regierungen zu erfüchen feyen, fanımtliche vorhandene und noch 
fommende Aftenftüde an die zu wählende Vermittelungs⸗Com⸗ 
miflion unmittelbar abzugeben. 

Nachdem hiegegen von Seiten der Preuflifcyen und Bayeri⸗ 
ſchen Geſandtſchaft Nichts errinnert worden, wurde eine Ver⸗ 
mittelungs⸗Commiſſion erwählt, beſtehend aus den Gefandten von 
Defterreich, Hannover und Baden. 

In Rückſicht auf ein abermaliged Beforderungsgeſuch (Eins 
reich. Prot. Ziff. 68.) wurde in Dderfelben Sitzung de 1826. 
©. 421. der Beichluß gefaßt: 

„die gewählte Commiſſion werde erfucht, den Vergleich 
zwifchen Preuffen und Bayern über die unter beiden Re⸗ 
gierungen ftreitige Schuldigfeit, zur Entrichtung des von 
ber Frau Fürftin von Berfeley, Witwe des legten Mark: 
grafen von Ansbach und Bayreuth, angefprochenen Wits 
thums, anzugehen; daher 

„an bie Gefandtichaften von Preuffen und Bayern Bas 
Erfuchen geftellt werde, bie Abichriften ber in diefer Ans 
gelegenheit zwifchen ihren Regierungen gepflogenen Verhand⸗ 
Lungen, fo wie der noch zu erwartenden Königl. Preuflifchen 
Antwort an Bayern ber Vermittelungs⸗Commiſſion zu 
übergeben; daß, fall der Bermittelungsverfuch feinen 
Erfolg haben würde, und die betheiligten Regierungen ſich 
nicht über ein Compromiß vereinigen follten, dad Austrä- 
galverfahren einzuleiten; und daß endlich der Bevollmäch⸗ 
tigte der Frau Fürftin Berkeley von dem Stande der 
Sache in Kenntmiß zu feßen fey. - | 

Ein neues Beförberungsgefuch des Bevollmächtigten (Einreich. 
Brot. v. J. 1827, Nro. 109.) zeigt der Referent in der Recla- a2. 
mationds Sommiffien, Sess. I. Ites Sep. Prot. ©. 32. an; ber 
Denolistächtigte bezieht fich barin befonbers auf ein an bie Prin- 
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s027,3effin unterm 11. Auguft von Gr. Majeflät dem Könige von 


Preuſſen erlaffenes Cabinetöfchreiben, nach welchem der Königl. 
Preuſſiſchen Bundestagsgefandtichaft anempfohlen worden fey, zur 
baldigen Entfcheidung diefer Frage mitzuwirken; dieſes wurde Der 
betreffenden Commiſſion zuzuftellen befchloffen. 

Sn Sess, XVII. Sep. Prot. ©. 418. u. flgde. erftattete ber 
Grßhzgl. Badiſche Gefandte, Namens ber erwählten Bermittelungs- 
Commiffion, einen in das Detail gehenden Vortrag über dieſe 
Sache, mit Beifügung der hierher gehörenden Aktenftüde, und 
erwähnt vorzüglich, ©. 435. da weder von der Krone Preuffen, 
noch der Krone Bayern diefe Forderung an und für ſich von 
feinem der allerhöchiten Bethetligten beftritten werde, und es bier 
nur zweifelhaft fey, welche berfelben biefe Forderung ungetheile 
zu vertreten habe, auch die von beiden Kronen vorgebrachten 
Berhältniffe kaum der Möglichkeit Raum geben, daß bei einer 
gerichtlichen Entfcheidung ber Sache bie Pflicht der Vertretung 
beiden theilweife zugefchrieben werde; da ed Dagegen dem Aus— 
fchuffe zweifelhaft gefchienen habe, zu weflen Gunſten der Aus⸗ 
forud; des Austrägal» oder Compromißgerichts ausfallen werde, 
und für beide die Wahrfcheinlichfeit vorhanden fey, in dem bes 
vorftehenden Nechtöftreite obzufiegen ; aber bei gleicher Hoffnung 
hierzu, Fein Bergleich gedenfbar fey, wenn nicht von beiden 
‚Seiten foldye Opfer gebradyt würden, daß dadurch bie ganze 
Angelegenheit befeitigt zu werden vermöge: fo trage ber Ausfchuß 
bemnad; darauf an, daß beide Kronen ſich bereit erflären 
möchten, fowohl die Rückſtaͤnde ald auch die laufende, der Frau 
Fürftin Berkeley unbeftrittenermaßen zugeficherte Penfion, eine 
Jede zur Hälfte, zu vertreten. 

Sm Uebrigen fey der Ausfchuß durch diefen Vergleichsvorfchlag 
keineswegs jenen Einwendungen, welche den allerhöchften Regie⸗ 
rungen nach Uebernahme der Vertretungspflicht der Forderung gegen 
die Frau Reclamantin zuftehen fünnten, vorzugreifen gemeint. 

Hierauf habe der Ausfchuß unter dem 17. Mai I. 3. von 
der Königl. Preuffifchen Gefandtichaft die Rüdantwort erhalten: 

„Zwar könne die Krone Preuffen aus ben bereitd bekannten 
Gründen in feiner Weiſe eine Verbindlichkeit für fich anerkennen, 
zu der Penfton, die der Frau Fürftin von Berkeley ald Witthum 
zugefichert ſey, irgend Etwas beizutragen, wolle jedoch aus ganz 


——_ 
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befonderen Rüdfichten bie bezeichnete Korberung zur Hälfte übers ur, 
nehmen, wenn die Krone Bayern ſich zu gleichmäßiger Llebernahme 
der andern Hälfte bereit erkläre. « 

Unter gleichem Datum habe die Königl. Bayerifche Gefandichaft 
erwibert: 

„daß die Krone Bayern aus den größtentheild ſchon ange 
führten Gründen einem einzuleitenden Austrägalverfahren über. 
die Borfrage: an welchen von beiden Theilen fid, die Reclamantin 
mit ihrer Forderung zu wenden habe, mit aller Ruhe und Zur 
verficht entgegen fehen könne, umb in diefem Falle das Königl. 
Säcfifche, das Grßhzgl. und Hzgl. Sächfiiche oder auch das 
Danfeatifche Obergericht ald Austrägalgericht in Borfchlag bringe. 

„Sollte jedoch die Frau Fürftin Berkeley, fowohl um ben 
Ausgang der Sache zu befchleunigen, ale auch in Erwägung der 
verschiedenen Einwendungen, welche wegen der Größe der Forderung 
ihr entgegen ftehen dürften, anftatt der Ergreifung des Austrägals 
wegs, fich mit den beiden allerhöchften Höfen auf eine billige 
Summe von höchſtens 300,000 fl. Rheinifch, fowohl für die 
Bergangenheit, als für die Zukunft, abfinden Iaffen wollen; fo 
feyen Se. Majeftät der König von Bayern Sich hierauf einzulaffen 
m der Art geneigt, daß alsdann die Entfcheivung, welchem pon 
beiden Theilen die Bezahlung der ganzen Summe obliege, der 
fchiederihterlichen Entfcheidung der Suriftenfacultät einer der beiden 
Univerfitäten Leipzig ober Göttingen heimgeftellt werde. « 

Der Ausfchuß habe unverzüglich den beiden allerhöchiten 
Höfen die jenfeitige Anficht zugeftellt. 

Hierauf ſey unterm 7. Juni von der Königl. Preufliichen 
Gefandtichaft geantwortet worben: 

„daß, nach der, Königl. Bayerifcher Seits erfolgten, unbedingten 
Ablehnung bes von dem Ausfchuffe aufgeftellten Vergleichsvorſchlags, 
fi) der Königl. Preuffifche Hof von einer Fortfegung der Ver⸗ 
gleichöverhandlungen Fein weiteres Nefultat verfprechen Fönne; 
daß Allerhöchftderfelbe aber, im vollen Bewußtfeyn der Stärfe 
Seiner gegen die Ihm angefonnene Verbindlichkeit zur Vertretung 
des Penſionsanſpruchs der Frau Fürftin bereitö angeführten Rechts⸗ 
gründe, einer richterlichen Entfcheibung der obwaltenden Differenz 
ganz ruhig entgegenfehe; daß unter ben dreien, in Vorſchlag 
gelommenen, oberften Gerichtöhöfen, welchen dieſe richterliche 
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1027, Eutſcheibung übertsagen werben koͤnnte, bie Krone Preufien das 
Dberapp. Gericht der freien Stäbte zu Luͤbeck gewählt habe. 
Was ben von Bayern gemachten neuen Borfchlag anlange, 

cbetreffend die compromiflarifcdye Enticyeidung der Frage burch eine 
Suriften-Fafultät, wer die 300,000 fl. zahle) fo wolle man Königl. 
Preuſſiſcher Seits diefem Borfchlage, fo weit berfelbe eine Unter⸗ 
handlung mit der Frau Fürftin betreffe, nicht entgegen feyn. - 

Bon der Königl. Bayerifchen Geſandſchaft habe der Ausſchuß 

keine weitere Rüdäußerung erhalten. | 

Der Ausſchuß glaube unter diefen Umſtaͤnden Nichts weiter 

thun zu Tonnen, als der hohen B. V. Anzeige von der gegenwärtigen 
Lage der Sache zu machen, und bamit den Antrag zu verbinden, 
daß der Verſuch der Güte für gefchloffen erflärt und das Aus⸗ 
trägalverfahren, in Gemäßheit ber von ben beiden allerhödhften 
Betheiligten getroffenen Verabredung, ohne Weiters eingeleitet werden 
möge. Dieß warb ©. 439. zum Beſchluß erhoben, fo wie auch: 
„ba von ber Krone Bayern das Königl. Sädhfifche, das 
Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifche und das Oberapp. Gericht 
der freien Städte ald Austrägalgericht in Vorſchlag ges 
bracht, und aus dieſen von der Krone Preuflen das 
Oberapp. Gericht der freien Städte zu Lübeck gewählt 
worden fey, fo werde 

1) der Gefandte der freien Städte erfucht, feinen hohen 
Committenten davon Anzeige zu machen, bamit das 
Oberapp. Gericht zu Lübeck ald Austraͤgal⸗Inſtanz über Die 
ftreitige Borfrage: 

ob die Krone Preuffen oder die Krone Bayern, und, 
wenn beide, in welchem Berhältniffe fie die von der 
Frau Fürftin Berkeley, Wittwe bes letzten Markgrafen 
von Ansbach und Bayreuth in Aufpruch genommene 
Wittwenpenſion zu vertreten haben Y 
in Gemuͤßheit bee Bundes⸗ und W. Schl. A., damı der 
Beſchluͤſe vom 16. Juni. 1817, 3. Auguft 1820 unb 
19. Iumi 1825, im Namen der Bunbesverfammlung den 
Rechten gemäß erfenne; 

2) werben zu dem Ende bie bei der YBundedverfammlung und 
dem Vermittelungs⸗Ausſchuſſe gepflogenen Verhandlungen, 
mit Anfügung der erwähnten Befchlüffe, dem Gefanbten 
ber freien Staͤdte zugeitelle; 
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3) werde hiervon dem Anwalte der Fran Furſtin Berkeley ısa7., 
Nachricht ertheilt.« 
Siehe Ebendaf. Sess. XVIIL S. 68. ©. 399. 
Die Zufertigung der Alten an das Oberapp. Gericht in 
Lübeck durch den für diesmal das Directorium führenden Senat 
der freien Stadt Frankfurt, zeigt der Gefandte derfelben, Sess. XXI. 
$. 78. ©. 808. an. 


Im Jahre 1829 legt Präfidium, Sess. VIL & 47. ©. 76. 182», 
einen Bericht des Gefandten ber freien Städte vor, worin das 
Oberapp. Gericht zu Lübeck die einzelnen Gründe angiebt, weßhalb 
bisher die Verhandlungen nicht hätten gefchloffen werden Tonnen; 
fie beftehen hauptfächlich in Kriften für die Anwälte zur Weberreichung 
der rechtlichen Ausführungen, in gebetenen und peremtorifch ertheilten 
Friften der Parteien und in einem vergeblichen Verſuche der Krone 
Bayern, einen Beicheid zur Adcitation der Krone Würtemberg zu 
erreichen. 

Im Sahre 1830 erhielt diefer Gegenftand feine audträgab 130. 
gerichtliche Erledigung, nachdem noch zuvor, Sess. II. $. 21. 

S. 50. die Gefandtfchaft der freien Städte über den Stand der 
Sache neue Auskunft gegeben hatte. 

« Das Urtheil des Austrägalgerichts felbft, nebit den Enticheis 
dungsgründen, wurden in Sess. XIV. ©. 437. u. flgde. cöffentl. 
Prot.) verlefen, und lauten wie folgt. 


Urtheil. 
(S. Pros. v. J. 1890, Sess. XIV. G. 437. u. figte.) 


„In Austrägalfachen zwifchen ber Krone Preuffen und ber 
Krone Bayern, wegen der unter beiden Regierungen ftreifigen 
Verpflichtung zur Vertretung der Witwenpenfion ber jet verſtor⸗ 
benen Frau FZürftin Berkeley, Wittwe bes letzten Marfgrafen 
von Ansbach und Baireuth, eriennt das Oberappellationsgericht 
der vier freien Städte Deutichlande, im Auftrag und im Namen 
ber hohen Deutfchen Bundesverſammlung, für Recht : 

daß die Krone Bayern die von der jeßt verftorbenen Frau 
Fürftin Berkeley in Anfpruch genommene Wittwenpenfion 
von jährlich 20,000 Gulden Rheinifh in ihrem gangen 
Umfange und mit Eiuſchluß Famwtrlicher Ruͤckſtaͤnde zu 
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vertreten habe; und werden übrigens die Koften Dee 
gegenwärtigen VBerfahrend gegen einander verglichen und 
aufgehoben. 
Bon Rechts wegen. 
Urkundfich unter dem Siegel bed Oberappellationsgerichte 
der vier freien Städte Deutfchlandd und der gewöhnlichen Unters 
fhrift, gegeben zu Lübed den 18. Mai 1830. 


(L. S.) (unterz.) A. Heife, Präffdent. 
C. W. Pauli, Secretarius.- 


Entscheidungsgründe. 
(€, oben ©. 635.) 





« Der vorliegende Rechtöftreit, mit deflen Enticheidung dad Austragals 
gericht in Gemäßheit des Artikels XXX. der Wiener Schlußacte durch den 
Beihluß der hohen Deutichen Bundesverfammiung vom 21. Junius 1827 
beauftragt worden ift, bat die Frage zum Gegenftande: ob die Wittwenpenfion 

‚ von jährlich 20,000 ZI. Rheiniſch, welche des Königs Friedrich Wilhelm IL. 
von Preuffen Majeftät unter dem 17. Zulius 1792 der zweiten Gemahlin 
des von der Negierung abgetretenen Markgrafen Ehriftian Friedrich Karl 
Alexander von Ansbach und Baireuth, nachherigen Yürftin Verkeley, ausge 
fest hatten, gegenwärtig von der Krone Preuflen, oder aber von der Krone 
Bayern, ald nunmehrigen Befigerin der Marfgrafichaften Ansbach und 
Baireuth, zu vertreten ſey? . 


Ein in diefen Berbandlungen angeregter proceſſualiſcher Streitpunkt, 
od namlich eine der beiden Regierungen, und welche, im Austrägalverfahren 
als Klägerin zu behandeln ſey, bat dadurch feine Erledigung erhalten, daß 
die begehrte Edition der in dem Befike der einen und der andern Regierung 
befindlichen Actenſtücke, in welcher Hinſicht allein der obige Punkt in der 
vorliegenden Sache von rechtlihem Sntereffe war, von beiden Seiten frei 
willig zu gegenfeitiger Zufriedenheit. erfolgt ift, und bedarf daher Peiner 
weitern Erörterung. ‚ 


In der Sache felbft kommt, da die veriprohene Penſion urfprunglidy, 
fo lange die Krone Preuffen im Beſitze der Marfgraffchaften Ansbach und 
Baireuth war, unftreitig dieſer zur Laft fiel, Alles darauf an, ob nachher 
die Krone Preufien durch die Abtretung jener Markgrafſchaften von diefer 
Schuld befreit und foldhe durch den Erwerb von Ansbach und Baireuth auf 
die Krone Bayern übergegangen ift; und dieſes wird — indem eine be- 
fondere, jene Penflon betreffende Uebereinkunft nicht ftatt gefunden bat — 
von der Krone Preufien aus dem Grunde behauptet, weil Die Penflon zu 
der Zeit, als die Markgrafichaften abgetreten worden, eine auf denielven 
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haftende Provincialſchuld geweien, jene Abtretung aber mit allen auf Ans⸗ 
bad) und Baireuth haftenden Schulden gefchehen fey. | 

Wenn nun die Krone Preuflen den Satz, daß die fragliche Penflon als 
Provincialfhuld von Ansbach und Baireuth betrachtet werden müfle, zunächft 
auf die Anfiht gründen will, daß die Fürftin Berkeley ſchon durch ihre Vers 
beirathung mit dem Markgrafen ein Recht aufein aus den Markgrafichaften 
au beziehendes Witthum erworben babe, und daß die Königliche Zufiherung 
som 17. Julius 1792 nur eine Anerkennung jenes Rechts — nebft einer 
nähern Regulirung der Summe — enthalte, fo tät ſich diefer Deduction 
fein Gewicht beilegen. 


Es würde zwar der Berüdfichtigung derfelden der von der Krone Bayern 
angeregte formelle Einwand, als fey das Austrägalgeriht für die rechtliche 
Beurtbeilung jener Anſicht nicht competent, weil die in dem Bundestages 
beihluffe vom 21. Junius 1827 aufgeftellte Vorfrage nur auf die Vertretung 
der von der Krone Preuflen der Zürftin zugefiherten Penſion, nicht aber 
auf die Bertretung eines von der Fürſtin Durch deren Verheirathung mit 
dem Markgrafen erworbenen Witthums gerichtet fey, nicht entgegenftehen, _ 
indem die obige Anfiht von der Krone Preuflen gerade zu dem Zwede auf 
gefiellt wird, um dadurch die rechtliche Natur der der Fürſtin zugeficherten 
Penſion, über deren “Bertretung zu enticheiden ift, zu beftimmen und bie 
Zufiherungsurfunde vom 17. Zulius 1792, namentlich deren Worte «pour 
tenir lieu de douaire» zu interpretiren, mithin nur eine zu der aufge 
ftellten Borfrage gehörige Deduction bildet. 

Aber die gedachte Deduction kann materiell nicht für begründet geachtet 
werden. Denn 

1) der Markgraf war zur Zeit feiner Berbeirathung mit der Fürſtin — 
am 30. October 1791 — nicht mehr regierender Landesherr, fondern 
batte bereits abdicirt; der Fürſtin haben mithin die Witthumsberechtigungen 
einer Landesberrlihen Wittwe nicht zugeftanden. — Nachdem namlich 
in dem Abtretungssertrage vom 16. Januar 1791 

um. 61. der Austräagalacten 
feftgefeßt worden war, daß die wirkliche Beſitznahme und Wiedervereinigung 
der Markgrafſchaften mit der Kurbrandenburgiſchen Primogenitur im Monat 
Junius 1791, ſobald der Markgraf nach ſeinem künftigen Aufenthaltsorte 
abgereiſt ſeyn werde, ftatt finden ſolle, auch in Folge hiervon der Markgraf 
im Monat Mai feine Zander verlaflen hatte, wurde in dem Additionalver- 
trage vom 31. Mai (1. Sunius) 1791 

Num. 62. der Austrägalacten 
ferner flipulirt, daB zwar wegen gewiffer Verhaͤltniſſe die förmliche und 
Öffentfihe Abtretung der Markgrafichaften noch ausgefeßt bleiben und bie 
dahin die Megierung von dem bisherigen marfgraflihen Minifter, Freiherrn 
von Hardenberg, unter dem Namen des Markgrafen fortgeführt werden 
ſolle, daß jedoch dem ungeachtet, vom 1. Junius 1791 an, Se. Majeftät der 
König von Preuffen der wirkliche alleinige Eandeöherr und Beſitzer der Mark 
graffchaften werde und folche von da an mit allen Vortheilen und Gefahren 
übernehme, wogegen der Markgraf mit eben biefem Tage in ben Genuß 
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folle, nicht aber, daß ihr diefei:Yenflon in Yolge eined Rechts auf ein 
Witthum bewilligt werde; ' 

theils hat ſich die Fürſtin, welcher die damaligen Verhandlungen genau 
befannt waren, in dem ſchon erwähnten Memoire vom 18. Mai 1823 dabin 
geäußert, daß die Zuficherung vom 17. Zulius 1792 ein bloßer Act der 
Liberalität und des Wohlmollens geweſen ſey und daß der Markgraf aus 
dieſem Geſichtspunkte um dieſelbe nachgeſucht habe. 

Num. 38. der Austrägalacten, p. 3. 14. 17. 21. 22. 

Die reclamirte Penfion ift demnach lediglich als eine von des Koͤnigs 
von Preuſſen Wrajeftät bewilligte Gnadenpenſion zu betradhten: und es 
kommt alfo darauf an, ob fie fi in diefer Eigenichaft ald eine auf And: 
bach und Baireuth haftende Landesſchuld verhält. 

Daß nun zunörderft die Penfion von dem Könige ald Landeshberrn, 
und nicht etwa aus Deſſen Privatvermögen ausgefeht worden ift, darüber 
fann nach der Form und Faſſung der Berleihungsurfunde vom 17. Julius 
1792, nad) dem Umftande, daß im Monat Auguft 1792 auf Koniglihen 
Befehl eine Abfchrift derfelben dem Staatsminifterium zugeftellt und im 
Archive niedergelegt wurde, 

Num. 40. der Austrägalacten 
und nach den unten zu ermwähnenden SKöniglihen Cabinetsreſcripten vom 
24. Sunius 1800 
.Num. 21. u. 22. der Austrägalacten 
und 17. April 1806 
um. 26. der Audtragalacten 
fein Zweifel obwalten: vielmehr befteht die Etreitfrage nur darın, ob Die 
Penſion eine Provinzialfhuld von Ansbach und Baireuth, oder eine Ge⸗ 
ſammtſchuld der Preuſſiſchen Monarchie war. 

Bei der Beurtheilung dieſer letztern Frage iſt die von der Krone Bayern 
eingeraͤumte 

Rechtliche Gegenerklärung vom 22. Januar 1829, p. 45. (Num. 49.) 
Thatfahe zum Grunde zu legen, daß die Markgrafſchaften Ansbach und 
Baireuth bie zur Abtretung derfelben an Franfreich und die Krone Bayern 
ihr befonderes Zinanz- und Schuldenweſen hatten, und ſich in fo weit als 
befondere Staaten mit einem befondern Fiscus verbielten. 


Für eine Provinz mit einer folhen abgefonderten Finanzverfaſſung, be 


ſtimmt fih nun die Eigenfchaft einer Schuld ald Provinzialſchuld 


einmal — fofern nicht, was bei Ansbach und Baireuth nicht der Gall 
war, Hinderniſſe in der beiondern Berfaffung des Staats liegen — durch 
den erklärten Willen des Souverains, daß die Schuld eine Provinzialfhuld 
feyn folle, und die Wirkfamleit diefer Willenserflärung ift an Peine weitern 
Erforderniffe und Formen gebunden, ald an diejenigen, welche die allge- 
meinen vechtlihen Grundfäße über constitutiones principis mit ſich bringen, 
und hängt namentlich nicht davon ab, dag mit deren Vollziehung bereite 
der Anfang gemacht worden wäre; 

zweitens durch die Natur der Schuld, wohin außer dem Kalle, daß 
die Schuld zum Beften der einzelnen Provinz contrahirt worden, auch der 
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Hall gehört, daß diefelbe aus Beranlaffung der einzelnen Provinz ent» 
ftanden ift, fo daß fie nicht contrabirt feyn würde, wenn fih der Souverain 
nicht in dem Belige diefer Provinz befunden hätte. Der leßtere Satz folgt 
eben fo fehr aus der Natur der Sache, als derfelbe in der ftnatsrechtlichen 
Praxis anerkannt ift. 
Vergleiche die Staatöverträge zmifchen den Großherzogthümern Baden 
und Heflen vom 8. September 1810, Art. III. u. IV/(in Martens 
recueil des traites. Supplem. Tom. 5. p. 381. u. 282.); 
zwiſchen den Kronen Preuffen und Sachſen vom 18. Mai 1815, 
Art. IX. (Act. du congres de Vienne, edition oflicielle, p. 155. 
und in Martens recueil. Suppl. Tom. 6. p. 272.); 
und zwilchen der Krone Preuſſen und dem Herzogthume Naffau vom 
31. deſſ. Won., Art. IX. (Acte du congres de Vienne, ddition 
oflicielle, p. 193. und 205. und in Martens recueil. Suppl&m. 
Tom. 6. p. 37.). | 

Wendet man aber die obigen Grundfäße auf den vorliegenden Fall am, 
fo findet fih Beides, fowohl Natur der Schuld als Königlihe Willenser: 
Härungen, bier vereinigt, um die Behauptung der Krone Preuffen, daß die 
Denfion eine Provinzialfhuld der Marfgrafihaften gemeien fey, ald ge 
gründet darzuftellen. 

Dafür find folgende Momente enticheidend. 

1) Die Penfton ift der Fürſtin in ihrer Eigenichaft ald Gemahlin und 
künftigen Wittwe des Markgrafen, alfo des vormaligen Randesherrn von Ans⸗ 
bay und Baireutb , ausgeſetzt worden, wie diefed aus der Faflung der Ber 
feihungsurfunte und namentlih aus den Worten «pour tenir lieu de 
douaire a Madame Elisabeth Son epouse » bervorgeht. Wenn es nun 
aber allgemein angenomnien ift, daß felbft die Penfionen der Wittwen von 
bloßen. Beamten, welde zu einer einzefnen Provinz in einem fpeciellen 
Dienftverbältniß geitanden haben, als Provinzialfyulden betrachtet werden, 
fo muß diefes um fo. mehr von einer Penfion der Wittwe des vormaligen 
Landesherrn gelten, deſſen Verhältniß zu dem Lande cin um fo viel engeres 
und höheres war. 

2) Die befondere Beranlaffung, weßhalb der Fürſtin eine folche Penſion 
bewilligt wurde, lag offenbar darin, daß der Markgraf die Provinz früher 
abgetreten hatte, als diefelbe eigentlih der Kurbrandenburgifchen Primo⸗ 
genitur beimgefallen feyn würde: namlich theils in der Geneigtheit des 
Königs, Sich für diefe Abtretung dem Markgrafen gefällig zu beweiſen, 
theils in der Rüdficht, daß ohne jene frühere Abtretung der Markgraf im 
Stande gewefen wäre, der Fürftin ein Witthum aus den Marfgraffchaften 
zu conftituiren. Die Berleihung der Peniton hatte alfo ihren Grund in 
dem Erwerbe und Befige der Provinz, wodurd fie wiederum zu einer 
Provinzialſchuld qualificirt wird. 

3) Die Penflon, welche erft mit dem Tode ded Markgrafen und mit 
dem Hinwegfallen der dem Letztern ftipulirten Leibrente von 300,000 SI. 
ihren Anfang nehmen follte, if ihrem Weſen nach als eine tbeilmeife Der 
längerung bdiefer Leibrente zu Gunften der Wittwe des Miarkgrafen anzus 

Leonhardi, über Uusträgatverfahren. 41 
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fehen : jene Leibrente aber, als ein Reiervat und als die Gegenleiftung für 
die frühere Abtretung der Provinz, war unftreitig eine Provinzialfchuld⸗ 
vergl. Pan Lehrbuch des Lehnrechts, $. 160. und die in Note s und v 
citirten Schriftfteller. 

und iſt au, wie aus dem Berichte des Miniſters von Hardenberg vom 
12. April 1806 erbelet, 

Num. 24. der Austrägalacten, 
aus den Landescaffen von Ansbach und Baireuth bezahlt worden. Der Um⸗ 
Rand, daß ſich die Leibrente zugleih auf den Etat der Dispofitionscafle be 
funden bat, Pann biergegen Beinen Zweifel erregen, da die von der Krone 
Preuffen deßhalb gegebene Erläuterung, daß, nad der damaligen Gefchäfts- 
einrichtung, fämmtlihe, aud die auf die Provinzialcaſſen radicirten Pen. 
onen, der Meberfiht wegen in dem Etat der Dispoſitionscaſſe aufgeführt 
worden feyen, durch den Inhalt des auf den obigen Bericht erlaffenen 
Eabinetsrefcripts vom 17. April 1806 

Num. 26. der Austrägalacten 


völlig beftätigt wird, worin alle Ansbach - Baireuthiſche Penflonen , hinſicht⸗ 
lich welcher in jenem Reſcripte wegen der Abtretung von Ansbach eine theil⸗ 
weile Reduction verfügt, die alfo offenbar als Ansbach. Bairenthifche Bro» 
vinzialfchulden angefehen wurden, dennoch als «auf der Dispofitionscafte 
eubend» bezeichnet find. 


4) Zur Unterflügung der Annahme, daß die Penſion von Anfang an 
als eine Angelegenheit der Fraͤnkiſchen Provinz betrachtet worden fey, dient 
auch das ‚bei der Zufiherung vom 17. Zuli 1792 beobachtete Verfahren: 
nämlich, daß diefelbe in Ansbach, während fi der König mit der Reguli⸗ 
rung der neu erworbenen Fraͤnkiſchen Provinz beſchäftigte, erfolgt, und daß 
die Verleihungsurkunde von dem Fraͤnkiſchen Provinzialminifter, Freiherrn 
von Dardenberg, contrafignirt if. 


5) Als, nach dem Abſterben des Könige Friedrich Wilhelm des Zweiten, 
der Markgraf um die Beftätigung der Penflon nachgefucht batte, und des 
jeßt vegierenden Königs Majeftät, nachdem Sie Sich von den Winiftern 
von Alvensleben und von Hardenberg Bericht erftatten laſſen, bie gebetene 
Eonfirmation unter dem 24. Zuni 1800 ertheilten, 

Rum. 23. der Austrägalacten, 


wurde gleichzeitig an den Fränkiſchen Provinzialminifter von Hardenberg ein 
Cabinetsrefeript, des Inhalts erlaflen: 
— — — je viens de sanctionner sans retour la promesse de 
mon pere. Je m’empresse de veus en instruire, pour que he 
cas Ech6ant cette donnde ne vous manque pas dans les arrange- 
mens a rögler alors», 
Num. 21, ebendaſelbſt, 
und von tiefem Reicrirte wurde der Minifter von Alvensleben in einem 
Eabinetöref.ripte von demfelben Tage mit folgenden Worten in Keuntnif 


gelegt: 
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«le Baron de Hardenberg, comme ministre de la province, sur 
les fonds de laquelle la susdite pension devra »’assigner un jour, 
est &galement muni de mes ordreos». 
Num. 22, ebendafelbft. 
In den obigen Referipten ift 


einmal die Anſicht des Königs, daß die . Yenfion aus den Fonds der 
Markgrafſchaften bezahlt werden müfle, auf das Klarſte und Beſtimmteſte 
ausgeſprochen, und in fo weit dienen diefelben, zumal da fle nach genauer 
Unterfuchung der Sache und nad) erftattetem Berichte der Miniſter ergangen 
And, zu einem Bemweife, daß fih die Penſion, theils ihrer Natur nach, ver- 
möge der in dem Preuſſiſchen Staatöhaushalte angenommenen Grundfäge, 
theil6 nach den früheren bei ihrer Bewilligung im Jahre 1792 ſtatt gefuns 
denen Berbandlungen, als eine Provinzialfhuld von Ansbach und Baireuth 
verhalten babe; 

zweitens ift aber auch in dem erfteren, an ben Provinzialminiſter ges 
richteten Reſcripte, nämlich in den Worten «pour que le cas Echdant 
cette donnee ne vous manque pas dans les arrangemens a regler alors», 
eine wirflihe Königlihe Willenserflärung, ein Befehl, daß die Zah⸗ 
fung demnächſt aus den von dem Provinzialminifter verwalteten Fränkiſchen 
Fonds gefchehen follte, enthalten, wie dieſes befonders daraus erhellet, daß 
in dem anderen, an den Minifter von Alvensleben gerichteten Reſcripte 
der Inhalt jenes erfteren Reſcripts dahin angegeben ift: «le Baron de 
Hardenberg comme ministre de la province etc., est &galement muni 
de mes ordres». 


6) Als endlih, nahdem die Markgraffhaft Ansbach im Parifer Ver 
trage vom 15. Februar 1806 an die Krone Bayern abgetreten war, der 
Sräntiiche Provinzialminifter von Hardenberg in einem Berichte vom 12. April 
1806 darauf angetragen hatte, die ganze Penfion nunmehr auf die Provin⸗ 
zial - Domärienfaffe von Baireuth zu übernehmen, 

Rum. 24. der Austrägalacten, 
erging am 17. April 1806 an denielben ein Cabinetörefcript, wodurch ihm 
eröffnet wurde, daß die Penſion, da biefelbe theilmeile eine Laft von Ans⸗ 
bach fey, nach demjenigen Derhältnifie, in welchem die Gaflen von Ansbach 
and von Baireuth zu der Leibrente des Markgrafen beigetragen bätten, ge 
tpeilt werden müfle, und die Fürſtin nur den auf Baireuth treffenden Ans 
theif der Penſion befommen könne, und worin der Minifter den Befehl 
erhielt, das eingereichte Fraͤnkiſche Yenflonsverzeichniß hiernach au rectiſiciren 
und ſodann dem Könige anderweit vorzulegen. 
Num. 26, ebendaſelbſt. 
Auch bier iſt alſo theils, wie in den früheren Reſcripten vom 24. Juni 
1800, die Anfiht des Königs, daß die Penfion eine Provinzialſchuld von 
Ansbach und Baireuth fey, auf das Klarſte ausgeſprochen, theild, ſoviel die 
Markgraffchaft Baireuth betrifft, ein wirklicher, noch weit beftimniterer, 
Befehl an den Brovinzialminifter erlaffen, daß die auf Baireuth fallende 
Mate aus den Baireutber Randescaffen bezahlt werden folle, indem der In⸗ 
halt des vorzulegenden rectificirten Penſionsverzeichniſſes und der Dabei zu 
4 * 
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beobachtende Repartitionsfuß in dem gedachten Meftripte genau vorgefchrie: 
ben worden. 

Die von Seiten der Krone Bayern angeführten Gegengrimde erſcheinen 
nicht als geeignet, dDa8 Gewicht der obigen Gründe zu entkräften. 


Einige derfelben, namlich 

1) daß nad) dem Berichte des Miniſters von Hardenberg vom 12. April 
4806 und dem darauf erfolgten Gabinetsrefcrinte vom 17. deſſelben Monats 
die Penfion auf den Etat der Dispofitionscaffe gefeßt werden folle; fo wie 

2) daß die Feibrente des Markgrafen, als deren accessorium fich die 
Penſion verhalte, deßhalb Feine Provinzialihuld von Ansbach und Baireuth 
gewefen, weil folche auf den Etat der Dispoſitionscaſſe gebracht worden 
fey, befeitigen fich fchon durch das früher über die Verhältniſſe der Dispo⸗ 
fitionscaffe Bemerfte. 

Wenn biernächft 

3) der Einwand gemacht ift, daß noch Feine wirfliche Anweifung der 
Penſion auf die Markgraffchaften erfolgt, fondern nur eine fünftige Anwei; 
fung beabfihtigt worden fey, bierbei auch auf die in futuro gefaßten Worte 
des Eabinetsreferipts vom 24. Zuni 1800 an den Minifter von Alvensleben 
«sur les fonds de laquelle la susdite pension devra s’assigner un 
jour» Bezug genommen wird, fo ift theils bei einer Schuld, welche, wie 
die vorliegende, fchon ihrer Natur nad eine Previnzialfhuld ift, eine 
ausdrüdlihe Anweifung überall nicht erforderlich, theils iſt dieſe Anweiſung 
— d. b., wie oben ausgeführt worden, die Willenserklärung des Soune- 
raind, daß die Schuld eine Provinzialfhuld feyn folle — durch Die an den 
_ Provinzialminifter erlaflenen Neferipte vom 24. Zuni 1800 und 17. Aprü 
4806 wirklich gefchehen und die erwahnten Worte «devra s’assigner 
un jour» beziehen fih nicht auf die Radicirung der Schuld, als einen noch 
bevorftehenden Act, fondern nur auf die künftige Anweifung zu deren Aus⸗ 
sablung. 

4) Der ferner geltend gemachte Umftand, dag die Venfion bei der Abs 
tretung von Ansbach und Baireuth noch nicht in die Etats der Fränkiſchen 
Provinz aufgenommen gewefen, ift weder in der Hinfiht, daß eine ſolche 
Aufnahme in den Etat ein formelles Erforderniß der Eigenfchaft einer Schuld 
als Provinzialichuld fey, noch auch in fo fern erheblich, daß daraus auf Die 
Anfiht der Preuflifhen Regierung, bie Penfion fey Feine Gränlifhe Pro 
sinzialichuld, gefchloffen werden konne. Erſteres nicht, weil jenes Erfor⸗ 
derniß aus allgemeinen Rechtsgrundfägen nicht folgt, nach welchen die Na- 
tur der Schuld oder eine Willenserklärung ded Eouveraind genügt, um 
einer Schuld die Eigenfchaft einer Provinzialſchuld beizulegen, eine befon- 
dere den gedachten Sa begründende Vorfchrift der Preuſſiſchen Berfaflung 
aber von der Krone Bayern nicht behauptet wird, auch alle Wahrfcheinlich- 
keit gegen fi bat, indem, wie aus den Acten erhellet, nach dem damaligen 
Preuſſiſchen Geſchaͤftsgange nur fällige Voften in die Etats aufgenommen 
wurden, mithin, wenn jener Sat richtig wäre, eine noch nicht fällige Schuſd 
niemals, hätte eine Provinzialſchuld feyn können. Letzteres nicht, weil theüs 
aus jener Art der Argumentation eben fo gut folgen würde, Daß die Preuſ⸗ 
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Mde Regierung die Anficht gehabt habe, die Penſion fey keine Central⸗ 
fhuld, indem diefelbe eben fo wenig in den Etat einer Centralcaſſe aufge- 
nommen worden ift, theils fi für die Nichtaufnahme der Penſion in die 
Fränkiſchen Etats feit dem — erſt am5 Sanuar 1806 erfolgten — Abſterben 
des Markgrafen bis zu der Abtretung der Markgrafſchaften vielfache andere 
Gründe denken laſſen — die damalige unruhige Zeit, die unterlaffene Ans 
meldung von Seiten der Fürftin, vielleicht eine beabfichtigte Erörterung der 
Frage, ob die Legtere bei ihrem Aufenthalte im Auslande den Genuß ber 
Penfion verlangen koͤnne u. ſ. w. — theild endlich alle Gründe für eine 
präfumtise Anficht der Preuffiihen Negierung, daß bie Penſion Peine Bros 
vinzialfhuld von Ansbach und Baireuth fey, bier zu nichts führen können, 
wo deren wirkliche Anficht, daß die Penſion eine folhe Schuld fey, als ein 
durch die Reſcripte vom 24. Zunius 1800 und 17. April 1806 Elar erwie⸗ 
fenes Factum vorliegt. 


5) Noch weniger kann irgend etwas darauf anfommen, daß an die 
fubalternen Sinanzbebörden und an die Eaflen in Ansbach und Baireuth 
feine Anweifung wegen der Penflon ergangen ift, zumal da durch die mehr, 
erwähnten Refcripte eine Anweifung an die höchfte Localbehoͤrde der Frans 
fifchen Provinz, unter deren Befehlen jene Behörden und Caſſen ftanden, 
namlich an den Fränkiſchen Provinzialminifter, erlaffen war. 


6) Die eigene Anficht der Fürſtin endlich, welche ſich in deren Eingaben 
ausgefprochen findet, daß die Penſion nicht auf Ansbach und Baireuth ge 
haftet habe, ift bei der bier zu beurtheilenden Frage, ob die Penflon eine 
Provinzialfhuld fey, welche theild von Nechtögrundfägen, theild von ben der 
Sürftin perſoͤnlich unbekannten Verhandlungen, welche zwiſchen dem Könige 
und Defien Miniftern ſtatt gefunden haben, abhängt, ohne allen Einfluß. 


Uebrigens 


7) kann auch nicht etwa daraus ein Einwand bergenommen werden, 
daß die Penſion zur Zeit der Abtretung von Ansbach und Baireuth von der 
Fürſtin noch nicht acceptirt geweſen ſey, da bekanntlich landesherrliche Gna⸗ 
denreſcripte zu ihrer Wirkſamkeit keiner Acceptation bedürfen. 


Sobald nun aber die Penflon eine Provinzialfchuld der Markgrafſchaften 
war, fo ift die Krone Preuflen durch die Abtretung von Ansbach und Bais 
reuth von berfelben liberirt worden und dagegen foldhe durch den Erwerb 
von Ansbach und Baireuth auf die Krone Bayern übergegangen. 


Beides folgt unzweifelhaft 


1) aus den allgemeinen Grundſätzen des Staatsrechts: denn Die Ab⸗ 
tretung und der Erwerb einer Provinz, weiche fih, wie Ansbach und Bai⸗ 
reuth, als ein befonderer Staat mit einem eigenen &chuldenweien unb 
Fiscus verhält, bewirkt eine successio universalis in die juriſtiſche Perfon 
diefes Fiscus, alfo ein Eintreten in alle und jede Provinzielfhulden — wo⸗ 
bei auch, fo viel die Markgrafichaft Baireuth anbetrifft, der interimiſtiſche 
Beſitz Frankreichs an deren früheren Berhältniffen Nichts geändert bat, 
indem Bairsuth nicht mit dem Franzöſiſchen Reiche vereinigt und im Pariſer 
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Vertrage vom 28: Februar 1810, Art. X. an die Krone Bayern, als Mad 
folgerin der Krone Preuffen, überwiefen wurde 
Martens recueil des traites. Supplem. Tom. 9. p- 16. u. f. 

2) aus den ausdrüdlichen Stipufationen, welche bei der Abtrefung und 
dem Ermerbe jener Länder flatt gefunden haben, und worin der Webergang 
fämmtliher Landesfchulden in der größten Allgemeinheit ausgefprocdhen if. 
Was nämlich die Marfgraffchaft Ansbach anbetrifft, fo ift zwar nicht be 
kannt, ob fih in dem am 15. Februar 1806 zwiſchen der Krone Preuſſen 
und dem SKaifer von Frankreich zu Paris gefchloffenen Vertrage eine die 
Sandesfchulden betreffende Beſtimmung findet; bei der Mebergabe des Landes 
jedoch, weiche am 24. Mai 1806 durch den Königlich - Preuffiiden Bevol⸗ 
mädhtigten, damaligen Geheimen Legationsrath Magler, in Gemäßheit des 
Art. IL des obigen Vertrags 

Rechtliche Ausführung der Krone Preuffen vom 14. December 1877, 
p 8. (Rum. 15. der Austrägalacten) 
und der dem genannten Commiſſarius ertheilten Bollmaht vom 26. Fe⸗ 
bruar 1806 

‚ Martens recueil des trait&s. Supplem. Tom. 4. p. 241. u. 242. 
an den Marfchall Bernadotte für die Krone Bayern geichab, bat der Mar⸗ 
(hal Bernadotte die Markgrafihaft von dem Königlich: Preufliihen Bevoll⸗ 
mäthtigten »mit allen darauf baftenden Laſten und Berpflichtungen« über- 
nommen und darauf dieſelbe wiederum an den Königlich: Bayerifhen Bes 
vollmächtigten, Grafen von Thürbeim, »avec tous ces droits, charges, 
döpendanees, limites et ötendues« übergeben, 

Rechtliche Ausführung der Krone Preuffen vom 14. December 1877, 
p- 8. bis 11. (Rum. 15. der Austrägalacten), 
Rechtliche Ausführung der Krone Bavern vom 12. Mai 1828, p- 14 
u. 15. Mum. 31. der Austrägalacten) 
auch der Königlich: Preufifche Bevollmädhtigte in dem an demfelben Tage 
su Ansbach erlaffenen Abtretungspatente im Namen ver Krone Preußen 
erlärt, daß er die Markgrafſchaft vmit allen darauf haftenden Laften und 
Berbindlichkeiten an die Krone Bayern übergebe «. 
Martens recueil dos traites. Supplem. Tom. 4. p. 243. u. 244. 


Anlangend aber die Markgraffchaft Baireuth, fo findet ſich im Tilfter 
Frieden vom 9. Zulius 1807, in weldhem die Krone Preuffen dieſelbe em 
den Kaiſer von Srankrei für den von dem Letztern demnächſt zu deſigni⸗ 
zenden Fürſten abtrat, im Artikel XXIV. die Stiputation : 

»Les engagemens, dettes et obligations de toute nature que Sa 
Majesi€& le Hoi de Prusse a pu aveir, prendre et contraeter 
anterieurement & la prösente guerre, comme possesseur des pays, 
territoires, domaines, biens et revenus, que Sa dite Majestd oöde 
oa auxquels Elite renonce par le present traite, seront & ia charge 
des nouveauz possesseurs et par eux acquittds, sans excoeptien, 
restrietion, ni reserve aucune«, 
Martens recueil des traitös. Supplem. Tom. 4. p 444 u. f- 
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und eben fo enthält der Pariſer Vertrag vom 28. Februar 1810, in welchem 
Baireutb von dem Kaiſer von Frankreich wiederum an die Krone Bayern 
überwielen wurde, in den Artiteln X. und XI. folgende Beſtimmungen: 

»Lcs pays acquis ou cédés par Sa Majeste le Roi de Barière 

seront possed6s a l’avenir aux m&mes titres, charges, droits et 

obligations que par les anciens possesseurs.. 

«Les dettes de teute nature dont le dits pays peuvent tre 
greves, seront ä la charge des noureaux possesseurs et aequittös 
sans restriction ni reserves aucunes». 

Martens recueil des traites. Suppl. Tom. 9. p. 16. u. f. 

Wenn die Krone Bayern, welche ihre Verpflichtung, die auf Ansbach 
und Baireuth baftenden Landesfchulden zu übernehmen, im Allgemeinen 
ſelbſt anerkennt, 

Schreiben des vorigen Königs von Bayern Majeftät an x. Keppel 
Craven vom 1. Auguft 1824 (Rum. 1, Anlage 12. der Acten ber 
Bundesverfammlung ); 

Rechtliche Ausführung der Krone Bayern vom 12. Mai 1828, p. 14. 
15. 17. biß 19. 70. (Rum. 31. der Austrägalacten); 

Rechtliche Gegenerflärung derfelben vom 22. Januar 1829, p. 12. 
und 46. (Rum. 49. der Austrägalacten) — 


dieſer Berpflihtung, um die Anwendung des Principe auf die bier in Frage 
ſtehende Penfion zu beftreiten, die Beihränfung hinzufügt, 

a) daß jene Verpflichtung fich nicht auf Fiberalitäten, fondern nur auf 
die im gewöhnlichen Gange der Adminiftration contrahirten Schulden, 


ferner b) daß ſich diefelbe nur auf diejenigen Schulden erſtrecke, welche 
ausdrudiich auf die abgetretenen Länder contrahirt feyen, oder unbeftritten 
darauf rubeten: 
fo findet eine ſolche Beſchränkung weder in allgemeinen Rechtegrund⸗ 
ſätzen, noch in den obigen ganz generell gefaßten Gtipulationen irgend eine 
Begründung. 
Eben fo wenig 
c) Fann, fo viel Baireuth betrifft, den im Artikel XI. de& Parifer 
Bertrags vom 28. Februar 1810 gebrauchten Worten «les dättes — — — 
dont les dits pays peuvent &tre gröves» der Ginn beigelegt werben, 
daß dadurch eine Hypothecirung oder fürmliche Anweifung der Schuld be, 
zeichnet worden fey, da jene Worte ganz allgemein den rechtlichen Zuftand 
des Belaftetfeyns, nicht einen befondern Act der Belaftung, ausdrüden. 
vergl. 3. B. den Staatövertrag zwifchen den Kronen Preuſſen und 
Sachſen vom 18. Dai 1815, Art. IX. « Si contre toute attenteetc,» 
(Acte du congres de Vienne, &dition offcielle, p. 156. und in 
Martens Supplem. Tom. 6. p. 277. 
Ueberdieß ift bier aber auch eine Anweiſung auf die Provinz durch die 
Königlichen Gabinetöreferipte vom 24 Juni 1800 und 17. April 1806 
erfolgt. 
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d) Dem fernern Anführen, daß Frankreich, welches die Abtretungs⸗ 
verträge über Ansbach und Baireuth mit der Krone Preuſſen abgeſchloſſen, 
in feinen damaligen Staatsverträgen gewöhnlich Die auf den ihm abgetretenen 
Ländern baftenden Witthümer und Appanagen nicht abernommen habe, mit» 
bin auch die fraglihen Berträge nicht auf Forderungen dieſer Art zu be- 
ziehen feven, ſteht theils Ihon der Umftand entgegen, daß die Krone Bayern 
ſelbſt einräumt, das Witthum der Markgräfin Sophie Earoline von Eulmbadh- 
Baireuth übernommen und bezahlt zu haben, 


Nechtlihe Ausführung vom 12. Mai 1828, p. 70. (Rum. 31. der 
Austrägalacten) 
theils wurden die Markgraffchaften an Frankreich nicht für dieſes Letztere 
feloit , fondern für dritte Regierungen abgetreten; theils laßt ſich aus ſolchen 
Staatöverträgen, wo, wie z. 3. im Lüneviller Grieden vom 9. Februar 
1801, Art. VII. 


Martens recueil des traites. Tom. 7. p- 541. 
und im Wiener Srieden vom 14. October 1809, Art- V. 
Ebendafelbft, suppl&m. Tom. 5. p. 213. 


ausdrischlich ftipufirt iſt, daß Frankreich Feine andern Schulden als gewiſſe 
fpeciell beftimmte übernehme, nicht auf die hier vorliegenden Verträge und 
Stipulationen fchlieffen, welche die allgemeine Hebernahme aller Schulden 
entbalten. 


e) Der weiter geltend gemachte Gegengrund, daß die Penfion bei der 
Abtretung von Ansbach und Baireuth nicht an die Krone Bayern übers 
wiefen worden fey, koͤnnte nur dann von Erheblichkeit ſeyn, wenn überall 
eine Liquidation der Landesfchufden ftatt gefunden hätte, und wenn die 
übrigen Yandesihulden, mit Uebergehung der Penflon, fpeciell ubermwiefen 
wären; die Acten ergeben aber, daß die Krone Bayern die Martgrafichaften 
obme Piquidation der Zandesichulden, lediglich auf Grundlage der oben am 
geführten allgemeinen Stipulationen, übernommen, auch eine foldhe Liqui- 
dation nicht verlangt, vielmehr bei der Uebergabe von Ansbach abgelehnt hat. 


Rechtliche Ausführung der Krone Preuffen vom 14. December 1827, 
p- 9 bis 11. u. p. 18. (Num. 15. der Austrägalacten) ; 


der Krone Bayern vom 12. Mai 1828, p. 14. bi6 18. (ebendafelbft, 
Rum. 31.) 


Endlih f) ift auch der Umſtand gleichfalls ohne Einfluß, daß die Krone 
Bayern bei der Uebernahme von Ansbah und Baireuth in den mit über- 
lieferten Etats und Acten feine Notiz über die Penſion vorgefunden babe, 
da in den mehrgedachten Stipulationen hinfichtlidy der übergebenden Landes⸗ 
fhulden auf diefe Etatd und Acten nicht Bezug genommen worden, auch 
fein Grund vorhanden ift, um etwa eine ftillfhweigende Verweiſung auf 
die Letzteren anzunehmen, vielmehr ſich nach der gewöhnlichen diplomatiſchen 
Berfahrungsweife vorausfegen läßt, daß die Krone Preuffen, wie diefe auch 
behauptet, eine fpecielle Liquidation beabfichtigt habe. 
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Das Mefultat der bisherigen Grörterungen tft demnach, 
daß die flreitige Penſion von der Krone Bayern’ zu vertreten ift. 


Was nun aber von der Penfion überhaupt gift, muß aus gleichen 
Gründen eben fo auch von den Rüdftänden derfelben gelten, welde fchon 
vor dem Erwerbe der Markfgrafichaften von Seiten der Krone Bayern fällig 
geworden maren. Denn da, fobald die Penfion eine Provinzialfhuld von 
Ansbah und Baireuth war, natürlich auch deren Rüdftande zu den Pros 
vinzialihulden gehörten, fo folgt auf der einen Seite aus dem Rechtsſatze, 
daß der Erwerb jener Länder eine successio universalis in die juriftifche 
Perfon des Provinzial:Fiseus, ein Eintreten in die gefammten Berbindlich- 
Peiten des Legtern, bewirkt bat, und auf der andern Seite aus dem Inhalte 
der mebhrerwähnten Stipulationen, welche ganz allgemein, obne eine Aus 
nahme wegen jener Rückſtände zu machen, dem neuen Erwerber die Ueber⸗ 
nahme aller Propinzialfchulden auflegten, daß die Krone Preuſſen von den 
gedachten Rückſtaͤnden liberirt ift und diefelben auf die Krone Bayern über» 
gegangen find; und es ift bei dem obigen Stipufationen, in welchen eben 
fo wenig ein Vorbehalt wegen der Einnahmerückſtände gemacht worden, als 
die Abfiht der Eontrabenten anzufeben, daß die Einnahme⸗ und Ausgabe⸗ 
rückſtaͤnde gegen einander aufgehoben werden follten. Aud kommt noch der 
befondere Umſtand hinzu, daß die Krone Bayern die befiimmte Behauptung 
der Krone Preuſſen, daß die Krone Bayern die Rüdftände des Witthums 
der Markgräfin Sophie Caroline von Culmbach⸗ Baireuth aus der Franzoͤſi⸗ 
ſchen Befißzeit bezahlt habe, 


Rechtliche Ausführung vom 14. December 1827, p. 49. 50.9. (Rum. 15. 
ber Austrägalacten) 


nicht beftritten, mithin jenes Princip factifh anerfannt hat. Wollte man 
aber auch, ungeachtet der obigen Stipulationen, von dem Grundfage aus⸗ 
geben, daß die Audgaberuditände an fi der Krone Preuſſen zur Laſt ge 
blieben feyen, fo könnte doch die Krone Bayern bierauf nur in dem Falle 
einen Änfpruch gegen die Krone Preuffen gründen, wenn die Rückſtaͤnde 
der Ausgabe die Rückſtände der Einnahme überftiegen hätten und die Leb- 
teren zu deren Abführung nicht hinreichten; und daß diefer Fall bei Ansbach 
und Baireuth eingetreten wäre, ift niht nur von der Krone Bayern nicht 
behauptet worden, fondern es kann vielmehr das Gegentheil ald eingeräumt 
betrachtet werden, da die Krone Bayern die dahin gerichteten Nufforderungen 
und Anerbietungen der Krone Preuffen Cin deren rechtlicher Ausführung 
vom 14. December 1827) 


Num. 15. der Austrägalacten, p. 90. u. 91. 
unbeantwortet gelaffen hat. 

Nebrigens kann, fo viel die Rückſtäände aus der Srampöftichen Beſttzzeit 
son Baireuth anbetrifft, die Kompetenz des Austrägalgeridhts, auch für 
biefen Zeitraum die Berbindlichfeit der Krone Bayern zur Bertretung der 
Yenfion auszufprechen, nicht bezweifelt werben, da jener Aus ſpruch unter 


der im Allgemeinen aufgeſtellten Borfrage, 
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ob die Krone Preuffen oder bie Krone Bayern die Penſton zu ver 
treten babe, 
mit begriffen ift, und zu der, von der hoben Bundesverfammlung im Sn- 
tereffe der Fürftin Berkeley beabfichtigten, ganzlihen Erledigung diefer Bor- 
frage gehört, auch die Krone Bayern in diefer Hinficht gegen die Compe⸗ 
ten; des Austrägalgerichts überafl Nichts eingewandt hat. 

Schließlich kommt bei der Enticheidung der Sache nod der Punkt in 
Frage, in wie weit in dem gegenwärtigen Austrägalverfahren auf die ım 
der rechtlihen Ausführung der Krone Bayern vom 12. Mai 1828 

Rum. 31. der Austrägalacten, p. 74. 
vorfommende Aeußerung Rüdfiht zu nehmen fey: 
«daß, falld die Krone Bayern verurtheilt werden könne, Die ganıe, 
oder einen Theil der Penfion zu vertreten, hierzu aud bie Srome 
- , Würtemderg, wegen der von Ansbach durd) Staatsvertrag vom 2. No- 
vember 1810 — (welcher Bertrag übrigens nit zu den Acten ge 
bracht ift, fi) auch in den befannten Sammlungen nicht findet, weide 
nur einen DBertrag vom 18. Mai 1810 enthalten, |. Martens recueil. 
Supplem. T. 5. p. 257. u. f.) — erhaltenen Parcellen, in Anſpruch 
genommen werden müfle», 
fofern namlich Diefe Aeußerung in dem Sinne zu verfieben if, daß Damit 
nicht bloß ein Recht auf eine Regreßnahme gegen die Krone Würtemberg 
— welcher Umſtand überall nicht zu der aufgeftellten Borfrage, der Bertre 
tungsverbindlichkeit im Verhaltniſſe zu der Fürſtin gehören würde — fon» 
bern eine wirkliche theilweiſe Lıberation der Krone Bayern und ein theil: 
weifer Uebergang der Schuld auf die Krone Würtemberg behauptet, alfe 
pro rata die G@inrede des unrechten Beklagten babe vorgefhugt werden 
ſollen. Aber diefer ganze Punkt if von der Krone Bayern in den Ber 
bandlungen bei der hoben Bundesverfammlung und deren Bermittelungs 
commiflion nicht zur Sprache gebracht worden, fondern die Krone Bayern 
bat, ohne jene Einrede zu opponiren, es gefcheben laflen, daß obne Zuzie⸗ 
bung der Krone Würtemberg ein austrägalgerichtliches Verfahren angeordnet 
und die Borfrage auf die Alternative geftellt ift: 
ob die Krone Preuffen oder die Krone Bayern die Penſton 
zu vertreten babe, 


und aus diefem Grunde muß die obige Ginrede für veripätet und formel 
unzuläffig erachtet werden. Zwar ift für diefen letztern Gag ein pofitives 
Geſetz in der Deutihen Bundeögefepgebung über das Austrägalverfahren 
nicht vorhanden — wiewohl fih im gemeinen Rechte treffende Analogieen 
finden, wohin namentlich die Borfchrift gehört, daß derjenige, welcher ſich 
als Bellagter auf eine Realklage einlaßt, ohne zu fagen, daß er nicht im 
Beſttze der Bade fey, nachher als Beſitzer behandelt wird — aber jener 
Gas folgt aus der Natur der Sache und aus dem Geifte der gedachten Ge 
feße, worauf um fo mehr Rückſicht zu nehmen tft, ba die durch den Ar⸗ 
titel XXL. der Wiener Schlußakte eingeführte Art des austrägalgerichtlichen 
Berfahrens im Einzelnen bis jept weder Durch eine vollftändige Beleuge- 


€ 
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bung noch durch eine ausgebildete Doctrin die gehörige Befinnhtheit erhalten 
bat. Denn da der Zwei bed im Artitel XXX. der Wiener Schlußakte am 
geordneten Berfahrens in der gänzlichen Erledigung der Borfrage befteht, 
weiches Bundesmitglied für eine gewifle aufgeftellte Privatforderung ber 
rechte Beklagte fey, und dadurch dem Gläubiger über diefen Punkt Gewiß⸗ 
heit verſchafft werben foll, über jene Borfrage aber von dem Austrägal- 
gerichte gegen ein drittes Bundesmitglied, welches an den vorgängigen Ber- 
bandlungen bei der Bundesverfammiung und an der Wahl ded Austrägak 
gerichtd nicht Theil genommen bat, nicht erfannt werden kann, ed auch 
fein rechtlihes Mittel giebt, ein ſolches drittes Bundesmitglied, falls folches 
nicht etwa freiwillig dem Austrägalverfahren beitritt, nachher zu dem Letztern 
berbeizuziehen, namentlich der Weg der Adcitation bier nicht flatthaft if, 
©. die Entfcheidungsgründe des in der gegenwärtigen Sache ergan: 
genen Beicheides vom 30. Juni 1828 (Num. 32. der Austrägal- 
acten), 


fo ergiebt fi hieraus von felbft die Nothiwendigkeit, daß, wenn in dem 
Zalle des Artikels XXX. zwiſchen zwei Yundesmitgliedern bei der Bundes 
verfammlung behuf der Einleitung eines austrägalgeridhtlichen Verfahrens 
verhandelt wird, und das eine derfelben beabfichtigt, die, wenn aud nur 
eventuelle, Behauptung aufzuftellen, daß es feiner Seit von der in Frage 
ftebenden Schuld ganz oder theilmeife wiederum liberirt worden und foldye 
auf ein drittes Bundesmitglied übergegangen ſey, daflelbe diefe Behauptung 
fofort bei der Bundesverfammlung geltend machen muß, um die Zuziehung 
jenes dritten Bundesgliedes zu dem Austrägalverfahren zu veranlaflen, bins 
gegen damit nicht mehr gehört werden Tann, wenn eine Berurtbeilung des 
letztern Bundesgliedes nicht mehr zu erreichen ftebt. Es kann auch nicht 
etwa der Fürftin in diefer Hinficht ein Verſchulden zur Laſt gelegt werden, 
daß fie nämlich ihrer Seite die erforderlichen Anträge bei der Bundesver⸗ 
fammlung unterlaften hätte, da die Krone Bayern gegen die Fürſtin der 
obigen Behauptung eben fo wenig erwähnt hat, und der Fall einer Noto 
rietät hier nicht vorliegt. 


Bei der formellen Unzuläffigkeit der gedachten Einrede, ift auf wine Er- 
Örterung der materiellen Bedenten, welche derfelben theild — da bier nicht, 
wie ſolches bei der Abtretung von Ansbach und Baireuth von Seiten der 
Krone Preuſſen der Hall war, eine ganze, in finanzieller Hinficht einen be 
fondern Staat bildende Provinz , fondern nur einzelne Parcellen abgetreten 
worden — nad) den allgemeinen Grundfägen des Staatsrechts, theild nach 
dem Artikel VIIL des fhon oben erwähnten, zwifchen den Kronen Bayern 
und Würtemberg abgefchloffenen Staatsvertrags vom 18. Mai 1810 

Martens recueil des traites. Supplem. Tom. 5. p. 262. 


entgegenftehen würden, gegenwärtig nicht weiter einzugeben. 
Aus den bisher entwidelten Gründen war die aufgeftellte Borfrage fo, 
wie in dem Urtheile gefcheben ift, zu enticheiden, jedoch, bei der nicht zu 


verkennenden Zweifelhaftigkeit der Sache, unter Bergleihung der erwachſe⸗ 
nen Koften; umd verfteht es ſich übrigens dabei von ſelbſt, daß der: Krone 
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Bayern, falls Diefelbe, wie in ben Acten angedeutet wird, den Erben Der 
jest verftorbenen Fürſtin Berkeley anderweite Einreden, außer der Verwei⸗ 
fung derfelben an eine andere Regierung entgegenzufeßen hätte, deren recht» 
lihe Geltendmachung unbenommen bleibt, in welcher Hinficht die, der aufe 
geftellten Borfrage entiprechende, Faſſung des Erfenntniffes, daß die Krone 
Bayern die in Anfpruch genommene Wittwenpenfion «zu vertreten babe», 
keinem Zweifel Raum geben kann, und worüber es daher eines ausbrüds 
lichen Borbehalts im Urtheile nicht bedurfte. 


Zur Beglaubigung 
(L. S.) €. D. Pauli, Serretarius- 
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Bitte 


mehrerer Inhaber Rheinpfähgischer Obligationen Lit. b, um Bestim- 
mung derjenigen hohen Regierungen, welche diese Obligationen nu 
übernehmen haben, 


Im Jahre 1827, Sess. XV. im Sep. Protokolle S. 353. 1007, 
trägt der Grßhzgl. und Hrzgl. Sächfifche Gefandte, Namens ber 
Eingaben » Eommiffion, vor: 

‚Unter Ziff. 29. bed Ddießiährigen Einreichungsprotokolls 
hätten mehrere Befiter Aheinpfälzifcher Staatsobligationen, die mit 
dem Buchſtaben b. bezeichnet find, namentlich Banquier Haber 
sen., ©. Mayer und C. F. Hofmann zu Karlöruhe, Jacob 
Marr zu Mannheim, die Handeldleute Ph. Nicolaus Schmidt 
und J. M. Speyer u. Söhne aus Frankfurt a M., hohe B. V 
angegangen, um auf den Grund des Art. XXX. der W. Schl. A. 
zur Bezahlung mehrbefagter Obligationen zu gelangen. 

Ueber den Thatbeftand und die näheren Urfachen ſpricht fich 
der Bortrag folgendermaßen ausführlich aus: 


5. 2. Karl Theodor, weiland Kurfürft von der at; ‚ge 
langte, nach Ableben des Kırfürften Marimilian Joſeph IU. von 
Bayern, zum Beſitze auch dieſes letzten Staats. 

$. 3. Höchftderfelbe hatte während bed, in Folge ber Frans 
zöfifchen Revolution, zwifchen Frankreich und Deutichland ent 
ftandenen Kriegs zur Beftreitung der mit der Theilnahme an diefem 
Kriege verbundenen großen Ausgaben und zur Unterftügung feiner 
Untertanen, mit Conſens Höchftdeflen Agnaten, vier verſchiedene 
Anleihen contrahirt, von welchen ſaͤmmtlich die Handelsleute 
Schmalz und Seligmann zu Mannheim die Unternehmer 
waren, fo, daß an dieſe jedesmal die Hauptobligation ausgeſtellt 
wurde, die einzelnen Greditoren jeber Anleihe aber über ihre, dazu 
hergegebenen Belder fo genannte Partinlobligationen erhielten, berem 
Inhalt übrigens mit dem der Hauptobligationen gleichlautenb war. 

$. 4. Die Partialobligationen dieſer vier Anleihen wurden 
mit ben Buchtaben A, B, C, D, auch gewiſſen Ziffern, bezeichnet. 
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im Betrage von 500,000 Fi. für die Inhaber der gegenwärtigen 
neuen Obligation ausbrüdlich für verlängert und erneuert erflärt 
wurden, and; allen rechtlichen Behelfen und Einreden, wie je 
immer Namen haben möchten, entjagt wurde. (Beil 2. Der 
Reclamationgichrift.) , 

$. 12. Durdy den am 9. Februar 1801 zu Lüneville abge 
fchloffenen Krieden wurde das Iinfe Nheinufer, und fomit auch 
ber auf bemfelben belegene Theil der Rheinpfalz, mit Frankreich 
vereinigt, und durch den Darauf erfolgten Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß vom 25. Februar 1803 trat der Kurfürft von Pfalzbayern 
auch den ihm bis dahin noch verbliebenen, auf dem rechten Rhein⸗ 
ufer. belegenen Theil der Rheinpfalz an verfchiedene andere Deutiche 
Fürften, nahmlich an die Großherzoge von Baden und Darmſtadt, 
fo wie an den Herzog von Naſſau und den Fürften von Leinin- 
gen, ab, und es fiel bei biefer Gelegenheit unter andern dad 
Dberamt Heidelberg an den Großherzog von Baden und das 
Dberamt Mosbach an ben Fürften von Leiningen, wogegen der 
Kurfürft von Pfalsbayern für die auf beiden Seiten ded Rheins 
abgetretenen Lande durch andere, ihm überwiefene, auf der rechten 
Rheinſeite belegene, fecularifirte geiftliche Lande und Reichsſtädte 
entfchädigt wurde, auch bie fo genannte Oberpfalz, Neuburg, Suly 
bach und Leuchtenberg behielt. 

$. 13. Seit diefer Zeit hörten ſowohl die Zinfenzahlungen, 
ald die terminlichen Capitalabtragungen in Anfehung der mehrbes 
merkten Anlehen gänzlich auf, indem die hochgenannten neuen Bes 
figer der biefleitigen Rheinpfalz die alleinige Webernahme ber 
Schuld: verweigerten und dazu eine Concurrenz von Seiten ber 
Krone Bayern, welche diefe aber nicht leiften wollte, verlangten, 
auch bis zur Ausgleichung diefer Verfchiedenheit der Anfichten die 
ferneren Zahlungen der Zinfen und der Capitaltermine fiftirten. 

$. 14. Zwar wendeten fich die Inhaber der Partialobliges 
tionen des Anlehnd Lit. D im Jahre 1804 an’ die zur Bollzie 
hung des Reichödeputationd-Hauptichlufled vom 25. Februar 1803 
für die Kurs und Oberrheinifchen Kreife hier, zu Frankfurt am 
Main, niedergefette Subdelegationd - Reichderecutionscommiflion, 
und es erließ auch dieſe Behörde uuterm 30. Jumi 1804 eine 
Verfügung, wodurch die Großherzoglichen Regierungen von Baden 
und Heflen, ingleichen die Herzoglich- Rauffauifche und Füuͤrſtlich⸗ 
Leiningifche, als nunmehrige Beſitzer ber bieffeitigen Rheinpfalz, 


x 
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unter Vorbehalt ihrer Regreßanfprüche gegen die Krone Bayern, 
angewiefen wurden, die reclamirenden Gläubiger wegen ber rüds 
ftändigen Zinfen und verfallenen Gapitaltermine binnen vier Wo⸗ 
chen, bei Vermeidung reichefchlußmäßiger Exekution, zu befriedigen. 

$. 15. Allein fowohl diefe Verfügung, als eine unterm 
20. October 1804 erfolgte Erneuerung derfelben, blieben ohne Er» 
folg, und von eben fo wenig Wirfung war ein, auf Anrufen 
einiger Inhaber von Partialobligationen des Anlehns Lit. D, 
von dem Kaiferlichen und Reichskammergerichte zu Wetzlar am 
29. April 1806 wider die Negenten der biefleitigen Rheinpfalz 
erfannted, auf Bezahlung ber rüdftändigen Gapitaltermine und 
Zinfen gehended mandatum sine clausula. 


$. 16. Als hiernächft durch die Rheinbundes⸗Akte vom 
12. Juli 1806 der Fürlt von Leiningen der Souverainetät. des 
Großherzoge von Baden untergeorbnet worden, Lebterer mithin 
nunmehr Souverain der beiden, einen Theil der Specialhypothek 
ausmachenden, NRheinpfälzifchen Oberämter Heidelberg und Moß⸗ 
bach geworden war, fo erließ, in Uebereinftimmung mit der Groß. 
herzoglich » Heffifchen und Herzoglich⸗Naſſauiſchen Regierung, das 
Großherzoglich⸗Badiſche geheime Finanzdepartement am 22, Mai 
1808 ein Decret an dad Handelshaus Schmalz und Seligmann 
zu Mannheim, wodurch demfelben eröffnet wurde, daß die vors 
genannten drei Regierungen von dem Anlehn Lit. D proviforifch, 
bis zu einer endlichen Abtheilung mit der Krone Bayern und unter 
Vorbehalt des Regreſſes gegen felbige, 271. pE&t. gemeinfchaftlidı 
zu bezahlen übernehmen wollten, daß aber die Greditoren wegen 
bes übrigen Theild jener Schuld, ſowohl Capitals, als rüdfläns 
biger Zinfen halber, fi an die Krone Bayern würber: wenden 
müffen. 

$. 17. Im. Folge des fo genannten Befreiungskriegs gegen 
Kranfreich kam auch die im Jahre 1801 an daffelbe abgetretene 
Rheinpfalz linker Nheinfeite zu einem größern Theile an Bayern 
surüd, 

Die Inhaber der Nheinpfäkzifchen Staatsobligationen Lit. D 
ließen fich jeboch auf die $. 16. erwähnten Erbietungen ded Groß» 
herzoglich⸗ Babifchen geheimen Kinanzbepartements nicht ein, fons 
bern traten, kurz nach Eröffnung der hohen Bundesverſammlung, 
bei diefer gegen bie Großherzoglich» Babifche Regierung, als fous 

Leonhardi, über Austrägaiverfahren. 42 





658 Abth. II, Abſch. 3, 5.12, A. — Rhein: 


verainen Befißer der zur Specialhypothek gehörenden Oberämter 
Heidelberg und Moßbach, unter Bezugnahme auf die $. 14. um 
15. erwähnten Verfügungen der fubbelegirten Reichderefutions- 
commiffion vom Sahre 1804, mit dem Antrage auf: die Groß 
herzoglichBadifche Regierung ſowohl zur Bezahlung der verfallenen 
und laufenden Zinfen, als der Capitalſchuld zu vermögen. 

$. 18. Nachdem hohe Bundesverfammlung vergeblid; ver: 
fucht hatte, unter den bei der Sache betheiligten hohen Regieruns 
gen eine Ausgleichung oder Bereinigung darüber zu Stande zu 
bringen: ob und wieweit eine jede derfelben zur Bezahlung der im 
Frage feyenden Schuld beizutragen verpflichtet fey? fo wurde im 
Gemäßheit ded Art. XXX. der Wiener Schlußafte vom m 1820, 
durch einen von der hoben Bundesverfammlung am 18. Sanur 
1821 in ihrer II. Sigung gefaßten Beſchluß, diefe Angelegenheit 
zur rechtlichen Entfcheidung durch eine Austrägal-Inftanz verwiefen, 
auch, in Folge einer zwifchen den Gefandtichaften der Krone Bayern 
und des Großherzogthume Baden getroffenen, hoher Bundesver: 
fammlung angezeigten Vereinbarung, mittelft ferneren Befchluffes 
in. der VI. Sikung vom 15. Februar 1821, das KöniglicyHans 
növerifche Oberapp. Gericht zu Celle zum Austrägalrichter in 
jener Sache beftimmt, um in bderfelben in Auftrag und im Nas 
men der.hohen Bundesverfammlung den Rechten gemäß zu erfennen. 

$. 19. In den hierauf vor dem Austrägalgerichte ftatt gefunde⸗ 
nen, bis zur Duplik gediehenen, progeffualifchen Verhandlungen 
hat dad Großherzogthum Baden, außer feinem eigenen, auch bie 
Rechte bed Großherzogthums Heflen mit vertreten, und haben das 
Großherzogthum Heſſen in der XXV. Sigung hoher Bundesver⸗ 
fammlung vom 15. Juli 1822, das Herzogthum Naffau aber vor 
dem Austrägalgerichte ausdrüdlich erklärt: daß Sie Das in der 
Sache zwifchen dem Großherzogthume Baden und der Krone 
Bayern erfolgende Erfenntniß auch für Ihren Theil als verbinden 
anerfennen und gelten laffen wollten. 


$. 20. Hierauf hat das Königliche Tribimal zu Celle in 
einem, den Anwälten der hohen Litiganten am 28. October 1825 
eröffneten und nebft den betreffenden Akten hoher Bundesverfamms 
lung in ihrer I, vorjährigen Sitzung $. 6. durch die Königlidy- 
Hannöverifche Gefandrfchaft übergebenen Urtheil für Recht er 
fannt, wie folgt: 
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daß zuvörberft Die zur austrägafgerichtlichen Entſcheidung 
geftellte Borfrage und ber Umfang bed objecti litis das 
bin feſtzuſetzen: 


wer von ben betheiligten Höfen die Befriedigung der 
reclamirenden Gläubiger und Inhaber der fammtlichen, 
gegenwärtig annoch umbezahlten Partialobligationen 
des Rheinpfälzifchen Staatsanlehnd sub Lit. D, mit 
Inbegriff der annoch uneingelöften Partialobligationen 
des, ferner am 1. Suli 1802 contrahirten, mit Lit. b 
bezeichneten Anlehne in fo weit felbige an die Stelle 
von Partialobligationen des Anlehns Lit. D getreten 
find — fowohl rüdfichtlid, ded Capitals, als ber. bis 
hierzu davon verfallenen und ferner fällig werdenden 
Zinfen, zu vertreten habe? 
fodann aber in Betreff diefer Frage, und in Anfehung ber 
Sache feldft, der Antrag des Großherzogthums Baden, 
von der Eoncurrenz zur Bertretung dieſer Schuld gang 
frei gefprochen zu werben, für unftatthaft, vielmehr, uns 
ter Berwerfung der von ber Krone Bayern opponirten 
Einreden, auch unter Zurückweiſung ber von eben ber 
felben angebrachten verfchiedenen Editiondanträge, die frag» 
liche Schub für eine auf die Kammer» und Steuereins 
fünfte der gefammten ehemaligen Rheinpfalz contrahirte 
Staatsſchuld zu erflären, und dem zufolge die beiden be 
theiligten Höfe verbunden und gehalten feyen, bie Bes 
zahlung derfelben nach dem Revenüenverhältniffe der dieffeis 
tigen und jenfeitigen NRheinpfalz, nämlidy das Großherzog» 
thum Baben für Die dieffeitige Rheinpfalz zu ”/,, ober vierzig 
Procent, die Krone Bayern aber für die jenfeitige Rheins 
pfalz zu >/, ober fechzig Procent, an die noch unbefries 
Digten Inhaber ber gedachten Partialobligationenzu übers 
nehmen“ ꝛc. ıc. 
$. 21. Es iſt $. 11. erwähnt worben: daß im Jahre 1802, 
wo auf bie mehrerwähnten vier Anleihen A, B, C, D 3°Ym Gulden . 
Gapitalrüdzahlungen fällig waren, dieſe nicht baar, fondern durch 
neucreirte, mit b bezeichnete Obligationen geleiftet wurden, und 
zwar: 
42 * 
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auf A, 201 bis 300 .  . 100,000 Gulden 
auf B, 801 bis 0900. . 100,000 » 
auf C, 1601 bis 1701. . 100,000 ⸗ 
auf D, 2501 bis 2700. . 200,000 


. 500,900 Sufben 


+ daß diefe neucreirten Obligationen b ganz die Rechte der damit 
eingelöften, unter A, B, C, D erhielten, ingleichen fo eben 6. 20. 
daß das Austrägalgericht, was über die Verbindlichkeit, Die Gläu⸗ 
biger Lit. D zu befriedigen unb nur über Diefe zu erfennen be 
rufen war, fich zugleich über die mit b bezeichneten Obligationen, 
foweit Partialobligationen Lit. D bamit getilgt worden waren, 
ganz in eben der Maße, wie über die Letztern ſelbſt, auege 
fprochen, und alfo in ter That, in Anfehung der Lit. h⸗Obli⸗ 
gationen, nur über ?°Ym Gulden oder vierzig Procent Derfelben 
erfannt hat. 

$. 22. Die übrigen ſechzig Procent find der Gegenſtand ber 
im Eingange erwähnten Borftellung bed Advocaten Dr. Schmib 
hier, unter Rum. 29, bed bießjährigen Einreichunge « Protokolls 
für mehrere, unter deflen Vollmacht genannten Reclamanten und 
Snhaber von Partialobligationen Lit, b. 


$. 23. Es wird darin gefagt: die Reclamanten hätten ge 
glaubt, daß das Austrägalgericht auch über die Partialobligationen b 
mit erfennen würde. Erft fpäter wären fie belehrt worden, baß es mur 
an ihnen gelegen hätte, durch ähnliche Reclamationen, wie bie In 
haber von Partialobligation Lit. D, auch für ſich eine Entfcheibung 
herbeizuführen. Zwar fey diefe in dem Austrägalerfenntniffe des 
Oberapp. Gerichts zu Celle über Lit. D auch in Anfehung ber 
. Partialobligationen b wegen vierzig Procent erfolgt, über die übrigen 
fechzig aber fein Wort gefagt worden. Der Grund der Nichtbe⸗ 
friedigung der Gläubiger b liege Iediglich in ber zufolge des 
Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes von 1803 flatt gehabten Abs 
tretung auch bes biefleitigen Theild der ehemaligen Rheinpfalz an 
bie hohen Regierungen von Baden, Großherzogtum Heſſen, 
Raffau und Leiningen, und der von denfelben begehrten, von der 
Krone Bayern aber verweigerten Theilnahme an ber Bezahlung 
ber mehrbefagten Schuld, 
Nachdem das für die Neclamation ber Lit. D» Gläubiger - 
beftellte Austrägalgericht überhaupt wegen Vertretung der Lit. Ds 
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Schub und eben deßhalb auch wegen Vertretung derjenigen 
uote der Lit. b⸗Schuld erkannt hätte, die ald ein Surrogat 
hiermit eingelöfter Lit. DsObligationen zu betrachten wären, und _ 
dieſe Quote auf *%%/m Gulden oder vierzig Procent der ganzen 
Schuld fich belaufe, die hohen Regierungen von Bayern und 
Baden aber, vermöge des Austrägalerkenntniffed, die Lit. D⸗Schuld 
zu drei und resp. zwei Fünftel zu vertreten hätten, fo wären ben 
Inhabern der Lit. b»Obligationen von der Königl. Bayerifchen 
Regierung vier und zwanzig und von ber Grßhzgl. Badiſchen 
fechzehn Procent angeboten worden; allein wer bie größere Quote 
der Schuld, die übrigen fechzig Procent, zu berichtigen habe, ob 
die Grßhzgl. Babifche ober die Königl. Bayerifche Regierung, 
ober, was den Gläubigern dad Eonfequentefte fcheine, jebe von 
beiden in demfelben Verhältniffe, wie die Staatsfchuld Lit. D, 
bad fey bis jetzt durchaus noch unbeſtimmt, während die Ent 
feheidung dieſer Frage nach dem Art. XXX. der W. Schl. 9. 
herbei zu führen ſeyn bürfte 

Es fen nähmlich gleichfam als notorifch anzufehen, daß bie 
höchften Beſitzer der ehemaligen Rheinpfa und die Krone 
Bayern über die Bertretung ber noch, unberichtigten Rheins 
pfüßifchen Schulden, folglich auch der Schuld sub b, uneinig 
wären. Jene Erftern hätten zu verfchiebenen Zeiten behauptet, 
daß die Krone Bayern %, und mehr von diefen Schulden vers 
treten müffe, und fich fogar hinfichtlich deffen, was fie Davon bes 
zahlt, regrefforifche Anfprüche vorbehalten. Umgekehrt habe aber 
die Krone Bayern jede foldye Vertretung lediglich von der Hand 
gewiefen, auch ſich zur vorfchußweifen Zahlung des von den hohen 
Beligern der biefleitigen Rheinpfalz proviforiich nicht anerfannten 
Theild Nheinpfälzifcher Schulden zu feiner Zeit bereit erflärt. 
Märe an dieſer Notorietät im Geringften zu zweifeln, fo ginge 
bad Gefagte wenigftend aus ben vor diefer hohen VBerfammlung 
wegen der Lit. DsSchuld gepflogenen Verhandlungen fattfam her 
vor. Es würde noch überdieß gerade in Beziehung auf die Staates 
ſchuld b durch die Thatſache beftätigt, daß den Inhabern der 
Lit. b- Obligationen felbft hei der neueften Gelegenheit nicht volle 
Befriedigung zugeflauden worden fey. Dffenbar hätte es hier nahe 
genug gelegen, ihnen neben den urtheildmäßigen vierzig Procent, 
auch die übrigen fechzig Procent anzubieten; ftatt beffen aber hätte 
ihnen bie Grßhzgl. Badiſche Regierung nur fechzehn, die Künigl. 
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Bayeriſche nur vier und zwanzig Procent angeboten, und Letztere 
hätten obendrein durch bie auf die Obligationen gefebte Beer: 
ung: »Bayerifcher Antheil getilgt« nicht undeutlich die Intention 
an den Tag gelegt, jebe fernere Zahlungsanferberung zurüdzinveifen. 
Die Neclamanten glaubten, fich für jett auf diefe Anden 
tungen befchränten zu dürfen: zwar hegten fie von ber Gerechtig- 
keit der betheiligten hohen Regierungen bie Erwartung, daß Hoch⸗ 
Diefelben eine baldige und gütliche Vereinbarung wegen der frag 
fihen Schuld einem nochmaligen gerichtlichen Streite vorziehen 
würden; es ftehe jedoch nicht in der Macht ber Reclamanten, 
eine folche Vereinbarung felbft oder unmittelbar zu bewirfen, und 
fie richteten baher ihre Bitte dahin: 
Hohe Bunbesverfammlung wolle zwifchen der Königlidy 
Bayerifchen unb der Großherzoglich⸗Badiſchen, etwa auch 
ber Großherzoglich s Heflifchen und Herzoglic, - Raflauifchen 
Regierung, wegen von ben Kurpfälzifchen Lit. bs Obli 
gationen rüdhaftender fechzig Procent an Eapital und 
Zinfen, eine Ausgleihung auf gütlichem Wege verſuchen, 
im Falle aber biefer Verſuch gegen Berhoffen ohne den 
gewänfchten Erfolg bleiben würde, auch die gedachten hohen 
Regierungen fich nicht in einer zu beftimmenden Frift über 
ein Eompromiß vereinigten, die rechtliche Enticheidung der 
ftreitigen Vorfrage durch ein Austrägalgericht veranlaffen. 


027. Das Gutachten zu diefem Vortrage, worin zuvörderſt bie 
Gompetenzfrage beleuchtet wird, geht in der Vorausſetzung, daß 
die Reclamanten von den Regierungen von Bayern, Baden, 
Grßhzgth. Heffen und Naffau, wenn fie fid; an dieſe wendeten, 
in ber Art würden befchieden werden, daß die Competenz nadı 
Art. XXX. als begründet erfcheine, dahin, den Geſandtſchaften 
von Bayern, Baden, Grßhzgth. Heflen und Naſſau anheim zu 
geben, ſich ohne Weiteres, binnen einer gewiſſen Frift, über das, 
was von den Reclamanten hier angebracht wurbe, zu erklären, 
oder es müßten im entftehenden Falle, Lettere bis fie ihr Geſuch 
weiter begründet, abgewiefen werben. 

Baden bemerkt hierbei S. 360. Reclamanten hätten biefe 
von der Staatöfchuld b herrührenden Obligationen wirklich bei 
den Regierungen für voll präfentirt, hätten aber hierauf nur eine 
Abfchlagszahlung von vierzig Procent ded Nennwerths erhalten; 
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der Grßhigl. Hof konne ſich aber zu einer ferneren theilweifen Bes zaar. 
friedigung der Reclamanten nicht verftehen, bevor ‚nicht der Maß- 
tab endgültig feftgefeßt fey, nad) welchem die verſchiedenen höchiten 
Höfe dabei zu concurriren hätten; deſſen ungeachtet fey die Grßhzgl. 
Regierung geneigt, die von dem Oberapp. Gericht in Celle rüds 
fichtlich der Lat, D-Schuld und deren NRepartition aufgeitellten 
Principien auch für den noch unbezahlten Theil der Lit. b⸗Obli⸗ 
gationen in Anwendung zu bringen, wenn und fobald nicht minder 
die Königl, Bayerifche Regierung gleiche Bereitwilligkeit zeige, 
und Hierauf ein, ſolche Vereinbarung foͤrmlich beftätigender Ber 
fchluß von hoher B. V. gefaßt feyn werde, 

Grßhzgth. Heflen und Naſſau fchloffen fich diefer Erklärung 
lediglich an, und für Bayern wurde dad Protokoll offen gehalten. 
Letzteres ſprach ſich i. J. 1827, Sess. XXI im Sep. Prot. 
©. 517. dahin aus, daß es den Erflärungen von Baden, Orßhzgth. 
Heffen und Naffau nicht beizutreten vermöge, indem bie noch ' 
rüdftändigen drei Fünftheile an den noch uneingelöften Partial: 
obligationen Lit. b nur an die Stelle von Obligationen der Anz 
leihen A, B und C getreten feyen, als deren Schuldner Baden 
ſich befannt habe, und für weldye von Bayern eine Verpflichtung 
nie anerfannt worden fey und nicht übernommen werden fünne. 

Auf Präfidialantrag wurde hierauf beicgfpiien,, fammtliche: 
Erflärungen in diefer Sache an die Eingaben: GCommilfion zur 
Begutachtung gelangen zu lajlen. 

Aber noch bevor dieſe erfolgte, gab Baden, Sess. XXIII. 1027. 
Sep. Prot. S. 529. u. flgde. eine neue Erklärung des weſentlichen Ins 
halts ab: es fey richtig, daß die an Lit. b⸗Obligationen noch un⸗ 
getilgten ſechzig Procent einen entfprechenden Betrag von A- Bs und 
Cs Obligationen furrogirten; auch habe fich die Grßhzgl. Regierung 
einſtmals, namentlich üf dem bekannten Decrete vom 22. März 
1808, mit den übrigen hohen Befigern der diefleitigen Rheinpfalz, 
freiwillig erboten, nicht nur fammtliche A» B- C + Obligationen 
volljtändig zu berichtigen, fondern nebſtdem auf Lit. b> Obligationen 
ein und fiebenzig Procent zu bezahlen. Beides fey jedoch 
gleichzeitig unter der ausdrücklichen Bedingung gefchehen, daß Die 
König. Bayerifche Regierung den von ihnen nicht anerkannten 
Reit aller und jeder Nheinpfälzifchen Schulden, und bierunter 
vorzüglich neun und zwanzig Procent der Lit, b-Schuld, und 
zwei und fichbenzig ein halb Procent von Lit. D-Schuld ſelbſt 
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ısa7,dertretend, auf fich nehme, Diefe Bedingung fey aber notorifch 
gaͤnzlich unerfüllt geblieben, und ihre Erfüllung fogar Durch die 
mittlerweile eingetretenen VBerhältnifle rein unmöglid, geworben. 
Es hätten bie hohen Befiger der dieffeitigen Rheinpfalz jene 
Zuficherungen gerabe wegen Nichterfüllung ber ihnen beigefügten 
Bedingung fchon zu Anfang des Austrägalftreits über die Staates 
ſchuld Lit. D förmlich zurückgenommen; ferner habe das Urtheil, 
welches diefen Streit enticdjieden, die Königl. Bayerifhe Regie⸗ 
rung binfichtlich der Lit. D⸗Schuld, ftatt zu zwei und ftebenzig 
ein halb, nur zu fechzig Procent, dann hinfichtlich der 
Lit, b» Schuld, ftatt zu neun und zwanzig, nur zu vier 
und zwanzig Procent condemnirt, und ed hätten umgekehrt 
die hohen Befiger der dieffeitigen Rheinpfalz, ftatt der angebotenen 
fieben und zwanzig ein halb Procent, nad) dem erwähnten Ur: 
theile vierzig Procent der Lit. D-Schuld; dann hinfichtlic, der 
Lit. b-Schuld, ftatt der hiervon ald Surrogat der Lit. D⸗Schuld 
übernommenen eilf, vielmehr fechzehn Procent vertreten müffen. 
Deßhalb fey es nicht rechtlich denkbar, daß fie an ihr früheres 
Verfprechen, das unter ganz anderen Vorausſetzungen gegeben 
worden, jebt gebunden feyen. 


Grßhzgth. Heffen und Naffau erklärten fidy mit den von 
Baden gegebenen@actifchen Aufflärungen einverftanden. 


Die Eingaben» Commiffion erftattete über diefe Erklärungen, 
1027. Sess. XXIV. im Sep. Prot. ©. 541. Bortrag, in deflen Folge 
eine Dermittelungs - Commiflion erwählt, worauf ebenbafelbit 

©. 543. befchloffen wurde: 


„1) Daß die aus den Gefandten von Kurheflen, Holftein 
und Lauenburg und ben Großherzoglich« und Herzogliche 
Sädjfifchen Häufern beftehende Commiſſion erfucht werbe, 
eine Ausgleichung auf gütlichem Wege zwifchen Bayern, 
Baden, Großherzogthum Heſſen und Naflau, über bie 
unter benfelben ftreitige Schuldigfeit zur Befriedigung der 
Inhaber Kurpfähiicher Partial» Staatsobligationen Lit. b, 

j zu verſuchen; 

2) im Falle aber, daß diefer Verſuch ohne Erfolg bleiben 
und bie in Anſpruch genommenen hohen Bundesglieder 
ſich nicht in einer zu beftimmenden Frift über ein Com⸗ 
promiß vereinigen würden, die rechtliche @utfcheidung ber 
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flreitigen Borfrage durch eine Austrägals Inftanz einzu⸗1021. 
leiten, wovon 
„33 die Reclamanten in Kenntniß zu feßen- feyen. «. 


Um den Berlauf der Sache möglichit vollfländig zu geben, 
erwähnen wir nod) eines, gleichfall& im Prot. 1827, Sess. XXIII. 
S. 543. gehaltenen Vortrags ded Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifchen - 
Gefandten über neue (Nro. 45. und 54. bed Einreichungeprotofolld) 
Vorftellungen von Inhabern Nheinpfälzifcher Staatsobligationen 
Lit. b, in welchen gebeten wird: 

"hohe B. V. wolle deren ganzes bundesverfaſſungsmaäßiges 
Anfehen dahin verwenden, daß die Inhaber befagter Obligas 
tionen von dem Grßhzgl. Badifchen Gouvernement nidjt 
allein mit dem Theile der Lit. b, über welchen dag befannte 
Austrägalerfenntniß Cin der Lit. D- Sadıe) entichieden habe, 
fondern auch mit den %, von Lit.b, welche an Die Stelle der 
Rheinpfälziichen Staatsobligationen Lit. A, B,C getreten 
wären, an Sapital und Zinfen, ſammt Schäden und Koften, 
befriedigt werden.« 

Hierauf ward — nachdem in dem Gutachten felbft angeführt 
worden war, daß diefen Neclamanten das bereitd beichloffene 
Berfahren nach dem Art. XXX., obgleich fie Nichte angeführt, 
was zu einer Subfumtion unter dem Art. XXIX. oder XXX, 
berechtige, dennoch mit zu Statten komme — ©. 547. befchloffen: 

„daß die Neclamanten mit ihrem nur gegen bie Groß 
herzoglich » Badifche Regierung gerichteten Geſuche abges 
wiefen werden, ihnen jedody zugleich von der, auf Ans 
fuchen anderer Nheinpfälzifcher Lit. b» Gläubiger, bes 
fchloffenen Einleitung ded in dem Artikel XXX. der 
MW. Schl. U. vorgefchriebenen Verfahrens Kenntniß zu 
geben fey. « 


Die in Sess. XXIV. (1827) erwählte Vermittelungs⸗Commiſſion 
erftattete durch ihren Referenten, den Kurfürftlich= Heflifchen Ges 
fandten i. 3. 1829, Sess. IL $. 16. ©. 29. u. flgde. hierüber 1020, 
einen Bortrag, aus dem erhellet, daß zu gütlicher Beendigung 
der Sache noch folgender BermittelungssBorfchlag von der Com⸗ 
miffion gemacht worden war, nähmlidh: 


21829, 
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„Die Grßhzgth. Baben und Heflen mit dem Hzgth. Naffau 
möchten fich gefallen laſſen, fechözig, bie Krone Bayern Dagegen 
Die übrigen vierzig Procent von dem Betrage der noch nicht über: 
wiefenen Partialobligationen im Wege der Güte zu übernehmen. - 

Diefer Borfchlag wurde Königl. Bayerifcher Seite ange- 
nommen, allein von ber Gegenfeite beharrte man bei bem früheren 
Erbieten mit der beftimmteften Erklärung: daß man ſich zu Der 
Uebernahme einer größeren Rate nicht verftehen werde.“ 

Daher ward, nach Antrag der Sommiffion, S.32. folgender 
Beſchluß gefaßt: 

„Nachdem die Vermittelung wegen gütlicher Uebernahme 
der befragten Rheinpfälzifchen Partialobligationen Lit. b 
feinen Erfolg gehabt hat, mithin die Einleitung eines aus⸗ 
trägalgerichtlichen Verfahrend nothwendig wirb; fo werden 
die. Gefandten von Bayern, Grßhzgth. Baden, Grßhzgth. 
Heffen und Hzgth. Naſſau erfucht, ſich entweder über ein 
Eompromiß zu vereinigen, oder ſich die deßfallfigen ver; 
faffungsmäßigen Anträge zur Auswahl eined Oberapp. 
Gerichts, als Austrägalgericht, mitzutheilen ımd von 
einem ober dem andern binnen vier Wochen Die Anzeige 
zu machen. « 


1829, In Folge diefes Befchluffes machten die Gefandtfchaften von 


Bayern, Baben, Grßhzgth. Helfen und Naſſau, Sess. VI. 
$. 50. ©. 79. die Anzeige: fie hätten fich über die Wahl des 
Dberapp. Gerichtd der freien Städte zu Lübeck zum Austrägal- 
gericht vereinigt. 

Zugleich bemerkte der Grßhzgl. Hefliiche Geſandte, das 
Grßhzgth. werde in biefer Nechtsangelegenheit von Baben ver 
treten, und erfenne ganz ebenfo wie Baden, im Voraus das zu 
erwartende Urtheil als rechtögültig und verbindlich an. 

Daflelbe erflärte der Hzgl. Naſſauiſche Gefandte für Naſſau 
mit dem Zufage: »ohne im Uebrigen an ben von dem Grßhzgth. 
Baden für nöthig erachteten Ausführungen in dieſem Prozeſſe 
Theil zu nehmen. « 

Der Grßhzgl. Badiſche Gefandte beftätigte dieſes Alles, wos 
rauf nun ©. 79. befchloffen ward: 

„1) Der Gefandte der freien Städte wird erfucht, dem Senat 
ber freien Stadt Hamburg, weldyer dermalen in Beziehung 
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auf das gemeinfchaftliche Oberappellationggericht zu Lübedıa2s. 
das Directorium führt, Davon die Anzeige zu machen, 
Damit 

„2) das eben erwähnte Oberappellationögericht zu Luͤbeck ale 
Austrägal-Inftanz in der Beichwerdefache mehrerer Ins 
haber Kurpfälzifcher Obligationen Lit. b, die Beftimmung 
derjenigen hohen Regierungen betreffend, welche die Anfprüche 
aus diefen Obligationen zu vertreten haben, in Gemäßheit 
ber Bundes- und W. Schl. Alte, dann der Befchlüffe vom 
16. Juni 1817, 3. Auguft 1820 und 19. Juni 1823, im 
Namen der Bundeöverfammlung den Rechten gemäß er: 
fenne; 

„3) werben zu bem Ende die bei der Bundesverfammlung und 
dem Bermittelungs »Ausfchuffe gepflogenen Verhandlungen, 
mit Beifügung der angezogenen Beichlüffe, dem Gefandten 
der freien Städte zugeftellt, und 

»4) den Anwälten ber Reclamanten hiervon Nachricht ertheilt.«*) 


Die Anzeige von der Zufertigung der Aften an das bes 
treffende Austrägalgericht macht ber Geſandte der freien Städte 
Sess. XIL $. 73. ©. 337. 


Noch in demfelben Sahre trägt der Kurfuͤrſtl. Hefli ſhe Ge⸗4220, 
ſandte, Namens der hierzu eigends ernannten Commiſſion, 
Sess. XVII. $ 121. ©. 447. über eine neue Eingabe 
(Ziffer 33. des Einreich. Prot.) mehrerer Befiger Kurpfälzifcher 
Partialobligationen Lit. b vor, wobei derfelbe im Wefentlichen 
angiebt: 


„Hohe B. V. wolle fich bei ben betheiligten Staatöregierungen 
von Bayern, Baden, Grßhzgth. Heffen und Naffau dahin für die 
erwähnten Befißer der genannten Kurpfälziichen Obligationen ver- 
wenden, daß denfelben von der Krone Bayern die eine Hälfte und 
von den drei zuleßt genannten Bundesſtaaten die andere Hälfte bes 
noch unbezahlten Theils gebachter Partialobligationen fchon jet, 
vor der Entfcheidung des bei dem Oberapp. ‚Gerichte der freien 
Städte zu LTüberf, ald Austrägalgerichte, pendenten NRedjtöflreits, 
proviforifch ausgezahlt werben möge. « 


*) Siehe hierüber öffentl. Prot. vom 12. März, Nro. 3. &. 105. 
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1029, Da jedoch die früheren Reclamationen der Gläubiger Durch 
Einleitung des Austrägalverfahrene ihre Erledigung bereits er- 
halten hatten, fo warb ©. 448, der Beichluß gefaßt: 

„daß diefem Geſuche um Empfehlung eines Proviſorii zc. 
nicht ftatt gegeben werde. « 


Ueber den Stand biefer Streitfache bei dem Austrägalgerichte 

ısso, giebt Präfidium zum Erftenmal i. J. 1830, Sess. XIX. $. 145. 

©. 874. durch Mittheilung eines eingelaufenen Berichts beffelben 

vom 9. Juli def. Jahres der B. V. Kenntniß; — deßgleichen zum 

1031, 3mweitenmal i. 3%. 1831, Sess. XXXIV. $. 219. ©. 786. zufolge 

eines eingelaufenen Berichts des Austrägalgerichtd vom 4. Dct. 1831. 

18832, Sm 3. 1832 erftattete der Könige. Sächfifche Gefanbte, 

Namend ber NeclamationdsGCommiffion, Sess. XVI. $. 146. 

©. 627. u. flgde. Vortrag über ein Beförberungsgefuch (Mro. 8. 

des Einreich. Protok.) des Bevollmächtigten mehrerer Inhaber 

Kurpfälzifcher Lit. b⸗Obligationen, um austraͤgalgerichtliche Ent⸗ 

ſcheidung dieſer Sache; worauf in dem Beſchluſſe S. 628. der 

Geſandte der freien Stäbte erſucht ward, zu veranlaſſen, daß bie 

baldige Faͤllung dieſes Urtheils, infofern folche inmittelft noch 

nicht erfolgt. fey, in Erinnerung gebracht, oder eine Anzeige über 

bie Urfache des Verzugs erftattet werde. Lebterem entiprach das 

Austrägalgericht in einem Berichte vom 7. Juni d. J., welchen 

Praͤſidium, Sess. XXU. $. 211. ©. 865. der B. V. mittheilt, 

Die der baldigen Erledigung der Sache gewärtig zu feyn erflärt. 

Noch in bemfelben Sahre 1832, Sess. XX VIIL. öffentliches Prot. 

$. 2. ©, 1044, u. flgde. übergiebt Präfibium der B. V. ein 

Schreiben ded zum Austrägalgerichte erwählten Oberapp. Gerichts 

zu Lübeck vom 10. Suli d. 3. nebft Urtheil und Entſcheidungs⸗ 

gründen — ©. Anlagen A. und B. — wodurch diefe Sache ihre 
Erledigung findet. 


A. Urtbeit. 


(‘Prot. v. 3. 1832, Sem. XXVIII. $. 2. ©. 1085, m. figr.) 
„In Austrägalfachen zwifchen dem Großherzogthume Baden 


für fi) und für die von demſelben vertretenen Negierungen bed 
Großherzogthums Heflen und des Herzogthums Naſſau, einer 
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Seit, und der Krone Bayern, anderer Seits, wegen Beltimmung 
derjenigen hohen Regierungen, welche die Anfprüche aus ben Kurs 
pfälzifchen Obligationen Lit. b in Anfehung der noch ftreitigen 
fechzig ‘Procent derfelben zu vertreten haben, erfennt bad Ober 
appellationögericht der vier freien Städte Deutfchlande in Aufs 
trag und im Namen ber hohen Deutfhen Bunde 
verfammlung für Nedt: 
Daß, foviel zuvörderft diejenigen Requiſitions⸗ und Editions⸗ 
Anträge anbetrifft, hinfichtlich welcher das Erkenntniß laut 
Decretö vom 11. Sanuar 1831 audgefeßt worden, diefelben 
theild als unzuläffig, theils als überflüflig nicht ftatt finden; 
anlangend aber die Hauptſache, dad Großherzogthum 
Baden, in defien Eingangs genannter Eigenfchaft, Die 
ganzen noch fireitigen fechzig Procent der Kurpfälziichen 
Obligationen Lit. b an Capital und Zinfen zu vertreten 
habe; und werden übrigens die Koften bed gegenwärtigen 
Verfahrens gegen einander verglichen und aufgehoben. 


Bon Rechtswegen. 
Urkundlich unter dem Siegel bed Oberappellationdgerichts 
« der vier freien Städte Deutfchlande und der gewöhnlichen Unter 
fhrift, gegeben zu Lübeck den 5. Zuli 1832. 
(LS) . (unter) A. Heife, Präffdent. 
C. W. Pauli, Secretär.« 


B. Entscheidungsgründe. 


(&. oben ©. 668.) 





»Die Schuld Lit. b, wovon gegenwärtig nur nod 60 Procent flreitig 
find, indem wegen der übrigen 40 Procent fchon früher von dem Ober 
appellationsgerichte zu Gelle als Austrägalgericht erfannt worden ift, wurde 
von einer Mheinpfälzifhen Prosinzialbebörde — dem dortigen Landescom:- 
miffariate — und zwar zu einer Zeit contrahirt, wo bie jenfeitige Rheinpfalz 
bereits im Litneviller Frieden abgetreten war, und der Staat Rheinpfalz, 
welcher fein befondere® Schuldenweien hatte, nur nod aus ber bieffeitigen 
Rheinpfalz beftand; mithin kann es Beinen Zweifel leiden, dab an fi 
diefe Schuld mur ald eine Schuld der diefleitigen Rheinpfalz anzuſehen und 
von ben jehigen Befigern der Letztern zu verireten feyn würde. 
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Der Grund, weshalb bie jeßigen Beſitzer der dieffeitigen Rheinpfalz eime 
Mitverpflichtung der Krone Bayern zur Bertretung jener 60 Procent be: 
baupten, beftebt nun aber darin, daß in den Obligationen Lit. b die Inhaber 
derfelben in alle diejenigen Rechte eingelegt worden feyen, welche den In⸗ 
babern der älteren Kurpfälzifchen Obligationen Lit. A, B und C zugeftanden 
hätten, und daß dieſe älteren Obligationen zu °, von der Krone Bayern 
au vertreten feyn würden. 

Die Beurtheilung der vorliegenden Sache beruht demnach auf den beiden 
Haupffragen: 

1) 0b die Krone Bayern die Schuld Lit. A, B und C, wenn diefelbe 

noch vorhanden wäre, mit zu vertreten haben würde; und 

2) 0b das daraus entipringende Recht der Gläubiger gegen die Krone 

Bayern auch auf die Inhaber der Obligationen Lat. b übergegau- 
gen ift? 

Bon diefen beiden Fragen ift nun 

die .erfte 








allerdings zu bejahen. Denn 

a) die Schuld Lit. A, B und C, weldhe vor dem Lüneviller Frieden 
eontrahirt wurde, bat urfprünglich fomohl auf der jenfeitigen als auf der 
dieffeitigen Rheinpfalz gehaftet, da der Kurfürſt von Pfalzbayern dieſelbe 
in feiner Eigenfhaft ald Randesherr der Rheinpfalz, und wegen einer allge- 
meinen Landespflicht — hauptfählicy der Führung des Reichſskriegs — con: 
trabirte, mithin die juriftifhe Perfon des Staates Rheinpfalz der Schuldner 
wurde, der Staat Rheinpfalz aber damals aus der dieffeitigen und der jen- 
feitigen Rheinpfalz beftand. Der Umftand, dag für die Schuld Lit. A, B 
und C eine Specialhypothek mit den diefleitigen Dberämtern Heidelberg 
und Moßbach beftellt, und in Kolge davon den Gläubigern eine befondere 
Zahlungsanweilung auf die Gefälle der genannten Oberamter ertheilt wurde, 
war auf den Umfang der perfönlichen Schuldverhaftung ohne Einfluß, da 
diefe Lehtere von jenen dinglichen und accefforifhen Rechten ganz verfchieden 
it; und eben fo wenig ift der Einwand des Anwalts der Srone Bayern, 
dag damals die jenfeitige Rheinpfalz fchon von den Franzoͤſiſchen Heeren 
oceupirt geweſen fey, und daber die Dispofitionsbefugniß des Kurfürften 
über diefelbe aufgehört habe, für erheblich zu achten, ſelbſt wenn das erſt⸗ 
gedachte Factum in feinem ganzen Umfange für richtig gehalten werden 
Pönnte. Denn wenn es gleich fchwierig ift, eine ſcharf gefaßte, auf alle 
mögliche Fälle paflende, voͤlkerrechtliche Regel darüber aufzuftellen, in wels 
dem Augenblicke der bisherige Landesherr fein Recht an einer vom Feinde 
eroberien Provinz verliert, fo find doch in dem vorliegenden Kalte die lim 
ftände von der Art, daß, welches Princip man auch in jener Hinficht befolgen 
mag, der Kurfürft von Pfalzbayern in den Sahren 1794 und 1795, wo bie 
Schuld Lit. A, B und C contrahirt wurde, fortdauernd ald Landesherr der 
jenfeitigen Rheinpfalz angefehen werden muß; indem damals weber eine 
Abtretung vderfelben ftatt gefunden hatte, noch die Lage der Dinge irgend 
fo war, daß ber Kurfürſt die Hoffnung zu deren Wiedererlangung bätte 
aufgeben müflen, — da in den gedachten Jahren der Krieg mit Frankreich 





— — — 
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noch fortgefeßt und am Rheine mit abwechielndem Glücke geftritten wurde, 
und da fpaterhin die Umſtände ſich wieder fo günftig geftalteten, daß in dem 
Berträgen mit Rußland vom 1. October 1799 und mit Großbritannien 
vom 16. März 1800 dem Kurfürften die Integrität feiner fämmtlichen vor 
dem Kriege gebabten Befigungen zugefagt wurde, — 
Martens recueil des trait&s. Suppl&m. T. IL p. 35a. seq. und 
p. 256. seq. 


noch auch die Franzoͤſiſche Republik die Bereinigung der jenfeitigen Rhein: 
pfalz mit Frankreich durch ein Decret ausgefprochen hatte, noch endlich deren 
nachberige Abtretung im Lüneviller Frieden und im Parifer Frieden zwifchen 
Zranfreih und Pfalzbayern vom 24. Auguft 1801 ex tunc, fondern aus: 
drücklich ex nunc gefcheben ift. 
- Züneviller $rieden, Art. VL verbis: «que la Röpublique 
Frangaise possede desormais» etc. und 
Parifer Frieden, Art. II. verbis: «que sa maison a exercés 
Jusqu’ici.» 
(in Martens recueil. Suppl. T. IL p. 53ı. seq.) 
Sobald aber der Kurfürft noch Randesherr der jenfeitigen Rheinpfalz war, 
fo wurde auch diefelbe für die von ihm contrabirten Schulden mit verhaftet, 
da das Nechtsgefhäft, wodurd eine Provinz durch eine Schuld verhaftet 
wird, nur darin befteht, Daß der Landesherr in feiner Eigenfchaft ald ſolcher 
die Schuld contrahirt, und hierzu Fein factiicher Befig der Provinz, fondern 
nur die rechtliche Eigenfchaft ald Landesherr erforderlich if. 


b) War nun die Schuld Lit. A, B und C pro rata eine Schuld ber 
jenfeitigen Rheinpfalz, fo hatte der Kurfürft von Pfalzbayern diefe Mate, 
da dieſelbe nicht zu den von Franfreich zu übernehmenden Schulden gehörte, 
sufolge des $. 38. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes auf feine Entichä- 
digungsländer zu übernehmen. Bei der Stlarheit und Allgemeinheit ber 
Worte des $. 38. Fann die von dem Anwalte der Krone Bayern gemachte 
Beſchränkung, daß derſelbe nicht auf ſolche Gläubiger zu beziehen fey, welche 
ihre Hypotheken und Zahlungsanweilungen auf der rechten Rheinſeite er: 
halten und daher die Witverhaftung der überrheinifhen Beſitzungen bei der 
Gontrabirung der Schuld muthmaßlich nicht berückſichtigt hatten, für ftatt- 
baft nicht erachtet werden; und eben fo wenig ift das fernere Anführen des 
genannten Anwalts erheblih, daß der Kurfürft in der Zwifchenzeit vom 
Lüneviller Frieden bis zum 24. Auguft 18092 in mehreren an die Rhein» 
pfälzifchen Behörden erlaffenen Refcripten die Schuld Lit. A, B und C für 
eine ausſchließlich auf der bieffeitigen Rheinpfalz haftende Schuld erklärt 
babe, indem durd jene Reſcripte — felbft wenn darin, wie doc nach dem. 
Inhalte der debfallfigen Anführungen nicht einmal anzunehmen feyn dürfte, 
beitimmt ausgefprochen wäre, daß auch die künftigen Pfalzbayerifchen Ent- 
Ihadigungslander für die Schuld Lit. A, B und C nicht mit verhaftet feyn 
folten — den Gläubigern das denfelben im $. 38. des Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluſſes zugeficherte Recht nicht würde haben entzogen werden fönnen, 
in dem jetzigen Audträgalverfahren aber über das Recht der Gläubiger auf 
bie Vertretung der flreitigen Schuld zu erkennen if. 


Rd 
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Als höchſt zweifelhaft erfcheint dagegen 
die zweite Hauptfrage, 
ob das obige Recht, welches den Gläubigern Lit. A, B und C aufteben 
würde, auf die Gläubiger Lit. b übertragen worden ift; da6 Austrägal⸗ 
gericht hat fich aber aus folgenden Gründen für die Anficht enticheiden müſſen, 
daß eine folhe Uebertragung nicht ſtatt gefunden habe, 

Die Obligationen Lit. b find bis zu den Worten: »zur Sicherheit Des 
Sapitalds ıc. ald neue felbitftändige Schuldverfchreibungen des Rheinpfäl⸗ 
sifhen General:Landescommiflariats, über damals empfangene baare Anleihen, 
abgefaßt, wobei zwar die Auslöfung der berfallenen PBartialobligationen 
Lit. A, B, C (und D) als Zweck diefer Anleihen angegeben wird, aber nicht 
die neuen Obligationen Lit. b als Gurrogate dieſer Partialobligationen 
bezeichnet werden. Es kommt mithin nur auf die nun folgende Subftitu- 
tionsclauſel an, welche dahin lautet: 

»Zur Sicherheit des Gapitale, der Zinfen und etwaigen Koften feßen 
Wir den Befißer diefer Obligation pro rata in die nämlichen Rechte 
und Unterpfänder, welche für die obenerwähnte durch Schmalz; und 
Seligmann negociirte Staatsanleihen auf die Gefälle der dieſſeitd 
gelegenen Rhein» und Ober: Pfalz 2c. gegeben wurden, ohne irgend 
einige Movation dergeftaft ein, daß die von diefer Anleihe abgetrage- 
nen und vernichteten Partialobligationen Lit. A, von Rum. 201. 
biß 300. Lit. B, von Rum. 801. bi6 900. Lit.C, von Num. 1601. bis 1700. 
Lit. D, von Num. 2501. bi8 2700. in Betrag von 500,000 Gulden 
für die Suhaber der gegenwärtigen neuen Obligation ausdrücklich 
für verlängert und erneuert erklärt werden, auch allen rechtlichen 
Behelfen und Einreden, wie fie immer Namen haben mögen, hiermit 
entfagt wird«e. 


Bon diefer Subftitutionsclaufel fommt für die bier vorliegende Frage 
wieder nur der erfte Saß bie zu den Worten »dergeftalt ein«, worin ber 
Gegenftand der Subftitution angegeben ift, in Betracht; nicht aber der 
zweite Sat von den Worten » daß die von dieſer Anleihe « bis zu den 
Worten verklärt werden«, indem dieſer zweite Saß, welcher zu dem im 
erften Sage vorhergehenden Worte »Ddergeftalt« gehört, nur die Art und 
Weile wie die Gubftitution in die im erften Saße angegebenen Gegenftände 
gefheben folle, beftimmt, und die Worte »ohne irgend eine Novation « 
näher erläutert. 

Durd jenen erften Sag ift nun 

a) eine Gubftitution der Gläubiger Lit. b in die Rechte der Gläubiger 
Lit.A,BundC an der jenſeitigen Rheinpfalz ſelbſt, offenbar nicht ge» 
fhehen. Denn hierin Eonnte dad General: Landescommiffariat die Glaͤu⸗ 
biger Lit. b nicht fubftituiren; theils weil die Gläubiger Lit. A, B und C 
feit dem Lüuneviller Grieden, und zwar nad) deffen Artikel VIII. überall Beine 
Rechte mehr an der jenfeitigen Rheinpfalz hatten; theils weil der Pfalz⸗ 
bayerifchen Regierung keine Dispofitionsbefugniß mehr über die Letztere zus 
ſtand, welche jederzeit erforderlich ift, wenn durch eine bloße Handlung des 
Schuldners, ohne Eeflion von Seiten des bisherigen Gläubiger, ein neuer 


N 


pfalziſche Staatöobligationen Lit. b. 675 


Glaͤubiger in defien Rechte ſubſtituirt werben fol, indem diefe Art der Sub- 
ſtitution in den Geſetzen nur in der Form der Beftellung eined neuen Rechts, 
verbunden mit einem jus succedendi, vorkommt. 

L. 12. $. 8. D. qui potiores in pign. 

L. 1. C. de his qui in prior. cred. 
Auch die Worte der Subftitutionsclaufel find in dieſer Hinficht ganz Har, 
da in derfelben ausdrücklich geiagt iR, daß die Gläubiger Lit. b in die 
Rechte der Gläubiger Lit. A, B und C auf die Gefälle »der dieffeits 
gelegenen Rheinpfalz« eingefeßt werden. 


Es fönnte mithin 


- b) nur noch von einer Subflitution in das Recht der Gläubiger 
Lit. A, B und C die Rede fegn, ſich wegen derjenigen Mate der Schuld, 
weiche vor dem Lüneviller Yrieden auf der jenfeitigen Rheinpfalz haftete, 
an die Pfalzbayerifhen Entihädigungsländer zu halten. 

Aber auh in dDiefer Maße ift eine Eubftitution aus drei Gründen 
nicht anzunehmen. . 


*. Erſtlich, zur Zeit ald die Obligationen Lit. b creirt wurden, im Su: 
lius 1802, eriffirte noch fein Recht der Gläubiger Lit. A, Bund C an 
den Pialzbayerifhen Entihädigungsläntern, auch nicht einmal gls ein fünf: 
tiges oder eventuelled Recht. Denn dur den Lüneviller Frieden war dieſes 
Recht noch nicht begründet; weder durch den Artifel VIII. durch welchen jene 
Glaͤubiger ihr Recht ander jenfeitigen Rheinpfalz verloren. Da, nad) allgemeinen 
ſtaatsrechtlichen Grundlägen, in dem Falle, wenn ein Theil eines Staats 
mit Befreiung von den darauf haftenden Schulden abgetreten wird, die ge 
fammte Schuld auf dem noch übrigen Theile des Staats, welcher nunmehr 
allen die juriftifche Perfon des Staats und des Fiscus bildet, haften bleibt; 
noch dur die im Artikel VIL vorfommende Bezugnahme auf die Bafen des 
Maftadter Eongreffes, wo allerdings bereit das Yrincip, die Gläubiger der 
Länder des linken Rheinufer auf die fünftigen Entihädigungslande anzu: 
weifen, zur Sprache gefommen war, da in diefem Artifel nur von ber . 
Entichädigung der weltlihen Fürften, welche ihre Beflgungen auf dem linken 
Rheinufer verloren hatten, nicht aber von den Verhaltniffen der Gläubiger 
die Nede ift; fondern daß gedachte Recht ift den Gläubigern erft durch den 
$. 38. des Reichsdeputationd-Hauptfchlufled beigelegt worden, welcher be: 
Fanntlih am 25. Februar 1803 von der außerordentlihen Reichsſdeputation 
definitiv abgefaßt und am 24. Marz und 27. April deſſelben Jahre von 
Kaifer und Reich ratificirt wurde. 


Zweitens, die fraglihe Subftitution ift in den Worten der Gubfti: 
tutionsclaufel nicht enthalten. Diefe lauten, wie ſchon oben angeführt ıft: 
s Zur Sicherheit des Eapitals, der Zinien und etwaigen Koſten, feßen 
Wir den Befiger diefer Obligation pro rata in die nämlihen Rechte 
und Unterpfänder, welche für die oben erwähnte Durch Schmalz und 
Seligmann negorürte Staatsanleihen auf Die Gefälle der dief- 
feit& gelegenen Rpein- und Ober⸗Pfalz ıc. gegeben wurden, 
— — — ein«: 
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fie befugen alfo Nichts von einem eventuellen Rechte an den künftigen 
Bayeriihen Cntichäbigungsländern, und follte ben Gläubigern Lit. b ein 
folhes Recht ertheilt feyn, fo Pönnte man daffelbe nur in dem Zeichen »x.« 
ſuchen. Dieß ift nun aber nicht anzunehmen ; theild weil gewiß ein fo wid» 
tiges und dabei fo finguläres Recht nicht unter einem bloßen »ıc.« begriffen 
worden feyn würde; theild weil in der obigen Stelle nur von Rechten un 
Unterpfändern die Rede ift, welche für die afteren Staatsanleihen von den 
Sabren 1794 bis 1796 »gegeben wurden«, ein Reht auf künftige Ent 
fhädigungsländer aber natürlich Damals nicht gegeben worden war. Senet 
vx.« bezeichnet vielmehr offenbar Nichts weiter, ald »die übrigen Oberpfalz 
fhen Länder«, namlich Neuburg, Sulzbach und Leuchtenberg, welche in ten 
alten Obligationen B und D mit verpfändet fund fpeciell genannt waren 
und zwar Oberpfälzifche Staaten hießen, aber unter dem Worte »die Ober- 
yfalz« nicht mit begriffen zu werden ‚pflegten, wie die Hauptobligation 
Lit. D zeigt. 

Drittens enblih kann es nicht wohl die Abficht des Kurfürften von 
Pfalzbayern geweien feyn, dad General:Landescommiflariat zu ermädhtigen, 
bei der neuen Anleibe Lit. b den Darleihern Rechte an den Fünftigen 
Bayerifhen Entfhadigungsländern zu ertheilen, noch auch die Abfidht tes 
Seneral-Randescommiflariats, dergleichen zu thun; theild wegen der Stellung 
der genannten Behörde als einer Provinzialbehörde für die Nheinpfalz, deren 

Geſchäftskreiſe die Fünftigen Entfchädigungsländer ganz fremd waren ; theild 
nach den der Greirung der Obligationen Lit. b vorbergegangenen DBerbant- 
Sungen zwifhen dem Kurfürften und dem General: Landescommiljariate, 
woraus deutlich die Abficht des Erftern hervorgeht, das Lebtere bei dem zu 
ergreifenden Maßregeln auf die eigenen Mittel der Rheinpfalz zu befchräns 
fen, indem namlich der Kurfürft, in dem NRefcripte vom 30. Suni 1802, 
den vom Seneral-Tandescommiflariate gebetenen Zufchuß aus den übrigen 
Bayerifhen Caſſen bis auf Weitered abfchlug, und daffelbe alternativ mit 
einer Anleihe »3u Beräußerungen und Bermünzungens ermäcdtigte, was 
ſich nur auf Die eigenen Mittel der Rheinpfalz beziehen Tann, auch damals 
die Abtretung der Rheinpfalz nahe bevorftand und dem GeneralRandes» 
sommiflariate, wie deſſen Beriht vom 26. Suni 1802 zeigt, als allgemeines 
Gerücht bekannt war. Der Umftand, daß doch die Släubiger Lit. b in bie 
Hypothek der alten Gläubiger an der Oberpfalz und den Oberpfäßifchen 
Ländern eingefeßt worden find, fteht dem nicht entgegen, da ſich aus der 
Subftitution in ein, in andern Obligationen fchon ausdrücklich beftelltes 
Recht Fein Schluß auf die Ertheilung eines neuen Rechts machen läßt, 
wovon bis dahin zwifchen den Gläubigern und der Pfalzbayerifchen Regie⸗ 
rung noch gar nicht die Rede geweſen war, und beflen Eriftenz, wenn man 
auch eine folche damals fchon annehmen wollte, für das General:Landes- 
eommiflariat, bet welchem fich eine genaue Kenntniß der zu jener Zeit ob 
ſchwebenden diplomatifchen Verhandlungen nicht vorausſetzen läßt, wenigftens 
hoöchſt problematifch feyn mußte. 


Dasjenige übrigens, was hier bei der Auslegung bes eriten Satzes der 
Subſtitutionsclauſel darüber ausgeführt worden ift, dag theils eine Subſti⸗ 
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tution ber Gläubiger Lit. b in die Rechte der Gläubiger Lie. A. B und C 
an der jenſeitigen Rheinpfalz ſelbſt unſtatthaft geweſen ſey, theils ein Recht 
der Gläubiger Lit. A, B und C an den künftigen Bayeriſchen Entſchaͤdigungs⸗ 
ländern zur Zeit der Creirung der Obligationen Lit. b noch nicht erikirt 
habe, theils endlich die Ertheilung dieſes letztern Rechts an die Glaͤubiger 
Lit. b nicht wohl in ber Abſicht des Kurfürſten und des General. Landes 
commiſſariats habe liegen koͤnnen, wirde auch in dem Galle entfcheidend 
feyn, wenn man den oben erörterten zweiten Gag der Subſtitutionsclauſel 
auf den Gegenftand der Subſtitution beziehen, und darin noch eine ges 
nerelle Subftitution in die Rechte der ältern Öläubiger, neben den im eriten 
Satze fpeciell genannten Rechten, finden wollte. 


IR nun aber eine Subftitution der Gläubiger Lit. b in das Recht der 
Gläubiger Lit. A, B und C an den Bayerifchen Entfhädigungsländern 
nicht vorhanden, fo fällt damit, nach der frübern Ausführung, den Gläus 
bigern gegenüber — abgefehen von der noch unten zu erwähnenden Hypo⸗ 
thek auf die Oberpfalz; x. — jeder Grund für eine Mitverbaftung der Krone 
Bayern wegen der Schuld Lit. b hinweg; und da diefes Moment fofort 
enticheidend ift, fo bedürfen die übrigen für die Krone Bayern von deren 
Anwalte fonft noch angeführten Argumente Feiner Erörterung, von welchen 
übrigens keins, wenigftens ohne vorgängiges Beweisverfahren, für durch⸗ 
greifend zu. achten feyn würde, und unter denen namentlich die Behauptung, 
daß das Großherzogthum Baden feine Berpflichtung zu der alleinigen Ders 
tretung der Schuld Lit. b theils durch das Publicandum som 17. Juni 1803, 
theil® durch die Paritionserflärung vor der Reichsfriedens⸗ Grekutionscom- 
mifion vom Jahre 1804, theild durch das Decret des Großperzoglich » Badis 
fhen geheimen Yinanzdepartements vom 22. März 1808 bereits auf eine 
verbindliche Weiſe anerkannt habe, nad dem Inhalte der gedachten Erklaͤ⸗ 
rungen als nicht gegründet erfcheint. j 


Es Fommen jedoch im Intereffe bes Großherzogthums Baden und der 
durch daſſelbe vertretenen übrigen hohen Regierungen noch drei Punkte in 
Grwägung. u | 


Erfilih, in den Gingaben bes Anwalts des Großherzogthums Baden 
finden ſich verfchiedene Aeußerungen, welche fo verftanden werden Fönnten, 
ald werde behauptet, daß das frühere Austrägalerfenntnig bes Oberappel- 
lationsgerichts zu Celle vom 28. October 1825, in welchem über die, den 
Obligationen Lit. D furrogirten, 40 Procent der Schuld Lit. b mit er- 
Tannt worden iſt, die Kraft einer res judicata in Anfehung der jegt ſtrei⸗ 
tigen 60 Procent der genannten Schuld habe. Cine folde Behauptung 
würde aber nicht für gegründet erachtet werden können. Denn theils haben 
das frühere "und Das jebige Austrägalerfenntniß zwei ganz verfchiedene 
Theile der Schuld Lit. b zum Gegenftande, das Erftere 40 Procent, und das 
Ledtere die anderen 60 Procent, welche beide Theile nicht nur verfchiedene 
partes quotae der Schuld Lit.b, fondern auch zugleich gewiflermaßen recht 
lich verſchiedene Schuldverhaltniſſe ſind, indem jene 40 Procent als ein 
Surrogat der Schuld Lit. D, und dieſe 60 als ein Surrogat ber Schuld 
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Lit. A, B und C geltend gemacht worden find; mithin if das Erforderuif 
Ber res judicata, daß idem corpus, eadem quantitas vorliegen muß, 
L. 12. L. 13. L. 14. pr. D. de exc. rei judic. 

nicht vorhanden; theils ift wegen bes zuleht erwähnten Umftandes auch Die 
zu entſcheidende quaestio verſchieden, indem in dem frübern Austragalver: 
fahren über die Frage erfannt worden ift, ob die Schuld Lit. b ein Sur 
rogat der Schuld Lit. D fey. jegt hingegen über deren Surrogation im die 
Stelle der Schuld Lit. A, B und C zu erkennen iſt. Es bleibt auch mm 
fo mehr zweifelhaft, ob der Anwalt des Großherzogthums Baden eine wirt: 
liche res judicata in dee oben gedachten Maße habe behaupten wollen, da 
die Großherzoglich⸗ Badifhe Regierung in ber Verhandlung vor der bohen 
Bundesverfammlung eine folhe Anficht überall nicht geäußert und Feine 
Anträge gemacht bat, daß etwa bei der Feſtſetzung der Borfrage für dat 
jegige Austrägalverfahren bierauf Nüdfiht genommen werden möge. 


Zweitens Bönnte ferner das Bedenfen entftehen, ob nicht in der von 
der Königlich Bayerifchen Bundestagsgefandtfchaft in der Sitzung vom 19. 
Jali 1827 — in Folge einer befondern Inftruction ihrer bödften Regierung — 
gethanen Neußerung, daß die Krone Bayern die Mitvertretung der jest 
flreitigen 60 Procent von der Schuld Lit.b nicht übernehmen Tönne, indem 
diefelben 

snur an die Stelle von Obligationen der Anleihen von 

A, B und C getreten feyen, als deren Schuldner Baden ih 

befannt habe», 
dad Anerfenntniß einer völligen @leichftellung jener 60 Procent der Schuft 
Lit. b mit der Schuld Lit. A, B und C enthalten fey. Indeſſen, theils 
ift jene Aeußerung zu allgemein, und es kann darin eine Erflärung über 
den bier allein in Betracht kommenden fperielen Punkt, daß ſich die Gut: 
ftitution der Obligationen Lit. b in die Rechte der Obkigationen Lit. A, 
B und C, welde in andern Stüden allerdings Ratt.gebabt bat, auch auf 
das Medi diefer legteren Gläubiger an der jenfeitigen Rheinpfalz und den 
Bayerifhen Entfhädigungsländern beziehe, nicht gefunden werben; . theils 
kommt dabei der Grundfaß qui excipit non fatetur zur Anwendung, indem 
die gedachte Aeußerung nur ald ein Theil des ECinwandes, daß die Groß⸗ 
herzoglich ⸗Badiſche Negierung die Schuld Lit. A, B und C als eine von ihr 
allein zu vertretende Schuld anerfannt habe, vorgebracht worden iſt. And 
hat ſich der Anwalt des Großherzogthums Baden hierauf nicht berufen. 


Drittens endlih kommt noch in Frage, ob ein Definitiverfenntnif 
fhon auf Grundlage der dem Austrägalgerichte jetzt vorliegenden Acten 
erfolgen fann, da der Anwalt des Großherzogthums Baden darauf ange 
tragen bat, die Acten des früheren Austrägalverfahrens zu reguiriren, wel: 
ches wegen der Bertretung ber Obligationen Lit. D und der denfelben 
furrogirten 40 Procent der Obligationen Lit. b bei dem Dberappellationd: 
gerichte zu Selle ftatt gefunden bat. Aber wenn dur dieſen Antrag, was 
nach der Faſſung deſſelben zweifelhaft bleibt, eine allgemeine Bezugnahme 
auf den ganzen Inhalt jener, vor einem andern Gerichte und in einer 
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andern Sache verbandeften Acten bezweckt Teyn follte, fo würde eim folcher 
Antrag als unftutthaft erfcheinen, zumal da in bem gedachten frühern Rechts: 
ftreite, wie aus den Entfeidungsgründen des Greenntniffes des Oberappel: 
lationsgerichts zu Celle und aus den eigenen Anführungen des Großherzog: 
lich⸗ Badiſchen Anwalts hervorgeht, eine Menge von Punkten und Behaup⸗ 
tungen, zum Theil Grundanſichten uber die ganze Sache, discutirt worden 
find, weſche jegt gar nicht. mebe vorkommen. Wenn bingegen ber ‚genannte 
Anwalt auf die Roquißtion der Selle'ihen Austraͤgalacten nur zum Bebufe 
derjenigen befonberen Punkte bat amtragen wollen, wegen melden ſich in 
andern Stellen feiner Eingaben: eine fpecielle Bezugnahme auf jene Acten 
findet, fo erledigt Ach ber Antrag als überflüffig; denn biefe letzteren Punkte 
fteben mit demjenigen: Entiheidungsgrunde, auf welchem das jeßije Erkennt» 
niß berubet, namlich mit der Zrage, ob die Eläuhiger Lie. h in die Rechte 
der Släubiger Lit. A, und Q an ‚der jenfeitigen Rheinpfalz und den 
Bayeriihen Entichädigungsianbern ofehßituirt worden find, in keiner Ber 
bindung, indem fie nur die Einheit der Schuld Lit. D mit der Schuß 
Lit. A, B und C, die Zeit der Emiflion der Obligationen Lit. b, die aus 
den Bayeriſchen Eaffen vor dem Jahre 1802 an die Rheinpfälzifche General» 
cafle geleifteten Borihüffe,; die Berfügungen der Reichsbehoͤrden in den 
Zahren 1804 und 1806, und die Zurücknahme des Decretö vom 22. März 
1808 hinfichtlih der Schuld Lit. b betreffen. 


Erwiderung ded Großherzoglich⸗Badiſchen Anwalts (num. Act. 54.) 
p. 5. 6. 13. 17. 18. und 19. 


Die verfchiedenen Requifitions » und Editiond;Anträge des Anwalts der 
Krone Bayern kommen natürlich nicht mehr in Betracht, wenn ohnehin in 
der Hauptfache nad) deflen Begehren. erkannt wird. 


Es war demnad, mie geſchehen, die dem Austrägalgerichte vorgelegte 
Borfrage — jedoch bei der unverlennbaren Zweifelbaftigfeit der Sache unter 
Bergleihung der Koften — dahin zu enticheiden: 


daß das Großberzogtbum Baden, für fi) und für das Großherzog: 
thum Heſſen und das Herzogtum Naffau, die ganzen noch freitigen 
60 Procent der Obligationen Lit. b an Capital und Zinfen zu ver« 
treten babe; " 


und bedurfte es dabei Teiner Entfcheidung über die auf eine jede einzelne 
der genannten hoben Negierungen fallende Rate, da hierüber unter diefen 
überall fein Streit ftatt findet, und da nad dew binfichtlih der übrigen 


40 Procent beobachteten Verfahren anzunehmen ift, daß dad Großberzogtbum ‘ - 


Baden, den Gläubigern gegenüber, auch die Raten des Großherzogthums 
Hefien und des Herzogthums Naſſau mit berichtigen werde; 
Anlage 2. zu Rum. 1. und Anlage 4. zu Rum. 3. der Acten der 
Bundesverfammlung, 
wie fih denn auch der Umſtand, daß außerdem noch der Herr Fürft von 
Reiningen nad) dem Artikel XXX. der Nheinbundsacte für einen Theil der 
Schuld verhaftet geblieben ift, durch die Erklärung des Großherzogthums 
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Baben, denfelben gleichfalls der Sache nad vertreten und bie rechtlichen 
_ Kolgen hierson übernehmen zu wollen, befeitiget. 
Antrag ded Großherzoglich⸗Badiſchen Anwalts (num. Act. ı9.) 
p- 9. 

Schließlich koͤnnte noch in Frage kommen, ob im Erkenntniſſe zum 
j Beten der Gläubiger ein Borbehalt wegen des hypothekariſchen Rechts an 
- der Oberpfalz unb den übrigen Oberpfäßifhen Staaten ‚hinzuzufügen ſeyn 
" bürfte, weiches die Glaͤubiger Lit. A, B und C theild aus den Obligationen 
Lit. B und C, theild aus der Hauptobligation Lit. D würden anfprehen 
Tönnen, und in weiches die Gläubiger Lit. b fubklituirt worden find. In⸗ 
deffen mar zu einem ſolchen Borbehalte Feine Beranlaffung, da jenes hypo⸗ 
thekariſche Mecht wegen des der Krone Bayern zuftehenden beneficii excus- 
sionis unwirkſam feyn winde; wie ſich denn auch in den Eingaben der⸗ 
jenigen Gläubiger Lit. b, welche gegenwärtig Bei der hoben Bundeöver- 
—— reclamirt haben, Feine dahiwigehenden Anträge oder Aeußerungen 
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Gesuch 


der Administratoren der von Lossow’schen Samtlien - Stipendien- 
stiftung zu Alagdeburg, im Betreff mehrerer der vormaligen Weutsch- 
ordens-Ballei Sachsen, unter Verpfändung ihres sämmtlichen Ver- 
mögens, von der von LKossow’schen Familien - Stipendienstiftung 
gemachten Darleihen von 44,380 Bihler. in Gold. 


In Sess. XXIII. 2ted8 Sep. Prot. S. 519. u. figde. d. I. 
- 1826 trägt der Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifche Gefandte, Namens 12260 
der Neclamationd- Bommilfion, dad Rro. 77. des Eine. Prot. 
erwähnte Geſuch vor, welches hauptſaͤchlich dahin geht: 

„Die hohe B. V. wolle vermitteln, daß die von Loſſow'ſche 
ZamiliensStipendienftiftung ihre Befriedigung aus der Geſammt⸗ 
heit des Bermögend ber oormaligen Deutſchordens⸗Ballei Sachſen 
von den, diefelbe jetzt repräfentirenden Bundesitaaten, wegen bed 
angezeigten Capitals ſammt rüdftändigen und laufenden Zinfen, 
erhalte, und depfalld eine Bereinigung ber verpflichteten Staaten 
über deren Beitragsquoten herbeiführen, oder im Entſtehungsfalle 
eine Keftitellung ber resp. Beitragsquoten und Befriedigung der 
Reclamanten durch eine rechtliche Enticheidung, nad Maßgabe 
des Art. XXX. der W. Schl. A., veranlaſſen.“ 

Der Thatbefland iſt — nad; Ausweis bed Prot. 1830 ), 
©. 176. — folgender: 

Aus dem Vermögen Der im Jahre 1594 von dem Land» 
Commenthur Hand von Loſſow gegründeten Familien » Stipendien: 
ſtiftung wurben der vormaligen DeutichorbendsBallei Sachſen, 
im Laufe des vorigen Sahrhunderts, nach Maßgabe der in Abs 
fchriften mit übergebenen acht Schulbverfchreibungen, mehrere 
Capitalien im Gefammtbetrage von 11,350 Rthlr. dargeliehen, 
und für die richtige Bezahlung von. Hauptfunme und Zinfen das 
fümmtliche Vermögen der Ballei Sacıfen zum Generals, ber im 
Hzgth. Magdeburg gelegene Eommenbehof Bergen zum Gpecials 
Unterpfande verfchrieben. 


\ 
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> 
Diefe Capitalien wurdenurſrünglich gegen Bier vom Hunderit 

jährlicher Zinfen vorgelichen, und es erfolgte die Zinfenzahlaung 
regelmäßig bis zum Sahre 1807. Seit den Sahren 1808 umnd 
respect. 1809 blieben aber die Zinfen rüditändig, obgleich Bei 
ber damaligen Weltphälifchen Behörde nicht nur auf deren Be— 
richtigung angetragen wurde, fondern aud, die Sapitalien felbft 
vorfchriftmäßig bei der in Magdeburg von dem Königlich-Preuffifcher 
und Weftphälifchen Gouvernement gemeinfchaftlic niedergefeßr 
gewefenen Commiſſion ebenfalls, wiewohl ohne Erfolg, liquibirt 
worden waren. Da die Abminiftratoren der von Loſſow'ſchen 
Familien » Stipendienftiftung folgende Beftandtheile der ehemaligen 
Ordensballei Sachfen 

1) die Commende Ludlum im Herzogthume Braunſchweig, 

2) die Commende Burow im Herzogthume Anhalt⸗Bern⸗ 

burg, und 

3) die Commende Bergen im Königreiche Preuſſen 
als ihr vertragsmaͤßiges Unterpfand anfahen, fo weundeten fie ſich 
im Jahre 1822 zur Wiedererhaltung des Capitals und der Zinſen 
zumaͤchſt an die Königlich⸗Preuſſiſche Regierumg, und nach dem 
Anführen des Reclamanten erklärte dieſelbe zwar die formirten 
Anſprüche als zu den Schulden ber unter der Weſtphäliſchen 
Herrſchaft aufgehobenen Eorporationen gehörig, beftritt auch 
nicht ihre Beitragsverbindlichleit hierzu im Allgemeinen, weigerte 
ſich aber, vor Regulirung der Beitragsverhältniffe der mitver⸗ 
pflichteten Staaten, einzdin die Erledigung der in Frage liegenden 
Reclamation zu veranlaffen. 

Dieſes bewog die Adminiftratoren, fich auch an die Herzoglichs 

Braunfchweigifche und AnhaltsBernburgifche Regierung zu wens 
den. Bon ber erftern erfolgte durch das Geheime Rathscoflegium 


‚ unterm 4. Juni 1823 die Nefolution: daß, da die Herzoglich- 


Braunſchweigiſche Landesherrfchaft fich nicht einmal im Beſitze 
bed vormaligen Commenthurei⸗Gutes Lucklum befünde, auf den 
Antrag wegen Anertennung und Auszahlung der fraglichen Schuld 
richt eingegangen werben Fünne; und von der Herzoglich⸗Anhalt⸗ 
Bernburgifchen Landesregierung wurde in einem Decrete vom 
24. Juni 1823 den von Loflow’fchen Stiftungs⸗Adminiſtratoren 
Folgendes eröffnet: 

„Es fey der Herzoglichen Regierung das Anfinnen hödhft be 
fremdend gewefen, da in den Schuldobligationen die ehemalige 
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Commende Bergen als Specialhypothek wegen der fraglichen Ca⸗ 
pitalien ausdruͤcklich eingeſetzt, von einer ſpeciellen Verpfaͤndung 
der ehemaligen Commende Burow darin nicht die Rede, auch von 
derfelben der Herzoglichen Regierung Nichts befannt fey, unb eine 
folchg, wenn fie hätte von Wirkung ſeyn follen, der gerichtlichen 
Eintragung beburft haben würde. Da ed überdieß befannt ſey, 
. daß die zur Ballet Sachſen gehörig geweienen Eommenden einen 
SapitalsActisfond von 173,282 Rthir. bet ihrer Einziehung gehabt 
hätten, und daß die aus der Forftlafle zu Burow ausgelichenen 
Sapitalien, welche das Weltphälifche Gouvernement widerrechtlich 
eingezogen habe, allein 42,560 Rthlr. betragen hätten, welche 
Capitalien doch zur Abtragung ber aufgenommeswen Schulden hätten 
verwendet werden müſſen; fo fönne die übergebene Liquidation 
nicht anerfannt und zur Tilgung der fraglichen Capitalforderungen 
Anhalt-Bernburgifcher Seits durchaus Etwas nicht beigetragen 
werden. « 

Diefe eben erwähnten von den beiden Herzgoglichen Regierungen 
gegebenen Erklaͤmngen unb was deſſelben Gegenſtandes wegen 
von der Königlich» Prenfliichen fol zu erkennen gegeben worben 
jeyn, hat die zunächkt vorliegende, an hohe Bundesverſammlung 
gerichtete Reclamation veranlaßt. 

Der Referent führt an und fest in dem beßfallfigen Gutachten 
audeinander, der Fall habe ſich noch nicht fo weit ergeben, daß 
dem Wunfche bes Neclamanten gemäß, bad in dem Art. XXX. 
der W. Sch! N. beftimmte Berfahren einzuleiten wäre; bie bes 
treffenden Gefandten feyen daher zu Erklärungen aufzuforbern, 
was auch S. 520. befchloffen warb. “ 

Für die Forderung diefer Stiftung fey naͤhmlich das ſammtliche 
Vermögen der ehemaligen Deutſchorbens⸗Ballei Sachſen zum 
Allgemeinen, und bie im Königlic, sPreuffifchen Gebiete gelegene 
Commende Bergen zum befonderen Unterpfande verfchrieben worden, 
und bie jett nur nachgewiefen, daß von Seiten der Hzgl. Braun 
fhweigifchen und Hzgl. Anhalt » Bernburgifchen Regierung jene 
Forderungen ganz zurädgewielen und nur von ber legtern, nebſt 
anderen Gründen, ein Einwand von ber Spevinlverpfändung der 
Commende Bergen hergenommen worben fep. 

In Folge obigen Beichluffes ftimmte Preuflen i. J. 1827, 
Sess. I. Sep. Prot. v. 25. Sannar S. 15. hierüber ab und flellte 1827. 
den Antrag zum Zufammentritt ber Gefanbdtfchaften ber an der 
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827, Regulirung ber Berhältniffe des vormaligen Königreichs Welphalen 
betheiligten Regierungen, zur Ausgleichung biefer Forderung. Eben- 
daſelbſt ſtimmte aud) Braunſchweig, und in Sess. V. Sep. Prot. 
vom 22. Febr. S. 116. Anhalt» Bernburg ab; wogegen Preufſen 
fi) eine Erklärung vorbehielt. Weber diefe Erklärungen erftattete 
die EingabesEommiffion, Sess. IX. Sep. Prot. vom 22. März 
©. 164. einen Bortrag, in Folge deilen, nad) vernommener Aeußerung 
des Präfibialgefandten und der Gefandten von Hannover, Kurheſſ⸗ en 
und Braunfchweig, S. 165. beſchloſſen wurde: 
| vDie Gefandtfchaften von Hannover und Medienburg- 

Schwerin würben eingeladen, in einer Friſt von zwei 
Monaten igre Erklärungen über die Neclamation der von 
Loffom’fehen Stiftungsabminiftration abzugeben ; 

was hingegen die von der Krone Preuflen in Antrag 
gebrachte Gonferenz unter ben Gefanbtichaften jener Staaten 
betreffe, welche bei Regulirung der Gentralverhältniffe des 
ehemaligen Königreichs Weſtphalen betheikigt feyen, fo werbe 
es Lediglich den Gefandtichaften, die es betreffe, überlaſſen, 
welche Folge fie dem geben wollten, indem fich die hohe 
Bundeöverfammlung aller Einwirkung hierauf enthalte.» 

‚18027. In Sess. XV. Sep. Prot.v. 23, Mai ©. 365. gab Braunſchweig 
in Bezug auf die Anhalt-Bernburgifche Abftimmung, eine neue 
Erflärung ab, ferner Mecllenburgs Schwerin im Betreff eines 
Befoͤrderungsgeſuchs. Siehe audy hierüber Prot. 1828, Sess. XXVI. 
$. 166. ©, 498,, wo Hannover um baldige Abgabe feiner noch 
allein rüdftändigen Erflärung erſucht wirb. 

1880, Die Hannöverifche Erflärung erfolgte i. J. 1830, Sess. I. 
6.23. ©. 54,, in welchem Sahre der Grßhzgl. Babifche Gefandte, 
Namens der EingabesEommiflion, Sess. VIL $. 59. ©. 178. 
unter Reaflumirung ber früheren Verhandlungen, einen umfaflenden 
Bortrag exflattete, und baranf- antrug, Die Sache gütlich auszu⸗ 
gleichen. Nachdem über dieſen Bartrag Abftimmungen erfolgt waren: 
von Anhalt⸗Bernburg, Sess, XI. $. 88. ©, 2805 von Preuflen 
und Medlenburgs- Schwerin, Sess. XIL $. 99, ©. 398; von 
Braunfchweig, Sess. XVII. $. 138. ©. 861; von Hannover, 
Sess. XXIL $. 175. ©. 049; wurde ©. 650. zur Ausgleichung 
dieſer Streitigfeit unter ben in Anfpruch genommenen Bunbeögliebern 
eine VermittelungesCommiffion, in ben Perfonen der Gefandten von 
K. Sachſen, Würtemberg und Baden erwählt, und zugleich befchloffen: 
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„Daß Biefe Eommiffion erfucht werde, zuvörberft zwifchen 1020. 
ben in Anfpruch genommenen Bimbesgliebern, nach Art. XXX. 
der WB. Sch. A., und ımter Berüdfichtigung des unterm 
10. Aug. 1826. über die Privatanfprüche an das ehemalige 
Königreich Weſtphalen gefaßten Beſchluſſes, eine Aus⸗ 
gleichung auf gütlichem Wege zu verfuchen. « 
Ueber das Reſultat der Bemühungen dieſer Vermittelungs⸗ 
Commiſſion hielt ber Königl. Würtembergifche Gefandte, Namens 
der Commiflion, 1.3.1831, Seas. XVL.$. 113. ©. 463. einen Vortrag, 1021. 
aus welchem fich ergiebt, baß aus ben einzelnen, an die Com⸗ 
miſſion abgegebenen Erklärungen ber betreffenden Regierungen, 
die Commiſſion die Vermittelung als mißlungen anfehe und daher 
einen Antrag ftelle, der nach bem ebendaſelbſt S. 467. in Erwägung 
gezogenen Seperatvotum bed Könige. Würtembergifchen Gefandten, 
- folgendermaßen ©. 468. zum Befchluß erhoben wurde: 
„1) daß — nachdem zwilchen den Regierungen von Königreich 
| Preuffen, Königreich; Hannover, Großherzogthum Mecklen⸗ 
burgs Schwerin, Herzogthum Braunfchweig und Herzogthum 
AnhaltsBernburg, über die Befriedigung ber Forderung 
der von Lofiow’ichen KamiliensStipendienftiftung zu Magde⸗ 
burg ein Zweifel entitanden und die dieferhalb eingeleiteten 
Bermittelungsverhandlungen keinen Erfolg gehabt haben — 
nunmehr nach VBorfchrift des Art. XXX. der W. Schl. 9. 
Dad Austrägalverfahren zur Entfcheibung der fireitigen 
Vorfrage einzuleiten fey: 
ob und in weldyem Verhaͤltniſſe die vorbemerkten Regie⸗ 
rungen die Forderung der von Loſſow'ſchen Familien⸗ 
Stipendienſtiftung zu Magdeburg an Capital und Zinſen 
zu vertreten haben? 

„D) daß dem zu erwählenden Austrägalgerichte, unter Mit⸗ 
theilung des Bunbeshefchluffes vom 10. Aug. "1826, 6. 93. 
zu eröffnen fey, daß das von ihm zu fällende Erfenntniß 
fih nicht auf denjenigen Theil der fraglichen Korberung 
gu erſtrecken habe, ber als zur Vertretung durch bad che 
malige Königreich Weſtphalen geeignet erachtet werben 
könnte; 

„3) daß die gedachten höchiten Regierungen zu erſuchen ſeyen, 
binnen ſechs Wochen zu erflären, ob fie fich über ein 
Eompromiß vereinigt, ober welches oberfte Gericht eines 
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1831, Bundesftaated fie ald Austrägal⸗Inſtanz gewählt haben, 
damit dad Weitere bundesgeſetzlich verfügt werden fünsıe; 
„4) daß der gegenwärtige Beichluß den Anwalte der von 
Loffow’fchen Kamilien-Stipendienftiftung mitgetheilt werbe. +- 
In Folge dieſes Beſchluſſes zeigt die Königl. Preuſſiſche 
Gefandtichaft, Sess. XXUL $. 161. &.870. an, daß ſaͤmmt⸗ 
liche betreffende Regierungen mit Ausnahme Braunſchweigs — wel⸗ 
ches in Folge feiner früheren Erklärung gar keinen Antheil an diefer 
Sache nehme, weil ed die Commende Lucklum nicht befike — ſich 
über dad Oberapp. Gericht von Lübeck ald Austrägalgericht im 
diefer Streitfache vereinigt hätten. Es wurde auch durch Dem 
ebenbafelbft gefaßten Beſchluß beftimmt, baß 
„1) der genannte oberfte Gerichtähof ale Austrägals Inftanz in 
der erwähnten Forderungsſache nach Vorfchrift Des Art. XXX. 
der W. Schl. A. über die ftreitige Borfrage: 
ob und in welchem Berhäftniffe die vorbemerften Re⸗ 
gierungen die Forderung der von Loffow’fchen Familien⸗ 
Stipendienftiftung zu Magdeburg an Capital und Zinfen 
zu vertreten haben? J 
in Gemäßheit der Bundes⸗ und W. Schl. Acte, dann der 
Beſchlüſſe vom 16. Juni 1817, 3. Auguft 1820 und 
19. Juni 1823 im Namen der Bundeöverfanmmlung den 
Rechten gemäß erkenne; Deßgleichen 
2 dem ermwählten Audträgalgerichte, unter Mittheilung des 
Bundesbefchluffes vom 10; Auguſt 1826, $. 93. eröffnet 
werde, daß das von ihm zu füllende Erfenntniß fich nicht 
auf denjenigen Theif der fraglichen Forderung zu erſtrecken 
habe, der als zur Vertretung durch bad ehemalige König: 
reich Weftphalen geeignet erachtet werben koͤnne.“ 

Hierbei it noch in Bezug auf Braunfchweig die Yeußerung 
Praͤſidiums ©.570. anzuführen, „daß wenn eine in Anſpruch genom⸗ 
mene Regierung feinen Antheil an der Wahl eines Austrägalgerichte 
hehme, fie ficy zwar bes Rechts, dazu mitzuwirken, begebe, dadurch 
aber weber die Wahl felbft, noch die Beförderimg der Sache auf 
den eitgeleiteten Nechtöweg aufhalten Fönnezs« womit fich alle 
übrigen Gefandtfchaften einverftanden erflärten. 


1831, Ueber den Stand der Sache macht zum Erftenmal dad Aus- 
trägalgericht der B. V. Anzeige, Sess, XXXIV. $. 219.8. 787. 
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deſſelben Jahres 1831, in einem Berichte vom 4, October; 
zum Zweitenmal i. 3.1833, Sess. XXXIU. $. 342%, ©. 710. in ıss>, 
einem Berichte vom 16. Juli; ferner giebt i. Jahre 1834, 
Sess. XXVI. $. 324, ©. 066. u. flgde. Praſidium der B. B. 1834. 
Kenntniß von einem, ihm durch ben Gefandten der freien 
Städte zugeftellten Berichte bed Oberapp. Gerichts in Lübeck 
vom 10. Juni d. J., aus dem erhellet: daß durch einen Beſcheid 

des Gerichted vom: 8. Juli 1833 die Verhandlungen für jetzt 

als gefchloffen angenommen worden feyen, indem ſich erft aus 

der vorläufigen Enticheidung einiger der Sache zum Grunde liegenden 
Hauptfragen ergeben könne, inwieweit darin fchon definitiv zu 
erfennen, oder etwa noch nähere Erffärungen über beftimmte - 
Punkte zu erfordern ſeyn möchten. 

Diefem Berichte war ein interlocutorifches Erkenntniß 
nebſt Entſcheidungsgründen beigefügt, indem vor der Abgabe eines 
Def initiv-Erkenntniſſes noch erſt eine weitere Inſtruktion der 
Sache hat angeordnet werden müſſen. Siehe Prot. 1834, 
©. 682. — 692. Siehe unten Anl. A. 

Einen weitern Bericht des Oberapp. Gerichts zu Lübeck bringt 
Praäſidium im J. 1836, Sess. L $. 5. ©. 8. zur Kenntniß- der nass, 
B. V. nebſt fernerem interlocutorifchen Erfenntuiffe und Ent⸗ 
fcheidungsgründen de 22. Januar 1836 (Siehe Prot. ©. 49. 50.) 
mit dem Bemerken: daß vor Abgabe eines Endurtheild abermals 
eine weitere nftruftion der Sache in Anfehung zweier Punkte 
habe angeordnet werben müflen. 

Siehe unten Anlage B. ©. 697. 

Hierauf erfolgte i. 3. 1837 das definitive Urtheil nebſt den asa?. 
Entfcheidungsgründen, welche Präfibium mit einem Schreiben 
ded Austrägalgerichtd vom 2. Zebr. d. 3. in Sess. III. $. 40, 
©. 06. der B. V. übergiebt. 

Wir laffen Letzteres unten unter Anlage C S. 701. folgen. 


A Urtheil 


(6. Prot. v. J. 163, Sess XXVI. ©. 682. Beilage 1.) 





In Austrägalfachen zwifchen ben Regierungen des König 
reichs Preuflen, Künigreichd Hannover, Grßhzgth. Mecklenburg⸗ 
Schwerin, Hzgth. Braunſchweig und Hzgth. Anhalt- Bernburg, 
wegen Vertretung einer Forderung der von Loſſow'ſchen Familien⸗ 
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Stipenbienftiftung zu Magdeburg an bie vormalige Deutſchorbens⸗ 
Ballet Sachſen, erkennt das Oberapp. Gericht der vier freien 
Städte Deutfchlande in Auftrag und im Namen ber hoben Deutſchen 
Bundesverſammlung interlocutorifch für Recht: 

daß noch zuvörberft, binnen einer Frift von drei Monaten, 

1) die Anwälte der fammtlichen betheiligten hohen 
Regierungen dasjenige, was ihre hohen Principale wiber 
die bisher in den Acten gemachten Angaben über den Ber- 
mögendbeftand ber vormaligen Ballei Sachſen an Grund» 
ſtücken, Gefällen, Gapitalien und baarem Gelbe einzu⸗ 
wenben ober benfelben hinzuzufügen haben möchten, unter 
dem Präjubiz einzubringen haben, daß wibrigenfalls, je 
doch unbefchadet etwaiger weiterer Verfügungen von Amtes 
wegen, die gedachten Angaben bei der fünftigen Entidyei- 
bung ber Sache zum Grunde gelegt, und angenommen 
werben folle, daß das Vermögen ber Ballei Sadıfen nur 
in ben bereitd angegebenen unb in den Entſcheidungs⸗ 
gründen zu dieſem Erfenntniffe näher aufgeführten Stüden 
beftanden habe; 

2) ferner ſaͤmmtliche Anwälte diejenigen Nachwei⸗ 
fungen, welche ihre hohen Principale über ben Geldes⸗ 
werth und Ertrag ber einzelnen Grunbitüde und Gefälle 
zur Zeit ber im Sahre 1809 erfolgten Auflöfung der Ballet 
Sachſen beizubringen im Stande ſeyn follten, fo wie even- 
tualiter dasjenige, was biefelben über die Mittel und 
Grundfäge, nad) welchen in Ermangelung folcher genügenden 
Rachweifungen ber Werth der Grundftüde und Gefälle zu 
Gelde anzufchlagen feyn würde, vorzutragen haben möchten, 
unter dem Präjudiz beizubringen haben, baß fonft bie er⸗ 
forberlichen Maßregeln wegen Ausmitttlung dieſes Geld 
werths von richterlichen Amtöwegen werben getroffen werben; 

3) fodann der Anwalt der Regierung bed Großherzog 
thums Medlenburg- Schwerin ſich fowohl über Die Angabe des 
Anwalts der Regierung bed Herzogthums Anhalt» Bernburg, . 
baß die Großherzogliche Regierung von den zur Burower 
Sorftcaffe gehörigen Capitalien 12,500 Thaler in Golde 
an ſich genommen, ald auch über bie in der Anlage Num. 83. 
aum 6. 407. ber Protokolle der Deutfchen Bundesver⸗ 
fammlung vom Jahre 1817 vorkommende Angabe, daß 
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hochgedachte Regierung von ben für Die Ballei Sachfen auf 
Privatgüter im Großherzogthume belegten Capitalien übers 
haupt den Betrag von 43,800 Thaler in Golde einger 
zogen, unter dem Präjudiz beftimmt zu erflären habe, daß 
widrigenfalld Diefe Angaben ald für richtig anerkannt 
werben angenommen werben; 

4) ingleichen der Anwalt der Regierung bed Großs 
herzogthums Medlenburg> Schwerin fich darüber, ob die 
im Sahre 1809 den Großherzoglichen Domänen einver- 
leibten Güter Frauenmark und Roſenhagen noch jeßt zu 
den Erfteren gehören, oder ob und wann etwa das eine 
oder andere dieſer Güter veräußert worden ſey, unter dem 
Prajudiz zu erklären habe, daß fonft Die Großherzogliche 
Regierung ald gegenwärtige Beftgerin beider Güter werde 
angefehen werben; " 

5) endlich der Anwalt der Regierung des Herzogs 
thumd Anhalt Bernburg über Die in der Nefolution ber 
Herzoglicyen Landesregierung an Die Adminiftratoren ber 
von Loffow’fchen Stiftung vom 24. Juni 1823 (Anlage 3 
zu Num. 1. der Acten der Bundesverfammlung) vorkom⸗ 
mende Anführung, daß die zur Ballei Sachfen gehörig ger 
wefenen Commenden bei ihrer Einziehung einen Capitals 
Actiofond von 173,282 Thaler gehabt hätten, eine nähere 
Erläuterung und Nachweifung zu geben habe, unter bem 
Präjudiz, daB man wibrigenfalld bei ben von dem Ans 
walte in den austrägalgerichtlichen Acten gemachten Ans 
gaben, daß an Gapitalien der Balleicaffe 42,400 Thaler 
in Golde, und an Gapitalien der Burower Korftcaffe 
40,000 Thaler in Golde und 2,560 Thaler in Conven⸗ 
tionsmünze vorhanden geweſen feyen, werde ftehen bleiben; 

worauf demnädft in der Hauptfache, fo wie ber 
Koften wegen, weitereö rechtliched Erfenntniß ergehen wird, 

V. R. W. 
Urkundlich unter dem Siegel des Oberapp. Gerichts der vier 
freien Städte Deutſchlands und der gewöhnlichen Unterſchrift, 
gegeben zu Lübeck den 30. Mai 1834. 


(L. 8.) W. Heife, Präfibent. 
| 6G. W. Pauli, Secretär. 
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Entschridungsgründe. 
(&. oben &, 685.) 





Durch den Beihluß der bohen Deutihen Bundesverfammlung vom 
3. Suli 1831 ift das erwählte Austrägalgericht beauftragt worden, nadı 
Borfchriftdes Artikel XXX. ter Wiener Schlußacte über die ftreitige Borfrage: 

ob und in welchem Berbältniffe die Regierungen des Königreichs 
Preuſſen, Königreihe Hannover, Großherzogthums Mecklenburg⸗ 
Schwerin, Herzogthums Braunſchweig und Herzogthums Anbalr: 
Bernburg, die Forderung der von Loſſow'ſchen Yamilien : Etipendien: 
ftiftung zu Magdeburg von 11,350 Rthlr. in Golde an die vormalige 
Deutihordend: Ballei Sachſen an Capital und Zinfen zu vertreten 
baben, 
den Rechten gemäß zu erkennen; wobei jedoch zugfeich die fernere Beſtim⸗ 
mung binzugefügt worden ift, daß das zu fällende Erfeuntniß fi nicht auf 
denjenigen Theil der fraglihen Forderung zu erftreden habe, der als zur 
Vertretung durch dad ehemalige Koͤnigreich Weſtphalen geeignet erachtet 
werden koͤnne. " 
Num—. 19. der Acten der Bundedverfammlung. 


In Gemäßheit diefes hohen Beſchluſſes, des Artifeld XXX. der Wiener 
Sthlußatte und der ftatt gefundenen Verhandlungen find nun über ten 
Umfang des son dem Außträgalgerichte abzugebenden Erkenntniſſes fol: 
gende Grundfäge feftzuftellen: 

1) Daffelbe kann nur das rechtliche Verhältniß der betheiligten Me 
gierungen zu dem Gläubiger — der von Loſſow'ſchen Etiftung — näm⸗ 
li die Frage zum Gegenftande haben, ob jene Regierungen, und welche 
derfelben, dem Gläubiger gegenüber defien Forderung zu vertreten haben 
und für deſſen eiwa anzuftellende Klage die rechten Beklagten feyn würden; 
bingegen ift nicht über Anfprüche zu enticheiden, die, in Beziehung auf Die 
von Loſſow'ſche Forderung, der einen Regierung gegen eine andere mitbe- 
theiligte Regierung zufteben Fönnten, namentlidy wegen eined Beitrags 
zu der dem Gläubiger zu feiftenden Zahlung und wegen eines deßhalb zu 
nehmenden Regreſſes. Diefe Beichränfung ergiebt fidy aus dem Plaren Sn- 
haite der feftgefegten Borfrage, fo wie aus den Verhandlungen bei der 
Bundedverfammlung, nad welchen das jebige Austrägalverfahren lediglich 
in Zolge einer Reclamation der Adminiftratoren der von Loſſow'ſchen Stif⸗ 
tung, und zu dem Zwede angeordnet worden ift, um diefer NReclamation 
nah Borfchrift des Artikels KXX. der Wiener Schlußacte durch Beftimmung 
des rechten Beklagten für die von den Adminiitratoren anzuftellende Klage 
ahzubelfen, wenn man bamit den Grundfag verbindet, daß der Schuldner 
feinem Gläubiger Feine Einreden aus feinen Berbhältniffen zu dritten Per- 
ſonen entgegenfegen kann; welder Grundfag für den vorliegenden Zall durch 
beiondere Staatöverträge oder Geſetze nicht abgeändert worden ift. 

2) Daferner, wie in allen Fällendes Artikels XXX. der Wiener Schluß: 
acte, nur über die Borfrage von der Vertretung der von Loſſow'ſchen 
Sorderung zu erkennen ift, fo kann fi das vom NMusträgalgerichte abzu- 





Familien s Stipendienftiftung. 689 


gebende Urtheil eben fo wenig auf etwaige Einreden gegen die Rechtsbeſtän⸗ 
digkeit jener Forderung, namentlich nad der Berfaflung des Deutihen Or⸗ 
dens, erfireden, worüber vielmehr dad Erkenntniß den Landesgerichten, 
bei welchen die Adminiftratoren etwa Fünftig ihre Klage anzuftellen haben 
würden, vorbehalten bleiben muß; wie denn auch Die betheiligten hohen 
Regierungen bierüber "einverftanden find, und daher über den gedachten 
Punkt in dem jetigen Verfahren nicht verhandelt haben. 


3) Waß fodann die befondere Beſchränkung wegen des Antheild des 
ebemaligen Königreich Weſtphalen anbetrifft, fo kann ed nach dem Inhalte 
des hohen Befchlufles vom 28. Zuli 1831 feinen Zweifel leiden, daß über die 
Frage, ob und in welcher Maße der auf Weſtphalen fallende Theil der 
Schuld von den Regierungen des Koͤnigreichs Preufien, Königreihe Han⸗ 
nover und Herzogthums Braunſchweig zu vertreten fey, vom Austrägal⸗ 
gerichte nicht zu enticheiden if. Außerdem aber hat Letzteres den ihm ges 
wordenen Auftrag dahin auslegen zu müflen geglaubt, daß der decifive Theil 
feines Erkenntniſſes, alfo die eigentlihe Entſcheidung, ſich auch auf die 
Frage «nicht zu erftreden habe, ob und in welchem Berhältniffe das ehema⸗ 
lige Königreich Weſtphalen feld für die von Loſſow'ſche Forderung verhafe 
tet gewefen jey; wiewohl ed natürlich unvermeidlich ift, bei der Frage von 
der Verhaftung der an dem jeßigen Austrägalverfahren theilnehmenden Re⸗ 
gierungen diefen Punkt mit zu erörtern und zu beurtheilen. Für die ge⸗ 
dachte Auslegung enticheidet einmal die Faſſung des Beichluffes vom 28, Zuli 
1831, indem theild die aufgeftellte Borfrage nur auf die Bertretung 
der von Loffow’fchhen Forderung durch die dort genannten Bundesregieruns 
gen, alfo nicht auf eine Vertretungsverbindlichkeit des ehemaligen Königreichs 
Weſtphalen gerichtet, theild die wegen des Weſtphaͤliſchen Antheils hinzuges 
fügte Beſchränkung ganz- allgemein abgefaßt ift, obne zwiſchen einem Ers 
Tenntniffe über die Vertretung dieſes Antheild durch die betheiligten Bun- 
deöregierungen, und über die eigene Bertretungsverbindlichkeit des König. 
reichs Weitphalen zu unterfcheiden; und eben fo enticeidend if zweitens 
der Umſtand, dag von Seiten der hohen Bundesverfammlung eine Zuziehung 
der Kurheſſiſchen Negierung zu dem jetigen Austrägalverfahren nicht ver: 
anlaßt worden ift. Wäre nämlich bei der Anordnung diefes legtern Ver⸗ 
fahrend von dem Geſichtspunkte ausgegangen worden, Yaß darin über den 
Antheil des Königreichs Weſtphalen an der fraglihen Schuld erfannt werben 
und fodann die Angelegenheit der von Loſſow'ſchen Stiftung binfichtlich dies 
ſes Antheild dur die, der Berliner Sommiflion vorbehaltene, künftige Feſt⸗ 
fegung der allgemeinen Grundfäge über die Vertretung der Weftphalifchen 
Centralſchuld ihre Erledigung erhalten folle, fo würde unftreitig Die Zuziehung 
der Kurheſſiſchen Regierung zu dem Austrägalverfahren erforderlich geweſen 
feyn, da alsdann die Kurheſſiſche Regierung, welche zu der Weſtphäliſchen 
Gentralfhuld in eben demfelden Verhältniffe einer eventuellen Betheiligung 
fteht, wie die Regierungen von Preufien, Hannover und Braunfchweig, bei 
diefem Berfahren in gleicher Maße als die drei genannten Megierungen 
Partei geweien wäre, und da durch ein ohne Theilnabme der Kurheſſiſchen 
Regierung abzugebendes und alfo gegen diefe nicht in Rechtskraft tretendes 
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Erfenntniß über den Weftphälifhen Untheil an der Schuld die gedachte 
Griedigung der Sache nicht herbeigeführt werden Fönnte. Wenn daher Die 
hohe Bundesverfammlung eine Zuziehung der Kurbefliihen Regierung. deren 
Pitbetheiligung aus dem obigen Geſichtspunkte wiederholt zur Sprache ge: 
fommen war, 
Erklärung der Königlich- Preuffifhen Gefandtichaft vom 25. Ja. 
nuar 1827 (Num. 3. der Acten der Bundesverfammiung). 
Bericht der Meclamationscommiffion vom 22. März 1827, unt 
vom 18. März 1830 (Num. 5. und 11. ebendaf.). 
Bericht der Bermittelungscommifiion vom 30. April 1831 
(Rum. 17. ebendaf-). 
nicht für angemefien erachtet hat, fo ifi es als deren Anfiht anzunehmen, 
dag ein Erfenntniß über jenen Weſtphäliſchen Antheil nicht erfolgen folle, 
und daß die Theilnahme der Regierungen des Königreich Preuflen, König⸗ 
reich8 Hannover und Herzogthbums Braunfchweig an dem jebigen Austra- 
galverfahren nicht auf teren Eigenfchaft als eventueller Intereflenten bei 
der Weſtphäliſchen Centralſchuld, ſondern nur darauf beruhe, daß bei diefen 
Megierungen, weil — was bei der Kurheflifhen nicht der Fall — AP Theil 
der Güter der vormaligen Ballei Sachſen in ihren Gebieten belegen if, 
befondere, felbftändige und von einem Eintritte in die Weftnhalifche Een- 
traffchufd unabhängige, Gründe für eine Bertretung der von Loſſow'ſchen 
Anfprüde in Frage kommen fünnen; melde letztere Anficht denn auch in 
dem Berichte der Reclamationscommiflion vom 18. März; 1830 mit aufge: 
ftellt worden war. 


Unter den vorftehenden Belchränfungen nun aber hat ſich das Erkennt: 
niß des Audträgalgerichts | 


4) nicht nur auf die Vertretung der von der von Loſſow'ſchen Stiftung 
behaupteten perfönlidhen Forderung aus ben gefchlofienen Darlehnsver⸗ 
trägen, fondern auch auf Die Vertretung der hypothekariſchen Anſprüche 
zu erſtrecken, welche zum Beften der Stiftung aus der in den beigebrachten 
Obligationen enthaltenen Verpfändung entfieben. Denn wenn glei in 
diefer Hinficht aus der Faffung der Borfrage, worin nur von ber Bertre 
tung der »Korderung« die Rede ift, ein Zweifel entftehen Fönnte, fo ift Doch 
theils jene Ausdehnung des Erfenntnifies auf das hypothekariſche Berhältnig 
als der Abfiht der hohen Bundesverfammlung entſprechend anzufehen, da 
ſowohl in der Reclamation der von Loſſow'ſchen Stiftung vom 14. Juli 1826 

Rum. 1. der Acten der Bundesverfammlung 


ihrer bupothefarifchen Nechte erwähnt, und namentlich eine nur für den 
Fall einer anzuftellenden bypothefarifchen Klage paſſende Ausführung gegen 
‚den Gebrauch der Einrede der Ercuffion enthalten, als auch in den nach ⸗ 
berigen Verhandlungen bei der Bundeöverfammiung das hypothefarifche 
Verhaͤltniß ausdrücklich herausgehoben worden ift: 
Erklärung der Königlich Preuſſiſchen Gefandifhaft vom 25. Tas 
nuar 1827 (Rum. 3.) 
Erklärung der Herzoglic- Anhalt « Bernburgiihen Geſandtſchaft 
vom 22. Februar 1827 (Rum. 4.) 
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tbeif6 find die ſͤmmtlichen betheiligten Regierungen bierüber einverftanden, 
indem Sie Sih im Austrägalverfahren auf die Frage von der bypothela- 
rifhen Berhaftung eingelaffen und darüber umſtändlich verbandelt haben. 
Auch läßt ſich bei der accefforifhen Natur des hypothekariſchen Rechts, kraft 
welcher die Anftellung einer bypothekariſchen Klage im endlichen Refultat 
doch immer zur Bertretung der Forderung führt, Diefelbe nnter den in der 
Borfrage gebrauchten Ausdrüden fügfih mit verfteben. 


Hierbei folgt jedoch aus demjenigen, was bereits oben unter 2) über 
den Begriff der Bertretumg bemerkt mworden, über welche nach Inhalt 
der Borfrage allein zu entſcheiden if, daß das abzugebende Erfenntuiß nicht 
folhe Einreden gegen eine hypothekariſche Klage zum Gegenftande baben 
kann, welche gegen die Rectsbeftändigkeit der Hypothekbeſtellungen vorge⸗ 
bradıt, oder von einer fpatern Erlöfhung der urſprünglichen hypothekariſchen 
Mechte bergenommen werden Pönnten, fondern daß fidy daſſelbe — außer 
Der gleich befonders zu erwähnenden Ginrede der Excuſſion — auf die beiden 
Punkte zu beichranten hat, ob theild Die Hypotbekbeftellung nach der Abficht 
der Contrahenten auf den in Frage ftebenden Gegenftand gerichtet geweſen, 
theils Eine der betheiligten Megierungen, und welche gegenwärtig in dem 
wirffihen Befige diefes Gegenftandes oder rechtlich, ald deflen Befikerin zu 
betrachten fey. 

5) Soviel die Einrede der Excuſſion: anlangt, welde in Austrägal« 
verfahren nicht bloß gegen eine bypothelarifhe, fondern zum Theil auch 
gegen die perfonliche Klage der Reclamanten geltend gemacht worden ift, 
ſo kann ed nach dem Artikel XXX. der Wiener Schlußacte einen Zweifel 
feiden, daß, in fo weit als durch diefelbe eine Verweiſung der Neclamanten 
an eine andere, direct oder mittelbar durch das ehemalige Königreich Weſt⸗ 
phalen betheiligte Bundesregierung bejwedt wird, die Entſcheidung 
darüber zur Competenz des Austrägalgerichts gehört. Eben diefe Competenz 
ift aber auch in fo fern anzunehmen, ale jene Einrede dahin gerichtet if, 
daß zuerft die zur Specialhypothef beftellte Commende Bergen, welche ſich 
gegenwärtig in dem Beſitze einer dritten Privatperfon befindet, ange 
griffen werden müfle. Denn theils if unter der aufgeftellten Vorfrage, ob 
die betheiligten Bundesregierungen die von Loſſow'ſche Korderung zu ver: 
treten haben, auch Die Frage mit begriffen, ob diefelben jene Forderung ſchon 
jegt zu vertreten baben, und diefer leßtere Punkt wird durch die Einrede 
der Excuſſion jedesmal beftritten, ohne Unterſchied, ob folche eine Verwei⸗ 
fung an eine andere Bundesregierung oder an eine Privatperjon bezweckt; 
theils ift die Einrede der Grcuflion bei der Bundesverſammlung — in den 
unter 4) angeführten Verhandlungen — gerade in Beziehung auf die Com- 
mende Bergen zur Sprache gefommen, theils ift diefelbe in diefer Maße in 
dem jeßigen Austrägalverfahren vorgebracht und darüber verhandelt worden. 

6) In Anfehung des Berhäftniffes endlich, in welchem diejenigen 
Regierungen, bei denen eine Berbindlichfeit zur Bertretung der perfönlichen 
Forderung angenommen werden wird, dieſelbe zu übernehmen haben, find in 
dem austrägalgerichtlihen Erfenntniffe nicht bloß die Srundfäge auszu⸗ 
fprechen, nadı welchen jened Berhältniß fi zu beftimmen habe, fondern es 

44 * 
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muß für eine jede einzelne Regierung fofort derjenige Theil numerifch feh- 
geſetzt werden, zu welhem Sie diefe Verbindlichkeit trifft, da nur im Diefer 
Maße dem Zwecke des zum Beſten der Neclamanten angeordneten Ber: 
fahrens und der Abſicht des Auftrags der hoben Bundesverfammlung ent 
fprochen wird. 

Wenn nun, unter Vorausſetzung der bisher entwidelten Grundſätze, 
der Inhalt der jet vorliegenten austrägalgerichtlihen Verhandlungen im 
Beziehung auf die Frage geprüft wird, ob die Sache zur Abgebung eines 
erfchöpfenden Erfenntniffes über die zu enticheidende Vorfrage bereits für 
binreichend inftruirt zu achten ſey, fo findet ſich, daß zuvorderſt noch eine 
näbere Conftatirung der nachbemerkten factiihen Berhältniffe ald unumgäng- 
fich nothwendig erfcheint. 

I) Ueber den Beltand des Bermögens der Ballei Sachſen an Srund⸗ 
ftüden, Gefällen, Eapitalien und baaren Caffenvorräthen zur Zeit ihrer 
Auflöfung im Jahre 1809, und darüber, welche Regierungen dieſe Ber: 
moͤgensſtücke erhalten haben, find in den Acten folgende Angaben der ein 
zelnen betbeiligten Regierungen enthalten. 

1) An Brundftuden und Gefällen find ald vorhanden geweien an- 
gegeben: 

a) Die Commende Lucklum, deren Beitandtheile von der Herzoglich⸗ 
Braunfchmweigifchen Regierung dahin fpecificirt worden find, dag zu derſelben 
gehört haben: 

in Lucklum felbft, das Hauptgut nebft einem Vorwerke, der Reitling 
genannt, ein Haus sub num. assecurat. 4. mit zwei Garten, ein Bäder: 
baus mit einem Garten, die Dorfmühle mit einem Garten und einem Hei. 
nen Ader, und die Steinmübfe, 

in der Stadt Braunfchweig ein Haus sub num. assecurat. 451; 

vor Scheppenftedt eine Hufe zehntpflichtigen Randes zu 26 Morgen 
69 Ruthen, und 1 Morgen 105 Ruthen Wiefen; 

und zu Serrbeim ein Meierzins von einem Ackerhofe. 

Rechtliche Ausführung der HerzoglicyBraunfhweigifchen Regierung 
pag. 6. bis 15. (Mum. 41. der Austrägalacten.) 


b) Die Commende Bergen. 


c) Die Commende Weddingen, zu welcher nach Angabe der Königlid- 
Hannöverifhen Megierung außer dem Hauptgute nody der Korn: und Fleiſch 
zehnten zu Weddingen, und ein Camp Aderland von 99 Morgen 135 Rus 
then in der Bienenburger Feldmark gehört haben. 

Rechtliche Ausführung der Krone Hannover, pag. 4. 

d) Die Eommende Göttingen, deren Güter nad) Angabe der König 
lihsHannöverifhen Regierung in einem Haufe nebft Gärten zu Göttingen, 
in adlich freien Nedern und Wiefen vor Göttingen, in contribunbeln Aedern 
und Wiefen vor Roßdorf, Grone und Weende, und in verſchiedenen Erb» 
sind: und Geld⸗Gefällen beftanden haben. 

Ebendaſelbſt, pag. 2. 3. 

e) Die Commende Langeln. 
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Diefe fammtlihen, unter a bis e aufgeführten Güter, welde in dem 
Umfange des damaligen Königreihd Weſtphalen belegen waren, find von 
der Weftphälifchen Regierung eingezogen und durch dad Deeret vom 1. Juni 
1809 mit deren Krondomänen vereinigt worden, hierauf aber von dem Weſt ⸗ 
phalifhen Kronſchatze an Privatperfonen veräußert. Späterbin ift das Eigen- 
thum und der Belt des Eommendegutes Wedbdingen, mit Ausnahme des 
unter c gedachten Zehntens und Camps, durch einen am 6. December 1816 
zwiſchen dem SKöniglich-Hannöverifchen Eabinetöminifterium und dem Acqui- 
renten, Banfier Meyer Jacobsſohn, abgeichloffenen, auch noch andere zum 
Bermögen des Deutſchen Ordens nicht gehörende Güter mit umfaflenden 
Contract gegen eine Averfionalfumme an die Königlich: Hannöverifche Mes 
gierung abgetreten worden; 

Ebendafelbft pag- 5- 6. 


wohingegen die übrigen vorgenannten Sommendegüter nach Angabe der Re- 
gierungen des Königreiche Preuffen, Königreichs Hannover und Herzogthums 
Braunſchweig im Privatbeſitze geblieben ſind. | 


f) Die Eommende Bürom, welche im Jahre 1809 von der Herzoglid. 
Anhalt : Bernburgifchen Regierung, 
Rechtliche Ausführung derfelben, pag. 4. 5. Rum. 31.) 


g) Die Güter Frauenmark und Rofenbagen, welche damals von 
der Negierung ded Großherzogthums Medlenburg: Schwerin eingezogen und 
mit den Domainen vereinigt worden find. 

Rechtliche Ausführung derfelden, pag. 3 (Mum. 37.). 


2) Hinfichtlich der Capitalien hat die Negierung des Herzogthums An- 
halt⸗Bernburg angegeben, daß an Capitalien der Balleicafie 42,400 Thaler 
in Golde, und an Eapitalien der Burower Forſtcaſſe 40,000 Thaler in Golde 
und 23,560 Thaler in Eonventionsmünze vorhanden geweien feyen, und daß 
von dieſen Gapitalien der Burower Forftcaffe dem Bernehmen nach die 
Megierung des Großherzogthums Mecklenburg Schwerin 12,500 Thaler, 
welche in den dortigen Randen belegt geweſen, eingezogen babe. 

Rechtliche Ausführung, pag. 8. bis 10. — Rechtliche Ermwiderung, 
pag. 5 6. (Rum. 49). 


Außerdem findet fi) aber auch noch, was den letztern Umſtand anbe⸗ 
trifft, in den früheren, die Penfionirung der Mitglieder und Diener des 
Deutichen Ordens anlangenden Verhandlungen der hoben Bunbesverfamm- 
lung, namlich in einem Commiſſionsvortrage vom 8. December 1817, 

Anlage Rum. 83. zu $. 407. der Protofolle von 1817. 


die Motiz, daß die genannte Großherzogliche Regierung 43,800 Thaler in 
Golde, welche für die Balleicaffe anf Privatgüter im Großherzogthume Meck⸗ 
lenburg belegt gewefen feyen, eingezogen habe; und die Berückſichtigung 
diefer Notiz in dem jegigen Austrägalverfahren mußte um fo mehr als un« 
bedenklich erfcheinen, da in dem Lebtern wegen anderer Punkte auf jene 
Berbandlungen Bezug genommen worden ift, 

Rechtliche Ausführung der Herzoglich«Braunfchweigifchen Regierung, 

pag. 22. bis 25. 


694 Abth. IL, Abi. 3, 5.12, A. — v. Loſſow, 


und baber die fraglichen Protokolle einzufehen waren. Die übrigen Eapı- 
talien der Balleicaffe und Der Burower Gorftcafle find nad Angabe der Re 
gierung des Herzogthums Anhalt:Bernburg von dem Königreihe Weſtphalen 
eingezogen worden. 
Ferner fommt in der 
Rechtlichen Ausführung der Herzoglich - Braunfhweigiihen Megie- 
sung, Pag. 17. bis 20. 
noch die Angabe vor, daß aus der Hauscaſſe der Eommende Lucklum 4,00 
Thaler Conventionsmünze an den Paftor von Ealm, unt 1,500 Thaler Eon- 
ventionsmünze an den Geheimen Kammerrath von Gebhardi ausgeliehen ge 
weien, und daß von diefen Gapitalien daß erfte von tem Weltpbalifchen 
Kronſchatze an eine Privatperfon cedirt, dad zweite aber nach der Auflöſung 
des Königreiche Weſtphalen von dem Herzoglich » Braunichweigifhen Finanz⸗ 
collegium als ein aus dem gedachten Sönigreihe zurückgebliebenes herren- 
lofes Activum reclamirt und an daffelbe gegen Baution ausgezahlt worden 
fey. Daneben wird in der gedachten rechtlichen Ausführung 
pag. 15. 16. 

noch erwähnt, daß das Weſtphäliſche Gouvernement drei andere Gapitalien 
von zufammen 15,300 Thaler an Privatverfonen cedirt babe, ohne jedoch 
die Eaflen, weldyen diefe Capitalien angehörten, fpeciell zu bezeichnen; weß⸗ 
halb denn diefe letzteren Capitalien vermuthlich mit unter den von Anhalt: 
Bernburg angegebenen Summen begriffen feyn dinften. 


3) Weber die baaren Eaflenvorräthe endlich hat die Regierung des SHer- 
zogthums Anbalt:Bernburg 
(in den unter 2. angeführten Stellen der Actem 
angegeben, daß in der Balleicafie 4,686 Thaler in Golde und in 4, und 
in der Buromwer Forftcafle 5,005 Thaler in Golde und 72 Thaler 7 gGr. 
6 Pf. in Eonventionsmünze vorhanden geweſen ſeyen, weiche Gelder die 
Weſtphaͤliſche Regierung an fi) genommen habe. 


Da nun theils die übrigen Negierungen fih über die obigen, von ein» 
zelnen Regierungen gemachten Angaben noch nicht erklärt haben, theils 
ſaͤmmtliche Regierungen vieleiht im Stande find, noch fernere Angaben 
über den Bermögensbeftand der Ballei beizubringen, — was namentlich in 
Anfehung der Eapitalien und Caſſenvorräthe der Fall feyn dürfte, da außer 
der Balleicaffe und der Buromer Forficaffe noch befondere Hauscaflen der 
fammtlihen andern Eommenden vorhanden gemwefen zu feyn fcheinen —, 
die Eonftatirung dieſes DBermögensbeftandes aber, und zwar des ganzen, 
auch des dem Königreich Weſtphalen zugefallenen, erforderlich ift, um ge- 
wiffe numerifche Raten der Bertretung ermitteln zu können, fo war zuvoͤr⸗ 
dert den fämmtlichen Anwälten die Auflage zu machen, noch dasjenige einzu- 
bringen, was fie gegen die vorftebenden, unter 1. bis 3. angeführten Angaben 
einzuwenden oder denfelben hinzuzufügen baben möchten, unter dem Bra 
judiz. daß widrigenfalls, wiewohl vorbehaltlich etwaiger von Amtöwegen zu 
treffender Maßregeln, jene Angabe bei der kuͤnftigen Entſcheidung der 
Sache zum Grunde gelegt und angenommen werden würde, daß das Ballei- 
vermögen nur in jenen Stüden beftanden babe; welche Auflage binfichtlich 
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der Regierung des Großherzogthums Mecklenburg⸗-Schwerin insbefondere 
auch auf die, unter 2) näher angegebenen Ginziehungen von Capitalien zu 
richten war. 

Außerdem findet fich zwar noch in einer Nefolution, welche von der 
Herzoglic-AnhaltsBernburgifchen Landesregierung unter dem 24. Zuni 1823 
den Adminiftratoren der von Loſſow'ſchen Stiftung ertheilt und von den 
Letzteren als Anlage 3. zu ihrer Reclamation bei der hohen Bundesverfamm- 
fung producirt worden ift, die Aeußerung, daß die zur Ballei Sadıfen ge: 
börig gewefenen Commenden bei ihrer Einziehung einen Gapitalactivfond 
von 173,232 Thaler gehabt hätten, da jedoch diefe Anfübrung theild im 
Austrägalverfahren von der Regierung des Herzogthums Anhalt - Bernburg, 
während diefelbe die obgedachten fpeciellen Angaben über vorhandene Capi⸗ 
talien gemacht bat, nicht wiederholt worden, theild bei ermangelnder Be- 
zeichnung der Commenden, zu deren Eaflen jene Gapitalien gehört, und ber 
Regierungen, welche diefelben erhalten haben, nicht beftimmt genug ift, um 
al® Grundlage für eine Ermittelung der Bertretungsraten zu dienen, und 
daher, falls nicht noch nähere Erläuterungen Darüber erfolgen, diefe Summe 
in den bei der künftigen Entfcheidung als Bafis anzunehmenden Vermögens 
beftand nicht aufgenommen werden Bann, fo erfchien es nicht als angemeſſen, 
diefe Angabe denunter 1. bis 3. bemerften gleich zu ftellen und unter der deß⸗ 
balb gemachten Auflage mit zu begreifen, vielmehr war darüber dem Ans 
walte des Herzogthums Anhalt» Bernburg eine nähere Griäuterung und 
Nachweiſung unter dem Präjudiz der Nichtberückſichtigung aufzugeben. 


DO) Eben fo unentbehrlich für den erwähnten Zwed einer numerifchen 
Feftfebung der Vertretungsraten ift ferner die Grmitetlung des Geldwertheß, 
welchen die gefammten einzelnen Grundftude und Gefälle der Ballei — 
wiederum mit Einfhluß der an Weſtphalen gefallenen — zur Zeit ihrer 
Einziehung im Jahre 1809 gehabt Haben; und über diefen Punkt ift in dem 
bisherigen Austrägalverfahren — außer daß von einigen vom Weftphalifchen 
Kronfchage veräußerten Gütern die Berfaufspreife angegeben find — überall 
noch nicht verhandelt worden. 


Demnach war den fämmtlichen Anwälten aufzugeben, diejenigen Nach: 
weifungen über den Geldeswerth und Grtrag jener Gegenftände zu der ges 
dachten Zeit, welche fie beizubringen im Stande feyn follten, zu den Acten 
zu liefern; und es läßt fih mit Grund annehmen, daß den betheiligten 
Regierungen die Materialien zu einer folhen Nachweiſung zu Gebote ftehen, 
und alfo jener Punkt in diefem Wege feine Erledigung finden wird — was 
als ungemein wünſchenswerth erfcheint, da die in deſſen Ermangelung übrig 
bleibenden Mittel, 3.8. eine Taration, oder eine Jugrundlegung der etwaigen 
Berfaufspreife, zum Theil koftfpielig und ſchwierig ſeyn, und fämmtlidh, da 
ed bier auf den wahren, und zwar auf den im Sahre 1809 flatt gefundenen 
Werth ankommt, nur zu einer approrimativen ,. nad) ‚einem ziemlich vagen 
richterlihen Ermeflen zu beftimmenden Schägung führen würden. Nament- 
lich hat es theils allen Anſchein, daß die Commiſſion der hohen Bundesver⸗ 
fammlung, welche den oben angeführten Bortrag vom 8. December 1817 
über die Penflonirung der Mitglieder und Diener ded Deutichen Ordens 
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erftattet bat, und zu deren Mitgliedern die Herren Gefandten der Regie 
rungen des Königreichs Preuffen, Königreih® Hannover, Herzogtbums 
Braunfchweig, und Herzogthums Anhalt:Bernburg gehörten, fih bereits in 
dem Befite der erforderlihen Materialien befunden babe, indem in jenem 
Berichte eine Schäßung des Grundvermögend der Ballei Sahfen zu der 
genauen Summe von 500,578 Thaler Sächfifch vorkommt, theild werden, 
da die Güter der Ballei und der einzelnen Commenden unter der Bermal- 
fung von Beamten flanden , die geführten Rechnungen den reinen Ertrag 
diefer Güter um die Zeit des Zahres 1809 eriehen laffen, und zugleich eim 
leichtes ‘Mittel liefern, denfelben dur Beibringung von beglaubigten Aus» 
zügen der Refultate jener Rechnungen fofort zu conftatiren, in welcher Hinficht 
insbefondere die Regierung des Herzogthums Braunfhweig im Stante ſeyn 
dürfte, zur Förderung der Sache mitzuwirken, wenn diefelbe, wie nady ber 
Erklärung der Königlich» Preuflifhen Bundestagsgefandtichaft vom 25. Jas 
nuar 1827 \ 
Num. 3. der Acten der Bundesverſammlung 


und nach dem 5. Geparatartifel des Vertrags vom 2. December 1813 
zwifhen den allürten Mächten und der Nurbeflifchen Regierung 
Martens recueil des traites. Supplem. Tom. 5. p. 653. 


wahrfcheinfich ift, im Beige der geſammten Balleiregiftraturen, welche ſich 
früber in Lucklum befanden, feyn follte. 


Für den Fall, daß gleichwohl eine folhe Nachweiſung nicht erfolgen 
würde, müßte fodann zu einer Ermittelung des fraglichen Geldwerthes von 
richterlihen Amtöwegen geichritten werden; weßbalb ed denn zugleich als 
angemeflen erfchien, den betheiligten Regierungen die Gelegenheit zu geben, 
auch über die in diefem Kalle anzumendenden Mittel und zu befolgenden 
Grundſãtze eventualiter Ihre Anfichten zu äußern. 


IH) Endlih war, ſoviel den bei einer bypothefarifchen Klage in Be 
tracht kommenden gegegenwärtigen Beflg der Immobiliargüter der Balleı 
betrifft, dem Anwalte der Regierung des Großherzogthums Mecklenburg⸗ 
Schwerin eine beffallfige Erklärung wegen der Güter Frauenmark und 
Mofenhagen aufzugeben , da fi die genannte Negierung hierüber im Aus⸗ 
trägalverfahren nicht beftimmt geäußert bat, uud in dem fchon mehrmals 
erwähnten Commiſſionsvortrage vom 8. December 1817 die Anführung vors 
kommt, daß die gedachten Güter für 60,000 Thaler in Golde verkauft 
worden feyn follen. Hinſichtlich der übrigen betheiligten Regierungen, weiche 
in ben Beſitz von ſolchen IZmmobiliargütern gefommen find. bedurfte es einer 
weitern Erklärung nicht, da der Befik der Eommende Webdingen — mit 
Ausnahme des dortigen Zehntens und des Camps in der Bienenburger 
Feſdmark — von der Königlich: Hannöverifchen 

Rechtliche Ausführung pag. 24. 
und der Beſitz der Commende Burow von der Herzoglich: Anhalt: Bern- 
burgifchen Regierung 

Rechtliche Ausführung pag. 27. ° 
eingeräumt wird. 
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Außerdem Bünnte noch in Frage Fommen, ob etwa eine Borlegung der 
in den Händen der Reclamanten befindlichen Driginale. der Obligationen 
der Ballei zu veranlaflen feyn möchte; diefelbe war jedoch für das jebige, 
nur die Borfrage von der Vertretung betreffende Verfahren nicht für er 
forderlich zu achten, da der Inhalt der Obligationen durch die vorliegenden 
vidimirten Abfchriften conftatirt if, etwaige Einwendungen gegen die Aecht- 
heit und Form der Originale aber einer jeden Negierung in dem künftigen, 
etwa mit den Reclamanten vor den Landeögerichten zu verhandeinden Rechts⸗ 
ftreite unbenommen bleiben müflen. 

. Zur Beglaubigung 


(L. S.) €. W. Yauli, Secretarius. 


B. Urtbeil. 
(&. Brot. v. 3. 1836, Sons. I. Beil. 1. u. 2. S. 89, u. figde.; S. oben ©. 685.) 

In Austrägalfachen zwifchen den Regierungen bed Königs 
reichs Preuffen, Königreids Hannover, Grßhzgth. Med 
lenburgs Schwerin, Hzgth. Braunfhweig und Hzgth. Ans 
hbaltsBernburg, wegen Vertretung einer Forderung der von 
Loſſow'ſchen Kamilien- Stipendienftiftung zu Magdeburg an bie 
vormalige Deutfchorbend-Ballei Sachſen, erfennt das Oberapp. 
Gericht der vier freien Städte Deutfchlande in Auftrag und im 
Namen dberhohen Deutfhen Bundesverfammlung ferner 
weit interlocutorifch für Recht: 

daß noch zuvörderſt binnen einer Frift von drei Monaten 
1) ber Anwalt der Regierung des Herzogthums Braun 
ſchweig fidy über die, Seite 6. und 9, der Anlage 3. zur 
nachträglichen Eingabe bes Königlichs Preuffifchen Anwaltes 
vom 3. November 1834 enthaltene Angabe, daß die Oblis 
gation der Braunfchweigifchen Landrenterei » Caffe vom 
30. November 1806 über ein Kriegsbarlehn von 4000 
Reichſsthalern Gonventionsmünze, welche in der Anlage C 
zur Eingabe bed Herzoglich-Braunfchweigifchen Anwaltes 
yom 10. September 1834 ımter Num, 31. vorfommt, durch 
einen Beichluß der Braunfchweigiichen Regierung und Lands 
ftande ohne Zahlung annullirt worden fey, wie auch für 
den Fall, wenn eine folche Annullirung nicht flatt ge 
funden hat, weiter über den Umſtand, ob ſich der Her⸗ 
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soglich«Braunfchweigiiche Fiscus noch im Beſitze Diefer 
Obligation befinde, beſtimmt zu erflären habe, unter Dem 
Prajudiz, daß fonft die erfigedachte Angabe nicht beachtet 
und der Herzogliche Fiscus als fortwährender Befißer Der 
Obligation angeſehen werden folle; 


2) aber ber Anwalt ber Regierung bed Herzogthumd Ans 


halt-Bernburg einen fpecificirten Anfchlag bed Wertheg, 
welchen die Commende Bürow, mit Sinbegriff des dortigen 
Forſtes, um bie Zeit der Befisnahme diefer Gegenftänbe 
von Seiten der Herzoglichen Negierung, gehabt hat, zu 
den Acten zu bringen, auch Die einzelnen Angaben biefed 
Anfchlages, fo weit thunlich, mit beglaubigten Belegen zu 
beitärfen habe, unter dem Präjudiz, daß widrigenfalld bie 
erforderlichen Maßregeln zur Anfertigung eines folden An⸗ 
fchlaged von richterlichen Amtswegen würben getroffen 
werden; 

worauf demnächſt in der Hanptfache, fo wie der 
Koften wegen, weiteres rechtliches Erfenntniß ergehen wirb. 


Bon Rechtswegen. 


Urkmdlich unter dem Siegelded Oberapp. Gerichte der vier 


freien Städte Deutfchlande und der gewöhnlichen Unterfchrift, ge⸗ 
geben zu Lübeck den 22. Sanuar 1836. 


(L. S.) W. Heife, 
Präfident. 
GW. Pauli, 


&erretär. 


Entscheidungsgründe. 
(@. oten ©. 683.) 





Nachdem in: der vorliegenden Sache die ferneren Derbandlungen, welche 
in: Folge der. interlocıtorifhen Grfenntniffe vom 30. Mai 1834*) ftatt ge» 
funden haben, geichloffen find, ift zwar in denfelben bei weitem über die 
meiften factifhen Verhältniffe, auf welche es bei der endlichen Entfcheidung 

der Sache ankommen wird, eine genügende Ausfunft beigebracht worden; 


*) S. oben ©. 685. u. flade. 
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indefien bat ih doc in Gemäßheit derjenigen Grundfäge, die bereits in 

den Entfheidungsgründen zu dem gedachten Urtheile binfichtlich des Umfangs 

und der Gegenftände des künftigen Enderkenntniſſes aufgeftellt find, die 

Nothwendigkeit ergeben, zur MBorbereitung dieſes Letzteren zunörderft noch 

eine näbere Aufklärung über zwei erhebliche thatſächliche Punkte zu ver 
anlaflen. 

Es ift naͤmlich 

1) in der Anlage C zur Eingabe des Anwaltes der Regierung des Her- 

zogthums Braunſchweig vom 10. September 1834, welche das Ber- 

zeichniß der Gapitalien der Ballei enthalt, unter Num. 31. ein der 

Lucklumer Hauscaſſe zuftehendes Kriegsdarlehn von 1000 Reichethalern 

bei der Landrenterei-Eaffe aufgeführt, und in der gedachten Eingabe 

ſelbſt ift ©. 10. am Ende und 11. bemerkt, dieſes Eapital von 

1000 Reichöthalern Eonventionsmünze, welches im Jahre 1806 aus 

der Lucklumer Hauscafle zur Beftreitung der Franzoͤſiſchen Sontribution 

bei der Landrentereis&affe zu 4 Procent Zinfen belegt worden, ſev 

nad) der Aufhebung der Eommende Ludlum als erloſchen betrachtet, 

©. 12. aber ift angegeben, daſſelbe bilde nebit der — vom Herzog⸗ 

lihen Fiscus erhobenen — Wechſelſchuld des Geheimen Kammerraths 

von Gebhardi von 1500 Reichsthalern die Summe von 2500 Reiche: 

thalern, welche dem dortigen Fiscus von dem Vermoͤgen der Ballei 

beimgefallen fey, wogegen jedoch der Leßtere eine weit höhere Summe 

an Penflonen der Drdenddiener verausgabt babe. Nach diefen 

Aeußerungen würde nun anzunehmen feyn, daß ſich das zuerſt S. 10. 

und 11. Angeführte nur auf ein zur Zeit der Weiltphälifchen Herr- 

ſchaft beftandenes Verhaͤltniß beziehe, dem Herzoglihen Fiscus aber 

der gedachte Eapitalpoften als eine von ihm wirklich erworbene For⸗ 

derung an die dortige Landichaftlihe Eafle zu Gute gefommen ſey. 

Dabingegen findet fi in einem von dem vormaligen Syndicus der 

Ballei, Hofratb Heimbach, abgefaßten, und von dem Anwalte ber 

Krone Preuffen als Anlage 3. zur Erklärung vom 3. November 1834 

beigebrachten Auflage, worin diefer Poften ald ein Zwangsvorſchuß 

su Kriegslaften und die darüber ausgeftellte Berfihreibung als eine 

Obligation au porteur der Braunfchweigifchen Landſchaft vom 30. No⸗ 

vember 1806 bezeichnet wird, ©. 6. und 9. neben der Bemerkung, 

Daß die MWeftphäliihe Regierung das gedachte Capital, weil ſolches 

niht zu erheben geweien, nicht eingezogen babe, noch Die fernere 

Angabe, daſſelbe fey, wie die übrigen Darlehne diefer Art, nachher 

dur einen Beſchluß der Braunfchweigifhen Regierung und Land⸗ 

fände ohne Zahlung geftrihen und aufgehoben worden. In der 

fpäteren Gingabe des Anwaltes der Megierung des Herzogthums 

Braunfchweig vom 9. "März 1835, ©. 3. und 4. ift nun zwar gefagt, 

das in der erwähnten Anlage 3. über diefen often Angegebene fey 

dem wahren Hergange der Sache gemäß; es ift jedoch dabei theils 

binzugefügt, dag eben diefes fhon in der Eingabe des Anwaltes vom 

10. September 1834 bemerkt fey, theils wiederholt worden, das 


700 


% 


Abth. II, Abſch. 3, 5.12, A. — v. Loſſow, 


fragliche Activum koönne aus dem Grunde nicht als ein Erwerb be 
trachtet werden , weil daflelbe durch die bezahlten Penfionen bei wei⸗ 
tem überfliegen werde; weßhalb es denn zweifelhaft bleibt, ob ic 
die erftgedachte Aeußerung nicht bloß auf Die Angabe in der Anlage 3. 
bezieht, daß das Eapital von der Weſtphäliſchen Regierung nicht ein⸗ 
gezogen worden fey. Inter diefen Umftänden mußte es für ange 
meflen erachtet werden, dem genannten Anmwalte noch eine beſtimmte 
Erklärung über jene angeblihe Annullirung des Schuldpoftens und 
zugleich, falls eine folhe Annullirung nicht ftatt gefunden bat, über 
den, aus den bisherigen Verhandlungen gleichfalls nicht erſichtlichen 
Umftand aufzugeben, ob der Herzoglidhe Fiscus noch jest im Beſitze 
der Obligation fey, wobei fidy das der deßfallfigen Auflage hinzugefügte 
Praͤjudiz von felbft rechtfertiget. 


Ganz befonders aber wird 


2) 


die Abgabe eines erfchöpfenden Endurtheild noch zur Zeit dadurch 
unmöglid) gemacht, daß ſich bis jet in den Acten überall Feine Aus- 
Funft über den Werth der von der Regierung des Herzogthums 
Anhalt: Bernburg eingezogenen Eommende Bürow, mit Inbegriff 
des dortigen Korftes, findet. Nun aber ergibt fi aus den bisherigen 
Verhandlungen, daß die genannte hohe Regierung feit der Aufhebung 
der Ballei Sachſen im Jahre 1809 fortdauernd in dem Befike dieler 
Gegenftänte gewefen ift, und audy — nach der nicht widerfprochenen 
Angabe des Herzoglic-Braunfchweigifhen Anwaltes in deflen Eingabe 
vom 10. September 1834 ©. 13. und 14. — die darauf bezüglidyen 
Balleiacten ausgeliefert erhalten bat; mitbin dag Hochdiefelde, und 
zwar allein unter den an dem jeßigen Berfahren Theil nehmenden 
Regierungen, Sich im Stande befindet, die gegenwärtig erforderliche 
Auskunft ohne Schwierigfeit zu gewähren, indem die der Herzoglichen 
Regierung zu Gebote ftehenden älteren Acten den reinen Grtrag, 
welchen die fraglichen Gegenftände um die Zeit der Befignahme durch 
Verpachtung oder eigene Adminiftration gegeben haben, ausweilen 
müflen, und biernady der damalige Werth mit Sicherheit zu veran- 
fhlagen ift, oder, in dem kaum zu erwartenden Kalle, daß ed am. 
ſolchen Nachweiſungen in den Acten mangeln follte, jener Werth 
buch Die dortige Adminiftrationsbehörde nach dem jegigen reinen 
Ertrage, unter Berückſichtigung der in der Beſchaffenheit der Gegens 
fände und in den reifen feitdem eingetretenen Beränderungen, 
wenigftens annähernd ausgemittelt werden Fanıı. Demnach war eb 
unvermeidlich, dem Anwalte der genannten hohen Regierung die Er- 
fedigung des erwähnten Hinderniffes, fo wie ſolches in dem ietzigen 
Erfenntniffe gefcheben ift, aufzugeben; wobei der Form wegen audı 
die Hinzufügung des Präjudized, daß fonft wegen Anfertigung eine 
Wertdanfchlages der Commende Bürom angemefiene Maßregeln von 
richterfihen Amtöwegen getroffen werden würden, nicht unterbleiben 
durfte, obgleich hinfichtlich der Geneigtheit der genannten hohen Re: 
gierung, zur Erreichung des bei dem Befchlufle ber hoben Deutſchen 
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Bundesverfammiung vom 28. Zuli 1831 beabfichtigten Zweckes in 
gleicher Maße mitzuwirken, wie folches bereits von Seiten der übri⸗ 
gen mitbetheiligten Negierungen nad dem Umfange der einer jeden 
sau Gebote ftebenden Mittel gefcheben ist, Fein Zweifel obwalten 
konnte. u 
Zur Beglaubigung 
(L.S.) Pauli, Secretarius. 


C. Urtheil. 


(&. Prot. v. J. 1897, Seu. III. 5. 40: ©. 97. u. figde; ©, oben ©. 688.) 





In Austrägalfachen zwifchen ben Regierungen bes Königreichs 
Preuffen, Königreihd Hannover, Grßhzgth. Medlenburg 
Schwerin, Hzgth. Braunſchweig und Hzgth. Anhalt-Bern- 
burg, wegen Vertretung einer Forderung ber von Loſſo w'ſchen 
Hamilien-Stipendienftiftung zu Magdeburg an die vormalige Deutſch⸗ 
ordend-Ballei Sachſen, erfennt das Oberapp. Gericht der vier freien 
Städte  Deutfchlande, in Auftrag und im Namen ber hohen 
Deutichen Bunbesverfammlung, nunmehr definitiv für Recht: 

L daß, fo viel dad perfünlidhe Forderungsrecht ber 
von Loſſow'ſchen Stiftung betrifft, die Regierungen 
des Köonigreichs Preuffen, Königreichd Hannover und 
Herzogthums Braunfchweig — abgefehen von bem jebt 
nicht zur Enticheidung ftehenden Berhältniffe diefer Res 
gierungen zu ber Gentralfchuld des vormaligen Königreiche 
Weftphalen — von der Vertretung ber ftreitigen Forde⸗ 
rung freizufprechen feyen, Die Regierungen bed Großhers 
zogthums Medlenburgs Schwerin unb des Herzogthums 
Anhalt» Bernburg aber biefelbe, erftere zu bem Betrage 
von zwei taufend und acht und zwanzig Neichöthalern 
Gold, und Iegtere zu dem Betrage von Eintaufend und 
fünf und breißig Neichöthalern Gold an Capital, nebft 
den hiervon rüdftändigen Zinfen, zu vertreten haben, 

auch 1) die Einrede ded Anwalts der Regierung bes 
Großherzogthums Mecklenburg⸗ Schwerin, daß die von Loſ⸗ 
fow’fche Stiftung zuvörberft die das Königreich Weſtphalen 
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vertretenden Regierungen, oder die durch die Commende 
Bergen beſtellte Specialhypothek ausklagen müfle, 

ſo wie 2) die Einrede des Anwalts der Regierung 
des Herzogthums Anhalt⸗Bernburg, daß dieſe Regierung 
zur Berichtigung ihrer Rate nicht verbunden ſey, bevor 
derſelben nicht Die eingezogenen Fonds der Burower Forſi⸗ 
caſſe reſtituirt worden, 

als ungegründet zu verwerfen, 

und 3) dem Antrage des letztgenannten Anwalts, 
die Anſprüche der Regierung des Herzogthums Anhalt⸗ 
Bernburg wegen der gedachten Forftcaffe für begründet zu 
erflären, als nicht anher erwachfen, nicht ftatt zu geben ſey; 
daß ferner, was das hypethefarifche Recht der von 
Loffow’fchen Stiftung anlangt, biefelbe befugt ſey, rück⸗ 
fichtlidy der ftreitigen Forderung von eilf taufend dreihundert 
fünfzig Reichöthalern Gold nebft Zinfen, die Regierung bed 
Königreichd Hannover wegen der Commende Weddingen, 
Die Regierung des Großherzogthums Mecklenburg⸗Schwerin 
wegen ber Güter Roſenhagen und Frauenmark, die Re⸗ 
gierung des Herzogthums Anhalt⸗Bernburg wegen der 
Commende Burow mit Inbegriff des Burower Forſtes, 
und die Regierung des Herzogthums Braunſchweig wegen 
Auslieferung der ber Commende Lndlum zugehörig ges 
weſenen auf ben Inhaber lautenden Obligation ber Brauns 
fehweigifchen Landrenterei⸗Caſſe vom 30. Rovember 1806 
über Eintanfend Neichsthaler Conventionsmunze, hypo⸗ 
thefarifch zu befangen, eine anderweite hypothekariſche Ver⸗ 
baftung der betheiligten Regierungen aber nicht flatt finde, 

hierbei auch 1) Die wegen der an ber Commende 
Bergen beftelltem Specialhypothek vorgebrachte exceptio 
exenssionis realis als ungegrünbet zu verwerfen, 

2) Die exceptio excussionis personalis aber nur in 
Anfehung derjenigen Raten der Schuld zuläffig fey, welche 
unter E einer andern Regierung zur perfönlichen Ber: 
fretung zugewiefen worben; 


DI, daß im Uebrigen den betheiligten hohen Wegierungen ihre 


erwaigen Einveben gegen die Nechtöbeflänbigfeit ber cons 
trafirten Schuld und der Hypothekbeſtellung, namentlich 
nad ber Verfaſſung des Deutfchen Ordens, fo wie aus 
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einer eingetretenen Erloͤſchung bes hypothekariſcheon Mechte, 
insbefondere auch der Regierung ded Herzogthums Anhalt 
Bernburg Die von deren Anwalt vorgebrachte Ein ede, 
daß die beitellte Generalhypothek hinfichtlicy der Commende 
Burow wegen bed Mangels der nach den dortigen Landes⸗ 
gefeßen erforderlichen Gonfirmation Durch ben.judex rei 
sitae unwirffam fey, und der Regierung bed Herzogthums 
Braunfchweig gegen Die unter IL gedachte hypothekariſche 
Klage alle Einreden aus den dortigen Verorbnungen vom 
4. December 1815 und 19. December 1816 bemnächft bei 
den Landesgerichten gegen die von Loſſow'ſche Stiftung 
vorbehalten bleiben; endlich 

IV. daß die fammtlichen Koften des gegenwärtigen Verfahrens 
gegen einander zu vergleichen und aufzuheben ſeyen. 


Bon Rechtswegen. 


Urkundlich unter dem Siegel bed Oberapp. Gerichts ber 
vier freien Städte Deutichlands und der gewöhnlichen Unterfchrift, 
gegeben zu tübed den 19. Januar 1837. 

(L. S.) MW. Heife, 
Prafivent. 
C. W. Pauli, 


Secretär. 


Entscheidungsgründe, 
(&, oden ©, 688.) 





Nachdem diejenigen tbatlächlichen Aufflärungen, wegen welcher in dem 
letzten interlocutorifchen Erkenntniſſe vom 22. Januar 1836 den Anwälten 
der Regierungen des Herzogthums Braunfchweig und ded Herzogthums 
Anhalt-Bernburg noch weitere Auflagen gemacht worden, gegenwärtig gleich 
falls zu den Acten gebracht find, fo Eonnte nunmehr in der vorliegenden 
Austrägalfache zu der Abgebung des Endurtheild gefchritten werden. 

Weber den Gegenftand und den Umfang diefes Urtheils find bereits 
in den Gntfcheidungsgründen zu dem erften interlocutorifchen Erfenntniffe 
vom 30. Mai 1834 folgende Grundfäge feftgeftellt und dort näher motivirt 
worden. 

1) Es iſt ietzt nur über das Verhaͤltniß zwiſchen den betheiligten hoben 
Regierungen einer Seits und der von Loſſow'ſchen Stiftung anderer Seite 
zu erfennen; nicht aber über Anfprüche, welche von einer der betheiligten 


\ 
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Regierungen an eine andere dieſer Regierungen in Beziehung auf die For⸗ 
derung der von Loſſow'ſchen Stiftung gemacht werden. 

2) E86 ift ferner nur über die Vertretung der gedachten Forderung — 
über die Vorfrage, welche Regierung deßhalb ald der rechte Beklagte be- 
fangt werden Fönne, — hingegen nit über die Rechtsbeſtändigkeit 
derfelben, namentlich nad) der Berfaflung des Deutſchen Ordens, zu erfennen. 

3) Dad Erkenntniß hat fi in feinem berifiven Theile auf die Ders 
hältniſſe dee vormaligen Koͤnigreichs Weftphalen nicht zu erfireden, und 
zwar weder auf die Frage, ob die Megierungen des Königreichs Preuffen, 
Konigreichs Hannover und Herzogthums Braunfchweig ;die dad Königreich 
Weſtphalen treffende Verpflihtung zu vertreten haben, nody auch auf die‘ 
wegen der ftreitigen Forderung eingetretene Verbaftung des Königreichs 
Weſtphalen ſelbſt. 

4) Es iſt nicht blos über bie Vertretung der perſönlichen Forderung 
der von Loflow’fhen Stiftung, fondern auch darüber zu erfennen, in wie 
fetn die betheifigten Regierungen deßhalb hypothekariſch belangt werden 
fönnen. In diefer letztern Hinficht iſt jedoh nur ber Gegenftand des 
jeßigen Urtheils 

a) die Frage, ob ein gewiffes Object nach der Abficht der Gontrahenten 

unter der der von Loſſow'ſchen Stiftung beftellten Hypothek begriffen 
fey, ferner 

b) der Umſtand, ob eine der betbeiligten Regierungen fich gegenwärtig 

in dem Befiße eines folhen Objectes befinde, oder doch rechtlich, 
in Beziehung auf die hypothekariſche Klage, als Befiker deſſelben 
behandelt werden koͤnne, und endlich 

ce) bie Einrede der Ercuffion, ohne Unterfchied, ob durch diefelbe eine 

Bermeilung der von Loſſow'ſchen Stiftung an eine andere Regie 
rung oder an eine Privatperfon bezweckt wird ; 
hingegen ift nicht zu erkennen 
a) über Einreden gegen die urfprünglihe Rechtsbeſtändigkeit der 
Hypothek, und eben fo wenig 

b) über Einreden aus einer etwa eingetretenen Erlöfchung des hy» 

pothekariſchen Rechts oder der bpothefarifchen Stlage. 

Endlich 

5) find bei der Bertretung der perfünlichen Forderung die Paten der 
einzelnen Regierungen, nicht blos dem rechtlichen Principe nad, fondern 
auch numerifch feftzufeßen. 

Soviel nun 


I) die Bertretung der perfönlichen Forderung der von Loſſow'ſchen 
Stiftung, und zwar 
A) die rechtliche Beurtheilung der Frage anbetrifft, für welche 
Regierungen eine Verbindlichkeit zu der gedachten DBertretung vorhanden 
fey, fo war diefe Frage dahin zu entfcheiden, 
‚ daß die flreitige Schuld von denjenigen Regierungen zu vertreten 
it, welche im Sabre 1809, bei der Auflöfung der Ballei 
Sahfen, deren Bermögen in Folge des Artikels IL, des Regens⸗ 














Familien s Stipendienftiftung. 705 


burger Decretö vom 24. April und des Artikels IV. des Wiener 
Friedens vom 14. October erworben haben, und daß eine jede 
derfelben für eine verhältnißmäßige Rata der Schuld, welche ſich 
nad) den damald auf die einzelnen Regierungen übergegangenen 
Antheilen am Balleivermögen richtet, zu haften bat. 


Diefe Entfcheidung beruht auf folgenden Gründen und Momenten, 
wodurch folche zugleich ihre nähere Beſtimmung erhalt. 

1) Die Ballei Sachſen bildete bis zu ihrer Auflöfung eine für ſich bes 
ftehende juriftiihe Perfon mit einem befondern Activ- und Paſſiv⸗Vermoͤgen. 
Daß diefed Verhältnis nach der feühern Berfaflung des Deutichen Ordens, 
bis zum Preöburger Frieden vom 26. December 1805, bei einer jeden ein- 
zelnen Ballei ftatt gefunden hat, ift notoriſch. Daſſelbe hatte aber auch ſeit 
jenem Friedensſchluſſe keine DBeränderung erlitten; denn wenn gleich die 
fammtlihen Güter des Deutfchen Ordens, nit nur die unmittelbaren Be⸗ 
figungen des Hoch⸗ und Deutich-Meifters, fondern auch die Balleien, im 
Artikel XI. des Presburger Friedens an dad Haus Deiterreih für einen 
von Demifelben zu defignirenden Prinzen diefed Hauſes erblich und eigen- 
thümlich abgetreten 

Martens recueil des traites. Supplem. Tom. 4 p- 216. 
und darauf im Fahre 1806 von Defterreichifcher Seite in Beliß genommen 
worden waren, 

Der Nheinifhe Bund von Winfopp, Heft 56. p. 181. 182! 
fo ließ doch das Kaiferlihe Haus im Hebrigen die bisherige Ordensverfaſſung 
Ebendafeldft, Heft 55. p- 74. 
und namentli das gedachte rechtliche Verhaͤltniß der einzelnen Balleien 
vorläufig fortbeftehen. Diefer letztere Umftand wird durch die in mehreren 
fpätern Staatöverträgen, 3. B. in dem Vertrage vom 14. Wärz 1813 zwiſchen 
den Regierungen von Weſtphalen, Sachſen, Heflen-Darmftadt und Naflay 
Martens recucil. Supplem. Tom. 7. p. 276 u. flgde. 
und in dem Bertrage vom 18. Mai 1815 zwifhen den Regierungen von 
Bayern, Würtemberg, Baden, Heflen Darmftadt und Naffau im $. 32. 
Num. 2. $. 52. und % 61. vorfommenden Beftimmungen, 
Ehendafelöft Supplem. Tom. 6. p. 491 u. figbe. 
fo wie durch den noch im Sabre 1809 amtlich angefertigten, bei den Acten 
befindlihen Status des Eapitalvermögens der Ballei Sachſen 
Rum, 63 der Audträgalacten 
außer Zweifel geſetzt; und die an dem jegigen Austrägalverfahren Theil 
nehmenden Regierungen find audy hierüber einverftanden, 
Num. 12. der Austrägalacten, p. 59; Num. 31. p. 14 15; 
Num. 37. p. 3. 4; Rum. 39. p. 12; Rum. 41. p. 26. 27. 

2) Die jest in Frage ftehende Forderung der von Loffow’fchen Stiftung 
von 11,350 NRthlen. in Golde war nach dem Inhalte der darüber ausge 
ftellten Obligationen 

Anl. 1. zu Rum. 1. der bei der hoben Bundesserfammlung ver- 
bandelten Acten. 
Num. 15. der Austrägalacten. 


Leondardi, über Austrägaiverfahren. 45 
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eine allgemeine Schuld der ganzen Ballei, mithin der fämmtlihen Com⸗ 
menden, welche zufammen die Ballei Sachſen ausmadten. Denn in allen 
diefen Obligationen ift, wenn gleich in den beiten Obligationen vom 
10. April 1772 über 2,000 Reichsthaler und vom Sabre 1776 über 500 Reiche: 
thaler als Zweck der Anleihen eine Berwendung zum Beiten der Commende 
Lucklum und der dortigen Hauscaſſe angegeben wird, doch ausdrücklich die 
Schuld für die Ballet Sachſen contrabirt und diefe ald Subject der Schul®- 
verbindlichleit bezeichnet, auch dabei eine Generalhypothet an deren fammis 
lihen Gütern beftellt worden. 


In den jegigen Acten finden fich zwar zwei andere, hiervon abweichende 
Anfihten über die rechtliche Natur der fraglichen Schuld; ed bat aber feine 
derſelben für gegründet erachtet werden koͤnnen. 


a) Der Anwalt der Regierung des Herzogtums Anbalt-Bernburg bat 
vamlich die Behauptung aufgeftellt, daß jene Schuld Feine Schuld der Com⸗ 
menden, fondern nur der für die gemeinfchaftlihen Ausgaben der ganzen 
Ballei beftimmten Balleicaffe gewefen fey und daber nur auf den be 
fondern Fonds diefer Eaffe gerubet habe; welche Behauptung geſtützt ift 

erftlih auf den allgemeinen Rechtsgrundſatz, daß die Bermögensverhält: 
niſſe einer universitas von den Bermögensverhältniffen der einzelnen Dit 
glieder derfelben verfchieden feyen, mithin Die für die universitas — Die 
Ballei — contrabirten Schulden ſich nicht als perfönliche Schulden der ein- 
zelnen Mitglieder — der Eommenden — verbielten, 

und zweitens auf die bei der Ballet Sachſen ftatt gefundene Einrich⸗ 
tung, dab für jede einzelne Commende eine eigene Hauscafie und für die 
ganze Ballei, zur Beftreitung von gewiſſen gemeinichaftlihen Ausgaben, eine 
Balleicaſſe beftanden hatten und beſonders verwaltet worden feyen. 

‘ Nun aber findet 

erftlih der gedadıte Mechtsgrundfak auf Das bier vorliegende Berfalt- 
niß offenbar Feine Anwendung. Denn derfelbe geht nur auf foldye Mit⸗ 
glieder einer universitas, welche als Individuen von der universitas felbf 
verfchieden find; die Commenden hingegen waren nichtd Anderes, als wei 
tere Unterabtheilungen der Balleien in Beziehung auf das Ordensgut, und 
wenn fie gleich wieder für ſich befondere juriftifhe Perfonen bildeten, fo 
löften fie fi doc, fobald von allgemeinen Balleiverhältniffen die Rede war, 
in die collective juriftifhe Perfon der Ballei auf. Ihr Vermögen war alfo 
das Vermögen der Ballei, und die für die Ballei contrahirten Schulden 
waren von felbft Schulden der Commenden. 


Eben fo wenig kann zweitens die obige Behauptung des Anwalts durch 
die angegebenen Gaffeneinrichtungen begründet werden. Denn das Beftehen 
von eigenen Hauscaſſen für die einzelnen Commenden beweift nur, daß die 
Letzteren, als Unterabtheilungen der Ballei, in Beziehung auf ihre befonderen 
Berhältnifie wieder fir ſich juriftifche Perfonen bildeten, mas nach der eben 
vorgekommenen Ausführung unerheblich if; und aus der Einrichtung, daf 
dewiffe Sonde zu dem Zwede, um daraus beflimmte Ausgaben für die 
Ballei zu beftreiten und deren wirkliche Veſchaffung zu fihern, dem Nieß⸗ 


⸗ 
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brauche der Sandeommenthure entzogen und, nnter dem Namen der Balleis 
cafe, unter eine befondere Gafleverwaltung geftellt waren, folgt durchaus 
nicht, daß deßhalb der rechtliche Begriff der Ballei und des Balleivermögens, 
wenn von contrabirten Balletfchulden Die Rede ik, auf diefe Eaffe und auf 
deren Fonds zu befchräanten fey. Nur dann würde dieſe letztgedachte Ein⸗ 
richtung von Einfluß auf die Sache feyn, wenn die Obligationen der von 
Loſſow'ſchen Stiftung nit auf die Ballei, fondern auf die Balleicaffe 
fauteten, was nicht der Fall it, indem darin das Wort Balleicafe überall 
nicht vorkommt. 


Endlich ift gegen jene Behauptung drittens der befondere Umſtand ent 
ſcheidend, daß in den fraglichen Obligationen neben der Generalhypothek 
an dem fämmtlichen Balleivermögen eine Specialhypothek an einer einzelnen 
Eommende — Bergen — beftellt, mithin dieſe Commende als species und 
Beftandtheil des Balleivermögens bezeichnet, und hierdurch Die Abſicht ber 
Ausfteller , die Schuld auch mit auf die Commendegüter zu contrabiren, 
klar ausgefprochen worden if. Daß aber die Perfonen, welche die Obli⸗ 
gationen auögeftellt haben, etwa nur befugt gewefen feyen, für die Ballei- 
cafle, hingegen nicht für die Ballei mit Inbegriff der Commenden, Schulden 
zu contrahiren, ift von dem Anhalt-Bernburgifchen Anwalte nicht behauptet, 
und eben fo wenig findet fich irgend ein Grund daſür in den Acten und 
in demjenigen, was fonft über die Berfaflung des Deutihen Ordens be: 
kannt if. 

b) Die zweite abweichende Anfiht kommt in den Auffäsen des vor- 
maligen Syndicus der Ballei Sachſen vor, welhe von dem Anwalte der 
Krone Preuflen in Beziehung auf den Bermögensveftand der Ballei zu den 
Acten gebradyt worden find, 

Num. 61. und 69. der Austrägalacten, 

ohne daß ſich übrigens der letztgenannte Anwalt in feinen eigenen Ausfüh⸗ 
rungen, worin derfelbe vielmehr die ftreitige Schuld als eine Schuld der 
ganzen Ballei darftellt, dieſe Anficht angeeignet hätte. In jenen Auffagen 
it namlich gefagt, nad dem wirflihen und eigentlihen Gahverhältniffe 
babe nur die Hauscafle der combinirten Commenden Lucklum und Langeln, 
weiche die Dotation des Landcommenthurs ausgemacht hätten, die Gelder, 
werüber die Obligationen ausgeftellt worden feyen, empfangen, geſchuldet 
und verzinfet, wie ſolches aus einem in unbeglaubigter Abſchrift beigefügten 
Etat der Einnahmen und Ausgaben dieſer Hauscafie hervorgehe, 

Rum. 70; 
mithin feyen nur die beiden Commenden Lucklum und Langeln Schuldnerin- 
nen der von Loſſow'ſchen Stiftung geweſen. 


Diefe Anfiht gründet ſich jedoch nad dem Inhalte der angeführten 
Auffäge lediglich auf das innere Rechnungs⸗ und Caſſe⸗Meſen der Ballei; 
hierauf aber kann es bei dem Berhältniffe zu der von Loſſow'ſchen Stiftung 
als Gläubigerin nicht anfommen, fondern nur daranf, wie zwiſchen ihr und 
der Ballei contrahirt worden if, alfo. auf den Inhalt der Obligationen, und 
in diefen id mit klaren Worten die Ballei für die Empfängerin und 
Schuldnerin der dargelichenen Gelder erflärt. Daß etwa ungeachtet diefer 

45 * 
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Faſſung der Obligationen die Abſicht der Stiftung dahin gegangen ware, 
nur Bläubigerin der beiden Commenden Luckluin und Lungeln zu werden 
und nur gegen. fie ein contractliches Recht zu erwerben, daß mithin eine 
Art von Simulation ftatt gefunden hätte, davon fommt in jenen Auflägen 
Nichts vor. 

Durch die biöherigen Ausführungen, daß die ftreitige Schmid eine ge: 
meinfchaftlihe Schuld der ganzen Ballei und aller Eommenden geweſen if, 
befeitigt fih denn auch zugleich 

‘c) die von der Sefandtichaft des Großherzogthums Mecklenburg⸗Schwerin 
. in den Berbandlungen bei der Bundesverfammlung 

Protokoll vom 23. Mai 1827, Num. 6. der betreffenden Actem, 
gemachte Bemerkung, daß rüciichtlich der Berhaftung der Guter Roſenhagen 
und $rauenmart für jene Schuld zuvor ausgemacht feyn müffe, in wie fern 
diefelbe auf der Commende Ludlum geruhet habe. 


3) Im Sahre 1809 hat nun die Ballei Sachſen aufgehört, als juriftifche 
Perſon zu eriftiren, und ihre Beftandtheile find auf diejenigen Regierungen 
übergegangen, in deren Gebieten diefelben belegen waren. Während des 
Krieges mit dem Haufe Defterreih, welches, wie oben angeführt worden, 
die Guter des Deutfhen Ordens im Presburger Frieden erworben hatte, 
wurde nämlich von dem damaligen Kaiſer von Frankreich durch das zu Mes 
gendburg am 24. April erlaffene Decret die Verfügung getroffen, daß der 
Deutſche Orden in allen Staaten des Rheinbunds aufgehoben feyn und 
defien Güter und DBermögendftücde mit den Domanen der Fürften, in deren 
Staaten ſich diefelben befänden, vereinigt werden follten ; 

Martens recueil. Suppl&m. Tom. 5. pag. 201. 
und in dem bierauf abgefchloflenen Wiener Frieden hat das Haus Defterreich 
im Artikel IV. diejenige Verfügung, welche über die außerhalb des Defter: 
reichifhen Gebiets beigelegenen Ordensgüter getroffen worden fey, — mithin 
die im Regensburger Decrete ausgefprochene Vereinigung derfelben mit den 
Domänen der dort genannten Regierungen — anerkannt, 
Evendaf. p. 213. 

alfo dieſe Güter an die gedachten Regierungen abgetreten , was denn aud 
nachher Durch den Artikel XV. der Deutichen Bundesacte von Neuem be 
fKätigt worden ift. Diefer Erwerb der Ballei Sachſen hatte nun aber die 
rechtliche Folge, daß die Regierungen, melden damals dad Activvermoͤgen 
zuflel, hierdurch verpflichtet wurden, auch die Schulden der Ballei zu ver- 
treten. Denn theild ift es ein anerkannter Grundſatz des Staats⸗ und 
Volkerrechts; daß bei der Abtretung eines Landestheils, welcher eine eigene 
juriftifche Perfon bildet und fein befondere® Schuldenwefen hat, der neue 
Erwerber in das beſtehende Schuldverhältniß eintritt, und diefer Grundſatz 
iſt auf jenen Erwerb der Ballei Sachſen, wiewohl diefelbe eine unter frem⸗ 
der Landeshoheit ftehende Befigung des Haufes Defterreich war, allerdings 
anzuwenden, da folder Erwerb ganz auf völferrechtliche Art, nämlich im 
Folge eines Acts der Kriegsführung und Eroberung und fodann durch eine 
Abtretung in einem Friedensſchluſſe, ftatt gefunden hat; theils ift es auch 
eine eben fo unftreitige Regel des Privatrehts, daß der Fiscus, wenn auf 
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benfelben eine ganze Bermögensmafle übergeht, deren biöheriges Subject 
. aufhört zu eriftiren, die darauf haftenden Schulden berichtigen muß, 
) L. 3ı. pr. D. soluto matrimonio, 

L. 3. $. 5. D. ad SCtum Trebellian. 

L. 11. D. de jure fisci, 
wie dieß fchon aus dent befannten Grundfaße bona non intelliguntur nisi 
deducto aere alieno folgt, und womit auch das Franzöfliche Recht, weiches 
damals in Weſtphalen galt, gleichfalls ubereinftimmt. 

Zachariä's Handbuch des Franzöſiſchen Eivilrechts. Dritte Ausgabe, 
Tb. 4. $. 607. u. 640. 


Die Frage, ob diefe Verhaftung über den Betrag ded Activvermogens 
hinausgehe, ift hier gleichgültig, da das Activvermögen der Ballei Sachſen 
die unbedeutenden Schulden derfelben in einem hoben Maße überftieg. 


4) Der Titel, kraft deſſen der Erwerb der Ballei Sachſen im Jahre 1809 
geſchehen ift, befteht demnach in dem Regensburger Decrete und in der 
Abtretung der DOrdensgüter im Wiener Frieden; bingegen kann derſelbe. 
nicht in eine Ausübung des Iandesherrlihen Secularifationdrechts und des 
fiscalifhen Rechts auf berrenlofe Güter geiegt werden. Denn e6 ift damals 
weder factiſch in dieſem letztern Wege verfahren worden, wie aus dem wirt 
fihen biftorifchen Verlaufe der Sache Mar hervorgeht; noch konnte rechtlich 
in Anfehung der Ordendgüter von einer Secularifation durch die Landes⸗ 
regierungen und einer Occupation herrenlofer Sachen die Rede feyn, da 
biefe Güter feit dem Prefburger Grieden eine erblihe und eigenthümliche 
Beſitzung des Haufes Defterreich waren, wobei ber Umftand, daß das Kai 
ferlihe Haus die bisherigen Mitglieder des Deutihen Ordens einftweilen 
in deren Genuffe ließ, auf das Verbältnig zu dritten Regierungen feinen 
Einfluß batte. Auch in den nachherigen Staatsverträgen, weiche den Damals 
gefchehenen Erwerb der Orbensgüter betreffen, wird bei demfelben der &e- 
fihtöpuntt einer Abtretung zum Grunde gelegt; 3. B. in dem Vertrage 
som 19. War; 1813 zwiſchen Weftphalen, Sachſen, Heflen: Darmftadt und 
Naſſau im Eingange, 

Martens recueil. Suppl&m. Tom. 7. p. 276. 
in dem Vertrage vom 15. Auguft 1813 zwifchen dem Hochs und Deutſch⸗ 
Meifter, Bayern, Würtemberg, Baden, Heflen- Darmitadt, den damaligen 
Großherzogen von Srankfurt und Würzburg, und Sfenburg, im Artifel IL 
Lit. C, und in dem Geparatvertrage von demfelben Tage zwilchen dem 
Hoch⸗ und Deutſch⸗Meiſter und Würtemberg im Artikel II. 

Ebendaſ. p. 287. u. figde. 

Hieraus folgt nun aber, daß im Jahre 1809 nur diejenigen Regierungen 
die Ballei Sachſen erworben haben, welche Mitglieder des Rheinbundes 
waren, alfo dad Großherzogthum Medilenburgs Schwerin, dad Herjogthum 
Anbalt-Bernburg und das damalige Königreich Weſtphalen, und zwar das 
Letztere den Theil des Balleivermögens, welcher fi in dem Landesumfange 
befand, der nad) der Verfaſſung des Rheinbundes das Gebiet von Weſtphalen 
bildete; indem fowohl die Ueberweiſung der Ordensgüter im Regensburger 
Decrete, als deren Abtretung im Wiener Frieden in.diefer Maße gefcheben 


710 Abth. U, Abi. 3, $.12,A. — v. Loſſow, 


iR. Daher kann denn die Anſicht nicht fire begründet erachtet werben, weiche 

von dem Fiscus des Künigreichd Hamover und Herzogthums Braunfchweig 

in früheren Procefien aufgeftellt morden if, daß, weil in den Hannoͤveriſchen 

‘ und Braunſchweigiſchen Gebietstheilen dad Iandesberrlihe Recht auf Den 
Erwerb der hona vacantia nicht dem vormaligen Könige von Weitphalen, 
weicher in denfelben fein rechtmäßiger Landesherr gewefen, fondern dem 
rechtmäßigen, nämlich dem Sannöveriicgen und Braunſchweigiſchen, Landes- 
flöcus zugeftanden habe, die in biefen Gebietstheilen belegenen Ordensgüter 
bei der Auflöfung der Ballei im Jahre 1809 den Regierungen des König⸗ 
reichs Hannover und Herzogthums Braunſchweig zugefallen feyen; und der 
bei diefer Anfiht vorausgefegte Mangel einer rechtmäßigen Landeshoheit in 
den gedachten Randeötheilen kann auch nicht etwa aus dem Geſichtspunkte 
berückſichtigt werden, daß derfelbe der Gültigkeit der Abtretung der Ordens» 
güter, welche im Wiener Frieden an dad Königreich Weſtphalen ftatt ge: 
funden bat, entgegengeftanden hätte, da hier nur ein Ermerb von Privat: 
eigenthbum an gewiffen Grundftüden , Sapitalien und Baarfchaften in Frage 

"Hecht, wozu es Peiner Landeshohelt in dem Gebiete der belegenen Güter 
bedurfte. Aus dem Erwerbe der Ballei im Sabre 1809 iſt alfo eine Ber: 
baftung wegen der von Loſſow'ſchen Forderung nur für die Regierungen 
des Großherzogthums Mecienburg Schwerin und des Herzogthumd Anhalt⸗ 
Bernburg und für das Königreich Weltphalen, nicht aber für die Regierungen 
bes Königreichd Hannover und Herzogthums Braunfchweig, eingetreten. 


5) Eben To wenig ift für die Regierung des Königreichs Preuſſen, 
Königreichd Hannover und Derzogthbums Braunſchweig eine Verpflichtung, 
die yerfönliche Borderung der von Loſſow'ſchen Stiftung zu Bertreten, da⸗ 
durch entſtanden, Daß diefelben ſpaͤterhin, nach ber Auflofung bes Königreiches 
Seſſphalen, einzelne Gegenſtaͤnde erworben Haben, welche im Jahre 1809 
Bermögensftüdle der Bali Sachſen gewefen find; naͤmlich die Regierung 
des Königreichs Preuſſen eine Forderung der Commende Langeln wegen 
eines Beitrags zu der Nriegscontribution von 1806, welche urſprünglich 
400 Rthlr. betrug und worüber eine rebucirte Weſtphäliſche Mmortifations- 
eaflen-Obligation über 431 Yrancı 84 Gent. ausgeſtellt worden war, die 
Hegierung des Königreichs Hannover die Commende Weddiugen, mit Ausb 

. nahme eines Kampg von 99 Morgen 135 Ruthen und bes Webdinger 
Korn: und Fleiſch⸗ Jehntens, und die Regierung des Herzogthums Braun- 
ſchweig theils eine Korberung der Hauscafle der Commende Lucklum an dem 
geheimen Kammerrath von Gebhardi in Braunfdyweig von 1,500 Rtäirn, 
Conventionsmünge, theild in gewifler Hinfiht eine der Hauscafle der Com⸗ 
mende Lucklum zugehörig geweiene, auf ben Inhaber lautende Obligation 
der Braunichweigifchen Landrenterei-Eafle vom 30, November 1806 über 
1000 Rthlr. Gonventionsmünze. Denn der Erwerb von Balleigütern if 
nur in fo fern mit einem Gintritte in die perfönlichen Schulden der Ballei 
verbunden, als derſelbe vermittelt Der Abtretung der Ballei im Wiener 
Frieden ftatt gefunden hat, wodurch die gelammte Bermögensimafle der 
Ballei auf die Megierungen, an welche fie abgetreten wurde, durch einen 
einzigen Art Überging, und auf Diele Weile find Die Füumttichen bier ges 
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nannten Gegenfände vom Königreiche Weftphalen erworben worden; eine 
nachherige anderweite Erwerbung diefer einzelnen Objecte hingegen, nachdem 
die juriſtiſche Perfon der Ballei lang aufgehört hatte zu erifiicen, 
und der auf Weſtphalen gefallene Antheil des Activj- und Yaffiv-Ver: 
mögend derſelben mit dem übrigen Activ: und Pafliv-Bermögens des Koͤ⸗ 
nigreichd Weſtphalen confundirt worden war, kann nad) der Natur ber 
Sache nicht ald ein theilweifer Zintritt in die juriftifhe Perfon und das 
Schuldverhältniß der Ballei Sachen betrachtet werden. Dabei könnte zwar 
in Anfehung der Commende Weddingen, welhe von dem Weftpbälifchen 
Kronfhage an Privatperfonen verkauft war und von diefen, zufammen mit 
dem Klofter Wöltingerode durd einen Contract vom 6. December 1816 für 
eine Aderfionalfumme von 168,000 Reichöthalern Gold an die Regierung 
des Konigreichs Hannover abgetreten worden ift, noch ein beionderes Ber 
denfen aus dem Umftande entftehen, daß die genannte Regierung damals 
gegen die Käufer der Eommende die oben angeführte Anfidyt, daß der im 
Königreihe Hannover belegene Theil der Balleigüter fhon im Sabre 1809 
unmittelbar von dem Hannöverifchen Fiscus erworben worden fey, aufge 
ftellt und daher die Nichtigkeit der vom Weltphalifhen Kronſchatze vorge 


nommenen Beräußerung der Commende behauptet hat, 


Protofolle der Deutichen Bundesverfammlung nom Sahre 1816, 
©. 198. bis 300; und vom Jahre 1817, ©. 825. 


wenn man nämlich den Contract vom 6. December 1816 als einen Bergleich, 
durch welchen die Käufer der Commende diefe Behauptung ale richtig an- 
erfannt bätten, betrachten, und alsdann die Borfchrift der L. 14. D. de 
transactionibus anwenden wollte. Aber auch dieſes Bedenken befeitigt fich 
dadurch, daß der fragliche Eontract, wiewohl jene ftreitige Anſicht auf den 
Betrag der darin feitgefeßten Averfionalfumme Ginfluß gehabt haben mag, 
doch feiner wahren rechtlihen Natur nah nur als ein Kaufcontract an- 
zuſehen ift. 
Argum, L. 38. D. de contrahenda emtion. 


6) Offenbar ungegründet ift ferner die Behauptung, welche ſich in der 
Reclamation der von Loffow’fhen Stiftung, und aud in den jeßigen Acten 
in den fchon erwähnten Auffäßen des vormaligen Syndicus der Ballet 
Sachſen findet, als ob Diejenigen Regierungen, in deren Gebiete und unter 
deren Landeshoheit die Balleigüter jetzt belegen find, die von Loſſow'ſche 
Schuld zu vertreten hätten, indem es keiner Ausführung bedarf, daß die 
bloße Tandeshoheit, ohne einen eigenthümlichen Erwerb des Balleivermögens, 
diefe Folge nicht haben Fann. 


7) Was endlich das Verbaͤltniß anbetrifft, in weichem die Balleifchulden 
von einer jeden der einzelnen Regierungen zu vertreten find , die das Ber 
mögen der Ballei im Zahre 1809 erworben haben, fo Bann ed ſowohl nad 
den Grundſätzen bes Völkerrecht, welde in dem alle befolgt werden, wenn 
eine Befigung , die ihr eigenes Schuldenweſen hat, gleichzeitig an mehrere 
Staaten in der Maße abgetreten wird, daß eine völlige Zeriheilung der 
felben erfolgt, ald auch nach den Regeln des Privatrechts, die bei tem 
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Uebergange eines Vermoͤgenscomplexus auf mehrere concurrirende Perſonen 
gelten, 
L. =. C. ad L. Jullam de vi pubjjea, 

feinem Zweifel unterliegen, daß eine jede der gedachten Megierungen für 
diejenige Rata der Schulden verhaftet ift, welche ihrem Antbeile an dem 
erworbenen Balleivermögen entfpriht. Der Umftand, dag für die jegt in 
Frage ſtehende Forderung eine Specialhypothek an der dem Sönigreiche 
Weſtphalen allein zugefalfenen Gommende Bergen beftellt war, hat auf die 
Vertretung des perfönlichen Yorderungsrecht der von Loſſow'ſchen Stiftung 
Beinen Einfluß, da dieſes Lestere von dem bypothefarifhen Rechte, welches 
in einem reinen Realrechte — auf SHerausgabe der verpfändeten Sache, 
nicht auf Bezahlung der Schuld — befteht, und ſich nur als ein accessorium 
des perfönlicdyen Rechts verhält, ganz unabhangig ift; wie fih denn auch 
diefer Srundfab in dem — bier analogifhy anzumendenden — $. 78. des 
MReichsdeputationg - Hauptſchlußes vom 25. Februar 1803 ausdrücklich aus⸗ 
gefprochen findet. 

Demgemäß war zu erfennen, daß die Regierungen des Königreichs 
Preuffen, Königreihe Hannover und Herzogthums Braunfchweig — abge: 
ſehen von der in dem jeßigen Austrägalverfahren nicht zur Ent ſcheidung 
flebenden Yrage, in wie fern dieſe Regierungen für die Weftphälifche Gen» 
tralſchuld, und daher folgeweife auch für die Weftppälifche Rata an der von 
Loſſow'ſchen Schuld, ald einen Theil jener Gentralfchuld, verhaftet feyn 
könnten — von der Vertretung der perfünlihen Forderungder von Loſſow'ſchen 
Stiftung freizufprechen fepen , Daß hingegen die Negierungen des Großher⸗ 
zogthums Mecklenburg » Schwerin und des Herzogthums Anhalt» Bernburg 
die gedachte Forderung nach dem Verhältniſſe des Antheild, welchen eine 
jede derfelden — neben dem Königreihe Weltphalen — von dem Vermögen 
ber Ballei Sachfen erworben hat, zu vertreten haben; wobei jedoch diefen 
beiden Regierungen, in Folge der über den Gegenftand des jeßigen Austrägals 
erfenntniffes oben feftgeftellten Grundfäße, alle etwaigen Einreden gegen 
die Rechtsbeftändigkeit der Forderung, namentiih nach der DBerfaflung des 
Deutichen Ordens, vorzubehalten waren. 

Außerdem ift nun noch 

8) von dem Anmalte des Großherzogthums Mediendurg- Schwerin eine 
Einrede der Ercuffion, als Einrede gegen die der von Loſſow'ſchen Stiftung 
zuftebende perfönliche Klage, vorgebracht worden, welche auf eine zwies 
fache Weile, alternativ, begründet werden fol. 

a) Wenn einer von mehreren Miterben bei der Erbtbeilung eine Sache, 
weiche für eine gewiſſe Erbſchaftsſchuld fpeciell verpfändet fey, ohne Borbe- 
balt auf feinen Theil annehme, fo liege bierin eine ſtillſchweigende Ueber⸗ 
einkunft unter den Erben, daß dieſer einzelne Miterbe die fraglihe Schuld 
als perfönliher Schuldner in solidum übernehme, und diefe Uebereinkunft 
müfle auch von dem Gläubiger, wenn fie demfelben angezeigt worden fey, 
in fo weit anerfannt werden, daß er feine yerfönliche Klage zunächſt gegen 
jenen‘ einzelnen Miterben in solidum, und nur fubfidiarifch gegen die übri⸗ 
gen Erben pro rata anzuftellen babe. Nun aber habe das Königreich Weſt⸗ 
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phalen im Jahre 1309 die Comme 
wegen der von Loſſow'ſchen For 


Bergen, woran eine Specialhypothek 
It geweien fey, auf eine folche 
Weiſe erhalten ; wolle man alſo aligen Erwerb der Balleigüter nach 
den Brundfägen einer Beerbum die Negierungen von Mecklenburg⸗ 
Schwerin, Anhalt-Bernburg und Weſtphalen ald Miterben behandeln, fo 
ehe der von Loſſow'ſchen Stiftung die Einrede der Ercuffion in der Maße 
entgegen, daß fie, ehe fie gegen die beiden erften Regierungen auf deren 
Rata Plagen dürfe, zuvor diejenigen Regierungen ausflagen müfle, duch 
weiche jeßt das vormalige Königreich Weſtphalen vertreten werde. 

b) Wenn man bingegen — was richtiger ſey — den Fiscus bei dem 
Erwerbe der bona vacantia nicht als einen Erben, ſondern aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte betrachte, daß er nur als Beſitzer der Maſſe, wovon ihm der 
reine Betrag nach Abzug der Schulden zukomme, die Schuldverhaͤltniſſe der⸗ 
ſelben mit den Gläubigern zu liquidiren habe, fo verhalte er ſich au dieſen 
Lesteren nicht als perfönlicher Schuldner, fondern werde auch mit den pers 
fönfihen Schuldklagen nur in der Eigenfchaft als dritter Beſitzer belangt; 
bieraus folge aber, daß diefe Klagen nun einen dinglichen Charakter an⸗ 
nähmen, und nach Analogie der hypothekariſchen Klage aus einer General. 
hypothek zu beurtheilen feyen, alfo daß fih der Fiscus gegen diefelben, 
wenn eine Specialhypothek vorhanden fey , der Einrede der Ercuflion aus 
der L. 2. C. de pignoribus et hypothec. bedienen Fönne, eben fo, wie 
der mit einer bypothefariichen Klage belangte dritte Befiger von generaliter 
verpfandeten Sachen. Inter diefer Vorausſetzung ftehe mithin der Stiftung 
die Einrede der Excuſſion dahin entgegen, daß fie zuerit ihre Befriedigung 
aus der Commende Bergen ſuchen müſſe. 


Diefe Sinrede war aber, fowohl in der einen als in der andern Be 
siehung, als ungegründet zu verwerfen. 


So viel namlich 
die Ausführung unter a) anlangt, fo ift 


erſtlich zwifhen den Regierungen von Mecklenburg⸗ Schwerin, Anhalt⸗ 
Bernburg und Weſtphalen gar Nichts vorgenommen worden, was irgend eine 
Aehnlichkeit mit einer Theilung oder Auseinanderfegung unter Miterben 
hätte, vielmehr waren fchon durch dad Regensburger Decret und den Wiener 
Frieden einer jeden Regierung diejenigen Ordensgüter, welche fih in dem 
Umfange ihres Gebietd befanden, direct und fpeciell übermiefen. Es kann 
alfo von einer ftillfchweigenden Uebereinkunft, welche zwiſchen dieſen Re⸗ 
gierungen dadurch getroffen worden wäre, daß Weſtphalen die Commende 
Bergen ohne Vorbehalt auf feinen Theil übernommen hätte, nicht die 
Rede feyn. 

Zweitens ift aber auch eine unter den Erben getroffene Uebereinkunft, 
durch welche ein einzelner Miterbe eine gewiſſe Erbſchaftsſchuld in solidam 
übernimmt, gegen den Gläubiger völlig unwirkfam, und verhindert benfelben 
namentlich nicht, fofort jeden Erben auf deſſen Rata zu belangen. 

L. 40. $. a. D. de pactis. 
L. 3. in fin. D. familie erciseund. 
L. 69. $ a. D. de legatis I. 
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L. 35. L. 26. C. de pactis. 
L. 33. C. famil. ercis 
Wenn der genannte Anwalt n tbeild die Argumentation vor- 

gebracht hat, eben fo wie ein Erbfi uldner, wenn die Forderung einem 
einzelnen Miterben überwiefen und dem Schuldner folche® angezeigt worden, 
an dieſen einzelnen Erben das Ganze zu bezahlen fchuldig ſey, müfle auch 
ein Erbfchaftögläubiger, wenn ein einzelner Witerbe die Schuld übernommen 
babe, nad) gemarhter Anzeige gegen Dielen auf Dad Ganze lagen, theils 
derfelbe fi auf die L. a. C. de hereditsriis actionibus beruft, fo läpt 
fi offenbar aus der Befugniß mehrerer Gläubiger, durch Ceſſion über ihr 
Forderungsrecht zu verfügen, nicht auf eine Dispofitiondbefugnig mehrerer 
Schuldner über das Klagerecht ihres Gläubigers fchließen; im der citirten 
L. a. C. aber find die Worte »tunc enim possessor obligatac rei con- 
veniendus est« nur dahin zu verfiehen, daß, wenn hypothekariſch geklagt 
werden foll, der Befißer der Hypothek belangt werden müfle. 

Vergl. Basilica lib. 24. tit.7. c.2. (Tom. 3. p. 568. edit. Fabr.) 

Donelli Comment. ad Cod. ad 1. >. cit. Nro, 22. - 24. 

Brunnemanni Commeut. ad Cod. ad 1. a. cit. Nro. 3. 4. 


Die fernere Behauptung des Anwalts unter b) fodann, beſeitigt fich 
fhon dadurch, daß 
erſtlich der Erwerb der Ballei Sachen im Jahre 1809 nicht vermöge 
des ficalifhen Rechts auf bona vacantia, fondern durch eine völkerrechtliche 
Abtretung ftatt gefunden hat, mobei, wenn die abgetretene Beſitzung ihr 
eigenes Schuldenwefen hat, der erwerbende Staat unftreitig als debitor 
personalis in deren Echuldverhältnig eintritt; 

und daß zweitens, felbft wenn man bier die Grundlage von dem Er⸗ 
werbe der bona vacantia anwenden und dabei den Fiscus als einen bloßen 
Liquidatar zum Zwecke der Regulirung der Maſſeſchulden betrachten wollte, 
derfelbe doch von den Gläubigern der Waffe, welche gegen ihn ihre früheren 
perfönlihen Klagen anftellen Pönnen, 
u L. 2. C. ad Leg. Juliam de vi publica 

keineswegs als dritter Beſitzer, fondern — wie ein Gurator oder Mandatar 

— als ein Adminiftrator , welcher fremde Angelegenheiten beforgt, mithin 
nicht dinglich, fondern ale Mepräfentant des vormaligen Schuldners belangt 
werden würde und Peine Einreden gebrauchen könnte, welche diefem Letztern 
ſelbſt nicht zugeftanden haben. 

Es bedarf daher für jet der Ausführung — melde unten vortommen 
wird — nod nicht, daß in dem vorliegenden Falle die exceptio excussionis 
realis auch gegen eine wirkliche hypothekariſche Klage unzuläffig if. 


9) Der Anwalt des Herzogthums Anhalt» Bernburg hat gleichfalls noch 
eine befonbere Einrede gegen bie der von Loſſowſchen Stiftung zuftehende 
verſoͤnliche Klage vorgebracht, namlich die, daß die genannte Regierung nicht 
eher auf Bezahlung ihrer Rata belangt werden könne, bevor nicht derſelben 
die Burower Forſtcaſſe und deren Fonds reftituirt feyn würden, welche eine 
Pertinenz der Eommende Burow gewefen, aber von Weſtphalen und der 
Regierung des Großherzogthums Merdienburgs Schwerin eingezogen worden 
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ſeyen; und eventuell hat derielbe darauf angetragen, wenigftens bie des⸗ 
fallfigen Anfprüche des Herzogthulnd Anhalt» Bernburg für begründet zu 
erklaͤren. ⸗ 

Als eine Einrede gegen bie von Loſſow'ſche Stiftung war jedoch biefes 
Borbringen zu verwerfen, da daſſelbe nur in einem behaupteten Anfprudye 
an andere Regierungen beſteht, woraus feine Einrede gegen ben Gläubiger 
bergenommen werden fann, in der letztgedachten Maße aber ift der Antrag 
— nad den über den Gegenftand des jegigen Erkenutniſſes aufgeftellten 
Geundfägen — nicht zur Competenz des Austrägalgerichts erwachſen. Dabin⸗ 
gegen verftand es fich von ſelbſt, Daß — wie bei der unten folgenten Be 
rechnung gefchehen it — jene Fonds der Buromwer Korftcafle bei der Aus⸗ 
mittelung der zu vertretenden Raten der Schuld nicht dem Herzogthume 
Anhalt-Bernburg, fondern denjenigen Regierungen anzurechnen waren, welche 
diefelben eingezogen haben. 


B) Anlangend nun diefe numerifhen Raten, fo ift der Umftand, 
aus welchen einzelnen Stüden das Vermögen der Ballei Sachfen im Sabre 
1809 beftanden bat, und welche diefer Stüde in dem Gebiete ded Königreichd 
Weſtphalen, Großherzogthums Mecklenburg-Schwerin und Herzogthums 
Anhalt⸗Berndurg befindlich oder belegen geweſen, mithin einer jeden von 
dieſen drei Regierungen zugefallen ſind, durch die darüber zu den Acten 
gebrachten Nachrichten, verbunden mit den von den übrigen betheiligten 
Regierungen über dieſelben in Folge des Erkenntniſſes vom 30. Mat 1834 
und ded Decrets vom 13. Januar 1835 abgegebenen Erflärungen, hinreichend 
conftatirt worden. 


Hiernady haben ſich befunden 
1) in dem Umfange des Konigreichs Weſtphalen 
a) an Grundſtücken und Sefällen die fünf Commenden Ludlum, Bergen, 

MWeddingen, Göttingen und angeln, mit ihrem Zubehör; welches Letztere 
bei der Eommende Lucklum, außer dem Hauptgute Lucklum und einem damit 
verbundenen Vorwerke, der Reitling genannt, noch beftanden hat in dem 
Haufe Num. 4. in Lucklum mit zwei Gärten, dem dortigen Bäderhaufe 
mit einem Garten, der Dorfmühle und der Steinmühle dafelbft mit Gärten 
und einem Ader, dem Haufe Rum. 451. in Braunfchweig, einer Hufe 
Landes und einer Wisie vor Scheprenftedt, einem Meierzinfe zu Jerxheim, 
dein landcomthurlichen Mobiliar und der Balleibivliothef. 

Neber den Werth, welchen diefe verfchiedenen Gegenflände zur Zeit 
red Anfalls an die Weſtphäliſche Megierung gehabt haben, ift in Anfehung 
bes Hauptgutes Lucktium ein int Tahre 1811 von Seiten des Weſtohäliſchen 
Kronfhaged auf Grundlage eines frühern Pachtanſchlags angefertigter 
Werthanſchlag beigebracht worden, wonadh der damalige reine Ertrag 
87,239 Fr. 58 Eent., mithin Der Gapitalwerth, zu 5 Procent, 754,871 Br. 60 Cent. 
betragen bat. 

"Num. act. 64. 


Hinſichtlich Der übrigen Grundſtücke und Gefälle finden PR nur die 


Weiße angegeben. zu welchen dieſelben vom Beſtydäliſchen Krouſchehe ver⸗ 
fauft worden ſind. Dieſe betragen! 
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fie die Parcellen der Commende Lucklum, und zwar 

für das Haus Num. 4. in Lucklum 1,550 Reichſthaler Gold, 

für das Bäderhaus 360 Reichsthaler Conventionsmünze, 

für die Dorfmühle 5,800 Reichſthaler Gold, 

für die Steinmühle 6,400 Reichsthaler Gold, 

für da6 Haus in Braunſchweig 4,065 Meichsthaler 8 gOr. 10 pf. Eom- 
ventiondmünge, 

für das Land vor Scheppenftedt 2,000 NReichsthaler Bold 

und für den Meierzins zu Zerrheim 481 Reichsſthaler Eonventions- 
miünze, 

Num. act. 65. 
wobei jedoch von dem reife der beiden "Mühlen die Summe der Padht- 
cautionen von zufammen 1,000 Reichsthaler Gold abzufeben ift, welche der 
Berphälifhe Kronſchatz den Pächtern beim Verkaufe zurückgezahlt hat. 
Num. act. 69. p. 6-5; 
ferner für die Eommende Bergen 166,400 Francs, 
Num. 60. Num. 69. p. 2; 
für die Commende Weddingen 140,000 France, 
Num. 39. p. 4; 
für die Commende Söttingen 100,000 Francs, 
Num. 39. p. 3.; 
auf welchen beiden Commenden zwar ebenfalls Pahtcautionen von resp. 
2000 Reichöthaler und 500 Reichsthaler Gold hafteten, jedoch von den 
obigen Kaufpreifen nicht abzufeßen find, da ihre Berichtigung Daneben von 
den Käufern übernommen wurde, 
Num. 69. p. 6.7 
und endlich für die Commende Langeln 233,100 Branch, 
' Num. 60. Num. 69. p. 2. 
Der Berkaufspreis des Inndeomthurlihen Mobiliard ift nur ungefähr 
iu circa 5000 Reichsthaler Conventionsmünze angegeben; 
Num. 69 p- 2. 
und über die Bibliothek, welche zum Theil nach Eaffel, zum Theil nach 
Marburg gefhafft worden ift, kommt bloß vor, daß fie anfehnlich und 
werthvoll geweſen fey. 
Num. 62. p. 17. ı8. Num. 69. p. 2. 

Daß nun bei dem Hauptgute Lucklum derienige Betrag, weicher in dem 
angeführten amtlichen Anfchlage ermittelt worden ift, als der wirkliche 
Werth anzunehmen war, konnte nad der Beſchaffenheit dieſes Anfchlages 
fein Bedenken baben. Zweifelhaft erſchien es dagegen freilih nach den 
damaligen Orts« und Zeitverbältnifien, ob bei den übrigen Grundftuden 
und Gefällen die Preife, zu welchen der Weftphälifche Kronſchatz diefelben 
verkauft bat, in gleicher Maße zum Grunde zu legen feyen; indeflen beat 
ſich dem ungeachtet dad Austrägalgericht aus folgenden Nüdfichten für diefes 
Berfahren enticheiden zu müffen geglaubt. 

Erſtlich ift in der vorliegenden Sache, fo wie in fehr vielen anderen 
Ballen, in welchen die befondere, im Artikel XXX. der Wiener Schlußacte 
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vorgefchriebene, austrägalgerichtliche Procebur ftatt findet, überhaupt von 
dem Grundſatze auszugeben, daß darauf die gewöhnlichen firengen Regeln 
des Proceſſes über die Beweisführung nicht angewendet werden konnen. 
Diefe Regeln fegen nämlich ein Berfahren voraus, worin eine befimmte 
Partei als Kläger, welchem alsdann ver Beweis feines Klagegrundes obliegt, 
auftritt, und worin, bei nicht geführtem Beweiſe, der Richter fein Erfennt- 
niß negativ auf die Abweiſung der Klage beichränten kann, oder eine Aus⸗ 
bülfe in der Auflegung eines nothwendigen Eides findet. Diele Borauss 
fegungen treten aber bei dem gegenwärtigen Verfahren nicht ein, denn bier, 
wo ohne Theilnahme des eigentlichen Klägers — der Loffow’fchen Stiftung — 
die Borfrage, welche Bundesregierungen und in welcher Maße diefelben 
demnädhft von ihm belangt werden können, jedenfalls zu feinem Beſten bes 
fimmt werden fol, Tann Feine andere Enticheidung erfolgen, als eine 
pofitive Feſtſetzung der numerifhen Raten der Regierungen des Großherzog. 
thums Medlenburg Schwerin und des Herzogthums AnbaltsBernburg, welche 
wieder von der Ermittelung der Weftphälifhen Rata unzertrennlich if, und 
die genannten beiden Regierungen ſtehen auch nicht etwa ın einem folchen 
Berbältniffe zu dem vormaligen Königreihe Weltphalen, daß ihnen der Ber 
weis des Betrags der Weftphälifhen Rata und widrigenfalld die Vertretung 
der ganzen Schuld auferlegt werden könnte, indem die Berhaftung der drei 
Regierungen für die Letztere durchaus nicht folidarifch, fondern von Anfang 
an für eine jede nur pro rata, nad dem Antheile an dem erworbenen 
Balleivermögen, eingetreten ift. Aus diefer Nichtanwendbarfeit der gewöhns 
lihen proceffualifhen Regeln folgt nun, daß das Austrägalgericht in derglei⸗ 
hen Faͤllen, um der allgemeinen gefeßlihen Vorfchrift des Artikels XXX. 
der Wiener Schlußacte und dem ihm gewordenen fpeciellen Auftrage der 
hoben Bundesverfammlung nachzulommen, dasjenige Verfahren beobachten 
muß, welches die Natur der Sache und ein vernünftige® Ermeſſen mit fi 
bringen; mithin, daß daſſelbe fi zwar bie Herbeifhaffung von Beweis. 
mitteln möglichft angelegen feun zu lafien, Dabei jedoch zugleich die Zweck⸗ 
mäßigteit und Berhältnißmäßigfeit zu berückfichtigen, und fodann nad) 'der 
Beſchaffenheit der ihm zu Gebote -ftehenden Beweismittel, alfo, wenn, diefe 
es nicht anders geftatten, nur approrimativ eine Norm feftzufegen bat. 


Yun aber haben in dem hier vorliegenden Falle zweitens die an dem 
jeßigen Verfahren Theil nehmenden Regierungen fammtlich erflärt, daß fie 
ihrer Seits ein Mehreres zur Conſtatirung des Werthes jener Gegenftände, 
als ſich Darüber bereits in den Acten findet, beizubringen nicht vermögen ; und 


drittens dasjenige Mittel, welches etwa dem Austrägalgerichte felbft 
noch anzuwenden übrig bliebe, nämlich eine Abfchäpung der fraglichen Grund⸗ 
ſtücke, würde theild, indem fich diefelben, mit Ausnahme der Commende 
MWeddingen, in dem Beflge dritter Perſonen befinden, fchwierig auszuführen, 
theils, da es nicht auf deren jeßigen Werth und Zuftand, fondern auf den, 
weichen fie vor 27 Jahren gehabt haben, ankommt, gleichfall& von unficherem 
Erfolge, theild im Vergleiche mit dem geringen Einfluffe, den dieß am Ende 
auf die numerifhen Raten der beiden Regierungen von Medienburg- Schwerin 
und Anhalt-Bernburg haben könnte, unverbältnigmäßig koſtſpiolig feyn. 


718 Abth. II, Abich.3,$.12, A. — v. Loſſow, 


Dazu kommt endlich viertens, daß die leztgenannten Regierungen, nach⸗ 
dem in dem Zwifchenurtheil vom 30. Mai 1834 fammtlihe hohe Regie 
rungen aufgefordert worden waren, dasjenige, was fie über die Kittel und 
Brundfäße, nach welchen der Werth der Grundftüde und Gefälle Zu Gelbe 
enzufchlagen feyn würde, anzubringen haben moͤchten, binnen gewiſſer Friſt 
vorzutragen, und nachdem bierauf von der Negierung des Herzogthums 
Braunfchweig der beftimmte Antrag gemacht worden war, die gedachten 
Berfaufspreife hier zum Grunde zu legen, 

| Num. act. 62. p. 18. | 

eben fo wie die übrigen hohen Megierungen gegen diefen Antrag überall 
"Nichts erinnert und auch ihrer Seits Feine anderen Borfhläge aufgefteift 
haben. Nun find aber nur jene beide Regierungen dabei intereffirt, daß 
diefem Antrage Peine Kolge gegeben werde, mährend foldher dem Intereſſe 
der von Loſſow'ſchen Stiftung gemäß ift, da die fraglichen Yreife in feinem 
Falle zu hoc, fondern muthmaßlich zu niedrig waren, mithin durch Zugrunde- 
fegung die Nata des Großherzogthums Mecklenburg⸗Schwerin und des Her⸗ 
zogtbums Anhalt:Bernburg vergrößert, die fi jeßt nicht erigible Weſtphä⸗ 
liſche Rata hingegen verringert wird. . 


Eben daher war denn auch in Anſehung ded Mobiliard bei der unge 
fähren Angabe des Verkaufspreiſes zu 5,000 Reichsthaler Conventionsmünze 
fteben zu bleiben, für die Bibliothek aber, da eine Erforfhung ihres wirk 
lichen Werthes, ſelbſt wenn diefefbe noch thunlich feyn follte, Doch mit ganz uns 
verbältnißmäßigen Weitläuftigkeiten verbunden ſeyn würde, eine runde Summe 
anzunehmen, welche, nach den in den Acten vorfommenden Nachrichten über 
ihre Beichaffenheit, auf 3000 Reichsthaler Gold feitgefegt worden iſt. 


b) Weber das Eapitalvermögen der Ballei ift eine vollig beweifende ge 
naue Epecification zu den Acten gebracht worden, welche der vormalige 
Ordensbeamte, Hofrath Schröder, im Jahre 1809 der mit der Beſitznahme 
der Eommende Lucklum beauftragten Weſtphaͤliſchen Sommiflion übergeben hat, 

Num. act. 63. 
womit noch, namentlid in Anfehung der dort nicht allenthalben angegebenen 
Münzſorte, Die Bemerkungen des vormaligen Balleifondicus Heimbach in 
Num. act. 69. 
zu verbinden find. 


Hiernady beträgt dad gefammte Gapitalvermögen der Ballei — indem 
die dazu nicht mit gehörenden, in der Specification gleichfalls verzeichneten 
Eapitalien der Lucklumer Hoßpitalcaffe, der Lucklumer Armencaffe,, der Bus 
rower Sirche, und der Wildenfteinifchen Stipendiencaffe bier nicht in Be 
tracht Pommen — vie Summe von 156,250 Rthlrn. Gold, 20,751 Rthlr. 
19 gGr. 3 Pf. Eonventionsmünge, 2,198 Nthir. 14 gGr. neue Zweibrittel 
oder Eaffengeld, und 1793 Rthlr. 8 gGr. 5 Pf. Preuffiih Eourant, wazu 
noch eine fhon damals reducirte Weſtphaͤliſche Amortifationscaffen-Obligation 
über 381 Francs 84 Cent. hinzuzufügen ift, welche ber Commende Langeln 
jugehörte. 
Num. act. 60, p. 4. N. 69. p. 10. 
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Bon diefen Eapitalien waren im Gebiete des Broßberzögtblims Mecklenburg⸗ 
Schwerin 41,800 Reichsthaler Gold und 2,000 Reichsthaler NY, belegt, 


Num. act. 74. p. 10. 


welche daher dieſer Megierung zugefallen find, alle übrigen Poften bingegen 
in dem Umfange ded Königreiche Weftphalen ; es find jedoch von dem Wells 
phalifihen Antheile noch abzufeßen 1440 Rthlr. Conventionsmünge, 
welche die Luckſumer Hauscaffe an die Balleicaffe, und 560 Rthlr. Conven⸗ 
tiondmünge, welche die Burower Forſtcaſſe an die Göttinger Hauscaffe, 
mithin die einzelnen Balleicafien an einander felbft zu fordern hatten, fo 
wie ferner ein passivum von 2000 Rthlrn. Bold, melde die Yudlumer 
Hauscaffe dem Pächter der Eommende Burow an Gautionsgeldern fchuidete, 
und die von dem Weſtphaͤliſchen Kronſchatze zurückgezablt worden find. 


Num. 69. p. 6. 


Der reine Antheil des Königreichs Weſtphalen an den Eapitalien beftand 
alfo in 112,450 Rthlr. Gold, 18,751 Rthir. 19 gr. 3 Pf. Conventions⸗ 
münze, 1,793 Rthlr. 8 gGr. 5 Pf. Preuſſiſch Courant, 198 Rthlr. 14 gÖr. 
N. 7, und 481 Fr. 84 Cent. 


c) Endlidy befanden fih in Lucklum, ald dem Sitze des Lanbeomthurs 
und der Balleiregierungen, alle Caſſen der Ballei; weßhalb denn von der 
Weftphälifhen Regierung die fammtlichen baaren Caſſenvorräthe eingezogen 
worden find. Ueber den Betrag derfelben findet fih in dem Acten nur fo 
viel, daß die Regierung des Herzogthums Anhbalt:Bernburg den Borrath 
in der Balleicaffe zu 4,686 Rthlr. Gold und N’, und in der Buromwer 
Forftcaffe zu 5,005 Rthlr. Gold und 72 Rthir. 7 gr. 6 Pf. Eonventions- 
münze angegeben, 

Num. 3]. p- 9. 


der vormalige Balleifyndicus, Hofrath Heimbach, aber fi über die 
Summe der fammtlihen Caſſenvorräthe dahin geäußert bat, er babe ſich 
damals ein fpecielles Verzeichniß davon gemacht, welches er jedoch nicht 
wieder auffinden Pönne, und erinnere fih nur, daß fie fehr anfehnlih ge⸗ 
weien feyen, und ungefähr 21,000 Rthlr. in Eonventionsmünze — unter 
Berehnung des Agio's des darunter befindlihen Goldes — betragen hätten, 
indem man theil® in der Erwartung von außerordentlihen Ausgaben ab⸗ 
fihtlih die baaren Geldvorräthe fo habe heranwachſen laſſen, theild in die 
Burower Forſteaſſe ein Theil der Einkünfte der damals vacanten Commende 
Burow zu befonderen Zwecken niebergelegt worden feyen. 


Num 60. Num. 69. p. 10. 11. 


Unter biefen Umftänden war, da eine genaue Ermittelung des fraglichen 
Betrages, welche ſich nur durch Einſicht der, vielleicht noch in Caſſel vor⸗ 
bandenen Aeten über die. Weſtphäliſche Beſitznahme von Lucklum beſchaffen 
ließe, ebenfalls zu ganz unverhaͤltnißmäßigen Weitläuftigkeiten führen würde, 
nach den oben unter a) entwidelten Brundfägen bei der bier angegebenen 
ungefähren Summe von 21,000 Rthlrn. ftehen zu bleiben. 


720 Abth. II, Abfch.3, 5.12, A. — v. Loſſow, 


& ſtellt ſich demnach folgender Geldwerth des gefammten Weſtphäliſchen 
Antheils am Balleivermoͤgen heraus: 

















Conventions. Preuß. || > 
France. | ® mönse | Gourant, | rue 5 
[PU®9" | zu Inch clan 

| Æthlr. |oor.i DxrHRtble. lasr. De. ast. 
Das Hauptgut euckum 745,871 . 
das Mobiliar. . . . . — I—1 — 150001—|- 
die Bibliothel. -. . . . — |—| 3 
das Haus in Lucklum . . — |—|| 1,550 
die Dorfmöhle . . . . — 2 5,300 
die Steinmähle . . . . — |—I 5,900 
das Bäderhbaus . . . . — I-1 — 3601 — 
das Haus in Braunſchweig — — — 4,065| 8110 
das Land vor Scheppenftebt — |-1 2,000 
ber Meierzins in Jerxheim — 1-1 — 4811—|— 


die Gommenbe Bergen . . || 166,400 
die Commende Weddingen . || 140,000] — 
die Commende Göttingen . || 100,000|— 
die Gommenbe Langeln. . || 233,000|— 
Sapitalien. . »- . ..» 481 |841|112,450 
baare Caſſenvorraͤthe . — 2 — 





2) Die Regierung des Großherzogthums Mecklenburg⸗Schwerin bat im 
Jahre 1809 erhalten: 


a) an Grundftüden die Güter Rofenhagen und Frauenmark, welche 
su den Fonds der Balleicafie gehörten. 


Hinfihtlih des Werthes derfelben bat die genannte Regierung, unter 
Beifügung beglaubigter Actenftüscle, angegeben, daß im Jahre 1810 beide 
Güter von der dortigen Domänenkammer abgeihäßt, und für Roſenhagen 
ein reiner Ertrag von 2,332 Rthlrn. 35 Schill., mithin zu 5 Procent, ein 
Capitalwerth von 46,650 Rthlr., für Frauenmark aber ein reiner Grtrag 
von 1,701 Rthlr. 17 Sch., alfo ein Gapitalmertb von 34,000 Rthlr. RK, 
ermittelt und daß hierauf in demfelben Zahre Rofenbagen in oͤffentlichet 
Verfteigerung für 46,800 Rthlr., Frauenmark hingegen aus der Hand für 
27,400 Rthlr. verkauft, dabei jedoch die Vorſchüſſe der Pächter, welche be: 
reits bei dem Anfalle der Güter darauf gehaftet hätten, bei Roſenhagen 
mit 1500 Rthlr. und bei Frauenmark mit 1,000 Rthlr. R’/, von der Res 
gierung surüdgezahlt worden find. 

Num. act. 74. p. 3. - 8. Num. 75. 


Der Anwalt bat daher darauf angetragen, für Roſenhagen den Ber: 
Baufspreis, für Srauenmarf aber den Werthanfchlag, beides ‚unter Abzug 
der gedachten Vorſchüſſe der Pachter, zum Grunde zu legen, mithin ald den 
Werth von Roſenhagen 45,300 Rthlr. und als den von Frauenmark 
33,000 Rthlr. NY, anzunehmen; und es konnte Fein Bedenken haben, diefem 
Antrage, gegen welchen auch von Feiner der übrigen Regierungen Etwas ers 
innert worden ift, flat! au geben. 
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b) Von den Capitalien der Ballei waren im Gebiete des Großherzog⸗ 
thums die ſchon oben erwaͤhnten 41,800 Rthlr. Gold und 2,000 Rthlr. 
NM’, belegt; und hiervon hat die Großherzogliche Megierung zwei Polten 
von 16,000 Rthlrn. Gold und 2,000 Rthlen. NR ?/, und von: 8,800 Rthlrn. 
Gold zum vollen Betrage, von dem dritten Poften zu 17,000 Rthlr. aber, 
in Folge eines mit der Eoncursmafle des Schuldners geſchloſſenen Vergleichs, 
nur die Summe von 8,500 Rthlrn. Gold ausgezahlt erhalten, welcher Ver: 
gleich nach der Angabe des Anwalts deßhalb unvermeidlich gemefenift, weil 
theils die Driginafobligationen über diefen Poften — melde in Caſſel wäh: 
rend der Zeit der Weſtphäliſchen Regierung auf eine unbefannte Art abs 
handen gefommen find — nicht in den Belit des Großherzoglichen Fiscus 
gelangt, theils von dem frühern Berfäufer des bypothecirten Gutes, von 
welchem die Forderung herrührte, betrüglicherweife ftatt 70,000 Rthir., wozu 
derfelbe nach dem Kaufcontracte befugt geweien, 1%0,000 Rthlr. cum jure 
reservati dominũ cedirt worden waren. 


Num. act. 74. p. 9—ı2. Num.75. Num. 60. p.3. Num.69.p. 14. 


Es mußte jedoch in Beziehung auf die Vertretung der von Loſſow'ſchen 
Schuld auch diefer dritte Poſten zu feinem vollen Betrage von 17,000 Rthien. 
bei dem Antheile des Großherzogthums an dem Balleivermögen in Anſatz 
gebracht werden. Denn da die Grofßberzoglihe Regierung vermöge des 
Regensburger Decrets und Wiener Friedens dad Eigenthum fowchl der 
Schuldforderung, ald der acceflorifch Dazu gehörenten Berkriefungen wirklich 
erworben hatte, auch ihr daſſelbe nicht etwa von der Weftphälifhen Res 
gierung ftreifig gemacht wurde, nun aber die Verhaftung für die Balleis 
ſchulden auf dem Erwerbe des Eigenthums an einem gemiffen Theile 
des Balleivermögend, und nicht auf die Erlangung des Beſitzes berubet, 
fo haben der zufällige Verluſt der Obligationen und deffen Folgen Feinen 
Einfluß auf dad rechtliche Verhältniß der Bertretung; und der rechtliche 
Mangel, welcher bei diefem Poften in Anfehung des jus reservati dominii 


ſtatt fand, ift gleichfalls nicht erheblich, da, wie ſich aus den Acten ergibt, 


die Großherzogliche Regierung in der Perfon eines frühern Eedenten einen 
völlig ſichern Garanten hatte, 
Num: 60. p. 3. Num. 74. p. 11. 


an deſſen Belangung dieſelbe wieder nur durch den Nichtbeſitz der Verbrie⸗ 
fungen verhindert werden konnte. 


Der Geldwerth des ganzen Antheils des Großherzogthums an dem 
Balleivermögen beträgt demnach 
Neue’ Gold. 
für das Gut Rofenbagen - - . 45,300 Rthlr. 
für das Gut Frauenmart . . . 33,000 » 
an Gapitalien - » = 2 =». 2,000 » 41,800 Rthlr. 


zufommen . 80,300 Rthlr. 41,800 Rthlr. 


3) Die Regierung des Herzogthums Anhalt: Bernburg endlich bat die 
Commende Burow nebft dem Buromer Forſt erhalten. 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 46 


722 Abth. 11, Abfch. 3, $.12, A. — v. Loffow, 


Der reine Ertrag diefer Grumdftüde zur Zeit der Erwerbung derielden 
im Jahre 1809 ift durd) eine, von der dortigen Herzoglihen Sammer vor⸗ 
genommene, genaue und mit beglaubigten Belegen aus den älteren Acten 
verfebene Ermittelung zu iäbrlih 3,291 Rthir. 10 gEr. in Golde nachge⸗ 
wieſen worden. 


\ 


Num. act. 90. und 91. 

Bei der in diefem Aufſatze zugleich enthaltenen Sapitalifirung hat num 
zwar die genannte Behörde, wahricheinlich mit Rückſicht auf die Verhältniiſe 
der jegigen Zeit, nad einem Zindfuße von 4 Procent gerechnet, und in 
Folge davon den Werth von Burow zu der Summe von 79,810 Rthlen. 
10 gGr. angefchlagen; da jedoch bei der Feftießung des Eupitalmerthes der 
Güter Lucklum und Frauenmark, als die den wirklihen Werth - und Geld- 
verhältniffen des Jahres 1809 mehr entfprechende, auch von der Regierung 
des Großherzogthums Mecklenburg Schwerin ausdrudlic beantragte Berech⸗ 
nungsart , ein Zindfuß von 5 Procent zum Grunde gelegt worden ift, und 
da diejer Punkt einen Gegenftand der richterlihen Beurtheilung bildet, Io 
brachte ed die Gleichheit der Rechte mit fih, daß In Anſehung der Com: 
mende Burow eben daflelbe Berfahren beobachtet werten mnißte, woraus 
fi denn als der reine Werth diefed Gutes die Summe von 63,343 Rthlrn. 
8 gGr. in Solde ergibt. 

De übrigens die zu vertreiende Forderung in 11,350 Mthirn. Gold bes 
ftebt, fo war ed angemeflen, den Geldwerth der Antheile der Regierungen 
des Königreichs Weſtphalen und des Großherzogthums Mecklenburg Schwe⸗ 
rin an dem Balleivermögen gleichfalls auf diefe Münzſorte zu reduciren, 
und bierbei ift, theild nach den fih aus dem Münzgehalte ergebenden und 
fonft befannten Berhältniffen, theild nach Dem aus den Acten hervorgebenben 
Eurfe des Goldes um das Jahr 1809, die Berechnungsart zum Grunde ge 
legt worden, daß 332 Rthlr. Conventionsmünze auf 777 Rthlr. Sol, 
208 Rthlr. Preuſſiſch Courant auf 185 Rthlr. Gold, 26 Nthlr. Neue”, auf 
277 Rthlr. Gold, und 4 Francs 16 Eentimes auf 1 Rthlr. Gold reducirt find. 

Danach beträgt nun der Weſtphäliſche Antheil 511,514 Rthlr. 10 gGr. 
10 Pf., der Antheil des Großherzogthums Medlenburg-Schwerin 125,183 Rthlr. 
118Gr. 1 Pf. und der Antheil des Herzogthums Anhalt⸗Bernburg63, 348 Rthlr. 
8 Gr. in Golde, mithin die zu vestretende Rata der von Loſſow'ſchen 
Forderung verhältnißmäßig für das Königreich Weftphalen 8287 Rthlr. 
7 g&r. 7 Pf., für das Großherzogtum Medlenburg- Schwerin 2023 Rthlr. 
5 gr. 10 Pf. und für das Herzogtum Anhalt-⸗Bernburg 1034 Rthlr. 
10 gGr. 7 Pf, oder der befleren Bertheilung wegen in ganzen Thalern 
resp. 8237 Rthlr. 2028 Rthlr. und 1035 Rthlr. Eapital, nebft den hiervon 
rudftändigen Zinfen; und es find Daher die Naten der beiden leßtgenannten 

Megierungen — da die Weftphälifche Rata keinen Gegenftand des decifiven 
Theiles des Erkenntniſſes ausmaht — in diefer Maße feſtgeſetzt worden. 


II. Der zweite YHauptpunft, worüber gegenwärtig zu erkennen war, 
befteht ın ver Frage, welche Regierungen wegen der ftreitigen Forderung 
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von der son Loſſow'ſchen Stiftung mit einer bupotbefarifhen Stage 
belangt werden können? 

In diefer Beziehung fommt die der Stiftung an der Commende Bergen 
ertheilte Specialhypothek nicht in Betracht, da dieic Commende, feitdem fie 
vom Weltphaliihen Kronſchatze verkauft worden, fortdauernd in dem Bes 
fite von Privatverfonen geblieben iſt; fondern nur die Klage aus der zugleich 
beftellten Generalhypothek an dem geiammten Balleivermögen, indem ver: 
ſchiedene hierzu gehörige Gegenftände in den Befiß der jetzt betheiligten 
Bundesregierungen gelangt find. 

Daß nun unter den in den fraglichen Obligationen vernfändeten »fammts 
lichen Balleigutern« nicht bloß die für die gemeinfchaftlihen Ausyaben der 
Ballei beſtimmten Fonds, fondern namentlich auch die Commenden begriffen 
feyen, kann aus dem ſchon oben unter I, A, 2. ausgeführten Gründen, 
vorzüglich wegen der ausdrücklich hinzugefügten Gpecialverpfändung einer 
einzelnen Sommende, feinem’ Zweifel unterliegen; und erfchien daber die 
von dem Anwalte der Megierung des Herzogthume Anhalt » Bernburg hier 
gleichfalls vorgebrahte Behauptung, daß unter jenen Worten nur die be 
fonderen Fonds der fogenannten Balleicafie zu verftehen wären, ald verwerflich. 

Demnach ift an ſich — abgefehen von den vorzubehaltenden Einreden — 
eine hypothekariſche Klage begründet 

1) gegen die Regierung des Königreich Hannover wegen der Com⸗ 
mende Wedtingen, weiche von diefer Regierung, mie bereits früher vorges 
fommen, mit Ausnahme einiger Parcellen, im Jahre 1816 dur Kauf er 
worben worden ift, und fih noch jeßt in deren Befiße befindet. 


Ferner 

2) gegen die Regierung des Großherzogthums Mecklenburg⸗ Schwerin 
wegen der Güter Roſenhagen und Zrauenmarf. Das legtere Gut nämlich 
it im Sabre 1325 von der dortigen Domänenfammer wieder angefauft 
worden und gegenwärtig in deren Beſitze, weßhalb denn wegen deflelben 
gegen die Großberzoglihe Megierung die gewöhnliche bypothefarifche Klage 
angeftellt werden Bann; wegen des Gutes Roſenhagen aber, welches feit 
deflen Verkaufe im Jahre 1810 in dem Befite des Käufers geblieben ift, 
findet gegen die genannte Negierung — und eben fo auch wegen ded Gutes 
Srauenmarf — die befondere bypothelarifche Klage aus der L.2. und L. 3. 
C. de quadriennfi praescriptione ftatt, welche gegen den Fiscus zufteht, 
wenn derfelbe eine verpfändete Sache veräußert hat. Die Fragen, in wie 
fern beiten Klagen die Ginrede der Verjährung, fo wie der erfteren Klage 
die Einrede der durch den früheren fisfalifhen Berfauf im Jahre 1810 eins 
getretenen Erloͤſchung des Pfandrechts entgegengeſetzt werden könnten. und 
ob vielleicht die von Loſſow'ſche Stiftung gegen die Einrede der Verjährung 
wieder einen Anſpruch auf Reftitution haben möchte, waren Bein Gegenftand 
des jetzigen Erkenntniſſes. 

Endlich iſt eine hypothekariſche Klage begründet 


3) gegen die Regierung des Herzogthums Anhalt⸗Bernburg, wegen der 
in deren Befige befindlichen Sommende Burow mit Inbegriff des Rurower 
Forſtes; wobei dieſer Regierung die von ihrem Anwalte vorgebrachte Einrede, 
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daß die in den Obligationen beſtellte Generalhypothek hinſichtlich der Com⸗ 
mende Burow wegen der mangelnden Confirmation durch den judex rei 
sitae nach den dortigen Rechten unwirkſam ſey, zur künftigen Ausführung 
vor den Landesgerichten vorzubehalten war, dba über dieſelbe in dem jetzigen 
Austrägalurtheile — zufolge der mehrerwähnten über deſſen Umfang oben 
aufgeſtellten Grundfäge — nicht erkannt werden konnte. 


Außerdem 

4) befindet ſich auch noch die Regierung bed Herzogthums Braunſchweig 
in dem Beſitze eines zu dem vormaligen Balleivermögen gehörenden Gegen: 
flandes, nämlicy der fchon oben angeführten, auf den Inhaber fautenden 
DObligation der Braunfchweigifchen Landrenterei⸗Caſſe vom 30. November 1806 
über ein von der Lucklumer Hauscafie vorgeliehenes Eapital von 1000 Rtäirn- 
Gonventionsmünze. Diefe Obligation, fo wie die übrigen Originalver⸗ 
briefungen über die frühere Braunfchweigiihe Landesſchuld, welche jur Zeit 
der Weftphälifhen Regierung gegen Weltrhalifche Obligationen hatten um- 
getaufcht werden müflen, haben fih nad der Auflöfung ded Königreichs 
Weſtphalen in dem Archive zu Caſſel vorgefunden, und find von dort an 
die Herzoglid-Braunfchweigifche Regierung ausgeliefert worden; worauf dieſe 
Letztere durch die Verordnungen vom 4. December 1815 und vom 19. De 
cember 1816 die emittirten Weſtphaͤliſchen Obligationen außer Kraft ſetzte, 
die früheren Braunfchweigiihen Berbriefungen hingegen wieder für gültig 
‚erflärte, dabei aber die Verfügung traf, daß die Altbraunſchweigiſchen Dri- 
ginalobligationen nur an diejenigen Perfonen ausgehändigt werden follten, 
welche diefelben bei der Weitphalifhen Behörde zum Umtaufche eingereicht 
hätten, und auch an diefe nur unter der Bedingung, daß fie zugleich die 
dafür ausgegebenen Weſtphäliſchen Obliggtionen einliefern würden, für 
weiches Verfahren eine mit dem 30. Sunius 1817 ablaufende Frift unter 
dem Prajudiz vorgefchrieben wurde, daß die ſich nicht anmeldenden Befiter 
von Weftphälifhen Papieren es ſich felbft zuzuſchreiben hätten, wenn diefe 
Papiere für den Gegenftand der gegenwärtigen Liquidation ale gleichgültig 
und werthlos betrachtet und ohne Rückſicht darauf zu deren Beendigung 
gefchritten werten würde. ine folhe Anmeldung hat jedoch wegen der 
fraglichen Obligation der Landrenterei-Gaffe nicht ftatt gefunden, weßhalb 
denn diefelbe in den Händen der Herzoglichen Regierung geblieben und 
zwar jebt in dem Gewahrfame des dortigen Finanzcollegtums ift; und in 
Solge hiervon hat das Herjogliche Geheimeraths⸗Collegium am 20. October 1820 
refcribirt,, daß jenes Capital auf böchften Specialbefehl im Schuldenetat 
notitiae causa aufgeführt bleiben, dabei aber bemerft werden folle, daſſelbe 
fey durch die Aufpebung der Commende Lucklum erlofchen. 

Num. act. 88. Braunfcweigiihe Verordnungsſammlung von 1815, 

p. 169 u. flgde., und von 1816, p. 117. u. flgde. 


Unter diefen limftänden erfcheint e8 — wenn gleich durch den Erwerb 
der Obligationen von Seiten der Weftphälifchen Regierung feine Erlöfhung 
der Schuld durch confusio eingetreten ift, da nach der Weftphälifchen Ber: 
fafung der Weftphaliihe Kronichap, welcher das Balleivermögen eingezogen 
bat, eine vom Staats ſchatze ganz verfchiedene juriftifche Perfon war — 
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nun freilich als zweifelhaft, ob nach den fpäteren Borgängen die gedachte 
Dbligation noch jegt als ein wahres, wirffames Schulddocumenti zu betrach⸗ 
ten ſey, und ob daher die Erlangung ihres Beſitzes für die von Loſſow'ſche 
Stiftung einen Werth habe. Da indeflen diefes Document an ſich unftrei- 
fig unter der beftellten Generalhypothek mit begriffen ift, fo war es ange 
meſſen, das Recht der Stiftung, hypothekariſch auf deſſen Auslieferung zu 
Plagen, durch die Zuerfennung diefed Rechts im Urtheile jedenfalls zu fihern; 
wobei denn aber der Herzoglich⸗Braunſchweigiſchen Regierung ihre etwaigen 
Einreden aus den angeführten beiden Berordnungen vorzubehalten waren, 
indem die Entfcheidung der Frage, ob die Borfchriften derfelben auch auf 
hvpothekariſche, ein bloßed Pfandreht an den Altbraunfhmeigiihen Oblis 
gationen habende, Gläubiger Anwendung finden, den dortigen Landesgerichten 
überlaflen bleiben muß. 

Dabingegen findet wegen des Poſtens von 1,500 Rthlrn. Conventions⸗ 
münze, welchen gleichfalls die Lucklumer Haudcaffe an den Geheimen Kam⸗ 
merrath von Gebhardi in Braunfchweig zu fordern hatte, und der, als 
ein aus dem Koͤnigreiche Weftphafen zurüdgebliebenes, herrenloſes activum, 
im Sabre 1831 dem dortigen Fiscus zuerkannt und von diefem erhoben 
worden ift, Beine hypothefarifche Verhaftung der Herzoglic-Braunfchweigifchen 
Megierung ftatt, da die Letztere ſich nicht in dem Beſitze des Schulddocuments 
befindet, auch die Forderung durch die von dem Schuldner, welcher von 
dem Pfandrechte der von Loſſow'ſchen Stiftung nicht benachrichtigt worden 
war, geleiftete Zabfung erlofchen ift, 

L. 4. C. quae res pignori obligare poss. 
das bloße Factum der Erhebung eines verpfändeten Poſtens aber Feine 
bypothefarifche Klage begründen Fann. 

5) Die Regierung des Königreichs Preuffen befindet fih zwar auch in 
dem Belige eines unbedeutenden DBermögensftüdes der vormaligen Ballei, 
nämlich der bereits erwähnten Weftphälifchen Amortifationscafien:Obligation 
Num. 1987. G, über 481 Fr. 84 Eent., melde der Eommende Langeln 
zugebörte, nachher im Sabre 1817 an die Königlich Preuffifchen Behörden 
auögeliefert, und deren Betrag darauf im Sahre 1820 der Königlichen Haupts 
fhagcaffe in Staatsfchuldfheinen vergütet worden iſt. Dieſes Verhältniß 
fommt aber bei der Frage von der bypothefarifhen Verhaftung nicht im 
Betracht, da die Meftphäliihe Obligation felbft werthlos und auch das 
Pfandrecht der von Loſſow'ſchen Stiftung nicht etwa auf Die dafür gegebenen 
Staatsſchuldſcheine übergegangen ift, indem dieſe nicht als ein Surrogat 
der Weftphälifchen Obligation creirt, fondern, wie baares Geld, ald Zahlung 
für diefelbe geliefert worden find. 


Auf das hypothekariſche Recht der Stiftung in Anfehung der anfcheinend 
noh in Caſſel und Marburg befindlihen Balleibibliothek, konnte ſich das 
jegige Urtheil nicht erſtrecken, da die Regierung des Kurfürftentpums Heflen 
an dem Austrägalverfahren Peinen Theil genommen bat. 

Den Regierungen bed Königreich Hannover, des Großherzogthums 
Medienburg- Schwerin, des Herzogtums Braunſchweig und des Herzogthums 
Anhalts Bernburg, gegen welche fonach eine bypothefarifche Klage wegen der 
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bier bemerften Gegenſtände für begründet erffärt werden mußte, waren 
nun wieder diefelbe, außer den unter 3) und 4) angeführten befonderen Eins 
reden, noch im Allgemeinen alle Einreden gegen die Rechtsbeſtändigkeit Der 
Hppothefveftellung, namentlich nady der Derfaffung des Deutihen Ordens, 
fo wie aus einer etwa eingetretenen Erloͤſchung des bypothefarifhen Rechts 
zur fünftigen Ausführung vor den Randesgerichten vorzubehalten. Die von 
dem Anmwalte der Krone Preuſſen angedeutete Einrede, daß binfihtlidy der 
im Umfange des Koͤnigreichs Weltphalen befegenen Balleigüter die Hypothef 
nad) der dortigen Verfaſſung durch die Vereinigung derfelben mit den Weſt⸗ 
phalifhen Krondomänen, oder doch durch deren DBeräußerung von Seiten 
des Kronſchatzes erloſchen fey, ferner Die von dem Anwalte ded Königreichs 
Hannover vorgebrachte Einrede, daß die bypothekarifche Verhaftung aus der 
Generalhypothek mit dem Heraußtreten der einzelnen Bermögensftüde aus 
dem Gütercomplerus der Ballei aufgehört habe — wenn anders von Diefen 
Einreden demnähft wirklih Gebrauch gemaht werden follte — und endlich 
die unter 2) bemerften Ginreden der Verjährung und der fiscaliihen Ver⸗ 
äußerung find unter diefem allgemeinen Vorbehalte mit begriffen und braud- 
ten Daher im Urtheile nicht befonders erwähnt zu werden. 

Dagegen war, in Folge der oben aufgeftellten Grundfäge, uber Die 
Einrede der Ercuflion ſchon jeßt zu erkennen; welde in den Acten vor: 
gebracht ift 

1) als exceptio excussionis realis, wodurd die non Loſſow'ſche Stif; 
tung, falld fie eine hypothekariſche Klage aus der Generalhypothek anitellen 
würde, zunächft an den Befiker ber Specialhypothek Bergen, und ferner 


2) als exceptio excussionis personalis, wodurch biefelbe in dem ge: 
dadıten Kalle zunähft an diejenigen Megierungen verwiefen werden fol, 
welche die Forderung als perfünliche Schuldner zn vertreten baben. 


Bon, diefen beiden Cinreden war nun die exceptio excussionis realis 
zu verwerfen. Denn Dad Austrägalgeriht bat fih, wiewohl diefe Frage in 
ber Theorie und Praris fehr ftreitig if, für die namentlich von 

Faber, de errorib. pragmat. Dec. 6. Num. 3. und in Cod. Definit. 
forens. 1. 8. t. 6. def. 9. 
Giphanius, Explan. Cod. T. 2. p. 316. col. a. 
Voet, ad Pand. 1. 20. t. ı. $. 15. 
Gefterding, Lehre vom Pfandrechte. Zweite Auflage. $. 50. &. 389. ff. 
Mening:Ingenheim, Lehrbuch des Eivilrchts. Bd. 2. & 167. 
gebilligte, und befonders in 
Wordenhoff, Diss. de concursu hypoth. gener. et special. 
(Oelrichs, Novus Thesaur. Dissert. Belg. Vol. I. Num. ıı.) 
$. 20. 11. a0. 
naher ausgeführte Meinung entiheiden müſſen, daß die gedachte Einrede 
nad der 
L. 3. C. de pignorib, et hypothec. 
nur einem andern Pfandgläubiger, hingegen nicht einem dritten Beflger der 
verpfändeten Sachen zuſteht. Dieles Geſetz ift aber das bier allein in Be» 
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tracht Fommende, da die L. 9. C. de distractione pignorum mur den Satz 
entyält, daß der Pfandgläubiger, wenn er ſich bereit in dem Beſitz e 
des Specialpfandes befindet, nicht eher eine — vielleicht unnöthige — Klage 
aus der Generalbypothet, um ſich den Beſitz noch mehrerer Pfandſtücke zu 
verichaffen, anftellen fol, al8 bis er den Berfauf des Speciaipfandes vors 
genommen und fi) daraus gezeigt bat, Daß daſſelbe zu feiner Befriedigung 
nicht hinreicht. Wollte man aber auch diefe beiden Gelege dahin auslegen, 
daß daraus der allgemeine Grundfag zu entnehmen fev, daß fidh eine neben 
einer ſpeciellen Berpfändung ertheilte Generalbypotbef nach der mutumaß- 
lichen Abfiht der Contrahenten als ein bloß fubfidiarifches Pfandrecht ver- 
balte, und daher die fragliche Einrede einem jeden Beklagten ohne Unter- 
ſchied geftatten, fo würde alddann die Meinung fehr viel für ſich haben, 
duß dieſes nur der Fall fey, wenn die fpecielle Berpfändung vorbergeht und 
die Generalhypothek hinterher folgt; 
Thibaut über die unbeltimmte Verbindung eined General⸗ 
pfandes mit einem Gpecialpfande (im Ardive für die civi⸗ 
liftifche Praris, Th, 17. Num. 1.) 


was hier zu eben demfelben Reſultate führt, da in allen Obligationen der 
von Loſſow'ſchen Stiftung die Generalhypothek vorangebt. 


Anlangend fodann die exceptio excussionis personalis, fo kann von 
derfelben natürlich in Anſehung derjenigen Rata der Forderung, welche die 
Fünftig etwa bypothefarifch befangte Regierung ſelbſt als perfönlicher Schuld- 
ner zu vertreten bat, nicht die Rede feyn; und eben fo wenig ift diefe Ein» 
rede hinfihtlich der auf Das vormalige Königreih Weſtphalen fallende Rata 
der Forderung für zuläflig zu achten, da diefe noch zur Zeit nicht exigibel ift, 


Nov. 4. cap: 1. et 2. 


indem die commiffarifhen Berhandlungen, welche in Berlin zwifchen den Re⸗ 
gerungen des Königsreichs Preuffen, Königreich Hannover, Kurfürſtenthums 
Heflen und Herzogthums Braunſchweig zur Negulirung des MBerbältniffes 
diejer Regierungen zu der Weitrbälifhen Eentralfhuld ftatt finden, bis 
jest zu Peiner definitiven Vereinbarung geführt haben. Dahingegen war 
die fraglihe Einrede allerdings wegen derjenigen Raten für ftatthaft zu er 
Bären, welche nad dem jegigen Erfenntniffe von einer andern Bundes: 
regierung perfönlich zu vertreten find, fo daß alfo diefelbe von der Regie: 
rung ded SKönigreihd Hannover wegen der Naten des Großberzogthums 
Medienburg: Schwerin und des Herzogthums Anhalt-Bernburg, von der 
Megierung des Großberzogthbums Merkienburg Schwerin wegen der 
Rata ded Herzogthums Anhalt: Bernburg, und von der Regierung des 
Herzogthums Anbalts Bernburg wegen der Rata des Großberzugthums 
Mecienburg- Schwerin gebraucht werden könnte, fofern die erftgedachte Re⸗ 
gierung bereit feyn würde, die Weftphälifhe Rata der Schuld, und eine 
jede der beiden zulegt genannten Negierungen ihre eigene und die Welt 
ppäfiiche SRata zu erlegen. Denn die Megierung des Königreih® Hannover 
ftebt hier überall nur in dem Veryhältniſſe eines dritten Veſitzers der ver 
pfändeten Suchen, die beiten anderen Regierungen aber treten dadurch, daß 
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fie Die von ihnen perfönlicy zu vertretende Rata der Schuld berichtigen, in 
eben daſſelbe Verhältniß, und es findet daher — unter der obigen Boraus- 
fegung — auf alle drei Regierungen die Vorſchrift der 

Nor. 4. c. 2. 
ihre Anwendung. 


Aus den vorftehenden Gründen ift allenthalben fo, wie gefcheben, zu er: 
kennen gewefen; die gefammten Koften des jebigen Außsträgalverfahrens 
aber waren zu vergleihen, da, wiewohl die Regierung des Königreichs 
Preufien von einer jeden, fowohl perfönlihen als hypothekariſchen Verhaf⸗ 
tung für die fraglihe Forderung freigefprocdhen worden, doch deren Theil⸗ 
nahme an dem gegenwärtigen Rechtsſtreite nicht durch einen deßhalb von 
den übrigen Regierungen gegen diefelbe behaupteten Anſpruch herbeigeführt iR- 





Zur Beglaubigung 
(L. S.) €. W. Yauli, Secretarius 
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Fälle, die noch nicht erledigt find. 





Sorderungen : 


Kurmainzischer Staatsgläubiger an die Intraden der Rente Cohneck 

und des Zolls Vilzbach, welche aufser einer constituirten General- 

hppothek auf den gesammten Mainzer Kurstaat, speciell an die 

Gläubiger versichert waren; 60 wie Forderungen des Pfandhauses 

zu Mainz, zum heil auch mit Specialhppothek auf die Intraden 

des Solls Vilzbach, zum Theil mit gleicher Wersicherung auf Rüdes- 
heim und SKrauthetm,. *) 





3u den mandyerlei Schwierigkeiten, welche einer concifen Bes 
arbeitung des vorliegenden Falles entgegenftehen, gehört naments 
lich auch die, daß beſonders lange Verhandlungen über die Aufs 
ftellung bes richtigen That» und Rechtsbeſtandes flatt ges 
tunden haben. Wir glauben daher, daß es überhaupt, zumal für 
denjenigen, der Die Bundeöprotofolle vergleichen kann, am Zweck⸗ 
mäßigften feyn dürfte, wenn wir den, i. 3. 1830 von dem als 
Austrägalgericht in dieſer Sache aufgefiellten oberften Gerichts 
hofe, bei Uebergabe bed Erfenntniffes, unter der Benennung 
„Sachverlauf⸗ Prot. de 1830, ©, 145. u.flgde.) gemachten Bes 
richt hier ald Bafis annehmen und bie Gitate aller über biefe 
Sache ftatt gehabten Verhandlungen da heranzichen, ausheben und 
erörtern, wo wir ed für weſentlich erachten. Wir fügen baher 


| 
*) Siehe auch v. Meyer, Repertor. zu ben Kafandlungen ber Deutfchen 
B. 8. $. 223. &. 340, u. figbe. 
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beim Abdruck des Austrägalerfenntniffed jenem Berichte Nichts 
mehr davon an. 


Sm Jahre 1816, Sess. XIV. $.67. ©. 241. erftattete der Ge⸗ 
fandte der 15ten Stimme Bortrag — Nro.40. ©, 286. bis 259. — 
über eine von dem Abminiftrator des von Hohenedifchen Fidei⸗ 
commiffed und einigen anderen Gläubigern des ehemaligen Kurs 
ftaated Mainz der hohen B.B. unterm 11. Dec. 1816 übergebene 
Vorftellung (ſ. Prot. 1816, S. 263. — 265.) folgenden Inhalts: 


„In Gemäßheit des Reichsdeputationshauptſchluſſes vom 
25. Februar 1803, $. 78. u. flgde. hätten fammtliche Befiker von 
Gebietstheilen des vormaligen Mainziſchen Kurftaated auf der 
rechten Nheinfeite, zu Frankfurt einen eigenen Congreß zu Bertheis 
fung der Mainzer Staatsfchulden gehalten, welcher dann fammts 
liche Staatögläubiger zur Liquidation ihrer Forderungen vorgela- 
den habe. | 
„Jetzige Imploranten, denen, laut ihrer Staatsobligationen, 
zur Sicherheit ihrer Sapitalien und Zinfen, der gefammte Kurftaat 
Mainz zur Generalhypothek, und noch befonders die Gefälle der 
Rente auf Lohne und des Zolles Vilzbach zu Mainz ald Spe⸗ 
cialhypothek verfchrieben geweſen, hätten fich bei jenem Congreſſe 
auch gemeldet, wären aber von felbigem weg- und an den damals 
von Frankreich zur Liquidation der Staatöfchulden der vier neuen 
Departementd der linken Rheinfeite eigens beftellten Liquidateur 
general, den Staatsrath Sollivet, gewiefen worden. Diefer habe 
fie jeboch, mittelft Decretd vom 7. Januar 1806, ab⸗ und an 
ben Mainzer Staatsfchulden - Bertheilungs- Congreß zurückgewie⸗ 
fen, wodurch fich der Letztere veranlaßt gefunden, die Forderungen 
der Imploranten von der Gefammtmaffe der übrigen Staatsſchul⸗ 
den einftweilen auszufcheiden und befonders zu behandeln, welches 
für fie zugleich einen Stillſtand in der Zinfenzahlung herbeigeführt 
habe. 

„Da nachher durch den zu Paris am 16. und 19. Februar 
‚1810 zwifchen Sranfreich und dem Großherzoge von Frankfurt 
abgefchloffenen Staatövertrag 6. 9. feftgeftellt worden: 

„es follten diefe fraglichen, mit ben Gefällen der Rente 
Lohngk und des Zolles Vilzbach fpeciell verficherten, ehe⸗ 
maligen Mainzer Staatscapitale, ohne Concurrenz von 
Frankreich, von den fammtlichen Fürſten des Rheinifchen 
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Bundes, unter deren Souverainetät fich Beſitzungen des 1026. 
alten Kurftaates Mainz befanden, nach Verhaͤltniß des 
Theils, welchen jeder dieſer Staaten befige, bezahlt werden, « 


fo wäre von Seiten bed Großherzogs von Frankfurt, nach vorgän- 
giger Communifation mit den fammtlichen, hierbei betheiligten und 
mit den Parzellen bes ehemaligen Mainzer Kurftaates entfchäbigten 
Fürſten und Ständen, die Liquidation und Vertheilung dieſer frags 
lichen Schulden, nach dem nähmlichen Verhältniffe, welches ber zu 
Frankfurt befindlich gewefene Congreß bei allen übrigen Mainzer 
Staatsfchulden, in Gemäßheit ded Reichsdeputationshauptſchluſſes, 
$. 78. zum Grunde gelegt gehabt, beforgt, die Capitalraten für 
jeden Inhaber der Kurmainzifchen Parzellen feftgefegt und den» 
felben zur Uebernahme zugewieſen worben. 


„Die Großherzoge von Frankfurt, Baden und Darmftabt 
hätten auch die auf fie auszufallenden Raten übernommen, 
befage der ald Anlagen I. IL IM. IV.*) in beglaubten 
Abfchriften beigefügten Minifterialfchreiben, 
und den betheiligten Staategläubigern Darüber eigene Staatöverbrie 
fungen zugeftellt; dagegen hätte dad Herzogthum Raffau bie 
Uebernahme des ihm zugewiefenen Schuldenantheild abgelehnt, 
laut Anlage V. (Prot. de 1816, ©. 282.) 
die Kronen Würtemberg und Weltphalen aber, ingleichen das 
Fürſtenthum Iſenburg, auf dad Schreiben des Grßhzgl. Frankfurs 
tifchen Staatöminifteriumd vom 10. Juli 1811, wegen Uebernahme 
der ihm zugetheilten Schuldenantheile, nicht geantwortet. 
„Imploranten erfuchten baher bie hohe Deutfche B. V. um 
Abhülfe, 


Auf diefe Vorſtellung wurde in bereitd erwähnter Sess. XIV. sus, 
$. 67. ©. 241. befchloffen: 


»biefelbe den fammtlichen Gefandten mitzutheilen, und bie 
dabei betheiligten Höfe um Erflärung zu erſuchen: 
ob fie dieſe Schulden übernehmen wollten, ober eine Ver⸗ 
mittelung ber Bunbesverfammlung zur Entfcheidung der 
vorliegenden Streitfrage auf dem Wege eined Compro⸗ 
miffes wünfchten? « 


H S. Prot. von 1816, I. S. 266. 297. nebft Abfchriften Ziffer 1. —4. 
©. 268.277; — U. &. 2795 — II. ©. 280; — IV. &. 281. 


‚28 26, 


21619, 
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Der Geſandte von Naſſau aͤußerte bei dieſem Beſchluſſe, Daß 
er zwar für Bericht und Inſtruktionsgeſuch ſtimme, ohne jedoch 
dadurch dem von Naſſau wider die Annahme des Vertheilungsplans 
eingelegten Widerſpruche Etwas an feiner Kraft zu benehmen. 

In Beziehung hierauf gab der erwähnte Gefandte i. 3.1817, 
Sess. XXVIIL $. 172. ©. 326. u. flgde. eine in bad Detail 
gehende Erflärung ab: daß, weil die für bie fraglichen Schulden 
beftellte Hypothek auf der linken Nheinfeite gelegen, das Herzogs 
thum Naſſau fich dafür nicht mit verhaftet achte. 

Die genannten Mainzer Staatögläubiger überreichten alsdann 


‚ unter Ziffer 141. des Einreich. Brot. eine neue Eingabe, über die 


ber Grßhzgl. Medlenburgifche Gefandte, Sess. XLIV. $. 370. 
©. 718. referirt und äußert: im Ganzen walte noch über den Gegen, 
ftanb der Hypothek, deren Befchaffenheit umd Lage, wie gleich Ans 
fangs, diefelbe Streitfrage ob. Wenn die Grßhzgl. Heflifche Res 
gierung die Anficht der Hzgl. Naffauifchen nicht theile, fo müfle 
man auch die Anfichten der übrigen Theilhaber bed ehemaligen 
Mainzer Gebiets kennen, um zu wiflen, wer hier gegen einander 
auftrete. Er beantrage baher bie Wahl einer befondern Commiſſion. 


Der hierauf ©. 716. gezogene Beichluß ging dahin: 

„Daß die Gefandten von Hantovet, Mecklenburg ) 
und der 15ten Stimme erfucht werben, das Sach⸗ und 
Rechtöverhältnig über bie Gapitalforderung mehrerer ches 
mals Kurmainzifcher Staatögläubiger an bie Rente Lohneck 
und den Zoll Vilzbach vollftändig aufzuklaͤren, eine güts 
liche Uebereinfunft unter ben betheiligten Regierungen, 
oder im Entitehungsfalle die rechtliche Entfcheidung ber 
Frage, wer die Gläubiger zu befriedigen habe, einzuleiten 
und der hohen Bundesverfammlung hievon Kenntniß zu 
"geben. « Ä 


*) An die Stelle des abberufenen Staatsminifters Frhn. v. Pleffen wurbe 
i. 3. 1821, Sess. I. 5. 6. ©. 9. befien Nachfolger, der Grßhzgl. Mecklen⸗ 
burgifche Staatsminifter von Pentz erwählt; an bie Stelle bes Hannoͤveriſchen 
Gefandten, Hrn. v. Martens, ber Gefanbte ber 16ten Stimme, Schr. v. Leon⸗ 
barbi, i. 3.1821, Sess. XIIL $. 80. ©. 1535 an die Stelle des Geſandten 
der 15ten Stimme, ber Königl. Hannöverifche, Schr. v. Hammerftein, i. J 
1821, Sess. XXIV. $. 175. ©. 490. 
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Im Sahre 1818 erftattete ber Gefandte ber 15ten Stimme, 1010. 


Sess. XLI. $. 197. ©. 417. Bortrag über eine, unter Ziff. 64. 
des Eintr. Prot. eingefommene Denfichrift, die Korberung des 
ehemaligen Mainzer Pfanbhaufes,*) als Gläubiger des Mainzer 
Kurftaates betreffend, worin die Liquidations⸗Tommiſſion des ches 
maligen Pfanbhaufes zu Mainz insbefondere eine Forderung von 
232,000 fl. mit Specialhypothek auf Zoll Vilzbach anfpricht, welche 
der Kurfürft von Mainz in ben 1790er Jahren von dem Pfand⸗ 
haufe zu Mainz erborgt, und ferner eine Forderung von 122,400 fi. 
mit Specialhypothef auf Rüdesheim und Krautheim. Die Commiſ⸗ 
fion bemerfte dabei, das Pfandhaus habe feit achtzehn Jahren bie 
Zinfen nicht mehr erhalten und wäre, weil es das Gapitalvermd- 
gen entbehren müffen, von der Franzöftichen Regierung ganz aufges 
hoben worben. 

Der Referent erörtert in feinem Gutachten, daß biefe Kors 
derung in dem Art. XV. ber B. 4. garantirt worden, und auf 
feinen Antrag wurde ©. 418. befchloffen: 


„1) daß die Gefandten von Würtemberg, Baden und Naſſau 
erfucht werden, ſich bei ihren Höfen wegen Berichtis 
gung der liquiden Zinfen zu verwenden; 

»2) daß eine Commiffion, beftehend aus den Gefandten 
von Hannover, Medlenburg und der 15ten Stimme, 
zur Auseinanderfegung der auf den Aemtern Ruͤdes⸗ 
heim und Krautheim hypothecirten Pfandhaus⸗Capita⸗ 
lien ernannt werde, und 

3) daß die Reclamanten, wegen der auf dem Zoll Bilzs 
bach verficherten Schulbforderung des Pfandhauſes 
an bie Sess. XLIV. $. 370. de 1817 ernannte Com⸗ 
miſſion verwiefen werben. « | 


In derfelben XLI, Sigung erftattete ferner der Gefandte der 1sıs. 


15ten Stimme, $.195. ©. 416, (f. auch die zwei Beilagen zu dieſer 


*) Das Mainzer Pfandhaus ift in anderer Beziehung auch Schuldner, ba 
«8 zur Vorſtreckung biefer Geiber an den Staat von ber Regierung genäthigt, 
in ben Zeiten der Roth und Gefahr zur Vertheidigung bes Deutfchen Waters 
landes Summen aufnehmen mußte, namentlich 182,182 Gulben von ber Mainzer 
Pupilienkaffe, 30,500 Gulden von ber gerichtlichen Depcfitenkaffe zc. ©. hier: 
über ben Sommiffionsvortrag bes Geſandten der 16ten Stimme, 1825, Sess. XVI. 
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| 1a,a, Sitzung vom 6. Aug.) Vortrag, Ramend der ernannten GCommifs 

fion, worauf befchloffen wurde: Einleitungen zu treffen 

„zur Berichtigung des ießigen Verhältniſſes der Schuldner, 
‚jur Ernennung eined Bevollmächtigten ber Öläubiger, zur 
Wahrung ihrer Intereſſen, und zur Mittheilung ber Acten 
des zu Frankfurt niedergefeßt gewefenen Mainzifchen Schul 
den⸗Vertheilungs⸗Congreſſes, weßfalld Die Bayerifche Ges 
fandtichaft erfucht werde, infofern fich dieſe Acten in Afchafs 
fenburg befinden follten, deren Einfenbung an die Bundes- 
Praſidial⸗Canzlei zu veranlaffen. « 

21019, Der Königl. Bayerifche Gefandte erwibdert i. S. 1819, Sess, 
XXXV. $. 222. ©, 674: in dem Afchaffenburger Archive fanden 
fih nur wenige der verlangten Aften vor, die auf Begehren zu 
Dienften fländen; worauf die B. V. das obige Anfuchen $. 195. 
von 1818 erneuert und dad Naflauifche Gouvernement erfucht, der 
Commiffion mit ben erforderlichen Aufflärungen an die Hand zu 
gehen. 

In demfelben Sahre 1819 kam außerdem diefe Sadıe breis 
mal vor die B. V., und zwar theilt zuerft der Gefandte ber 
ibten Stimme, Sess. XII. $. 48. ©. 149, eine Borftellung um 
Beförderung mit, worauf befchloffen wurde: 

„bei ben betreffenden Regierungen durd; ihre Gefandtfchaften 
die noch rückſtändigen Aufflärungen in der Art in Erinne 
rung zu bringen, damit die Commiſſion in den Stand ges 
fegt werde, binnen acht Wochen hierüber Vortrag zu ers 
ftatten. « 

Sodann erklärt der Würtembergifche Gefandte ‚ Ses. XV. 
$. 67. ©. 194: 

1) daß Feiner der Gläubiger dem Königreiche angehöre, und 

2 daß Se. Maj. der König in Hinjicht der unter Höchftihrer 
Hoheit befindlichen, ehemals Kurmainz zugehörigen Parzellen, 
diefelben zwar wegen der Raten an den Steuercapitalien, nicht 
aber wegen der Soncurrenz an den Kammercapitalien, bei den Aus 
fprüchen der Gläubiger vertreten werde. 


Endlich erflärt die freie Stabt Frankfurt, Sess. XVII. $. 85. 
©. 248. daß fie jowohl den, auf Anorbnung bed zu Bertheilung 
der Kurmainzifchen Schulden im Monat Juli 1804 niebergefegten 
Congreſſes ihr zugetheilten Schulbenantheil, ald auch die, in Ges 


41819, 
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mäßheit der zwifchen bem Yürften Primas mit Frankreich amısıs. 
16. Februar 1810 ihr zugewiefenen Schuldenquote bereits bezahlt 

habe und resp. zu bezahlen bereit fey, daher die Stadt Frankfurt, 
wegen der Mainzer Staatefchulden, ald Schuldner in feiner 
Rückſicht weiter betrachtet werden, oder zu einem nocmaligen 
Beitrage verpflichtet feyn Tonne. 

Sm Sahre 1821 erftattet der Gefandte der 18ten Stimme, ıszı, 
Namens der gewählten Commiflion, Sess. 1. $. 6. ©. 8. Bortrag 
über einzelne Punkte diefer Angelegenheit, worauf ©. 10. befchlofs 
fen warb: 

1) „Der Königlich-Bayerifche Gefandte werde erfucht um Bei⸗ 
bringung der gewünfchten Erklärung feines Hofes — ob 
das Oberamt Afchaffenburg, und die Aemter Aufenau, 
Lohr, Orb, Prozelten und Klingenberg, auf welchen ehemals 
Mainzifchen Landeötheilen ein Theil der Forderung des 
Pfandhaufes zu Mainz, wofür die Hypothef auf die Aemter 
Rüdesheim und Krautheim beitellt war, hafte, jebt 
fammtlich im Beftte der Krone Bayern fidh befinden. — 

2) „Der Großherzoglich- Badifche Ggfaupte werde um feine 
Berwenbung erfucht wegen Berichtigung des, dem Fürftlich 
Salm-Krautheimifchen Haufe zugetheilten Schuldenantheilg, 
— weßßfalls ſich Würtemberg ſchon im Sahr 1818, Prot. 
©. 494. erflärt habe. — 

In Sess. XIV. $. 94, ©. 173. u. flgde. (S. auch Beilagen 1021. 
7.8.9. 10. S. 191. — 212.) trägt der Gefandte der 15ten Stimme, 
Namens der Gommiffion, über die ihr zugewiefenen Angelegens 
heiten Folgendes vor: 

„Da bisherige Berfuche, das Sachverhälmiß gehörig aufzu⸗ 
Flären, vergebens geweien, fo müfle nun eine folche Einleitung 
getroffen werden, wodurch Das gegenfeitige Verhältniß der Schuldner 
fefigefegt und ein rechtliches Verfahren vorbereitet werde. Eine 
Hauptitreitfrage bliebe immer bie: 

haben die Reflamanten ihre Specialhypothef auf der linken 
Rheinfeite ? 

Frankreich verneine, und nur einige Dieffeitige Befiger Mainzi⸗ 
fcher Landestheile haben hierin Frankreich nachgegeben, die ver⸗ 
bindliche Kraft der beffallfigen Uebereinkunft fey aber befiritten. 

„Eine andere Hauptfrage betxeffe bie Natur der Rente Lohneck 
und des Zolls Vilzbach, (S. 195.) ob diefelben vereinigte General⸗ 
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.ısaı, Cammeralrecepturen bed ganzen Mainzer Landes geweſen, oder 
nur 2ocalcammeralgefälls Verwaltungen ber Stadt Mainz? 
„Es frage ſich baher zur Feftftellung ber ftreitenden Theile, 
vorerit: 

1) ob der Bertrag zwifchen Frankreich und dem Großherzoge 
von Frankfurt vom 16. Februar 1810 noch ald rechtsbe⸗ 
ftänbig zu betrachten? 

2) tritt in diefem Falle Bayern an die Stelle ded Großher⸗ 
zogthums Frankfurt, fo baß es die von demielben übers 
nommenen Verbindlichkeiten zu erfüllen hat? 

3) kann von den übrigen Theilhabern eine Anerkennung dieſes 
Vertrags rechtlich gefordert werben? 

4) müffen, vermöge deffelben, die Mebiatifirten von ihren 
Spuveraind vertreten werben? «“ 

es. Auf dieſen commiflarifchen Vortrag erfolgte ©. 176. ber 
Beſchluß: 

„daß die Geſandten von Bayern, Wuͤrtemberg, Groß 
herzogthum Heſſen, Naſſau und der freien Stadt Krank: 
furt erfucht werben, fich bei ihren Regierungen um Unters 
ftätung der in der commiflarifchen Darftellimg in Bors 
ſchlag gebrachten Einleitung, insbefondere aber dahin zu 
verwenden, daß die erwähnten betheiligten Regierungen 
durch Bevollmächtigte der Commiſſion die erforderlichen 
Aufflärungen und ihre Neußerungen über diefe Gegenftände 
bergeftalt abgeben, damit die gütliche Vereinigung derfelben, 
in deren Entitehung aber die rechtliche Erledigung der 
Sachen und die endliche Befriedigung der Gläubiger be 

wirft werden fünne.« 
Sn Sess. XXL d. J. $. 153. ©, 443. u. flgde. gab ber 
Königl. Bayerifche Gefandte die von ihm in der I. und XIV. 
diesjährigen Sigung verlangte Erklärung dahin ab, daß die Krone 
Bayern den Staatsvertrag zwifchen Frankreich und dem Großhers 
zoge von Frankfurt vom 16. Febr. 1810. ald für fich verbindlich 
anerfenne; und machte die fernere Anzeige: daß dieſelbe von den 
auf die Rente Lohneck und den Zoll Vilzbach rabicirten Schulden 
feine Rate mit 79,750 Gulden an Steuer» und Kammerfchulden 
‚übernommen habe, und daß den betheiligten Gläubigern dafür Oblis 
gationen au porteur ausgeftellt worden ſeyen; auch zu Webernahme 
feiner Rate von 87,211 Gulden 41 Kreuzer — um inländifche 


xy 


“ 
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Creditoren des Mainzer Pfandhauſes Damit zu befriedigen — an def 1021, 
Forderung bed Mainzer Pfandhauſes von 232,000 Gulden Eins 
leitung getroffen habe. Es hänge lediglich hierbei von der Grßhzgl. 
Heffifchen Regierung ab, wie bald die ihr untergebene Liquidations⸗ 
Commiſſivn in Mainz zur Gewährung der erbetenen Aufichlüffe. 

and Erklärungen autorifirt werde. Ferner wolle Bayern auch 

für 7500 Gulden inländifche Pfandamtsgläubiger befriedigen, 
womit Afchaffenburg bei der Pfandamtsſchuld von 122,400 Gulden 

zu concurriren habe. 

In Beziehung fowohl auf dieſe Aufforderung als auf jene in 
Sess. XIV. d. J. S. 94, und Sess. XXIV. S. 175. wurde vom 
Grßhzgth. Heflen Sess. XXX. $. 226. ©. 634. gleichwie vom 
Hzgth. Naffau und der freien Stadt Frankfurt angezeigt: Daß zur. 
Betreibung diefer Sache eigene Berollmächtigte ernannt worden 
ſeyen. 

Bayern zeigte i. J. 1822, Sess. J. $. 8. © 7. die Ersısss, 
nennung eined Bevollmächtigten anz begleichen Sess. IIL S. 34. 
©. 50. Würtemberg; und i. J. 1823, Sess. II: $. 23, ©, 89, 1028, 
und zwar unaufgefordert, Kurheffen 'wegen des Oberamts Amoͤne⸗ 
burg und mehrerer Stiftögüter und Gefälle. 


Der in jener XXX. Sitzung von 1821, ©. 635. gehaltene 1021, 
Commiſſionsvortrag giebt der B. V. Kenntniß von einem neuen 
Anruf des Grafen Bertzel-Sternau und anderer Gläubiger, (Eins 
reithungeprot. Ziff. 93.) und enthält win Reſumè der bisherigen 
Verhandlungen, worauf ©. 637. wiederholt bie betheiligten Re⸗ 
gierungen aufgefordert werden, Commiſſarien zur geeigneten Ver⸗ 
handlung mit dem zur Auseinanberfegung dieſes Schulbenmwefens 
beftehenden B. T. Ausfchuffe baldmöglichit zu ernennen. _ 


 . Im Sahre 1823, Sess. IX. $. 63. ©, 116, gab ber Grßhzgl. 1023, 
Badifche Gefandte unaufgefordert die Erffärung ab, daß Baden 
den Pariſer Staatövertrag vom 16. Febr. 1810 anerfenne. und 
erfläxe, daß es ohne Concurrenz der linken Rheinſtaaten, die auf 
daflelbe fommende Rate der fraglichen Staatsfchulden übernommen 
habe, mit Ausnahme der Forderung ded Mainzer Pfandhaufes, 
weshalb es fid, nody Erklärung vorbehalte. | 
Bon Entfcheidung der Borfrage: 
ob. die. Schuldenraten, welche nach dem bereitd ausge 
mittelten Maßftabe auf jene Landestheile fällen, deren 
Seonhardi, über Austrägatverfahren. 47 
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1813. bermalige Befiger dem Parifer. Bertrage de 1810 micht 
beigetreten find, jeßt von diefen dennoch, ober ob fie — 
ald auf Frankreich haftend geblieben — nunmehr von ben 
jenigen Deutfchen Regierungen übernommen werden müſſen, 
welche in dem Beſitze der Mainzer Landestheile auf ber 
Iinfen Rheinſeite fich befinden, und hinfüchtlic, ihrer jet 
an Frankreichs Stelle und Verbindlichkeit getreten find, 

hänge ferner auch die Anerkennung unb Uebernahme der Forberung 
ber Krone Preuffen von 18,200 Gulden für die Univerfität Er: 
furt, fo wie verfchiedener anderen ähnlichen, einzig und allein ab. 
Es wäre daher vor Allem die Entfcheibung der ftreitig geworbenen 
Borfrage herbeizuführen. 

In Beziehung auf die Mainzer Pfandamtsforderung erflärte 
Baden in bemfelben Jahre, Sess, XVI. $. 102. ©. 284., baf 
die betreffenden Kaſſen von ber Grßhzgl. Regierung angewiefen 
worden feyen, die den Fürftl. Häufern Leiningen und Salm⸗Kraut⸗ 
heim bereitö durch die Mainzer Staatsausgleichungs⸗Commiſſion 
zu Frankfurt zugetheilten Raten an der auf die Aemter Rüde 
heim und Serautheim rabicirt gewefenen Gapitalforberung bes 
Mainzer Pfandhaufes an den Mainzer Kurftaat nach und nad 
nebſt Zinfen abzutragen. 

Wegen ber weiteren Xorberung bed Pfanbhaufed am ben 
Kurftaat Mainz von 232,000 Gulden habe vorerft noch Feine 
Nepartition berfelben unter die verfchiebenen Mainzer Kurſtaats⸗ 
betheiligten und keine partielle Uebernahme erfolgen Fünnen. 

21085, Im Jahre 1825 erftattete der Geſandte der 16ten Stimme als; 
dann, Ramend der ermählten Commiſſion, Sess. XVI. $. 79. ©. 2086. 
(2te8 Sep. Prot. 213.—238.) einen Außerft ausführlichen 
Bortrag, ſowohl über Die Forderungen an bie Rente Lohne und 
den Zoll Vilzbach, ald auch über bie Forderungen bed Mainzer 
Pfandhauſes. | 

Nach Recapitulation fämmtlicher Verhandlungen fagt Referent 
in Beziehung auf die Korberungen an Rente Lohne! und Zoll 
Vilzbach, daß die Commiffion, ba keine weiteren Erklaͤrungen der 
hohen Regierungen eintrafen, fich veranlaßt gefunden habe, dazu 
mittelft Eircularnote vom 23. Suli 1823 wieberholt aufzuforbern, 
und giebt in dieſer Note (5.221. Nro. 8.) bie einzelnen Punkte 
an, über die fie Aufklärung wünfche. | 
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Bis zum Februar d. J., fährt ber Referent fort, hätten auch 1026. 
fammtliche Gonvernementse — mit Ausnahme von Kurheffen — 
diefem Anfuchen der Commiſſion entiprochen. Er giebt ferner 
Auszüge aus den einzelnen Erklärungen, (S. 222. Rro. 9.) und 
trägt nach erftattetem Gutachten — zumal ein weiterer Ver⸗ 
gleichsverſuch ſich dadurch erledige, daß Baden die Entfcheidung 
der Borfrage eingeleitet wünfche, auch Grßhzgth. Heflen ein ' 
Austrägalverfahren bevorworte — darauf an: 

daß nach Art. XXX. der W. Schl. Akte die Entſcheidung 
der ſtreitigen Borfrage: 

wer ber eigentliche Schuldner fey? 
durch eine Austraͤgal⸗Inſtanz veranlaßt, und zugleich das 
bei auf die Forderung des Pfandhaufes mit Rückſicht ger 
nommen werde. 

Hinfichtlich der Forderumgen ded Mainzer Pfandhauſes giebt 
Referent eine ähnliche NRecapitulation (CS. 229.), geht auf bie 
einzelnen Erklärungen ber betreffenden Regierungen ein und hebt 
in dem Gutachten die Streitpunfte mit den @rörterungen barüber 
heraus, 

Auf diefen Eommiffiondbericht warb in berfelben Sess. XVI. 
im 2ten Sep. Prot. ©. 213. beſchloſſen: 

„ben betheiligten Regierungen anheim zu ſtellen, ihre Er⸗ 
klaͤrungen hierüber binnen vier Wochen abzugeben, damit 
fofort über dieſe Erklärungen fowohl, ald über die Bors 
träge felbft, die Inftructionen ſaͤmmtlicher Bundesregie⸗ 
rungen eingeholt werben fünnten.« 

Hierauf erklärte der Gefandte der freien Städte für Frankfurt 
©. 213, 214. im Wefentlihen: ba die Stadt Die ihr bes 
fimmte Rate von Steuerfdralden bezahlt habe auch zu bezahlen 
Willend, und biefelbe zu irgend einer Eoncurrenz bei Bezahlung 
son Kannmmerſchulden nicht verpflichtet ſey; fo folge hieraus, daß 
der Stadt dieſe Angelegenheit fremd fey, daß dieſelbe aljo bei 
den weitern Verhandlungen über ſolche als betheiligt nicht bes 
trachtet werben Tonne, mithin auch in diefer Cigenfchaft bei ders 
ſelben nicht mitzuwirfen habe. 

Die erfte Erflärung Über den angeführten Commiffionsbericht 
gab Preuffen im 2ten Sep. Prot. Sess. XVIL. ©. 245. u. flgbe. wo 
ed — obgleich zur Zeit die Verbindlichkeit zur Theilnahme an 

47 * 
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2225, dieſer Schuldfache noch beftreitend — doch durch einen Specialbe— 





vollmädhtigten an den Verhandlungen Theil zu nehmen fidy er: 

Härt und nach näherer Erörterung der bieherigen Verhandlungen 

©. 248. beantragt: 
»baß die Bundesverfammlung die betheiligten Staaten zur 
beffern Aufklärung des Sachverhältniffes, mittelft Be 
fchluffes einladen wolle, durch Specialbevollmächtigte, zu 
dem Zwecke zufammen zu treten, um durch diefelben eine 
Darftelung ber  Schuldverhältniffe, wie fie gegenwärtig 
liegen, entwerfen zu Iaffen unb auf deren Grund fich über 
die ftreitigen Punkte je befonders zu erflären, und dide 
Darftellung nebft Erklärungen dem Bundestags⸗Ausſchuſſe 
zum weitern Bermittelungs»Berfuche, oder Einleitung dee 
Austrägalverfahrene im entftehenden Falle, binnen einer 
zu beftimmenden Frift zu übergeben. « 


Der Preuffifchen Erklärung folgten: die von Bayern, 
Sess. XXI. 2te8 Sep. Prot. S. 399., worin dieſe Krone unter 
andern fich sub B nochmals zur Theilnahme an der Korderung 
des Mainzer Pfandhaufes bereit erflärt; — ©. 401. bie Er 
Märung von Hannover, weldyes im Allgemeinen dem Gommik 
fionsantrage beiftimmt; — ebendaf. S. 401. die Erflärung von 
Baden, welches ſich der Hauptfache nach auf feine frühere Er: 
Harung bezieht, aber Preuflen ald Beſitzer Mainzifcher Parzellen 
auf dem linken Rheinufer für betheiligt hält. (Siehe auch eine 
feine frühere beftätigende Erklärung von Baden, 1826, Sess. XII. 
©. 340.) Ferner erflärt fh ©. 402. Grßhzgth. Heſſen, 
welches, wegen feiner auf der rechten Nheinfeite gelegenen che 
mals Kurmainzifchen Landestheile, den Vertrag vom 16. Febr. 
1810 zwifchen Frankreich und dem Grßhzgth. Frankfurt anerkennt, 
aber ber fofortigen Einleitung ded Austraͤgalverfahrens dad Wort 
redet. Zugleich übergiebt der Gefandte dieſes Staats ben status 
activorum et passivorum des Pfandhauſes (S. 423.438.) — 
Weiter erfolgt ebendaf. S. 404. die Erflärung won Naſſau mit 
Bezugriahme auf die ausführlichen Erklärungen, die von den bes 
ftellten Specialbevollmächtigten von Naffaı der Bundes-Commiffion 
übergeben worben find, ben Vertrag de 1810 nicht anerfennend; 
und ©. 407. die Erklärung von den Grßhzgl. und Hzgl. Sächſi⸗ 
fchen Hänfern, der Koͤnigl. Preuſſiſchen Erklärung beitretend. 
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Auf dieſe ſaͤmmtlichen Erflärungen wurde in genannter XXIL 1025. 
Sigung ©. 407. beſchloſſen: 


„daß fammtlice Regierungen erfucht werden, ihre Ge 
fandtfchaften mit Sinfiructionen über ben Commiffionsvor- 
trag, mit Nüdficht auf Die von den betheiligten Regierungen 
hierauf abgegebenen und etwa noch nachträglich vorkom⸗ 
menden Erklärungen,, iu der Art zu verfehen, daß hierüber 
in ber zweiten Sigung nach den bevorfichenden Ferien 
abgeftimmt werden fünne.« 


In Folge dieſes Beſchluſſes erklaͤren ſi fi ch, im Jahre 1826: 

Sess. U. K. Sachſen, Sep. Prob... > 2 22.2.6 97..9°°. 

eod. Grßhzgth. Helen . . . . 20 98 

eod. Niederlande, wegen Grphzgth. Euremburg . 

eod. Grßhzgth. Realenburg/ Schwerin und Strelis „99. 

eod. . 15te Stimme . . 

eod. 16te Stimme } » 100 

eod. 17te Stimme | j 
Sess. IL Bayern, Sep. Prot. » » 2 2 2 200. nr 11. 


Sess, IV, Naſſau, 2te8 Sep. Prot. . » . . » 125. 
worauf Erwiderungen von Vayern und Baden „ 132. 
Sess, V. Grßhzgth. Helen . - -» en." 160. 


Sess. XI. Würtemberg, 2ted Sep. Prot. ... 301. 
Sess. IV. Braunſchweig, 2te8 Sep. Prot. - . . . . » 131. 
Sess. V. Defterreich, Zte8 Sep. Pro. » » 2 2 2. 0 155. 
eod Würtemberg . . „ 157. 
worauf Sess. XIIL. Se. Proi. S. 339. Baden eine Ers 
widerung macht, die von Würtembergifcher Seite, Sess. XIV. 
Sep. Prot. ©. 362. gleichfalls eine Entgegnung zur 
Folge hat. 
eod. Dänemark, wegen Holftein und Lauenburg . . ©. 162. 
Sess. VII. Preuffen, 2te8 Sep. Prot. . . -» . . # 213. 
worauf Sess. XI 2te8 Sep. Prot. S. 301. Wurtemberg eine 
Erwiderung macht. 
Sess. VO. Hannover, 2tes Sep. Prot..... ©. 244. 
Sess. X. Kurheſſen, 2te8 Sep. Pro. . » >» 2..." 287. 


wogegen Sess. XI. 2tes Ser. Prot. ©. 302. Grßhzgth. Heflen, in 
Hinficht der Frage, wer ald Kläger und Bellagter zu betrachten 
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1026, In Folge diefed Befchluffed machten bie betreffenden Etum, 
Sess. XVII. $. 73, ©. 411, die Anzeige von ihrer Bereins 
über eine AusträgabInftang, wobei Würtemberg feine Bermm: 
bei derfelben dem Hzgl. Naffauifchen Hofe übertrug Ze tr 
auf folgende Beſchluß S. 412. heißt: | 

„Nachdem die Regierungen von Preuſſen, Mürtmie;, 
Kurheſſen, Großherzogthum Heſſen und Raflau die Im; 
lich⸗ Sächfifche oberfte Juſtizſtelle als Austrägalgridtn 
Betreff der Forderungen verfchiedener Staatögläutig 3 
den ehemaligen Kurſtaat Mainz und ben jehigen Ir: 
ehemaliger Kurmainzifcher Landestheile gewählt ki, I 

wird 
1) der Königlich Sächfifche Geſandte erfucht, mm ı 
lerhöchften Hofe hievon Die Anzeige zu maden, dr 
der Königlich» Sächfifche oberfte Juſtizhof als A: 
gal⸗Inſtanz über die ftreitige Borfrage: ob die um 
der rechten oder ber linken Rheinfeite, und in mike 
Verhältniffe fie diefe Schulden — einfchliehen da = 
dem Zoll Vilzbach verficherten Schuldforderg M 
Mainzer Pfandhauſes von 232,000 fl. — gu vr 
und zu übernehmen haben? in Gemäßheit der Zut* 
und W. Schl. A., dann der Befchiüffe vom 16. = 
1817, 3. Auguft 1820 und 19. Juni 188, ® 
Namen der Bundeöverfammlung den Rechten ga 
erfenne; \ 
2) werben die betreffenden Verhandkungen und Bi 
dem Königlich» Sächfifchen Gefandten zur Befirtsi 
an das Austrägalgericht zugeftellt und hievon 

3) den Rerlamanten Nachricht ertheilt. « 

Bon der Uebergabe ber betreffenden Afren an das ad m 
trägalgericht gewählte Königl. Sächftfche App. Gericht mad! 

Königl. Sächfifche Gefandte Anzeige, Sess. XXV. g 97.5 








1828. Präfibium giebt i. J. 1828, Sess. VII. $. 54. ©. 196" 
B. V. Kenntniß von dem Stande diefer Sache, in folge * 
eingegangenen Schreiben des Austrägalgerichts vom 1. Min IM 
und erwähnt, daß das Großherzugthum Heſſen vom Berichte w 
Kläger beftellt worden fen. 





wir m, 
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ein &ompromiß vereinigt, ober welches oberite Gericht eined 1020. 
Bunbeögliedes fie ald AusträgalsInftanz gewählt haben, das 
mit ſodann dad Weitere bundesgeſetzlich verfügt werben 
könne. 

„Die Krone Preuſſen wird ſich hinſichtlich der beſitzen⸗ 
den Mainziſchen Parzellen auf dem linken Rheinufer bei 
dem einzuleitenden Austrägalverfahren von dem Großher⸗ 
zogthume Heſſen vertreten laſſen. 

„Die Bundesverſammlung begruͤndet uͤbrigens auf die 
vorliegenden Erklaͤrungen die Erwartung, daß diejenigen 
Regierungen, welche jenen Vertrag des Großherzogs von 
Frankfurt mit Frankreich anerkannt haben, die ihnen nach 
dieſem Staatsvertrage von den vorhin genannten Schul⸗ 
den zufallenden Raten, ſo weit dieß noch nicht geſchehen 
iſt, ſofort vertreten und uͤbernehmen werden. 

„M Anlangend die Forderungen des Mainzer Pfand⸗ 
haufes mit Specialhypothet auf Rüdesheim und Krauts 
heim, wird es der Liquidationscommiflion des Pfanbhaufes 
überlaffen, ihren Anfpruch auf Berzinfung des von dem 
Herzogthume Naſſau zu vertretenden alten Zinsrüdftanbes 
von 9,848 Kl. 34% Kr. bei ben Herzoglich⸗Naſſauiſchen 
Gerichten geltend zu machen. 

»UD Was diejenigen 20,972 FI. 57 Kr. nebſt ruͤckſtaͤn⸗ 
digen Zinfen betrifft, weldje an der vorgenannten auf Krauts 
heim und Rüdesheim hypothecirten Schuld noch unberich⸗ 
tigt find, und für welche dad Herzogthum Naflau dem 
Pfandhauſe Steuerfchyulden auf Abrechnung wegen Gaftell 
und Koftheim überweifen will; fo wird Die Großherzoglich⸗ 
Heflifche Bundestagsgeſandtſchaft erfucht, zu bewirken, daß 
ihre Regierung diejenige Steuerrate, welche wegen ber 
auf Rüdesheim und Krautheim hypothecirten Schulb wirk« 
ich auf Caſtell und Koftheim entfällt, namlich den Betrag 
von 1836 FI. 14 Kr. nebft rüdftändigen Zinfen, auf Abe 
rechnung an das Pfandhaus entrichte; den nad) Abſchlag 
diefer 1836 Fl. 14 Kr. von ben aufgerechnet werben wols 
enden 20,972 Fl. 57. Kr. alsdann noch übrigen Neft, im 
Betrage von 19,136 FI. 43 Kr. nebft Zinfen, hat bie ki⸗ 
quibationscommiflion des Pfandhaufes bei den Herzoglich⸗ 
Raflauifchen Gerichten anzuflagen. « 
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1826, In Folge diefed Beſchluſſes machten die betreffenden Staaten, 
Sess. XV. $. 73, ©. 411. die Anzeige von ihrer Bereinigung 
über eine AusträgalInftang, wobei Würtemberg feine Bertretung 
bei derfelben dem Hzgl. Naffauifchen Hofe übertrug, Der bier: 
auf folgende Beſchluß S. 412. heißt: 

„Nachdem die Regierungen von Preuſſen, Würtemberg, 
Kurheflfen, Großherzogthum Heflen und Naſſau die König 
lich» Sächfifche oberſte Juſtizſtelle als Austrägalgericht im 


| 
— 
| 
1 


Betreff der Forderungen verfchiedener Stantöglaubiger au 


den ehemaligen Kurftaat Mainz und den jebigen Beſitzern 

ehemaliger Kurmainzifcher Landestheile gewählt haben, io 

wird 

1) der Königlicy- Sächfifche Gefandte erfucht, feinem al: 
lerhöchften Hofe hievon die Anzeige zu machen, damit 
der Königlich» Sächfifche oberfte Juſtizhof als Austraͤ⸗ 
gal⸗Inſtanz üben die freitige Borfrage: ob die Staaten 
der rechten oder der linken Rheinfeite, und in welchen 
Verhaͤltniſſe fie diefe Schulden — einfchließend ber auf 
dem Zoll Vilzbach verſicherten Schuldforderung dee 
Mainzer Pfandhaufes von 232,000 fl. — zu vertreten 
und zu übernehmen haben? in Gemäßheit der Bundes- 
und W. Sch!. A., dann der Beichiüffe vom 16. Sum 
1817, 3. Auguft 1820 und 19. Suni 1823, im 
Namen der Bundeöverfammlung den Rechten gemäß 
erkenne; 

2) werden die betreffenden Verhandlungen und Beſchlüſſe 
dem Königlidy » Sächfifchen Gefandten zur Befürberung 
an dad Austrägalgericht zugeftellt und hievon 

3) den Rerlamanten Nachricht ertheilt. « 

Bon der Uebergabe ber betreffenden Aften an dad ald Aus 
trägalgericht gewählte Königl. Sächfifche App. Gericht macht ber 
Könige. Sächſiſche Geſandte Anzeige, Sess. XXV. $. 97. ©. 612. 


1828, Praͤſidium giebt i. J. 1828, Sess. VIII. $. 54. ©. 126. ber 
B. 3. Kenntniß von dem Stande biefer Sache, in Folge eines 
eingegangenen Schreiben ded Austrägalgerichtd vom 1. März 1828, 
und erwähnt, daß das Großherzugthum Heflen vom Gerichte zum 
Kläger beftellt worden fey. 
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Die Anzeige von dem am 6. März 1830 erlaffenen: Urtheile 2020. 


geſchah i. J. 1830, Sess. VII $. 56. ©. 171; das beffallfige 
Schreiben des Austrägalgerihtd an bie B. V. ift Prot. ber 
VI. Sitzung ©. 170., dad Urtheil in derfelben Sitzung ©. 144. 
abgedrudt. (S. unten ©. 756. Anlage A) Dem dad Urtheil be- 
egleitenden Sachverlaufe ift ©. 149. ein Berzeichniß derjenigen 
Kurmainziſchen Staats » Obligationen angefügt, welche theild zu 
den Austrägalaften, theild zu den Alten der Ermittelungs + Coms 
miflion abgegeben worden waren, (S. unten ©. 757. Anlage B) 
die Entfcheidungsgründe finden ſich im Protofolle deſſelben Jahres 
©. 151. bis 169. (S. unten ©. 760. Anlage C) | 


In Beziehung auf dieſes Urtheil erflärte Grßhzgth. Heſſen 
Sess. X. $. 77. ©. 220. feine Bereitwilligfeit zur Vollgiehung 
deffelben und bemerfte zugleich, daB ed, um bieß zu bewirken, 
erforderlich fey, den Betrag der Kammer-Revenien und ber 
Steuer - Einfünfte, wie folcher auf beiden Nheinfeiten beim 
Abſchluß des Lüneriller Friedens beftanden, vorerft zu eruiren, zu 
welchem Ende die Grßhzgl. Gefandtichaft den Zufammentritt- be- 
fonderer Commiffarien der betheiligten Staaten in Borfchlag zu 
bringen und hohe B. V. zu erfuchen habe, nad, Maßgabe bes 
Art. XXXI. der W. Schl. U. diefe Volziehungsmaßregel einleiten 
zu wollen. 


Preuffen fchloß fich ebendafelbft diefer Erflärung an, worauf 
auf Präfidial- Antrag befchloffen wurde: 
„die Sefandtfchaften ber ‚betheiligten Regierungen zu erſu⸗ 
chen, fich hierüber baldigit zu äußern. 


Hierauf erfolgte die Erklärung von Naflau, Sess. XIV. 1030. 


$. 105. ©. 483.5 desgleichen die von Würtemberg, Sess. XXI 
$.177. ©.652, mit dem Hinzufügen, daß Naſſau auch hierin deffen 
Vertretung übernommen habe; und die von Kurheffen, Sess. XXIV. 


S. 193. ©. 784. wofeldft auch S. 788. auf Vortrag des Königl. 


Sächfifchen Gefandten, Namens. der Reclamations⸗Commiſſion, 
über ein Geſuch des Grafen Benzel- Sternau, für ſich und meh- 
rere der betbeiligten Mainzer Staatögläubiger, wegen Vollziehung 
des deßfallſigen austrägalgerichtlichen Erkenntniſſes, befchloffen 
wurde: 
„die betheiligten Regierungen zu erſuchen, die von Groß⸗ 
herzoglich⸗Heſſiſcher Seite in Vorſchlag gebrachte mit den 
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2880, nöthigen Vorarbeiten zur Bollziehung dieſes Erkenntniſſes 
zu beauftragende Commiſſion nunmeh eheſtens in Frank⸗ 
furt zuſammentreten zu laffı 


Im Betreff eines abermaligen Antrags der Reclamations⸗ 
Commiſſion auf ein, Sess. XXXVIII. $. 294. ©. 1282. einges 
reichtes Beforderungsgeſuch, erklaͤrte Naſſau, S. 1253. ſeinen Com⸗ 
miſſair bereits ernannt zu haben, worauf Kurheſſen, in Folge 
einer deßfalls ergangenen Aufforderung, Sess. XLI.$. 312. ©. 1318. 
auch die Ernennung eines Heflifchen Commiſſairs anzeigte. Die 
B. V. erflärte in dem darauf ©. 1315. gefaßten Befchluffe, dem 
baldigen Refultate diefer nun vollftändigen Commiſſion mit Bers 
trauen entgegenzufehen. 


1031, Auf eine weitere NReclamation der Lindtfchen Erben, wer 
gen nody nicht vollgogenen austrägalgerichtlichen Erfenntniffeg, 
worüber ber Königl. Sächfifche Gefandte, Namens der Reclamas 
tions⸗Commiſſion, i. J. 1831, Sess. VII. $. 54. ©. 168. Bors 
trag erftattete, warb auf Antrag des Referenten ©. 166. befchloffen: 
„die betheiligten Gefandten um baldige Auskunft über die 

Lage der commiffarifchen Verhandlung zu erfuchen, damit 
die B. 2. ihren Berpflichtungen Genüge Ieiften könne; fo 
fort ſeyen aber, wenn bie zu erwartenden Aufflärungen 
nicht befriedigend ausfallen follten, die gegenwärtigen 
und ferneren Vorftellungen an bie Eretutions Gommmifion 
abzugeben. « 


Bei diefer Beranlaffung warb $. 55. ©. 166. auf Praſdial 
Antrag die Wahl der Exekutions⸗Commiſſion erneuert, und fiel 
auf die Geſandten von Oeſterreich, Preuſſen, K. Sachſen, 
Wuͤrtemberg und Baden, und auf die Geſandten von Bayern und 
Holfteins Lauenburg, als Stellvertretern. 


. 


1080, In Sess. IX. 6.70. ©. 283. gab Grfhzgth. Heſſen feine Er⸗ 
Hörung ab, welcher ein kurzes Nefume ber Verhandlungen beis 
gefügt war, and dem hervorging, daB ſchon bie Anfichten ber 
Betheiligten in Hinſicht deſſen, was zum Vollzug bed Erfennts 
niffes gehöre, ganz bivergirten: felbft über die Darftellung ber 
Berhandlumgen in einem noch zu faflenden gemeinfchaftlichen Pro⸗ 
tofolle (S. 270.) habe man fich nicht vereinigt. 
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Eine deßfallſige Grßhzgl. Heflifche Rote an bie Eommiflaite zesı, 
von Kurhefien und Raflau, findet fih S. 2665 die Gegener⸗ 
klaͤrung von Raflau ©. 254., die von Kurheflen ©. 261. 


Der Würtembergifche Gefandte hielt ©. 262. eine allenfalls 
fige Erklärung feiner Regierung offen, und Kurheſſen gab, 
Sess. XII. $. 93. ©. 418., noch eine nachträgliche Erklärung, 
welcher Naſſau ©. 416. beitrat. 


Da die B. V. die in eben erwähnten Erklärungen enthaltenen 
Auseinanderfeßungen aber im Allgemeinen nicht für befriedigend 
erfannte,, fo faßte fie ©. 262. den Beichluß: 

„daß die vorliegenden und etwa noch ferner eingehenden 
Vorſtellungen in Bezug auf die Forderungen der Staats⸗ 
gläubiger an den Kurſtaat Mainz und Die jeßigen Beſitzer 
ehemaliger Kurmainzifcher Tandeötheile, insbeſondere bie 
auf den Zoll Vilzbach und die Nente Lohne rabicirten 
Schuldforberungen betreffend — fo wie die von ben betheiligs 
ten Regierungen abgegebenen und ferner nod, abzugebenben 
Erklärungen der Erefutiond-Commiffion mit dem Erfuchen 
zuzuftellen feyen, mit möglichfter Befchleunigung gutachtlichen 

Vortrag darüber zu erftatten. « 

Ein folcher Vortrag warb vom Grßhzgl. Babifchen Gefandten, 153 1. 
Namens der Exekutions⸗Commiſſion, Sess. XIV. $. 103. ©. 444. 
u. figde. erftattet. Es geht aus demfelben hervor, daß in ber 
Sache felbft der Zufammentritt erfolglos geblieben, weil Naflau . 
und Kurheſſen das Urtheil nicht nur auf bie früherhin nicht 
vertheilten, fondern fogar auf die durch Webereinktunft bereits 
Iangft vertheilten und übernommenen Schulden ded Mainzer 
Kurftaatd — bei welchem ganz andere, vor dem Austrägals 
gerichte nicht erörterte Verhältniffe in Betradyt formen — anwenden 
wollten. Kurheflen äußerte‘ füh nähmlih mit Naſſau dahin, 
daß eine Auslegung bed Erkenntniffes wegen bed Streits über 
die doctrinelle Auslegung deflelben vom Austrägalgerichte zu 
verlangen ſey. 

Durch bad Begehren einer Anwendung bee Urtheild auf bereits 
früher vertheilte 2c. Schulden, werbe aber ein neuer Streit gebildet, . 
wovon jegt erit bie B. V. Kenntniß erlange, auch dad Streit 
object verändert (S. 453); zu Enticheibung eines folchen neuen 
Streits habe aber das Austrägalgericht keinen Auftrag gehabt. Die 
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1831, Commiſſion ift daher der Anſicht, daß Kurheſſen und Naſſau mit 
diefen neuen Prätenfionen ad separatum zu verweifen ſeyen. Hierauf 
ward, nach dem Antrag der Commiffion, mit Ausnahme der Bei⸗ 
ſtimmung von Kurheffen und Naffau, ©. 455. befchloffen: 

» Die Regierungen von Preuffen, Würtemberg, Kurheflen, 
Großherzogthum Heſſen und Naſſau werden aufgefordert, 
die unterbrochenen commiflarifchen Verhandlungen wieder 
aufzunehmen, und fie, unter auefchließlicher Anwendung 
des von dem oberften Gerichtähofe des Königreichs Sachſen 
ald AusträgalsÄnftang unterm 6. März 1830 aufgeftellten 
Theilungsmaßftabed, auf die auf den Zoll Vilzbach und 
die Rente Lohneck radicirten Schulden des ehemaligen Kur⸗ 
ftaatsd Mainz, mit Einfchluß der auf dem Zoll Vilzbach 
verficherten Forderung ded Mainzer Pfandhaufes von 
232,000 fl. baldmöglichft zu Ende zu bringen, auch der 
hohen Bundesverfammlung binnen eines Termind von vier 
Monaten Anzeige von dem definitiven Refultate zu machen. « 


1831, Eine Eingabe von einem Theile der Reclamanten, wegen 
noch nicht vollzogenen Austrägalerfenntniffes (Einr. Prot. Nro. 37.) 
veranlaßte Sess. XXVI. $. 172. ©, 615. einen Vortrag des 
Referenten der Erefutiond- Commiffion, und einen Befchluß, in 
welchem ©. 618. 

«bie betreffenden Regierungen aufgefordert wurden, binnen 
vier Wochen der hohen Bundesverfammlung entweder die 
Bollziehung des unter dem 21. April I. J. gefaßten Be 
ſchluſſes anzuzeigen, oder gemügende und vollftändige 
Nachweiſung ber Urfachen, welche der Folgeleiftung noch 
entgegenftehen, an biefelbe gelangen zu laffen. » 


In Beziehung hierauf gab zunächlt Grßhzgth. Heſſen 
Sess. XXVI. $. 177. ©. 622. feine Erflärung ab, anheim⸗ 
ftellend, ob nicht durch DVermittelung ber Exekutions⸗Commiſſion 
ein Vergleich über die noch obwaltenden Differenzien herbeigeführt 
werden möge. Kurheflen und Naſſau, Lebteres auch für Wuͤr⸗ 
temberg, erflären ſich, Sess. XXIX. $. 187. ©. 632. u. flgbe. 
worauf fich Grßhzgth. Heflen ©. 637. das Protokoll offen behält, 
und Sess. XXXV. $. 226. ©. 793. eine Gegenerflärung einbringt. 





- 
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Der Vortrag des Referenten der Exekutions⸗-Commiſſion 1081. 
über die eben abgegebenen Erklaͤrungen erfolgte in Sess. XXXII. 
$. 208. ©. 724. und nach Eingabe der erwähnten Grßhzgl. 
Heflifchen Erflärung, Sess. XXXV. ©. 793. ein weiterer Vortrag, 
Sess. XXXVH. $. 248. ©. 838, auf deſſen Antrag ©. 840. 
mit allgemeiner Zuftimmung, die von Kurheffen und Naſſau, 
bie ſich das Protokoll offen hielten, ausgenommen, beichloffen 
wurde: 

»1) Das Berhältniß der Kammer- und Steuers Revenüen ber 
ehemals Kurmainzifchen Landestheile auf beiden Nheins - 

- feiten ift nach den von den betheiligten Regierungen von 

Preuffen, Würtemberg, Kurheſſen, Grßhzgth. Helfen und 
Naſſau bei den hiefigen .commiffarifchen Verhandlungen 
aus früheren, und insbefondere den 1780 jahren zus 
fammengebradjten Notizen und Materialien zu bemeflen, 
und hiernach der Maßſtab für die nach dem austrägals 
gerichtlichen Erfenntniffe vom 6. März 1830 zu vertheis 
lenden, auf der Nente Lohne und dem Zoll Vilzbach 
radicirt gewefenen Schulden ded ehemaligen Kurſtaats 
Mainz definitiv feftzufegen. 

»2) Die Regierungen der genannten Staaten werben erſucht, 

‚ binnen eined Termins von ſechs Wochen entweder ben 

zwifchen ihnen auf der bezeichneten Grundlage bereits 
ermittelten und in Berhältnißzahlen ausgedrückten Theilungs⸗ 
maßſtab zur Anerkennung vorzulegen, oder die Notizen 
und Berechnungen, welche zum Behuf der commiſſariſchen 
Ausgleichung benutzt worden ſind, der hohen Bundesver⸗ 
ſammlung zu übergeben, und die hierbei noch obwaltenden 
Anftände näher zu bezeichnen.“ 


Sowohl in Beziehung hierauf, ald auf die frühere Grßhzgl. 


| Heffifche Erklärung erwiderten Kurheffen und Naffau, Sess. XXXVIIL 1021. 


$. 256. ©. 848; worauf ©. 850. befchloffen wurde: 
„Nachdem beide Theile über den Maßſtab der Boll 
-ziehung einverſtanden feyen, und nur darüber eine Vers 
fchiedenheit beftehe, ob dieſer Maßſtab aus Condescendenz 
des einen Xheild, oder als nothwendige Kolge ded Er; 
Fenntniffes anzunehmen fey, diefed hingegen auf die Voll⸗ 
ziehung des vorliegenden rechtöfräftigen Erkenntniſſes feinen 


752 Abth. I, Abſch.3, 8. 12, B. — Unerl. Ze; Mir. Stsglb. 


1032, welchem jede einzelne der betheiligten Regierungen zur verordneten 
Berichtigung der fraglichen Schulden zu contribuiren habe. Die 
Gläubiger ſeyen höchlich dabei intereffirt, den genauen Umfang 
ihrer Rechte fowohl, als ber Verbindlichkeiten der ſchuldenden 
Regierungen Fennen zu lernen, weßhalb fie: 
um Mittheilung bed qudtitativen Verhältniffes, nad; welchem, 
oder der feſtgeſetzten Summen, welche die einzelnen be⸗ 
theiligten Regierungen zur verordneten Berichtigung der 
fraglichen Schuld beizutragen haben, 

baten. 

Auf das darauf erfolgte Gutachten der Commiſſion wurde 
S. 1232. nach geſchehener Abſtimmung beſchloſſen: 

„Die betheiligten Regierungen werden durch ihre Ge 
fandtichaften um Mittheilung derjenigen Verfügungen erfucht, 
welche fie zur Ausmittelung des quotitativen Verhälmiffed 
oder der feftgefeßten Summen, wonach die Befriedigung 
der in Frage ftehenden Schulden geſchehen ſoll, getroffen 
haben. » 

1832.. Dieerfte Erflärung hierüber erfolgte von Naſſau, Sess. xxxvn. 

s. 22. ©, 1298. dahin: Naſſau habe — nachdem ber Theis 
lungsmaßſtab zwifchen den beiden Rheinſeiten durch Die neueften 
Verhandlungen feftgefett worden — bei der Beredinung feines 
Antheild an der gemäß denfelben der rechten Rheinſeite zur Laſt 
fallenden Quote ber fraglichen Schulden, diejenigen. Revenüen⸗ 
Berhäftniffe zu Grunde gelegt, nach welchen bei dem Frankfurter 
Ausgleichungs- Gongreffe alle Mainzifche Schulden auf der rechten 
Pheinfeite vertheilt worben feyen. Ferner erflärt fih Naflau 

., Sess, XL. $. 468. ©. 41423. (während Preuffen und Gryphzgth. 
Heflen S.1425. fich ihre Gegenbemerfungen darüber vorbehalten) 
dem wefentlicyen Inhalt nad) aifo: 

Das Grßhzgl. Naffauifche Gouvernement habe fi ich der aus⸗ 
trägalgerichtlichen Entfcheidung ded App. Gerichtd zu Dresden — 
welches von den Grundfäßen abweiche, bie der Frankfurter⸗Kur⸗ 
mainziſche Ausgleichungscongreß ſeiner Zeit wirklich vollzogen 
habe — bundesgeſetzlich und in der in dieſer Entſcheidung ſelbſt 
liegenden Unterſtellung unterworfen, daß Frankreich und deſſen 
Succeſſoren auch an allen Schulden und Laſten des Kurſtaats 
Mainz nach Maßgabe des Revenüen⸗Verhältniſſes Theil zu 
nehmen gehalten würden. Noch jeßt liege den Gouvernements 
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von Preuffen und Grßhzgth. Heffen diefe Verbindlichkeit vb, und ısa%, 
Kaffau müſſe die Erfüllung derſelben begehren. Der Anfpruch 
aber, welcher den Regierungen von Würtemberg, Kurhefien. und 
Naſſau zuftehe, wenn die Schuldentheilung nicht nach dem Res 
venien » Berhältniffe vollzogen werbe, habe ſchon bei Gelegenheit 
der Bertheilung der auf den Zoll Vilzbach und die Nente Lohne 
verficherten Schulden geltend gemacht werben follen, fey aber 
durch den Beichluß hoher B. V. vom 21. April 1831 zum fepas 
raten Verfahren verwiefen worden, und der Zweck diefed Vortrags 
fey, nunmehr die Concurrenz des Grßhzgth. Heflen und der Krone 
Preuſſen zu allen Schulden und Laften zu bewirfen, welche bei 
dem Kurmainzifchen Ausgleichungs⸗Congreſſe zu Frankfurt umter 
die Befiger der rechtösrheinifchen Theile des Kurſtaats Mainz, 
mit Ausschluß der linken Rheinfeite, vertheilt worden, foweit dad 
Hzgth. Naſſau dabei betheiligt fey. 


Der Hzgl. Naſſauiſche Gefandte trage zunächſt barauf an, 
die Regierungen von Preuffen und Grßhzgth. Heflen, welche bisher 
die von ihnen verlangte Goncurrenz verweigert haben, zu einer 
Erklärung darüber aufzufordern, ob diefelben dermalen geneigt 
feyen, auf eine Sculdenabtheilung zwifchen der rechten und 
linken Rheinfeite nad) dem Nevenüen-Berhältniffe, wie dieſes das 
Urtheif über die Theilnahme an den jenfeitd bypothecirten Schulden 
nothwendig unterftele, einzugehen, und werde im alle einer 
willfährigen Erklärung, die erforderlichen Berechnungen alsbald 
vorlegen. ' 


Sollten aber die jenfeitigen Regierungen fortwährend die 
Uebernahme irgend einer weitern Schuldenlaft nach dem Revenitens 
Verhälpniffe — was bei den Flaren Rechtöverhältniffen nicht zu er- 
warten ftehe — verweigern, fo würde nach dem Mißlingen eines 
Bermittelungsverfuche, wegen Cinleitung des gerichtlichen Ber; 
fahrend das Erforderliche vorzufehren feyn. 


Kurheſſen erflärt, Sess. XLVN. $. 568. ©. 4727. daß ed rası, 
bie in Rebe ſtehende Befriedigung nad; dem Berhältniffe bewirken 
werde, welches bei Bertheilung aller anbern Kurmainziichen 
Staatsſchulden auf der rechten Rheinfeite durch die Bevollmächtigten 
ber betheiligten Staaten feftgefeßt worden fey. Wegen einer Mahnung 
zur Berichtigung f. Prot. v. J. 1835, ©. 608. 


Leonhardi, über Austrägaiverfahren. 48 
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1036, Mürtemberg zeigte i. 3.1834, Sess. VII. $: 82. ©. 129. am, 
daß man bei der Berechnung bed bdiefleitigen Antheild au den 
fraglichen Schulden die vom Frankfurter Eongrefie i. 3. 1804 
angenommenen Revemien s Berhältnifle zu Grunde gelegt habe. 

1088, Da die Gegenerflärungen von Preuflen und Grßhzgth. Heſſen 
auf den Anſpruch bed Hzgth. Naſſau, hinfichtlich der Vertheilung 
der Mainzer Staatsfchulden, bis zum 1. Juli 1833 noch nicht 
eingelaufen waren, fo wurbe deßfalls 1833, Sess. XX VII. 6. 282. 
S. 613. und Sess. XLI. S. 427. ©. 887. zur Beſchleunigung 
aufgeforbert. 

Die Grßhzgl. Heffifche Erklärung — den Raffauifchen Anfichten 
durchaus wiberfprechend — welcher fid; die Preuflifche anfchloß, 
erfolgte hierauf Sess. XLII. $. 451. ©. 946. 

Dem Präfibialantrage zufolge wurde hiernad) ©. 948. bes 
fchloffen: 

„Die aus den Gefandten von Baden, den Großherzoglidy- und 
Herzoglich» Sächfiichen Häufern, dann von Medflenburg- 
Schwerin ımd Streliß beitchende Commiſſion wird erfucht, 
über die zwifchen Preuflen, dem Großherzogthume Heſſen 
und dem Herzogthume Naflau obwaltende Streitigkeit, die 
Bertheilung der Schulden und Laften des Mainzer Kurftaats 
betreffend, ein Gutachten zu erſtatten /·· 

1034, In Beziehung hierauf gab Kurheffen i. 3. 1834, Sess. V. 
$. 60. ©. 106, eine Erflärung ab, mit dem Anfuchen, daß bie 
Commiſſion ihr Gutachten auch auf die zwifchen Preuffen, Grßhzgth. 
Heffen und dem Kurfürftenth. obwaltenden Streitigkeiten, die Vertheis 
fung der Schulden und Laften bed Mainzer Kurftaatd betreffend, 
erftrecen möge. Würtemberg fchloß ſich, Sess. VII. $. 81. ©. 128. 
(mit Vertretung von HohenlohesDehringen für Ingelfingen und 
Nenenftein) dem Naffauifchen Antrage an. 

Hierauf erflattete der Grßhzgl. Mecklenburgiſche Gefandte, 
Namens der Commiſſion, Sess. XI. $. 154. S. 338. Bor 
trag und Gutadjten, deren Gegenftand, nach Naſſauiſchen An: 
trägen, die Geltendmachung der ad separatum veriwiefenen A 
fprüche von Naffau, Württemberg und Kurheffen gegen Preuſſen 
und Grßhzgth. Heflen, fodann die Entfcheidung der Frage ift: ob 
bier ein Streit im Sinne der Art. XI. und XXI vorhanden, und bie 
Competenz ber B. V. zur Einleitung eines bundesgefeblichen Ber: 
fahren® begründet fey? 
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Da ber Enmmilion die Beiehung dieſer Frage ungweifelhaft ıuaa, 
ſchien, ſtelte fe ©. 343. in Antrag, daß zunaͤchſt eine Bundestages 
Coemmiſſion zum verfaflungsmäßigen Bermittelungsverfuche erwählt, 
beim Mißlingen deflelben aber diefe Angelegenheit zur austrägals 
gerichtlichen Entſcheidung eingeleitet werden möge, 


Diefem Antrage widerfpriht S. 344. ſogleich Grpßhzgth. 
Heften, fih auf feine frühere Erklärung von 1833, Prot. 
S. 946. berufend, worin ed dargethan, daß diefer Antrag im 
vorliegenden Falle mit der Bundesgefeßgebung unvereinbar ey. 
Preuffen theilt dieſe Anficht, worauf vorderfamft die Erflärungen 
der übrigen betheiligten Negierungen abzuwarten befchloffen wird. 


Inzwifchen zeigt, Sess. XXIII. $, 289. ©. 887. Preuffen 
an: die Grßhzgl. Heflifche Regierung habe für Rechnung der Kr 
nigl. Regierung übernommen, die auf Iegtere fallende Quote der 
auf Rente Lohne und Zoll Vilzbach radicirten Schulden vorſchuß⸗ 
weiſe zu berichtigen. Ebendaſelbſt erklaͤrt Grßhzgth. Heſſen, daß 
der derſeitige Commiſſar die Gläubiger über die auf die Dieſſeite 
fallenden einzelnen Raten der verfchiedenen Forderungen verftäns 
digt habe, und die Staatöfchulbentilgungs- Kaffe zu deren Ber 
friedigung angewieſen worden fey. 


Naſſau giebt i. 3. 1835, Sess. VI. $. 73. ©. 147. hierüber ass, 
eine, beflen früher geäußerte Anfichten noch mehr heraushebende 
und begründende Erflärung ab, welcher Kurheffen ibid. S. 119. 
beitritt. Würtemberg, Sess. IX. $. 103. ©. 219. bezieht fich 
auf feine frühere Erflärumg. Preuſſen, Sess. XTIL 6.156. ©. 281. - 
wiberfpricht in einer motivirten Erklärung dem Commiſſions⸗An⸗ 
trage v. J. 1834, $. 154., und Gröhrgth. Heſſen ſchließt fich 
ebendafelbft S. 283. derfelben Erklärung an. 

Nachdem diefe Erklärungen fammtlicd; eingelaufen waren, er 
ftattete Referent, ber in der XLIII. Situng bed Jahres 1833 
erwählten Gommiffion, Sess. XVII. $. 279. ©. 867. Vortrag 
und Gutachten, worauf nach einem motivirten Antrage ders 
felben ©. 569. befchloffen wurde: 


»1) Nachdem die Bundesverfammlung fich in der XIV. Sitzung 
v. 21. April 1831, ($..103.) bereitd dahin ausgefprochen 
hat, daß das in der Streitſache wegen der Vertheilung 
und Webernahme der auf die Rente Lohne! und den Zol 

48 * 





756 Asth.IL,Abfch.3,5.12,B. — Unerl. Flle; Mzr. Stsglb. 


Vilzbach rabicirten Schulden des vormaligen Kurſtaats 
Mainz am 6. März 1830 von dem Koͤniglich⸗Saͤchſiſchen 
App. Gerichte zu Dredden erlaflene Etkenntniß nur 
diefe Streeitfache entfchieden habe, nicht Auch die vorlie 
gende Differenz zwifchen Preuffen, Würtemberg, Kurs 
beffen, Großherzogthum Heflen und Naffau; fo wird Die 
aus den Gefandten von Baden, den Großherzoglich- und 
Herzoglich- Sächfifchen Häufern, dann von Medlenburg- 
Schwerin und Strelig beftehende Commiſſion *) beauftragt, 
in diefer legtern Differenz unter den ftreitenden Regierun: 
gen eine Bermittelung zu verfuchen. 

»2) Im Falle des Mißlingens der Bermittelmg, ift das Aus⸗ 
trägalverfahren einzuleiten.“ 


Hierauf erklärte Würtemberg, Sess. XXVI. $. 419. 
©. 876. in Bertretung von SohenlohesDehringen, daß ed auf 
die fernere Theilnahme an biefer, zum weitern Verfahren einge 
leiteten Streitfache verzichte. 


A, Urtbeit. 


(Eiche offent. Brot. 9. 3. 1830, Sons. VII. &. 144, u. figdeı Siehe oben S. 748.) 





Im Namen und Auftrage des Durdlaudtigiten 
Deutfchen Bundes erkennt das Appellationsgericht des Kö⸗ 
nigreich® Sachſen, ald erwählter Austrägalgerichtöhof in Sachen 
bed Großherzogthums Heſſen für fi) und die Krone Preuſſen 
wider daß Kurfürftenthum Heſſen,  ingleihen das Herzogthum 
Naſſau für fich und die Krone Würtemberg, Die auf dem Zoll 
Vilzbach und auf die Rente Lohneck rabicirten ‚Mainziüchen Staatös 
fchulden betreffend, für Recht. 


) Späterhin wurde zu dieſer Sommiffion, welche zugleich 1. c. &. 569. 
als Vermittelungscommiffion erwählt worden war, für ben Schrn. v. Blit⸗ 
tersborff — 1. I. 1836, Sess. IX. 6. 160, S. 416. — der Geſandte ber 
15ten Stimme erwäßlt. 
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Daß ſowohl die Beſitzer der auf der linken Rheinſeite gele⸗ 
genen Theile des ehemaligen Kurſtaats Mainz, als auch die Be⸗ 
figer rechtösrheinifcher Mainziſchen Landestheile, Die auf den Zoll 
Vilzbach und auf die Nente Lohne radicirten Schulden bes ges 
dachten Kurftaats — mit Einfchluß der auf den Zoll Vilzbach vers 
ficherten Forderung des Mainzer Pfandhaufes von 232,000 Gul⸗ 
den — zu vertreten und zu übernehmen fchuldig. 

Der Antheil jeder Rheinſeite ift rücfichtlich der Kammerfchuls 
den nach dem Betrage ber Kammerrevenüen und rücfichtlich der 
Stenerfchulden nach dem Betrage der Steuereinfünfte zu beftims 
men, wie folcher auf berfelben beim Abfchluffe des Lüneviller 
Friedens beftand. 

Die auf diefen Rechtöftreit verwendeten Koften werden gegen 
einander aufgehoben. | 

Bon Rechtöwegen. 


Am 6. März 1830, . 

Mittags um 12 Uhr ift vorftehendes Urtheil im Plenum bes 
Königlich» Sächfifchen Appellationdgerichtd den Sachwaltern der 
Parteien, und zwar 

1) dem Oberfteuerprocurator Eifenftud für das Großherzog, 

thum Heſſen und die Krone Preuffen, 

2) dem Senator Reinhard für das Kurfürftenthum Heſſen, 

und 

3) dem Finanzprocurator Gehe für dad Herzogthum Naſſau 

und die Krone Würtemberg, 
durch Borlefen befannt gemacht, und folches nachrichtlidy anher 
bemerft worden. 
Friedrich Auguft Nietzſche, 
Appellationsgerichtöfecretär. 


B. Sachverlauf. 


(8. oben &. 745.) 
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Die theils von Seiten der Hagenden Höfe zu den Austrägals 
aften, theild von einigen Kukmainziſchen Stantögläubigern zu ben 
Alten der von ber hohen Bunbeöverfammlung niebergefegten 
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Ermifteliingscommiffion in Abfchriften übergebenen Kurmaitizifchen 
Staatsoßfigationen, betreffen die Forderungen folgender Gläubiger: 
1) bed von Hohenedifhen Fideicommiffes, wegen 
10,500 Fl. nach ber fol. 284. Vol. DI. erfichtlihen Urs 

funde vom 2. und 5. October 1759; 

2) der Kreifrau von Benzel Erben, wegen 10,000 Fl. 
nach der in ben Alten der Ermittelungscommiffton Rum. LI. 
befindlichen Urkunde vom 25. Februar 1766; 

I des von Eunibert und der Wittme deſſelben: 
a) wegen 12,000 Fl., nach der fol. 290. Vol. I. befind- 
lichen Urkunde vom 12. Mai 1773; 
b) wegen 10,000 Fl., Urkunde vom 17. März 1774, 
fol. 310. Vol. 11; 
©) wegen 13,000 SI. und 7,000 Fl., Urkunde vom 19. Sep⸗ 
tember 1773, fol. 314. Vol, I 

4) der Frau von Laffer, wegen 18,000 Fl., Urkunde vom 
1, Mär 1731, fol. 307. Vol. I; 

5) der Bolongarsifhen Erben, wegen 6,500 Fl., Ur- 
funde yom 3. November 1779, in Rum. XI der Akten der 
Ermittelungscommiffion und in Num. XXVI. der Akten 
der Bundesverfammlung ; 

6) der Freifrau von Gymnich: 

a) wegen 40,000 Fl., Urkunde vom 1. Suni und 13. Des 
cember 1730, fol. 271. Vol. II; 

b) wegen 12,000 Fl., Urkunde vom 24. Mai 1734, 
fol. 297. Vol. II; 

D des Fleifhbeinifchen Stipendiums, wegen 1,000 FT. 
Urkunde vom 25. September 1599, fol, 319. Vol. IL; 

83 der Kurfürſtlich⸗Emerizianiſchen Maffe: 

a) wegen 12,171 51. 30 Kr., Urkunde vom 3. Mär 1790, 
fol. 277. Vol. II; 

b) wegen 28,000 Fl., Urkunde vom 12. Sufi 1700, fol. 294. 
Val. 1; 

c) wegen 7,500 51, Urkunde vom 3. Mai 1775, fol, 301. 
Vol. U; 

d) wegen 14,500 Fl., Urkunde vom 7, Sanıtar 1780, 
fol. 303. Vol. A; 

9) der Wiegandifhen Maſſe, wegen 3,000 Il., Urkunde 
vom 6. Juli 1790, fol. 323. Vol. II; 
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10) der Frau von Kieningen, wegen 22,000 Fl., Urkunde 
vom 28. October 1773, in Rum. 11. der Gommiffiond- 
aften, nebft einer Quittung vomSahre 1777, über abfchläg- 
liche Zahlung von 8,000 Fl.; 

11) der Körgifchen Erben, wegen 6,000 SL, Urkunde 

vom 28. April und 6. Mai 1772, fol. 280. Vol. I; 

12) des KöniglihsPreuffifhen Hofes, wegen für die Er: 
furter Univerfität 10,000 Thlr., Urkunde vom 4. März 
1789, in Num. VII. der Commiſſionsakten. 

Diefe von den Kurfürften von Mainz ausgeftellten Urkunden 
find ſaͤmmtlich mit dem Conſens des Erzſtift⸗Mainziſchen Domcas 
pitels verfehen, und enthalten theild Gültenfäufe, 

als die unter Num. 6. a. und b. 7. 
theild Darlehnscontrafte, 
nähmlicy die unter Rum. 3. ab. c. Num. 5. 8. a. b. 
d. Rum. 9. 10. 11. und 12. 
theil& beiderlei Gefchäfte, 
nähmlich die unter Num. 1. 2. und 4. 

Der darin angegebene Zwed, zu welchem die Gelber ver; 
wendet worden, ift theild dad Landesbebürfniß und der Nuben 
des Erzftiftes überhaupt, 

ald in Rum. 1. 5. und 11. 
theild die Auslöfung der von des Königs in Preuffen Mojefät 
im fiebenjährigen Kriege aus dem Erfurter Gebiete weggeführten 
Geiffeln, ingleichen Kriegsausgaben, 
als in Rum. 3. a b. c. Rum. 6b Num. 7. 8. d. 
Rum. 10. und 12. 
theild Aufwand bei der bevorgeftandenen Wahl und Krönung des 
Kaiſers, 
naͤhmlich in Num. 8. a. und b. Num. 9. 
theils die Wiedereinlöfung von Domänen, 
nähmlicy in Num. 4. und 6, 
theild die Tilgung Eraftiftlicher Aerarialfchulden, 
| in Num. 2 und &c , 

Zur Sicherheit ber Gläubiger find verpfändet, 

theild die Intraden der Rente Lohneck, 
in den Urkunden Rum. 1. 2. 3. ab. e. Rum. 45.7. 
8. c. d. Rum. 11. 12. 


4‘ 
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theils die Gefälle des Zolles Vilzbach, 
in den Urkunden Num. 6. a. und b. Rum. 8. a und b. 
Kum. 9. und 10. 
theils noch zugleich fammtliche Intraden des Erzſtifts, 
in ber Urkunde Rum. 2. 
theild noch fubfidiarifc, die Rhein⸗ und Mainzölle überhaupt 
in der Urkunde Rum. 6. a. und b. 


Sn der Urkunde Num. 7. find, ohne Berpfändung, die Ges 
fälle der Rente Lohne! zur Bezahlung der jährlichen Güften ans 
gewiefen. In einigen der übrigen Urkunden ift die Zahlımg der 
jährlichen Gülten oder Zinfen entweder auf das Hoffammerzahlamt, 

als in Num. 2. 8. a. und b. 
oder auf das Kriegezahlamt überwiefen, 
in Rum. 5. 8, c. und d, 10, 


Mehreren diefer Urkunden find Zeugniffe über die vom Großs 
herzog von Frankfurt, von Baden und von Heffen übernommenen 
Paten beigefügt. — Dagegen haben, wie die hohe Ermittelunge- 
commiffion in ihren Berichte, Rum. V. der Commiſſionsakten, 
bemerft, nicht alle in den Akten befannt gewordene Kurmainziſche 
Staatögläubiger bei der hohen Deutfchen Bundesverfammlung oder 
bei der Ermittelungscommifjion ſich gemeldet. Für mehrere For: 
derungen find weder bei ber hohen Bundesverfanmlung, noch bei 
hiefigem Austrägalgericht Abfchriften der betreffenden Staatsobli: 

gationen beigebracht worden. Diefe fehlen naͤhmlich 

a) für eine zweite Forderung bed von Hohenedifchen Fir 

deicommiffes von 10,000 Ft. 

b) für die Forderung der Freiherrlich von Breidenbadi« 

fchen Familie von 8,000 FI. 
ec) für die auf den Zoll Vilzbach verficherte Korderung des 
Mainzer Pfandhaufes von 232,000 FI. 

d) für dad Bölferifche oder Hofmannifche Stipendinm 

von 1,333 Fl. 20 Er. 

e) für Die Greiffenklauiſche Maſſe von 5,000 Fl. 
als welche Forderungen in Num. V. der Bundes⸗Commiſſionsakten 
und in Num. XLIV ©, 35, der Akten ber Bundesverſammlung 
mit aufgeführt ſind 
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C. Entscheidungs gründe, 


. (G. oben ©. 785.) 





A. Die von dem Herzogthume Naſſau mit der Krone Würtemberg, 
fol. 1845, Vol. II. vorgefhüste Einrede des dunfeln und zu generellen 
Stlaglibelled, mit dem Antrage auf Abweifung der Klage in angebrachter 
Maße, verdient Peine Beachtung. 


Denn die zu Unterſtützung diefer Einrede dängeführte Behauptung: ed ſey 
die angeftellte Klage eine Theilungsklage, dabei aber nicht das quid, quale, 
quantum angegeben, beruht auf einer irrigen Anficht von der Natur des 
vorliegenden Rechtsſtreits. Der Gegenftand deſſelben beftehet nämlich nicht, 
wie bei der actione communi dividundo vel familiae erciscundae, in 
einer Mehreren gemeinichaftlich zugehörigen VBermögensmafle, welche getheilt 
werden fol, fondern betrifft blos Staatsfchulden und die, ohne Zuziehung 
der Staatsgläubiger, unter mehreren betreffenden Staaldregierungen ver- 
hantelte Borfrage: wer die fragfihe Elaffe der Staatsfhulden zu über 
nehmen babe? (legitimatio ad causam passiva.) Bon diefer Borfrage ift 
die Liqwidationsverbandlung ſelbſt, nämlich die zwifchen den fihuldenden 
Gtaaten und den einzelnen Staatsgläubigern, erft nad erfolgter Entichei- 
dung der Vorfrage, eintretende Verhandlung uber die Richtigfeit, Statt 
baftigfeit und über den Betrag der einzelnen Forderungen an den ehemaligen 
Kurmainziihen Staat verfhieden. Diefed Liquidationsgefchäft gehört nicht 
zur Eognition des Austrägalgerichts, fondern würde, wenn und fo weit es 
fünftig nicht auf außergerichtlihem Wege zur Erledigung gebradyt werden fönnte, 
einem beſondern rechtlihen Verfahren vor der geeigneten Juſtizbehoͤrde zu 
unterwerfen feyn. Zur Ginleitung - des Verfahrens über die Borfrage aber, 
welche durch die Klage geichabe, bedurfte es nur einer allgemeinen Befchreis 
bung der in Frage ſtehenden Schulden, nebft einer Angabe der Entſchei⸗ 
dungsquellen und der Gründe, weldhe die Kläger für fi anführten. Diefe 
Erforderniſſe haben die Kläger hinreichend berüdfichtigt. 


B) Bei Entſcheidung der Vorfrage ſelbſt fommt es ſowohl auf allgemeine 
Rechtsgrundfäge, als auf die von den hohen Betheiligten in ihren Proceß⸗ 
ichriften angeführten Staatsverträge an. 


AA. Mas zuvörderft die hier einfchlagenden allgemeinen aus der Natur 
eines Staats flieflenden Rechtsgrundſätze anlangt, fo ift bei Staatsfchulden 
der Staat, als eine juriftifhe Perfon, binfihtlih des Staatsvermoͤgens, 
nach deilen Ertrage der Gläubiger den Eredit berechnet, der Schuldner. 
Sie werden, fo weit fie auf Vertrag bevuben, in der Regel durch das 
Staatsoberhaupt contrahirt, welches jedoch dabei oft durch die Verfaſſung 
beſchraͤnkt iſt. Verſchieden von ihnen find die Privatfchulden eines Fürſten, 
die er nicht in Öffentlicher Qualität, fondern als privatus, rüdfichtlich fei- 
nes Privat» (Chatoullen⸗) Vermögens, gemacht hat. 


Klüber's öffentlihes Recht des teutichen Bundes und der Bundes⸗ 
ſtaaten. 2. Auflage. Frankfurt 182% $. 255. 
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von Sartori’s geiftlihes und weltliches Staatsrecht der deutſchen Fa- 
tholiſch · geiſtlichen Erz⸗ Hoch⸗ und Ritterfiifte, Bd. I. S. 515. 
und 699. 
von Kamptz Erörterung der Verbindlichkeit des weltlichen Reichsfür⸗ 
ſten aus den Handlungen feiner Vorfahren. Neuſtrelitz 1810. 
6. 7. 23. 4. u 
Zn deren Tilgung ift der Zürft für feine Perfon verbunden. Staatsſchul⸗ 
den hingegen werden hauptfächlich aus den Staatsrevenüen getilgt. Da der 
Staat obne ein Gebiet nicht gedacht werden Fann, und jene Revenien aus 
diefem flieffen, fo pflegt man zu fagen: Staatsſchulden haften auf dem 
Sande. Die Kortdauer der Berbindlichkeit eines Staats aus den legal con- 
trabirten Staatsſchulden ift von dem Abgange des zeitigen Staatsoberhauprs 
und von dem Eintritte eines neuen unabhangig, indem der Staat felbft, als 
Subjekt der Verbindlichkeit, fortbefteht (civitas non moritur), 
H. Grotius de jure belli ac pacis, Lib. H. Cap. 14. & ı0. rı. ı2. 
J. 3. Mofer’s Staatsreht. T. XXIV. $. 22. 
Wernbher sel. obserr. forens. P. V. observ. 161. 
Runde’s Orundfäge des deutſchen Privatrechts, 6. 695. 
von Kamptz a. a. D. 6. 32. 61. Num. 1. $. 62. 73. 74. und 80. 
Wie find deutfche Reichsfürften verbunden, die Handlungen ifrer Ne: 
gierungsvorfahren zu vertreten. Sranffurt und Leipzig 1803. 
©. 1. 2. 80. 
Müber a. a. ©. $. 3. und 189. 
ein Sag, der auch früher in reichöfammergerichtlichen Ertenntniffen ausge 
fprochen worden if. 
Vergl. Häberlin’d Staatsarchiv, Bd. II. Heft 9. Rum. I. 


Aus den angeführten Principien folgt, daß, wenn fi) mehrere Re⸗ 
gierungsnachfolger in das Land theilen, oder ein Staat durd freiwilligen 
Austauſch einzelner Landestheile zerftüdelt, oder Theile deſſelben durch ei- 
nen Friedensſchluß an eine fremde Macht abgetreten werden, die Schulden 
des zerſtückelten Staates pro rata auf jeden neuen Theifhaber der Staats 
boheit und zwar nach Proportion des auf Jeden gekommenen Theild der 
Einfunfte des Staatövermögens übergeben, dafern nicht unter den Zus 
tereſſenten ein Anderes ausgemacht worden ift. 

Bergl. H. Grotius, 1. cit. Lib. IL Cap. 9. $. 10. 
Dfeiffer, das Recht der Kriegseroberung in Beziehung auf Staate- 
capitalien. Caſſel 1823. ©. 88. 

Eine Specialhypothek ändert in diefem gefeklihen Schuldenverhält- 
niſſe des getheilten Staates Nichte. Denn, obſchon der Staatspfandgläubis 
ger den Beſitzer des verpfändeten Gegenflandes auf den ganzen Betrag fei- 
ner Forderung in Anfpruch nehmen kann, 

Tit. Cod. si unus ex pluribus heredibus. 
fo ſteht doc Letzterem wegen des feinen Theil überfieigenden Betrags der 
Forderung der Regreß gegen die andern Theilhaber des zerſtückelten Landes zu. 
cf. L. 29. fl. faml. ercisc. 
L. 3. Cod. de nogot. gestis. 
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Ueberhaupt und nach natürlichen Rechtsgrundſätzen bedarf es jur Gül⸗ 
tigkeit verfaflungsmäßig eontrabirter Staatsfchulden weder einer Berpfän- 
dung von Staatseigenthbum, weiche nur ein Sicherheitömittel gewährt, noch 
des Beweiſes einer Berwendung der Gelder zum Nutzen des Staates, und 
der Gläubiger, welter mit den verfaflungsmaßigen Repräfentahten des 
Staates contrabirt und benfelben fein Geld creditirt hat, ift weder berech⸗ 
tigt noch verbunden, dafür zu forgen, Daß das Geld zu den Staatsbedürf⸗ 
miffen wirklid verwendet werde. Dieb ift bloß Sache der Staatebeboͤrden 
ſelbſt und Gegenſtand der innern Stautsverwaltung. 

H. Grotius 1. cit. Lib. II. Cap. 14. |. 11. 12. 
Angef. Schrift: Wie find deutſche Reichsfürſten verbunden ı. ©. 9. 
u. 13 
Mur de, wo ohne legalen Vertrag Jemand Gelder zun Beten eines Staates 
aufgewendet bat, ift die Verwendung ſelbſt zugleich Bedingung, ſolchen Auf⸗ 
wand als Staatsſchuld anzuſehen. 


Dieſe Grundſaͤtze dienen zur Richtſchnur, wenn es an befondern Ber, 
trägen mangelt, oder Lücken in denfelden find. Auch müffen zweifelhafte 
Skaatöverträge fo erflärt werden, daß fle fo wenig als möglidy von ihnen 
«bweihen. Wie weit fie bei der gegenwärtigen Sache zur Anwendung kom⸗ 
men, wird fi aus dem Nachſtehenden ergeben. 


BB. Die von Klägern und zum Theil von den übrigen hohen Bethei- 
Iigten in ihren Proceffchriften als Entiheitungßquellen angeführten Staatd- 
 perträge find: 

I. der Lüneviller Friede vom 9. Februar 1801. 

. der Reihsdeputationd: Hauptichluß vom 25. Februar 1803. 

. der Parifer Friede vom 30. Mai 1814, und die Separatcowwention 
zwifchen Frankreich und den alliirten Mächten vom 20. November 
1815. 

IV. in gewifler Beziehung der zwifchen Sranfreih und dem Großherzog 
von Zranffuet zu Paris am 16. und 19. Februar 1810 ahgeſchloſ⸗ 
fene Vertrag, und zwei Staatöverträge zwiſchen Zranfreich und 

’ Weſtphalen vom 14. Januar 1810 und vom .10. Mai 1811. 


Ad. I. 

1) Dur den zwifdhen der Franzöflfhen Republik und dem Kaifer, 
König von Ungarn und Böhmen, für fih und das Deutihe Reich am 9. Ges 
bruar 1801 zu Rüneville gefchloffenen, nachher von dem Deutfihen Reiche 
am 7. und 9. März 1801 genehmigten Srieden, 

welcher in de Martens recueil des principaux traites, Tom. VII 
pag. 538., und in dem Anhange zu Leifl’d Lehrbuch des Teutichen 
Staatsreht &. 3. abgedrudt ift, 
wurden Mehrere Territorialveränderungen herbeigeführt, infonderheit wur⸗ 
den die Deutfchen Neicheländer des linken Rheinufers von Frankreich abge⸗ 
treten. Die weltlihen NReichöftände, welche dadurch Verluſt erlitten, fol: 
ten durch andere Deutſche Länder entſchädigt werden. 
Veber die Staatsfigutden enthält Art. 8 folgende Beſtimmung: 
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»Dans tous les pays cédôs, acquis, ou éehangés par le present 
traite, il est convenu, ainsi qu'il ayait die fait par les articles 
IV. et X. du trait& de Campo-Formio, que ceux, auxquels ils 
appartiendront, se ‚ehargeront des dettes hypothequees sur le sol 
des dits pays; mais attendu les difficultes, qui sont surrenues 
a cet &gard, sur Pinterpretation des dits articles du traite de 
Campo-Formio, il est expressement entendu, que la republique 
Francaise ne prend ä sa charge, que les dettes re 
‚sultantes d’emprunts formellement consentis par 
les &tats des pays ced&s, ou des depenses faites pour 
administration effective des dits pays«. 


In dem bier angezogenen Frieden von Gampo-Formio Art. III. wurden 
die Oeſterreichiſchen Niederlante an Frankreich abgetreten. Rückſichtlich der 
Schulden derfelben feßte der Artikel IV. feft: 

»Toutes les dettes hypothequees avant la guerre sur le sol des 
pays Enonces dans l’artiele precedent, et dont les contrats seront 
revetus des formalites d’usage, seront à la charge de la repu- 
blique Francaise s. 


Außerdem enthält diefed Inftrument Art. V.— VIL und XVIIL Berfüs 
gungen über mehrere Ränder, und binfichtlich derielben im Art. X. Folgendes: 
»Les pays cedes, acquis ou échangés par le present traite, por- 
teront à ceux, auxquels ils demeureront, les dettes hypothequees 

sur leur sol «, 

Der Art. IV. undX. würden, da man fih im Art. VIIL des Lüneviller 
Friedens darauf bezog, zur Erklärung des legtgedachten Artifeld dienen 
Pönnen, wenn fie Stoff dazu enthielten. Dieß it aber nicht der Fall. Denn 

a) die Worte in Art. IV.: »avant la guerrex — »et dout les con- 
trats seront revetus des formalites d’usage « ſcheinen abſichtlich 
im Lüneviller Friedensinftrumente weggelaflen zu feyn; auch bezogen 
fie ſich bloß auf die DOefterreichifhen Niederlande, und Fönnten alfo 
rüdfichtlich anderer Zander nicht als ein Erflärungsmittel gebraucht 
werden; 

b) die übrigen Worte des Artikels IV. und X. fagen in der That nichts 
Anderes, ald was der erfte Abfchnitt des Art. VIIL des Luneviller 
Friedens ſelbſt, nur mit einigen andern Worten, enthält, nämlich, 
daß den Erwerbern der Ränder zur Laft fielen les dettes hypothe- 
quees sur leur sol. 

2) Der Art. VII des Limeviller Friedens ftellte in feinem erſten Ab⸗ 
fchnitte eine Regel auf, die rücfichtlich aller durch den gedächten Frieden abs 
getretenen, erworbenen und vertaufchten Länder gelten follte. Es follten 
nämlich diejenigen, an welche jene Länder fielen, auf fih nehmen les det- 
tes hypothequees sur le sol des dits pays, Im zweiten Abs 
Tante folgte eine Beichrantung in Anfehung der an Frankreich abgetretenen 

änder. 

a) Was die Worte im erften Abfchnitte les dettes hypothdqudes sur 

le sol des dits pays betrifft, fo koͤnnen ſolche nicht im eigentlichen 
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Sinne genommen, fondern es müſſen darunter fämmtliche auf den 
abgetretenen, erworbenen und vertaufchten Landern haftende Schul» 
deu verfianden werden. Die Gründe dafür find: 


a) Obſchon die Raftatter Eongreßverhandlungen,, welche dem Lünen 
viller Frieden vorausgegangen waren, da fie bekanntlich feit dem 
6. December 1798 abgebrochen worden, Fein unmitteldares In⸗ 
trepretationsmittel für den Limeniller Frieden abgeben, fo weit 
ſich nicht in diefem darauf bezogen ift, fo ift doch der mitfelbare 
Einfluß derfetben auf den erwähnten Frieden um fo weniger zu 
verfennen, ald in Letzterm ſelbſt Art. VII. auf Schwierigkeiten bei 
Interpretation ded Tractad von Campo⸗Formiod hinfichtlich der 
Vebernabme der Staatsſchulden bingewiefen wird, in den Ra- 
flatter Gongreßverbandlungen aber über die MBerbindlichfeit zu 
Uebernabme der Staatsfchulden zwiſchen der Reichs - Friedensdes 
putation und den benollmächtigten Deiniftern der Sranzöfifchen 
Republik, ſelbſt mit fpecieller Beziedung auf den Tractat von 
Campo⸗Formio, 

Note des Oeſterreichiſchen Bevollmächtigten an die Miniſter ber 
Franzoſiſchen Republik vom 18. Mai 1798 — im Protokoll 
der Reichs⸗Friedensdeputation zu Raſtatt, herausgegeben von 
Heinrich Freiherrn Mund von Bellinghauſen. V. Bd. CLXXXV. 
Beilage, ©. 19. — 21., und abgedrudt in der Schrift: Ueber 
die Natur und Abtragung der Staatöfchulden und ihrer Zin« 
fen. Frankfurt a. M. 1801. ©. 8. ‘ 
discutirt worden ift. Die angeführte Note nun verweift auf einen 
bergebrahten Grundfag: dab Schulden, welhe auf Ländern 
haften, die durch einen Friedendfchluß unter eine andere Bot. 
mäßigfeit kommen, von derjenigen Macht übernommen merden, 
welche diefe Länder erhält. Dagegen verlangte Frankreich, daß 
die auf den an Frankreich abgetretenen Rändern haftenden Schul« 
den (les dettcs dont seraient gr&v&s les objets cèédôs ä 
la Republique) übertragen würden auf die dafür eingeräumten 
Entfchädigungslande. 
Im angeführten Protokolle, V. Bd. CCLXV. Beilage, S.191. 
— und in angeführter Schrift, ©. 96. 

Hier wird alfo von Schulden geſprochen, die auf den Rändern 
haften, ohne dazu eine Hypothek zu erfordern, obfchon auch 
die damit verfehbenen Staatsfchulden “noch befonders erwähnt 
wurden. 

Mote des Defterreihifchen Bevollmächtigten vom 23. Septem⸗ 
ber 1798 — im angeführten Protofolle, V. 8d. CCLXIL 
Beilage, S. 178. — und in angeführter Schrift, ©. 95. 


MD Wollte man eine Hypothek für die Bedingung der Uebernahme 
der Schulden anfehen, fo würde der Artikel eine Lücke enthalten 
Es hätte nämlich dann Niemand die mit Feiner Hypothek ver 
febenen Schulden ‚übernommen. Eine folhe Lücke laßt fih aber 
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um fo weniger denken, je ſpecieller vorher auf dem Raſtatter 
Congreſſe über die verſchiedenen Arten der Staatsſchulden ver: 
handelt worden war , und jemehr man wermutben muß, ed babe 
follen von ſämmtlichen Staatsſchulden gefprochen werben, befon- 
ders da mehrere Staaten ihre Eriftenz ganz verloren. 


y) Der zweite Abfchnitt des Artikeld VIII. enthalt zwar nicht Die 
Worte les dettes kypothöqudes sur le sol des pays, fondern 
dafür find bloß die Worte les dettes gebraucht. Gr fpricht alfe 
nicht befonders von hypothekariſchen Schulden, fondern (abgeſe⸗ 
den für jegt von der darauf folgenden Beſchränkung) von allen 
Schulden der an Frankreich abgetretenen Länder. Gleichwohl 
folte, wie der Zufammenbang zeigt, Dad Wort dettes daffelbe 
ausdrüden, was vorher mit den Worten deites kypothequees 
sur le sol bezeichnet worden war. 


d) Am Grunde und Boden des Landes Fann der Regent wegen 
Staatsſchulden gar Feine Hypotbef beftellen,, fontern nur an 
dem in Domänen, Sammerrevenien und Steuern beftebenden 
Staatövermögen, indem ber Grund und Boden des Landes ſich 
größtentheild im Privateigenthume der Unterthanen befinDet. 

Eichhorn's Einleitung in das deutfhe Privatrecht, $. 263. 

Es würden daher die Worte: »sur Je sol des pays« zu den 
» dettes hypothequees « nicht paflen, wenn man unter diejen 
bypothefarifhe Schulden verftehen follte. Dabingegen haben jene 
und diefe Worte zufammen einen guten Sinn, wenn man nicht 
an die Hypohhek denft. Sie bezeichnen dann die auf dem Bo- 
den oder Gebiete ded Staats (auf dem Lande) baftenden Schul: 
den. Daher find auch wohl in dem vom Sroßberzogthume Heſſen 
fol. 229. Vol. TI. angeführten decret Imperial sur la liquida- 

. tion des dettes des quatre departements de la rive gauche 
du Bhin dafür die Worte: les dettes hypothequees au terri- 
toire gebraudht. 

| Sn Gemäßheit des Vorftehenden beftimmte der erfte Abfchnitt 
des Artikeld VIII. des Lüneviller Friedens nur, was fchon an 
fih Rechtens war, namlich, daß jeder, welcher durch ihn Päns 
der erwarb, die darauf haftenden Echulden zu übernehmen babe, 
Eine Folge davon war, daß, wenn ein Staat getheilt wurde, 
die Erwerber der Theile die Staatsſchulden verhältnißmäßig zu 
übernehmen batten. 

Gefeßt aber, man könnte unter den dettes hypothequees 
sur le sol des pays nur hypothekariſche Schulden verfteben, ſo 
würde daraus Nichts folgen. Es wäre namlich dann (mie vorber 
sub lit. 9. gezeigt ift) eine Püde vorhanden, in Anfebung wel 
cher die oben sub AA. aufgeftellten allgemeinen Grundläatze ein 
träten. Dieß führte aber ebenfalls zu dem Nefultate, dag fämmt- 
liche auf einem Lande baftende Schulden auf Disjenigen, welde 
es erworben, übergegangen wären , Die hyvothekariſchen nämlich 
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vermöge der ausdrüdlihen Beſtimmung des Lüneviller Friedens, 
die nicht hypothekariſchen hingegen vermöge allgemeiner Grund⸗ 
ſaͤtze. 

Bisher hat man dargethan, daß die Hypothek keine Bedingung 
des Ueberganges der Schulden eines durch den Lüneviller Frie⸗ 
den erworbenen Landes geweſen ſey, und daß alſo auch nicht 
hypothekariſche Schulden dem Erwerber zur Laſt fielen. Ver⸗ 
fhieden davon ift noch die Frage: ob, wenn in getheilten ans 
dern Specialhypotheken vorhanden waren, und der Gegenftand 
derjelben fi in dem einen oder andern Gebietstheile befand, 
der Erwerber dieſes Gebietötheild die damit verfehene Schuld 
allein zu vertreten hatte? Man bat fie verneinet, weil, nad 
den Grundfägen sub AA. bei Bertheilung der Schulden eines 
zerſtückelten Staats auf die bloß zur Sicherheit des Gläubigers 
beftellte Specialbypothef , in Beziehung auf diejenigen, welche 
Gebietötheile erhalten, Nichtd ankommt, (was auch rückſichtlich 
der rechtö«rheinifchen getheilten geiftlihen Staaten im $. 78. des 
Reichsdeputations⸗ Hauptichluffes vom 25. Februar 1803 aner: 
Fannt worden iſt) und weil der Artifel VIII. des Lüneviller Kries 

. dens Nichts enthält, wodurch eine Ausnahme von diefer Regel be: 
gründet würde. Daß, nach mehreren Neußerungen in den Acten, 
in Anfehung anderer, als ber jest ftreitigen Staatsſchulden ber 
Länger, von welchen Theile an Frankreich gefommen find, das 
Gegentheil flatt gefunden bat, läßt nicht mit Sicherheit 
fchlieffen, daß daſſelbe rückſichtlich aller habe gelten follen.. 


b) Hiernähft erflärte an Frankreich im zweiten Abfchnitte des Art. VII. 

des Lüneviller Friedens, ed übernehme von den Schulden der ihm 

. abgetretenen Länder nur einige Claſſen: les dettes r&sultantes 

d’emprunts formellement consentis par les &tats des pays cedes, 

ou des depenses faites pour l’administration effective des dits 
pays. 

Diefe Erffärung kann jedoch in Anfehung der abgetretenen links⸗ 
rheinifchen Deutfhen Staaten, für welche Feine Entichädigung gege⸗ 
ben wurde, mithin in Anfehung aller geiftlihen, um deßwillen von 
feiner Wirkung ſeyn, weil ſich Niemand zur Bertretung der übri- 
gen Staatsſchulden jener Länder verpflichtet hat. Der Frankreich 
gegenüberftehende Contrahent rückfichtlih jener Länder war das 
Deutfhe Reich. Daß deflen Gefammtheit die von Frankreich nicht 
übernommenen Schuften habe vertreten follten, ift von den Klägern 
nicht behauptet worden, und kann auch nicht behauptet werden, weil 
die Schulden der einzelnen Deutfchen Territorien des geſammte 
Reich gar nicht intereflirten. 

Aber auch die rechts⸗reiniſchen Theile eines geiftlichen Landes, 
von weichem Stüde auf der linken Rheinſeite an Frankreich famen, 
Bann man nicht für verpflichtet anfeben. Denn, abgefehen davon, 
daß dadurch die Sache nicht erfchöpft würde, indem 3. 3. von dem 
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Bisthume Lüttich Nichtd bei Deutfchland blieb, fo waren auch Bie 
rechtösrheinifhen Theile der geiftlihen Staaten fhon auf dem Ra: 
ftatter Congreſſe beitimmt, fecularifirt zu werden, und erblihen Re⸗ 
genten, die Befisungen verloren , zur Entſchädigung zu dienen. 
Reichödeputationd - Hauptichluß vom 25. Februar 1803 im Ein: 
gange. 

Da man fih im Gingange des Limeviller Friedens ausdrücklich auf 
dasjenige bezog, was die Reichsdeputation zu Raſtadt bemilliget 
hatte, fo muß man die rechts⸗rheiniſchen Theile geiftliher Staaten 
mit zu den Ländern rechnen, wegen welcher der erfte Abfchnitt des 
Art. VIII. jenes Friedens die Regel aufftelit, daß die darauf haftenden 
Schulden den Erwerbern zur Laft fallen follten. Neun haftete aber 
auf diefen Gebietstheilen nur eine verbäftnißmäßige Portion der 
Staatsfohulden. Ein Mehreres davott ift allo auch auf die Erwer⸗ 
ber derfelden nicht übergegangen. Daß diefe Auslegung die richtige 
ſey, ergiebt ſich auch aus dem $. 38. des Reichsdeputationd: Haupt» 
ſchluſſes vom 25. Februar 1803, von defien, fowie von ded nachher 
angezogenen $. 45. verbindlicher Kraft gegen Franfreih unten ad II. 
das Möthige erwähnt werden wird. Nach demfelden folltep die 
von Frankreich nicht übernommenen Schulden abgetretenen Länder 
auf der linken Rheinſeite, für welche Entſchädigung ertheilt wurde 
(der weltlichen) nicht dem Reſte diefer Sander auf der rechten Rhein: 
feite zur Laft fallen. Es ift aber nicht einzuſehen, Mrum in Anfe- 
hung der recht srheinifchen Hefte geiftliher Länder etwas Anderes 
habe ftatt finden follen, und zwar um fo weniger, da diefe wie Ent⸗ 
fhadigungsländer betradhtet, und als foldhe, nach dem angezjogenen 
$. 38., fogar mit Schulden anderer links⸗rdeiniſcher Länder belaftet 
wurden. 


Feblt ed nun aber folhemnadh an einem Subjecte, das zur Ver⸗ 
tretung der von Frankreich nicht übernommenen Slaflen von Schulden 
links -cheinifcher Deutfcher geiftliher Gebietstheile verbunden ift, fo 
bleibt Nichts übrig, ald die oben sub AA. aufgeftellten Grundſäaͤtze 
zur Anwendung zu bringen, und in deren Gemäßheit die Schulden» 
rate jener Gebietstheile Frankreich zur Laft zu legen. Es war von 
Frankreichs Seite nicht genug, daß es erklärte, es übernehme nur 
gewifle Claſſen von Schulden, fondern es mußte auch dafür jorgen, 
dag die Vertretung der nicht übernommenen auf einen andern über: 
gieng. Denn zu der Annahme, es hätten die Korderungen der 
Gläubiger ganz vernichtet werden follen, fehlt ed an einem Rechts⸗ 
grunde, und fogar auch an einer Erflarung. 


Uebrigens hat es keinen Einfluß auf die Entfcheidung der vorlie- 
genden Sache, daß der Kurerzkanzler, nad 8. 25. ded Reichsdepu⸗ 
tations⸗Hauptſchluſſes, zu feiner Ausftattung Länder auf der rechten 
Rheinfeite erhielt, indem, nach $. 45., feine Austattung nicht wie 
eine Entfhadigung für das Verlorne, fondern wie eine ganz neue 
Dotation angelehen wurde. Es ift daher nicht etwa der von ber 
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Uebertragung links⸗rheiniſcher Schulden auf die Entſchadigungslän⸗ 
der handelnde $. 38. des gedachten Hauptſchluſſes zur Anwendung 
zu bringen. 

3) Nach den bisher aufgeſtellten Gründen iſt es ganz gleichgültig, ob 
die auf den Zoll Vilzbach und auf die Rente Lohne radicirten Schulden 
des ehemaligen Kurſtaates Mainz zur Claſſe derjenigen Schulden gehörten, 
die Frankreich ausdrücklich übernommen hat, oder nicht. Frankreich war in 
jenem und in diefem Falle zur Bertretung eines verhältnigmäßigen Theis 
berfelben verbunden. Aber auch den Beſitzern rechtö-rheinifcher Gebietstheile 
ded gedachten Kurſtaates Tag ed nach dem Lüneviller Frieden ob, die auf 
diefe Gebietstheile verhaltnigmäßig ausfallende Portion der in Frage fteben- 
den Echulden zu übernehmen, da ihr einziger Grund für dad Gegentheil 
— dab Dbject der Specialbupotket habe ſich auf der linken Rheinſeite bes 
funden — nad) dem Obigen nicht ausreicht. 

Man würde aber auch felbit in dem Falle, wenn Frankreich nur vers 
pflichtet geweſen ware, die im Lüneviiler Frieden ausdrücklich übernommes 
nen Schulden zu vertreten, in Anſehung derjenigen von Den ftreitigen Schul; 
den, wegen welcher Berfchreibungen in den Acten ſich befinden (vorausge⸗ 
feßt, daß die vorhandenen Abfchriften mit den Originalien übereinftimmten, 
nnd abgefeben von den Einwendungen, die vielleicht einzelnen Forderungen 
entgegenftehen, indem diefe nah den Bemerkungen sub A. nit zur Er: 
srterung in derAusträgal:Snftanz gehören) Frankreich zur DBertretung einer 
Hate für verbunden erachtet haben, und zwar aus folgenden Gründen: 

a) Das im Artikel VIII des Lüneviller Friedens vorfommende Wort 
l’emprunt ift feineswegs auf eigentliche Darlehne zu beſchränken, wie 
von Klägern fol. 42. Vol. IL et fol. 19. Vol. II. behauptet 
wird, vielmehr fteht, weil Fein Grund erfindlih ift, warum Frank 
veih Staatsfchulden aus andern verfaflungsmäßig abgefchloffenen 
Berträgen mit den ihm abgetretenen Rändern nicht hätte übernehmen 
wollen, anzunehmen, daß daffelbe in einem allgemeinen Sinne ge 
braucht worden fey. Weberdieg find Gultenfaufe, in welche mehrere 
Kurmainziſche Etaatdohligationen eingefleidet find, der Sache nach 
den Darlehnen gleichzuftellen , indem überhaupt in ältern Zeiten die 
Dariehne zu Berfchleierung der im Canonifhen Rechte verbotenen 
Darlehnszinfen gewöhnlidy in Form von Gülten⸗ (Renten⸗) Käufen 
abgefchloffen wurden, deren Gültigkeit das canonifhe Recht und die 
Deutfchen Neichögefege anerkennen, dafern die jährlidien Renten 
fünf Procent nicht uberfteigen. 

Cap. ı. et 2. Extravag. comm. de emt, vendit. 

Reichspolizeiordnung v. 3. 1530, Tit. 26. 8.8; v. J. 1548, Tit.17- 
8.9; 0. 3. 1577, Tit. 17. 9. 9. 

Reichsabſchied v. 3. 1654, 6. 174. 

Danz, Handbuch des deutichen Privatrechts, $. 203n. 

Eichhorn's Einleitung in das deutfche Privatrecht, $. 105. 

b) &6 ergiebt fi aus den beigebrachten Schuldverfhreibungen, daf 
das Domcapitul zu Mainz zur Eontrahirung der darin bemerften 
Schulden feine Einwilligung erklärt hat. Nun vertrat aber in geift- 

Leonbardi, uber Yusträgatverfahren. 49 - 
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lihen Ländern, die, wie Kurmainz, feine Landſtände hatten, Das 
Donrapitul allerdings auch die Stelle derfelben. 

von Sartori, a. a. D., Band II. ©. 515. und 715. 

Wieſe's Handbuch des gemeinen in Deutfchland üblihen Kir 

chenrechts, Th. II. $. 340. 

Es war alfo der im Artikel VIIL. des Lüneviller Friedens bedun⸗ 
gene Eonfens der Etände vorhanden, und es bedarf mithin nicht 
erft der von Geiten der beflagten Höfe gefchebenen Beziehung auf 
die von dem Franzöflichen PBrafecten zu Mainz erlaflene Liquidation 
aufforderung vom 9. Februar 1803, worin er unter die von Frank⸗ 
reich übernommenen Staatöfchulten auch die von böhern Admini- 
flrationsbehörden contrahirten rechnet. 

Num. XXXIV. S. 3. der Acten ber Deutichen Bundesverfanmlung- 
Auch würde diefe Herauslaſſung von feinem Gewichte feyn, da es 
dem gedachten Staatöbeamten nicht zukam, den Lüneviller Frieden 
zu interprefiren, wie denn auch diefelbe sec. fol. 78. Vol. L. et fol. 
431%. Vol. DO, von Franzoͤſiſcher Seite nachher zurückgenommen 
worden ift. 


ce) Auf die am Ende des Art. VIIL erwähnte versio in rem fommt 
Nichts an, weil darauf nur in Ermangelung des Eonfenfes der Stände 
gefehben werden ſollte. Es erledigt fi) daber aud die Behauptung 
der Kläger fol. 42. Vol. I. et fol. 228%. Vol. II. es feg Bedingung 
der Uebernahme der Schulden von Seiten Frankreichs geweſen, daß 
die Staatsihulden ausfchlieglih fir den an Frankreich gefallenen 

Landesantheil verwendet worden feyn müßten, obfhon auch dieſe 

Behauptung durch den gedachten Artikel nicht unterftüst wird. Da- 
hingegen würde man in dem gelegten Kalle (daß Frankreich nur 
verbunden gemwefen wäre, die ausdrüdlich übernommenen Schulden 
zu vertreten) nicht im Stande gewefen feyn, über die Bertretung 
der Schulden, wegen welcher Peine Berfchreibungen in den Acten 
fih auffinden, fofort ein unbedingtes Definitiourtpeil zu fallen, weil 
rückſichtlich dieſer Schulden auch fonft aus den Acten nicht her⸗ 
vorgeht, ob dad Domtapitel zu Mainz zu deren Aufnahme feine 
Einwilligung ertheilt babe, oder ob eine versio in rem vorhanden 
fey. Indeſſen bedarf ed nunmehr wegen biefes Punkts keiner weitern 
Verhandlung in der Austrägal-Inflanz, da fhon die oben aufgeſtell⸗ 
ten Gründe zur Ratifirung aller in Frage ftebenden Schulden, nadı 
dem Lüneviller Frieden und nad) allgemeinen Rechtögrundfägen, 
jureichen. 

4) Der im $. 5. der Klage fol. 43. Vol. I. allegirte Friedensſchluß 
zwiſchen Defterreih und Frankreich vom 14. Ortober 1809 if nidyt geeignet, 
ein Interpretationsmittel für den Lüneviller Frieden: abzugeben, da er unter 
andern Sntereflenten und auch über andere Gegenſtände abgeſchloſſen if. 
Auch find die fol. 8. Vol, IE. erwähnten Aeußerungen der Bundestags: 
gefandten der Krone Württemberg und des Herzogthums Naffau ohne Ein- 
fluß auf die Entſcheidung, indem denfelben, bei dem damaligen Stande der 
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Sache, nicht die Abſicht unterlag, den Lüneviller Frieden auf eine verbind- 
fihe Weiſe zu erPlaren. 
Ad Il. 

Der Reichsdeputations-Hauptſchluß vom 25. Februar 1803 hatte, fo 
weit er mit Gonturrenz der Franzoͤſiſchen Republik und unter Rußlands 
Vermittelsig abgefchlöffen worden, zum Zweck: dieim V. und VII. Artifel des 
Lüneviller Friedens zu Pünftiger näherer Beftimmung ausgefeste Entichdi 
digung des GSroßherzogs von Toscana mit Deutſchen Ländern und die Ent» 
fhadigungen der erblihen Deutfhen Neichöftände für ihre auf dem finfen 
Rheinufer verlornen Länder zu reguliren. Auf diefen Zweck wird die Con⸗ 
currenz Frankreichs und Rußlands bei diefem Reichsſchluſſe in deſſen Eins 
leitung ausdrũcklich befchräntt. 

Der Deputationsrece mit Erläuterungen x. von Adam Chriſtian 
Gaspari. Hamburg, 1803, 2. Th. Seite 2. 3. und 7. 


Nur die erften 47 656. dieſes Receſſes, weiche fih auf den angegebenen 
Zweck beziehen, find von Frankreich vorgefchlagen und redigirt, 
Beilagen zu dem Protofolle der aufferordentlichen Reichsdeputation 
zu Regensburg, Band III. Beilage CCLIX. und CCLX. ©. 185. — 
Band IV. Beilage CCCXX!. und CCCXXIL ©. 89.—%. 
nur dieſer erftere Theil deffelden zugleich in Franzoͤſiſcher und Deutſcher 
Sprache als Originaltert aufgeſetzt 
Conclusum in der 34. Sitzung vom 14. December 1802. 
Gaspari a. a. DO. 1. Tb. ©. 275. 2. Th. ©. 301. 
Vergl. 46. Sitzung vom 25. Februar 1803. Gaspari, a. a. D. 
1. Thl. ©. 313. 
und von den Bevollmächtigten Frankreichs und Rußlands unterfchrieben 
worden, 
de Martens, recueil des principaux traites. Supplement Tom. III. 
p- 310. 
keineswegs die folgenden $6. von $. 48. an, welche nur Die innern Ange, 
fegenbeiten Deutfchlands betreffen, die aljo auch, fofern darin eine zum Nach⸗ 
theil Frankreichs gereichende Abanderung des Lüneviller Friedens hinfichtlich 
der von Zranfreich im Art. VIIL übernommenen Schulden enthalten wäre, 
als für Frankreich nicht verbindend angefehen werden fönnten. Dielen letztern 
Theil des Reichsſchluſſes hat auch Frankreich in feinem Bertrage mit dem 
Großherzoge von Frankfurt vom 16. Februar 1810, Art. 9. durch die darin 
nur generell gefchehene Beziehung auf den eilt des Reichsſchluſſes Cund 
des Puneviller Friedens), welchen es zu feinen Gunſten unterftellt, Feines, 
wegs als feine eigene Willenserflärung anerfannt, wie Kurbeflen fol. 110. 
Vol. I. und der Königli"Würtembergifhe Gefandte in Num. XXXV. der 
Acten der Bundesverfammlung behaupten. 


Der $. 80. dieſes Reichsſchluſſes, worauf ſich auf Seiten der beflagten 
Höfe bezogen wird, bezweckt aber auch felbft, feinem Inhalte nad, keines⸗ 
wegs eine Abänterung der von Frankreich im Füneviller Frieden Art. VIII. 
mit den linken heinufer übernommenen Staatsſchulden, vielmehr verweift 
deſſen Snhalt: 

49 * 
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vlägen hingegen die geiſtlichen Lande, von deren Schulden die Frage 

ift, zum Theil auf der linken Rheinſeite, fo find Diejenigen Landes⸗ 

fhulden, die ihre Specialhypothek auf der linken Mbeinfeite haben 

oder fonft no, nah dem Lüneviller Frieden, geeignet find, 

auf die Franzoͤſiſche Republik überzugehen, von der zu vertheilenden 

Schuldenmafle eines ſolchen Landes voraus abzuziehen« — 
ausdrücklich auf den Lüneviller Frieden ald Norm für die von Frankreich 
übernommenen Schulden. Bon einer Tendenz: diefen Friedensſchluß zum 
Nachtheil Frankreichs abzuandern oder authentiſch zu interpretiren, wozu 
ohnehin die fpecielle Zuftimmung Frankreichs erforderlich geweſen wäre, 
findet fih auch in den diefem Reichsſchluſſe vorausgegangenen Berathungen 
und Abftimmungen der Reichödeputirten Peine Andeutung, vielmehr wird 
darin — Sess. XXI. $. 121. die auf den Landern und Kreifen baftenden 
Schulden betreffend — hinſichtlich dieſes Gegenftandes die Beftimmung des 
Lüneviller Friedens vorausgefegt, 

von Kurboͤhmen, ©. 432. des I. Bandes des Protokolls der außer: 

ordentlihen Reichödeputation, 

von Kurmainz, ©. 434. Ebd. 

und im concluso felbft, ©. 439. Ebd. 
wie denn auch Frankreͤich zu den im Lüneviller Frieden übernommenen 
Schulden de Iinfen Rheinufers fih in der Note feines Gefandten vom 
19. October 1802, Num. 3. 

II. Bd. der Beilagen zu dem Protokolle der außerordentlichen 

Reichsdeputation, ©. 135. 


nochmals verbindlich erklärte. 


Der von Kurheſſen fol. 99. Vol. I. berausgehobene Umftand,, daß, Ta 
Heflen-Darmftadt an dem Mainzifhen Ausgleichungscongreſſe zu Frankfurt, 
welcher die fraglihen Kurmainzifhen Schulden, unter Beziehung auf bie 
ihretwegen beftellten Specialhypotheken auf der linken Nheinfeite, an Frank⸗ 
reich gewiefen, Theil genommen bat, ift nicht erheblih, indem das Groß. 
berzogthum Heflen damals nod) Peine linkd-rheinifchen Sandestheile des Kur; 
ſtaates Mainz erworben hatte, mithin nur feine rechts-rheinifchen Lande re 
präfentirte. 


Hiernächft bewirkt zwar der von Klaͤgern für ſich angezogene (auch mit 
Frankreich verhandelte) $. 38. des MeichödeputationssHauptfchluffes, welcher 
Folgendes beftimmt: 

»Die für ihre Befigungen jenfeits des Rheins entſchädigten Reiche 
fände haben ihre ſowohl bloß perfönlidhen, als die von erwähnten 
Belißungen berrührenden Schulden auf ihre zur Entfchädigung er⸗ 
baltenen Domänen und Renten zu übernehmen und von denfelben 
zu tigen; doch vorbehaltlich der in dem Lüneviller Srieden und in 
den von dem Franzöfiichen Gouvernement mit einzelnen Reichsſtänden 
geichloffenen befondern Berträgen enthaltenen Beitimmungen «, 
allerdings eine Berminderung der auf Frankreich Durch die Erwerbung des Iinfen 
Rheinufers übergegangenen Schulden. 


m 
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Allein diefe Ueberweiſung der Schulden links⸗rheiniſcher Länder auf das 
rechte Rheinufer betrifft bloß die Schulden weltliher Länder, nicht aber 
auch die der fecularifirten geiftlihen Staaten. Daß hiervon auch in Ans 
fehung des Kurſtaates Mainz Peine Ausnahme eintrete, ift bereits ad I. 
Num. 2. Lit. b. bemerkt. 

Solchemnach ift ed für vorliegente Rechtsſache irrelevant, was unter 
den Worten des $.38. »die von erwähnten Befibungen herrührenden Schul⸗ 
den« verftanden worden fey. Es würde aber auch, wenn felbft ein Fall 
vorhanden wäre, bei welchem der $. 38. zur Anwendung Fame, der von den 
Klägern verfuchten Auslegung, daß Frankreich gar Feine Rammerfchulden 
übernommen habe, nicht beizupflichten feyn, indem der Lüneviller Frieden 
Peine ſolche Beſtimmung enthält, und doch in $. 38. auf denfelben hinge- 
wiefen ift. 

Uebrigens ftellt fiy durch die oben ad I. begründete Interpretation des 
Lüneviller Friedens, Art. VIIL, wonach die Webernahme der Schulden von 
einer Specialhvpothek unabhangig ift, dasjenige als unerheblih dar, was im 
6. 6. der Klagſchrift aus der im $. 39. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes 
gefchebenen Aufhebung der Nheinzölle und den darauf ſich beziebenden Ber: 
handlungen gefolgert wird, wie denn auch Die fol. 44b. seqg. Vol. I. aus» 
gehobene Neuerung des Naſſauiſchen Gefandten Fein Anerfenntnig enthalt, 
daß fammtliche auf den Rheinzöllen verfichert gewefene Schulden der rechten 
Rheinfeite zur Laft fielen. 


Ad I. 


In dem zwiſchen Frankreich und Defterreih nebft feinen Allürten zu 
Paris am 30. Mai 1814 gefchloffenen Frieden, worin Frankreich das linke 
Rheinufer an Deutichland wieder abtrat — wovon nachher diejenigen Theile, 
weiche vormals zum Kurftaate Mainz gehörten, an das Großherzogthum 
Heſſen und die Krone Preuflen gefommen find — ift im Art. XXL 

de Martens, Supplement au recueil de principaux trait&s, Tom. VL 
p- ı0. " 
Solgendes beftimmt: ’ 
» Les dettes specialement hypothequees dans leur origine sur 
les pays qui cessent d’appartenir a la France ou contractees 
pour leur administration interieure, resteront a la charge 
de ces memes pays. « 

Diefe auf die Schulden aller Länder, welche Frankreich in dieiem Frie⸗ 
ben abtrat, ſich beziehende Beſtimmung, in welcher des Lüneviller Friedens 
nicht einmal befondere Erwähnung gefchieht, fügt weiter Nichts: als daß die 
urfprünglich auf den Ländern, welche Frankreich jeßt abtrat, gehafteten oder 
für ihre innere Berwaltung contrabirten Schulden diefen Rändern zur Laft 
bleiden würden. Snfonderheit deuten die Worte les dettes specialement 
hypothequees dans leur origine sur les pays nicht auf urfprüngliche 
Specialbppothefen in den einzelnen Ländern bin, vielmehr drüden fie bloß 
aus, daß die früheren Schulden der von Frankreich erworbenen und jeßt 
wieder abgetretenen Ränder: nicht etwa in eine Maſſe vereinigt, und fodann 
verbältnigmäßig unter alle wieder abgetretenen Länder vertheilt werden, 
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ſondern daß jedem einzelnen Lande feine frühern beſondern, d. h. die auf 
demſelben, zur Zeit der GErmwerbung von Geiten Frankreichs, gebafteten 
Schulden wieder zur Laſt fallen follten. Es enthalt alfo die angezogene 
Stelle weder eine Erklärung, nod eine Abanderung des Lüneviller Friedens. 
Hiernähft findet fih unter den im Artikel 9. des Parifer Hauptver⸗ 
trags vom 20. November 1815. und in der Ceparatconvention von dem> 
felben Tage, Art. 6., vorbehaltenen nähern Beitimmungen über jene Spe⸗ 
ciaſſchulden der von Frankreich wieder abgetretenen Länder in Art. 9. der 
letztgedachten Geparatconvention folgender in $. 7. der Llagichrift, fol 57%- 
Vol. LI. angeführter Beichluß: 
»I sera procede a la liquidation des intérèts non payés des 
dettes hypothequees sur le sol des pays cedes à la 
France par les traites de Campo-Formio et de Lunerille, re&- 
sultant d’cmprunts formellement consentis par 
les ötats des pays cédés ou des depenses faites 
pour l’administration effective des dits pays“. 
Hiernach follten die unbezablt gebliebenen Zinfen von den Schulden, 
die Sranfreih wegen der ihm in dem Frieden von Campo⸗Formio und Lü⸗ 
neville abgetretenen Ränder übernommen hatte, liquidirt werden. Die Schuld: 
ner find wörtlich fo bezeichnet, wie es im 2. Abfchnitt des VIII. Artikels 
des Lüneviller Friedens gefchehen war. Man ann allenfalls darin das 
Anerkenntniß finden, daß Frankreich nur die gedachten Schulden übernom: 
men babe. Daraus folgt jedoch Nichts für die jebige Entfcheidung, wie be- 
reit6 oben ad I. Rum. 2. Lit. b ausgeführt worden ift. 
Der 2. Abfchnitt des Artikel 9. der Separatconvention vom WO. Mo: 
semiber 41815 enthielt die Vorſchrift: 
»Les Commissaires-liquidateurs devront prendre pour regle de 
leurs operations, et les dispositions des traites de paix et les 
lois et actes du gouvernement Frangois, sur la li- 
quidation ou l’extinction des creances de la nature de 
celles, dont il s’agits. 


Eine ähnliche findet fi in den Worten des Artikels 7: 
»sans toutefois que, par la presente stipulation, il soit deroge 
en rien aux lois ou actes du gouvernement, qui prononcaient 
des prescriptions, des decheances, et eu vertu desquelles les 
er&ances devaient s’eteindre au profit de la France par voie 
de confusion ou de compensalion«. 


Kläger führen nun fol. 30h. sq. et fol. 65. segg. Vol. Lan: Es hätten 
fih einige von den Öläubigern, deren Forderungen gegenwärtig in Frage 
fanden, bei dem zur Liquidation der Staatsſchulden der vier neuen Depar⸗ 
tements der linken Rheinſeite ernannt gewefenen Liquidateur general, 
dem Staatsrath Zollivet, gemeldet, fie wären aber von diefem im Sabre 1806, 
mittelft befonderer Decrete, 

vergl. die von mehreren Gläubigern eingereichte Denkſchrift vom 
3. December 1816 in den Acten des Bundestags, Num. 1. 
und die Beilage zur Klage fol. 77. seqg. Val. I. 
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abgewieien werben. Diele Decrete wären, da nicht nachgewieſen fey, daß 
Die Imyetranten Dagegen Recurs an den Gtaatsrath ergriffen, nad den 
Franzoͤſiſchen Geſetzen für rechtötraftig zu halten. In Gemäßheit der an- 
gesogenen Stellen der Separatconvention vom 20. November 1815 könnten 
Daher die Forderungen diefer Gläubiger, rückſichtlich ihrer, der Kläger, nicht 
mehr beachtet werben. Aber aud die Forderungen der übrigen Gläubiger 


wären, in Beziehung auf fie, die Kläger, nach der gedachten Convention  . 


nicht mehr gültig, indem Frankreich Durch Decrete vom 25. Yebruar 1808 
und nom 13. December 1809 alle von den Schulden des linken Rheinufers 
berrübrende, damals noch int liquidirt gewefene, Forderungen für erlofchen 
erklaͤrt hätte. 

Dagegen ift jedoch zu erinnern: 

Im Artikel 9. find auch, und zwar zuerſt, die Friedensichlüffe von 
SamposFormio und von Rüneville ald Normen ruckfichtlich der Staatsfchulden 
angegeben. Wan muß daher annehmen, daß die Franzoͤſiſchen Geſetze und 
Berfügungen des Franzöflfchen Gouvernements nur beachtet werben follten, 
fo weit fie jenen Sriedensfhlüffen nicht zumider waren. Die angeführten 
Abmeifungsdecrete des Liquidateur general waren aber dem Lüneniller 
Frieden entgegen, indem Granfreich nach demfelben, wie oben ad I. außs 
geführt ift, allerdings einen Theil der auf den Zoll Vilzbach und die Rente 
Lohneck verfiherten Schulden zu tragen hatte Es verdienen daher jene 
Decrete keine Berüdfihtigung. Ueberhaupt hatte auch der Liquidateur ge- 
neral Zollivet gar nicht die Abſicht, die gedachten zurückgewieſenen Forde⸗ 
rungen ganz oder zum Theil für unwirkſam zu erffären; er fprad vielmehr 
nur aus, nicht Frankreich, fondern die rechte Mheinfeite habe die Verbind⸗ 
fichfeit, fe zu tilgen, und verwies daher die abgewiefenen Gläubiger an die 
Beſitzer rechtösrheinifcher Mainziſcher Gebietstheile. Zu einer ſolchen ein- 
feitigen Erflärung des Lüneviller Friedens war er aber eben fo wenig bes 
rechtigt, als Die Franzöftiche Regierung ſelbſt. Ein Recurs an den Staats⸗ 
rath war nicht nöthig, da, wenn auch diefe Staatsbehörde diefelbe Meinung 
audgefprochen hätte, dem Rechte der Gläubiger Nichts entzogen worden 
wäre. 

Kerner Eonnte die Franzöflihe Regierung ihre Decrete vom Sabre 1808 
und 1809, wodurd fle die damals noch nicht liquidirten links⸗rheiniſchen 
Stastsihulden für erlofhen erklärte, gar nicht auf die jept in Frage ſtehen⸗ 
den Schulden beziehen, weil fie ja diefelben für links⸗rheiniſche nicht an⸗ 
erfennen wollte. 

Endlich wollen Klaäger fol. 71. sq. aus folgender Stelle im Artikel 6. 
der Separatconvention vom 20, November 1815: 

»On ne remboursera pas à la France le montant des in- 
scriptions provenant de dettes hypothequees sur des immeubles, 
que le gouvernement Frangois & alienes, quelle que soit la na- 
ture de ces immeubles, pourvu que les acquereurs de ces im- 
meubles aient paye le prix entre les mains des agens du gou- 
vernement Francois, à moins quo les dits immeubles ne se 
trourent aujourd’hui (autrement que par voie d’acquisition à 
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titre onereux, faite pendant la durée de l’administration Fran- 

coise) entre les mains, soit des gouvernements actuels ou d'é- 

tablissements publics, soit des anciens possesseurs. Le gouver- 

nement Francois reste charge du payement des rentes de ces 
inscriptions«. 
und aus den im Artikel 7. derfelben Convention befindlihen Worten: 

»Seront deduits de ces remboursements : 

a) Les capitaux et interets hypothöques sur dcs immeubles 
alienes par le gouvernement Francois, encore bien que les 
dita capitaux n’aient pas &te convertis en inscriptions sur le 
grand livre de la dette publique», 

ableiten, dag, wenn audy Frankreich, durch den Lüneviller Grieden, mit den 
in Frage befangenen Schulden belaftet worden wäre, doch fie, die Kläger, 
diefelben nicht zu tilgen hätten, indem nur diejenigen Pfandichulden auf 
die neuen Befiger der wiederabgetretenen Länder übergegangen wären, wegen 
welcher der dafür verpfändet geweſene Gegenftand von Frankreich zurück⸗ 
gegeben worden fey. Dieß fey aber in Aniehung der gedachten Schulden 
nit der Fall, indem der Zoll Vilzbach ſowohl als die Rente Kohned von 
Sranfreih aufgehoben worden wären, und bei der WBiederabtretung der 
Mainzifhen links⸗rheiniſchen Gebietstheile nicht mehr eriftirt hätten. 


Beide Artikel begründen aber die Behauptung der Kläger keineswegs. 


Der fechite handelt bloß von den in das große Buch eingetragenen 
Staatsichulden, die durch die Eintragung in allgemeine Franzöſiſche Staates 
fhulden verwandelt worden waren. Diefe behielt Srankreih, wie aus dem 
eriten Abfchnitte des Artikels 6. hervorgeht, es befam aber dafür Ver⸗ 
gütung von den wiederabgetretenen Ländern, auf welhen jene Schulden 
früher gehaftet hatten. Die Vergütung follte jedoch wegfallen, wenn Frank⸗ 
reich die wegen jener Schulden verpfändet gewefenen Immobilien veraußert 
hatte, weil ſolchenfalls die Franzöfiiche Regierung durch den erhaltenen Kauf- 
preis ſchon entfihädigt worden war. Alles dieſes paßt auf den vorliegenden 
Fall ſchon um defmillen nicht, weil die jet ftreitigen Schulden nicht zu 
den ind große Buch eingetragenen und deshalb Zranzöfifch gebliebenen 
Staatsſchulden gehoeren. 


Allgemeiner fpricht die aus dem Artikel 7. ausgehobene Stelle, in 
welcher zwar nicht ausdrüdlich verabredet, aber, nach dem Zuſammenhange, 
vorausgeſetzt if, Frankreich behalte auch die ins große Buch. nicht einges 
iragenen Schulden, wenn es die deßhalb verbppothecirt geweienen Immo: 
bilten veräußert babe. Allein fie leidet Feine Anwendung auf den vorliegen. 
. den Zal, weil der Zoll Vilzbach und die Rente Lohne (wenn man fie 
auch zu den Immobilien rechnen Pönnte) nicht veräußert worden find. Die 
Aufhebung derielben (welche übrigens Beklagte nicht einmal durchgängig zugeftan- 
den haben) ift aber der Beraußerung keineswegs gteichzuftellen. Denn bei Vers 
äußerungen hatte Frankreich einen Kaufpreis befommen, den es bei der 
MWiederabtretung der Länder nicht herausgab. Ein ſolches Verhältniß ift 
rückſichtlich der Aufbebung ienes Zolles und jener Rente nicht eingetreten. 
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Ad IV. 


In dem zwiſchen Frankreich und dem Großherzoge von Frankfurt zu 
Paris am 16. Februar 1810 abgeſchloſſenen und am 19. defſelben Monats 
ratificirten Bertrage ift Art. 9. beftimmt : 

»Les dettes contractees par la chambre des finances ou con- 
stitudes par le chapitre de Mayence et uotamment celles, qui 
. etoient hypothequees sur la rente Lohneck et le peage Vilsbach 
au dit Mayence devant, d’apres l’esprit et la lettre du trait6 
de Luneville et du rec&s del’Empire, Etre ä la charge des Sou- 
verains, qui ont recu en indemnit& les possessions Mayencaises 
a la rive droite du Rhin ou de leur ayant cause, Son A. E. 
s’engage à acquitter les dites dettes sans aucun partage avec 
la France, concurrement avec les autres Princes de la Confe- 
deration du Rhin, sous la souverainete desquels se trouvent 
des possessions de l’ancien Electorat de Mayence, et à raison 
de la portion de ces &tats possedee parchacun d’eur: « 
de Martens, Suppläment au recueil. Tom. VU. p. 180. 


Zwei ganz gleihe Stellen enthalten die zwifchen Frankreich und Weſt⸗ 
phalen eingegangenen Verträge vom 14. Sanuar 1810, Art. 13., und vom 
10. Mat 1811, Art. 18., nur daß darin ſtatt der Worte »Son A. E,« 
die »S. M. le Roi de Westphalie« vorkommen. 


Die Kläger haben nun in ihrer Klage fol. 68. et fol. 74. Vol.I. unter 
Beziehung auf den erften Bertrag und infonderbeit auf die Worte deffelben: 
Son A. E. s’engage à acquitter les dites dettes sans aucun partage 
avec la France, angedeutet, der Großherzog von Frankfurt babe Frankreichs 
Verbindlichkeit rückſichtlich der ftreitigen Schulden, wenn je eine foldhe vors 
banden gewefen fep, übernommen, fo weit er die Eoncurrenz der übrigen 
Fürſten nicht bewirken fönnte, und Frankreich fey alfo davon befreiet worden. 

Man muß jedoch die ausgehobenen Worte aus den folgenden: con- 
currement etc. erffären, und dieſe zeigen binlänglih an, daß der Groß: 
herzog von Frankfurt nur die auf die unter feinen Befigungen befindlichen 
Mainzer Gebietötheile ausfallende Rate habe übernehmen, nicht aber auch 
für die Raten anderer Mainzer Gebietötheile haften wollen. 

Ferner haben die Kläger fol. 31b. 267b. 274. Vol. I. nicht undeutlich 
zu verfteben gegeben, daß fie Kurbefien für verpflichtet halten, den beiden 
von dem vormaligen Könige von Weſtphalen mit Frankreich eingegangenen 
Berträgen, Art. 13. und 18. nachzufommen. 

Es ift jedoch notoriſch, daß der Kurfürſt von Heflen bie feindliche 
Occupation feines Landes und bie Interimsregierung deffelben nie anerkannt 
bat. Die Handlungen, welche dagegen fol. 374. Vol. I angeführt werden, 
(Beibehaltung der Einziehung der Deutichen Ordensgüter und der Aufbebung 
der Patrimonialgerihtsbarfeit) begründen nicht Die Annahme eines Aner: 
feuntniffes, indem der Kurfürft von Heflen zu denfelben, vermöge der eigenen 
Souseraimetät, berechtigt war. - Run ift zwar nicht in Abrede zu ftellen, 
daß die zu Fort ſetzung der Verwaltung eines feines rechtsmäßigen Ober⸗ 
haupts beraubten Staates erforderlihen Regierungshandlungen, weiche 
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ein factiſcher Inhaber der hoͤchſten Staatsgewalt vorgenommen Bat, ſoweit 
fie die innern Landesangelegenheiten betreffen, nad allgemeinen ſtaats⸗ 
rechtlichen Grundſãtzen ipso jure auch für den nachher wieder eingetretenen 
rechtmäßigen Regenten verbindend find, 

Klũbers Curopãiſches Volkerrecht. Stuttgart 1824, Bd. IL $. 259. 

v. Buͤlow's Abhandlungen über einzelne Waterien des römifchen büre 

gerlihen Rechts, Thl. IL Hft. L ©. 7. 

wie denn auch andere Megierungsbandlungen des Zwiſchenherrſchers durch 
ausdrückliches oder ſtillſchweigendes Anerkenntniß des wieder eingetretenen 
rechtmäßigen Regenten oder wegen des dem Lande daraus zugewachſenen 
Bortheild (ob versionem in rem) für Das rechtmaͤßige Staatsoberhaupt 
verbindlich werden koͤnnen. 

Klüber, a. a. O. $. W9. Num. 1. und 5. 

v. Bülow, d. a. O. ©. 13. 
Allein die in obgebachten beiden Staatsverträgen von Jerome, Könige von 
Weftphalen, übernommene Verpflichtung zu Schulden eines fremden 
Landes fteht nicht unter der Gathegoria von Zortießung der inneren Lan⸗ 
desverwaltung, und ein beſonderes Anerfenntniß diefer Verpflichtung durch 
den Kurfürften von Heſſen oder eine damit in Verbindung ftehende versio 
in rem, if von klagender Seite nicht befauptet, mithin find jene beiden 
Staatöverträge gegen das Kurfürftenthum Heflen ald Entfcheidungsquellen 
in gegenwärtiger Sache nicht zu betrachten. 


Außer den bisher erörterten Staatöverträgen bat das Großherzogthum 
Heffen mit der Krone Preuffen fih in $. 9. der Klasichrift, fol.63. Vol. I. 
noch auf zwei Entfcheidungen ded Reichshofraths vom 4. Februar 1805 und 
vom 25. April 1806, fol. 260. et 269. Vol. II. berufen, worin, in Sachen 
bes Caspar Anton von Maftiaur c. den Großherzog von Heilen und übrige 
Beſitzer der rechtösrheinifchen Kurcälnifhen Lande, letztere in Bezahlung 
einer Kurcölnifhen Kammerſchuld, wofür mit Einwilligung des Domcapituls 
der Zoll zu Andernach auf der linken Rheinſeite verpfändet war, verurtheilt 
worden find. Allein, obichon diefe Kurcöinifhe Staatsſchuld im Wefentlichen 
unter die Gathegorie der jebt flreitigen Schuidenclaffe zu gehören ſcheint, 
fo kann doch jenes Präjudiz, welhem ohnehin keine Gründe beigefügt wor⸗ 
den, für biefiges Austrägalgericht Feine Entfheidungsquelle abgeben, da es 
andere Parteien und ein anderes fpecielles Streitobject betroffen bat. 


Endlich find die fol, 5ı. Vol. II. von Hagender Seite geftellten Erin» 
nerungen gegen mehrere Abfchnitte der Litisconteftation, weil letztere ſelbſt 
ganz einflußlofe Begenflände betreffen, unerheblih. Die fol. 196. Vol. IL. 
vom Herzogthum Nafau mit Würtemberg vorgefchügte Einrede der Com⸗ 
penfation aber, deren nähere Darftellung ſich felbige fol. ıg7b. dict. Vol. 
noch vorbehalten hatten, aber nicht nachgebracht haben, iſt ſchon um def 
willen nicht zu beachten gewefen, weil das Großherzogthum Heſſen mit der 
Krone. Preuſſen in diefer Gtreitfache keine eigene Anforderung an Naſſau 
und Würtemberg gemacht, fondern bioß fi dem Anfinnen, eine Schulden: 
maſſe zu übernehmen, entgegengeſetzt hat; mithin fehlt Das zur Conwenſation 
erforderliche Nechtsverhaͤltniß eine mutui debiti et crediti, unb Die exxi- 
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pirten Anſprüche bahen, als Dem vorliegenden MMechtöftreite fremdartig, darin 
nicht berüdfichtigt werben können. 


In der Erörterung ad I wurde nachgemiefen, daß, nach dem Art. VII: 
des Lüneviller Friedans und nach den ſubſidiariſch anzumendenden Rechts⸗ 
grundſãtzen sub AA, weder Franukreich als Erwerber der links⸗rheiniſchon 
Theile des Kurſtaates Mainz allein, noch Die Befiger rechts⸗rheiniſcher Theile 
dieſes Staats allein verbunden geweſen find, die dest ſtreitigen Staats⸗ 
ſcaulden zu tragen, fpndern daß die Vertretung der gedachten Schulden 
Frankreich und den rechts⸗vheiniſchen Befigern zuſammen (jedem antheilig) 
obgelegen babe. 

Aus der Erörterung ad II. IH. IV. ergibt fi, daß Cabgefehen für jegt 
son den Solgen des Anerkenntniffes des Pariſer Beriragd von Seiten einiger 
rechts⸗rhoiniſcher Staaten) Fraukreichs Verbindlichkeit, während feines Bes 
ſtzes des linken Rheinufers, weder vergrößert, noch vermindert, noch gänz⸗ 
lich aufgebaben worden, und daß dieſelbe auf die nachherigen Beflger der 
links·rheiniſchen Mainziſchen Landestheile übergegangen ſey, ingleihen, da 
die Verbindlichkeit der re hts⸗rheiniſchen Beũtzer ebenfalld feine Veränderung 
erlitten babe. Es mußte daber der erfte Theil der Borfrage dahin beants 
wortet werden, daß die Befiger der Landestheile des ehemaligen Kurſtaates 
Mainz auf der linken und rechten Rheinfeite die auf den Zoll Vilzbach und 
auf die Rente Lohne? radicirten Schulden zu vertreten und zu übernehmen 
ſchuldig And, und zwar mit Einfchluß der auf Den Zoll Vilzhach verficherten 
Forderung des Mainzer Pfandbaufes non 232,000 Fl., indem in Anichung 
dieſer Forderung aus den Arten Nichts hervorgeht, was einen Ausſpruch, 
der von dem die übrigen Vilzbacher Schulden betreffenden abwiche, bes 
Uebrigens if hierbei noch zu erwähnen, daß, nach der bei der Eutſchei⸗ 

dung ‚genommenen Anficht : 

1) die in Gemäßheit der Borfrage im Erkenntniſſe gebrauchten Worte: 
»die auf den Zoll Vilzbach und auf die Rente Lohne radicirten 
Schulden⸗ — »der auf ben Zoll Vilzbach verficherten Forderung⸗ 
bioß zur Bezeichnung der in Frage ſtehenden Schulden dienen, keines⸗ 
wegs aber auf eine Hypothek hindeuten, Daß alfo aud nicht hypo⸗ 
thetarifche Schulden, welche auf jenen Zoll oder Diele Rente ange: 
wieſen waren, Darunter begriffen find ; 

2) eine Darftelung und Beurtheilung deffen, was in ben Progeßfchriften 
der hoben MBetheiligten über die Veſchaffenheit und uber die Aufı 
bebung des Zolles Vilzbach und die Rente Lohne angeführt if, 
überflüffig wird; 

3) die in dem Nachtrage zur lage erörterte Zrage: ob dem Groß⸗ 
herzogthum Heſſen mit der Krone Preuſſen die Stelle der Kläger 
rüdfichtlid der Sache ſelbſt zukomme, ſich van feltft erledigt. 

Der zweite Abſchnitt der Vorfrage hetrifit das Berhältniß, ned weichem 
Nie Vertretung und Uehernahme der Areifigen Schulden geſchehen fol. 
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In den meiſten Deutſchen Territorien beſtand, nach Einführung der 
Steuern, welche zu gewiſſen Ausgaben beſtimmt waren, 
J. J. Moſer, von der Landeshoheit in Steuerſachen, Cap. 3. 
©. 419. flgde. 
Leiſt's Lehrbuch des teutfchen Staatsrechts, $. 205. flgde. 


eine Caſſe, in welche die Kammereinkünfte floſſen, und eine davon abge⸗ 
fonderte Steuercaſſe. Jede dieſer Caſſen konnte Schulden haben. Dieſe 
fielen nur ihr und nicht auch der andern Caſſe zur Laſt. Daß auch Kurmainz 
eine ſolche Einrichtung gehabt habe und daß unter der jetzt ſtreitigen 
Schulden fih Kammer: und Gteuerfhulden befinden, ergibt fih aus den 
Beilagen zu der Denkfchrift mehrerer Gläubiger, 


um. I. der Acten des Bundestages, 


in Berbindung mit dem Anführen in der Klagſchrift fol. 32. Vol. I. und 
den Eingeftändniffen in den Ginlaffungsgliedern unter Rum. 59. Vol. eit. 
und unter Rum. 49 fol. 856. Vol. IL Da nun bei der Zerftinkelung 
eines Staates die Kammerrevenien und die Steuereinfünfte eines jeden 
Theils auf deffen Beftger übergehen, und daraus die Schulden zu tilgen 
find, fo folgt von felbft, daß der neue Beſitzer die Kammerſchulden nad 
dem auf ihn fommenden Betrage der Kammerrevenüen, und die Steuer 
fhulden nad dem ihm anfallenden Betrage der Steuereinfünfte zu über 
nehmen babe. Auch ift diefe Vertheilungsart der Schulden rückſichtlich der 
rechts-rheinifchen Entfchadigungslande im $. 78. des Reichsdeputations⸗ 
Hauptichluffes som 25. Zebruar 1803 ausdrüdlid anerfannt. Daß wegen 
ber jegt ftreitigen Schulden den Gläubigern Kammergefälle verpfändet oder 
angewiefen waren, andert Nichts an der Sahe. Wären Gteuerfchulden 
vermöge ber Berpfändung oder Anweifung aus den Kammergefällen bezahlt 
worden, fo würden fie dem: Kammerfiscus aus den Gteuereinfünften zu 
vergüten gemwefen feyn. Gie blieben alfo immer Steuerſchulden. Es war 
mithin im Erkenntniffe auszufprechen, daß die vorher gedachte Vertheilungs: 
art auch in vorliegender Sache zur Anwendung zu bringen ſey. Bei Aus« 
mittelung und Seftftellung des Betrags der Kammerreveniien und der Steuer: 
einfünfte ded ehemaligen Mainzifchen Gebiets auf jeder Rheinſeite aber 
Pommt es auf die Zeit des Abſchluſſes des Lüneviller Friedens an, weil 
durch dieſen Frieden die Abtretung des linken Rheinufers an Franfreidy 
und alfo die Theilung des Kurſtaates Mainz geſchahe. Webrigens fpricht 
das Urthel bloß von dem Antheile einer jeden der beiden Nheinfeiten, nicht 
aber auch von den Raten, die von dem Antheile der einen oder der andern 
Seite den einzelnen Befigern von Mainzer Gebietstheilen auf derfelben zur 
Laft fallen. Ueber den letztern Punkt konnte gegenwärtig nicht erfannt werden, 
weil rüdfichtlich defielben ganz andere Parteienverhältniffe eintreten, als in 
dem bisherigen Rechtöftreite, indem dabei die Krone Preuffen und dad Groß: 
bergogthum Heſſen, als Beſitzer Iinks:rheinifher Mainziſcher Landestheile, 
einander gegenüberſtehen, und eben fo die einzelnen Beſitzer rechts⸗rheiniſcher 
Mainziſcher Gebietstheile unter einander ald Gegner zu betrachten find. 
Der Entfcheidung des gedachten Punkts würden nur austrägalgerichtliche 
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Verhandlungen vorhergehen müſſen, wenn derſelbe nicht auf andere Art 
erledigt werden ſollte. 


Endlich hat man über die Faſſung des Erkenntniſſes zu bemerken: 


Es ſind bei der Verurtheilung nur im Allgemeinen die Beſitzer der 
Landestheile des ehemaligen Kurſtaates Mainz auf der linken und rechten 
Mheinſeite erwähnt, ſowohl, weil die Vorfrage ebenfalls fo allgemein geſtellt 
war, als auch aus folgenden Gründen: 


1) Das von dem Konigreiche Bayern, dem Großherzogthume Baden und 
der freien Stadt Frankfurt, ingleihen von dem Großherzogthume 
” Heffen, wegen rechtö-rheinifcher Mainzifcher Beſitzungen erfolgte An- 
erfenntniß des Parifer Vertrags vom 16. und 19. Februar 1810 
bat auf die Größe des Antheild der rechten Rheinfeite von den frag- 
lihen Schulden Keinen Einfluß. Es kommt nämlich dasjenige, was 
die genannten vier Staaten durch jened Anerfenntnig mehr übers 
nommen haben, als ignen, nach den der jetzigen Enticheidung unter; 
liegenden Gründen, zur Laft gefallen ware, nur den Klägern, ale 
Befigern Iinfd:rheinifher Theile von Mainz, zu Gute, indem die 
Bertretung des gedachten Mehrern, wenn das Anerfenntnig nicht 
erfolgt wäre, den Kligern, in der erwähnten Eigenſchaft, obgelegen 
bätte und fie in fo weit von der Vertretung befreit worden find. 
Diefed Berbältniß wird durch Die allgemeine Faſſung des Urthels 
mit angedeutet. Uebrigens verfteht ſich's von ſelbſt, daß dad gedachte 
Anerfenntnig durch das jetzige Urthel Nichte von feiner Kraft vers 
fiert, indem diefes Urthel vückfichtlich des Königreichd Bayern, des 
Großherzogthums Baden und der freien Stadt Frankfurt eine res 
inter alios judicata, und felbft in Anfehbung des Großherzogthums 
Heflen, wegen feiner rechts⸗rheiniſchen Mainziſchen Gebietstheile, 
wegen welcher es den Parifer Vertrag anerfannt und den Prozeß 
nicht mit geführt bat, für Peine Entiheidung zu achten if. 


2) Der Kurfürft von Mainz beſaß auch Erfurt und einige andere Ges 
biete und Rechte in Thüringen, welche, nad $. 3. des Reichsdepu⸗ 
tations-Hauptichluffes, an die Krone Preuffen kamen, jetzt aber theil6 
dem gedachten Königreiche, theild dem Königreiche Hannover, theils 
dem Großherzogthume Sachen: Weimar gehören. Ob dieſe Beflgun: 
gen zur Vertretung der in Frage ftehenden Schulden mit zuzuziehen 
feyen, ift in den Bundesacten erörtert worden und auch in den 
Yusträgalacten nebenbei zur Sprache gefommen. Das Großherzog: 
thum und auch dad Kurfürftentbum Heflen haben es — laut der 
Klage fol. 29. Vol I, und des erften Abfchnitts der Ginlaflung, 
fol. 81. Vol. IL (worin respective angeführt und zugeflanden ift, 
die Mainzifchen Gebietstheile Erfurt und Eichsfeld wären von dem 
übrigen Mainzifhen Kurfürſtenthum ganz getrennt gewefen, und es 

- babe aus diefem Grunde auch Preuflen an dem Mainziſchen Aus» 
gleihungscongrefle zu Frankfurt Beinen Antbeil genommen,) — nicht 
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undentfich verneinet. Das Herzogthum Naſſau verneinte eß eben⸗ 
falls in der 4. Sitzung am 16. Febrar 1826, 

Num. XXXIV. fol. 3b. der Bundestagsacten, 
in den Austrägafacten aber hat es die Sache bezweifelt. 

Fol. 162. Vol. L im 5. und 6. Einlaffungsabfchnitte. 

Fol. 13b. sq. et fol. 57. Vol. IL 
Die Krone Würtemberg bat ſich fol. 132%. sq. Vol L und fol. 14, 
et 57. Vol. II (vergl. auch Num. XXXIX. der Bundestagsacten) 
für den nun eintretenden Gall, dag in Frage befindlihe Schulden 
auf die rechte Rheinſeite gewiefen würden, vorbehaften, daß jene 
Befigungen zur Mitleidenbeit gezogen würden. Diefer Gegenftand 
bat Einfuß auf die Beſtimmung der Schuldenraten. Da aber der- 
felbe in den Audträgalaeten mr nebenbei zur Gprade gefommen 
und noch nicht völlig erörtert fl, da ferner zwei dabei Betheiligte, 
das Koͤnigreich Hannover und das Großherzogthum Scachfen Weimar, 
an dem Austrägalverfahren gar Feinen Theil genommen haben, fo 
konnte jeßt darüber Nichts erfannt werden. Es würde vielmehr, 
dafern der gedachte Punkt nicht auf andere Art Beleitigung erhalten 
follte, eine andermeite Austrägalverbandlung noͤthig werden. Durch 
die allgemeine Faffung des Erfenntnifies aber (in welchem nicht aus⸗ 
gedrückt if, ob unter den rechts⸗rheiniſchen Mainzer Lanbestheilen 
dire in $. 3. des Neih6deputationd: Hauptfchluffes erwähnten mit 
begriffen feyen,, oder nicht) it nun aud dem möglichen Mißver⸗ 
ftäntniffe begegnet, ed fey über diefen Punkt fchon mit entichieten 
worden. 

C) Die erfannte Compenſaͤtion wird dadurch gerechtfertigt, daß jeder 
der hoben Betheiligten die beabfichtigte Befreiung von der Vertretung der 
in Frage befindfihen Schulden nur zum Theil erlangt. 

Dresden den 6. März 1830. 


Das Appellationsgeriht des Königreichs Sacdhfen, 
als erwählter Austrägalgerichtähof. 
(L.S.) €. 8. 8. Seciherr v. Teubern, Präfident, 
Yoh. Ernst Erhardt, Secretär. 
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Dorstellung 
der Gemeraldiretion der Königlich - Preussischen Serhandlungs- 
Societät zu Berlin, eine Warlehnsforderung von 231.250 Rihlrn. 
nebst Zinsen zu 4%, Prozent an die chemals Fürstlich-®ranischn 
Entschädigungslande, jetzt. derm allerhöchste und höchste Besitzer 
betreffend. 


Im Sahre 1828, Sess. IX. Sep. Prot. $. 62. ©. 136. 1028, 
u. flgde., erftattete der Königl. Dänifche Hzgl. Holitein- und Lauen⸗ 
burgifche Gefandte, Namens der Reclamationd » Commiflion, 
Vortrag über dieſe unter Ziffer 9. des Einreichungsprotokolls 
eingegangene Borftellung, deren Gefud, dahin geht: 

» Hohe Bundeöverfammlung wolle nad Maßgabe bed 
Art. XXX. der W. Sch. U. eine gütliche Ausgleichung 
unter ben fchuldenden Pegierungen verfuchen, in beren 
Entftehung aber, die rechtliche Entfcheidung der Borfrage 
durch eine Austrägals Inftanz veranlaffen. « 

Der Thatbeitand, fo weit er aus ben Protofollen erhellt, 
ist kürzlich folgender: 

Der Seehandlungs⸗Societaͤt fand wegen eines Darlehns die 
oben erwähnte Korberung an den Fürften von Oraniens Fulda 
zu. Zehn Jahre lang ſuchte die Societät vergeblich ihre Befriedigung 
durch den Fürften zu erhalten, denen die Draniens Fulbaifcher 


. Zanbeötheile zugefallen waren, und ein Berfuch bei ber Bulbaer 


Ausgleichungs⸗Commiſſion ift gleichfalld ohne ben erwuͤnſchten 
Erfolg geblieben. Deßhalb wendet fie ſich nun an die B. V. 

Der Referent jebt in dem beifolgenden Gutachten die Gründe 
der Commiffion auseinander, warum fie des Dafürhaltend fey, 
daß, fo langa die Erklärungen ber betreffenden Regierungen nidjt - 
beigebracht feyen, feine genügende Anficht über ben Anſpruch 
der Societät an diefe Regierungen gewonnen, und die Anwendung 
des Art. XXX ter W. Schl. A. nicht begründet werden könne; 
worauf, auf Beantragung der Commiſſion, ©. 138. befchloffen ward: 
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„daß das vorliegende Geſuch, wegen Ermangelung ber, 
die Anwendung bed Art. XXX. der W. Schl. N. begrüns 
benden Belege, angebrachtermaßen von hier abgewiefen 
werde. « 

In Beilehung auf diefen Befchluß trägt der Referent, Namens 
der Eingabencommiflion, Sess. XXVI. $. 165. ©. 491. vor: daß 
der legitimirte Sachwalter der gedachten Generaldirection mit 
einer erneuerten Vorftellung (Nro. 59. des dießjährigen Einreichungss 
protofoll8) eingefommen, um den Grund der Abweifung durch 
Beibringung begründender Belege zu befeitigen, Zu dem Ende ſeyen 
jett die Verhandlungen der für die Regulirung des Fuldaifchen 
Schuldenwefend niedergefegten Gommiffion über das in Frage 
ftehende Darlehns⸗Capital, fodann befondere, fpätere Erflärungen 
von Defterreich, Preuffen, Bayern, Würtemberg, Grfhzgth. Heſſen, 
Meimar und Naffau, beigebracht worben %, und ed werde dem⸗ 
nach gebeten: 

„hohe Bundeöverfammlung wolle nunmehr die Anwends 
barkeit ded Art. XXX. der W. Schl. A. auf vorliegende 
Reclamation ausfprechen und nach Maßgabe diefer Bes 
flimmung die gütliche Ausgleichung unter den fchuldenden 
Regierungen verfuchen, in deren Entftehung aber Die 
rechtliche Enticheidung der Vorfrage durch eine Austrägals 
Sinftanz veranlaffen. « 

Neferent fest in dem ©. 497. u. flode. erftatteten Gutachten 
die Gründe auseinander, warum die Reclamations⸗Commiſſion 
dafür halte, daß diefe Sachlage für Die Anwendung der Borfchrift - 
des Art. XIX. der W. Schl. A. demnächſt entfcheiden dürfte, 
infofern die erwähnte Stellung der Anfichten und Behauptungen 
ber betheiligten Regierungen durch birefte Erflärımgen derfelben 
gegen die B. V. als fortdauernd beitätigt werde. Es wurde demnach 
©. 498. beichloffen: 

"Daß vorerft Die von der Generalbdirection der Königlidy 
Preuffifchen SeehandlungssSocietät zu Berlin in Anfpruc 
genommenen Regierungen um baldmöglichite Abgabe ihrer 
Erflärungen bei der hohen Bundesverfammlung erfucht 
werben. 


*, Diefe fämmtlichen Erklärungen finden ſich Prot. Sess. XXVI. $. 165. 
©. 492-497. 
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Diefe Erklärungen kamen i. 3. 1829 hinter einander ein, 1020. 


und find im Wefentlichen, dem in der XIL Sig. gehaltenen Bortrage 
‚zufolge S. 331. und flgde. nachitehenden Inhalts: 


Im Jahre 1829, Sess. I. $. 13. ©, 24. u. flgbe. 
Defterreich bezieht ſich lediglich auf diejenige Erflärung von 
feiner Seite, welche das Protokoll der Sess. XXVI vorigen Jahres 
enthält. Nach der hierin ausgeführten Anficht hatte im Weſent⸗ 
lichen die von dem Prinzen von Dranien unter Verhaftung feines 
Privatvermögens übernommene Perfonalverbindlichkeit durch Aufs 
löſung des Fuldaifchen Geſammtſtaates nicht umbedingt aufgehört; . 
in ihrer coneurrirenden Eigenſchaft als Landesſchuld traf die 
Schuld, als für abgefonderte Redinung des Fürſtenthums Corvey 
contrahirt, ansfchließlic, den Nachfolger im. Befike der fchuldvers 
pflichteten Provinz; woraus die Folge gezogen ward, daß bag 
aus dem Darlehnöcontracte entipringenbe Korderungsrecht der 
Sorietät entweber gegen ben urfprünglichen Schuldner, dermaligen 
König der Niederlande, oder wider bie Krone Preuflen, ale 
Regierungsnachfolger im Fuͤrſtenthume Corvey, ausgeführt werden 
müfle, 


Für diefe Satze war auf die Wibmung ber von der Bataviſchen 
Republik erwarteten perſoͤnlichen Entſchaͤdigungsgelder des Prinzen 
von Dranien zur Zurüderflattung des Darlehns, und Die Ver⸗ 
wendung eines großen Theils deſſelben zur Tilgung von Privat 
fhulßden und zu Privatausgaben ded Prinzen, fo wie barauf 
Bezug genommen, daß, nad) der Schuldverfchreibung, das Darlehn 
zu einer, Landesſchuld ded Fürftenthums Corvey conftituirt wurbe, 
in diefer Beziehung auf dad Tableau der Eorvey’fchen Kammers 
fehulden zu bringen war, und daß das Fürftenthum Corvey der 
Seehandlungögefelfchaft zur Specialhypothek dienen follte; daß 
ferner das Obligationsinftrument nicht von der Gentralabminis 
ſtration bes Oraniens$uldaifchen Gefammtftaates, fondern von 
der. Regierung bed Fürſtenthums Eorvey ausgefertigt, und endlich 
diefer Regierung auch aufgetragen worden, die Zinfen bed Dar⸗ 
lehnecapitald unter bie jährlichen Ausgaben von Eorvey zu bringen 
und nad) Berlin zu übermachen. , 

Der Verpflichtung ded Departements Fulda, wegen Behaups 
tung einer versio in rem, warb bamit begegnet, daß Fulda feine 


von bem Prinzen von Dranien bezogenen Vorfchüffe demfelben 
Eronhardi, über Austraͤgalverfabren. 50 
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10259, mit Obligationen au portear gezahlt, welche der Prinz an Zahlungs⸗ 
ſtatt angenommen, und nicht in Fulda bei der Central⸗Admini⸗ 
ſtrationskaſſe, ſondern ſich felbft perſonlich zugeeignet habe. 

Endlich bemerkte Defterreich, in Betreff der auf den geſammten 
DraniensFulbaifchen Entfchädigungslanden conftituirten General: 
hypothek und der auf dem Fürftenthume Sorvey haftenden Sperial- 
hypothek, daß Erftere nur als fubfidiarifeg zu betrachten fey, und 
Die Beſitzer ber generaliter hypothecirten Lande das beneficium 

excussionis hätten. 

1029, Ebendafelbft Sess. IT. $. 13. ©. 25. u. figbe. 

Preuſſiſcher Seitö wird die in Rebe ftehende Darlehnsforderung 
von 231,250 Rthlr. nebft rüdfländigen Zinfen zu 4°, Prozent forts 
dauernd als eine abfolute Landesfchuld des vormaligen Oranien⸗ 
Fuldaiſchen Geſammtſtaates anerfannt, für welche, fo weit das per: 
fonfiche Schufoverhältniß aus dem Darlehnsverträgebabei in Betracht 
Tommt, der damalige Erbprinz von Draniens Fulda, jebt des 
Königs der Niederlande Majeftät, nur in feiner Eigenichaft als 
Regent ded Oranien⸗Fuldaiſchen Gefammtitaates bie zu deſſen Auflös 
fung urfprünglich verhaftet. war, gegenwärtig aber, ald Regierungs⸗ 
nnachfolger deſſelben, ſammtliche Bundesglieder, welche ſich dermalen 
im landesherrlichen Beſitze der zu jenem Staate gehörig geweſenen 
Landestheile befinden, vorzugsweife aber die bei bem Departement 
Fulda betheiligten Regierungen wegen einer befondern versio in rem 
verhaftet find. 

Was ferner die in dem Darlehnsvertrage zur Sicherheit Der 
Forderung beftellte Hypothek betrifft, fo hat fich bie Gläubigerin 
in Ausübung bed ihr daraus erwachſenen dinglichen Rechte nad, 
Prenffend Anficht ohne Weiteres an bie Gegenftände der ihr 
ausgefebten Generalhypothek zu halten. Hieraus folge, daß die 
Königliche Regierumg wegen ihres tractatenmäßigen Berhältniffes 
ju den an Kurheflen abgetretenen Fuldaiſchen Landestheilen, ins 
gleichen als Beſitzerin einiger zur Generalhypothek gehörigen 
Gebiete, namentlich des Fürftenthumd Corvey und ber Stadt 
Dortmund, bereit fey, an der Befriedigung der Seehandlungs⸗ 
Sorietät pro rata Theil zu nehmen. 

Für den richtigften, hierbei zum Grunde zu Iegenden Maß- 


ſtab halt Die Königlich⸗Preuffiſche Regierung dasjenige Berhältniß, 
nach welchem die einzelnen, zum Oranien⸗Fuldaiſchen Geſammtſtaate 
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gehörig geweienen Landeötheile, nad} Abzug ber Berwaltungsfoften, 1920. 


ihre überichießenden Revenuen in die Dranien-Fuldaifche Dispoſi⸗ 
tionskaſſe, ald Gentrals Staatöfaffe, in ben Jahren 180% nad). 
weislich abgeliefert haben; mithin will fie 
wegen ihres tractatenmäßigen Verhaͤltniſſes 
zu dem an Kurheflen abgetretenen heile 
von Fulda - » 2 2 0 0 5. 69,259 Rthlr. 6 Gr. 5Pf. 
wegen EorveY . 2 0 0 00» 33,853 "„ 107 6 
wegen Dortmund . » 2 2 0. 8A » 13" 6" 


im Ganzen’ alfo 101,597 Rthlr. 6 Er. 5 Pf. 
nebft den davon erwachſenen, rechtmäßig von ihr zu forbernden 
Zinfenrädftänden, mithin Alles, was die Reclamantin ald Schuld 
Preuſſens bezeichnet hat, unweigerlich beitragen. 


Dagegen beftreitet Preuffen auf das beſtimmteſte die der 
Sorietät von andern Bunbeögliedern entgegengeftellten Behaup⸗ 
tungen: 

1) als fey die Forderung eine rein yerfönliche Schuld Des 
Erbprinzen von Dranien, jeßigen Könige der Niederlande, und 

2) als hafte das zur Specialhypothek beftellte Fürftenthum 
Eorvey, wo nicht ausſchließlich und allein, doc, vorzugsweiſe 
— salvo regressu an bie Befiter der Generalhypothek — für 
Die Berichtigung des Ganzen; lehnt demnach auch jede Concurrenz 
bei Berichtigung deßjenigen Theild der Schuld, welcher durch die 
angebotene Summe nicht gedeckt ift, gänzlich ab, und gewärtigt, 
fo fern die gemeinfchaftliche Vertretung diefes Nefted im Betrage 
von 129,652 Rthlr. 17 Gr. 7 Pf. nebft Zinfenrücditänden nicht 
von ben übrigen betheiligten Bundesgliedern pro rata im Wege 
der Güte übernommen werden follte, die Entfcheibung der Dabei 
ftreitigen Borfrage durch eine Austrägal-Inftan;. 


In Sess. IIL $, 19. ©. 33. u. flgbe. 

Bayern erkennt — unter Beziehung auf die in feiner, und noch 
ausführlicher in der KaiferlicheDefterreichifchen, zum Protokoll der 
XXVI. vorjahr. Sitzung gebrachten Erklärung enthaltenen Grande — 
durchaus feine Verbindlichkeit zur Theilnahme an diefer, feiner 
Ueberzeugung nach, bloß perfönlichen und höchſtens das Fürften- 
thus Eorvey.ald Eipecialkpposhet.betreffenden Sculbforberung an; 
erachtet übrigeng aber Die Competenz ber hohen Bundesverſammlung 

50 * 
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1020, um fo mehr für begründet, ald man von Seiten Preuſſens die 


Verbindlichkeit zur Bezahlung eined Theild diefer Schuld zugebe. 

Sin Sess. VIL $. 49. ©. 78. 

Mürtemberg erklärt, daß es, in Lebereinftimmung mit ben 
legten Erklaͤrungen von Defterreich und Bayern, die Forberung 
nur ald eine den König ber Niederlande yerfünlich und das 
Fürftenthum Gorvey ald Specialhypothel angehende Schuld anzus 
fehen, und daher auch Feinerlei Verbindlichkeit zu einer theilweifen 
Uebernahme bderfelben anzuerkennen vermöge. 

Hierdurch werde von ſelbſt überflüflig, auf bie befondern 
Einwendungen einzugehen, welche der Zorberung, wenn fie als 
eine, mit allen erforderlichen Förmlichkeiten contrahirte, urfprüng- 
Iiche Landesfchuld fammtlicher ehemaligen Dranien » Zuldaifchen 
Entſchaͤdigungslande nachgewieſen wäre, hinfichtlic, der Verwendung 
und in ber Folge ganz oder theilweife eingetretenen Erlöfchung, - 
fo wie hinfichtlicd; des Maßſtabes entgegenftehen bürften, nad, 
welchem einzelne Theile jener Entfchädigungslande in Anſpruch 


genommen werden wollten. 


Indeſſen könne in Ießterer Beziehung nicht ganz unbemerkt 
gelaffen werben, daß bie Seehanblungs-Sorietät von der un: 
richtigen Borausfegung audgehe, ald ob die vormalige Abtei 
Weingarten ausſchließlich in den Befig von Würtemberg, und 
zwar mit einem reinen Ertrage von 60,000 Gulden, gefommen fey. 

Es fey vielmehr 

1) dem Großherzogthume Baden, gleich bei der mit Weins 
garten vorgegangenen Veränderung, die Bogtei Hagenau mit ben 
Gefällorten Hattenau, Innenftadt, Heppach und Markdorf, mit 
einer bedeutenden Weinrevenüe neben andern Gefällen, einverleibt 
worden unb bisher im Babdifchen. Befite geblieben; auch hätten 

2) Oeſterreich und Bayern bedeutende Bezirke der vormaligen 
Abtei mit Sequefter belegt gehabt und bis zum Sahre 1810 
befeffen, zu welcher Zeit biefelbe wieder, jedoch mit Ausnahme 
einiger Parcellen, an Würtemberg gekommen feyen. 

Endlich fey 

3) der angegebene Reinertrag der vormaligen Abtei Wein⸗ 
garten weit überfchäßt. 

Ebenbafelbft Sess. VIL 9. 49. ©. 78. 

* Baden, deffen Erflärung nicht begehrt war, da bie Societät deſſen 
Theilnahme an der Befriedigung ihrer Forderung nicht in Anfpruch 


4 N 
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genommen hatte, äußert, mit Beziehung auf die Würtembergifche Ers 12:0; 
Härung, nicht zu beabfichtigen, in der vorliegenden Sache felbit hans 
delnd aufzutreten, daß es jedoch nichts deſto weniger bereit fey, fich 
demjenigen Refultate pro rata zu unterwerfen, welches ſich wegen 
Beingarten überhaupt im gütlichen oder gerichtlichen ‘BBege ergeben 
werde. 

Es fügt hinzu, daß der König der Niederlande, da Ge. 
Maieftät für den Zeitraum von 1806 bie 1815 die Revenien 
von Hagenau u. ſ. w. mit 9,899 Fl., weitern 3,300 Fl. und 
Dann noch mit einem Averfo von 36,000 Fl. bezogen hätten, zugleich 
Diejenigen Zinfen vertreten bürften, welche fi von dem auf 
mehrgedachte Depenbenzen etwa repartirten Capital für den naͤhm⸗ 
lichen Zeitraum berechnen würden. 

In Sess. V. $. 29. ©. 82, 1020, 

Großherzogthum Heffen, unter Beziehung auf feine frühere 
Erklärung: Bekanntlich hätten Seine Königl. Hoheit der Großherzog. 
das Städtchen Herbſtein weder unmittelbar nach der für die Ents 
fchädigungslande bed vormaligen Erbprinzen von Dranien fo vers 
hängnißvollen Periode, noch bei der nachherigen dem Großherzogthume 
Frankfurt, und mit diefem dem Fürftenthume Fulda wiberfahrnen 
Veränderungen, fondern. zu der Zeit erhalten, wo gedachtes 
Fürftenthum von bem damaligen Franzöfifchen Gouvernement 
dem Großherzoge von Frankfurt überlaffen, Herbftein aber, feiner 
Lage wegen, davon getrennt und dem Großherzogthume Heſſen 
einverleibt worden. 

Wegen der von dem Fürftenthume Kulda auf Herbftein zu 
übernehmenden Verbindlichkeiten habe man ſich Großherzoglicher 
Seitd mit dem vormaligen Großherzoge von Frankfurt durch 
einen Vertrag vom 9. April 1813 dergeftalt vereinigt, daß naments 
lich die auf Herbitein gefallenen Fuldaiſchen Schulden von Frankfurt 
an Heſſen überwiefen worden, welche von Letzterem auch nachher 
berichtigt feyen. 

Auch wegen fpäter erft vorgefommener Forderungen einzelner 
Gläubiger an das Fürftenthum Fulda, könnten, auf den bloßen 
Grund, daß Herbſtein vormald zu Fulda gehört habe, feine 
Anfprüche, felhft nicht pro rata, an das Großherzogthum Heſſen 
gemacht werden, fondern überhaupt folche nur in fo weit gegen 
bafjelbe ftatt finden, als feine Theilnahme durch den erwähnten 
Vertrag begründet, unb in biefem vorbehalten und zugefichert fey. 


m 


1829, 
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Die Beſtimmung einer ſolchen Theilnahme nach dem vertrags⸗ 
mäßig feſtgeſetzten Concurrenzverhaͤltniſſe werde alddanı Sache 
der Auseinanderſetzung zwiſchen Heſſen und den Nachfolgern in 
das Großherzogthum Frankfurt, wenn und in fo fern als dieſe 
der Seehandlungsgeſellſchaft rechtsverbindlich für die Forderung 
tenent werden, und auf den Grund des Vertrags vom 9. April 
1813 zur Theilnahme wegen Herbſtein zu verlangen befugt ſeyn 
ſollten, für welchen Fall man ſich hinſichtlich der Heſſen vertrags⸗ 
mäßig gebührenden Rechtszuſtaändigkeiten, namentlich auch wegen 
überwieſener Capitalien der ſogenannten Dispoſitionskaſſe, eben 
ſo wie wegen der Fuldaer Activen, das Noͤthige eventuell reſervire. 


In Sess. DL $. 19. ©. 33. 34. 

Weimar erflärt, daß, da die Societät noch nicht nachgewiefen habe, 
daß die Darlehnsforderung ihrem Urfprunge nach überhaupt als eine 
Landesſchuld zu betrachten fey, ed an der Borbedingung zur Ans 
wendung bed Art. XXX. der Schlußafte fehlen dürfte. Großherzoglichs 
Eächfifcher Seit müfle man daher die Zuläffigkeit einer rechtlichen 
Entfcheidung durch eine Austrägal-Inftanz in Abrebe ftellen, und 
übrigens bei der unterm 28. Sept. 1824 abgegebenen Erklärung 
ftehen bleiben, welche ihre nähere Erläuterung und hinreichende 
Begründung in der Kaiferlich-Defterreichifchen zum Protofoll der 
XXVI. vorjährigen Sigung gefommenen Ausführung gegen ben 
fraglichen Anfpruch finde. 


In Sess. VI. $. 42. ©. 64. 68. 

Naſſau hatte in feiner frühern Erklärung, unter dem Vorſchlage 
einer commiffarifchen Verhandlung und Erlebigung dieſer Sache durch 
die Bundestagsgeſandten ber bethetligten Staaten, im Voraus bie 
Berficherung ertheilt, daß ed bie Rate, welche etwa bei ber auf 
diefem Wege vorzunehmenden Auseinanderſetzung und nach Maßs 
gabe der hier überhaupt einfchlagenden NRechtöverhältniffe Naſſan 
treffen dürfte, hiernächft ohne Anftand übernehmen werbe und bes 
merkt gegenwärtig: Jene Erklärung habe, wie es fchon in der 
Natur der Sache liege, lediglich eine gemeinfchaftliche Prüfung 
der erhobenen Anfprüche zum Zwede gehabt, und wenn aud) 
damit bie eventuelle Zuficherung verbunden gewefen, daß man bie 
Rate, welche etwa bei der vorzunehmenden gemeinfchaftlichen 
Andeinanderfegung und nadı Maßgabe ber hier überhaupt 


Reinſchlagenden Rechtsverhältniſſe Naſſau treffen ſollte, 
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ohne Anſtand übernehmen werbe, fo habe ed nicht in ber Abſicht 1020, 
gelegen, baß hieraus irgend ein vorläufiges Anerkenntniß weber 
der Schuld felbft, noch ber Beitragöpflichtigfeit gefolgert werde. 
Bielmehr müfle man jegt, nachdem inzwilchen die Anfprüche ber 
Seehandlungs⸗Societaͤt näher erörtert und geprüft worden, von 
Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seite ein folche® Anerkenntniß beſtimmt 
ablehnen, und überhaupt jede Verbindlichkeit zur Xheilnahme an 
biefer Schuld in Abrebe fielen. Ob die Forderung ber Gocietät 
bloß als perfünliche Schuld des ehemaligen Fürften von Oraniens 

ulda, jetzigen Könige ber Nieberlande, anzufehen fey, ober ob 
—* als Fuldaiſche Landesſchuld betrachtet werde, koͤnne an ſich 
Naſſau in ſofern ganz gleichgültig ſeyn, als ſelbſt in dem letzten 
Falle dem Herzogthume Naſſau, welches keinen integrirenden Theil 
des Fuldaiſchen Staatsgebiets, zu deſſen Beſten die aufgenommenen 
Gelder verwandt ſeyn ſollten, fondern nur einen Theil der für 
die fragliche Forderung . generell und fubfidiarifch werpfänbeten . 
Cameral⸗Revenüen überlommen habe, eine Verbindlichkeit zur Schuls 
denübernahme hier eben fo wenig obliege, wie ihm eine Theilnahme 
an den übrigen Fuldaifchen Lanbesfchulden habe zugemuthet werben 
können. Es ſey aber auch, wie in ber Kaiſerl. Defterreichiichen 
Erflärung vom 22. Mai 1825 fehr richtig entwidelt worben, 
dad ganze Darlehn feiner Verwendung und Berficherung nad) 
von der Art, daß, fomweit der ehemalige Fürſt von Oranien⸗Fulda 
als perſoͤnlicher Schuldner nicht follte in Anfpruch genommen 
werden fünnen, zunächft und Lediglich nur das Fürftenthum Corvey 
dafür einzuftehen habe. 


Unter diefen Berhäftniffen müffe man Anftanb nehmen, bie 
Anfprüche der Seehandlungd-Societät ald begründet anzuerkennen. 


Der Königl. Dänifche Hzgl. Holfteins und Lauenburgiſche Gefanbte 1020. 
erſtattet hierauf, Namens der Eingaben⸗Commiſſion Sess. XII. $.72. 
©. 330. u. flgde. Vortrag und Gutachten, wobei Oeſterreich (S. 336.) 
anzeigt, daß rüdfichtlic, einer zwifchen Defterreich und Bayern ganz 
neuerlich abgefchloffenen Sonvention, von Seiten letzterer Krone num» 
mehr jene Fuldaifchen Landeötheile, welche an diefelbe durch den zu 
München am 14. April 1816 abgefchloffenen Vertrag übergegangen 
find, hinfichtlich der angeblichen Verbindlichkeit zu einer Intereſſen⸗ 
zahlung aus dem Darlehn der Königl. Preuffifchen Seehandlungs⸗ 
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dieſer Parcellen zu vertreten kommen. 

Der Geſandte für die Grßhzgl. und Hzgl. Saͤchſiſchen Haͤuſer 
ſtimmt dem bei, in Erwägung, daß das im Falle eintretende 
Austrägalverfahren hinfängliche Gelegenheit darbiete, die deßfallſige 
perſonliche Verbindlichkeit des bermaligen Königs der Niederlande 
zu erörtern und auszuführen. 

Demgemäß wurde ©. 337. der Veſchluß gefaßt: 

„daß die aus den Geſandten von K. Sachſen 9, Hannover 
und Holftein und Lauenburg beftehende Commiflion, im 
Gemäßheit des Art. XXX. der W. Schl. Acte, zuvörderſt 
eine Ausgleichung ber ftreitigen Angelegenheit, in Betreff 
diefer Korbderung auf gütfichem Wege verfuche, im alle 
aber, daß diefer Verſuch ohne Erfolg bliebe, und die in Ans 
fprud; genommenen Bundesglieder ſich nicht in einer bes 

- flimmten Frift über ein Compromiß vereinigen, Die rechtliche 

Entſcheidung der hier ftreitigen Vorfrage durch eine Aus⸗ 
trägalsSsnftanz zu veranlaffen ſey.“ 

In Folge dieſes Beſchluſſes erftattete i. 3. 1830, Sess. IV. 
$. 38. ©. 91. u, flgde. der Königl. Daͤniſche Hzgl. Holftein- 
und Lauenburgifche Gefandte, Namens der Vermittelungs⸗Commiſ⸗ 
fion, einen Bortrag, aus dem erhellet, daß ber von der Commiſſion 
gemachte Bermittelungs » Vorfchlag wohl von Preuffen anges 
nommen, von den übrigen jedoch abgelehnt worden fey, und 
daß nur Baben in Bezug auf denfelben erklärt habe, fich dem⸗ 


jenigen Refultate pro rata unterwerfen zu wollen, welches nad 


den Erflärungen der übrigen betheiligten Regierungen ſich für 
Die Abtei Weingarten überhaupt ergeben dürfte, vorbehaltlich, jedoch 
des an den König der Niederlande zu überweiſenden Antheils wegen 
ber von der Grßhzgl. Regierung Sr. Majeität geleiſteten Ver⸗ 
gütung für die Revenüen von Hagenan und Dependenzen aus 
ben Sahren 1806 bis 1815. 

Ferner befagt der Vortrag, daß, da bei einem weiteren Ders 
mittelungs⸗Vorſchlage fein günftiges Nefultat zu erwarten fey, 


*) Der fpäter abberufene Königl. Sächfifche Gefanbte Frhr. v. Linden au 
wurde wieder durch den neuen Koͤnigl. Saͤchſiſchen Gefandten Frhn. v. Beihan 
erfegt. S. Prot. 1830, Sess. I. 8.18. ©. 19. 
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die Commiſſton beantrage, daß, falls die in Anſpruch genommenen 10600. 
Bundesglieder ſich nicht uͤber ein Compromiß vereinigten, bie 
rechtliche Entſcheidung der hier ſtreitigen Vorfrage durch eine 
Austraͤgal⸗Inſtanz zu veranlaſſen ſey. 

Sämmtliche Geſandtſchaften waren mit dieſen Anträgen ein⸗ 
verſtanden. 

Die Königl. Wurtembergiſche Geſandiſchaft. erklaͤrte dabei, 
daß die Königl. Bayeriſche Regierung zur Vereinfachung des 
Verfahrens bei den bevorſtehenden austrägalgerichtlichen Verhandlun⸗ 
gen, die dieſſeitige Vertretung, ſo weit es ſich dermalen nur um die 
gemeinſchaftliche Exception handele, welche zur Ablehnung dieſer 
Forderung gemacht werben koönne, gefaͤlligſt übernommen habe, 
worüber man ſich dieſſeits die Ausführung aller fpeciellen Eins 
wenbungen gegen die an die Krone Würtemberg geforberte Rate 
eventuell vorbehalte. Die Grßhzgl. Badiſche Gefandtichaft bezog 
fit) auf ihre frühere Erklärung, wonach alfo. auch Baden von 
Seiten Bayernd bei dem erwählten Rechtsverfahren vertreten 
werde. 

Die Geſandtſchaften ber betheiligten Höfe außerten zuletzt 
noch, daß ſie ſich unverweilt ſowohl uͤber die Frage, wer als 
Kläger und wer als Beklagter anzuſehen, als auch über bie in Vorſchlag 
zu bringenden drei oberſten Gerichtsbehörden, aus welchen eine 
als Austrägalgericht zu wählen ſey, vereinigen und binnen ſechs 
Wochen bei hoher B. V. die Anzeige deßhalb machen würden, 

Sn Folge der hier erwähnten Vertretung Würtembergd 
duch Bayern, erflärt Grßhzgth. Heflen, Sess. X. $. 76.1080, 
©. 219. 220., daß auf den Fall, wenn die Krone Preuffen 
auch dad Grßhzgth. Heflen, der früheren Erklärungen umgeadhtet, 
vor das zu erwählende Austrägalgericht zu belangen beabfichtige, 
das bieffeitige Intereſſe bei dem einzuleitenden Verfahren von ber 
Krone Bayern werde vertreten werben, was Bayern ebenbafelbft 
beitätigt. 

Nachdem hierauf Präſidium Sess. XVII. $. 143. ©. 871. 
u. flgde. angezeigt hatte, die betheiligten Höfe hätten fich dahin. 
vereinigt, daß fie die oberften Gerichtöhöfe von K. Sachfen, 
Hannover und Oldenburg vorgefchlagen hätten, aus weldgen der 
Königl. Preuffifche Hof das Königl. Hannöverifche Oberapp. Gericht 
zu Gele als AusträgabSuftang gewählt habe; ; wurde ©. 572. 
befchloffen: 
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1080. »1) Der Köoniglich⸗Hanndveriſche Geſandte wird erſucht, 
ſeiner allerhöchften Regierung hiervon bie Anzeige zu machen, 
damit ber genannte oberfte Gerichtshof ald Austraͤgal⸗Inſtanz 
in dieſer Streitfache nach ben Beichlüffen v. 14. Mai 
1829 und 25. Febr. d. J., in Gemäßheit der Bundes⸗ 
und W. Schl. A., dann der Beichlüffe vom 16. Juni 
1817, 3. Yug. 1820 und 19. Juni 1823, im Namen der 
Bundesverſammlung ben Rechten gemäß erkenne; 

„2) ed.werden zu biefem Ende die fowohl bei der Bunbeövers 
fammlung, als bei der Bermittelungscommiflion gepflogenen 
Berhandlungen, mit Anfügung der erwähgten Beichläfle 
dem Königlich s Hannöverifchen Gefandten zur Beförderung 
an dad Ansdträgalgericht zugeftellt, und 

„3) der Generaldirection der Königlich Preuffiichen Sechand⸗ 
IungesSocietät wird hiervon Kenntniß gegeben.“ . 

Der Königl. Hannöverifche Gefandte zeigte Sess. XXV. 
$. 199. ©. 769. an, daß das Königl. Minifterium zu Hannover 
dem Oberapp. Gerichte zu Celle, ald erwählter Austraͤgal⸗Juſtanz 
in diefer Sache, die erforberliche Verfügung habe zugehen laſſen, 
damit eö den bemfelben ertheilten Auftrag in biefer Sache übernehme. 

Ueber den Stand .diefer Sache giebt dad Oberapp. Gericht 

a082. zu Gelle Ausfunft i. I. 1832, Bess. III. $. 15. ©. 84. 98. 


t 
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Gesuch 
der Wassau-Saarbrückischen Staatsdiener und Ereditoren, Befriedigung 
verschiedener Sorderungen betreffend; namentlich Borstellung der 
Gräfin von Ottweiler, Wittwe des letztverstorbenen Fürsten Cudwig 


von Wassau- Saarbrücken, wegen Webernahme einer Gapitalschuld 
von 30,900 Gulden. ) 





Bon diefen beiden Vorftellungen wurde bie ber Gräfin von 
Ottweiler einige Sahre früher.ald die andere andie B. V. gebracht, 
fpäter jedoch mit jener conner erflärt und unter Einer Rubrit 
in ben Protokollen aufgeführt. Demgemäß werden auch wir 
diefen Kall bearbeiten, und bemerken babei nur, daß bei ber 
äußerft verwicelten Sachlage, zudem nicht einmal alle Aktenſtücke 
in den Protofollen enthalten find, die Art der Darftellung biefes 
Falles von der bei den andern befolgten um fo mehr abweichen muß, 
als wir auch wegen der größern Ausdehnung beflelben und genöthigt 
fehen, die darüber gepflogenen Verhandlungen felbft nur im ganz 
gedrängter Kürze vorzutragen. Zugleich ift es nöthig, zu erwähnen, 
daß i. J. 1834, (Sep. Prot. S. 1072.) auf Naffautfchen Antrag, 
in Beziehung auf biefe Streitfache ein feparat austrägalgerichtliches 
Verfahren über Erfakanfprühe an die beflagten Regierungen 
entftand; da baffelbe jebod; mit dem Ganzen eng verbunden ift, 
fo werben wir bie Verhandlungen darüber dem gegenwärtigen Falle 
unmittelbar folgen laffen. 





Im Jahre 1820 erftattete der Kurfürftlich Hefliiche Geſandte, 1020, 
Sess. XV. 5 49. &. 97. Vortrag über eine i. J. 1819 unter | 
Ziff. 115. eingefommene Vorftellung der verwittweten Frau Gräftn 
von Ottweiler, Die Uebernahme einer Gapitalfchulb von 30,900 fl. 
betreffend, worin biefelbe bittet: | 


*) If auch unter Art. XI. ber B. &. und Art. XXI. der WB. Sch. U. 
zu fubfummiren. 


1821, 


796 Abth.11,Abfh.3,$.12,B. — Naffau-Saarbr. 


„daß die hohe B. V. geruhen möge, ihr ganzes Anfehen dahin 
zu verwenden, daß dad Hzgl. Naſſauiſche Gouvernement 
angehalten werde, ihr die fraglichen Capitalien von 
30,900 fl., nebft den davon ſeit ſechs und zwanzig Jahren 
vorenthaltenen Zinfen und Koften, aus den für Saarbrüden 
erhaltenen Entfchadigungslanden ohne Aufenthalt zu bes 
zahlen. « 
Nachdem Referent fich über die Eompetenz der B. V. hierin, 
und darüber, daß eine Entfcheidimg auf den Grund bes Art. XV. 
der B. A. und XXX. der W. Schl A. erfolge, ausgefprochen, 
bemerfend jedoch, daß die Verpflichtung zwifchen Preufien und 
Naſſau zweifelhaft ſey; beantragt er die Wahl einer Vermittelungs⸗ 
Eommillion. Diefer Antrag veranlaßte S. 99. den Beſchluß: 
„Daß die aus den Sefandten von Hannover, Kurheffen, 
ben Großherzoglich und Herzoglich Sächfifchen Häufern *) 
beftehende Eommiflion die Ausgleichung der Anfprüche der 
Frau Gräfin von Ottweiler auf gütlichem Wege verfuche, zu 
dem Ende aber Die Gefandten von Preuffen und Naffau erfucht 
werden, dieſer Commiflion die nähere Auskunft über die 
vormalige Landesverfaffung und Die Verhältniffe der bort 
beftandenen Generals und Special-Lanbescaffe, vorzüglich 
aber über den angeblic, erzwungenen Vergleich vom 25. Nov. 
1792, und bie unfehlbar mit Frankreich flatt gehabten 
Unterhandlungen über die in Frage ftehenden Landescaffen 
Schulden, gefälligft mitzutheilen. « 
Diefen Beichluß brachte der Kurfürftlich Heffifche Gefandte 


i. J. 1821, Sess. XXIX. 5.220. ©. 624. Namens ber Commiſſion, 


*) An bie Stelle des König. Hannoͤveriſchen Gefandten, v. Martens, 
kam 1.3.1822, Sess. XXV. 8.202. 8.756. der Königl. Säcf. Geſandte, Frhr. v. 
Garlomwiz, jest Staatsminifters an die Stelle des Kurfürftl. Heſſiſchen Gefanbten, 
Schn. v. Lepell (jegt Miniſter des Auswärtigen), deſſen Nachfolger v. Meyers 
feld i. 3. 1824, Sess. VII. $.50. ©. 1045 an die Stellen bes Frhn. v. Gars 
lowiz und bes Grßhzgl. und Hzgl. Saͤchſiſchen Gefanbten, Grafen v. Beuft, 
i. 3. 1828, Sess. I. 2tes Sep. Prot. 5. 11. ©. 9. ber Koͤnigl. Saͤchſiſche 
Geſandte, Frhr. v. Lindenau, jest Staatsminifter, und der Gefandte ber 15ten 
Stimme, v. Both; an die Stelle bed Frhn. v. Linbenau deſſen Nachfolger, 
Frhr. v. Zeſchau, jest Staatsminifter, i. 3. 1830, Sess. II. $. 27. ©. 64.3 
an bie Stelle des Schn. v. Zeſchau, deſſen Nachfolger, der Eonferenzminifter 
Schr. v. Manteuffel, i. 3.1830, Sess. XXXVI. $. 277. ©. 1177. 


N 
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und in Folge zweier eingegangenen Erinnerungsgeſuche, wieber 1023. 
in Anregung, worauf Naflau, Sess. XXXIL $. 246. ©. 706. 

über biefe, nach Naffauifcher Anftcht dem Hzgl. Hofe ſtets fremb 
gebliebenen Verhaͤltniſſe und über die, ihrer Entitehung und Ber 
fchaffenheit nach, denfelben nicht berührenden Landkaſſen⸗Schulden, 
nähere Auskunft und Aufklaͤrung ertheilt. 


Diefe Erflärung Naſſau's verbreitet ſich 

a) über die vormalige Landesverfaffung und die Verhältniffe 
der General» und Special⸗Landkaſſen des vormaligen Füuͤrſten⸗ 
thums Saarbrücken. 

b) über den Vergleich vom 25. Nov. 1792, abgeſchloſſen 
zwiſchen dem Fürſten Ludwig von Naſſau⸗Saarbrücken und dem 
Lande; und 

ec) über die mit Frankreich ſtatt gehabten Unterhanblungen 
wegen Uebernahme der fraglichen Landfaffen: Schulden. 


Unter Nro. IV. diefer Aufflärung iſt gefagt, daß durchaus 
fein Grund zu einer bunbeöverfaffungsmäßigen Einfchreitung 
vorhanden zu feyn fcheine, indem von Beurtheilung rein yrivats 
rechtlicher VBerhältniffe die Rede fey, welche vor ben einſchlagenden 
Landeögerichten in rechtlichen IBegen auögetragen werden müßten. 


Die Erflärung felbit fchließt S. 710. mit folgender Zus 
fammenftellung: 

1) Mehrere Ereditoren ber in dem vormaligen Fürftenthume 
Saarbrüden beitandenen Landkaſſen fordern ihre, diefen Kaflen 
vorgeliehenen, Gapitalien nebft rückſtaͤndigen Zinfen zurkd. 

2) Ob die Liquidität ihrer Forderungen von den urfprüng« 
lichen Debitoren unbeftritten ift und nicht beftritten werden Tann, 
läßt man hier an feinen Ort geftellt feyn. Die fchuldende Land» 
fchaft glaubt fich jedoch, auch abgefehen hiervon, von ihrer Schuldigfeit 
dadurch befreit zu haben, daß fie in einem mit dem Herrn Fürften 
Ludwig zu Saarbrüden abgefchloffenen Vergleiche, die Forderungen: 
biefem zur Berichtigung überwiefen habe und foldye von biefem 
auch übernommen worden feyen. 

3) Diefer Vergleich ift bei den Lebzeiten ded Herrn Fürften 
Ludwig nicht zum Vollzug gekommen, und nad deſſen Ableben 
weigern fich diejenigen, welche bie Ereditoren als feine Succefforen 
daraus glauben in Anſpruch nehmen zu fonnen, deſſen Stipulationen 
zu erfüllen, weil berfelbe fchon an und für ſich null und nichtig 


Mn. 
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022, ſey und jedenfalls nicht geeignet, eine rechtliche Berpflichtung 
auf fie zu übertragen. 

4) Diefe Berhältniffe find rein privatrechtlicher Natur und 
müffen der Cognition der ordentlichen Gerichtöbehörben unterliegen. 
Denn 

a) entweder nehmen die Grebitoren ihren urfprünglichen 
Schulbner in Anfpruch, weil ihnen wiber ihren Willen 
ein neuer Schuldner wicht überwiefen werben fann und 
überbieß derjenige, an den fie überwiefen zu feyn glauben, 
ihre Befriedigung verweigert. Dann wird Die competente 
Gerichtsbehörde zu entfcheiden haben, ob und in wie weit 
fich ein Schuldner durch einen mit einem Dritten abgeſchloſ⸗ 
fenen Privatvergleich von feiner Zahlungsverbindlichfeit 
befreien fann. — Oder 

b) fie ziehen ed vor, aus einem zwifchen dritten Perfonen 
abgefchloffenen Nechtögefchäfte, das ihnen durchaus Feine 
Rechte nehmen kann, klagbar aufzutreten; dann kann wieber 
nur die competente Gerichtöftelle des Beklagten darüber 
erfennen, ob ihnen überhaupt ein Klagredht zuftehe, und 
gegen wen, und ob und in wie weit die ihrer lage ent 
gegenftehenden Einreben gegründet find oder nicht. 

Preuffen hielt fi) in dieſer Sache dad Protofoll offen, und 

002,006 1.3.1822, Sess.V. $.45. ©. 4121. u, flgde. (S. auch Beil.11. 
S. 131.) eine Erklaͤrung ab, in welcher es fich namentlich über 
folgende zwei Punkte ausfpricht: 

41) Ob der Vergleich v. 3. 1792 wirklich durch ordnungswidrige 

Zufammenrottirungen und Drohungen mit Bolldaufftand 
von dem Herrn Kürften Ludwig von Raffau s Saarbrüden 
erzwungen worden? — und ob gegen biefen angeblichen 
Alt der Gewalt von bemfelben augenblidlih pros 
teftirt, auch die Proteftationds Urkunde den agnatifchen 
Häufern fofort mitgetheilt worden fey? 

Diefe Behauptung Naflau’s fucht Preuflen durch feine Dars 
ftellung zu entlräften. 

2) Ob ohne Eonfens der fuceedirenden Agnaten keine folche 
Sculibenaufnahme, wie fie von Seiten bed Fürften darch 
jenen Vergleich flatt gefinden, gültig habe erfolgen 
können; und ob wirklich eim foicher Conſens bei dieſem 
Anlaffe nicht nach geſucht worden fey? 


- 
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Naffanifcher Seitd wirb ſolches verneint, von Prenffifcher zess, 
Seite hingegen in biefer Auseinanderfegung erwibert: »baß ber 
agnatifche Conſens zwar nicht nachgeſucht worben, daß jedoch — 
abgefehen davon, daß dieſer Mangel die Verbindlichkeit ber Hzgl. 
Regierung, welche allein nach den Beſtimmungen des Reichsdepu⸗ 
tationd-Hauptichluffes (Art. 38.) zu beurtheilen fey, nicht verändern 
fonnte — leicht zu zeigen fey, daß ber agnatiſche Conſens nad 
den — ne des Raffauifchen Erbvereins v. 3. 1783, gar 

nicht hätte verweigert werben bürfen, wenn er nadıgefücht worden 
wäre.“ 


Naſſau hielt ſich hierüber das Protokoll offen und erwiberte 
zulett, Sess, VII. $. 68. ©. 103., indem ed vorher die Preuffifche 
Anficht zu entkräften ſucht: „daß man bei den bekannten gerechten 
Gefinnungen ded Königl. Preuffifchen Hofes, Naffauifcher Seite 
nicht daran zweifle, daß derfelbe in biefem wie in anderen 
ähnlichen Fällen um fo mehr Vollziehungs⸗ und Ausgleichungs⸗ 
verhandlungen zu eröffnen geneigt feyn werde, ald auch vielen, 
nunmehr Königl. Preuffifchen Unterthanen, dadurch auf dem fürzeften 
Wege zu ihrer endlichen Befriedigung zu gelangen, eine nahe 
und fichere Ausficht eröffnet werbe. « 

Hierauf behielt ſich die Königl. Preuffifche Gefandtfchaft eine 
Erflfärung vor, welche fie, Sess. IX. $. 73. ©. 199. bahin 1022. 
abgab, daß man Preuflifcher Seits keineswegs beabfichtigt habe, mit 
der Hzgl. Raffauifchen Regierung denjenigen allgemeinen Reclamas 
tiondgegenftand der Gläubiger und Staatödiener, von welchen 
jener Anſpruch, in materieller Beziehung nur einen Theil ausmache, 
dem ganz verfaffungsmäßig gefundenen Wege zu entziehen, welchen 
die Hzgl. Regierung in der XXXII. Sit. v. I. ben Interreffenten 
bereitd beftimmt eröffnet habe, und welchen zu verfolgen man 
auch die unter den Intereſſenten befindlichen Königl. Unterthanen, 
im Vertrauen auf die zugeficherte unparteiifche Nechtöpflege, 
keineswegs verhindern wolle. 

Sm demfelben Jahre, Sess. XXV. $. 202. ©, 788. erſtattete 
der . Kurfürftlichs Heſſiſche Geſandte, Namens ber erwaͤhlten Com⸗ 
miſſion, über bie biöherigen Verhandlungen Vortrag, beflen weſeut⸗ 
licher Inhalt: 

» Die Schulden der Saarbrüder Generals und Specialstanded« 
kaſſe, welche der verewigte Fürſt Ludwig von Naſſau⸗Saarbrücken 
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mittelft Vergleiche vom 25. Rov. 1792, auf feine Kammerkaſſe 
übernahm, und welche deßwegen von Frankreich nicht ale Landes⸗ 
ſchulden anerkannt wurden, betragen 50,975 il. Hiervon habe die 
Frau Gräfin von Ottweiler 30,900 fl. und haben andere Private 
gläubiger (wie wir fpäter fehen werben) 20,075 fl. Da beide 
Forderungen im genaueften Zufammenhange ftehen, fo wurde 
ſchon in dem Bortrage über die Eingabe der Saarbrüder Diener 
und Gläubiger angedeutet, daß der GConnerität wegen, ber in 


‚der Ottweilerifchen Sache niebergefeßten Commiſſion übertragen 


werben fönne, ihre Ausgleichungsverfuche auf alle jene Landkaſſen⸗ 
Gläubiger zu erftreden; daher ftellt die Commiffion einen Antrag, 
der auch folgendermaßen ©. 756. zum Beichluffe erhoben warb: 
„1) baß die ernannte Sommiffion die Vermittelung und gütliche 
Ausgleichung diefer Angelegenheit unter den betreffenden 
Regierungen zu pflegen habe; auch daß 
„2) eben diefer Commiſſion die Ausgleichung der Schuldfor: 
' derungen der übrigen Gläubiger der Saarbrüder General: 
und Specialstandesfaffe, welche gemeinfchaftlich mit andern, 
aus den Saarbrüdifchen Berhältniffen herrührenden Forbes 
rungen hier angebracht worden find, übertragen werbe. « 


Gehen wir nun in das Sahr 1821 zurück, fo finden wir, daß 
ber Kurfürftlich-Heffifche Gefandte bereitd Sess. XXXII. deſſelben 
Sahres $. 247. ©. 710, über bad Ziff. 35. eingefommene Gefuch 
bed Sacob Karcher, Bevollmächtigten mehrerer Naffau-Saarbrüdis 
fchen Staatödiener und Creditoren, Befriedigung verfchiedener 
Forderungen betreffend, Vortrag erftattet hatte. — Zur näheren 
Begründung dieſer Reclamation laffen wir Nachitehended aus dem 
Commiſſions⸗Vortrage, naͤhmlich S. 711.—717. hier abdruden. 


L Staatöbiener. 


F. 1. Die NaffausSaarbrüdifche Staatödienerfchaft, welche 
nach dem Ao. 1783 zwifchen fämmtlichen Linien des Haufes Naffau 
gefchloffenen Exrbverein, für das Geſammthaus Naffau in Eid 
und Pflichten genommen worden, mithin auch als Dienerichaft 
bes Gefammthaufed anzufehen gewefen fey, habe bie zum Schluffe 
des erfien Quartal 1793 ihre Gehalte ordentlich ausbezahlt bes 
kommen. Um biefe Zeit ſeyen die Saarbrüdifchen Lande von ben 
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Greigniflen der franzöfifchen Revolution erreicht, und ber Fürft 1022. 
Ludwig zur Flucht genöthigt worden. Zehn Monate darauf fey 
derfelbe mit Tode abgegangen. Sein Sohn und Nadıfolger, Fürft 
Heinrich, habe die zurücgebliebenen Glieder der Regierung ers 
mächtigt, zur Unterftüßung der nothleidenden Diener, Capitalien 
gegen Zinſen aufzunehmen, und felbft anfehnliche Summen zu 
diefem Zwecke übermacht; denn das franzöftfche Gouvernement 
habe die Verwaltung der occupirten Zander von Anbeginn durch 
eigene Agenten beforgt, und keinerlei Verpflichtung gegen die 
sorgefundenen Staatödiener anerfannt. 

5. 2. Fürft Heinrich fey, nachdem er mittelft Teſtaments 
vom 29. December 1796 fänmtlicher Dienerfchaft ihren Gehalt 
auf Lebenszeit verfichert gehabt, am 27. April 1797 geftorben, 
und mit ihm der fucceffiongfähige Naffau-Saarbrüdifche Mannsftamm 
erlofchen; gleich nachher habe auch ber Landesnachfolger, Fürft Karl 
Wilhelm von Naffauslifingen, die Regierung, fo weit ed unter den 
damaligen Umftänden gefchehen fünnen, angetreten, und durch ein, 
unterm 6. Mai 1797 anden in Saarbrüden zurüdgebliebenen Regie 
rungsrath Nolle, erlaffened Reſcript, demfelben aufgegeben, von 
diefem Negierungd-Antritt unter der Hand den Collegialbedienten 
und Beamten zur weiteren Befanntmachung an die Ortsvorftände ıc. 
Nachricht zu geben, zugleich ihn und bie übrige Dienerfchaft auf, 
die vorhin fchon auf den Naffauifchen Erbverein geleifteten Pflichten 
verwiefen. Dem von den Saarbrüdifchen Dienern und Unterthanen 
in der Stille abgeordneten Major von Joſſe, habe berfelbe Fürft, 
sub dato Rumpenheim den 9. Mai 1797, ein Schreiben an die 
fansmtliche Dienerfchaft, Saarbrüder Bürgerfchaft und Landesunter⸗ 
thanen zu Saarbrüden mitgegeben, weldjed bie Zuficherungen ber 
Iandesväterlichten Liebe und Fürſorge enthalte. 

Indeſſen habe dieſe Zuficherung fo wenig, ald das Teftament 
des Fürften Heinrich, welches nicht in Vollzug gefeßt worden, 
die kummervolle Lage ber Dienerfchaft verbeffert. Als endlich der 
Friede von Lüneville das Schickſal der Saarbrüdifchen Lande 
entfchieden, der darauf folgende Regendburger Deputations⸗Haupt⸗ 
fchluß aber dem Haufe Naffau eine fehr reichliche Entſchädigung 
für dieſen Berluft zugewiefen gehabt, hätten die Reclamanten 
nicht gefaumt, einen Abgeordneten nach Wiesbaden zu fenden, 
der auch ein MinifterialsDecret vom 7. April 1803 zurüdgebracht, 
worin zugefichert worden, daß, ſoviel 
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1) das Gefuch um künftige Berforgung belange, Serenissimi 
Hocfürftliche Durchlaucht, denjenigen von ihnen, welche bis dahin 
noch feine andere Berforgung gefunden hätten, vom 1. Iänner 
1803 an, eine huldreichite Unterftügung bdergeftalt zu bewilligen 


‚befchloffen hätten, daß fie‘, die ehemaligen Staatödiener, zwar 


nicht ihre ganze Befoldung, wie fie vorhin beftanden, "aber doch 
bi8 an ihr Lebensende, oder anderweite Verſorgung, eine angemeffene 
jährliche Penflon, wozu eine Verwendung von 25,000 fl. jährlich 
beftimmt fey, zu genießen haben follten, und daß zu dem Ende 
naͤchſtens eine fürftliche Commiflion fich in Saarbrüden einfinden 
und folche für Jeden, nach Maßgabe feiner befonberen Berhältniffe, 
reguliren werde. Was fodann 

2) das weitere Petitum in Anfehung der rüdfländigen Bes 
foldungen und Penfionen betreffe, fo hätten gebachte Ihro Durchlaucht 
mit Webergehung der Frage: ob, und in wie weit Höchſtſie 
zu deren Berichtigung verbunden feyen? ſolche Rückſtaͤnde bis auf 
den Todestag des Fürften Heinrich als eine Landesfchuld, unb 
zwar ald eine befonderd und vorzuͤglich privilegirte Landesſchuld ans 
zuerkennen, und zu verordnen geruhet, daß einem jeden Bebienten und 
Penfionär all dasjenige, was ihm bis zu bemeldetem Todestag an 
feiner Befoldung oder Penfion praevia liquidatione und nadh 
vorgängigem Abzuge deſſen, was ein Jeder darauf bereitd erhalten 
habe, annoch zuruͤckſtehe, bezahlt werden folle. 

8.3. Kurz nad diefem Decrete fey Finft Karl Wilhelm 
verftorben. Sein Nachfolger, Fürft Friedrich, habe zwar die 
verſprochente Commiſſion wirklich im Juni 1803 nach Saarbrüden 
abgeorbnet; allein dad Verfahren derfelben, habe bald die Vermu⸗ 
thung veranlaßt, daß es nicht mehr Abficht fen, den Inhalt obigen 
Decrets zu erfüllen. Bon allen unverforgten Dienern und Penfios 
närs feyen nur 34, zuſammen mit jährlichen 7,580 fl. bedacht 
worben. Wegen aufgelaufener Nüdflönde feyen von 513 Liqui⸗ 
danten, welche zufimmen eine Zorberung von 353,142 fl. gemacht 


| gehabt, nur an 105 eine Abichlagszahlung von 27,649 fl. bes. 


willigt, ald Grund davon aber angegeben worben, wie ed in 
denen am 15. October 1803 an jeden Einzelnen erlaffenen Des 
ereten beißt: 
Nachdem ſich bei den commiſſariſchen Verhandlungen ergeben 
habe, daß wegen Mangels der Urkunden, Unregelmaͤßigkeit 
der geleifteten Stüczahlungen und andern durch Die Staat 
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ummälzung in Frankreich verurſachten Hinderniſſen, bie 1021. 
verordnete Liquidation mit der ehemaligen Saarbrüciſchen 
Staatsdienerſchaft nicht dergeſtalt habe vollfuͤhrt werden 
konnen, daß dadurch das einem jeben Staatshiener und 
Penſionar noch zu gut Kommende als liquid angeſehen 
werben koͤnnte, und zwar um fo weniger, als Die Bey 
wendung der zu verichiebenen Zeiten für bie Dienerfchaft 
überfchichten Summen nicht gehörig Documentirt worden 
jey, fo fey befchloffen worden, mit Rückſicht auf jene 
/ Umftände, dasjenige nad Billigkeit feſtzuſetzen, 
was Jedem als Rückſtand vergütet und bewilligt werben 
folle. 

5. A. Aufgeforbert durch einen Aufruf der zu Frankfurt 
niebdergefeßten Sommiffion zu Ausführung des Reichsdeputatjons⸗ 
Hauptichluffes, hätte die Saarbrüdifche, unbefriedigt gebliebene 
Staatsdienerfchaft fich nun an diefe gewendet, und von ihr einen 
gunſtigen Gontumacialbefcheid vom 13. October 1804 erwirkt. 
Auf Anrufen bed Fürftlichen Haufes fey jedoch diefer Beſcheid 
vom Reichshofrathe unterm 6. November ej. a. caflirt worden. 

$. 5. Sie hätten nun ihre Sache beim Neichdlammergerichte 
zu Wetzlar anhängig gemacht, und bei demfelben unterm 23. Der 
cember 1805 ein Erfenntniß erwirft, nach welchem ber Herr 
Fürſt von Naffauslifingen in contumaciam verurtheilt worben: 

den unter den Impetranten befindlichen Staatödienern 
ihre rüdftändigen Penfionen und Salarien bid zur Natifts 
cation des Lüneviller Friedens, fammt Zinfen, praevia 
liquidatione von einer Kaiferlichen Commiſſion zu bezahlen, 
sine clausula, denfelhen auch ihren ganzen Gehalt, fammt 
Emolumenten lebenslänglid, verabfolgen, oder, in Gefolge 
Reſcripts vom 7. April 1803, eine jährlihe Summe 
von 25,000 fl. unter jene öffentliche Diener pro rata 
vertheilen zu Iaflen, auch ben Hofdienern und Penfioniften 
bie Rüdftände an Gehalt und Penfion bid zum Sterbetage 
des Fürften Heinrich von RaffausSaarbrüden zu bezahlen, 
cum clausula. ' 
$. 6. Geftügt auf diefes Mandat, jedoch den Weg der güts 
lichen Berhanblung einem langwierigen Prozeſſe vorziehend, hätten 
Die Reolamanten im Zuni 1806 neue Anterhanblungen zu Wied 
Gaben eröffnet, wobei fie ihre Forderungen weit unter bemjenigen 
51 * 
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1423, beſchraͤnkt, was bad Reſcript vom 7. April 1803 zugeſichert 


gehabt. Allein die Naſſauiſche Regierung habe überhaupt jede 
aus deniſelben für fie erwachſene Verbindlichkeit abgelehnt, und 


‚nur zu einer Abfindungsſumme von 100,000 fl. unter dem 


Bebinge allgemeiner Berzichtleiftung ſich erboten, womit fich bie 
Reclamanten nicht hätten beruhigen konnen. 


$. 7. Mittlerweile fey der Nheinbund geftiftet und das 
Reichskammergericht aufgelöft worden; Verwendungen bed Fürften 
Primas und des franzöftfchen Gonvernements bei Naſſau fruchtlos 
geblieben, und der Nothſtand der Reclamanten mit jedem Jahre 
gewachſen. Sie hätten daher im Jahre 1810 uochmals einen 
Deputirten nach Wiesbaden abgeordnet, der, nach neunmonatfichem 
Hairen, endlich eine Entfchließung des Herzoglichen Minijterü 
d. d. 30. October .1811 erwirft habe, weldye von allen Res 
clamanten bid auf fieben angenommen worben, worauf dann dag 
FinalRefeript vom 5. uni 1812 erfolgt fey, durch welches bes 


'willigt worden: 


a) für 19 Individuen an Gehalte und Penfiond-Rüdftänden 
6,195 fl. 30 fr., jedoch mit Abzug von 15 Prozent, als 
der Rata, weldye auf die im Sahre 1808 von Naſſau 
abgetretenen Ortfchaften Saftel und Koftheim, dann Deuß 
und Königswinter falle, mithin nur 5,350 fl. 434 kr.; 

b) ald Averfional-Entfchädigung für alle übrigen Rüdftandes 
Forderungen, 24,000 fl., jedoch mit Abzug von 446 fl. 30 Er. 
für die fieben NReclamanten, welche fich dem Vergleiche 
nicht angefchloffen hätten, mithin nur 23,553 fl. 30 kr.; 

ec) ein jährlicher Penfionsbetrag von 1,900 fl. 
welcher in 5 Looſe zu 200 fl. 

in 8 Loofe zu 75 ” 
- und in 10 Loofe zu 30 » 
getheilt werben, und in welche nad, und nad, eine große 
Anzahl von Erfpectanten aufrüden follte. 

Die unter a und b bemerften Summen hätten in zwei Raten, 
am 1. Suli 1812 und 1. Juli 1813, die Penftonen in vierteljährigen 
Paten vom 1. Sanuar 1811 an gezahlt werden follen. 

5. 8. Wirklich hätten auch die Penfionszahlungen ihren 
Anfang genommen, und eben fo fey an der unter a und b bes 
merkten Summe der erfie Termin am 1. Suli 1812 berichtigt 
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worden, jedoch dergeſtalt, daß der wegen der nicht conſentirenden 1021. 
Reclamanten zu machende Abzug von 446 fl. 30 kr. nicht zur 
Haͤlfte, ſondern ſofort ganz in Abrechnung gebracht worden ſey. 
Wider alles Erwarten habe aber die Naſſauiſche Regierung die 
Zahlung der, im Juli 1813 verfallenen, zweiten Hälfte verweigert, 
auch beim Anfange bed dritten Quartals die Berichtigung ber 
meiften Penfionen eingeftellt. Zahllofe Bittfchriften und Vorſtel⸗ 
lungen feyen fruchtfos und unbeantwortet geblieben. Selbft eine 
Verwendung ber Preufliichen Regierung für die Betheiligten habe 
die nun über adıt Jahre fültirten Zahlungen nicht erwirken koͤnnen. 

$. 9. Doc habe man durch diefe Verhandlung die Gründe 
erfahren, worauf bie Naflauifche Regierung ihre Weigerung 
flüge, naͤhmlich: 

1) daß Mitleid und Franfreichd Uebermacht, fie zum Abs 
fchluffe des Vergleichs bewogen habe, daß aber, nachdem biefe 
gebrochen und ein gefeglicher Zuftand wiebergelehrt fey, bie 
Berbindlichfeit von felbft habe aufhören und auf Diejenigen zurück 
fallen müffen, welche urfprünglid, diefe Verbindlichkeit gehabt; 

2) daß der 26. Artikel des Parifer Friedens, welcher bie 
franzöfifche Regierung von jeglicher Penfionszahlung an nicht frans 
zöftfche Unterthanen entbinde, dadurch eine Neciprocität zu Gunften 
Naſſau's ftatuire. | 

$. 10. Diefe Gründe werden nun zu wiberlegen gefucht, und 
weiter angeführt, daß eine richterliche Hülfe bei den Naffauifchen 
Gerichten um beßwillen nicht zu finden fey, weil Die Naffauifche 
Regierung ihre Weigerung auf eine willführliche Auslegung von 
Staatöverträgen gründe, über deren eigentlichen Sinn jenen 
Suftizftellen fein competentes Urtheil zuftehen fünne; auf. biefes 
Alles aber die Bitte geftüßt, die hohe Bundesverfammlung möge 
verfügen: 

a) daß des Heren Herzogs von Naſſau Durchlaucht, die auf 
Höchftihre Sentralfaffe vergleichemäßig übernommenen, aber 
feit dem Jahre 1813 nicht mehr flüffigen Entſchädigungs⸗ 
fummen und Leibrenten, fammt Zinfen für die Bergangen- 
heit berichtige; 

b) daß Se. Durchlaucht diejenigen fieben Staatebiener, mit 
welchen bis dahin noch Fein Abkommen getroffen worben 
ſey, befriebige. 
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5. 11. Eine ber Beilagen enthält noch eine Berechnung der 
Summen, um welche die Saarbrüdifche Dienerfchaft verkürzt ſey. 
Kart; Maßgabe des Derrets vom 7. April 1803 wird fie, nach 
Abzug ber wirklich bezahlten Beträge, auf 332,764 fl. 48 fr. 
Gapital und 263,500 fl. Zinfen bis Ende 1819, nach Maßgabe 
dei teichölammergerichtlichen Mandate vom 23. December 1805 
ober, auf 425,913 fl. 17. fr. Capital und 422,456 fl. 17. fr. 
Zinſen berechne. Am Schluffe biefee Tabelle wirb zwar bes 
merkt, daß, ba die Herzoglich⸗Naſſauiſche Regierung den ges 
ſchloſſenen Vergleich gebrochen habe, die Reclamanten befugt 
feyen, ihr Recht wieder geltend zu machen. Da inbeffen in der 
eigentlichen Borftellung nur obiges Petitum geftellt wird, fo ſcheint 
die bloße Anführung zu genügen. 


I. Glaubiger. 


$ 12. Bor fpecieller Aufzählung ber verfchiebenen Schuld⸗ 
forderungen aus den Saarbrüdifchen Verhältniffen, wird über 
die Geſchichte der Entſtehung derſelben Folgendes angeführt. Im 
den Saarbrüdifchen Landen habe keine ftändifche Bertretung bes 
ftanden; die Berwaltung habe lediglich in der Hand bed Fürſten 
astegen, der fie durch feine Regierung und Domänenfammer habe 
ausüben Iaflen. 


Die Einnahmen feyen nach Maßgabe ihrer Beltimmung zu 
drei verfchiedenen Kaſſen gefloflen, naͤhmlich 

4) zur Generals Landeöfajle, woraus bie Befoldungen ber 
auswärtigen Sefandten, nub anderer zum Nutzen bed ganzen Landes 
angeftellter Diener, ſodann die Beiträge zur Oberrheinifchen Kreide 
falle, zur Wetterauifchen Grafenkaſſe und zur Unterhaltung des 
Reichskammergerichts, ferner die Koften des gefammten Militars 
und bie Unterhaltung des Zuchthaufes beftritten wurden; 

2) gu den Specialstandesfaflen für die Graffchaften Saars 
brüden und Saarwerden und die Herrſchaft Ditweiler, woraus 
mehrere Locallaften, namentlich; die Koften des EhnuffeesBaues, 
berichtigt worden. 

Die Verwalter beider Kaffen hätten der Regierung jährlicy 
den Erigenz- Etat vorzulegen gehabt, welcher von biefer geprüft 
und feſtgeſetzt, ſodann die Erhebung nach einem beftehenden Ma⸗ 
trifularfuße ausgefchrieben worden fey ; 
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3) in bie Generals oder Kammerkaffe, welde von bemısaz, 


Fürftlichen Sammer Collegio verwaltet worden ſey. Sie habe 
alle Cameral⸗Revenüen und die Steuern bezogen. Es 
fegen daraus alle Koften ber Hpfhaltung, bie Befolbungen und 
Denfionen der Diener, fowie ber Landedverwaltungs » Aufwand 
beftritten worden, fo weit er nicht auf den Landeskaſſen gehaftet. 
Die Steuern feyen nadı dem Bedürfniffe der Landesverwaltung 
bemeffen, und als ein. Averſum betrachtet worben, welches bad 
Land herzufchießen gehabt. Habe man damit nicht ausgereicht 
and Schulden gemadıt, fo fen das auf eigene Rechnung des 
Fürften gefchehen, ohne die Mitleidenheit der Unterthanen iq 
Anſpruch nehmen zu koͤnnen; welche Dagegen auch nicht bie Bes 
fugniß gehabt, über die Verwendung der einmal audgefchriebenen 
Steuern Rechenfchaft zu fordern. , 


$. 13. Die Schulden diefer Generals oder Kammerkaſſe 


batirten größtentheild aus ber Regierungs-Periode des prachtliebens 


den Fürften Wilhelm Heinrich her. Bei feinem Ableben im Sahre 1768 
hätten fie ſich auf 1,778,163 Gulden belaufen. Sein Nadıfolger 
habe dagegen eine Kaiferlicye Debit⸗Commiſſion erwirkt. Diefe 
habe ben Fürftlichen Hofftaat befchräntt, viele Ausgaben-Rüdftände 
berichtigt und Capitalien getilgt u. |. w. Im Jahre 1783 fey 
ihr Geſchaͤft beendigt gewefen, und durch ben in dieſem Sahre 
zu Stande gefommenen Erbverein zwiſchen fammtlichen Linien 
des Haufe Naffau, feyen alle Damals vorhandenen Kammerfchulben, 
von fümmtlichen Agnaten anerlannt und refp. übernommen worben. 
Fürſt Ludwig habe bie zu feiner Vertreibung durch die franzöfifche 
Invafton keine weiteren Schulden contrahirt, fondern nur einige 
Sapitalien zu Abtragung anderer, höher verzindlichen, angelichen, 
welches ihm ber Art. 15. bed gedachten Erbvereind ausdrücklich 
geſtattet. 

$. 14. Während der Beſchraͤnkung ber Fuͤrſtlichen Civilliſte 
durch die Kaiſerliche Debit⸗Commiſſion habe jedoch dieſer Fürft, 
von der Nachſicht feiner Regierung beguͤnſtigt, ſich dadurch größere 
Mittel zu verſchaffen gewußt, daß er auf die Landeskaſſen, welche 
der Debit⸗Commiſſian nicht unterworfen geweſen, beträchtliche, 
aicht Tür fie gehörige Ausgaben gewaͤlzt, und quf ihren Erebit 
Gapitalien aufgenommen habe, die zu fremdartigen Zwecken vers 
wendet worden. Diefer Mißbrauch babe felbft nach Aufhebung 


© 
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1021, der Debit⸗Commiſſion fortgedauert, und zu Beſchwerden Anlaß 


gegeben, die immer lauter geworden und endlich den Fürſten be⸗ 
wogen hätten, im Jahre 1792 alle Landeskaſſen⸗Rechnungen ſeit 
1768 einem mit feiner Zuſtimmung ernannten Bevollmädtigten 
zur Unterfuchung zu übergeben. Es fey ans denſelben eine fehr 
beträchtliche Summe ungehöriger Ausgaben ermittelt, und wegen 
deren Erftattung mit dem Fürften unterhandelt worden. Er habe 
inbeffen vorgezogen, durd) eine am 25. Nov. 1792 unterzeichnete 
Erflärung ein Abkommen dahin zu treffen, daß er alle Landeskaſſen⸗ 
Dafliven zu eigener Bezahlung übernommen und das Land davon 
befreiet. Unläugbar habe der Ausbruch aufrührerifcher Bewegungen 
in Franfreich die Befchwerdeführer zu einer dreifteren Sprache 
geftimmt und den Fürften nachgiebiger gegen ihre Forderungen 
gemacht; allein da die Befchwerben fchon lange vor den franzöfifcherz 
Unruhen erhoben gewefen, und der Fürft ſchon Die Geredhtigfeit 
Des Anſpruchs anerkannt gehabt, auch nicht habe zweifeln fünnen, 
daß die rechtliche Enticheidung beim Reichskammergerichte zu feinem 
Nachtheile ausfallen werde; fo dürfe doch aus jenem Umftande 
die Fürftliche Erklärung nicht ald erzwungen und nichtig "barges 
ftellt werden. 


$. 15. Nach er Flucht des Fürften, bei welcher nur Sit 
bergeräthe, Kleider und einige Pferde dem Feinde entriffen worden, 
feyen von ihm und feinem Nachfolger, dem Zürften Heinrich, 
mehrere Eapitalien jur eigenen Suftentstion und zur Unterflüßung 
feiner treuen Dienerfihaft aufgenommen worden. Außerdem ſeyen 
mehrere Ausgaben der Hofhaltung, fo wie der laufenden Ber 
waltung unberichtigt geblieben. Endlich babe der Fürſt Heinrich 
in feinem Teſtamente den Gliedern der Regierung, der ‚Kammer, 
ber Ober» und Unterämter einen Sahrgehalt als Gefchenf legirt. 


Syiernach zerfielen die Saarbrüdifchen Schulden in folgende 
Abtheilungen: 

$. 16. 1) Ländesfaffen- Schulden. Diefe, welche ſich auf 
61,725 Gulden beliefen, und wovon die Zinfen feit 1793 rück⸗ 
ftandig fryen, würden zu den dettes hypoth&qudes sur le sol ou 
faites pour l’administration effective, deren ber Art. VIIL des 
Friedens von Lüneville erwähnt, gehören, und von Frankreich 
übernommen worden feyn, wenn fie ‚nicht vom Kürften Ludwig 
durch Die obenerwähnte Erflärung vom 25, Nov. 1792 zu eigener 








Schuldenweſen, in spec. Gräfin v. Ottweilr. 809 


Bezahlung, ohne Mitleidenheit des Landes, anerkannt worden 1821. 
wären, und dadurch die Natur perfönlicher Schulden erhalten 
hätten, welche bem Haufe Naſſau zur Laft blieben, und auf bie 
Entſchaͤdigungs⸗Lande nach $. 38. des Deputationd-Hauptichlaffes 

zu übertragen geweſen wären. Aus diefem Grunde habe Frankreich 
beren Webernahme beftimmt verweigert; bad Herzogliche Haus 
Naſſau aber ſich eben fo wenig dazu verftehen wollen, weil jene 
Erffärung vom 25. Nov. 1792 erzmungen und nichtig fey, und 

weil der agnatifche Conſens ermangle. 


$. 17. D General» oder Kammerkaſſe⸗Schulden; welche 
fammtlic; aus der Periode vor 1783 herrührten und durch den 
Erbverein Art. 17. agnodcirt feyen. Hiervon habe bag Herzogliche 
Haus Naffau auch deu größten Theil auf feine Centralkaſſe 
übernommen; fo daß im Saarbrüdifchen nur einige Stiftungss 
und Wittwenfaffen, die Summe von 17,697 fl. nebft Zinfen feit 
1792 zu fordern hätten. 


$. 18. 3) Zur Suftentation der vertriebenen Fürften auf 
genommene Gapitalien, im Betrage von 14,804 fl. 20 fr. Die 
Uebernahme diefer Ehrenfchuld werde Hzgl. Naffauifcher Seite 
verweigert, weil fie 

a) des, im Art. 16. bed Erbvereind ftipulirten, agnatifchen 
Sonfenfed ermangele; 

b) weil die Unterflügungen, welche biefen Fürften während 
ihres Erild theild vom Haufe Naſſau, theild unter beffen 
jolidarifcher Verbindlichkeit zu Theil geworden, fo bedeutend 
gewejen jenen, daß fie damit hätten ausreichen fünnen; 

e) weil die Allodial-Erbinnen die Verpflichtung zu Berichtigung 
folcher Schulden hätten. 


$. 19. ,4) Gapitalien, welche zur Unterftüßung der von dem 
republifanifchen franzöfifchen Gouvernement entfeßten Dienerfchaft, 
und der abgeführten Geißeln, theild von den Gliedern der Regierung 
und Rentfammer sub spe rati des Fürften Ludwig, theild auf 
‚ausdrückliche Autorifation des Fürften Heinrich aufgenommerrworben, 
im Betrage von 25,258 fl. Bon Frankreich feyen Diefelben unter 
ber Eathegorie von Landes-Berwaltungsfoften um deßwillen nicht 
auerfannt worden, weil gerade die Perfonen damit unterftügt 
worden wären, welche das franzöftfche proviforifche Gouvernement 
son der Verwaltung entfernt und außer Brod gefeßt hätte. Bei 
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se2ı,den Verhandlungen über bie Abſindung ber Staatsdiener von 
Seiten Naffau’s fey zwar won liebernahme biefer Schuld bie 
Rede geweien, allein wirklich erfolgt fey fie nicht. 
’5. 20. 5) Die zur Zeit der Flucht des Fürften Ludwig 
noch unberichtigten Koften der Hofhaltung und Verwaltung; theile 
durch Attefte der Fürsten anerfannt, theild durch Behörben affigs 
nirt, theild durch Handels⸗ und Hausbücher zu erweilen, im 
Gefammtbetrage von 44,812 fl. 33 fr. Ob wegen deren Ueber 
nahme Schritte bei ber Herzoglich⸗Naſſauiſchen Regierung geſchehen 
ſeyen, iſt nicht gefagt. | 
$. 21. 6) Dad DVermächtniß eined Jahrgehalts an die 
Dienerfchaft, von Seiten bed Fürften Heinrich; auf 29,348 fl. 
27 kr. ſich belaufend. Diefed liege zwar ben Teſtaments⸗Erbinnen 
zu bezahlen ob; allein fie feyen dazu bisher außer Stande geweſen, 
da von dem Herzoglichen Haufe Naſſau die VBerabfolgung der 
Fonds nicht erfolge, worauf daſſelbe radicirt fey. 

$. 22. Es wird nun noch im Allgemeinen fowohl als ins 
befonbere auszuführen gefucht, daß die Verbindlichkeit gu Webers 
nahme aller diefer Schulden dem Serzoglichen Haufe Naſſau 
obliege, und mit der Bitte gefchloffen, daß 

a) die hohe Bundesverſammlung über die Berpflichtung bes 
Heren Herzogs von Naffau zu Berichtigung der noch nicht 
übernommenen Pafliven entſcheide; fofort die geeigneten 
Maßregeln zum Behufe ber wirklichen Berichtigung biefer 
Paſſiven bei Sr. Hergoglichen Durchlaucht, auf «ine bie 
Creditoren beruhigende Weife, veranlaffe; 

b) daß des Herrn Herzogs von Naſſau Durchlaud;t vermocht 
werde, die Teſtaments⸗Erbinnen bed hodhfeligen Fürſten 
Heinrid von Naffau-Saarbrüden zu befriedigen, um fie 
in den Stand zu feßen, die verfchiedenen Beftimmungen 
feines legten Willens zu erfüllen. 


In ihrem beigefügten Gutachten fpricht fih Die Com⸗ 
miffion, mit Hinweiſung auf aͤhnliche Fälle, für die Comes 
petenz der B. V. nad dem Art. XV. ber B. U. aus, ($. 38. 
des Reichsdeputations⸗ Hauptfchluffes) ift jedoch der Anſicht, 
baß die B. V. weder bie erbetenen Enticheibungen über Die Bers 
bindlichkeit des Hzgl. Hauſes zu Berichtigung der in Conteſtation 
beſindlichen Schuldforderungen, vielweniger Zahlungsverfügungen 
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ertheilen könne. Ihr Beruf wird ſich allein darauf beſchruͤnken, 1221. 
dafür zu ſorgen, daß über die verſchiedenen Anſprüche richterlich 
entſchieden werde, und den Reclamanten diejenigen Inſtanzen 
namhaft zu machen, wo ſie eine ſolche Entſcheidung zu begehren 
haben. 


Dieſes Gutachten verbreitet ſich ſodann ausführlich, ſowohl 
über 1. die Dienerſchaft, als auch über U. die Gläubiger. Naffau 
giebt darauf S. 719. — 728. in einer ausführlichen Erklärung 
feine Anfichten in Beziehung auf die Reclamation und den Vortrag 
des Referenten zu Protokoll und fügt ©. 727. fchließlic, hinze: 


„Aus den angegebenen Gründen könne ber Hzgl. Naffauifche 
Hof ſich nicht für verpflichtet erachten, Berbindlichkeiteu weiter, - 
als bereitö gefchehen oder Verfügung getroffen worben, his 
fichtlih der von dem Fürftentbume Saarbrüden herrührenden 
Sculden zu übernehmen. Es könne nur bei biefer Beraulaflung . 
feine Wünfche dafür ausfprechen, baß endlich zur Beruhigung fo 
vieler unfchuldig leidenden Grebitoren, die ohne feine Schuld ver⸗ 
gögerte Schuldaudgleichung mit ben Befitern ded Landes, nad 
Maßgabe der friedensfchlußmäßigen Stipulationen, zu Staube 
fommen, möge. Diefe Ausgleichung werbe demſelben bie ges 
wünfchte Gelegenheit geben, näher nachzuweiſen, daß von ihm 
bereitd unverhältnißmäßig mehr übernommen worben fey, als 
ihm dabei möglicherweife zur Laft fallen fünne, und den Erfaß 
des zu viel Bezahlten auf den Grund biefer Nachweifung von 
ben Landeöbefitern wieder zu erhalten, indem namentlich die 
Krone Preuffen eine Goncurrenz zu den, bereits unter Vorbehalt 
Fünftiger Aufrechnung übernommenen Saarbrüdifchen Schulden, 
aus diefem Titel nicht in Abrebe ftellen könne. 


„Sollten die Erebitoren jedoch, und die gegenwärtigen Recla> 
manten überhaupt, bie hier entwidelten Anfichten, welche bie 
Hzgl. Naffauifche Regierung beitimmt hätten, die Uebernahme 
weiterer Verpflichtungen im abminiftrativen Wege abzulehnen, 
als in rechtlicher Hinficht nicht zureichend begründet anfchen, und 
wit der Ausführung ihrer vermeintlichen Anſprüche im Rechis⸗ 
‚wege dagegen auszureichen gedenken; fo ftehe auch hier ber 
Betretung des Nechtöweged bei ben competenten Hzgl. Gevichts⸗ 
fielen, weldje, wie oben bemerft, in zweifelhaften ‚Füllen zur 
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Beförberung einer durchaus unparteiiſchen Juſtiz contra fiscum 
zu erkennen hätten, irgend ein Hinberniß nicht entgegen. 


Im Sahre 1824 Außerte Preuffen, Sess. IX. $. 60. ©. 118. 
baß es Cin Vertretung feiner betheiligten Unterthanen) fowohl wie 
Naffau unter ſich Diejenigen factifchen Verhältniffe, aus welchen 
fammtliche hier angebrachte Saarbrüdifche Forderungen herrüh⸗ 
ren, einer gemeinfchaftlichen gründlichen Erörterung durch eigenbs 
dazu ernannte Commiſſarien habe unterwerfen laflen, damit auf den 
Grund diefer unumgänglicy nöthigen Vorbereitung, die Natur 
jeder einzelnen Klaſſe gebachter Forderungen genauer beurtheilt, 


‘ md eine angemefjene Entfchließung über deren fernere Behands 


2824, 


ung mit größerer Sicherheit gefaßt werben könne. Obgleid) noch 
nicht ganz vollendet, habe dies Gefchäft factifcher Aufklärung 
doch fo bedeutende Refultate geliefert, daß der Königl. Preufs 
fifche Hof im Stande feyn werde, fich über fein Verhältniß zur 
Sache bald beftimmt zu äußern; inzwifchen aber auf eine biöher 
unterbliebene, yraftifche Anwendung des Artifel XXX. ber 
W. Schl. 4. ſich einzulaffen, aus diefen und andern Gründen 
Anftand nehmen müfle. . 


Naſſau erffärte hierauf, daß es dieſer Preuffifchen Yeußerung 
abhärire, wonach die Saarbrüdifchen Berhältniffe einer commifs 
ſariſchen Erörterung unterzogen würden; und hohe B. 2. 
beichloß : 

„daß dieſe Erklärungen an die betreffende Commiſſion 
en werben follten, ohne den in Sess. XXV. ($. 202 ) 
. 1822 gefaßten Beichluß zu alteriren. « 


In 6 Jahre hielt der Grßhzgl. und Hzgl. Sädhftiche 
Geſandte, Sess. XIII. $. 91. ©. 207. (Nro. 6. Prot. ©. 213. 
u. flgde), Namens der Eingaben- Commiflion, einen umfaflenden 
Bortrag, in welchem er hervorhebt: > 

Es wären nicht alle durch Sacob Kardjer hier angebrachte 
Forderungen, vielmehr nur die Naffau- Saarbrüdifchen Lands 
taffen- Gläubiger zu der erwähnten commiflarifchen Erörterung 
ausgefebt worben, und darum in Anfehung der verfchiebenen, 


‚gegen die Hzgl. Naffauifche Regierung vorliegenden, bermalen 
in Frage begriffenen, Korderungen zu unterfcheiden: 


- 
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A. Diejenigen, für weldye, in Anwendung des Art. XXX, 1026, 
dr W. Schl. A. zunaͤchſt zum Berfuche gütlicher Ausgleichung 
zwifchen der Krone Preuffen und dem Hzgl. Naffanifchen Hofe, 
aus ber Mitte hoher B. V., nach deren in ber XV. Sitzung 
v. 3. 1820, $. 202. gefaßten Befchluffe, eine Commiſſion niebers 
gefegt worden ſey, 

I. die Reclamation ber Frau Gräfin v. Ottweiler, 


IL. die mehrerer anderen fogenannten NaffausSaarbrüdifchen 
Landfaffen » Gläubiger. *) 


B. Diejenigen, in Anfehung deren hohe B. B. wegen ihres 
ferneren Einfchreitens erſt noch eine Entfchließung zu faflen habe; 
und es theilten ſich folche in 

L Penſionsanſprüche ehemaliger Naflau s Saarbrüdifcher 

Staatediener, und 

. DI. gewifle andere Forderungen, welche (S. 209.) zum Gegen; 
ftande hätten: 

1) Landkaſſen⸗Schnlden — hier nur berührt und unter A 
gehörend — 

2) gewiſſe Generals oder Gameralkaffen» Schulden, 

3) zur Suftentation der vertriebenen Fürften aufgenoms 
mene Capitalien, 

4) Gapitalien, welche zur Unterftüßung der von dem 
republifanifchen franzöfifchen Gouvernement entfeßten 
Dienerfchaft und ber hggführten Geiſſeln, theild von 
den Gliedern der Regierung und Rentkammer sub 
spe rati bed hochfeligen Fürften Ludwig von Naffaus 
Saarbrüden, theild auf ausdrüdliche Autorifation bes 
hochfeligen Fürſten Heinrich von Naſſau⸗Saarbrücken 
aufgenommen worden wären; 

5) die zur Zeit der Flucht des hochfeligen Fürften Ludwig 
entftandenen, noch unberichtigten Koften ber Hofhaltung 
und Verwaltung, theild durch Attefte bes Fürften aners 
kannt, theild durch Behörden affignirt, theild durch 
Handels⸗ und Handbücher zu erweifen; 


*) Diefe Forberungen sub A feyen daher nicht Gegenfland bes gegens 
wärtigen Vortrags, 
\ 


202%. 
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6) das Vermaͤchtniß eines Jahrgehalts an bie Diener⸗ 


ſchaft von Seiten bed hochſeligen Fuͤrſten Heinrich. 


Nachdem Referent auf dieſe Weiſe bie Abſenderung ber 
Saarbrüdifchen Reclamanten nach verfchiebenen Klaſſen und 
Rubriken, welche die aus den Eingaben und Denkidjriften hers 
vorgehende Qualiftfation darbot, zur Richtfchnur der Anorbnung 
in diefem Bortrage genommen, in das nähere Detail der Sache 
eingegangen war und fich gutachtlich barüber geäußert hatte; 
warb nach dem commiflarifchen Antrage S. 210. befchloffen : 


1) 


2) 


3) 





„Die von mehreren vormals RaffausSaarbrüdifchen Staatds 
dienern gegen bie Herzoglich⸗Naſſauiſche Regierung erhobene 
Neclamation wird durch die von der Herzoglich⸗Maſſauifchen 
Gefandtichaft abgegebene Erklärung, »denjenigen, mit 
welchen in Anfehung ihrer Anfprüche eine gütliche Ueber⸗ 
einfunft getroffen worden fey, diefelbe zu halten, und 
gegen die übrigen, die an jener feinen Antheil genommen 
hätten, vor den competenten Landesgerichten Necht nehs 
men zu wollen«, für jett ald erledigt betrachtet; — auch 
„aus denfelben Gründen die Beſchwerde des Geheimenrathe 
Eichberg (ein fpäterer Reclamant) ald zur Zeit nicht 
an bie hohe Bundeöverfammlung erwachſen angefehen, 
wonädft 

„bie hohe Bundesverſanmlung ben Königlich» Preuflifchen 
Gefandten erfucht, | für feine allerhoͤchſte Regierung 
über fammtliche gegen die Herzoglich⸗Raſſauiſche Regierung 
angezeigte Korderungen, ingleichen über dad, was beßs 
wegen Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seitd zu erkennen gegeben 
worden it, fo weit Beibed die Krone Preuffen angeht, 
bald moͤglichſt zu erklären, und die hohe Bundesverſamm⸗ 
lung dadurch im den Stand zu feßen, deßwegen weitere 
bundesgefebmäßige Entichließung zu faflen: übrigens ift 
den Reclamanten von gegenmärtigem Beſchluſſe Nachricht 
zu geben, zugleich aber denjelben zu eröffnen, wie ihnen 
unbenommen bfeibe, die Forderungen, die fie an Das 
Herzoglich-Naflauifhe Haus zu Haben vermeinen, vor 
den Gerichten dieſes Herzogthums geltend zu machen, 
wo ihnen, nad) ber von dem Herzoglich⸗Naſſauiſchen 
Gefandten abgegebeiten Erflärung, die Juſtiz nicht werde 
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: verweigert werben, unb daß, weil Letzteres nicht zu erwars 
ten, am wenigften zur Zeit fchon geichehen fey, hohe 
Bundesverſammlung in dieſer Beziehung bereitd einzus 
fchreiten, gefetslich fich nicht in dem Falle befindet. a 


Auf Veranlaffung dieſes Befchluffed gab Preuffen i. 3. 1825, 1025, 
Sess, VII, $. 31. ©. 86, eine Exflärung bed wefentlichen Inhalts ab: 
„Die fchon früher erwähnte commiffarifche Crörterung, 
welche, gleichzeitig mit dadurch veranlaßten Communifationen 
zwifchen innern Staatsbehörden, im Laufe des vorigen Sahres 
fortgefegt wurde, habe bis auf einige noch übrig gebliebene 
Anftände, gegenwärtig ihr Ziel erreicht. — Die wichtigfte aus 
den dabei vorgefommenen Verhandlungen fey ein, am 30. Seps 
tember vorigen Sahred zu Goblenz abgehaltened, von den beider, 
feitigen Commiffarien unterzeichneted Protokoll, indem baffelbe - 
außer verfchiedenen anderen Gegenftänden auch die neueften Ers 
Märungen der Königl. Preuffifchen und Hzgl. Naſſauiſchen Regie⸗ 
rungen über fammtliche, nicht bereits für erledigt erffärte, Saar⸗ 
brückiſche Reclamationen umfaſſe, welche bei der hohen B. V. 
bis jetzt angebracht worden ſeyen. 
Die Koͤnigl. Preuſſiſche Geſandtſchaft übergab eine Abſchrift 
des gedachten Coblenzer Protokolls, vom 30. November 1824, 
die der betreffenden Bundestagscommiſſion für die Forderungen 
ber Naffau-Saarbrüdifchen Gläubiger 2c. zuguftellen befchloffeh wurbe. 
Die Eommiffion erftättete durch ihren Referenten, den Kurs 
fürſtl. Heffifhen Gefandten, Sess. XXIL ed Sep. Prot. 4.1825, 
©. 421. (5. Anlage I. Prot. S. 525. u. flgde.) einen 
Vortrag, der vorzüglich den fo eben erwähnten Auszug des Co⸗ 
blenzer Protokolls näher erörtert und begutachtet. Wir erfahren 
daraus, daß die in Coblenz zufammengetretenen Bevollmächtigten 
diefe Schulden unter folgende Generals und Special- Rubriken 
gebracht, und zum Gegenftande ihrer wechfelfeitigen resp. gemeins 
fchaftlichen Erklärungen gemacht hatten: 
L Schulden der Landeskaſſen, in specie 
A) Der General⸗Landeskaſſe. 20,875 Gulden 
B) Der Saarbrüdifchen Specials 
Landeskaſſe eo 0 —4 30,850 Saften 


I. Nah dem Sahre 1792 bis zum Lüneviller 
Srieden entfiandene Korberungen 
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A) Schulden der Fürſten Ludwig und Heinrich, und zwar 

a) bei oder nad) der Emigration contrahirte, und 

b) im Augenblide der Emigration rüjtänbige Hofhals 
tungsausgaben. 

II, B) Sonftige Forderungen, weldye bei der militärt- 
ſchen Befignahme des Saarbrüdifchen Landes noch unberichtigt 
waren, oder bis zum Friedengfchluffe entitanden find, und unter 
welche General-Rubrif zu rechnen: 

a) unberichtigte Berwaltungsausgaben für die gefammte 
innere Sandesabminiftration, wie folche bi zur feinds 
lichen Invafton fortbeitanden habe; 

b) fonftige dadurch Cnähmlich durch die Snvafton) herbei- 
geführte Verwaltungskoſten; 

c) Capital» und andere Forderungen wegen ausgehobener 
und nad; Met geführter Geißeln. 

IV. Gehalterüditände und zur Unterftügung der Dienerfchaft 
aufgenommene Gapitalien. | 

V. Aus dem Teftament des Fürften Heinrich entftanbene 
Forderungen. 

Bei diefer Veranlaffung bemerkte der Grßhzgl. und Hzgl. 
Sächfifche Gefandte noch in derfelben Sikung, ©. 421: da 
dem Hzgl. Befiter des Fürftenthums Lichtenberg zur Zeit ein 
förmliches Anfinnen, an ber Befriedigung ber Frau Gräfin von 
Dttweiler und ähnlichen Forderungen Theil zu nehmen, nicht ges 
fchehen fey, fo befinde fich die dieffeitige Gefandtfchaft auch noch 
nicht in dem Falle einer depfallfigen Erklärung. 

Nachdem ſich Preuffen, Bayern, Grßhzgth. Heffen und Naffau 


‘ihre weitere Erklärungen vorbehalten hatten — dieſe vier ges 


nannten Staaten, nebft Frankreich, hatten nähmlic, nach Königl, 
Preuffifcher, im Goblenzer Protokoll aufgeftellter Anficht, als bers 
malige Befißer von Gebietstheilen ded ehemaligen Fürftenthums 
Naffan-Saarbrüden, an den Schulden der General-Landegfaffe, 
oben I. A. (S. 528. des Prot.) mit bezahlen follen — fam man 
auf diefen Vortrag in dem Beichluffe S. 422. überein: 
„daß die betheiligten Regierungen erfucht werben, über 
biefen Vortrag ihre Erklärungen in der Zeit abzugeben, 
baß in ber IN. Sigung künftigen Jahres darüber abges 
ſtimmt werden fonne.« 
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Da die auf dieſen Beſchluß folgenden ausführlichen Erkläs ıa26, 
rungen, anzutreffen in den Protofollen vom Sahre 1826 
— Preuſſen, ©. 3215 Grßhzgth. Heflen, S. 87; Naſſau, 
S. 170; — ſodann vom Jahre 1827: Preuſſen, S. 405; Bayern, 1227. 
©. 21; Grßhzgth. Heſſen, S. 131. — einen umfaſſenden Auszug 
unſerer Seits nicht wohl geſtatten, ſo halten wir dafuͤr, um den 
Umfang dieſes Werks nicht allzuſehr auszudehnen, uns darauf 
beſchranken zu müſſen, den Inhalt der beiden Commiſſionsvor⸗ 
träge v. J. 1827, Prot. ©. 532. und v. J. 1831, Prot. ©. 658, 
unter Bezugnahme auf oben angeführte Erflärungen, hier mit- 
zutheilen. 

Auf "Veranlaffung des Beſchluſſes von 1825, Sess. XXII. 
©. 398, bemerfte Preuffen i. 5. 1826, Sess. IL Sep. Prot. B. ısas. 
S. 86. daß es fich nicht im Beſitze ded ganzen Fürftenthums 
Raflau-Saarbrüden befinde, fondern daß der Krone Bayern, dem 
Grßhzgth. Heflen, und dem Hzgth. SachfensCoburg-Gotha mehrere 
Aemter davon gehörten, auch Frankreich nöch eine Anzahl Ort⸗ 
fchaften behalten habe, Preuffen alfo auch die Naſſau⸗Saar⸗ 
bruͤckiſchen General» und Landestaffen- Schulden, wenn man fich 
auch zu deren Uebernahme überhaupt verftehen follte, doch nur 
pro rata des befigenden Theil zu übernehmen haben werbe. 


Dieß veranlaßte die. Grßhzgl. Heflifche Gefandtfchaft, noch 
in der nähmlichen Sitzung S. 87. der von Preuffen behaupteten 
Concurrenzverbindlichkeit, unter Anführung mehrerer Grünbe 
gegen die Zahlungsfchuldigfeit überhaupt, zu wiberfprechen. Das 
Nähmliche gefchah von Sachfen: Coburg: Gotha ebendaf. S. 89, 
Sodann gab Naffau, Sess. V. 2ted Sep. Prot. 3. ©. 170. eine 1626. 
Erflärung ab, weßhalb fich Preuffen und Grßhzgth. Heſſen das 
Protofoll abermals offen behielten. Preuffen theilte dann Sess. XI. 
2te8 Sep. Prot. S. 321. mit Bezugnahme auf den in dem Sep. Prot. 
der II. Sigung vom 3. Februar d. J. Lit, B geftellten Vorbehalt, 
und zur Erledigung deffelben, in Betreff der bei ober nach ber mis 
titärifchen Befignahme des Saarbrüder Landes bis zum Lünes 
viller Frieden ertitandenen Gorberungen ‚ zwei Schreiben in Ab- 
ſchrift mit, nähmlich 

1) Ein Schreiben des Hzgl. Naffauifchen Oberapp. Gerichts⸗ 
raths Lex an den Königl, Geheimen Regierungsrath Sohn, vom 
9. Febr. d. J. (Siehe Prot. Anlage A. S. 325.) und 
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2) eine Antwort bed Letzteren an den Erſteren vom 24. März 

d. J. (S. Prot. Anlage BG. 327.), aus denen die neuefte Tage der 
. Sache bei der fraglichen Cathegorie von Forderungen hervorgeht. 
Bon Bayerifcher Seite erflärte man ſich ebenfalle die Bers 

2027. pflichtung zur Theilnahmeablehnend, i. I. 1827, Sess. I. 1te8 Sep. 
Brot. 3.S. 215 ein Gleiches wurbe Grßhzgl. Hefliicher Seitö, Sess. VI. 
Sep. Prot. 8. S. 131. erflärt, unter Bezug auf die in ber II. Sie. 
v. 1825 verfuchte Ausführung bed MangeldSeiniger Verbindlich⸗ 
feit zu der amgeformenen Eoncurrenz und mit der Aeußerung 
gefchloffen: 

„daß man glaube, ed Außerften Falle auf den Ausgang ber 
Sache im Wege Rechtens ankommen laſſen zu müffen. « 

Eine weitere Erflärumg übergiebt SPreuffen, Sess. XVIII. Sey. 
Prot. 2. S.408. mit Bezugnahme auf dad Sep. Prot. der II. Sitz. 
v. 3. Febr. v. 3. (Lit. B) worin es zuleßt den Wunſch Außert, 
daß zur definitiven Erledigung dieſer Angelegenheit die deßfall⸗ 
figen Bundeötagsverhandlungen rafcher, wie bisher, an das Ziel 
gelangen möchten. — Präfibinm bemerkt hierauf, daß dieß durch 
die eigends für dieſes Gefchäft aufgeftellte Eommiflion bewirkt 
werden müffe, wogegen diefe erwibert, daß die Hzgl. Naſſauiſche 
Erklaͤrung noch im Rückſtande ſey. Der betreffende Geſandte 
verfprach jedoch, biefelbe bald zu geben. 

1227. Die Vermittelungs⸗Commiſſion erſtattete nun Sess. XXIII. 
Sep. Prot. 4. ©. 832. u. flgde. Vortrag uud aͤußerte ſich im 
Weſentlichen dahin, daß ſie ſchon im Anfange dieſes Jahrs, 1827, 
die Geſandten von Preuſſen und Naſſau mittelſt ſchriftlicher 
Noten vom 23. Januar und 6. Februar, um beſtimmte Erklaͤrung 
auf die Frage erſucht: 

„welche Klaſſe der Naſſau⸗Saarbrückiſchen Schulden man 
von Seiten diefer beiden Staatöregierungen nach dem Grunde 
ihrer Entftehung Dazu geeignet finde, um zu deren Bezahlung 
überhaupt, und in welchem VBerhältniffe, oder mit welcher Quote, 
im Wege der Güte zu concurriren?« 

Nachdem die Erflärungen hierüber bei der Gommiffion eins 
gegangen, ‚und ſich baraus ergeben, daß der Berfud ber güts 
lichen Bermittelung auch auf die Krone Bayern, bad Grfhzgth- 
Helen und das Hzgth. Sacdıfen-Eoburg Gotha — der Hzgl. Sächſiſche 
Geſandte entfagte num verbindlichht der Theilnahme an den Ges 
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fchäften der Commiſſion, da von einer Mitleidenheit einer feiner 1s27 
höchften Höfe hierbei Rede geworden — ausgedehnt werden müßte, 

aber eine ausdrüdliche Ermächtigung hierzu von hoher Bundes- 
verfammlung noch nicht ertheilt fey; fo warb auf commiſſari— 
ſchen Antrag, S. 534. beſchloſſen: 

„1) daß die Königl. Preuſſiſche Erklaͤrung vom 28. Jan. 1827 
und die Hzgl. Naſſauiſche vom 6. Juli e. a. den Ge⸗ 
ſandten von Bayern, Grßhzgth. Heſſen und Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha von der zur gütlichen Vermittelung der 
in Frage ſtehenden Forderungen ernannten Commiſſion 
in der Abſicht mitzutheilen ſeyen, damit ſich ihre aller⸗ 
höchſten und höchſten Regierungen hierüber ertlarenz zu 
dem Ende werde 

„2) der Auftrag dieſer Bundestags⸗Commiſſion auch auf die 
Vermittelung zwiſchen den genannten höchſten Regierun⸗ 
gen ausgedehnt. « 

Vortrag und Gutachten erflattete weiter die Bermittelunges ıası, 
Gommiflion i. J. 1831, Sess. XXXI. $. 199. ©. 688, und aus 
Erfterem erhellet, daß ungeachtet alles Bemühens der Commif- 
ſion — die ald das letzte Mittel zur Erreichung ihres beab- 
fichtigten Zwedd am 26. Juli 1830 einen von ihr in 11 Artikeln 
entworfenen Bergleichdplan den Gefandien der fünf betheiligten 
Höfe zur Annahme mitgetheilt hatte — eine gütliche Ausgleichung 
nicht zu Stande gekommen war. Dem Bortrage nad) ift Preuffen 
auf obigen Plan eingegangen, auch Bayern bedingungsweife; aber 
von den übrigen Staaten ift er abgelehnt worden. 

Hierauf wurde nach Antrag der Commiflion, ©. 661. be- 
fchloffen: 

1) Nachdem der Verſuch einer Bermittelung der gütlichen 
Uebernahme oder Vertretung der Naſſau⸗Saarbrückiſchen 
Schulden der General- und Special-Landesfaffe, fo wie 
der Generals oder Kammerkaſſe, zwifchen dem Herzog⸗ 
thume Naffau auf der einen, und den Kronen Preuffen 
und Bayern, auch dem Großherzogthume Heflen und Her⸗ 
zogthume Sachfen- Eoburg- Gotha auf der andern Seite, 
feinen Erfolg gehabt hat, mithin nach Vorfchrift bes 
Art. XXX. der Wiener Schlußacte die Einleitung bes 
gerichtlichen Verfahrens nunmehr nöthig ift; fo werden 
die Gefandtfchaften von Preuffen, Bayern, Großherzog- 
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1831. thum Heſſen, Herzogthum Sachfen- Eoburg> Gotha und 
Herzogthum Naffau erfucht, entweder ſich über ein Com» 
promiß zu vereinigen, oder fidr die beßfallfigen Anträge 
zur Auswahl eined Oberappellationsgerichts ald Austrägals 
gericht mitzutheilen, und von einem ober dem anbern 
binnen vier Wochen Die Anzeige zu machen; 

„2) von diefem Befchluffe werben die Anwälte der betheiligten 
Gläubiger in Kenntniß gefebt. » 
In Folge dieſes Befchluffes erklärten fämmtliche betreffende 

1831, Gefandtichaften, Sess. XL. $. 283. ©. 913. daß fie ſich über 

dad Grßhzgl. Babifche Oberhofgericht zu Mannheim vereinigt 

hätten, welches ald Austrägalgericht in ber oben bezeichneten 

Naſſau⸗Saarbrückiſchen Schulbenfache rechtlich zu erkennen habe. 
Diefem gemäß wurde befchloffen : 


„— à — — — — — — — 


Da die höchſten und hohen Regierungen ſich über ein 
‚&ompromiß nicht vereinigt, und das GroßherzoglichsBadifche 
Oberhofgericht zu Mannheim ald Austrägalgericht gewählt 
haben; fo wird nunmehr die Großherzoglich⸗Badiſche 
Geſandtſchaft erfucht, ihrer höchſten Regierung hiervon 
Die Anzeige zu machen, Damit 
„1) der genannte oberfte Gerichtähof ald Austraͤgal⸗Inſtanz in 
den Raflau-Saarbrüdifchen Schulden» und Penfionsange- 
fegenheiten, nach Borfchrift des Art. XXX. der W. Schl. A. 
‚über die Borfrage: 
ob und in weldyem Berhältniffe die vorbemerkten Res 
gierungen die angebrachten Korderungen zu vertreten 
haben? 
in Gemäßheit der Bundes: und W. Schl. A., dann der 
o PBeiclüffe vom 16. uni 1817, 3. Auguft 1820 und 
"19. Suni 1823, im Namen der Bundeöverfammlung ben 
Rechten gemäß erkenne; 
v2) es werben zu dem Enbe die bei ber Bundesverſammlung 
und bei der Vermittelungs⸗Commiſſion gepflogenen Ver⸗ 
handlungen dem Großherzoglich⸗Badiſchen Geſandten zur 
Beförderung an dad Austraͤgalgericht zugeſtellt und 
3) den Anwälten der betheiligten Gläubiger von der wirflich 
erfolgten Einleitung des Austraͤgalverfahrens Kenntniß 
gegeben.“ ⸗ 


' 
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Bon der Zufertigung ber betreffenden Alten an bad Ober: 
hofgericht in Mannheim macht der Grßhzgl. Babifche Gefandte 1422. 
i. 5. 1832, Sess. IV. $. 20. ©. 124, Anzeige. 

Sin demfelben Jahre zeigt, Sess. XV. $. 131. ©. 876, der 
Bayerifche Gefandte an, daß Die Konigl. Preuffifche Regierung, 
anf das an fie deßfalls ergangene Erſuchen, zur Vereinfachung 
des Verfahrens bei den wegen bed NaflausSaarbrüdifchen Schuls 
denwefend bevorftcehenden austrägalgerichtlichen Verhandlungen, 
die Mitvertretung des Königl. Bayerifchen Intereſſe in biefer 
Austrägalfache gefälligit übernommen habe, welche Angabe ber 
Königl. Preufliiche Gefandte ebendafelbft beftätigt. 

Ueber den Stand diefer Angelegenheit legt Präfibium der 
B V. i. J. 1833, Sess. XL. $. 408. ©. 818. ein Schreiben 14225. 
des Oberhofgerichtd zu Mannheim vom 2. September e. a. vor; 
und i. J. 1834, Sess. XXUL $. 286. ©. 885. ein weitered ıuss, 
Schreiben vom 26. Mai e. a (f. auh ©. 608.); endlich in 
Sess. XLII. $. 588. ©. 1048. ein Schreiben vom 24. Novbr. e, a. 


Noch bevor ein Erfenntniß des Austrägalgerichtd eingetrofs 
fen war, machte der Grßhzgl. Heflifche Gefandte, Sess. XXVLısa«, | 
$. 333. ©. 673. die Anzeige: 

„Daß durch einen zwifchen dem Grßhzgth. Heſſen und bem 
Hzgth. Naſſau abgefchloffenen Vergleich Se. Hzgl. Durdhl. der 
Herzog von Naffau Sic, verbindlich gemadıt haben, ben in 
Sachen des Hzgth. Naffau gegen die Kronen Preuffen und Bayern, 
das Grßhzgth. Heflen und, das Hzgth. Sachfen-Eoburg- Gotha, 
wegen Uebernahme oder Vertretung der Naſſau⸗Saarbrückiſchen 
Schulden der Generals und Specials tandestaffen, To wie ber 
Generaltaffe, bei dem Grßhzgl. Badiſchen Oberhofgerichte zu 
Mannheim begonnenen Austrägalprozeß gegen das Grßhzgth. 
Heffen nicht fortzufeten, und es nöthigenfalls in dieſem Prozefle, 
ohne weitere Belaftung deſſelben zu vertreten.«“ 

Diefe Anzeige beftätigte der Hzgl. Naſſauiſche Gefandte eben, 
bafelbft, worauf, nach erfolgter Erörterung, auf Präfidialantrag 
abermals eine befondere Begutachtungs » Sommiffion erwählt, und 
©. 674. befchloffen wurde: 

„Die aus den Gefandten von Baden, Holftein und Lauen⸗ 
burg, und Mecklenburg beftehende Commiſſion wird erfucht, 


1834, 


1836, 
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aus Anlaß der Namens des Grßhzgth. Heſſen gemachten 
und von der Hzgl. Naſſauiſchen Geſaudtſchaft beſtaͤtigten 
Anzeige, ein Gutachten darüber zu erſtatten, was hierauf 
von der Bundesverſammlung zu beſchlieſſen fey. » 

Gene Commiſſion erftattete ihr Gutachten, Sess. XXXI. 
$. 409. ©. 820., und auf ihren Antrag wurde ©. 822. beſchloſſen: 

„daß die Großherzoglich-Babifche Gefandtfchaft erfucht 
werde, bei deren höchſter Regierung zu erwirfen, daß 
dem Grßhzgl. Oberhofgerichte zu Mannheim von den für 
die höchften Regierungen von Großherzogthum Heſſen 
und Naflau abgegebenen Erklaͤrungen Nachricht gegeben 
werbe, damit daſſelbe hierauf die der Lage der Verhand⸗ 
lung entfprechende Nüdficht nehme, 

Bon der Befolgung dieſes Beſchluſſes machte der Grßhzgl. 
Badiſche Gefandte Sess. XXXV. S. 461. ©. 875. die entfprechende 
Anzeige. 

Sm Sahre 1836. legte hierauf Präſidium Sess. VI. $. 116. 
S. 324. u. flgde. einen Bericht ded Oberhofgerichte zu Manns 
heim vom 10. Mai d. 5. vor, dem Urtheil und Entfcheidunges 
gründe angefügt waren. ©. unten Anlage A; ferner Anlage B 
unten ©. 824. 


A. Urtheil. 


(&. Prot. v. 3. 1836, Sess. VI. 5. 116. €, 325. u. flgde.) 





„In Sachen des Herzogthums Naſſau, Klägerd, gegen die 
Kronen Pfeuffen und Bayern und das Herzogthum Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha, Beklagte, 

Uebernahme oder Vertretung der Raflau» Saarbrüdifchen 

. Schulden der Geheral- und Specialstandescafien,, fo wie 

der Generalcafle betreffend, 
wird im Namen und aus Auftrag der hohen Deutfchen Bundes⸗ 
verfammlung von bem GroßherzoglichsBabifchen Oberhofgerichte, 
als erwählten Austrägalgerichtöhofe, auf gepflogene Verhandlungen 
zu Recht erfannt, daß 
1) was die angemeldeten Landcaffens-Schulden im Betrag von 
51,725 Gulden, worunter die Forberuug der Fran Gräfin 








2 


) 
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von DOttweiler begriffen ift, betrifft, unter Berwerfung 
der von der klagenden Herzoglich« Raffaus» Ufingifchen Re 
gierung gegen bie Nechtögültigleit des von dem Fürften 
Ludwig von Naſſau⸗Saarbrücken mit den Städten Saars 
brüden und St. Johann, wie audy den Unterthanen des 
Köllerthald und Bölklinger Hofe am 28. November 1792 
abgeichloffenen Vergleich vorgebrachten Einreden, der 
gebachten Regierung, ald Befigerin der Entſchaͤdigungs⸗ 
Iande, die Verbindlichkeit zur Vertretung ber von den 
Generals und Specialstandcaffen auf die Kammtercaffe 
übernommenen Capitalfchulden nebft den davon zurück⸗ 
haftenden Zinfen aufliege; 


daß eine gleiche Verbindlichkeit zur Vertretung ber Her⸗ 
zoglich⸗ Naſſau⸗Uſingiſchen Regierung aufliege hinſichtlich 
des auf der Fürſtlich⸗Saarbrückiſchen Generalcaſſe gehaf⸗ 
teten Capitals der Naſſau⸗Saarbrücker Staatsdiener—⸗ 


Wittwencaſſe ad 1,500 Gulden nebft den davon rüds . 


ftandigen Zinfen, daß aber hinfichtlich der den milden 
Stiftungen, naͤmlich 
u a) dem Hospital zu Saarbrüden mit. 9,500 Gulben, 
- b) der Armencaflfe zu Dttweiler mit . 600 ⸗ 

c) dem Stifte St. Arnual mit. . . 3097 " 
und 

d) dem Stipendium Ludovicianum mit 3,000 » 
gehörigen Gapitalien fein Grund zu einem Erlkenntniſſe 
des erwähnten Austrägalgerichtd vorhanden fep, nachdem 
die flreitenden Regierungen im Laufe ber Verhandlungen 
erflärt haben, daß hinfichtlich der Vertretungspflicht, unter 
Beziehung auf den $. 37. des Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
fchlufled vom 25. Februar 1803, unter ihnen kein Widers 
fpruch beftehe; 


3) daß endlich der Herzoglich⸗Nafſau⸗Uſingiſchen Regierung 


die Bertretungspflicht aufliege, 


a) für die Forberungen wegen der zur Suftentation 


der Fürften Ludwig und Heinrich von Saarbrüden 
während ‘ihrer Emigration aufgenommenen Gelber, 
b) für die aus ber Unterſtützung ber Dienerfchaft 


während ber franzöfifchen Sequeftration unb ber- 
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nach Frankreich abgeführten Geißeln entſtandenen 
Forderungen, 

c) für die unberichtigten Koſten der Hofhaltung, welche 
bei der Abreiſe des Fürſten Ludwig von Saar⸗ 
brücken noch ausſtanden; 

4) daß die klagende Herzoglich⸗Naſſau⸗Uſingiſche Regierung 
in die ſaͤmmtlichen, durch den gegenwartigen Prozeß ver⸗ 
anlaßten Koſten zu verfällen ſey. 


V. R. W. 


Deſſen zur Urkunde iſt gegenwärtiges Urtheil nach Verordnung 
des Großherzoglich⸗Badiſchen Oberhofgerichts ausgefertigt und 
mit dem größeren Gerichtsinſiegel verſehen worden. 

So geſchehen, Mannheim den 12. März 1836. 


(LS) v. Stengel. Effer. 


vid. Hebdäuß.« 
Yublleirt in der Plenarfigung 
v. 28. März 1836, Nr. 1439 


T. Heddaͤus. 


B. Entscheidungsgründe. 


(S. oben S. 822.) 





1) Der in der hoben Deutſchen Bundesverſammliung in der 40 Sitzung 
: vom 24. November 1831 gefaßte Beſchluß lautet dahin: 

» Nachdem zwiichen den Regierungen vom Herzogthume Naffau auf 
der einen und den Kronen Preuffen und Bayern, auch dem Groß⸗ 
berzogthume Heſſen und Herzogthume Sachſen ˖ Coburg⸗Gotha auf 
der andern Seite, wegen Uebernahme oder Vertretung der Naſſau⸗ 
Saarbrückiſchen Schulden der Generals und Special⸗Landescaſſen, 
fo wie der Generals oder Kammercaſſe Zweifel entſtanden ift, 
und die deßhalb eingeleiteten Bermittelungsverhandlungen feinen 
Erfolg gehabt haben, mithin nach Vorſchrift des Art. XXX. der 
Wiener Schlußacte die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens nun» 
mehr nöthig wird, auch die oben benannten hödften und hohen Me 
gierungen ſich über ein Compromiß nicht vereinigt, und das Groß⸗ 
berzoglich:Badifche Oberhofgericht zu Mannheim ald Austrägalgericht 
erwählt haben; fo wird nunmehr die Großberzoglid"Badiihe Bun- 
destagsgefandtichaft erfucht, ihrer höchften Regierung bievon bie An- 
zeige zu machen, damit ber genannte oberfte Gerichtähof als Aus⸗ 
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trägal:Inftanz in den erwähnten Naſſau⸗Saarbrückiſchen Schulden- 
und Penfions-Angelegenheiten, nach Borfchrift des Art. XIX. ber 
Wiener Schlußacte, über die Vorfrage: 
ob und in weihem Berhaltniffe die vorbemerkten Regierungen 
die angebrachten Forderungen zu vertreten haben? 
in Gemäßheit der Bundes: und Wiener Schlußacte, dann der 
Beihlüfe vom 16. Zuni 1817, 3. Auguft 1820 und 19. Juni 1823, 
im Namen der Bundesverfammiung den Rechten gemäß erfenne«. 

Zur Vollziehung diefes Auftrags wurde bad Broßherzoglihe Dberhof: 
gericht durch böchfte Entichliegung aus dem Staatsminifterium vom 4. Jas 
nuar 1832 und darauf ergangene Juſtiz⸗Miniſterialverfügung vom 17. deis 
felben Monats angewiefen. 

2) Hinfihtfih mehrerer Punkte haben bei den Verhandlungen zwiſchen 
den Partien Eroͤrterungen über die Frage ſtatt gefunden, ob darüber ein 
Erkenntniß des Großherzoglichen Oberhofgerichts als erwählten Austraͤgal⸗ 
gerichts ſtatt finden könne? Dieſes entſchied ſich dahin, daß fein Urtel ſich 
über folgende Punkte nicht erſtrecken dürfe: 

a) über die von Herzoglich⸗Maſſauiſcher Seite bereits eingelöften 

Saarbrückiſchen Schulden, 

b) über die Frage einer esentuellen Uebernahme eines Theil der Saar- 
brüdifhen Schulden. und Penfionen durch die beklagten Regierungen 
wegen der durch fpatere Derträge an fie gefchehenen Abtretung 
einiger Theile der dem Herzogthume Naffausilfingen zufolge des 
Lüneviller Friedens zu Theil gewordenen Entichadigungslande, 

indem diefe beiden Punkte in der Sigung ver hoben Bundesverfammlung 
som 18. December 1834 zuerft einer Bermittelungscommiflion zum Berfuche 
einer Ausgleihung, zufolge ded Art. XXI. der Wiener Schlußacte, über: 
geben worden find. 


In der von der Herzoglic- Raflau » fingifchen Regierung übergebenen 
Klageihrift, $. 24. find auch Die Forderungen der ehemaligen Fürſtlich⸗ 
Saarbrückiſchen Staatsdiener fir rüdftändige [Befoldungen und Penfionen 
ald ein von dem Austrägalgerihte zu enticheidender Punkt bezeichnet. In 
dem 6. 24. der Klageſchrift wird gefagt: 

» Das Herzoglicdhe Gouvernement habe bereits den bei weitem größten 
Theile vormals Naſſau⸗Saarbrückiſcher Staatödiener rückſichtlich ibrer 
Befoldungs- und Venfionsforderungen abgefunden, dadurch eine 
Schuld der Zenfeite getilgt, und werde, fobald entichieden fey, daß 
der Senfeite die Bertretungspflicht obliege, feine Anſprüche auf Er⸗ 
fag der zu dem Ende aufgewendeten Summen gegen bie beffagten 
Regierungen geltend muchen«. 

Bon Seiten der Beflagten wurde jedoch, in Beantwortung des $. 24. 
der Klagefchrift, da6 Begehren um Ertbeilung eined Erkenntniſſes lediglich 
auf die zur Zahlung der rückſtändigen Befoldungen und Venflonen ber 
GStaatödiener und zur Unterſtützung der Geißeln aufgenommenen Eapitalien 
beichrantt. Der Yunft der von den ehemaligen Saarbrüdiihen Staats, 
dienern geforderten Beſoldungs und Penſions⸗Rückſtände kann fein Gegen: 
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ftand des von dem Großherzoglichen Oberhofgericht als Austrägalgericht zu erlafe 
fenden Urtheils feyn, denn in Dem von der Bermittelungscommiflion am 22. Sep» 
tember 1831 der hoben Bundesverfammlung erftatteten Vortrag ift gelagt © 
vEs blieben die «Mechtöverhältniffe binfichtlich beider Claſſen der Schulden 
(Landcafle-, Generaf- oder Rammercaffen-Schulden) und ihrer lnterabthei- 
lungen, in fo weit diefe noch nicht durch den Beſchluß hoher Bundesver= 
fammlung vom 20. Mai 1824, Rum. 1. und 2. (‘Protofoll Geite 210. und 
. 211.) ihre Erledigung gefunden hätten, noch eben fo, wie fie vor dem ver- 
geblihen Verſuche einer Bermittelung in Güte befchaffen waren, und es 
würden die beiderfeitigen Behauptungen in dem Berfabren bei einem Com⸗ 
promiß» oder Austrägalgerichte noch genaue und weitläufige Erörterungen 
nach fich ziehen«. 

Saͤmmtliche Geſandtſchaften ſtimmten dem danach geſtellten Antrage bei. 


In dem angezogenen Beſchluſſe vom W. Mai 1824 wird aber aus⸗ 
drücklich geſagt: 

»die von mehreren vormals Naſſau⸗Saarbrückiſchen Staatsdienern 
gegen die Herzoglich⸗Naſſauiſche Regierung erhobene Reclamation 
wird durd die von der Herzoglichs Raffauifhen Bundestagsgeſandt⸗ 
fchaft abgegebene Erklärung, »denjenigen, mit welchen in Anfehung 
ihrer Anſprüche eine gütliche Uebereinkunft getroffen worden ſey, 
diefelbe zu halten, und gegen die übrigen, die an jener feinen Theil 
genommen bätten, vor den competenten Landesgerichten Recht neh⸗ 
men zu mwollen«, für jest als erledigt betrachtet«. . 


Die Bergütung der von der Herzoglich: Naflauifhen Negierung an die 
Staatsdiener für ihre Befoldungs- und Penfions:Rüdftände bereits geleiftes 
ten oder noch geleiftet werdenden Zahlungen kann darnach von bderfelben 
nur auf dem im Art. XXL der Wiener Schlußacte bezeichneten Wege gel 
tend gemacht werden. 

c) Endlich Haben fi die in dem gegenwärtigen Rechtäftreite betheiligten 
Regierungen im Laufe der Verhandlungen darüber vereinigt, daß 
wegen vier der in Anmeldung gekommener fünf Sapitalforderungen 
an die ehemals Fürſtlich⸗ Saarbrückiſche Kammercaſſe, nämlid 

1) des Hospitals zu Saarbrudn . -  . 9,500 Gulden, 
23) der Urmencaffe zu Sttweler - - + 600 Gulden, 
3) bes Stifte St. Arnudl . 2.8097 Qulden, 
4) des Stipendium Ludovicianum . . - 3,000 ®ulden, 
in Beziehung auf den d. 37. des Reichsdeputations - Hauptichluffes 
zwiſchen ihnen Fein Widerfprud beftehe; daher Bann fih auch das 
zu erlaffende Urtheif auf diefe Sapitalforderungen nicht beziehen. 


Was die hiernach noch flreitigen Punkte betrifft, fo hängt 
3) das Erfenntniß über die Yrage: 
wer die Forderungen der ehemaligen Saarbrücker General und Spes 
cialsRandescaflen zu vertreten babe, 
von der Beurtheilung der klagender Seite behaupteten Nichtigkeit des zwiſchen 
dem Yürften Ludwig von Saarbrücken, dann den Städten Saarbrüden und 
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St. Johann, wie auch den Unterthanen bed Koͤllerthales und Mölklinger 
Hofs vom 25. November 1792 abgeichloflenen Vergleichs ab. 

Die Gründe für die behauptete Nichtigkeit follen darin beftehen, 

a) weil der Bergleih dem Yürften auf wiberrechtlihe Weile abge- 

jwungen worden fey; 

b) weil die unterfchrievenen Deputirten zum Abfchluffe des Vergleichs 

nicht gehörig bevollmächtigt geweſen feyen; 

e) weil der zur Webernahme der Kammercafie nothwendige Conſens 

der Agnaten fehle. Allein 

iu a) zur Begründung diefer Behauptung hatte eine Thatfache angeführt 
werden müflen, nämlich, daß und von wen damals von dem Fürften die 
Errihtung des abgeichloffenen Vergleichs, unter der Androhung eines fein 
Leben, feine Geſundheit, Freiheit oder Ehre bedrobenden Uebels, verlangt 
worden fey. 

Eine ſolche Thatſache ift aber nicht angegeben, fondern es ift fih nur 
im Allgemeinen auf die durch die franzöfifche evolution in den Gaars 
bruciichen Landen entftandene Aufregung’ der Gemüther und auf die Nähe 
der franzöfifhen Trurpen bezogen, welche ſchon am Tage nad dem Ber: 
gleichsabſchluſſe in Saarbrüden eingerückt feyen. 

Allein gegen diefe allgemeinen Grunde fpricht der Umſtand, daß der 
Fürſt von Saarbrüden und die ganze Fürſtliche Zamilie ruhig im Lande 
blieb, und daß die öffentlichen Behörden und Beamten ihre Dienftverrich- 
tungen fortfeßten, wie aus dem noch am 3. April 1793 von der Saarbrüdi. 
fhen Regierung binfichtlich des der Dienerfchaft in Haßkirchen abgenöthigten 
Eides erlaffenen Beſchluſſe hervorgeht. 


Obgleich es als richtig zugegeben iſt, daß bie durch die franzöfliche Re 
volution berbeigeführte Aufregung der Gemüther den Entihluß des Zürften 
jur Ausgleichung der zwiſchen ibm und feinen Unterthanen binfichtlich der 
auf die Landescaſſen gelegten Ausgaben befördert haben möge, ſo liegt doch 
darin immer fein Grund zur Zernichtung des Vergleiche, wozu allemal eine 
auf den Zweck der fraglihen Erzwingung gerichtete Zwangshandlung oder 
Bedrohung gegen die Perfon des Fürſten erforderlich geweſen wäre. 

Als unerbeblih müflen die zur Begründung der behaupteten Vertrages 
nichtigfeit mit der Klage und dem Replikſatze vorgelegten Urfunden betrachtet 
werben, denn 

1) wenn auch der Zürft von Saarbrüden fi im Jahre 1789 bei dem 
Kaiferlihen Neichöfammergerichte ein mandatum dehortatorium, wegen 
eigenmächtigen Verfahrens und Thathandlungen , unverantwortlichen in den 
Reichſgeſetzen verpönten Tumultuirend, Aufwiegelns und Zufammenrottirens 
erbeten bat; fo fteht theild dieſer Vorfall mit dem Drei Jahre Ipäter er 
folgten Vergleichsabſchluſſe in gar keiner Berbindung, theils ift auch Daraus 
noch gar nicht erwielen, daß damals eine den Namen eines Tumults vers 
dienende flräfliche Handlung wirklich vorgefallen ſey; nur fo viel iſt gewiß, 
Daß gerade wegen der von den Untertbanen behaupteten übermäßigen Bes 
läftigung der Landescaffen Differenzien zwiſchen dem Fürſten von Saarbrücken 
und feinen Untertbanen befanden, daß eine Vermittlung berfelben buch 
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die Prüfung der Landescaſſen ⸗Rechnungen ſtatt finden ſollte, und dieſen Dif⸗ 
ferenzien ſodann durch den Vergleich vom 25. November 1792 ein Ende ge 
macht wurde. 


2) Das Kaiferlihe Mandat vom 12. Mai 1793 gegen die Bolfsaufs 
wiegler, in der daraus angerufenen Stelle, befagend 
»da ohnehin Alles, was nicht durd erlaubte rechtliche Wege, ſon⸗ 
dern durch folche unzuläffige Beſtrickungen und gewaltfame Zudräns 
gungen der Unterthanen während der jebigen franzöftichen Kriegs⸗ 
unruhen bewirkt worden, oder wider Unſere Erwartung etwa noch 
bewirkt werben möge, von Peiner rechtlichen Wirkung und Dauer, 
fondern in alle Wege als. nichtig und unftatthaft anzufehen iſt «, 
bezieht ſich nicht auf Privatverträge, fondern auf die durch die Volksauf⸗ 
wiegelungen herbeigeführten Zerftörungen der Landesverfaflungen und Bere 
waltungen. 

3) Alle übrigen mit der Replik vorgelegten Urkunden beziehen ſich theils 
auf den Zuftand des Landes im Anfange des Monats December 1792 und 
auf die Beftrebungen der Fürftlih -Naflauifchen Negierungen vom Jahre 
1793, nad) eingetretenen günftigen Zeitumftänden die durch die Bolfsun- 
ruben zerftörten Berbaltniffe der Landesverfaffung und Berwaltung wieder 
in den alten Zuftand zurüchzubringen; fie find alfo zur Begründung der bes 
baupteten Bertragsnichtigfeit von Feiner Erheblichkeit. 

4) Herzoglih-Naffauifher Seite wurde fih zwar in den Proceßvers 
bandlungen wieder auf ein von Königlich = Preuffifcher Seite in einem Com⸗ 
miflionsprotofolle d. d. Eoblenz den 30. September 1827 angeblich gefche- 
henes Anerkenntnig der Nichtigkeit des am 25. November 1792 abgeſchloſſe⸗ 
nen Bergleiches berufen; allein if dem Protokolle der hohen Deutſchen Bun« 
desverfammlung vom 22. September 1831 iſt ſchon anerkannt, daß diefe 
Erklärung obne Anerkennung einer Rechtöfchultigkeit bloß im Wege der 
Bermittlung gefchehen, und dadurch an dem Rechtsverhältniſſe der Forde⸗ 
rungen, wie fle vor dem vergeblihen Verſuche einer Vermittlung in Güte 
beſchaffen gewefen, Nichts geändert worden fey. Auf diefe Behauptung einer 
von Preuffifher Seite anerkannten Vergleichsnichtigkeit kann Daher bei der 
austrägalgerichtlihen Aburtheilung Feine Mückfiht genommen werden. 

zu b) Die aus dem Minderjährigfeitsverhältniffe der Gemeinden und 
dem hiernad; beitandenen Mangel einer ordnungsmäßigen Bevollmächtigung 
der unter dem Bergleiche unterichriebenen Derutirten erhobene Einrede kann 
als dem HerzoglihsNaflauifchen Haufe zuftehend nicht- betrachtet werden, 
da eine folhe nur den das Recht der Winderjährigen befigenden Gemeinden 
als Grund der von ihrer Seite mangelnden rechtsgültigen Einwilligung in 
den Vergleich etwa zuſtehen konnte. 

zu e) Da eine Thatſache eines dem Fürſten Ludwig von Saarbrücken 
zum Zwecke des Vergleichsabſchluſſes zugefügten Zwanges nirgends angeführt 
iſt, die übrigen Gründe aber fir erheblich nicht erachtet werden können, fo 
muß man als richtig unterftellen, daß der Fürſt Ludwig, wie er in der von 
ihm unterfchriebenen Bergleichsurtunde felbft fagt, bei der Abfchliegung deſ⸗ 
felben feinen andern Zweck gehabt habe, ald die gütliche Beilegung der bi: 
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ber beftandenen Irrungen wegen der Randgelder , und die Wiederberftellung 
und Befeftigung der böchft nöthigen Eintracht zwifchen der Landesherrſchaft 
und den Unterthanen. 

Wenn nun der Artikel 14. des Naffauifchen Erbvereins vom Jahr 1783, 

sub num. 2. alle zum Nuben des Fürſtenthums, 

sub num. 3. die in Kriegs» oder andern gefährlihen Zeiten zur 

Rettung des Landes ermweislich contrabirten Schulden, 

im Allgemeinen fiir rechtfertige erklärt, und wenn nicht gefagt werden Tann, 
daß der Fürſt von Saarbrüden die fraglihe Schuld ohne Noth, aus Bers 
ſchwendung, ubler Wirtbichaft, oder gar gefahrliher Weile contrahirt babe; 
fo Fann die Hagender Seit aus dem Grunde des mangelnden Agnatencon» 
fenfes abgeleitete @inrede nicht für begründet erachtet werden. 

Ob der Zürft durch den Vergleich den darin ausgefprochenen Zweck er 
reicht babe, darauf kommt es nicht an; genug, daß der Fürſt dabei, wie er 
feloft fagt, die Rettung des Landes bezweckte, und man nicht widerfprechen 
Tann, daß gerade in der damaligen Zeit ed hoͤchſt nothig war, die Eintracht 
zwifchen dem Landesherrn und den Unterthanen durch Befeitigung aller die- 
ſelbe förenden Differenzien zu befeftigen, um den durch die franzöftiche 
Revolution herbeigeführten Bolksaufwiegelungen entgegen zu arbeiten. 

4) Klagender Seits will zwar auch behauptet werden, daß der Fürſt 
Ludwig zu Saarbrüden die auf den Landichaftscaften gebafteten Schulden 
als eine perfönliche übernommen habe, welche nad) feinem Tode auf feine 
Allodialerben übergegangen fen; allein beflagter Seite hat man hierauf mit 
Recht erwidert, daß der genannte Fürſt die Schuld ald Landesherr und 
zeitiger Befiger des Gameralvermögens übernommen babe, wie aus der von 
ihm ſelbſt angeführten Veranlaffung des Vergleichs hervorgeht, daß es ſich 
um Reftitution von Beträgen gehandelt habe, welche ordnungswidrig, ftatt 
aus der General⸗ oder Rentcaſſe, aus der General⸗Landcaſſe beftritten 
worden feyen, und daß der Ausdrud: perſönlich ſich lediglich auf den 
Umftand beziehen Tann, daß dem Furften nur. unbefchränftes Verfügungs⸗ 
recht über die Generalcaſſe zugeſtanden ſey. 

5) Was die Schulden der General» oder Kammercaſſe betrifft, in 
welcher Beziehung nad der bereits oben gegebenen Ausführung nur noch 
die Capitalforderung der Saarbrüder Staatödiener Witwencafle zu 1,500 
Gulden nebft Zinien bier in Frage fteht, fo gebt die Verbindlichkeit der 
Herzoglich⸗Naſſauiſchen Megierung zur Vertretung derſelben aus dem 
Art. VIIL des Luneniller Friedens und dem $. 38. des Reichöderutationd- 
Hauptichluffes unverkennbar hervor, indem darnach Frankreich Feine andern 
Schulden übernommen hat, als jene Anleihen, weiche durch die Landflände 
bewilliget waren, und jene, welche gemacht waren, um wirkliche Landes: 
abminiftratione-KKoften zu beftreiten. Dierunter können, nad der Berfaflung 
des ehemaligen Fürſtenthums Saarbrüden, nur Schulden der Landcaſſe ge 
hören, welche mit Genehmigung der Regierung contrabirt waren. 

Schulden der General» oder Kammercafle berühren das Land nicht, 
es ſey denn, es läge die Nachweiſung vor, daß fie contrahirt worten feyen, 
um Damit wirkliche Landesadminiſtrations⸗Koſten zu beſtreiten. 
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Hinfichtfich der Zorderung der Eivildiener -Wittwencafle liegt ein Beweis 
darüber nicht vor. 

Die Behauptung , dag die ammercaffen » Schulden überhaupt auch als 
Landesſchulden betrachtet werden müßten, weil aus diefer Caſſe auch Lan⸗ 
desadminiftratione - Koften beftritten worden feyen, ift darum unrichtig, weil 
jur Beftreitung der Landesabminiftrationd-Koften auch Steuern und fonflige 
Abgaben der Unterthanen in Die Generaltaſſe flofien, und weil, wenn man 
die Kammercaſſen⸗Schulden auch als Randesichulden betrachten wollte, man den 
Fürſten ein willkührliches, unbefchränktes Befteuerungsrecht feiner Unterthas 
nen, und fogar das Recht, auf Rechnung des Landes nad) freiem Willen 
und Gutdünken Schulden zu contrabiren, einräumen müßte, was ihm aber 
nicht zuſtand, da geftändigermaßen fir das Land nur mit Einwilligung der 
Regierung Schulden contrahirt werden konnten, diefe aber bei der Eontra> 
birung der Generafcaffen- Schulden nicht mitwirkte. 


Aus dem angegebenen Umftande, daß die Fürſten von Saarbrüden zu 
gewiffen Zeiten aus ihrer Generalcafle bedeutende Summen für die Landes 
anftalten verwendet, und dadurch, dieſe Caſſe mit Schulden beladen hatten, 
läßt fi) die behauptete Eigenichaft der Generalcaffen: Schulden als Landes⸗ 
fhulden ebenfalls nicht rechtfertigen, theil& weil der in einem Zeitpunfte für 
Landesanftalten gemachte Mehraufwand aus Ueberſchüſſen beftritten worden 
feyn kann, weiche die Generalcafle aus den dahin gefloffenen Steuern und 
Abgaben in anderen Zeiten hatte, theils weil ed weder behauptet, noch er- 
wieſen ift. daß die Fürften je die Abficht gehabt hatten, von ihren linters 
tbanen für die aus ihrer Generalcafle errichteten Randesanftalten einen Ers 
ſatz zu verlangen, und endlich weil feloft zur Errichtung von Randesanftalten 
feine Schulden willtührlid von dem Zürften ohne Einwilligung der Regie⸗ 
rung contrabirt werden konnten, daher dieie Negierungdeinmwilligung wohl 
auch als nothwendige Bedingniß zu einer zur wirklichen Landesadminiſtra⸗ 
tion gültig gemachten Schuld wird beirachtet werden müſſen. 

Die Bertretung der Sameralcaffen- Schuld ftebt demnach dem Herzoglichen 
Haufe Naffau- Ufingen nady dem $. 38. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſ⸗ 
ſes zu. 

6) Die Forderungen für die zur Sufentation der Fürften Lud⸗ 
wig und Heinrich von Saarbrüden wührend-ihrer Emigration aufge 
nommenen Gelder find von der Herzoglich⸗Naſſau⸗Uſingiſchen Regierung 
‚zu vertreten, denn die Fürſten hatten ihren Unterhalt aus den zur Bene: 
ralcaffe fließenden Nevenuen der Domänen des Fideicommiß » Bermögend 
und fonftiger landesherrlichen echte zu beziehen; waren fie nın in dem Be 
zuge diefer Revenüen durch die franzöftihe Sequeftration gehindert, und 
genöthigt, zu ihrem Unterbalte Schulden zu contrahiren, fo contrabirten fie 
folye notbwendig auf jenes Vermoͤgen, aus welchem ſte ihren Unterhalt zu 
beziehen berechtigt waren. 


7) Was die Forderungen zur Unterfügung der Staatsödiener: 
ſchaft während der franzöſtſchen Sequeftration, und der nach Franfreid) 
abgeführten Geißeln betrifft, fo ann nicht behauptet werden, daß die zu 
diefem Zwecke contrahirten Schulden Privatfchulden des Fürſten feyen, denn 





Schuldenwefen, in spec. Gräfin v. Otiweiler. 851 


die Berbindficgkeit zur Bezahlung der Diener ruht auf dem Landesherrn, 
ale folhem, und auf der Fundation der hierzu beftimmten Gafle, nämlich 
der Fürſtlichen Generafcafie; wenn daher ber Fürſt durch die von den Frans 
zoſen angeorbnete Sequeftration der Kammergefälle genöthigt war, zur Bes 
zahlung der Staatödiener, welche er nicht aus ihrem Berbande gegen ibn 
entlafien hatte, Schulden zu contrabiren, fo ruht die Verbindlichkeit zur 
Tilgung diefer Schulden nicht auf dem Privat» oder EhatoullesBermögen 
des Fürften, fondern auf den Domänen und fonfligen Kammerrevenüen, 
und es läßt ſich daher auch nicht Anderes unterftellen, al6 daß die Schulden 
in der Abficht contrabirt worden feyen, die Zurückzahlung aus der Generals 
caffe zu leiten, auf weicher, wenn keine Eapitalien aufgenommen worden 
wären, die Berbindlichleit zur Zahlung der aufgelaufenen Beſoldungs⸗ und 
Penſions⸗Rückſtaͤnde haften geblieben ware. 

Unter jene Schulden gehören ſolche übrigens nicht, welche nad; dem 
Artikel II. des Lüneviller Friedens von Frankreich zu übernehmen waren, 
denn fie waren weder von den Landftänden conientirt, noch auch für eigent; 
liche Landesadminiftrationd -Koften gemacht. Die Franzoſen haben gleich 
nach der Occupation der Länder im Jahre 1793 alle Diener der ehemaligen 
Landesherren von ihren Dienſtſtellen entfernt, weil ſie ſolche für Anhänger 
der Fürſten und folgeweiſe für Feinde der franzöſiſchen Republik anſahen. 
Die Unterthanen mußten indeſſen ihre Steuern und Abgaben an die 
von den Franzoſen eingeſetzten Bebörden entrichten. Die Beſoldungen und 
Penſionen der ehemaligen Fürftlihen Diener gehörten daher durchaus nicht 
unter jene Schulden, weldye nach dem Lüneviller Sriedensfchluffe von Frank⸗ 
reich zu übernehmen waren. 

Als Landesfchulden konnten fie nicht betrachtet werden, weil die Unter⸗ 
thanen die für die Landesadminiftration von ihnen zu entrichtenden Steuern 
und Abgaben fortentrichteten. Die fraglihen Schulden find demnach ſolche, 
welche nach 6. 38. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes von dem Herzoglis 
hen Haufe Naffau » Ufingen zu übernehmen find. 

8) Nicht anderd verhält es ſich mit den zur Unterſtützung der nad) 
Sranfreih abgeführten Geißeln verwendeten Geldern; es ift zugeſtanden, 
daß lediglich Fürſtliche Staatsdiener ald Geißeln abgeführt worden find. 

Schon hierdurch fpricht fih der Zweck der von den Franzoſen gefchehe 
nen Hinwegführung der Geißeln Mar aus. Er war herbeigeführt durch ein 
Mißtrauen, welches die Franzoſen in die Fürſtliche Dienerfchaft ſetzten, es 
möchten durch diefelbe aus Anhänglichkeit an ihre Dienftherrfchaft oder aus 
deren Auftrag Unternehmungen gemacht werden, welche den Abfichten der 
franzöfifhen Republik widerftrebten. 


Da der Koftenaufwand, welcher für diefe Diener wahrend ihrer Ges 
fangenfhaft gemacht wurde, jedenfalls fie in ihrem Verhältniſſe als Diener 
ihres Landesherrn trifft, fo lag auf diefem auch eben fo die Verbindlichkeit, 
ihnen dafür Erfag zu leiften, al® er ihnen. ihre Befoldungen zu zahlen ſchul⸗ 
dig war. 

Diefe Berbindlichkeit ging nach $. 38. des Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
fchluffes auf jene Domänen und Renten über, mit welden das Küritliche 
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Haus Naffau-Ufingen für die verlorenen Domänen und Renten des ehema⸗ 
ligen Fürſtenthums Saarbrücken entihädigt worden ift. | 

9) Die Herzoglich Naſſau⸗Uſingiſche Regierung glaubt die rückſtaͤndigen 
Koften der Hofbhaltung der Zürften Ludwig und Heinrih von 
Saarbrüden ebenfalls nicht übernehmen zu müffen, weil die Bedürfniffe 
der Fürftlichen Hofbaltung zu den nothwendigften Ausgaben der Landesver⸗ 
waltung gehörten. Allein diefes Begehren ift unrecht, weil dieſe Rückſtaͤnde 
wirtlihe Schulden der Generalcaſſe waren, aus welder die Hofhaltungs⸗ 
koſten beftritten werden mußten, und diefe Schulden für die Hofhaltung durchs 
aus nicht unter jene gebracht werden können, welche nadı dem Art. VIIE. 
des Limevifler Friedensfchluffes von Frankreich zu übernehmen waren. 

10) Da die Magende Herzoglich Naſſau⸗Uſingiſche Regierung in allen zur 
austrägalgerichtlihen Aburtheilung getommenen Poften unterliegt, fo mußten 
ihr auch fämmtliche durch diefen Proceß aufgegangenen Koften zu Laſt ge: 
legt werben. 

Mannheim den 28. März 1836. 


Zur Beglaubigung der Abfchrift. 
Heddaus, Ganzleirath. 
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Separat- austrägalgerichtliches Verfahren, 
im Betreff Nassauischer Ersatzansprüche, 


Eine neue Schwierigkeit erhob fih, als i. 3. 1834 Naffau, 
Sess. XL $. 141. ©. 306, im Betreff der hier dargeftellten Ans 
gelegenheit Folgendes vortrug: 

„Nach der Anordnung des erwählten Austrägalgerichts habe 
bie erfte Nechtsausführung von Naflauifcher Seite eingereicht 
werben müffen; diefe Prozeßfchrift fey auch von den beklagten Res 
gierungen beantwortet worden; es hätten ſich jedoch Anftände 
ergeben, die ohne Dazwifchenkunft hoher Bundesverfammlung nicht 
gehoben werden zu Fönnen fchienen, naͤhmlich: 

„J. Das Hzgl. Naflauifche Gouvernement habe eine große 
Anzahl Saarbrüdifcher Schulden von den Cathegorien, welchen 
jene angehörten, deren wegen die noch unbefriedigten Creditoren 
bei der hohen Bundesverfammlung reclamirt hätten, in früheren 
Zeiten bereitd bezahlt. Da diefe Zahlungen immer nur geleiftet 
worden feyen, in ber Abficht, bei einer demnächftigen Ausgleichung 
mit den Befibern der Saarbrüdifchen Lande, den auf diefe Weiſe 
gehabten Aufwand in Aufrechnung zu bringen, fo fey das Hzgth. 
Naſſau an die Stelle der urfprünglichen Gläubiger getreten, und 
habe deren Rechte, und zwar in vielen Fällen durch ausdrüdliche 
Eeflion, erworben. 

+» Die Hzgl. Naffauifche Regierung habe Daher geglaubt, daß 
ſich dad angeordnete Progeßverfahren über die Vorfrage nadıträge 
lich auch noch auf die von Naſſau bezahlten Saarbrüdifchen 
Schulden, für welche von Naflauifcher Seite den beklagten Re 
gierungen gegenüber, Erſatz in Anfpruch genommen werbe, ers 
ſtrecken müffe, unb habe die bei Gericht übergebene Schrift, biefer 
Anficht entfprechend, einrichten Taffen. 

„Die beflagten Regierungen beftritten inbeflen jene Erfat« 


. anfprüche und wollten überbieß den bem Gerichte zur Leitung ber Vers 


handlung und zur Entfcheidyung ertheilten Auftrag bloß auf 
Saarbrüdifchen Schulden, deren wegen unbefriedigte Privaterebi- 
Leonhardi, über Austrägaiverfahren. 53 
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ınae, toren aufgetreten feyen, nicht aber auf die von Hzgl. Naffauifcher 
©eite bereits vorfchußweije getilgten Schulden bezogen wiffen. 

„Daß hierüber !eine austrägalgeridytliche Entfcheibung ein⸗ 
treten müfle, fey unzweifelhaft. Die Hzgl. Regierung wünfche 
Daher, die hohe Bundesverfammlung möge zur Befeitigung des 
vbwaltenden Zweifel über den Umfang des dem Gerichte ertheil- 
ten Auftrags /ausfprechen, daß die Entfcheidung über die Vorfrage: 

welche Regierungen und in welchem Verhältniſſe diefelben 
die Saarbrüdifchen Schulden zu vertreten haben? 
ſich auch auf die, Naffauifcher Seits bereitd getilgten, Saars 
brüdifchen Schulden zu beziehen habe. 

„Sollte jebod; hohe B. V. ſich nicht hierzu veranlaßt finden, 
fo beantrage man Hzgl. Naffauifcher Seits hiemit, Einleitung zu 
treffen, damit wenigftend in einem zweiten, feparaten, austrägal- 
gerichtlichen Verfahren hierüber entfchieden werde; und dazu fchlage 
man eventuell gleichfalld das Oberhofgericht in Mannheim vor. 


-Il. Die beflagten Regierungen ftellten die Behauptung auf, 
daß der Lüneviller Friede von dem als Regel geltenden Grund: 
fage, daß bei Staatöfchulden der Staat das verpflichtete Rechts⸗ 
fubject fey, und daß bei einem Wechfel in der Perfon ded Res 
genten der Staat mit den darauf haftenden Schulden auf das 
neue Staatsoberhaupt übergehe, eine Ausnahme vorfchreibe, und 
daß nad; jenem Friedengfchluffe die Saarbrüdifchen Schulden 
nicht von Frankreich mit dem an baffelbe übergegangenen Saar: 
brüdifchen Staate übernommen, fondern daß diefelben auf das 
rechte Rheinufer übertragen worden feyen. — Dieſer Anficht zus 
folge würden die folchergeftalt von Saarbrücken auf das rechte Rhein⸗ 
ufer übertragenen Schulden auf ben dem Haufe Raffau für Saar⸗ 
brüten gegebenen Entfchädigungsobjeften haften. Se. Durchlaucht 
der Herzog von Naffau befite jedoch nicht mehr alle für Saar- 
brüden durch $.212. des, Reichsdeputations -Hauptſchluſſes ver⸗ 
liehenen Entſchädigungsobjekte. 


„Nach den Bedingungen aber, unter welchen die abgetretenen 
Landestheile nach der Aheinifchen Bundesakte abgetreten worben, 
fenen dieſe ebenfalls ausdrüdfich mit den Schulden bei ber 
Abtretung behaftet geblieben, welche durch‘ den Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluß darauf gelegt worden ſeyen. Da nun dieſelben 
von dem Grßhzsth. Heſſen, resp. der Krone Preuffen, unter 
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denſelben Bedingungen erworben, unter welchen ſie von Naſſau 
vorher an Frankreich, resp. das Grßhzgth. Berg, abgetreten 
worden wären, fo fey ausgemacht, daß, wenn die Saarbrüdis 
ſchen Stammlande von irgend einigen Schulden entlaftet und 
folhe auf die Entichädigungslande übertragen worden feyen, 
diefe Schulden von zweien der jenfeitigen Gouvernementd, nähms 
lich von Preuflen und Heflen, ald Befitern eines Theils der Ent 
fhadigungslande, gemeinfchaftlicd mit Naſſau vertreten werben 
müßten. | 
„Es fey hiernach in bem angeordneten Berfahren darüber zu 
verhandeln und zu enticheiden, ob die in Rede ftehenden Schulden 
von ben Befitern der ehemald Naflau- Saarbrüdifchen Stamms 
(ande, oder von den Befißern der in dem Reichsdeput. Hauptichluß 
dafür bewilligten Entichädigungslande vertreten werben müßten 
und zu welcher Rate, von den in dem einen und in bem andern 
Halle betheiligten Regierungen. 
„Die beflagten Regierungen, ſich auf den $.199. bed Prot. 

v. J. 1831 ftügend, behaupteten Dagegen: 

daß die Frage, in wie fern Preuffen und Grßhzgth. Heffen, 

als Befiter eines Theils der Entfchädigungslande, zur Vers 

tretung der Saarbrüdifchen Schulden verbunden feyen, von 


1u8%, 


bem Erfenntniffe des Austrägalgerichtd ausgefchloffen fey. 


„Würde aber nad) diefer Anficht verfahren, fo müßte das 


Hzgth. Naffau, wenn wider Verhoffen die Befiger der Entfchäbis 


gungslande zur Schuldenübernahme für verbunden erachtet werben 
follten, ohne Weiteres zur Vertretung aller in Rebe ftehenden 
Schulden verurtheilt werden, und demfelben nur überlaflen bleiben, 
einen ratirlichen Erfa in Anfpruch zu nehmen, woburd das 
Hzgth. empfindlich verlegt werben würbe. 

„Naſſau hege daher die Zuverficht, die hohe Bundesverfamms 
ung werde geneigt feyn, auszuſprechen, daß das Grßhzgl. Obers 
hofgericht zu Mannheim auch über die Frage zu enticheiden habe; 

ob und in welchem Verhältniffe die Regierungen von 
Preuſſen und Heffen, in ihrer Eigenfchaft ale Beſitzer eines 
Theild der für das Fürftenthum Saarbrüden verliehenen 
Entfchädigungslande, zur Vertretung der Saarbrüdifchen 
Schulden verbunden feyen. 

„Schließlich beantrage der Gefandte noch, daß, wenn bie 
Bundeöverfammlung nicht bald einen endlichen Beſchluß faflen 
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ıos«,fünne, das begonnene prozeſſualiſche Verfahren wenigſtens bis 
dahin, daß diefer Beſchluß erfolgt ſeyn werde, für beruhend 
erflärt werde. 

- Die Gefandten ber betheiligten Regierungen behielten ſich 

weitere Erklärungen vor. . 
Auf Vorfchlag Präfidii wurde eine befondere Begutachtung» 
Sommiffion deßfalls erwählt und S. 311. befchloffen: 
„Die aus den Gefandten von Würtemberg, Baden und 
Mecklenburg beitehende Commiſſion wird erfucht, über ben 
heutigen Antrag der Hzgl. Naflauifchen Regierung ein 
Gutachten zu erftatten. « 
Die genannte Commiſſion entledigte fich, Sess. XIX. $. 247. 
S. 528, diefed Auftrags, und ed ward auf ihren Antrag ©. 528. 
befchloffen: 

„1) daß der auf eihflweilige Siftirung des eingeleiteten aus⸗ 
trägalgerichtlichen Verfahren gerichtete Antrag der Hzgl. 
Naſſauiſchen Gefandtichaft nicht zulälfig fey; daß indeflen 

„2) die höchften und hohen Regierungen von Preuffen, Bayern, 
Grßhzgth. Heffen und Sachfen-Coburg-Gotha zu erfuchen 
feyen, fich über den auf die Naſſauiſcher Seitö bereits 
getilgten Saarbrüdifchen Schulden Bezug habenden Aus 
trag der Hzgl. Naffauifchen Regierung zu erklären, und 
daß endlich 

„3) an bie höchften Regierungen von Preuffen nnd Grßhzgtb. 
Heffen ein gleiches Erfuchen, zur Erklärung über den Ans 
trag wegen eventueller Uebernahme eined Theild der Saars 
brüdifchen Schulden und Penfionen auf die erhaltenen 
Saarbrüdiichen Entichädigungslande, zu richten fey. « 


ısae, In demſelben Jahre Sess. XXXV.$.468. ©. 878. macht ber 
Grßhzgl. und Hzgl. Saͤchſiſche Gefandte für Sadjfens Coburg» 
Gotha bie Anzeige, daß das Fürftenthum Lichtenberg an bie Krone 
Preuffen durch einen Staatövertrag vom 31. Mai d. I. Cratifts 
cirt den 12. Juli) abgetreten worden fey, demungeachtet jedoch 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, als biöherige Kandesherrfchaft des Fürftens 
thums Lichtenberg, auch fernerhin bei dem noch ſchwebenden aus⸗ 
trägalgerichtlichen Prozeſſe wegen des Naflaus Saarbrüdifchen 
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Schuldenwefeng, ſals Partei, wie bisher, betheiligt bleibe. Dieß ıu>+ 
- betätigt der Königl. Preuflifche Gefandte ebendaf. ©. 879. 

Dem in ber XIX. Sitzung gefaßten Beſchluſſe zufolge, gaben 
Preuſſen, Bayern und SächlensCoburg- Gotha ihre Erklärungen, 
Sess. XXXIX., $. 550. ©. 992. dahin ab, daß fie die Raflauifchen 
Anträge ausdrücklich ablehnten, und darauf beitanden, daß die neuer» 
dinge angeregten Anfprüche, in einem befondern Austrägalvers 
fahren geltend zu machen feyen, wobei die Krone Preuffen ſich 
dahin erflärte: wie Nichts Dagegen zu erinnern fey, daß die deß⸗ 
fallfige Entſcheidung dem von Naffau hierzu in Borfchlag gebcadys 
ten Grßhzgl. Babifchen Oberhofgerichte zu Mannheim übertragen 
werde. Naſſau behielt fid das Protokoll offen. 

Der Grßhzgl. Meclenburgifche Gefandte, Ramend der in . 
der XI. Siß. ernannten Commiſſion, erftattete ferner Sess. XLIV. 
$. 615. ©. 1070. u. flgde., Vortrag und Gutachten, und dem 
commiffarifchen Antrage gemäß, ward hierüber, nach erfolgter 
Wahl einer Vermittelungs-Commiffion, S. 1072. befchloffen: 

„Die aus den Gefandten von Würtemberg, Baden”) und 
Mecklenburg beftehende Commiſſion wirb erfucht, zwifchen 
den Negierungen von Preuſſen, Bayern, Sachſen⸗Coburg⸗ 
Gotha und Naffau über die Anfprüce der Naffauifchen 
Pegierung wegen der von ihr bereits getilgten Saars 
brüdifchen Schulden, und wegen eventueller Uebernahme 
eined Theild der Saarbrüdifchen Schulden und Penfionen, 
auf die für das Fürftenthum Saarbrüden erhaltenen 
Entfchadigungslande, nad, Anleitung bed Art. XXI. der 
W. Sch!. A. [eine Ausgleichung auf gütlichem Wege zu 
verfuchen, in deren Entftehung das Weitere, gefeglicher 
Borfchrift gemäß, verfügt werden wird. « 


*) Nach dem Abgange des Grßhzgl. Babifchen Gefanbten, Frhn. v. Blit⸗ 
tersborf (jest Miniſter des Auswärtigen), wurbe i. 3. 1836, Sess. IX, 
$. 159. ©. 415. deſſen Nachfolger, Hr. v. Friedrich, erwaͤhlt. 
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Sorderungen 
von Bernhard Strass, Iohann Gottfried Arnoldi und Comp. in 
Gotha, wegen der im Srühjahre 1814 gemachten Armeelieferungen. 
Später reclamirten Iohann Gottfried Arnoldi und Sohn zu Gotha 
und Julius und Alexander Elkan zu Weimar, 





1018, Der Königl, Bayerifche Gefandte erftatiete i. 3. 1818, Sess. LI. 
5. 240. ©. 343. Bortrag über die Vorſtellung ber Handelds 
leute Bernhard Straß, Joh. Gottfr. Arnoldi und Comp. in 
Gotha, wegen einer Forderung von 17,396 Rthlr. 18 gGr. 4 Pf., 
welche fie für eine im Frühjahre 1814 gemachte Kieferung, vers 
möge Gontrafts mit dem Freiherrn von Riedeſel zu Eifenbadh, 
in Anfpruch nehmen. (S. Einr. Prot. Ziff. 147. d. 5.) Nach 
dem Antrage ded Referenten ward hierauf ©. 544. beichloffen: 

„daß, da der Gegenſtand diefer Forderung mit der Thüs 
ringifhen Rayonsſache, worüber zur Beilegung dieſer 
Differenzen eine Vermittelungs⸗Commiſſion angeordnet fey, 
im engern Zufammenhange ftehe, die gegenwärtige Recla⸗ 
mation an die in der XXVIII. Sitz. $. 134. ©. 308, 
gewählte und aus den Gefandten von Bayern, Hannover 
und Kurheflen beftehende Commiffion abzugeben fey.« 

Der wejentliche Inhalt der Neclamation befteht nad) dem 
Meferat im Prot. 1828, ©. 442. in Folgendem: 

02%, In dem Feldzuge von 1814 gegen Frankreich, wurde aus 
den Ländern der Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifchen, Fürftl. Schwarzs 
burgifchen und Fürſtl. Reuffifhen Häufer, zum Behufe gemein- 
fchaftlicher Repartition der Verpflegungsfoften für Kaiſerlich⸗ 
Ruſſiſche Truppen, der Thüringer Rayon gebildet. 

Für dieſen Laͤnderverband ſchloß der Landmarfchall, Freiherr 
von Riedefel, ald Agent ded damals von den verbündeten Mädjs 
ten niebergefeßten oberiten Berwaltungsdepartements, zu verſchiede⸗ 
nen Zeiten im Sahre 1814 mit den Gebrübern Elan zu Weimar 
und Sohann Gottfried Arnoldi und Sohn zu Gotha Kieferungss 
contrafte ab. 

Nach gefchehenen Lieferungen rechnete er mit ihnen ab, und 
in Folge diefer Abrechnungen gab er ihnen Befcheinigungen dahin, 
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daß fie von Ländern ded Rayond, laut der den betreffenden 102%. 
Regierungen deßhalb bereitd zugegangenen befonderen Berechnung 

und Ammweifung, beitimmte namhaft gemachte Summen zu ems 
pfangen hätten. 

Letztere waren | 

für SadjfensCoburg mit . . . 5,626 Rthlr. — Gr. — Pf. 

für Sadjfen» Meiningen mit . . 3,0897 " — — 

für Sachfen» Hildburghaufen mit 4,364 „» 17» I 


zufammen 13,077 Rthlr. 17 Gr. 2 PM. 
angeſetzt. 

Die Regierungen dieſer Staaten verweigerten indeſſen die 
Zahlung, und mehrfache Remonſtrationen der Lieferanten blieben 
ohne den gewünſchten Erfolg. 

Auch ſpaͤterhin, als auf die Verwendung bed Staatsminiſters, 
Freiherrn v. Stein, die gedachten Regierungen ſich zu Zahlungs⸗ 
anweiſungen verſtanden, geſchah dieſes ohne Anerkennung einer 
deßfallſigen Verpflichtung, und die Lieferanten erhielten wirklich 
kein Geld. 

Sie klagten darauf gegen den Freiherrn von Riedeſel, als 
denjenigen, womit fie contrahirt hatten, im Jahre 1817 bei ber 
Regierung zu Eifenach, wurden aber mit ihrer Klage abgewiefen. 

Sm Sahre 1819 Elagten fie dort zum zweitenmale gegen 
denfelben und baten, ben Bellagten anzuhalten, entweder noch 
auslangende Legitimation zur Erhebung der Summen auszuftellen, 
‚oder das Intereſſe zu präftiren, 

Bon Seiten bed Beklagten wurbe den Hzgl. Häufern Sach⸗ 
fens Hilbburghaufen, Coburg und Meiningen, dem Staatöminifter 
Freiherrn v. Stein, und mehreren anderen Perfonen lis denunciirt. 

Durch ein Urtheil vom 9, Rov. 1820 wurde jedoch erkannt, 
daß die Klage, inmaßen fie angebracht, nicht ftatt finde. 

Auf das hiergegen eingewandte Nechtömittel ber Läuterung, 
wurde am 27. September 1821 ein confirmatorifches Erkenntniß 
verfündet. 

Späterhin, gr 10. Februar 1822, bat der Arnoldifche Ans 
walt bei der Regierung zu Eifenach um Siftirung dieſes Prozeſſes. 

Recurfe in den Sahren 1820 und 1821 an den in Wien 
verfammelt gewefenen Deutfchen DeinifterialsCongreß und an die 
Krone Preuffen führten die Lieferanten ebenfalls nicht zum Ziele. 


/ 


1828, 


1822, 
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Schon in den Jahren 1820 (22. Juli), 1821 (9. März), 
hatten fich die Reclamanten wieder an die B. V. gewandt, welche 
damald einen Zufammenhang zwifchen diefer Sache und Dem 
Thüringer Rayonsftreit vorausfeßte. Auch famen die Reclamans 
ten bei dem durch Beichluß vom 5. December 1822 ale Austräs 
galgerichtähof ernannten Oberapp. Gerichte zu Celle ein, wo fie 
den Beſcheid erhielten, daß es ihnen lediglich überlaffen werden 
müffe, auf den Grund des demnächftigen Erfenntniffes über das 
Berhältniß der betreffenden Megierungen aus dem Thüringer Rayons 
verbande, ihren Forderungen bei den competenten Behörden Eins 
gang zu verfchaffen, da thre Vorftellung feinen Gegenftand einer 
bireften proviforifchen oder deftnitiven Entfcheidung des Austrä- 
galgerichtd ausmachen könne. (Prot. ibid. ©. 444.) 


Sm Jahre 1822 trug ber Königl. Bayerifche Gefanbdte, 
Sess. XIIL $. 100.8. 2886. u. flgde. eine neue Vorſtellung (Einreich. 
Protofol Nro. 45.) der Kaufleute Joh. Gottfried Arnoldi und 
Sohn zu Gotha und Julius und Alerander Elkan zu Weimar 
vor, wegen ihrer Forderung von 13,077 Rthlr. 17 Gr. 2 Pf. 
nebft rückſtändigen Zinfen feit Michaeli 1814 zu 6 Prozent, worin 
diefe wiederholt um Hülfe, nach Maßgabe ded Art. XXX. der 
W. Schl. A. bitten. 

„Fruchtlos, heißt es darin, hätten fie bereitd mit 1,200 Rthlrn. 
Unfoften den gerichtlichen Weg betreten, und könnten ald unfchufs 
dige Privatperfonen unter dem Streite ber betheiligten Regierun⸗ 
gen nicht leiden. Zu ihrer Befriedigung biete ſich gegenwärtig 
eine befondere Gelegenheit, da durd einen Hausvertrag zwiſchen 
den Hzgl. Sächfifchen Landesfürften Erneftinifcher Linie Die 
fäufliche Weberlaffung des bieherigen Senioratsamtes Oldisleben 
an dad Grßhzgth. Sacyfen- Weimar -Eifenach zu Stande gekom⸗ 
men, und biefes die Kaufgelder von Dftern an, namentlich auch 
an die fchuldenden Regierungen Sachſen⸗Coburg, Meiningen und 
Hildburghaufen, in Friftzahlungen abtrage, welche einen angemefs 
fenen Fond zur Berichtigung diefer Schuld bildeten. 

„Sollte dieß aber nicht vermittelt werd tonnen ‚ fo bäten 
fie um SHerbeiführung einer Entfcheidung, wie bie fchuldenden 
Regierungen an einer folchen Bezahlung einftweilen participiren fol 
fen, während dem einftweilen die Entfcheidung der Differenzen 
ſelbſt, unter den betheiligten Regierungen zu fuspendiren wäre.“ 


PR 
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In dem ebendafelbft erftatteten Gutachten, wo vorzüglich 1822, 
auf die in dem Thüringer Nayoneftreite, als mit diefer Sache 
conner, ftatt gehabten Verhandlungen Rüdficht genommen ift, 
wurde, ba während der gefeßten Frift (Sess. VIIL $. 67.) 
die beffagten Regierungen von Sachſen⸗Coburg, Sachen s Hilds 
burghaufen, Sacdyfens Meiningen, und Schwarzburgs Sonbershaus 
fen in- der Thüringer Rayonsfache feinen VBorfchlag an die B. V. 
gemacht hätten, das Vorſchlagsrecht ald an dieſe übergegangen 
angefehen, und ©. 257. beantragt: 

1) daß alsbald zur Wahl von drei unbetheiligten Bundes, 

gliedern gefchritten, und 

2) folche den Gefandten von Sadyfens Weimar »Eifenady und 
Schwarzburg-Rudolftadt angezeigt werde, damit biefe 
Höfe binnen fechd Wochen aus den drei vorgeichlagenen 
Bundesftaaten einen wählen mögen, beffen oberfter Ge⸗ 
richtehof die Sache ald Austrägal-Inftanz zu verhandeln 
hätte. 

3) Bon dem zu treffenden Vefchluffe wäre den Reclamanten 
Arnoldi und Elkan durch Protokollauszug Nachricht zu 
geben. 

In Folge der hierauf abgegebenen Erflärungen der Geſandten 
ber 12ten und 15ten Stimme ward — namentlich in Hinſicht der 
eines Theile behaupteten abfeyenden Streitgenoffenfchaft — ©. 261. 
befchloffen, die Commiffion zur Revifion des Austrägalverfahrens 
um ein Gutachten zu erfuchen. 


Im Sahre 1826 erftattet Sess. XVI. Sep. Prot. S. 402. u. figde. 1826. 
der Grßhzgl. Heflifche Gefandte, ald Referent der Eingaben-Eoms 
miffion, Vortrag einer neuen Eingabe der Reclamanten (Nro. 61. 
bed Einreich. Protokolls) des Inhalts: 

„Hohe B. V. wolle entweder das Oberapp. Gericht zu Celle 
zur ausdrücklichen rechtlichen Entfcheidung auch der Borfrage, fo 
weit fie die Befriedigung ihrer Forderung betreffe, annoch verans 
laſſen, oder wenigftend, damit fie nicht, dem Art. XXX. ber 
W. Schl. A. Auwider, blos um deßwillen unbefriebigt blieben, 
weil die Participation unter den betreffenden Regierungen ftreitig 
fey, Fürforge zur Beftellung eines andern oberften Gerichts ale 
Ausdträgal: Inftanz, zur Entſcheidung der ſie intereſſirenden Vor⸗ 
frage, treffen. « 
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1026, Referent fett jeßt unter Anderen in feinem Bortrage aus⸗ 
einander, daß die Thüringer Rayonsſtreitigkeit und die vorliegende 
Reclamationsſache ald ganz verſchiedene Gegenftände zu behans 
bein feyen; worauf S. 407. beichloffen wurbe: 


„1) daß dem Antrage der Reclamanten auf Hinweifung ihrer 
Forderung an das zur Entfcheidung in ber Thüringer 
Rayonsſtreitigkeit beftellte Austrägalgericht nicht flatt ges 
geben werben fönne, und 

„2) daß diefelben, um die Einwirkung der hohen Bundeövers 
fammlung nach dem Art. XXX. der W. Schl. A. anfpres 
chen zu Tonnen, vor Allem nachzuweifen hätten, daß fie 
blos um deßwillen nicht befriedigt würden, weil die Vers 
pflichtung, ihren Korderungen Genüge zu leiften, zwifchen 
den betreffenden Regierungen noch zweifelhaft oder befirits 
ten fey.« 


Ueber eine weitere Vorftellung der Reclamanten (Rro. 80. 
des Einreich. Protokolls) erflatter der Neferent der Eingaben⸗ 
Commiſſion in dem Sep. Prot. v. 10. Aug. (Sess. XXIV.) 
Vortrag, Die Neclamanten fuchen darin die früher gebetene 
Hinweifung ihrer Forderung an das Oberapp. Gericht zu Celle 
wiederholt als ftatthaft zu rechtfertigen, wie auch der ihnen in 
dem zweiten Satze bed obigen Befchluffes gemachten Auflage zu 
genügen, und bitten von Neuem, hohe B. V. möge wenigitend 
ihre Befriedigung nach Maßgabe des Art. XXX. der W. Schl. A. 
zur richterlichen Entſcheidung durch eine Austrägals Inftanz her 
beiführen. 

In dem Vortrage bes Referenten felbft find vorzüglich bie 
Gründe angeführt, warum dem erfteren Theile dieſes Geſuchs 
nicht zu willfahren fey, und in Beziehung auf legtern ift ein Antrag 
geftellt, der auch ebendafelbft Sess. XXIV. Sep. Prot. S. 598. 
folgendermaßen zum Beſchluß erhoben wurde: 

„Die höchften Regierungen derjenigen Staaten, aus wel 
chen der Thüringer Rayon sufammengefegt war, werben 
durch ihre Gefandtfchaften erfucht, fich in ber erften 
Sißung nach der bevorftehenden DBertagung ber hohen 
Bundesverfammlung über die Forderung der Reclamanten 
zu erflären.« 
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Hierauf kamen nad, und nad) durch die betreffenden Ges 
fandtichaften nachfolgende Erklärungen *) zu Protokoll. 


SchwarzburgsSondershaufen führte i. 3.1827, Sess.L 1027. 
1ted Sep. Prot. ©. 23. unter Beziehung auf eine unter den 
Mitgliedern der hohen B. B. vertheilte, gedruckte Darftellung 
vom 18. Juli 1818 an, daß es bei der in Celle anhängigen 
Austrägalfache gar nicht mehr betheiligt ſey, fondern ſich längfi 
mit den flagenden Staaten abgefunden und verglichen habe; daß 
man nie, am wenigften bei den Lieferungen für die Kaiſerlich⸗ 
Ruffifchen Truppen, von welchen die Reclamanten ihre Forderung 
berleiteten, eine Berbindlichleit zur Mitleidenheit bei den Rayons⸗ 
ausgaben anerkannt, vielmehr im Voraus gegen eine deffallfige 
Beitragspflicht und die Admodiation ausbrüdlich proteftirt, dems 
nächft aber, aus ganz befonderen Rückſichten, jedoch ohne Aner⸗ 
fennung einer Verbindlichkeit, vielmehr unter Vorbehalt des Res 
grefied, die ganze für Sondershaufen audgeworfene Rate der 
Lieferantenforberung berichtigt und überdieß Intereſſen vergütet 
babe; daß die Lieferanten auch als vollkommen befriedigt über 
Beided, ohne irgend einen Vorbehalt, quittirt hätten; daß es 
daher auffallen müffe, wenn Schwarzburgs Sonderöhaufen jeßt 
noch in neue Diskuffionen verwidelt werben follte, welche es 
durch freimillig geleiftete Zahlungen habe vermeiden wollen; daß 
man fich vielmehr überall nicht in dem Kalle befinde, an ferneren 
Erörterungen über diefen Gegenftand Antheil zu nehmen, und es 
lediglich den Beſchwerdeführern überlaffen müffe, wie und 
gegen wen fie ihre angebliche Forderung verfolgen wollten. 

Pur beiläuftg wurde bemerkt, daß die Fürftl. Regierung den 
Art. XXX. der W. Schl. U. auf den vorliegenden Fall nicht für 
anwendbar halten möchte, da die zur Anwendung dieſes Grund⸗ 
gefeged erforderlichen Vorausfeßungen hier nicht vorzuliegen 
fchienen. 

Sakhjen- Weimar erflärte in demfelben Sahre, Sess. IH. 1827. 
Sep. Prot. S. 73. u. flgbe: Der Thüringifche Rayonverband habe 
mit einer Schluß» und Ausgleichungsberechnung geendigt, nad 
welcher 


*) Die angeführten Grlärungen find fämmtlich dem bereits oben genannten 
Referate v. 3.1828, Prot. S. 445. u. flgde. entnommen. 
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1827, 1) Sacfen- Weimar, wegen von ihm gefchehener Zuviels 
-Teiftungen, von Sadyfen» Coburg, Hildburghaufen, Meiningen und 
, Schwarzburg » Sonderöhaufen. zufammen 100,856 Rthlr. 2 Gr. 
‚heraus zu empfangen gehabt, und 

2) auf die als wohlbegründet angenommenen Forderungen 
der Lieferanten Arnoldi und Genoffen außerdem noch, und ohne 
alle weitere- Concurrenz von Sacfens Weimar, von gedachten 
Regierungen gewiffe Summen zur Tilgung jener Forderungen 
hätten gezahlt werben follen. 

Mit Sacyfen: Meiningen ımd Schwarzburg -Sondershaufen 
habe fi, Sacıfen- Weimar wegen der ihm zufommenden Raten 
berfelben verglichen, woneben von biefen beiden Regierungen theils 
ausdrüdfich, theild nach dem ganzen Zufammenhange der Sache 
ftillfchweigend zugeitanden worden, baß bie Lieferanten Arnoldi 
und Genoffen von den übrigen noch betheiligten Staaten des 
Thüringer Rayond, alfo von ihnen felbft, pro rata nach dem 
angenommenen Maßftabe und den fonft bei der Schlußs und 
Audgleichungsberechnung in Erwägung gezogenen Momenten, zu 
befriedigen ieyen, was auch von Schwarzburg⸗Sondershauſen 
gefchehen fey, ba bie Lieferanten beffen Rate nicht mehr in Anfprudy 
nahmen. | 

Entweder werbe nun die obgedachte Schluß und Ausgleichungs⸗ 
berechnung — fey es freiwillig, ſey es in Folge eines rechtlichen 
Erkenntniſſes — in ihren Gründen und in ihrem Refultate von 
fammtlichen Intereffenten anerfannt, ober jene Schluß» unb 
Ausgleichungsberechnung beftehe in folcher Weife nicht; im erften 

. Falle liege offen vor, daß Sacfen- Weimar, wie feine eigene 
Befriedigung, fo bie der Lieferanten, ohne Weitered von den 
übrigen genannten Staaten erwarten dürfe; im zweiten Kalle, 
ber jedoch unmöglich noch von Sachfen-Meiningen und Schwarz . 
- . burg-Sondershaufen herbeigeführt werden fünne, dürfte der von 
den Lieferanten nunmehr erneuerte Antrag, wie er eben erneuert 
worden, allerdingd zu einem Berfahren nad) dem Art. XXX. 
ber W. Schl. N. geeignet ſeyn, und es ſey nur noch zu bemerken, 
daß Diefer Anſpruch mit dem Gegenftande des zwifchen Sachfen, 
Weimar an einem, Sadjfen-Coburg und Sachſen⸗Hildburghauſen 
am andern Theile anhängigen Nechtöftreitd in einem Zuſammen⸗ 
hange ftehe, in welchem biefer ald präjubiciell für jenen zu betrachten 
-feyn möchte. 


⸗ 
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Sachſen⸗Coburg bezog fich, ebendaf. Sess. IL. Sep. Prot. S. 75. ı 827, 
auf eine fchon im Sahre 1819 in der erften Bundestagsſitzung übers 
gebene Denfichrift, welche es jeßt wiederholt überreichte, mit der 
Angabe, daß in ihr S. 16. ©.A2. und 43. die Thatumftände aus⸗ 
einandergefebt feyen, aus welchen hervorgehe, Daß Coburg eine 
Verbindlichkeit zur Theilnahme an der Berichtigung fraglicher 
Korberungen nicht anerfennen fünne, und daß darin zugleich nad) 
gewiefen worben, wie biefe Verbindlichkeit nur denjenigen Rayonds 
ländern zufomme und obliege, an welche die von Arnoldi und 
Elfan gelieferten Naturalien abgereicht worden, und welche die 
felben für fich zur Verpflegung ber Kaiferl. Ruffifchen Truppen 
verwendet hätten. 

Es wird darauf angetragen, bie Lieferanten mit ihren For⸗ 
derungen an die Regierungen von Sadjfens Weimar, Sachfens 
Altenburg und Neuß zu verweilen, als welchen allein unter allen 
Thüringer Rayondländern die Befriedigung bderfelben obliege. 

Sadfen:Altenburg berief fich, ebendafelbft S.75. auf ein 
von dem Freiherrn v. Riedefel bei dem Abfchluffe feiner Verhand⸗ 
Iungen auögefertigted Ausgleichungs⸗ und Ueberweifungs-Tablean,”) 
aud welchem für das Hzgth. Altenburg ein Guthaben von 
5,102 Rthlr. 5 Gr. 6%, Pf. an Hildburghaufen, Gotha, Coburg, 
Meiningen und Schwarzburg-Sondershaufen hervorgehe. 

Für Hildburghaufen wird bie Erflärung dem jegigen 
Befiter überlaflen. 

Jenes Gutachten will Sachen» Altenburg fich vorbehalten, 
um fo weniger alfo irgend eine, auch nur theilmeife ihm obliegenbe 
Verpflichtung, wie folche von Sachſen⸗Coburg angedeutet werbe, 
anertennen und zugeftehen, die Reclamanten, welche nur mit dem 
Agenten des oberften VBerwaltungsbepartements contrahirt und in 
die unter deſſen Oberaufficht und Verwaltung geftandenen Mas ' 
gazine geliefert hätten, vorzugsweiſe zu befriedigen. | 

Gegen das Hygth. Altenburg fey von Arnoldi und Elkan 
auch gar nicht reclamirt worden; follten fie aber demnächft mit 
einem Anfpruche an die Altenburgiiche Landeskaſſe fortzufommen 
fidy getrauen, fo würbe ihnen der Rechtöweg bei den Altenburgifchen 
Landesgerichten jederzeit offen ftehen. 

Schwarzburg-Rudolftadt fchloß ſich, ebendafelbft ©. 76, 1027. 
wegen Gleichheit der Berhältniffe, an Sadyfen» Weimar an. Es 


*) Vergl. ebenbaf. Prot. &. 80. und 81. 
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wurde von dieſer Regierung, unter Beziehung auf eine am 
9. Mai 1818 an hohe B. V. gerichtete Vorſtellung, ebenfalls 
behauptet, daß ſie aus der Thüringer Rayonverbindung be⸗ 
deutende Forderungen habe. Mit Sondershauſen und Meiningen 
habe man ſich, heißt es weiter, deßhalb verglichen, gegen die 
beiden andern Sächſiſchen Häuſer aber die rechtliche Betreibung 
einem Anwalte bei dem Oberapp. Gerichte zu Celle übertragen. 


Die Reclamanten hätten an Rudolſtadt um fo weniger 
Etwas zu fordern, ald man Fürftlicher Seits aus ihren Magazinen 
nie das Geringfte verlangt oder erhalten habe. 

Bon Seiten der Reuffifhen Häufer wurbe Sess. VII. 
Sep. Prot. ©. 136. u. flgde. aus dem Thüringer Rayonverbande ein 
Guthaben an Sachſen⸗Hildburghauſen, Coburg, Meiningen und 
Schwarzburg- Sondershaufen von 2,568 Rthlr. 17 Gr. 1 BP. 
behauptet, mit dem Vorbehalte, ihre deßfallſigen Anfprüche geltend 
zu machen. Es wurde ferner erklärt, daß die von ben Reclamanten 
geforderten Summen an Hildburghaufen, Coburg und Meiningen 
von dem Freiheren v. Niedefel zur Zahlung überwiejen worben, 
daß diefe Daher auch zu deren Befriedigung verpflichtet ſeyen. Fürftlich 
Reuſſiſcher Seits bleibt man bei den Nefultaten der von dem 
Freiherrn v. Niedefel, ald Agenten des oberſten Verwaltungs 
departements, getroffenen Ausgleichung feſtſtehen, und trägt darauf 
an, die Reclamanten an die Landesgerichte derjenigen Staaten 
zu verweifen, welche in Folge der v. Riedefelfchen Anweifungen 


‚zu ihrer Befriedigung verbunden feyen. 


In Sess. XXV. Sep. Prot. ©. 858. beffelben Jahres 
wurde in Beziehung auf den in der XXIV. vorjährigen Sitzung 
(S. oben ©. 842.) gefaßten Befchfuß, auf Antrag des Referenten 
der Eingaben⸗Commiſſion, befchloffen: 

„Der Großherzoglidys und Herzoglich⸗Sachſt ſche Geſandte 
wird erſucht, ſich bei der Herzoglich⸗Sachſen⸗Hildburg⸗ 
hauſiſchen Regierung dahin zu verwenden, damit derſelbe 
in den Stand geſetzt werde, in der erſten Sitzung nach 
der bevorſtehenden Vertagung Die verlangte Erklärung 
abzugeben. « 

Für Sadjfens Meiningen wurde i. J. 1828, Sess.II. Sep. 
Prot. $. 20. S. 27. eiklärt: daß, fo viel die Forderung an das 
vorige Herzogthum Sachfen- Meiningen betreffe, bereitö durch 
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Reſcript vom 22. März 1815 der Hülfskaffen- Commiffion zu 18280, 


Meiningen die Befriedigung der dermaligen Neclamanten aufs 
gegeben, jedoch dadurch bedingt worden fey, daß dieſe dagegen 
die, den Betrag ihrer Forderungen begründenden Quittungen über 
die Verwendung der antheiligen, von ihnen gelieferten Verpfle⸗ 
gungsbedürfniffe, der Hülfskaſſe einhändigen follten, weldjes bie 
Lieferanten bis jebt nicht bewirkt hätten. 

Sm Betreff der Forderungen an Sachſen⸗Hildburghauſen 
und Sachen» CoburgsSaalfeld aber, welche jeßt pro rata gegen 
Sacrfen- Meiningen, wegen der durch die Gotha = Altenburgifche 
Succeffion von jenen beiden Herzogthümern an Sacyfen- Meinins 
gen gelangten Lanbeötheile, gerichtet würden, fey ed aftenmäßig 
befannt, daß Sachſen⸗Weimar in dem zwifchen ihm und Sachſen⸗ 
Coburg» Saalfeld Ciett Sadıfen- Coburg: Gotha) und Sachſen⸗ 
Hildburghaufen (jetzt Sacyfen- Meiningen) dieferhalb bei dem 


Oberapp. "Gerichte zu Selle. obfchmwebenden Nechtöftreite nicht nur. 


feine eigenen angeblichen Forderungen aus bem Thüringer Rayons 
verbande gegen die Tebtgedachten Herzoglichen Höfe, fordern zus 
gleich auch gewiffermaßen die der Arnoldi und Gonforten, vers 
folge, wie dies befonderd aus der in der II. vorjährigen Sigung 
für Weimar abgegebenen Erflärung deutlich bervorgehe. 

x Wenn mın Meiningen rüdfichtlich der zuerft gedachten Fors 
derung bei ber Verfügung vom 22. März 1815 lediglich ftehen 
bleiben, und wegen der letztgedachten den erwähnten Nechtöftreit 
abwarten zu müflen glaube; jo koͤnne es ſich auf Die vorliegende 
Reclamation nur dahin erklären, daß es den Reclamanten übers 
laſſen müffe, wegen ihrer Forderungen, wenn fie damit auszu⸗ 
langen gedädhten, den Weg Rechtens vor den Meiningenfchen 
“ Randesgerichten zu betreten. 

Von Seiten Sachſen⸗Weimars wurde Sess. VI. befft Sahres, 
Sep. Brot. $. 43. ©. 108. hierauf noch erwidert: es fey eine 
irrige Vorausſetzung, daß feiner Seitd audy Die Forderungen der 
Neclamanten austrägalgerichtlich verfolgt würben; es habe in 
feiner Erfürung bloß gefagt, daß der fragliche Anſpruch der 
Lieferanten mit dem Gegenftande des zu Celle anhängigen Nechtös 
flreitd in einem Zufammenhange ftehe, in. welchen biefer als 
präjudiciell für jenen zu betrachten ſeyn möchte; mithin zu jenem 
Irrthume feinen Anlaß gegeben. Weimar verfolge in jenem 
Rechtöftreite bloß feine eigenen Korderungen. 
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1028, Nachdem diefe Erklärungen fammtlich eingelaufen waren, 

erflattete der Referent der Eingaben» Commiflion Sess. XXIII. > 
$. 151. ©. 442. u, flgde, ausführlid) Vortrag und Gutachten 
darüber und machte den folgendermaßen ©. 452. zum Beſchluß 
erhobenen Antrag: 

„1) daß die aus den Gefandten von Bayern, K. Sadıfen 9 
und Großherzogthum Heflen gewählte Commiſſion erfucht 
werde, unter fänmtlichen bei dem Thüringer Rayon be- 
theiligt gewefenen Regierungen zur Befriedigung der reclas 
mirten Forderungen ber Kaufleute J. G. Arnoldi und 
Sohn zu Gotha, fo wie Julius und Alerander Elfan zu 
Meimar, eine Ausgleihung auf gütlichem Wege zu vers 
fuchen, in deren Entitehung aber wäre 

„2) die Entfcheidung der ftreitigen Vorfrage burch Compromiß 
oder austrägalgerichtliches Erkenntniß einzuleiten. « 

1081, Im Jahre 1831, Sess. XLIV. $. 321. ©. 1002, u. flgbe. 
verlieft der Königl. Bayeriſche Gejandte für den Grßhzgl. Heflis 
fchen, Namens der Vermittelungs⸗Commiſſion, einen gleichfalls 
betaillirten Bortrag, worauf S. 1007. befchloffen wurde: 

„1) Das Bermittelungsverfahren in biefer Streitfache wirb 
für gefchloffen erflärt; und 

„2) nachdem diefed Verfahren feinen Erfolg gehabt hat, mithin 
nach Borfchrift des Art. XXX. der W. Schl. U. die Eins 
leitung des gerichtlichen Verfahrens nöthig wird, auch die 
Regierungen von Sadıfen- Weimar: Eifenach, Sachſen⸗ 
Coburg. Gotha, Sacfen-MeiningensHilbburghaufen, Sach⸗ 
fensAltenburg, Schwarzburg-Sonderehaufen, Schwarzburgs 
Rudolſtadt, Neuß älterer und Neuß jüngerer Linie, das 
Königl. -Hannöverifche Oberapp. Gericht zu Celle ale 
Audträgalgericht gewählt haben; fo wird nunmehr die 
König. Hannöverifche Gefandtfchaft erfucht, ihrer aller 
höchften Regierung hiervon die Anzeige zu machen, damit 
a) ber benannte oberfte Gerichtöhof ald Austraͤgal⸗Inſtanz in 

biefer Streitfache zwifchen den eben genannten Regierungen, 
wegen gebachter Forderung im Betrage von 13,077 Rthirn. 
17 Gr. 2Pf., nebft rüdftändigen Zinfen davon a 6 Proz. 





*) Späterhin, i. 3. 1831, Sess. III. 5, 20. ©. 45. fiel bie Wahl auf 
ben nachfolgenden Befanbten vom K. Sachen, Frhn. v. Manteuffel, 
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feit Michaelis 1814, nach Art. XXX. der W. Schl. A. ıss:, 
über die Borfrage: 
ob und welche ber bei dem vormaligen Thüringer 
Rayon betheiligt gemwefenen Regierungen, und zu 
welchen Antheilen diefelben Die Forderungen der Res 
elamanten an Capital und Zinfen zu vertreten haben? 
in Gemäßheit der Bunded> und W. Sch. A., dann 
der Beichlüffe vom 16. Suni 1817, 3. Aug. 1820 und 
16. Juni 1823, im Namen der Bundesverfammlung 
den Rechten gemäß erkenne; 

b) e8 werben zu dem Ende die betreffenden Akten dem 
Königlich »Hannöverifchen Gefandten zur Beförderung 
an dad Austrägalgericht zugeftellt; und 

c) dem Berollmächtigten der Reclamanten bavon Nadjricht 
gegeben.« 

Die Anzeige von der Uebergabe der Alten an dad zum Aus⸗ 
trägalgerichtähofe erwählte Oberapp. Gericht zu Celle und von 
einer demfelben gegebenen Weifung wegen Bollgiehung bes ihm 
gewordenen Auftrags, macht ber Königl. Hannöverifche Gefandte ısa2, 
i. 3%. 1832, Sess. V. $. 30. ©. 188. 

Auf ein Beförderungsgefuch des Bevollmachtigten der Re⸗1087. 
clamanten wurde auf Präfidialantrag i. J. 1837, Sess. V. $. 61. 
&.:155. befchloflen: 

„Die Königlich-Hannöverifche Regierung wird erfucht, bei 

dem Oberapp. Gerichte zu Celle die vorfchriftsmäßige Be⸗ 

richterflattung an die Bundeöverfammlung in Erinnerung 

gu bringen, auch, demfelben bie thunlichite Beichleunigung 

der Entfcheidung zu empfehlen. « 

In Folge dieſes Beſchluſſes legt Präfidium Sess. X. $. 120. 
©. 385. einen Bericht des Oberapp. Gericht vom 6. April 1837 
vor, im welchem bdaffelbe über den Stand diefer Angelegenheit, 
und über die Gründe, warum bieher noch Fein definitive Er⸗ 
kenntniß habe erfolgen koͤnnen, Auskunft giebt. 


u — 
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Mainzer Staatsgläubiger, 
in specie Mainzer (auch Wormser) Htifter, 





Da diefe Streitfache im Anfange nur accefforifch, mit andern 
(namentlich mit denen der Mainzer Staatögläubiger und Pen- 
fionsforderungen, der trandrhenanifchen Suftentationsangelegen:- 
heiten u. a.) behandelt wurde, und in der langen Zeit, während 
welcher biefe Sache bei hoher B. V. anhängig, (denn ſchon 1817 
wurben bie eriten Eingaben eingereicht) viele Verhandlungen unter 
den einzelnen betreffenden Staaten vorgefommen find, die nur den 
Alten beigelegt, nicht aber den Protofollen einverleibt wurden und 
auf die in den einzelnen Referaten nur hingewiefen ift; fo glau: 
ben wir nicht befler thun zu konnen, ale den i. J. 1830, Sess. XV. 
$.112. ©. 482. u. flgde. erftatteten erften, ausführlid, in das Detail 
gehenden Vortrag des Grßhzgl. Mecklenburgiſchen Gefandten 

- bier ald Baſis anzımehmen, und, wenn auch in anderer Ordnung, 
doch häufig felbft wörtlich anzuführen. Die darin nicht angezoge- 
nen früheren Verhandlungen und Beichlüffe aber werden wir nach 
den unter Mainzer und Wormfer Stifter angegebenen Rubrifen 
des v. Holzhaufenfchen Negifterd weiter ausführen und erörtern, 
ohne jedoch auf die einzelnen Reclamationen mehr, als zur Er- 
hellung des Ganzen nothmwendig, einzugehen. Nur von da an, 
wo die Anſprüche an Mainzer und Wormfer Stifter, ald in fich 
verwandte NReclamationen betrachtet werben, behandeln wir fie 
nach unferer gewöhnlichen Art. 


1830, Bald nach Eröffnung ded Bundestags, i. 5. 1816, reclamir- 
ten mehrere Gläubiger ihre Forderungen an die chemaligen Main: 
zer und Wormfer Stifter. 


Weder der Friebe zu Lüneville, noch der Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluß vom Sahre 1803 enthalten Beſtimmungen wegen 
. Bertheilung der Schulden ber auf Bkiden Nheinfeiten begütert ge- 
wefenen geiftlichen Stifter, indem dasjenige, was in ihnen wegen 
Bertheilung der Landes» und Kammerfchulden getheilter Reiches 
lande feſtgeſetzt ift, auf die Privatfchulden der geiftlichen Stifter 
feine Anwendung leiden dürfte. 
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Bei der in Frankfurt, in Folge des Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 430. 
fchluffes, durch Commiffarien der betheiligten Staaten vorgenom- 
menen Ausgleichung der Schulden der geiftlicyen Lande und aufs 
gehobenen Körperfchaften, deren Renten und Gefälle auf beiden 
Rheinfeiten getheilt geweien, ift nur das Verhältniß rücfichtlid) 
der Specialhypothefen erledigt, indem die Schulden der allein 
auf der rechten Nheinfeite belegenen Specialhypotheken von bens 
jenigen Deutichen Regierungen, welche Letztere erhalten, übernommen - 
worden; wogegen Franfreich die auf die jenfeitigen Beſitzungen 
specialiter fundirten Schuldpoften gleichfall® übernommen und 
dafür Snferiptionen ertheilt hat. Wegen aller unverbrieften Schuld» 
poften, fo wie wegen der mit Generalhypothek verfehenen, ift eine 
Vereinbarung nicht erfolgt, indem die dieſſeitigen Beſitzer der ftifs 
tifchen Bermögenötheile dergleichen angemeldete Forderungen zur 
Mebernahme an Frankreich verwiefen, welches aber folche nicht 
übernommen, vielmehr die emdliche Ausgleichung der Sache fo 
lange verzögert hat, bis in Folge des erften Parifer Friedens vom 
Sahre 1814, Bas linfe Rheinufer wiederum an Deutfchland ab; 
getreten wurde. 

Es ift daher mit Wiedervereinigung der jenfeitigen Lande, 
auf die Deutfchen Bundesitaaten die Pflicht der endlichen Aus⸗ 
gleichung dieſer Verhältniſſe überfommen.*) 

Nach dem v. Holzhauſenſchen Regiſter erſtattete i. J. 1817 
der Königl. Hannöverſche Geſandte, Sess. XI. $. 51. ©. 88. den aaa», 
erften Vortrag in diefer Angelegenheit, über ein Penſionsgeſuch 
der Mitglieder der Stifter St. Peter, St. Stephan und Unſer 
Lieben Kranz worauf in einem daſelbſt gefaßten Beſchluſſe der 
Grßhzgl. Heflifche Gefandte S. 59. 

„aufgefordert wurde, feinen Hof zu vermögen, eine Vers 
einbarung mit ben übrigen ntereffenten einleiten zu 
wollen, bei welcher die Bundesverfammlung ihre Vermit⸗ 
telung eintreten zu laſſen, gern bereit fey.« 

Diefem Erſuchen entfpridyt Grßhzgth. Heflen, Sess. IXIII. 
deflelben Ssahres $. 332. S. 642., indem ed die Ernennung einer 
Grßhzgl. Heflifchen Commiflion zur Regulirung dieſes Penfions- 
weſens anzeigt. | 


*, S. Prot. v. 3. 1830, ©, 483, 
54 * 


\ 
852 Abth. II. Abſch. 3.5. 12, B. — Mainz. u. Wormſ. 


1817, Unterbeffen hatte einer der bebeutendften Grebitoren biefer 
‚Stifter, nähmlich der Stadtvogt Harich zu Biſchofsheim, wegen 
einer ihm von feiner Schwefter, ber Witwe Art, cedirten For⸗ 
derung von 8000 fl., wofür dad Vermögen bed St. Viftorftiftes 
generaliter verhaftet war, die Hülfe hoher B. 2. durch eine am 
23. März 1817 übergebene Reclamation in Anſpruch genommen, 
über die ber Königl. Bayerifche Gefandte, Sess. XL. $. 295. 
©. 870, Vortrag erftattete, wonach S. 571. der Beichluß gefaßt 
wurbe, dieſe Angelegenheit ben betreffenden Staaten zur möglichen 
Erledigung zu empfehlen. 

Bald darauf folgten mehrere ähnliche Reclamationen von 
Greditoren, deren Namen ſich aud dem fpätern Berlauf ergeben 
werden, denen das St. Peterftift generaliter, fo wie auch andere 
Stifter verhaftet waren. Die Reclamationd s Commiflion er- 
ftattete über diefe Eingaben, fo wie fie eingingen, Bericht, unb 
fie wurben durch mehrere einzelne Beichlüffeder in der LXIV. Sigung 
8.370. ©. 716. ernannten Gommiffion”*) zu dem Ende übertragen, 
daß fich biefelbe der Auseinanderfegung und Ausgleichung, fowohl 
biefer Schuldforberung an das ehemalige St. Viktorftift zu Mainz, 
ald auch überhaupt des noch unberichtigten Schuldenwefens aller 
vormaligen, auf beiden Rheinfeiten pofleffionirt gewefenen, geifts 
lien Stifter von Mainz unterziehe. (Siehe Prot. 1820, 
Sess. XVII. $. 89. S. 208.) 

Ueber eine Vorftelung von Mitgliedern der Stifter St. Stephan, 
St. Peter und U. L. Frau zu Mainz, Penfionen betreffend, erftattete 

ısıs, ber Königl. Bayerifche Gefandte Vortrag 1.5.1818, Sess. XXXVIIL. 
$. 175. ©, 386., worauf der Referent S. 387. beantragt, ben 
in der XL vorjähr. Sit. $. 51. ©. 88. gefaßten Beſchluß (S. oben) 
zu erneuern. Hiermit waren alle Gefandtfchaften einverftanden, 

1820, und es erfolgte hierauf i. J. 1820 eine Grßhzgl. Heſſiſche Erklärung, 
Sess, XII. $. 19. ©. 38. 

Einen anderweiten Vortrag in dieſer Sache erftattete Der 
Königl. Bayerifche Gefandte, Sess. XVIII. d. J. $. 88. ©. 204, 
worüber ebendaſelbſt S. 207. Grßhsth. Heſſen ſich außerte und 
beſchloſſen wurde: 


urſpruͤnglich waren zu dieſer Gommiſſion bie Geſandten von Hannover, 
Mecklenburg und ber ı5ten Stimme erwaͤhlt. 
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„daß das erwähnte Penfionsweien vor der Hand ale aufısao 
ſich beruhend, anzufehen fey. « 

Sm Sahre 1821 gefchieht zum Erftenmale einer Forderung 1021. 
an Wormfer Stifter Erwähnung, und zwar erftattet der Königl. 
Bayerifche Gefandte, Sess. XII. $. 82. ©. 184. Vortrag über 
eine Reclamation des Philipp Trautwein und Bernhard Menger 
in Worms, ald Darleihern von Gapitalien an die ehemals Worms 
fifchen Stifter zu U. 8. Frau, St. Martin und St. Waulus, 
welche einfchließlich der rückſtaͤndigen Zinfen, die Summe von 
28,840 fl. betragen, und worauf auf Commiflionsantrag ebenbaf. 
S. 155. befchloffen wurbe: 

„die vorerwähnten NReclamationen der in der XLIV.Sigung 
vom Jahre 1817 gewählten Commiflion zuzuftellen, auch 
die Aufgabe diefer Commiſſion auf die Wormfer Stiftes 
ſchulden auszudehnen.“ 


In demfelben Jahre erftattete der Gefandte ber 15ten Stimme, 1021. 
Namend der eigende dazu erwählten Commiflion, Sess. XIV. 
$. 94. ©. 173. u. flgde. (auch Beilage Nr. 10. ©. 209.) Bors 
trag und Gutachten, zunächſt zwar nur aus Beranlaffung der 
Reclamation ded Stadtvogts Harich, wegen deſſen Forderung 
an das St. Biltorftiftz indeffen verbreiteten diefelben ſich doch auch 
im Allgemeinen über alle bei Beurtheilung des ſtiftiſchen Schulden, 
weſens zur Anwendung fommenden Grundſaͤtze. 


Auf dieſen Vortrag wurden in derſelben Situng ©. 176. 
durch Beſchluß 
„die Geſandtſchaften der bei dieſer Sache intereſſirten 
Bundesſtaaten erſucht, dahin zu wirken, daß die Eommif- 
fion durch zu ernennende Bevollmächtigte bie erforderliche 
Aufklärung erhalte, in deren Entitehung aber, die rechts 
liche Erledigung diefer Sache und die endlicye Befriedigung, 
der Gläubiger erwirft werde. « *) 


Im Jahre 1823 forderte am 22. Juli die hierzu ernantteısas, 
Eommiffion alle Gefandten der betheiligten Staaten mittelft Note 
zur Erklärung auf, und in Folge hiervon gingen von den haupt 


*) In Betreff einer abermaligen Vorſtellung vergleiche man den Vortrag 
des Koͤnigl. Saͤchſiſchen Gefandten i. 3. 1822, Sess. XVII. . 147. ©. 427. 
und den dafelbft erfolgten Beſchluß. 
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ſaͤchlich betheiligten Regierungen, nähmlich Großherzogthum Heſſen 
und Herzogthum Naffau, verfchiedene Erklärungen ein, die wir 
fpäterhin näher in Betracht ziehen werben. 





—— 


1826. Nach einer bei den Akten befindlichen, ſchriftlichen Notiz iſt 
am 14. Auguft 1826, in Sess. XXV. auf einen von der Com⸗ 
miffion vertraulich, abgeftatteten Bericht, eine nur mündliche, nicht 
aber protofollirte Verabredung dahin getroffen: daß die Com⸗ 
miffion verfuchen folle, die Neclamationen in Hinficht auf Die 
Schulden beider Stifter, durch birecte Verhandlung mit den 
Gefandten ber betheiligten Staaten, , zur Erledigung zu bringen. 

Diefer Verabredung gemäß hat hierauf die Commiſſion fort= 
gefahren, die zur Beurtheilung der Sache und aller dabei ein⸗ 
tretenden Verhältniffe nöthigen Aufflärungen fich zu verfchaffen. 
— ©. den Bortrag,Prot. 1830, ©. 484. — Nach Eingang derfelben 
und nad weiter flatt gehabter Verhandlung wegen der einzelnen Fors 
derungen mit den Geſandten ber betheiligten Regierungen über 
MWormfer Stifter, Cogl. namentlich Prot. 1829, ©. 386. u. flgde.) 
hat die Commiſſion durch den Königl. Sächfifchen Gefandten, als 

829. Referenten, am 3. September 1829, in der XXVI Sitzung $.165. 
©. 701. u. flgde. einen, die Angelegenheit wegen beider Stifter 
mit berührenden Vortrag an hohe B. B. erftattet, in welchem 
erwähnt und anerkannt iſt, daß über dieſe Sache in den abgege⸗ 
benen Erklärungen ausreichende Angaben in Beziehung auf 
Mainzer Stifter beigebracht worden, um deren Activ- und Paſſiv⸗ 
Bermögensverhältniffe überfehen zu können. 

Weil aber nach dem Erachten des Referenten über bie Ber: 
haltniffe dee Wormfer Stifter, welche nach ahnlichen Grundſaͤtzen 
su beurtheilen find, noch feine hinreichende Angaben eriftiren, bie 
Commiffion aber ed wünfchenswerth hält, beide Angelegenheiten 
weiter zufammen zu bearbeiten, und weil ſelbige die Möglichkeit 
eines zwifchen ben betheiligten Regierungen zu erreichenden Ber: 
gleiche vorausſetzt; fo befchränft diefelbe fich Darauf, in Diefem Er⸗ 
achten anzutragen, baß die Regierungen um baldige Abgabe ihrer 
Erklärungen über die Verhältniſſe der MWormfer Etifter erfucht 
werben. Das weitere Berfahren wegen der Mainzer Stifter aber 
blieb bis zum Eingange der Erklärungen rücfichtlich der Wormfer 
Stifter einftweilen ausgeſetzt. 
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In diefer Lage. Kefand fich die Sache noch im Anfange des 
Jahres 1830, wo außer mehreren Maturationdgefuchen — nas ı830, 
mentlidy eines der Erben des Stadtvogts Harich, welches um 
Erledigung diefer Sache durch eine Austraͤgal⸗Inſtanz nachſucht — 
nur Baden rücfichtlid; der Wormſer Stifter, Sess. X. $. 78. 
©. 220, auf die Befchlüffe der Sess. XV. und XXVI. vom Sahre 
1829, eine Erflärung abgab, und Bayern 1830, Sess. XIII. $.101. 
©. 400. Beil. AundB S. 410. u.flgde. ein Verzeichniß aller von 
den Stiftern und Klöftern zu Worms herrührenden Renten und 
Gefälle, wie folche in den Befig der Krone Bayern gefommen 
find, mittheilte;, bis der Grßhzgl. Mecklenburgiſche Geſandte, 
Sess. XV. $. 112. ©, 482. den audführlidyen Vortrag in 
biefer Sache erftattete, aus dem wir bereitd Auszüge gegeben. 
Bevor jedoch in demfelben zu den einzelnen Forderungen übers 
gegangen wird, nimmt Referent ©. 484. u. figde. noch folgende 
zwei auf alle fiiftiiche Forderungen Bezug habenden Punkte beſon⸗ 
ders in Betracht, nähmlich: 


1) die von den einzelnen Regierungen im Allgemeinen abge: 
gebenen Erklärungen und Aeußerungen, und 


2) die in Folge des der Commiſſion gewordenen Auftrags 
ftattgehabten Vergleichsverhandlungen. 


„Was nun — fo lauten die Worte — 


ad 1) die Erflärungen und Aeußerungen der betheiligten 


Staaten anlangt, fo hat 


Naffau in einer zu den Akten, die Neclamation des 
Stadtvogts Harich betreffend, übergebenen Note vom 26. Suli 
1823, und in der zum Bundesprotofolle vom Jahre 1829, 
S. 567. — 572. abgegebenen ErHärung, im Wefentlichen erklärt: 


Die Creditoren der geiftlichen Gorporationen hätten, in - 
Ermangelung befonderer Beftimmungen, füch eigentlih an den 
Staat halten müffen, der ald Successor nniversalis anzufehen 
wäre. Frankreich habe fich jedoch auf eine rechtliche Erörterung. 
der Sache.nicht eingelaflen, fondern felbige mehr factifch entſchie⸗ 
ben, indem ed von den Schulden der jenfeits belegenen Stifter, 
die mit - Generalhypothefen verfehenen und die unverbrieften, fo 
wie die mit jemfeitiger Specialhypothek verfehenen übernommen. 
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1030, Alle, nur nicht die dieſſeits ſpeciell hupothecktee Schulden, wären 
geeignet erflärt, von Frankreich; übernommen zu werden; welches 
dagegen aber jede Eoncurrenz zu den mit Generalhypothek ver⸗ 
fehenen und umverbrieften Poften an bdiefleitige Eorporatiouen 
verweigert. Hiernach wären alle Generalhypotheken diefleitiger 
Stifter von den betheiligten Staaten übernommen, und nur die, 
deren Specialhypothefen auf dem linken Rheinufer gelegen, au 
deren Befiger überwiefen. Diefe Grundfäbe feyen von Frankreich 
aufgeftellt, von den Deutfchen Staaten anerfannt und auch gegen 
Frankreich angewandt. Naflau habe alle hiernach übernommene 
Berbindliczkeit erfüllt und könne weitere Verpflichtung nicht über- 
nehmen. Bevor der Stand der Sache mit den Grundfüßen, 
welche von allen Staaten wenigſtens proviſoriſch angewandt 
worden, in Uebereinfiimmung gebracht wäre, und bevor dadurch 
für Die Befriedigung ber Creditoren einftweilen Borforge getrofs 
fen worden, Tönnten neue Grundſaͤtze nicht aufgeftellt werben; 
erft wenn dieß gefchähe, und wenn alle daraus fließenden Bers 
bindlichleiten erfüllt worden, wäre eine neue Schuldausgleichung 
vorzunehmen; dazu fey Naffau unter den Vorausſetzungen bereit, 
wenn 

a) dieſe auf alle ftiftifchen Schulden ausgedehnt würde, 
und wenn 

b) alle betheiligten Staaten bamit einverftanden wären. 

Naſſau ſey mit Großherzogthum Heſſen rückſichtlich der 
dabei aufzuſtellenden Grundſaͤtze dahin einverftanden, daß dieſe 
BVertheilung nur nad) dem Berhältniffe des erhaltenen Bermögeng, 
ohne Rückſicht auf Specialhypothef, geſchehe; hieraus folge, daß 
nur der bei Auflöfung der Corporationen vorhandene Vermögens» 
ftand als Baſis der Vertheilung gelten fünne, mithin die jegigen 
Befiger der linken Nheinfeite die Gläubiger, beren Hypotheken 
von Frankreich im öffentlichen Interefle veräußert worden, hins 
fichtlich der Verwaltung der franzöfifchen Regierung eben fo ver: 
treten müßten, wie bei allen andern übrigen Staatögläubigern. 

Bei der großen Schwierigfeit einer neuen Auseinanderfegung, 
finde Naffau Nichts dabei zu erinnern, wenn es bei den bisheris 
gen Grunbfägen verbliebe und danach die unerledigten Punkte 
entfchieden würben. 

Großherzogthum Heffen hat in der Erklärung vom 14. 
März 1828, weldye am 16. März beffelben Jahrs zu den Alten — 
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betreffend die Neclamation des Philipp Nicolai, ald Vormund 1030, 


Klein’fcher Kinder — übergeben ift, unter Bezug auf die zum 
Bundesprotofolle vom Jahr 1820, ©. 35. u. flgde. abgegebene 
Erflärung, im Allgemeinen folgende Grundfäge für die Bertheis 
Iung der Schulden der auf beiden Nheinfeiten poffeflionirt gewe⸗ 
fenen geiftlichen Güter aufgeftellt: 

I. Die Capitalfchulden der auf beiden Rheinſeiten poffeflionirt 
gewefenen geiftlichen Stifter, Ju deren Sicherheit allein auf einer 
oder der andern Rheinſeite eine Specialhypothet conftituirt gewe⸗ 
fen, wären bereitö entweder von Frankreich oder von ben betrefs 
fenden Deutfchen Staaten übernommen worden, und.dieß mithin 
als eine laͤngſt abgethane Sache anzufehen, die auf fich beruhen 
zu laffen wäre. 


I. Die noch unberichtigten Gapitalfchulden dergleichen Stif- 
ter, wofür Generalhypothefen oder gar feine Hypotheken conftituirt 
worden, wären auf das am 1. December 1802 nod, vorhanden 
gervefene Activvermögen jedes bdiefer Stifter, unter folgenden 
näheren Beflimmungen, zu vertheilen: 

1) den dermaligen Befigern des linken Rheinufers Tonne 
nur auf das Actiovermögen jedes diefer Stifter, welches bei der 
Uebernahme des Landes noch vorhanden gewefen, und auf bie 
noch ausftändig gewefenen Kauffchillinge von veräußerten Haus 
fern, Gütern und Gefällen, ein verhältnißmäßiger Antheil an 
diefen Gapitalfchulden und deren Verzinfung, von der Zeit Der 
Uebernahme ded Landes an, zugewiefen werben. — Die bis zu 
diefer Epoche rücfländigen Zinfen hätten Kranfreich und die Staas 
ten, welche nad; der Wiedereroberung bed Iinfen Rheinufers 
baffelbe yroviforifch verwaltet, jeboch für den Zeitraum, wo fie 
im Befig und Genuß des Activvermögend gewefen, zu bezahlen. 


2) Ruͤckſichtlich ded von Frankreich veräußerten Activ⸗ 
vermögend der Stifter, müffe die allgemeine Regel gelten, daß 
Zranfreich, ober Diejenige der Darauf nadjeinander gefolgten Re⸗ 
gierungen, welche von denfelben den dafür zu entrichten gemwefenen 
Kauffchilling eingenommen, den darauf fallenden Theil der Capi⸗ 
talfchulden, nebft Zinfen, von der Zeit der Einnahme ded Kauf⸗ 
ſchillings an bis zur Abtragung zu übernehmen habe. Hinſichtlich 
der rüdftändigen Zinfen bis zu eingegangenem Kauflchilling, 
wäre ed, wie sub num. 1. bemerft ift, zu halten. 


. 
« , 


1830, 
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3) Der bei dieſer definitiven Schuldenvertheilung auf 
Frankreich fallende Antheil an den Gapitalfchulden und Zinfen 
fey nad) den hierüber beftehenden Verträgen nunmehr von ben 
Deutichen Staaten aus den von Frankreich an diefelben für bie 
Privatreclamationen ihrer Unterthanen gezahlten Averfionaffummen 
zu berichtigen. Es habe hierbei jeder Staat die Forberungen 
feiner Unterthanen an die verfchiedenen geiftlichen Stifter, in fo 
weit ſich feine Unterthanen auf die ergangene Aufforderung in 
dem beflimmten Termine gemeldet und die Forderung noch gegen 
Frankreich zuläffig geweien, nady den vertragsmäßigen allgemeinen 
Normen zu befriedigen, und fey dieß fein Gegenftand gemeins 
fchaftlicyer Verhandlungen. 

IN. Bon den Capitalfchulden der Stifter, deren Special- 
hypotheken ſich auf beide Rheinſeiten erftreckt, fey, wie oben bes 
merkt, der nad) dem angeführten Werthe der beiderfeitigen 
Hypotheken auf die rechte Nheinfeite fallende Theil von den be 
treffenden Staaten bereitd übernommen worden, und hinfidhtlich 
des dem Iinfen Rheinufer hiernad) verbleibenden Theils, wäre 
nach den sub num. IL. 1.—3. aufgeftellten Grundſaͤtzen zu vers 
fahren. 

Uebrigens gehe aus ben Verhandlungen des Ausgleichungs- 
congreſſes hervor, daß franzöflfcher Seits and) eine Bertheilung 
der jtiftifchen Schulden, welche auf Specialhypothef beider Rheins 
feiten ober auf ©eneralhypothefen des auf beiden Rheinſeiten 


gelegenen Geſammtvermögens verfichert waren, beabfichtigt worden. 


Nachdem nun das proviforifche Benehmen, welches man 
gegen Franfreich erwidern müflen, hinmwegfalle, handle es fich 
nur noch darum, eine definitive Ausgleichung zwifchen den beiden 
Rheinfeiten hinfichtlidy der darauf verfichert gewefenen Schulden 
zu bewerfftelligen. Nach den Verträgen von Paris vom 30. Mai 
1814 und 20. November 1815 fey feftgefett, daß Frankreich die 
Zinfen, ded ganzen dem linfen Rheinufer zur Laft fallenden Capi⸗ 
taltheild bis zum 22. December 1813, und das Capital felbft, 
pro rata des von Frankreich veräußerten Vermögens, zu tragen 
gehabt. Um die Sache zu beendigen, habe der Parifer Bertrag 
von 1818 Averfionalfummen feftgefeßt, welche Frankreich an bie 
einzelnen Regierungen, welche die Forderungen ihrer Unterthanen 
zu liquidiren hatten, für diefe Schulden zahlen follte. 
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Was nun — fährt der erftattete Bortrag fort — (f. oben ©.855.) 

ad 2) die ftattgehabte Bergleichsunterhandlung betrifft, fo ift von zaso, 

Naſſau wiederholt, und zuletzt zum Protofolle vom 23. Juli 
1829, ©. 571. erflärt worden, daß man auf einen Vergleich 
und auf Uebertragung der fraglichen ftiftifchen Schulden nur dann 
eingehen könne, wenn eine neue Ausgleichung wegen aller ftiftifchen 
Schulden nad; anderweitigen Grundfäßen verfügt würde, und 
wenn alle übrigen bei der Sache betheiligten Staaten Damit in 
gleicher Weife einverftanden wären. 

Es ift jedoch zugleich die Beforgniß zu erfennen gegeben, 
daß eine folche neue Audgleichung große Schwierigkeiten und Nach⸗ 
theile für die von den einzelnen Staaten bereitd übernommenen 
Gläubiger haben würbe. 


Grßhzgth. Heffen hat wiederholt, und zulegt in einer Note 
vom 26. Juli 1829 erklärt, wie man fortwährend bereit fey, zu 
einer auf billigen Grundlagen beruhenden gütlichen Auseinander> 
feßung die Hand zu bieten, welche in der That nicht ſchwierig 
erfcheine, infofern e8 fi) von Feiner numerifch bedeutenden Dif⸗ 
ferenz handle. 


Dabei ift jedoch geäußert: daß ed der Commiſſion nicht 
entgehen werde, welche Berwidelung und Nachtheile für die bes 
reitd von dem Audgleichungscongreffe übernommenen Gläubiger, 
durch eine neue Ausgleichung auf anderweitige Grundlagen, ent 
ftehen würden; wobei denn ber Wunfch zu erkennen gegeben ift, 
daß die Sadıe, in Entftehung eines Bergleichd, baldigft zu ger. 
rihtlicher Entfcheidung durch Anordnung ded austrägalgerichtlichen 
oder compromiflarifchen Verfahrens gebracht werben möge. 


| In der Reclamationsangelegenheit der Harich’fchen Erben 
hat nun die Sommiffion, mittelft Note vom 12. Auguft 1828, Vers 
gleichövorfchläge gemacht, deren weientliche Grundlagen auch bei 
andern ftiftifchen Forderungen anmwendlicg, feyn „würden, und wos 
nach die fragliche Schuld, pro rata des Beſitzers der generaliter 
verhafteten Stiftörevenüen, zwifchen den einzelnen Staaten vers 
theilt werden folltes diefer Vergleichsvorfchlag hat jedoch das Re- 
fultat einer gütlichen Beilegung nicht gehabt, indem die Vergleichs⸗ 
vorfchläge von beiden betheiligten Regierungen abgelehnt find. 
Zu den Aften — betreffend die Reclamation der Molinari⸗ 
fchen, fo wie der Klein’fchen Erben — hat die Commiſſion mits 
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telft Note vom 14. März 1829 ben betheiligten Staaten den 
Borichlag gemacht, mit Beifeitefegung der von beiden Seiten auf» 
geitellten Grundfäge und ohne Präjudiz für Die Folge, über einen 
Bergleid; ex aequo et bono zu handeln. Naflauifcher Seite ift 
erflärt, daß, bei den fehr differirenden Anfichten über die Grund» 
füße, ber Bergleichöverfuch fruchtlos bleiben müfle. 
Grßhzgth. Heſſen hat wiederholt im Allgemeinen die Bes 
reitwilligfeit erflärt, zu einer, auf billigen Grundlagen beruhenden, 
gütlichen Auseinanderfegung die Hand zu bieten. 


Nach diefen Auseinanderfegungen geht Referent zu den eins 
zelnen Korberungen*) über, namentlid, zu den an dad St. Viktor⸗ 
ſtift und St. Peterſtift. Auch diefen Theil des Vortrags, 
©. 487.—493, führen wir hier in extenso an. 

A. Forderung an das St. Viktorſtift zu Mainz. 

1) Der penftonirte Stadtvogt Harich zu Bifchofeheim ar 
der Zauber hat im Mai 1817, wegen einer ihm von feiner 
Schweſter, der Witwe Ark, cedirten Forberung von 8,000 fl. 
nebit Zinfen zu 5 Prozent vom 19. October 1801, bie Hülfe 
hoher Bundesverfammlung in Anfprud; genommen; nad) dem 
Tode ded Neclamanten legitimiren fih am 6. Suli 1826 deſſen 
beide Kinder, die Ehefrau des Grßhzgl. Badifchen Oberamtmanns 
Weber zu Ettenheim und der Gameralpraftitant Harich zu 
Durlach, als Eigenthümer diefer Forderung, indem fie den Obers 
amtmann Weber zu Mannheim zum Bevollmächtigten ernennen. 
Ueber die Reclamation ift zum Protofoll des Jahres 1821 in 
der XIV. Sigung an hohe B. B. Vortrag erftattet. Die Com; 
miffion muß daraus Fürzlich in Erinnerung bringen: 

dad Capital ward am 19. Mai 1797 dem Collegiatftifte 
zu St. Viktor bei Mainz mit Genehmigung dee Generalvicariats, 
zur Ergänzung der congruae praebendalis und zur Wieberhers 
ftellung der durch den Krieg ruinirten Weinberge zu Weiſſenau, 


*) In biefem Bortrage find ſaͤmmtliche hierher gehörigen Reclamationen 
angeführt, ausgenommen bie ber Erben ber Sophia Köhler, fobann ber Johanna 
Lieberfnecht in Mainz und Walburga Hallmeyer in Bamberg, betreffend eine 
Sapitalforberung von 1,800 Gulden nebft ruͤckſtaͤndigen Binfen an bas Collegiat⸗ 
flift zum heiligen Kreuz in Mainz, welche früher erledigt wurde. (8. Brot. 
v. 1829, Sess. I. $. 6. ©. 6, 
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hergeliehen. Zur Generalhypothek find fammtliche Güter und 1050. 
Gefälle des Stifts, alfo die auf beiden Rheinſeiten belegenen, 
verfchrieben. Die Forderung ift bei der Frankfurter Ausgleichungs⸗ 
commiffion angemeldet, von felbiger an Frankreich verwiefen, von 
den franzöfifchen Behörden aber nicht angenommen. 

Durdy Verwendung hoher B. V. iſt es bewirkt, Daß die 
Hälfte der Zinfen, vom 1. Suli 1816 an, vom Grfhjgl. Heſſiſchen 
Hofe salvo jure vorſchußweiſe bezahlt wird. 

Anlangend das Activs und Paffiv-Bermögensverhälmiß 
des vormaligen St. Viktorſtifts, fo enthalten die Akten Darüber 
die folgende Nachweifung: 

das ftiftifche Vermögen ift dem jährlichen Ertrage nach ans 
zumehmen für 

die rechte Rheinfeite u. - - . . 9,831 fl. 2av, fr. 
die linke Rheinfeite aber u . . . 7,524 „14 u 


überhaupt alfo zu 17,355 fl. 38%, fr 
Bon den 9,831 fl. 241/, Kr. find zugefallen 

dem Grßhzgth. Helen . » . . . 4,304 fl. 7%, ir. 
dem Hzgth. Naflau . » . 2 2. 5,316 „ 22% m 
Somtflih . .o 2 2 2 0.2... MO „5 o m 


9,831 fl. 244, Fr. 
Bon den auf der linken Rheinſeite fich befundenen 7,524 fl. 
14 fr. hingegen find nach Grßhzgl. Heflifher Angabe und beis 
gebrachter Berechnung 
a) in Rheinpreuffen gelegen gewefn . . 88 fl. — kr. 
b) von ber proviforifchen Abminiftration . 
veräußert worden . - : 2 2.2.8301 vr 13” 
c) von Objecten abhängig gewefen, die zur 
Feſtung Mainz gezogen worden . . . 95 „ 52 
1305|. 5 fr. 
und verbleiben alfo: 
für das Grßhzgth. Heffen, fodann an von 
Frankreich veräußerten und ben Kirchen 
zurücgegebenen Bermögenöobjecten . . 6,219 fl. 9 fr. 


| 7,524 fl. 14 k. 


Zum Antheil des Grßhzth. Heflen an ben ftiftifchen Res 
venuen der rechten Rheinſeite, kommen — nad, einer von Higl. 
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1030, Naſſauiſcher Seite gemachten Anzeige — noch mehrere Gefälle 
in Gaftel und Koftheim hinzu, welche, da Grßhzgth. Heflen von 
Biktorftiftifchen Gefällen in Caftel und Koftheim Nichts erhaften 
haben will und in dieſer Hinficht eine nähere Nachweifung von 
Naſſau erwartet — bei der vorfeyenden Ausgleichung der Vers 
'hältniffe in Rückſicht diefer beiden Orte zu berückſichtigen ſeyn follen. 


Hinfichtlich der auf die Averfionalmafle und, in geringem 
Betrage, auf die Kirchen von Rheinheſſen und Solme-tic, fallen 
den Schuldentheile, werden von Heflen die nöthigen Mittheilungen 
zum Zwede der Befriedigung der Neclamanten an die betreffen 
den Behörden vorbehalten. 

Die Viltorftiftifchen Capitalſchulden betragen 114,150 fl. 
Davon find, 
in Folge der früheren Mainzer Ausgleichungsverhandlungen, 
“auf die rechte Rheinfeite übernommen worden . . 54,700 fl. 
Frankreich hat durch Die Sollivet’fche Liquidation 
von diefen Schulden berihtigt . - » + 2... 90,450 ” 


Außerdem bleiben noch zu berichtigen: 
'a) ein Capitaldes Kaufmanns Kräger inMainn 1,000 » 
welches in diefem Betrage auf verficherte Objecte ber 
Iinfen Rheinfeite fallt und in fo weit von dem Frank: 
furter Außgleichungscongrefle dahin verwiefen wurde, 
wovon hier jedoch nicht weiter die Rede ift. 
b) das auf das ganze Viftorftiftifche Vermögen 
verficherte Gapital der Harich'ſchen Erben . . . . 8,000 


114,150 fl. 
ef. die Noten vom 17. März 1828 und 17. San. 1829. 


D Der vormalige Canonicus Heffemer hat ſchon im Sahre 
1817 — bie Erben des veritorbenen Bicard Dibelius zu St. Vik⸗ 
tor aber haben am 21. Mai 1829 (Num. 32, der Eingaben) 
— befchwerend angezeigt, daß die von 1803 anfangende Penfion 
dem Erjtern für dad Jahr 1805, den Letztern, deren Erblaffer 
1805 verftorben, aber günzlich Calfo feit 1802 bis zum Todes⸗ 
tage), nach Abzug einer von Naffau erhaltenen Summe von 
74 fl, retenirt werde. 

Naſſau hat fi, in Folge einer Aufforderung, in erfterer 
Hinficht ſchon 1818 im $.215 zum Protokolle erflärt; Die Grßhzgl. 
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Heſſiſche Erklaͤrung ift noch rüdfländig, ans einem beigebrachten 1080, 
Minifterialdecrete aber erfichtlich, Daß bis zur Regulierung des ftif- 
tifchen Schuldenweſens dieſe Angelegenheit auf ſich beruhen foll. 


B) Forderung an das St. Peterftift. 

Nachdem die Schulden des auf der rechten Nheinfeite ge- 
legenen Präbendvermögend des vormaligen St. Peterftiftd be- 
richtigt worden, bleiben nur noch die Schulden, weldye auf das 
Präfenzvermögen, und die, welche auf dad ganze ftiftifche 
Bermögen beider Rheinſeiten verfichert find, übrig. 

Bon diefen nun liegen Korderungen im Belfage von 20,000 fl. 
vor, von denen 4,000 fl. auf das St. Peterftiftifche Präfenzver- 
mögen, 16,000 fl. aber auf fammtliched Vermögen bed Stifts 
verfichert find. 

Zu erfteren gehört: 

1) eine Forderung der Erben der Witwe Molinari, 
nähmlich des Tobias Molinari zu Cöln und ded minderjährigen 
Enfeld der Erftern, Carl Sımon Ziegler, ded Betrags von 
2,000 fl. fammt Zinfen zu 5 Prozent, feit dem 3. October 1795. 

Dad Capital warb an diefem Tage dem Stifte mit erz 
bifchöflicher Genehmigung angeliehen und dafür die rechts⸗rheini⸗ 
ſchen Präfenz » Fruchtgefälle zur Generalhypothek verfchrieben. 
Die Neclamation wegen der Korberung warb am 17. Januar 
1821 angebradıt und felbige durch Beichluß vom 29. März 1821 
der Commiſſion zugeftellt. 

Bei dem Frankfurter Ausgleichungscongrefle ift die Forderung 
ald völlig Liquid und zur. Uebernahme der Staaten der rechten 
Rheinfeite geeignet angenommen. 

Wegen einer zweiten ähnlichen Forderung hat » - 

2) Philipp Nicolai zu Oeſtrich im Rheingau, ald Vor⸗ 
mund Klein’fcher Kinder dafelbft, am 19. Juli 1820 die Hülfe 
hoher Bundeöverfammlung in Anſpruch genommen. Die For: 
derung beträgt 2,000 FI. und ift von dem Großvater ber Pupil⸗ 
Ien, Zacharias Engelmann, dem Peterftifts-Präfenz; am 22. Sep: 
tember 1797 daburch angelichen, daß das Geld zur Abbezahlung 
eined früherhin mit erzbifchöflicher Einwilligung hergeliehenen 
Capitals verwandt if. Schulddocumente find übrigens nicht bei> 
gebradht. Die Forderung ift durch Beſchluß vom 4. September 
1820 an die Commiſſion gelangt; von dem Frankfurter Aus: 
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10530, gleichungscongreſſe ward ſelbige früher zurückgewieſen, weil 
Das zur Generalhypothek dienende ftiftifche Präfenzvermögen 
zu 4 bis %s auf dem linken Rheinufer befindlich. 

Schuldforberungen, wofür das ganze SPeterftiftifche Ver⸗ 
mögen generaliter verpfändet ift, befiten 
3) die Fatholifche Armenanftalt und das Stipendium 
. pauperum zu Franffurt am Main in der Summe von 4,000 ZI. 
mit Zinfen zu 3%, Prozent feit dem 23. September 1799. Die 
Anleihe hat urfprünglich 12,000 1. betragen und ift am 16. Des 
cember 1762 gg dem Gtifte St. Bartholomäi hiefelbit zum 
neuen Stiftökirchenbau, unter genereller Verpfandung fammtlicher 
Revenüen, mit erzbifchöflicher Genehmigung gemadıt. Die Com» 
miffion ift in der XXIL Bundestagefigung vom Jahre 1827 mit 
der Sache beauftragt worden. 
4) Die freie Stadt Frankfurt hat am 24. Sanuar 1829 
bei hoher Bundeöverfammlung angezeigt, daß von der im Obigen 
erwähnten Forderung die Summe von 2,000 FI. auf ſelbige 
gekommen wäre, und zwar 
a) wegen des an fie in Gemäßheit des S. 27. des Reichs⸗ 
deputations⸗Hauptſchluſſes gekommenen, in Frankfurt gele⸗ 
. genen St. Bartholomäusſtifts, und zwar der fogenannten 
von Frankenfteinifchen und Tarifchen Yunbation 1,300 Ft. 
nebft rüditändigen Zinfen zu 4 Prozent vom 
23. December 1801; und 
b) wegen des St. Bartjefomänspifihen Sacriſtey⸗ 


fon . . . . 700 » 
nebſt Zinſen zu 4 Prozent vom 18. December 1799, 
mit zufammen . . - » .. . 2,000 Fl. 


Durch Noten der Großhenoglich— Deſſiſchen Geſandtſchaft 
vom 15. März 1828 und 26, Juli 1829 find noch zwei hierher 
gehörige Forderungen zur Kenntniß ber Commiſſion gefommen, 
nahmlich 

5) eine Forderung der Frau von Hövel, verwittibten 
Appel, von 800 FI. nebft rüdftändigen Zinfen zu 4 Prozent. 

Die Forderung rührt her aus einer am 12. Juli 1796 
mit erzbifchöflicher Genehmigung auegeftellten, und fümmtliche 
Stiftörevenüen beider Rheinfeiten zu genereller Hypothek verficherns 
den Berfchreibung. 
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Die Forderung ift übrigens von Großherzoglich. Heffifi 
Regierung proviforifch übernommen worden. 

Die zweite diefer Korberungen hat 

6) der Handeldmann Lönnig zu Mainz, groß 2,000 Fl., 

gleichfalld aut röckſtaͤndigen Zinjen. 

Das Gapital ift am 8. Sanuar 1793 mit erzbilchöflicher 
Genehmigung angeliehen und find dafür alle Stiftögüter beider 
Nheinfeiten zum generellen Unterpfande verfchrieben worben. 


1830, 


Es ift dabei bemerft, daß die Forberung bei Großherzogs - 


lich»⸗ꝰHeſſiſcher Regierung reclamirt worden und daß beide, sub 5) 
und 6) bemerfte Forderungen bei einer definitiven Auseinanders 
ſetzung berüdfichtigt werben müßten. 

Ueber die fpeciellen Berhältniffe des vormaligen St. Peters 
ftift8 und die in obigen sub 1) — 6) bemerkten Forderungen an 
daſſelbe, find num nachfolgende Erklärungen abgegeben: 

1) von Raffau, in Noten vom 11. April 1827, 31. Auguft 
1827 und 21. Januar 1829. Der größte Theil der Veterftif- 
tifchen Präfenzrevemien habe auf der linken Rheinfeite gelegen, 


daher die auf die Nevenüen generell verhypotheeirte Forderung . 


der Klein’fchen Kinder, wenigſtens vorläufig, bis zur Feititellung 
gemeinfchaftlicher Grunbfäge, ven Seiten des Großherzogthums 
Heflen auf diefe Iinfösrheinifchen Nevenüen übernommen werden 
müfle. Durch Veräußerung foldyer Neveniten könnten die Darauf 
ruhenben Generallaften nicht erlöfchen, noch weit weniger aber 
fönnte den Befigern rechtö-rheinifcher Stiftögefälle dadurch eine 
Laft aufgelegt werden. 

Nicht der jegige, fondern ber zur Zeit der Stiftsaufhebung 
vorhandene Nevenüenbeftand,. beftimme die Verpflichtung ber 
betheifigten Regierungen. Mit der Erledigung ber Verhandlungen 
zwifchen Naffau und Großherzogthum Neffen über die auf Gaftel 
und Koftheim haftenden Schulden und Penfionen, hoffe man auch 
die Peterftiftifchen Schulden verbinden zu fünnen. 


Die Forderung der Molinarifchen Erben gehöre unter die 
zur Uebernahme auf die rechtö-cheinifchen Präfenzgefälle aners 
fannten liquiden Schulden, bad GConcurrenzverhältniß des Groß 
herzogthums Heſſen und befonderd von Sfenburg, habe nicht 
ausgemittelt werben fünnen. Heſſen habe wegen 34 FI. 50 Kr. 
Präfenzrevenien in den Gütern zu Großfrogenburg, Sfenburg 

Leonhardi, uber Austrägalverfahren. 55 
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ısso,aber wegen einer Rente von 319 FT. zu contribuiren. Naſſau 
fey übrigens geneigt, die Verzinfung der Molinarifchen Forderung 
einftweilen auf Abrechnung zu übernehmen. 

Zur Theilnahme an der Korderung der Fatholifchen Armen⸗ 
anftalt zu Franffurt und ber freien Stadt felbft, fünne Naffau 
fi nach den im Allgemeinen aufgeftellten Grundfägen nicht vers 
pflichtet fühlen. 

2) Großherzogthum Heffen äußert in den Noten vom 
14. und 15. März 1828: bad Vermögen bed Peterftiftö habe 
bei feiner Aufhebung, nach Angabe der Stiftögligder, im jähr- 
lichen Ertrage fidy belaufen: 

a) auf der rechten Nheinfeite u . . 25,566 Fl. 29 Kir. 

b) auf der Iinfen Nheinfeite u. . . 9,895 24 


Die Forderung der Molinarifchen Erben fey, nach den aufs 
geftellten Grundfägen, zur Laft der Gefälle der rechten Rheinfeite 
gehörig und als liquid anerkannt, und nicht zu den Verhandlun⸗ 
gen mit Frankreich ausgeſetzt; hätte michin laͤngſt berichtigt feyn 

-müffen. Großherzogthum Heſſen habe vor 1816 Feine rechtes 
rheinifchen Präfenzgefälle erworben, worauf Schulden zu übers 
nehmen gewefen. Es müſſe erwartet werben, baß Herzoglich⸗ 
Naſſauiſcher Seitd dergleichen Präfenzgefälle in ben fchon vor 
1816 bejeflenen ©ebietötheilen de Großherzogthums, auf weldhe 
keine Präbendfchulden übernommen worden, nachgewiefen würden. 

Was die Nicolaifche Forderung anlange, fo wären nirgends 
Grundſaͤtze aufgeftellt, woraus man die Verbindlichkeit Heffens, 
die proviforifche Befriedigung zu übernehmen, herleiten koͤnne; 
auch in Hinficht bed Beſitzes Peterftiftifcher Präfenzgüter ſey 
Heffen dazu nicht verpflichtet. 

Die Einfünfte.der an Naffau gefommenen Präfenzgefälle 
wären angegeben zu 2,827 3. 4 Kr., und die Präbendges 
fälle, einfchließlich der in Caſtel und Koſtheim befindlichen, zu 
5,626 Fl. 16 Kr. 

Die Einkünfte im Großherzogthume Heſſen an Präbendges 
fällen hätten die Stiftöglieder zu 7,873 FI. 9 Kr. und die Iſen⸗ 
burgifchen und Schönbornfchen zu 3,710 $1. 50 Kr. angegeben. 
Nach den neueften Nachforfchungen über die Präfenzgefälle auf 
der linken Nheinfeite, hätte das Stift bei_ deffen Aufhebung, 
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inchgsive der Kabrif, an jährlicdyen Revenüen gehabt. 9,895 FL. 1030, 


29 Kr., hiervon fallen 
1) auf Rheinpreuffen -. - - © 2 2... 195%. 24 Kr. 
(05 diefe veräußert worden, fey unbes 
kannt.) 
2) in Rheinheſſen wären 
a) von Frankreich veräußert . . . 8,348 » 12 
Chierunter 3,100 Fl. 8. Kr. Praͤ⸗ 
fenzgefälle. ) 
b) von der proviforifhen Verwaltung 
unter Defterreidh und Bayern in 
den Sahren von 1814 — 1816 
ſeyen veräußert . . . ..299 „ 30 
Chierunter 262 FT. Prafenz) 
c) zur Feſtung Mainz gezogen 5 Mor⸗ 
gen Weinberge, ded Betrag von 20 » 53 
d) ungiebig geworden an Präſenz⸗ 
gefälen . © 2 2 2 2 00. 37 un 53 ⸗ 
endlich 
e) noch rentbar . . 489» 2 
(worunter 100 FI. 30 ar. Pra⸗ 
fenzgefälle.) 
Es dürfte nun 
1) derjenige Theil der Nicolaifchen und anderer, nach gleis 
chen Grundfägen zu beurtheilenden Korberungen, welcher, nadı 
dem Berhältniffe bes bei Aufhebung des Stiftö vorhandenen Präs 
fenzvermögend, der Iinfen Rheinfeite zur Laft fällt — (und zwar 
hinſichtlich des Capitals, in fo weit baffelbe von Frankreich ver 
äußert worben, und hinfichtlich ber Zinfen von ber ganzen auf 
die linke Rheinfeite fallenden Rate des Capitals bis zum 22. Des 
cember 1813, von da an aber nur nad) Berhältniß bes von 
Frankreich verkußerten Vermögens) — in Gemäßheit abgefchloffes 
ner Verträge, zwiſchen ben Neclamanten und ihrer Landesregie⸗ 
rung, welche die Averfionalfumme für bie Unterthanen erhalten, 
in Erledigung zu bringen feyn. 
2) Die auf der Tinten Nheinfeite beftandenen proviſoriſchen 
Regierungen von Defterreich und Bayern hätten hinfichtlich der 
Zinfen, im Verhaͤltniſſe bed ganzen von Frankreich nicht veräußers 
55 * 
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- ısso,ten Vermögens bis zur Beſitznahme der gegenwärtigen Regierun⸗ 
gen, und für dad Capital im Berhältniffe des von ihnen vers 
äußerten Vermögens einzuftehen. 

3) Bon dem Eintritte der jebigen Regierungen an, hätten 
felbige die Zinfen des, nad) Verhältniß des auf fie übergegangenen 
Präfenzvermögend, ihnen zur Laft fallenden Capitaltheild zu 
übernehmen; 

4) ber Deutiche Bund habe die auf das sur Bundesfeſtung 
Mainz gezogene Vermögen fallenden Schuldentheile von 1814 an 
zu übernehmen; endlich hätten 

5) auf der rechten Rheinfeite Diejenigen Regierungen, welche 
Präfenzgefälle erhalten, nad) dem Berhältniffe berfelben, ebenfalls 
einen Theil des Capitald und der rüdftändigen Zinfen zu tragen. 

Bei der urſprünglichen Forderung ded St. Bartholomaͤus⸗ 
ſtifts — sub 3) und 4) — in fo weit felbige der linken Nheinfeite 
zur Laft falle, wären die Berträge von 1814, 1815 und 1818, 
fo wie der Paragraph 37. des Reich&beputationd » Hauptfchluffes 
in Betrachtung zu ziehen, wonach diefe Forderung in fo weit 
als erlofchen und verfallen anzufehen wäre. Die auf Gaftel und 
Koftheim fallende Schuldrate anlangend, fo fey alles Peterftiftifche 
Vermögen, bevor die Drte an bad Großherzogthum Heffen ges 
fommen, veräußert worden, mithin fünne Letzteres nach beftehens 
den Verträgen nicht verhaftet feyn. 

Megen ber auf die übrigen, im Gebiete ber rechten Rheins 
feite dem Großherzogthume angefallenen Stiftögefälle haftenden 
Rate fey man bereit, zu einer Auseinanderfeßung mitzuwirken. 

3) Bayern erklärt in ber Note vom 30. März 1829, 
daß von den Gefällen des aufgelösten St. Peterftiftd in Mainz nur 
2 Scheffel 3 Meten 1 Sechter Korn und 1 F1. 31 Kr. Geldzins 
in Dettingen, ſodann 1 Scheffel 4 Metzen 3 Viertel 3 Sech⸗ 
ter Kom, dann A Metzen 3 Biertel 3%, Sechter Haber und 
2 5. 4. Sr. Geldzins in Großwelzheim, im Königlichen 
Rentamtsbezirke Afchaffenburg, an die Krone Bayern gefommen 
feyen, und daß von ben Gefällen in Dettingen ber ehemalige 
Capitular, geiftliche Rath von Scheibel, noch ein Sechstheil 
zu beziehen habe. 

4) Kurheſſen Außert in ber Note vom 24. März 1829: 
auf die fonftigen Kurmainzifchen, nachher Großherzoglich⸗Heſſi⸗ 
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fchen, jetzt aber Kurheſſiſchen Dörfer Großſaulheim, Großkrotzen⸗ 1080. 


burg und Oberrodenbach hafteten einige Intraden des vormaligen 
St. Peterſtifts, welche aber, nach Art. 5. des Staatsvertrags 
vom 29. Juli 1816, dem Großherzogthume Heſſen zur Laſt ge⸗ 
blieben und von demſelben ausdrüdlich übernommen wären. 

In den zur Entfhädigung an Kurheſſen gekommenen vors 
mald Mainzifchen Aemtern Frislar, Amöneburg und Reuftadt, 
müßten einige, jedoch fehr unbedeutende, Gegenftände diefer Art, 
befindlich feyn, weil zu der dem Propft Häfelin zu zahlenden 
Penfion von jährlich 360 FL. Kurheflen 13 FI. 56 Kr. beis 
zutragen habe. 

Nach einer beigebrachten Vertheilung, haben von ben Zins 
fen der bei dem Kurſtaate Mainz angelegten, nun erlofchenen 
Kammercapitalien der geiftlichen Stifter, nad; dem Verhältniß 
der Kammergefälle, zur Penfion des Propftes Häfelin — neben 
Großherzogthum Heffen und Naſſau — noch mehrere mediatifirte 
Fürften in den Königlich Bayerifchen, Königlic; » Würtember- 
gifchen, Großherzoglich⸗Badiſchen, Kurheffiichen und Großherzog- 
lich⸗Heſſiſchen Landen alljährlich, zum Theil fehr geringe, Beis 
träge zu leiften. 

Endlich ift N 

5) von Seiten ded Großherzogthumsd Baden, fo wie auch 
von Seiten der freien Stabt Frankfurt angezeigt, daß beide 
Staaten feine Güter und Gefälle befiten, welche vor dem Jahre 
1803 dem Gollegiatitifte St. Peter zu Mainz zugeftanden. 


Aus dem biefem Vortrage beigefügten Gutachten ©. 493, 1830, 


u. flgde. geht hervor, daß, nachdem die Bergleichdimterhandlungen 
zu feinem Refultate geführt, die Commiffion ihre Aufgabe, diefen 
Gegenftand mittelft direfter Verhandlungen zur Erledigung zu 
bringen, für erfchöpft halte; daher fie ©. 496. u. flgbe. einen 
Antrag ftellt, der, ©. 497. u. flgde. zum Beichluß erhoben, alfo 
lautet: 

»1) Die Gefandtfchaften pon Oeſterreich, Preuflen 
und Bayern werden erfucht, über die, nadı Anzeige 
der Großherzoglid » Heflifchen Bundestagsgeſandtſchaft, an 
ihre allerhöchften Regierungen gelommenen, oder wähs 
rend der proviforifchen Verwaltung in ben Sahren 1814 
bis 1816 veräußerten Revenüen ber vormaligen Mainzer 


1480, 


1830, 
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St. Biltors und St. PetersStifter — fo wie über die 
eventuelle Theilnahme an dem nach Art. XXX. ber Wies 
ner Schlußafte zur rechtlichen Entfcheidung der Borfrage 
einzuleitenden Verfahren, binnen ſechs Wochen die Erklä- 


rungen beizubringen. 


2) Die Oefandten aller bei der Sache betheiligten 
Megierungen werben erfucht, fich binnen gleicher Frift, 
wegen Bertretung ihrer babei etwa intereflirten Mediatiſir⸗ 


ten, zu erflären. 


3) Der Gefandte der freien Stadt Frankfurt wird 
erfucht, darüber: ob Lebtere fich, zur Beförberung der 
Sache, wegen ihrer eigenen Forderung, diejenigen Anord⸗ 
nungen und Entfcheidungen gefallen Iafjen wolle, welche 
für die in gleicher Cathegorie befindlichen Anfprüche des 
Stipendii pauperum in Anwendung fommen würden? bie 
Erklärung binnen gleicher ſechswöchiger Frift beizubringen. 

„4) Die Gefandtichaften, welche es betrifft, werden 
erfüscht, zu bewirfen, daß die noch rüdftändigen Erfläruns 
gen mehrerer bei den Wormfer Stiftern activ und paſſiv 
betheiligten Regierungen, in Gemäßheit bed in der XV. vor⸗ 
jährigen Sikung $. 91. gefaßten, in der XXVI Sitzung 
8. 169. erneuerten Befchluffes, baldigft nachgebracht werben 


möchten; auch werben insbefondere 


„5) — — — — — — — — — 


„6) die Geſuche einiger Penſionirten des St. Viktor⸗ 
ſtiſts, wegen Auszahlung älterer Penſionsrückſtände, bie 
zur Regulirung der St. Peterſtiftiſchen Schuldenange⸗ 
legenheit überhaupt, auf ſich zu beruhen haben, und die 
Reclamanten, wenn ſie ſich weiter melden, mit dieſem 


Beſchluſſe bekannt zu machen ſeyn⸗ 


Sn Folge dieſes Befchluffes gingen hinfichtlich der Mainzer 
Stifter noch in bemjelben, Jahre folgende Erlärungen ein: von 
Frankfurt, Sess. XX. S. 157. ©. 835; von Grßhzgth. Heflen, 
wegen Bertretung ber Mlebiatifirten vor dan Austrägalgerichte, 
Sess. XXL $. 183. ©. 6255 .von Defterreich, Seas. XXII. 
$. 172: ©. 6445 von Bayern, Sess. XXXVI. $. 278. ©. 1177. 


und Sess. XL. $. 306. ©. 1303; 
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wegen ber Wormfer Stifter von Preuffen, unter Vorlage 1030. 
mehrerer das St. Martinftift zu Worms und Boppard betref- 
fenden Aftenftüde, Sess. XX. $. 156. ©. 883. und Beil. L—-IV. 
©. 604.—619; von Deiterreich, Sess.XXIL $. 172. ©. 648. und 
von Bayern, Sess. XXXVL $. 278. ©. 1178. 


Im Sahre 1834 gab Baden, in Beziehung auf die Mainzer 1821. 
Stifter St. Viktor und St. Peter, Sess, IL F. 14. ©. 23. eine 
Erklaͤrung ab, inöbefondere wegen ber Beiträge ber Badenfchen 
Standesherrfchaften zu der Penfion des Probfted des ehemaligen 
St. Peterftiftes, von Häfelin; deßgleichen Kurheffen, fich als nicht 
bei diefer Sache betheiligt betrachtend, Sess. IX. $. 72. ©. 264. 


Einen abermaligen ausführlicdyen Vortrag über den Stand 
der ganzen Sache erftattete der Grßhzgl. Medlenburgifche Ges 
fandte, Namens der Commiſſion, Sess. XL. $. 288. ©, 921.— 944. 1031. 
und zwar indbefondere 

1) in Beziehung auf die Wormfer Stifter St. Martin, 
St. Paul und U. 8. Frau, und namentlich der Forderungen 
der Wittwe Trautwein und bed Bürgerd Menger zu Worms im 
Betrage von 24,000 fl. Capital und 21,160 fl. bis 1821 berech⸗ 
neter Zinfen an diefe Stifte, fo wie überhaupt über die endliche 
Erledigung diefer Schuldenfache, (Siehe Brot. S.921.—929.) und 

2) über die Auseinanderfegung und Ausgleichung ded Schul: 
. ders und Penſionsweſens der Mainzer Stifter St. Viktor und 
St. Peter, namentlich ber Forderungen ber Erben des Stadt 
vogts Harich zu Bifchoföheim von 8000 fl. Capital an das St. 
Biktorftift, dann folgender Forderungen an dad St. Peterſtift: 
ded Nicolai, Namend der Klein’fchen Kinder zu Deftrich, von 
2000 fl. ; der Erben der Wittwe Molinari zu Göln, von 2000f.; 
der Tatholifchen Armenanftalt und des Stipendii pauperum von 
4000 fl.; der Stadt Frankfurt von 2000 fl.; der Frau von Hövel 
von 8000 fl.; des Hanbelömannd Lönnig von 2000 fl.; in Summa 
von 20,000 fl. excl. der Zinfen. ©. 929.—939. 

Diefer achtzehn Foliofeiten. des Protofolled einnehmenbe, ganz 
ins Detail gehende Vortrag geftattet weder Auszug, noch Abdrud 
in extenso: wir müffen baher ben keſer lediglich auf das Proto⸗ 
koll ſelbſt verweiſen. 


872 Abth.II, Abſch.3, F. 12, B. — Mainz.u,Wormf. 


1831, 


Das Gutachten zu diefem Bortrage, S. 939.— 941. geht dahin, 
daß im Intereſſe der Neclamanten, wie der betheiligten Staaterr, 


von ferneren Bergleichöverfuchen zu abftrahiren, und das Aus 
trägalverfahren nach Artikel XXX. einzuleiten ſey, wonach Die 
Eommiffion (S. 941.— 944.) Anträge ftellt, welche wir weiter 
unten abdruden laffen, weil ſie, i. J. 1832, (Sess. XI. $. 111. 
©. 485. u. flgde.) zum Befchluß erhoben, dem Sachverlaufe nach 


"483%, 


auch da erft eine Stelle erhalten können. 
In Beziehung aber auf das erwähnte Gutachten warb ©. 944. 


folgender Beſchluß gefaßt: 


„Da die Schuldfordberungen mehrerer Gläubiger an vers 
malige geiftliche Stifter zu Wormd und Mainz aus dene 
Grunde nicht befriedigt werben fünnen, weil die Verpflich⸗ 
tung, denfelben Genüge zu leiſten, zwiſchen mehreren 
Bundesregierungen ſtreitig geworden, ſo iſt — beim 
Mangel einer gütlichen Vereinbarung — nach Anleitung 
des Artifel XXX. der W, Schl. 4. die rechtliche Ents 
ſcheidung der Vorfrage durch eine AnsträgalsInftanz zu 
veranlaffen. 

„Die betheiligten Regierungen merben fich binnen ſechs 
Wochen über ein Compromiß oder über das zu wählende 
Austrägalgericht vereinigen und des Bunbeöverfammlung 
davon die Anzeige machen.» 


Im Sahre 1832, Sess. XH. $. 111. ©. 488. erflärte Baden, 
daß es bereit fey, an dem Aueträgalverfahren Theil zu nehmen; 
und als fich zugleich fammtliche Gefandtfchaften ber betheis 
ligten und in Anfpruch genommenen Regierungen hierauf in ber 
Wahl des Dberapp. Gerichts zu Jena als Austrägalgerichtöhof 
in bdiefer Angelegenheit vereinigt hatten, wurde in derfelben 
Sitzung befchloffen: 


„Nachdem die Frage wegen Befriedigung der Schulds 
forderungen verfchiedener bei hoher Bundesverfammlung 
als Reclamanten aufgetretenen Gläubiger an vormalige 
Stifter zu Worms und Mainz zwifchen mehreren Bundes⸗ 
regierungen flreitig geworben, und Die deßhalb eingeleiteten 
Bermittlungsverhanblungen keinen Erfolg gehabt, mithin 
die rechtliche Entfcheidung der Borfrage nach Art. XXX. 
der W. Schl. A. durch eine Austrägal⸗Inſtanz zu ver 


\ 
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anlaffen ift, auch die betreffenden Regierungen ſich über 1002. 
ein Eompromiß nicht vereinigt haben; fo hat das zum Aus- 
‚ trägalgerichte erwählte gemeinfchaftliche Oberapp. Gericht 
‘der Großherzoglich⸗ und Herzogliche Sächfifchen Häufer zu 
Sena die Krage: von welchen Staaten und in weldem 
Verhältniffe die fraglichen Schulden mit Zinfen zu ver 
treten ſeyen? rechtlidy zu entfcheiben. 

„Das einzuleitende gerichtliche Verfahren wird flatt 
haben, 


rüdfichtlid) der Schuldfordberungen an mehs 
rere vormalige geiftliche Stifter zu Worme: 


41) zwifchen den Regierungen von Defterreich, Preuſ⸗ 
fen, Bayern und Großherzogthum Heften, 
ald Betheiligten wegen der auf der linken Rheinfeite 
gelegenen Bermögenstheile ded vormaligen St. Mars 
tinftifts, einer Seit, und den Regierungen von - 
Baden und Raffau, ald Betheiligten wegen dieſſei⸗ 
tiger VBermögenstheile, anderer Seitd, über die Frage: 
ob die Staaten ber linfen ober ber rechten Aheinfeite, 
und in welchem Verhältniffe fie gegen einander und 
unter fich, bie auf das St. Martinftift haftenden 
Forderungen der Wittwe Trautwein und bes 
Bürgers Menger zu Worms von 14,000 Gulden 
Capital mit rüdftändigen Zinfen zu vertreten haben? 

2) zwifchen den Regierungen von Defterreich und 
Bayern, ald Betheiligten wegen Iintösrheinifcher 
Dermögendtheile des St. Paulftiftes, einer Seite, 
und der Regierung von Großherzogthum Heffen, 
ald Betheiligte wegen ftiftifcher Vermögenstheile auf 
beiden Rheinfeiten, anderer Seitd, über die Frage: 

« ob und in welchem Berhältniffe, neben Großherzogthum 
Heflen, auch die beiden erftern Staaten die auf das 
St. Paulſtift haftende Korberung der Wittwe Trauts 
wein von*5000 Gulden nebft Zinfen mit zu vertreten 
haben ? 
und endlich 

3) zwifchen ber Regierung von Bay ern, als Betheiligte 

wegen Iinköscheinifcher Bermögenstheile bed Lie b⸗ 
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1838, frauenftiftö, einer Seit, und ber Regierung von 
Großherzogthum Heffen, als Betheiligte wegen 
fiftifcher Vermoͤgenstheile auf beiden Rheinſeiten, 
anderer Seits, über diefelbe Krage: ob und in weldyem 
Berhältniffe, neben Großherzogthum Heffen, auch Die 
Krone Bayern die Forderung bed Bürgers Menger 
von 5000 Gulden cum usuris an daß Liebfrauenftift 
mit zu. vertreten habe ? 


„Das anzuordnende Ansträgalverfahren wird ferner eintreten, 


B, rüdfichtlid der Schuldforderungen an mehrere 
vormalige geiftlidhe Stifter zu Mainz: 


1) zwifchen den Regierungen von Defterreicd, Preufs 
fen, Bayern und Großherzogthum Heffen, als 
Betheiligten wegen der auf ber Linken Rheinſeite 
befindlichen Bermögenstheile bes vormaligen St. Vic 
torftifts, einer Seitd, und der Regierung von Naſſau, 

als Betheiligte wegen Ddieffeitiger Bermögenstheile, 
anderer Seits, zur Entfcheibung der Frage: ob die 
Staaten ber Iinfen oder der rechten Rheinſeite, und 
in welchem Berhältniffe fie gegen einander und unter 
fi, Die auf das St. Victorftift haftende Forderung 
der Erben des Stadtvogts Harich zu Biſchofsheim 
von 8000 Gulden nebft Zinfen zu vertreten haben? 


zwifchen eben denfelben Regierungen von Defterreid,, 
Preuffen, Bayern und Großherzogthum Heffen, 
als Betheiligten wegen der auf der linken Rheinſeite 
belegenen Bermögenstheile des vormaligen St. Peters 
ftifte, einer Seite, und der Regierung von Naffau, 
als Betheiligte wegen bieffeitiger ftiftiicher Bermögend- 
theile, anderer Seits, zur Entſcheidung derſelben 
Frage, wegen Vertretung der auf das St. Peterftift 
haftenden Korderungen ded Nicolai, ald Vormunds 
der Klein’fchen Erben zu Oeſtrich, 

von... 2.2000 Gulden, 
der fatholifchen Armenanfalt 

und des ‚Stipendii pauperum zu 

Frankfurt vn . 2 2 2 0. 4000 Gulden, 


2 
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der freien Stadt Frauffurt vone 2000 Gulden, 1855, 


der Frau von Hövel, geb. von 
. Apel, zu Win von . . . . 8000 Gulden, 
des Handelsmanns Lönnig zu Mainz 


VOR. 2 2 0 2 ee"... 2000 Gulden, 
ſo wie ber Zinfen auf fammtlichen Poften. 
Endlich 


3) zwifchen ber Regierung von Großherzogthum Heffen, 
einer Seitd, und der Regierung ded Herzogthums 
Raffau, anderer Seits, darüber: ob und in welchem 
Berhältniffe, neben Naffau, auch Großherzogthum 
Heffen die auf die St Peterftiftifchen Präfenz Frucht 
gefälle der rechten Rheinfeite fpeciell verhypothecirte 
Forderung der Molinari’fchen Erben zu Mainz 
von 2000 Gulden mit Zinfen zu vertreten ſchuldig fey? 


„Es find num 


I, die Verhandlungen wegen Schuldforderungen an 
Wormfer Stifter von denen wegen Forderungen an 
Mainzer Stifter völlig zu trennen und befondere Ber: 
fahren einzuleiten; 

II. der freien Stadt Franffurt bleibt es überlaffen ‚be 
der die Borfrage enticheidenden Austrägal- Inftanz 
die Rechte wegen beren eigenen Forderung an das 
vormalige St. Peterftift zu Mainz näher auszuführen. 

I. Wegen etwaiger Vertretung ber bei ben Schulden 
ber vormaligen geiftlichen Stifter zu Main; betheiligten 
Fürſtlichen Haäuſer von Solms⸗Lich und Iſen⸗ 
burg durch die Großherzoglich⸗Heſſiſche Regierung, 
deren Souverainetaͤt fie unterworfen find, fo wie 
wegen Vertretung anderer: Mediatifirten, bleibt 
Das Weitere bis zur erfolgten gerichtlichen Entfcheidung 
der Vorfrage ausgeſetzt; bis zu demſelben Zeitpunfte 
ift auch hinfichtlich der zur Bundes feſtung Mainz 
gezogenen Vermögensobiecte des St. Bictorftifts das 
Weitere vorzubehalten und deren eventueller Antheil 
demnächſt ald Schuld der Feſtung zu Fiquibiren und 
darüber ein Bundeöbefchluß zu veranlaſſen. 
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1032, IV. Dew&efandte der Großherzoglich⸗ und Herzoglich⸗ 
Sädfifchen Häufer wird erfucht, ber betreffenden 
höchften Regierung hiervon Anzeige zu machen, damit 
der genannte oberfte Gerichtähof als Austrägals 
Inſtanz in dieſer Streitſache, in Gemäßheit Der 
Bundes und Wiener Schluß Alte, dann der Be 
ſchlüſſe vom 16. Juni 1817, 3. Auguft 1820 und 
19. Juni 1823, im Namen der Bundesverfammlung 
erfenne. 

„Zu diefem Ende werden 

V. die fowohl bei der hohen Bundesverfanmlung, als 
bei der Vermittlungscommiſſion gepflogenen Berhands 
lungen, unter Anfügung ded gegenwärtigen und bes 
Beichluffed vom 24. November 1831, dem Gefandten 
der Großherzoglich s und Herzoglich⸗Sächſiſchen 
Häufer zur Beförderung an dad ermwählte Aus⸗ 
trägalgericht zugeftellt. « 

Die Anzeige des Grßhzgl. und Hzgl. Sächſiſchen Gefandten, 
wegen erfolgter Meberfendung der Akten an die Sachſen⸗Weimariſche 
Regierung, und von bdiefer an das Oberapp. Gericht in Jena, 
erfolgte Sess. XVII. $. 159. ©. 660, 

1832, Noch in bemfelben Fahre machte derfelbe Gefandte, Sess. XXIL 

$. 215. ©. 870. bie Anfrage: 

nach welcher Prozeßordnung bad Oberapp. Gericht zu 
Jena hier entfcheiden folle, da es als Großherzoglich⸗ und 
Herzoglich- Sächfifches, fo wie Fürftlich + Reuffifched Ges 
fammt-Öberapp. Gericht fich in allen an baffelbe gelangenben 
Rechtöanggjegenheiten lediglich nach der Progeßorbnung 
besjenigen“ Landesgebiets zu richten habe, aus weldyem 
jene an daflelbe kommen? 

Auf die Erklärung der betheiligten Geſandtſchaften wurde 
hierauf S. 871. beſchloſſen: 

„daß das Oberapp. Gericht zu Jena in feiner Eigenſchaft 
als oberfter Gerichtähof des Großherzogthums Sadjiens 
Meimar zum Ausdträgalgerichte gewählt worden fey, und 
nady ber im Großherzogthume geltenden Prozeßordnung 
zu verfahren habe.“ 

Ferner machten noch Preuffen und Großherzogthum Heffen 
Sess. XXXIX. $. 440. ©, 1361. die Anzeige, daß die Preuffilche 
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Regierung durch Die Großherzoglics Heffiiche bei dem Austrägals 1832. 
gerichte zu Jena vertreten werbe, wonon bem Oberapp. Gerichte 
in Jena auf geeignetem Wege Mittheilung zu machen beſchloſſen 
ward. 

Im folgenden Jahre erflattete zunächft der Königl. Bayerifche 1523. 
Gefandte, Ramend der Reclamationd -Commiffion, Sess. XLIII. 
$. 453. ©, 949. Vortrag über ein abermaliged Gefuch des Philipp 
Nicolai, Namens der Klein’fchen Kinder wegen ber Forderung 
an das St. Peterftift zu Mainz von 2000 fl. (Nro. 36. des 
Einr. Brot.) worauf befchloffen ward: 

ubie Großherzoglich- und Herzoglich⸗Säaͤchſiſche Gefandtfchaft 
werde erfucht, über den gegenwärtigen Stand der bem 
Oberapp. Gerichte zu Sena zur austrägalgerichtlichen Ents 
fcheidung zugewiefenen Angelegenheit bei diefem Gerichte 
Erfundigung einzuziehen und der Bundeöverfammlung das 
Refultat zur Kenntniß zu bringen.“ 

Diefem Anſuchen entfpricht biefer erfuchte Gefandte Sess. XLVII. 

$. 493. ©. 1038. 

Im Betreff eined Erinnerungsgefuchd ber Erben des Stadt: 
vogts Harich wegen ber Forderung an bad St. Victorftift zu Mainz, 
(Einr. Brot. Nro. 38.) ift zu vergleichen Prot. 1833. Sess. XLIX. 
$. 516. md 517. ©. 1094. 


Sm Sahre 1834, Sess. XXVI. $. 333. ©. 672. u. flgde. 1224. 
machte die Grßhzgl. Heffiiche Gefandrichaft S. 673. Nro. 3. hoher 
B. V. Die Anzeige, daß Se. Königl. Hoheit der Grßhzg., in 
Folge eined zwifchen Atlerhöchftihnen und Se. Hzgl. Durchlaucht 
dem Hg. von Naſſau zu Stande gekommenen Vergleiche, den 
vor dem Grßhzgl. und Hzgl. Sächfifchen Gefammt-Öberapp. Gerichte 
in Sena, wegen mehrerer Schulöforderungen an die vormaligen 
Eollegiatitifter St. Victor und St. Peter zu Mainz und St. Martin 
zu Worms, auhängigen Austrägalprozeß gegen Se. Hzgl. Durchl. 
nicht fortführen Iaffen, vielmehr nöthigenfalld das Hzgth. Naflau 
dabei, gegen gewiffe von bemfelben eventuell übernommene Leis 
ftungen, ohne deflen weitere Belaftung vertreten werben. 

Auf die ebendafelbit erfolgte Beftätigung von Naſſau, vereinigte 
fich die B. V. zur Wahl einer befondern Commiſſion zur Beguts 
achtung diefer Anzeige; worauf. S. 674. befchloffen warb: 


1834, 


1834 
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„Die aus den Geſandten von Baden, Hoffteinstauenburg 
und Mecklenburg beitehenbe Eommiffion wird erjucht, aus 
Anlaß der Namens bes Großherzogthums Heilen gemachten, 
und von der HerzoglichRaffauifchen Gefandtichaft beftätigterz - 
Anzeige, ein Gutachten darüber zu erftatten, was hierauf 
von der Bundesverſammlung zu beſchlieſſen fey.« 


Noch bevor die Commiſſion dies Gutachten eritattete, Tegte 
Präfibium, Sess. XXX. $. 379, ©. 791. der B. V. einen Bericht 
des Oberapp. Gerichts zu Sena vom 12. Suni d. 3. vor, in 
welchem biefed Lebtere über den Stand der Sache und die Urſache 
der bisherigen Verzögerung berichtet. 


Den oben (Prot. ©. 674.) erbetenen gutachtlichen Bortrag 
erftattete der Grßhzgl. Mecklenburgiſche Gefandte, Ramend ber 
dazu eigends ernannten Gommiffion, Sess. XXXI. $. 409. ©. 817. 
u. flgde. und auf deffen Antrag ward ©. 822. dur Stimmens 
mehrheit (sab 3.) befchloffen: 


„daß die Großherzoglich⸗Sachſen⸗Weimariſche Gefandts 
fchaft erfucht werde, die Einleitung zu treffen, daß bad 
Oberapp. Gericht zu Jena Kenntniß von den Erflärungen 
der höchften Regierungen von Großherzogthum Heffen und 
Herzogthum Naffau erhalte, damit daſſelbe gleichmäßig 
bei den audträgalgerichtlichen Verhandlungen Rückſicht auf 
diefe Anzeigen nehme. « 


In demfelben Sahre erftattete auch der Königlich» Bayerifche 
Gefandte, Namens der Reclamationd-Commiffion, Sess. XXXV. 


$.474.©.886,.(890.) Bortrag über ein erneuerte® Gefuch ded Nicolai 
zu Oeſtrich, ald Bormund der Klein’fcheu Kinder, um Rüdzahlung 
dee dem St. Peterftift bdargeliehenen Capitald und Zinfen 
( Nro 30. d. Einr. Brot.) worauf ebendafeldft befchloffen wurbe, 
bad Audträgalgeruht auf geeignetem Wege um Aufichluß über 
ben jeßigen Stand diefer Sache zu erfuchen. 


Diefem entfprach dad Austrägalgericht in einem Berichte 


vom 16. Det. d. J., von welchem Praſidium, Ses. XXXVIIL 
$. 532. ©. 960. ber 3. V. Kenntniß giebt; worauf in Kolge eines 
vom Königl. Säcdjfifchen Gefandten, als. Referenten der Reclamas 
tions⸗Commiſſion, Sess. XUIII. $. 608. ©. 1064. erflatteten Bors 
trage, ©. 1065. befchloffen warb: 
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»Dem Philipp Nicolai zu Oeſtrich, ald Vormund der ıss«. 
Klein’fhen Kinder, wird eröffnet, daß berfelbe nunmehr, 
nachbem die Großherzoglic, » Heflifcye Regierung durch 
Vergleich den Antheil des Herzogtums Naffau an der 
Forderung feiner Mündel zu vertreten übernommen habe, 
deren Befriedigung, foweit folche nicht von andern dießfalls 
noch im Austrägalftreite begriffenen Gliedern bes Deutfchen 
Bundes mitzuleiften fey, bei genannter Großherzoglicher 
Regierung nachzufuchen habe. « 


N 


Schließlich legt im Jahre 1835 Präftidium, Sess. VL$.68.©.106. 1035, 
einen von dem Austrägalgerichte am 23. San. d. 3. erftatteten 
Bericht der B. V. vor, mit der Anzeige, daß, zufolge eingegangener 
Erklärungen der Anwälte von Grßhzgth. Heflen, auch Namens 
ber Krone Preuffen, dann der Krone Bayern und des Hzgth. 
Naflau, ſich die Austrägalftreitigkeit rückichtlich der Theilnahme 
an Schuldentilgung ded vormaligen Gollegiatftiftd Et. Peter in 
Mainz theild durch Vergleich, theild Durch Verzichtleiftung erledigt; 
ferner, daß das Austrägalgericht die darauf bezüglichen Aften 
remittirt habe, welche ind Bundesarchiv zu hinterlegen befchloffen 
wurde, fo wie auch, daß bie Sommillion aufgefordert werde, fidy 
über diefen Gegenftand gutachtlich zu äußern. 

Letzterem entfprach bie in der XXVI. Situng bed Jahres 1834 
erwählte Sommiffion in einem Bortrage ded Grßhzgl. Mecklen⸗ 
burgifchen Gefandten, Sess. IX. $. 112. ©. 229., in welchem, 
nach gutachtlicher Beleuchtung dieſes Gegenftanded, Neferent 
Anträge ftellt, welche auch ©. 231. zu folgendem Befchiuffe erhoben 
wurden: 

„1) Der freien Stadt Frankfurt ift zu eröffnen, daß diefer 

NRechtöftreit, wegen Bertretung ber auf das vormalige 
St. Peterftift zu Mainz haftenden Korderungen, durch 
Vergleich beendigt ſey, und daß danadı die Großherzoglichs 
Heffifche Regierung das Herzugthum Naſſau auch wegen 
ber Forderungen der Fatholifchen Armenanftalt und des 
Stipendii pauperum für $ranffurt, und jener der freien 
Stadt Frankfurt felbft, zu vertreten übernommen habe. 

„2) Gleiche Mittheilung ift an Frau v. Hövel, geborne 

von Apel zu Wien, und an den Handelömann Lönnig 
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zu Mainz, im Betreff deren Forderungen von resp. 8000 Fl. 

und 2000 SI. zu machen, und die Großherzoglich» Heflifche 
Geſandtſchaft — die felbige angemeldet hat, — ift zu er⸗ 
fuchen, diefe Mittheilung zur Kenntniß der gedachten Gres 
bitoren zu bringen. 

„3) Endlich aber ift die Großherzoglich- Sachſen⸗Weimariſche 
Gefandtichaft zu erfuchen, durch Verwendung bei deren 
höchften Regierung ed zu erwirfen, daß das erwählte Aus⸗ 
trägalgericht anzeige, ob auch der Rechtöftreit, wegen Vers 
tretung ber gleichfalls auf das St. Peterftift haftenden 
Forderungen ded Nicolai, ald Vormund ber Klein’fchen 
Erben zu Oeſtrich, von 2000 FI. und der Molinarifchen 
Erben zu Mainz von 2000 FI. erledigt fey? da in den 
mittelft Berichtd des Gericht vom 23. Januar d. 9. ein⸗ 
gefandten Akten dieſer Forderungen Feine Erwähnung 
geſchehen ift.« 

In Hinficht dieſes dritten Punkts legt Pruſſdium Sess. XIII. 
$. 152. ©. 278. u. flgde. einen Bericht des Austrägalgerichtd 
zu Jena vom 19. März vor, worin die befohlene Ausfunft, fo 
weit ed nach dem Inhalte der Akten thunlich, ertheilt wird. 


Einen weiteren Bericht beffelben vom 9. Juli überr'rbt 


1835 ‚Präfidium der B. V. Sess. XXI. $. 338. ©. 681. in dem dad 


Oberapp. Gericht zu Jena Auskunft giebt, fowohl über ben 


. Stand diefer Sache, ald auch der dermalen nur allein noch zur 


Entfcheidung ausgeſetzten Streitigkeiten, naͤhmlich 

1) gegen die Krone Bayern, wegen Beitragspflicht zur 
Tilgung der Schulden des vormaligen Gollegiatftiftö „zu unferer 
lieben Frau« in ber Vorſtadt Worms; 

2) gegen dieſelbe Beklagte, wegen Berbindlichleit, die 
Schulden des ehemaligen Collegiatſtifts St. Paul in 
Worms mit zu berichten, 

3) gegen die Kronen Defterreich. und Bayern, bie Con⸗ 
eurrenz zur Tilgung ber Schulden verfchiedener ehemaligen Stifs 
ter zu Mainz und Worms, wegen der in den Jahren 1814—1816 
vorgenommenen Pertinenzveräußerungen derfelben, betreffend; 

4) gegen die Krone Bayern und dad Grßhzgth. Baden, 
in Anfehung der Theilnahme an Tilgung der Schulden des vors 
maligen St. Martinftiftes zu Worms, 
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Weiter iſt in diefem Berichte bemerkt: daß alle biefe Streis 1ass. 


tigfeiten bis zum Schlußopstrage ber verflagten Parteien gebiehen 


ſeyen. 


Cine Erläuterung Bayerus in Hinſicht auf den vorftehenden 


Punkt 4) findet ſich $. 441. ©. 910. des Protokolls, 


Noch erwähnen wir eined in biefem Sahre eingereichten Ber 


foörderungs⸗Geſuchs im Betreff der Forderungen bed Menger 


und 


der Gatharina Trautwein zu Worms (Einr. Prot. Nro. 66.) 


an dad St. Martinftift dafelbft, welches der Grßhzgl. Medien: 
burgiſche Geſandte, ald Referent, Sess. XXIV. $. 391. ©. 821. 
zur Keuntwiß der B. V. bringt, und worauf S.822. befchloffen ward: 


nReciamanten durch Bermittelung der Großherzoglich⸗Heſſi⸗ 
fchen Gefandifchaft von dem jeßigen Stande der Sache in 
Kenntniß zu feßen.« 

Im Jahre 1837 macht Präſidium Sess. VII. $. 89. ©. 25%, 1537. 


Anzeige von. ber Ankunft zweier Urtheile, und zwar des einen: 


> 
‚ah. 


und 


wegen Beitragepflicht zu Tilgung des von dem ehemaligen 
Collegiatſtift St. Paul zu Worms bei dem Bürger J. Phi⸗ 
lipp Trautwein daſelbſt aufgenommenen Darlehens. Prot. 
©. 256. —.265. :|. unten Anlage A; und eined andern 
wegen ber Berbindlichfeit zu Tilgung von Schulden bed 
ehemaligen Collegiatitifte® Zu unfrer lieben Frau⸗ in 
de Prot. S. 265.— 275. ſ. unten AnlageB, ©. 892. 
u. fihbe, 0. 


A. Urtbeil, 


(Eiche Prot. d. %. 1837, Sess. VIII. 5. 89, ©. 256,) 





In Austrägalfahen des Großheezogthums Heffen 
bei Rhein, Klägerd, an einem, wider die Koͤniglich⸗ 


Bayerifche höchfte Staatsregierung, Bellagte, am andern 
Theile, wegen Beitragspflicht zu Tilgung des von dem ehemaligen 
Sollegiatitift St. Paul zu Worms bei bem Bürger Johann 
Philipp Trautwein bafelbft aufgenommenen Darlehnd von 
5,000 Gulden Rheinl., nebft Zinfen, erfennt, im Namen und 
Auftrag des Durchlauchtigften Deutfchen Bundes, dad Großher- 
zoglich⸗ Sacdyfen - Weimar - Eifenachifche und Gefammt Oberapp. 
Gericht zu Jena für Recht: 
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daß die Verklagte, wegen unterlaflener fpecieller Beant- 
wortung bed in dem SKlagenachtrage und befien Beilagen 
enthaltenen Berzeichniffes fowohl von dem Ertrage Des 
geſammten Vermögens des geweſenen Stift St. Paul 
zu Worms, als auch von dem jaͤhrlichen Ertrage der von 
ihr ſelbſt beſeſſenen ehemaligen Beſtandtheile dieſes Stifts⸗ 
vermoͤgens, bed erwähnten Verzeichniſſes für geftänbig zu 
achten, und baher, Einwendens umgeachtet, verbunden iſt, 
gemeinfchaftlich mit der Klägerin die bei dem Bürger 
Johann Philipp Trautwein zu Worms aufgenommene 
Darlehnsſchuld des genannten Stifte, im Betrage son 
fünf taufend Gulden rheiniſch, nach dem Verhältniffe 
zu tilgen, worin bie zu zwei tauſend nem hundert fieben 
und achtzig Gulden rheinifch 1 Kreuzer angefchlagenen 
Nutzungen der von ber Berklagten bejeflenen Stiftepers 
tinenzien zu dem Gelammtertrage bed Stiftsvermögens, 
Lestered auf acht taufend zwei bunbert und zwanzig 
Gulden rheiniſch 52 Kreuzer berechnet, ftehen; daß ferner 
diefer Beitrag nicht allein zu Tilgung ber Bapitalforberung, 
fonbern auch zu Berichtigung ber von dieſer feit dem 
erfien Mai 1816 rüdftändig gebliebenen Zinfen, von der 
Beklagten zu Ieiften fey. 

Diefelbe ift überbieß verbunden, die Koften des gegen⸗ 
wärtigen Nechtöftreitö, nad; deren vorhergegangener Vers 
zeichnung und richterlichen Ermäßigung, der klagenden 
Staatsregierung zu eritatten. 

Bon Rechts Wegen. 


Entscheidungsgründe. 
(Eiche oben ©. 881.) 





Unter den ehemaligen Stiftern zu Worms befand ſich auch das foge- 
nannte Collegiatkift St. Paul, welches mit mehreren Beflgungen dieſſeits 
und. jenfeits des Rheins begütert war, allein auch verfchiedene Echulden 
contrabirt Hat. Zu diefen gehört namentlich eine Darlehnsforderung der 
Wittwe Trautwein zu Worms, melde 5,000 Gulden rheiniſch an Eapital 
und einen Rüdftand von mehrjährigen Zinfen betragen foll, und welches 
Aulehn angeblih am 22. April 1794, unter nachgefolgter Genehmigung de& 
DOrdinariats, bei dem damaligen Ehemanne der genannte Wittwe, dem Bür 
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ge Johann Philipp Trautwein zu Worms, unter Berpfändung aller lies 
genden Güter, Gerehtfame und Revenüen des genannten Eollegiatſifte. zu 
4 Prozent verzinsbar, aufgenommen iſt. 


Da die Gläubigerin, weiche ihren Mann beerbt zu haben behauptet, we⸗ 
der Zinfen noch Gapital von dem gedachten, bereit am 9. Juni 1802 aufs 
gehobenen Collegiatſtifte erhalten hat, fo wendete fidh diefelbe zulegt an die 
bobe Deutihe Bundesserfammlung zu Sranffurt a. M., und veranlapte 
den Güteverſuch zwifhen der Krone Bayern und dem Großherzogthume Hef- 
fen, als termaligen Inhabern eines Theild des Vermögens, welches dem 
Sollegiatftift St. Paul zu Worms ehemals zugeftanden bat. Allein diefer 
Verſuch mißlang und veranlaßte die Berbandlungen zwiſchen genannten bei⸗ 
den betheiligten Regierungen, welche dermalen zur Entfcheidung des biefigen 
Dberappellationsgerichts vorliegt, indem daffelbe, als hoͤchſte Gerichtsbehoͤrde 
des Großberzogthums Sacfen Weimar Eifenah, durch die Bundestagsbe⸗ 
fchlüffe vom 12. April und 28. Junius 1832 zur Austrägal-Inftanz auch für 
diefe Sadye ernannt worden ift- 


Das Großherzogthum Heflen und bei Rhein ift hierauf namlich durch 
das Oberappellationsgerichts » Decret vom 19. Zuli 1832 aufgefordert, in 
obgedachter Beziehung Plagend aufzutreten, und bat feine am 3. Zuni 1833 
eingereichte Klage gegen die Krone Bayern darauf geftübt, daß diefe jen⸗ 
ſeits des Rheins Güter befike und genieße, welche früher dem Collegiatſtift 
St. Yaul zugebört hatten, auf welche aber ein verbaltnißmäßiger Antheil 
an Tilgung der fraglihen Trautwein’ihen Korderung darum übernommen 
werden müfle, weil die dem Gläubiger beftelte Generalhypothek auch jene, 
jest Bapyeriigen Veſitzugen, nach dem Verhältniſſe afficire, worin der Er⸗ 
trag der einem jeden Staate zugefallenen Bermögenstpeile, zu dem Ertrage 
des gefammten, am 1. December 1802 — als dem Normaltermine, welcher 
dur den Reichtſdevntationsſchluß von 1803, $. 43. feftgefept worden — 
vorhandenen Stiftsvermögens ſtehe. Der Antrag wurde daher, in Anfehung 
des Capitals, darauf gerichtet: daß die Krone Bayern für verbunden er 
Märt werde, die erwähnte Korderung nad dem Berbältniffe ihrer, vom 
1. Mei 1816 an, ihr zu Theil. gewordenen Gerechtſame und Revenüen des 
ebemaligen St. Paulſtifts zu Worms, zu dem ganzen am 1. Decsmber 
1802 vorhanden gemeienen Bermögsnsertrage deſſelben, zu vertreten. 

An Aniehung ter rückſtändig gebliebenen Zinfen wurde zugleich noch be 
merklich gemacht, daB diefe, vom 1. Mai 1816 an, dur die verklagte 
Krone Bayern nad) dem vorhin erwähnten Berhältniffe ebenfalls berechtigt 
werden müßten, indem die übrigen Zinfen theils vor der Pingenden 
Staatsregierung, theils von andern Gouvernements zu tragen feyn wür⸗ 
den, mit welchen hierüber ein abgefonderter Rechtsſtreit geführt werde. 


Diefe Klagefchrift ift der verflagten Krone Bayern zwar nachrichtlich ſo⸗ 
‚gleich mitgetheilt, dem klagenden Anwalt jedoch zunörderft durch Decret vom 
27. Juni 1833 aufgegeben : zuvörderſt noch genauer anzuzeigen, worin das 
geiammte Bermögen des Collegiatſtifts St. Paul zu Worms am 1. Decem⸗ 
‚ber 1302 beſtanden babe und wie hoch der Ertrag davon fih belaufe. 
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® 

Nachdem diefer Auflage durch einen Nachtrag zu der Klage, der Haupt: 
fahe nah, am 15. Februar 1834 genügt worden war, ift alddanıı die ver⸗ 
klagte Staatöregierung zur Einlaffung und Bertheidigung wider die erhobene 
Klage und deren eben erwähnten Nachtrag, nebft deſſen Beilagen, in Ges 
mäßheit des neuen Sadfen: Weimarifchen Gefege® vom 12. April 1833, 
» die Berbefierung der Prozeßmängel betreffend «, aufgefordert und ihr das 
Yräjubiz des Eingeftändniffes namentlich angedroht. 


Hierauf find auch die Erceptions» und Einlaſſungs⸗, ferner die Replik⸗ 
und Dupfif » Vorträge von den Betbeiligten innerhalb der Friften nach und 
nad) eingereicht worden, welche diefelben mehrmals gefucht hatten, und es 
verdient hier nur bemerkt zu werden, daß in der Einrede⸗ und Einlaffungs- 
Schrift der Verflagten eine fperielle Einlaflung auf den Klag:- Nachtrag 
und deffen Beilagen nicht zu finden ift, von Einreden aber nur die 
vorfommen, daß die Bayerifchen Befigungen jenſeits des Rheins von der 
fraglichen Generalhypothek durch Zriedensverträge langt befreit und die 
Krone Bayern, bei dem Mangel jeder andern Verpflichtung, fiir die in der 
Klage erwähnte Forderung zu haften, die unrechte Beklagte fey, dag binge- 
gen die Plagende Staattregierung, um fi nicht rechtöwidrigerweife zu be- 
reihern, da fie im Jahre 1818 von Franfreich eine Averfionalfumme ange“ 
nommen babe, die fragfiche Schuld allein tilgen mülle. 


Gegenwärtig , nach gefchloffenem erften Verfahren, waren nun tie dar: 
auf fi) ergebenden Streitfragen zu entſcheiden, deren erfte darin befteht, ob 
die Krone Bayern überhaupt als der rechte Beklagte rückſichtlich der bier im 
Frage ftehenden Anfprüche zu betrachten ſey? Diefelbe hat nämlich , wie 
vorbin bemerft wurde, ihre erfte Einrede gegen die erhobene Klage hierin 
gefegt und folche darauf gegründet, daß, da zufolge des Lüneviller Kriedens 
som 9. Februar 1801, Art. VIII. das an Frankreich abgetretene linke Rhein⸗ 
ufer nur mit denjenigen Hypothekſchulden, welche von den Randftänden fürm: 
lich confentirt, oder für wahrhafte Adminiftrationskoften contrahirt feyen, 
von gedachter Macht übernommen worden ſey, ed dem Deutſchen Reiche ob⸗ 
gelegen babe, für die Tilgung aller derjenigen Schulden zu forgen, für 
welche auf der linken Nheinfeite, ohne landftändigen Conſens, Hypotheken 
beftellt geweſen, und wohin namentlich alle Hypothekſchulden der geiſtlichen 
Eorporationen gehört hätten, da foldye ohne Landſtaͤnde geweſen. Jedoch 
feyen, nach 8. 80. des Reichsdeputations⸗ Hauptichluffes von 1803, mit Zu- 
ſtimmung Zranfreihs, hiervon die gültig beftellt gemefenen Spec ialby. 
wotheten auf OÖbjecten der linken Mheinfeite ausgenommen worden. (Eine 
Theilaahme Frankreichs an Tilgung der, unter Beftellung einer General. 
hvpothet, contrabirten Schulden, namentlich der ehemals geiftlihen, dann 
fecularifirten ‚Eorporationen, fey verlangt, aber nicht zu Stande gebracht 
worden. „Hierauf beziehe fih nun der Artikel XXI des Parifer Zriedens 
vom 30. Mai 1814, laut deſſen Frankreich aller anderen Schulden 
der wieder abgeiretenen Rande des linken Rheinufers zur Laſt bleiben foll- 
ten, ausgenommen die urfpränglihen Specialbppothefen und die Landes: 
adminiſtrations · Schulden. Diefer Belaftung habe Frankreich ſich aber durch 
den Bertrag vom 25. April 1818 vermittelt einer Averfionalfumme entie: 
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digt, welche in Beziehung auf die Trautwein’sche Forderung an das Pfagende 
Großherzogthum Heſſen von der Krone Franfreich ausbezahlt worden fey- 
Daher müfle auch die Flagende Staatöregierung die noch unbefriedigren Gläu⸗ 
biger des Stifts St. Paul um ſo mehr allein befriedigen, ald die verklagte 
Krone Bayern ihre Beflbungen jenfeits des Rheins dur einen nur ſingu⸗ 
faren und zwar onerofen Rechtötitel von dem Kaiſerſtaate Oeſterreich er 
worben babe. 

In der Replik bat die Hlagende Staatsregierung dem Allen, beſonders 
durch Entwickelung der Gonferenzen zu begegnen gefucht, welche vor und 
bei der Abfchliegung des Lüneviller Friedens ftatt gefunden haben. Diefelde 
bat fich jedoch bereit erflärt, denjenigen Beitrag zu Tilgung der. Schulden 
des fraglichen Stifte völlig zu übernehmen, welcher auch auf die von. Frank⸗ 
reich veräußerten Theile des Stiftövermögens, nach deren Verhältniß zu 
dem ganzen Beſtand des Activvermögens dieſes Stifte, fallen würde. 

In der Duplik bat dagegen die Krone Bayern neue Thatſachen von Er: 
heblichkeit nicht vorgebracht, jedoch einen Theil ihrer früheren Behauptungen 
ausdrucdlich aufgegeben, hingegen befonder den Satz beftritten, daß 
der 1. December 1802 ald der Zeitpunkt zu betrachten fey, nach welchem 
der Betrag des Stiftsvermoͤgens beurtheilt werben müſſe. 


Bei Entiheidung diefer erften Streitfrage mußte mun, eingeben der 
Borfhrift, weihe im Artikel 7. des Bundestagebefchluffes vom 16. Juni 
1817, die Austrägalordnung betreffend (ubereinftimmend im Weientlichen 
mit Artikel 4. des Bundestagsbefihluffes vom 3. Auguft 1820), dahin 
gebt, daß 

» das Erfenntniß in der Hauptfache felbft, in Ermangelung befonde: 

»rer Enticheidungsquellen, nach den in Deutſchland hergebrachten ge 

» meinen Rechten erfolgen folle«, 
allerdings zuvörderft erwogen werden, ob und in wie fern die Beſtimmun⸗ 
gen des Lüneniller und des ſpätern Parifer Friedens, fo wie des Reichsde⸗ 
putations s Hauptichlufles vom 25. Februar 1803, auch der Inhalt fonfiger 
Staatöverträge, eigenthbümliche Entfcheidungsnormen für. jene Streit- 
frage enthalten. Die deßhalb non der verklagten Staatsregierung aufger 
ftellte Behauptung war aber ald gänzlich ungegründet zu betrachten, indem 
4) der Artikel VIII. des Lüneviller Friedens, auf welchen fich diefelbe zu: 
nachſt bezieht, zwar des Schuldenweſens der ehemals Deutichen, zu jener 
Zeit abgetretenen Staatsgebiete, allein keineswegs auch der Schulden 
aller derjenigen Stifter und fonftigen Corporationen gedenkt, welche 
auf dem abgetretenen linken Rheinufer damals noch eriftirten.. Wie 
wenig nun von den Schulden jener Territorien auf diefe der einzelnen 
Eorporationen gefchloffen werden koͤnne, ergiebt fi aus der beigefügten 
Beſchraͤnkung, unter welcher Frankreich allein Landesſchulden damals über- 
nommen bat, indem die Ginmilligung der Landftände, oder die nüßpliche 
Verwendung, zum Beſten des Landes ſelbſt, als die Bedingung der Hebernahme 
folher Schulden erflärt ift, — weil die bisherigen Negenten. der abge 
tretenen Rande, alle nicht auf diefe Weile contrahirten Schulden in der 
Eigenihaft perfönliher Berbindlichkeiten zu tilgen, verpflichtet 
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tilgende Trautwein’ihe Schuld des St. Paulſtifts zur SInfeription in das 
franzoͤſiſche Schulbuch präparirt geweien fey. Daher dispenirt der Ar 
titel 21. des .Parifer Friedens von 1814 ganz und gar Nichts in Anfehung 
derjenigen Art von Gtiftöfhulden, wegen deren Tilgung der gegenwärtige 
Austrägalftreit geführt iſt. Darum ift es auch unnoͤthig, hier näher zu er- 
örtern, ob die Worte: 

»dettes ap&cialement bypothequees « 
eine dem Object nach fperielle Verpfändung bezeichnen follen. 

Auch bat 4) der Artikel 6. in Mn Nachtrage zu dem zweiten Parifer 
Frieden vom 20. November 1815 nichts hierher Gehöriges feſtgeſetzt. 

Denn derfelbe handelt nur von ber Art der Berechnung zwiſchen ber 
Krone Frankreich und denjenigen Deutihen Staaten, weldyen das linfe Rhein⸗ 
ufer oder ähnliche Ränder zurückgegeben find, in Betreff ſolcher Landesſchul⸗ 
den, welche in das große Schuldbud von Frankreich ſchon eingetragen ' 
waren, worauf in gegenmwärtiger Sache doch, vorhin gedachter Maßen, Nichts 
anfommt. 

Pur beiläufig it in dem erwähnten Artikel 6. noch verabredet wor 
den, daß Frankreich feinen Erſatz für folhe Schulden verlangen koͤnne, 
deren Hypothekobjecte von gedachter Krone veraußert worden find, und von 
diefem Grundfake wird eine wenigſtens analoge Anwendung in dem vorlie⸗ 
genden Austrägalftreite weiter unten in fo fern gemacht werden, als auch 
einige Pertinenzien des St. Paulftiftö von der franzoͤſiſchen Regierung 
während ihres Beflges des linken Rheinufers veräußert worden find. 

Betrachtet man endlich 5) den Inhalt des zwifchen der Krone Defter- 
reich und der verflagten Staatsregierung am 14. April 1816 abgefchloflenen 
Staatsvertrags, 

de Martens, Supplément ou Recueil des principaux traites, 

Tom. VII pag. 11. suiv. 

fo if} in demfelben durch Art. 10. beftimmt, daß die hypothekariſchen Schul⸗ 
den der durch diefen Bertrag gegenfeits cedirten Länder nad) dem Zeitpunkt 
zu beurtheilen feyen, zu welchem dieſelben contrahirt worden find; woraus, 
in der Anwendung auf den vorliegenden Fall, von felbft und auch mach der 
namentlihen Beftimmung unter Num 3. des genannten Artikels offenbar 
folgt, daß die Krone Bayern die gegenwärtig flreitige Schuld des St. Pauls 
ftift6, welche bereits früher hypothekariſch contrahirt war, che das linke 
Rheinufer an Frankreich abgetreten worden tft, fogar namentlich mit über- 
nommen habe und fih im Hinficht dieſer Schuld mit Grund darauf nicht 
beziehen Eönne, daß es von der Krone Oeſterreich, und zwar durd einen 
onerofen Titel feine Beſitzungen auf dem linken Rheinufer erworben babe. 

Nimmt man alles bisher Erörterte nun zufammen, fo ergiebt fi das 
vorläufige NRefultat, daß durch alle in dem gegenwärtigen Acten angeführte 
Sriedensfchlüffe und Staatöverträge, fo wie durch den Reichsdeputations⸗ 
fhluß von 1803, feine fpecielle Gntfcheidungsnorm für die gegenwärtig ver. 
bandelte Streitfrage gegeben worden ift, fondern daß diefe nach dem Juhalt 
des in Deutfchland hergebrachten gemeinen Rechts zu beurtheilen war. 

Nach den Beftimmungen des Deutichen gemeinen Rechts hat es nun 
aber keinen Zweifel, daß der landesherrliche Fiſscus in allen Zällen, wo der- 
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felbe in Privatvermögen, ſey es zu Folge einer Conſisentivn, ober des 
Vacantwerdens deſſelben, ſuctedirt, zuvoͤrderſt die darauf ruhenden Schul⸗ 
den, fo weit dad Vermoͤgen des Schuldners reicht, au tilgen ſchuldig iſt, 
L. 11. D. de jure fisci. 
Ant. Peregrini resolut. de jure et privileg. fisei. »663- 
Lib. 5. c. 1. No 53. 
Wolfg. Ad. Lauterbach, dissertat. academic. vel.III. disput. 
136. $. ı8. No. 9. 
von Schröter, in der Zeikfprift für Civilrecht und Prozeß, von 
Linde md Marezoll. Bd. 10. &. 106 fl. 
Car. Adolph Schmidt, de success. fisci in bona vacantia. Jen. 
1836. $. X 


in fo fern derfelbe aber nur einen intellectuellen Bermögenstheib erwirbt, 
nach deffen Größe jene Pfliht pro rata zu erfüllen bat. 

L. a. C. ad. L. Jul. de vi pupl. vel prir. 

L. ı. C. de fide jussor. et mandat. 

Anton Matthaeus, de criminibus, Lib, 48. tit. 18. c.2. No. 


Da nun das St. Paulftift zu Worms von der franzöfiichen Staatsre⸗ 
gierung aufgehoben ift, fo trat der Fiscus, und zwar in jedem der verſchie⸗ 
denen fouverainen Staatögebiete, innerhalb welcher ein Theil dieſes va⸗ 
cant gewordenen Vermögens ſich befand, der dortige, 

de Martens, precis du droit des gens moderne del’Europe, 
§. bo. et 86. 
Joh. Chr. Mayer, teutſch. weltl. Staatsrecht, HL Bd. ©. 145. ff. 
von Sted, Ausführungen einiger gemeinnüßl. Materien. 178% 
S. 26. 
eben ſowohl in das active als paflive Bermögen jenes Stifte nad) dem Ber 
hältniß ein, in welchem fich ſolches Vermoͤgen innerhalb des Staetege. 
bietes vorfand. 


Hatte vun auch Frankreich die Verbindlichkeit auf fi, die fraglichen 
Stiftsfhulden verhaltnißmaßig zu tilgen, bat diefer Obliegenheit aber nicht 
genügt, fo kann die unterbliebene Erfüllung diefer Pflicht den Glaubigern 
ihr Recht auf Befriedigung nicht nehmen, fle find vielmehr von den jegigen 
Snhabern des eingezogenen Stifts vermögens folhe um fo mehr noch 
zu fordern befugt, als ihnen, zu ihrer Sicherheit, ein hypothetarifches 
Recht an demfelben eingeräumt war. Dergleichen fpätere Inhaber verhypo- 
tbecirter Stiftsgüter find nun aber, geſtändigermaßen, beide ftreitenden 
Theile, folglih kann auch. aus diefem Grunde die Krone Bayern fich nicht 
weigern, einen verhältnißmaßigen Antheil der „och nicht getilgten Stiftes 
fchulden zu übernehmen und abzutragen, und man braudht in Beziehung 
auf die verflagte Staatsregierung nicht einmal auf die Beftimmung in 

L. ı. C. de hereditate vendita, (4. 39.) 


Rückſicht zu nehmen, obgleich das von Frankreich eingezogen gewefene Stifts⸗ 


vermögen zum Theil auch an die Vertiaste mit abgetreten, und derſelben 
überfaffen ift. 
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Es mußte daher die er ſte Streitfrage dahin entfchieben werden, daß 
ned dem klagenden Großherzogthume Heſſen — welches ſich bereit er» 
klärt bat, feinen verhältnigmäßigen Theil von den Schulden des St. Paul⸗ 
ſtifts zu Worms zu tilgen — auch die Krone Bayern, Ginwendens 
ungeachtet, hierzu verpflichtet fey ; mithin blieb nur 

die zweite Streitfenge noch zu entſcheiden übrig, namlich, welches Das 
Merbältniß fey, worin beide flreitenden Theile zu jener Schuldentilgung 
in Anſehung der Trautwein'ſchen Korberung beizutragen verbunden find. 

Der Antrag der flagenden Staatsregierung gebt dahin, daß nach der 
Proportion ded Geſammtertrags, welchen das Bermögen des Stift Gt. 
Paul am 1. December 1802 abwarf, zu dem Ertrage dDerienigen Theile 
derfelben, welche fi) gegenwärtig im Befite der Krone Bayern befinden, 
beftimmt werden müfle, wie viel jeder von beiden Theilen zu jener Schulden- 
tilgung beizutragen verbunden fey, indem die klagende Regierung fich bereit 
erklärt, ihrer Seits auch den Ertrag derjenigen Stiftögüter zu vertreten, 
welche fie dermalen befißt, fo wie derer, die von der franzoͤſiſchen Regierung 
während ihres Beſitzes des linken Rheinufers veräußert worden find. 


Die verflagte Krone Bayern hat gegen diefen Maßſtab der Schulden» 
tilgung an und für fich in der Einredefchrift Nichts eingemendet, beide 
Theile haben jedoch dafür gehalten, daB durch das gegenwärtige Erfenntniß 
mehr nicht audgefprochen zu werden brauche, als der abftracte Satz, 
daß nach jenem Ertragsverhältniffe die ſtreitige Trautwein’fche Stiftsſchuld 
zwiſchen beiden Parteien vertheilt werden müfle. 


Allein es ift nicht nur eine alfgemeine Pflicht für alle Deutfchen Gerichte, 
die Zahl der NMechtöftreitigkeiten fo viel als möglich zu vermindern, und 
daher unter Anderem nicht zu geftatten daß dasjenige, was in dem näm- 
lichen Rechtsſtreite gefchlichtet werden fann, in mehrere Prozefle zeriplittert 
werde; 

L. 10. C. de judiciis, 

fondern ed wird auch ald ein namentliher Fehler der Enderfenntniffe bes 
trachtet, wenn diefelbe nur in allgemeinen Ausdruden und obne die 
nöthige Beftimmtheit fih über das ftreitige Nechtöverhältnig ausiprechen. 
L. 3. und 4. C. de sentenfia quae sine certa quäntitate. (7. 46.) 

Darum konnte jener übereinftimmenden Anficht beider ftreitenden Theile 
nicht nachgegeben werden, indem ed den Parteien in einem Civilprozeſſe 
nicht zukommt, dem erfennenden Gerichte die Pflichten zu erlaffen, welche 
dieſem durch die Prozeßgeſetze auferlegt find. Das findet auch in Austrägal⸗ 
fachen völlige Anwendung, da nah dem Art. 6. ded Bundesbeſchluſſes 
som 16. Juni 1817 die Austrägafgerichte angemwiefen find, nach der für 
“ diefelben geltenden Prozeßordnung die Austrägalfahen ganz in derſelben 
Art, wie die fonftigen, bei ihnen zu inftruirenden Rechtsſachen, verhandeln 
zu laffen. 

Auch kann man von den Befugnifien folcher ftreitenden Theile, melde 
ein wahrhaftes Eompromiß eingeben, feinen Schluß auf die Austrägal- 
fahen machen, welche die Erfüllung einer Bundespfliht von Seiten der 
Mitglieder des Deutfchen Bundes enthalten. 
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Das hieſige Tribunal fand ſich dur dieſe Gründe bereits veraulaßt, 
auf die nur im Allgemeinen abgefaßte Klage, der ed an aller Angabe des 
Grtrags, fowohl von dem Stiftvermögen überhaupt, ald auch von dem Er⸗ 
trage der im Beſitz der beflagten Staatsregierung befindlichen, ehemals 
ftiftifchen Vermoͤgenstheile fehlte, vorläufig unter dem 27. Zuni 1833 einen 
Beichluß zu fallen, durch welchen die Plagende Regierung aufgefordert ift, 
juvörderft noch jenen Mängeln abzuhelfen. Diefem if diefelbe auch dem⸗ 
nächſt nachgekommen und hat genaue Specificationen, ſowohl von dem Totale 
ertrage des Vermögens überreicht, welches dad Stift St. Paul zu Worms 
am 1. December 1802 befeflen bat, als auch von dem Ertrage der von ber 
Krone Franfreich veräußerten und der von beiden ftreitenden Theilen jetzt 
noch befeflenen Theile jenes Vermoͤgens. Diefe Spyecificationen find bieramf 
dur das Oberappellationsgerichts⸗ Decret vom 27. Februar 1834 der Verklag⸗ 
ten abfchriftlich mitgetbeilt, und Letztere it fodann erft aufgefordert worden, 
ſowohl auf die urfprüngliche Klage, die ihr zu feiner Zeit zugefertigt war, 
als auch auf den Nachtrag dazu und auf deffen Beilagen (die er- 
erwähnte Specification) fih, bei Strafe des Eingeftändniffles, ein- 
zulaſſen. Gleichwohl hat diefelbe ihre fogenannte Einrede⸗ und Streitein⸗ 
laflungs: Schrift lediglich auf Die urfprüungliche Klage gerichtet und alle Eins 
laflung zu dem Nachtrag der Klage, fo wie auf deffen Beilage, 
ganzlich unterlaffen. 


Da nun in dem Großberzoglihen Gefene vom 12. April 1833, die Ab⸗ 
fürgung und Berbefferung des Prozeßverfahrens betreffend, auf welches beide 
ftreitenden Theile durch das Decret vom 21. November 1833 namentlich auf 
merkſam gemacht worden find, in $. 14. ausdrudlich verordnet iſt, daß die 
Einlaſſung auf die Klage, wenn Lebtere nicht völlig eingeräumt wird, fidh 
wörtlih an deren Bortrag halten und jedes einzelne Glied bderfelben, 
unter fortlaufenden Nummern beantwortet werben folle, widrigenfalld jede 
erhebliche Thatfache, welche nicht ausdrücklich und mit deutlicher Bezeichnung 
geläugnet, oder, wo ſolches zuläflig, mit Nichtwiſſen beantwortet ift, für 
eingeftanden anzunehmen fey; fo bat ſich die verklagte Krone Bayern Dielen 
Rechtsnachtheil, durch Die unterlaflene Einlafiung auf den Nachtrag und 
deſſen Beilagen, felbft zugezogen, obne daß ed zu deſſen Anwendung im ein⸗ 
zelnen Falle einer Ungehorſamsbeſchuldigung von Plagender Seite bedurfte, 
da dergleichen durch $. 46. des angeführten Geſetzes für nunmehr unzuläſſig 
erflärt find und Dagegen verordnet wird, daß die gedrohten Rechtsnachtheile, 
mit dem Ablauf der zu gewiffen Handlungen beſtimmten Friften, von ſelbſt 
und ohne Präcluſivdecret eintreten follen, daher es im vorliegenden Falle 
nicht einmal erforderlih war, von dem am 19. Zuni 1823 gefaßten Bundes« 
beihlufle, daß in Austrägallahen die Friſten von Richteramts wegen 
beachtet werden follen, Gebrauch zu machen. 


Der Erfolg hiervon befteht nun darin, Daß die in dem Klagenachtrag 
angegebene Totalfumme des Ertrags von dem geſammten Bermögen des 
Stifte St. Paul zu Worms ad acht taufend zwei hundert und. zwanzig 
Gulden rbeinifh 52%, Kreuzer, ebenfowohl für richtig angenommen werben 
muß, als die dafelbft erfihtlihe Angabe, daß die in dem Beine der Krone 
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Bayern dermalen befindlichen Beſtandtheile jenes Stiſtsvermögens einen 
jährlichen Ertrag von zwei tauſend neun hundert ſieben und achtzig Gulden 
rheiniſch 1 Kreuzer, laut einer eigenen Erklaͤrung der verklagten Staats⸗ 
regierung im $. 101. des Bundestags⸗Protokolls vom 11. Juni 1830 gewähren. 


Da nun die Beitragspflicht der Beflagten zur fraglihen Schuldentilgung 
Des oft genannten Stifts, obiger Ausführung zufolge, an und für ſich nicht 
weiter zu bezweifeln ift, fo ergibt fih aus den eben gedachten, ald einge 
fanden anzunehmenden Thatumjtänden, daß das Verhältniß jener Beitrags⸗ 
pflicht fi nach Den fo eben genannten Summen zu richten babe; daher in 
dem verftebenden rtheile die Derklagte in diefer Maße zu Tilgung des 
dem Stift Et. Paul von dem Bürger Johann Philipp Trautwein in 
Worms gegebenen Darlehens von 5,000 Gulden mit Zubehör zu concurriren, 
verurtbeilt werden mußte. 


Zwar bat die Verklagte neh in der Duplik der vorliegenden “Ber 
bandlungen zu beftreiten gelucht, daß.der erfte December 1802 als der rich⸗ 
tige Termin angeleben werden könne, zu welchem die Größe des dem ges 
daten Stifte zuftandig geweſenen Vermoͤgens in der Abfiht zu erwägen 
fey, um zur Grundlage der Beitragspfliht zur Schuldentilgung zu dienen, 
indem genauntes Stift bereit6 am 9. Juni 1802 von der franzöfiihen Mes 
gierung aufgehoben worden, und darum manche Bermögenstbeile deſſelben 
bereit6 vor dem 1. December deflelben Jahres veräußert ſeyn möchten. - 


Allein eines Theile ift diefe Einrede verfpäter, und zufolge des 
vorhin gedachten Sachſen⸗Weimariſchen Prozeßgeſetzes, $. 12. und 46. bier 
durch ipso jure unzuläffig geworden; andern Theile hat aber auch die 
klagende Regierung in ihrem Nachtrag zu der Klage eine Summe derjenigen 
Beräußerungen angegeben, welche mit Stiftögütern während’der franzöflihen 
Adminiftration vorgenommen find, und diefe Summe ift in contumaciam 
der Verklagten für eingeftanden, folglich für richtig zu achten, und bei dem 
Betrage des gefammten Bermögens von dem fraglihen Stifte bereits mit 
in Anrechnung gebracht worden. Deßhalb erledigt jih jenes Vertheidigungs⸗ 
argument der Berklagten vollkommen, wenn man aud darauf feine Rück⸗ 
fiht nehmen will, daß von der Beklagten nicht bloß die Möglichkeit 
eined größern Stiftövermögens hätte angeführt, fondern zugleih, um ihrer 
@inrede die erforderlihe Beftimmtbeit zu geben, namentlich wenigftens 
einige Beftandtheile genannt feyn follen, welche von der Klägerin bei ihrer 
Vermögensberechnung ausgelaffen worden. 


Es bleibt daher in Anfehung der Sache felbft nur noch der Zinfenpunft - 
übrig, über welchen das vorſtehende Grfenntniß, dem Antrage der Klägerin 
gemäß, dahin ausgefallen it, daß die Beklagte nur zu den feit dem 
1. Mai 1816 rudftändig gebliebenen Zinfen der fraglihen Stiftsſchuld in 
gleihem Berbältnifle beizutragen verpflichtet fey, wie fie zu Tilgung des Ca⸗ 
pitald zu concurriren verbunden if. Das gründet fih Darauf, weil bie 
Plagende Staatsregierung ſelbſt angeführt hat, daß die Beklagte früher nicht, 
als feit dem 1. Mai 1816, in den Genuß und Bezug derjenigen Stiftöguts- 
pertinemien gelangt fen, aus deren Ertrag die fenglihen Zinien von ihr 
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beſtritten werden müflen. Da nun Beklagte hiermit einverſtanden war, 
und die Klägerin fi nur vorbehalten hat, die früheren Zinfenrudftinde 
gegen die Berflagte und noch andere Betheiligte, wenigftend pro rata, aus 
befondern Gründen zu verfolgen, fo mußte. es dabei fein Bewenden be- 
halten, und die Beklagte konnte nur von obgedachtem Termine an, zur 
Zinfentilgung für ihren Antheil verurtheilt werden. 

Nebſt dem Erkenntniffe über die Sache felbft war jedoch auch über Die 
Erftattung der Prozegtoften nah Vorſchrift des Artikel 5. von 
dem Bundesbeſchluß d. d. 3. Auguft 1820, den gemeinredtlihen 
Grundfägen gemäß, zu erfennen. Weil diefe Erftattung der Koften nu 
lediglich als ein Schadenerfaß, nicht aber etwa als eine Strafe zu beur- 
theilen ift, 

Adolph Dietrid Weber, über die Progeßkoften. 5. Ausgabe, 

S. 11.-—23. und 32. ff. 

Mic. Borft, über die Erftattung ber Prozeßkoſten. 1812. ©. 84. ff. 
fo konnte im vorliegenden Falle Pein erhebliches Bedenken dagegen eintretem, 
die Beklagte auch hierzu zu verurtheilen, indem fie weder durch zweifelhafte 
Rechtsſaͤtze, noch durch Unkenntniß von Thatſachen, weiche Lebtere als von 
ihr geſtanden, in contumaciam haben angenommen werden muüffen, die Ab⸗ 
lehnung der Vergleichsvorſchlaͤge rechtfertigen Bann , weldhe vor Anfang des 
gegenwärtigen Rechtsſtreits zu deflen Verhütung bei der hohen Bundes⸗ 
verfammlung gemacht worden find und deren ‘Bereitelung diefen Austrägal- 
freit zur unvermeidlichen Folge gehabt hat, in welchem diefelbe durchgehends 
untergelegen. 

Solyem Allen gemäß bat anders, als geicheben, nicht erfannt werden 
Fönnen. " 

Beſchloſſen Jena den 17. November 1836, und urkundlih unter des 
Großherzoglich - Sahfen - Weimar : Eifenahifhen und Gefammt - Oberappels 
lationsgerichts, als ermwählter Austrägal-Inftanz, größeren Siegel und ge- 
wöhnlicher Unterſchrift ausgefertigt. 


(L.S.) Anton Schr. v. 3iegesar, Dr. 


Gef. $. Sranke. 
Bauptreg. Num. 801. 1835 
ad num. civ. 129.| " . 
E. ©. 


B. Urtbeil. 


(Siche öffent. Prot. v. J. 1837, Sess. VIII. $, 89. S. 269.—273;, und oben ©. 881.) 





In Austrägalfachen des Großherzogthums Heffen und bei 
Rhein, Klägers, an einem, wider die Krone Bayern, Bellagte, 
am andern Theile, wegen ber Berbindlichkeit, zu Tilgung von 
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Schulden des ehemaligen Eollegiatftiftd „Zu unferer Lieben Frau⸗ 
in Worms beizutragen, erfennt, im Namen und Auftrag des 
Durchlaudhtigften Deutfchen Bunbes, das Großherzoglich⸗Sachſen⸗ 
Weimar s Eifenachifche und Geſammt⸗Oberapp. Gericht zu Siena 
für Ned: 
daß die Verflagte, wegen unterlaffener fpecieller Beant⸗ 
wortung bed in dem Klagenachtrage enthaltenen Verzeich⸗ 
niffes fowohl von dem Ertrage bed ehemaligen gefammten 
Vermögens des Eingangs genannten Stifte, ald andy von 
dem CErtrage ber in ihrem dermaligen Befige befinblichen 
Beitandtheile jenes Stiftövermögend, dieſes Berzeichniffes 
für geftändig zu achten und demgemäß, Cinwendend. uns 
geachtet, verbunden ift, Die von dem genannten Collegiat⸗ 
ftifte bei ber Witwe bed Bürgers Menger zu Worms 
aufgenommene Darlehnsſchuld von fünf taufend Gul— 
den rheinifch, nebit den davon feit dem 1. Mat 1816 
rüdftändig gebliebenen Zinfen, bis zum Abtrage bed Capi⸗ 
tals, gemeinſchaftlich mit der klagenden Staatsregierung 
nach dem Verhältniſſe zu bezahlen und zu tilgen, worin 
die jährliche Rentenſumme, welche die Verklagte mit zwei 
taufend vier humdert neun und neunzig Gulden 58 Kreuzer 
theinifch aus den von ihr befeffenen Beltandtheilen des . 
Stiftövermögend erhebt, zu dem Gefammtertrage des auf 
jährlich vier taufend fünf hundert fünf und fiebzig Gulden 
fiebzehn Kreuzer xheinifch angefchlagenen Stiftövermögens 
fteht. 

Auch Tann fich die Verflagte nicht entbrechen, der Klaͤ⸗ 
gerin die durch gegenwärtigen Nechtöftreit verurfachten 
Prozeßkoſten, wenn folche zuvor verzeichnet und richterlich 
ermäßigt feyn werben, zu erftatten. 

Bon Rechts Wegen. 


Entscheidungsgründe, 
(&. oben ©. 881.) 





Sn der Borftadt zu Worms hat früher ein Collegiatftift unter der Be: 
nennung »zu unferer lieben Frau« beftanden, welches mit verfchiedenartigen 
Bellgungen auf beiden Ufern des Rheins angefeflen war. Namens deffelben 
find jedoch auch einige Schulden contrahirt worden, von welchen insbefons 
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dere ein Darlehen zu fünf taufend Gulden rheiniſch bei einer Wittwe Efiber 
Menger zu Worms erborgt, bier darum hervorgehoben zu werden verdient, 
weil daſſelbe die Veranlaſſung zu dem vorliegenden Ausfträgafftreite ge- 
geben hat. 

Diefeb Capital ſoll nämlich von dem Dechant, dem Genior und Den 
übrigen Witgliedern des genannten Etifts, unter Zuftimmung ded Ordi⸗ 
nartats, bei der erwähnten &läubigerin, zu vier Prozent verzindbar, und 
mit Beftellung einer General hypotheck auf das Stiftsvermögen, im Jahre 
1797 aufgenommen worden ſeyn, ift aber bei der im Junius 1802 erfolgten 
Autbebung des Gtifts weder felbft getilgt worden, nod find die Davor zu 
entrichtennden Zinſen feit dem Sabre der Erborgung berühtigt, indem Das 
franzoͤſiſche Gouvernement, weldes das fragliche Gtift aufgehoben bat, 
defien Schuldentilgung eben fo wenig bewirkte, wie foldhes von den Beſitzern 
der auf.dem Techten Rheinufer belegenen Beftandtheile des Stiftsver⸗ 
mögens gefcheben iſt. 

Nachdem hiernaͤchſt das Tinte Mheinufer an Deutichland wieder abge: 
treten worden, ‚und beide gegenwärtig flreitenden Staatsregierungen Das 
noch übrige Etiftsvermögen is Beſitz bekommen haben, bat fih als Gläu⸗ 
biger ein Bürger Wenger von Worms an die bohe Deutfche Bundesver⸗ 
fammlung gewendet, um (wahrſcheinlich als Erbe der urfprünglidhen Dar: 
leiherin) zu feiner Befriedigung gu gelangen, und es ift zu diefem Ende eine 
Bereinigung zwifchen beiden Staatsregierungen zu Stande zu bringen, von 
Hochderſelben zwar verfucht, ſolches aber mißlungen, worauf das biefige Tri- 
banal , ald oberſter Gerichtshof des Großberzogthums Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eiſenach, am 12. April und 28. Zuni 1832 zum Austrägalgericht in diefer 
Angelegenheit erwahlt worden ift, um die Vorfrage zu enticheiden: 

vob und in welhem Berbältnifle, neben dem Großherzogthum Heflen, 
auch die Krone Bayern die Forderung bes Bürgerd Menger zu 
Worms an das Stift » zu unferer lieben Frau« in Worms, von 
5,000 Gulden, cum usuris, mit au vertreten habe? « 


Nachdem nun das Großberzogtbum Heflen durch einen Beſchluß des 
biefigen Oberappellationsgerichts vom 19. Juli 1832 aufgefordert war, in 
diefer Sache die Stelle dee Klägers zu übernehmen , fo wurde unter dem 
3. Juni 1833 die Klage biefelbft überreicht, welche fih, im Ganzen genom: 
men, darauf gründet, daß beide freitenden Gtaatöregierungen das annody 
übrige Vermögen des oftgedachten Gtifts in Bells und Genuß hätten, in⸗ 
dem namentlich die verflagte Krone Bayern zu dem Bundestags:Protofolle 
vom 11. Zuni 1R30, $. 101. ſelbſt angeführt babe, daß fie einen jährlihen 
Ertrag von 2,499 Bulden 58 Kreuzer rbein. aus dergleihen Pertinenzien 
zu beziehen habe. Hieraus folge aber für fie eben fo, wie für die klagende 
Regierung aus deren Beftge eines andern Theil vom Stiftsvermögen, die 
. VBerpflihtung, das ftreitige Darlehn verhältnißmäßig mitzutilgen, indem daf- 
felbe durch eine auf das gefammte Stiftsvermögen beftellte Generalhyothet 
gefichert worden fey. 

Zugleich bat die klagende Regierung ſich bereit erklärt, nicht allein nah 
dem Maßſtabe ihres noch fortwährenden Beſitzes von Stiftögüutern auf beiden 
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Nheinufern, fondern auch unter Anrechnung des von der Krone Franf- 
reich veräußerten Bermögens derfelben Art, zu jener Schuldentilgung 
zu concurriren, und eb bat die Klägerin den 1. December 1802 als den 
Tag genannt, an welchem, nad Analogie des $. 43. vom Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluß von 1803, die Geſammtſumme deßjenigen Stiftsvermoͤgens 
feftzufegen wäre, nach beflen Umfange beide Theile die Schuld zu tilgen 
baben würden. 

Zu Tilgung der rückſtändigen Zinfen wird fodann von der Krone 
Bayern in diefen Acten nur feit dem 1. Mai 1816 die Eoncutrenz begehrt. 

Diefe Klage wurde damals ber Berflagten vorerfi bloß zur Nachricht 
mitgetbeilt, indem das Magende Großherzogthfum durch Oberappellations- 
gerichts-Decret vom 27. Zuni 1833 zuvoͤrderſt noch aufgefordert wurde, ein 
vollftänbiges Verzeichniß des gefammten, dem Collegiatftift zu Worms am 
1. December 1802 noch zuftändig gemweienen Vermögens, unter Bemerkung 
des jährlichen Ertrags deflelben, biefelbft einzureichen. 

Diefes Berzeichniß ift demnächſt am 15. Februar 1834 in der That 
übergeben und darin das genannte GStiftövermögen qu. 4,575 Gulden 
17. Kreuzer an jährlihem Ertrage berechnet. Hierauf wurde dann die ver 
Magte Staateregierung durch Beſchluß vom 27. defielben Monats aufges 
fordert, ihre Einlaffung auf die bereits mitgetheilte Stlage und deren nun 
mehrigen Nachtrag, auch defien Beilagen, bei Vermeidung des Eingeftänd- 
niſſes, innerhalb der geſetzten peremtoriſchen Frift zu bewirken, und ihre 
etwaigen Ginreden gegen die Stlage, bei deren Berluft, einzubringen. 

Nach wiederhoft bewilligten Friſten, ift am 9. Januar 1835 die Ein⸗ 
reder und Einlafiungs-Schrift hieſelbſt überreicht worden, in welcher vorzüg⸗ 
lich die Einrede geltend gemacht wird, daß die Krone Bayern Der unredte 
Beklagte fey. 

Diefelbe bezog fih zu dem Ende an den Artikel VIII. des Lüneviller 
$riedens, und behauptete, dem Deutſchen Reiche habe es hiernach obges 
Segen, für die Tilgung der Schulden geiftliher Stifte auf dem linken Rhein; 
ufer zu forgen, wenn bafür feine gültige Special hypothek dort beftellt 
worden, Generelle Hypotheten habe Frankreich namlih nie übernom; 
men, noch als verbindend anerfannt. Daber erkläre fih der Inhalt bes 
Art. 21. vom Parifer Frieden d. d. 30. Mai 1814 und des Artikels 6. 
Abfag 2. vom Staatsvertrage d. d. 20. November 1815, wornach Frank. 
reich, unter Andern, allein für die durch General hypotheken verſicherten 
Stiftsfhulden zu haften gehabt, ſich in diefer Beziehung aber mit den Deut- 
fhen Staaten, worin, die Gläubiger wohnten, am 25. April 1818 auf eine 
Moerfionalfumme verglichen und denfelben bdiefe bezahlt babe, was audy bei 
Helen in Anfehung des Bürgers Wenger gefcheben fey. Bayern bafte 
demnach weder aus einer Hypothekbeſtellung an feinen Beſitzungen auf Dem 
finten Rheinufer, noch vermöge einer perfönlichen Verbindlichkeit, indem 
ed jene Beſitzungen titulo et singulari et oneroso erft im Jahre 1816 
erworben habe. Cine in der Klage anticipirte Replik ift noch beftritten 
und ſodaun auf allen Fall die Vertretung derjenigen ‘Beräußerungen von 
ber Klägerin verlangt worden, welche fchon von Frankreich mit Stiftögutern 
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auf dem linken Rheinufer vorgenommen ſeyen, weil die klagende Regierung 
ſich fonft widerrechtlich bereichern würde. Die hinzugefügte eventuelle 
Einlaſſung erſtreckt fih fodanı nur auf den Inhalt der urſprüns— 
lihen Klagefchrift, keineswegs aber auch auf deren Nachtrag, und noch 
weniger auf defien Beilagen. Jedoch findet fih in der Einredefhrift, 6. 27. 
noch die Aeußerung, man wolle bier melden: 
»daß obgleih Bayern felbft eine größere Rentenſumme bei dem 
Bundestags-Berbandlungen fhon angegeben bat, die Krone Bayern 
gleichwohl nicht im Belige derjenigen rentbaren Dbjecte fey, welche 
in der Klagnadıtrags Beilage unter der Abtheilung B, verſchieden 
von denjenigen aufgeführt find, weiche unter der ermeldten größayae 
Bayerifchen Angabe begriffen wurden: denn die als verfchieden er— 
fiheinenden wurden fchon unter der franzöftihen Regiorung lu 
äußert. « 

Die demnächſt eingereichte Replikſchrift des Klägers onthatt ein 
ausführliches Beftreben, die lage ald begründet darzuftellen, in melder Ab» 
ſicht über die Verhandlungen, welche bei dem franzoͤſiſchen Gouyernement 
wegen Tilgung der Stiftsfhulden ftatt gefunden haben, allein ohne Erfolg 
geblieben feyn follen, Mehreres vorkommt, und fodann der Art. 21. des 
Pariſer Friedens vom Jahre 1814, gleich der Convention vom 20. Novem- 
ber 1815 genauer erörtert wird. 

Su der Duplit- und Schluß⸗Schrift bat die Beflagte dem Allen zu 
begegnen g eſucht, abe rvorzugsweiſe hervorgehoben, daß aller Grund fehle, 
den erften December 1802 ald den Termin zu betrachten, an weldhem der 
Sefammtbetrag des Stiftövermögens der Berechnung untergelegt werden 
fönne, während doc das Stift felbft bereitd am 9. Juni 1802 aufgehobders 
worden und ohne Zweifel außer feinen Smmobilien auch Pretiofen und 
andere Mobilien befeflen habe, welche bei dem Sefammtbetrage feines Vers 
mögend mit in Anfchlag gebracht werden müßten. 


Nach hiermit gefchloffenen Berfabren, Eonnte nun, bei Abfaflung des 
vorſtehenden Erfenntniffes, der erfte Theil der zum Austrägalerkenntnig 
ausgejebten Barfrage, 
»ob die verflagte Krone Bayern uberbaupt rechtlich verpflichtet ſey, 
zu Tilgung der bei Bürger Menger zu Worms, sub hypotheca 
generali, contrahirten Darlehnsſchuld des Stifte »zu unferer lieben 
Frau« daſelbſt zu concurriren, « 

anders nicht, ald bejahet werden. 

Dein 

I. die Behauptung der Berklagten, dag durch den Met. VIEL bed Lüne- 
viller Friedens das Deutſche Reſich verpflichtet worden fey, für die Tils 
gung aller derjenigen Schulden ‚der auf dem linten Rheinufer beiegenen 
Sande und daſelbſt befindlihen Stifter, welche von der Krone Frankreich 
nicht mit übernommen worden, zu baften, iR wenigftens in Beziehung 
auf ven Begenftand des vorliegenden Rechtsſtreits vollig ungegrün⸗ 
bet, indem der angeführte Yriedensartifel lediglich von Landes ſchulden 
redet, welche mit Ginwillung der Landftande contrabiet, oder fin die 
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Bandesvermaltung in der That verwendet worden find, eben deßhalb 
aber dieſer Artitel um fo weniger auch auf die Schulden einzelner nur 
landſäſſiger oder reichSmittelbarer Corporationen und Etifter, welche in 
den an Frankreich abgetretenen Gebieten auf dem finfen Rheinufer fich 
damals noch befanden, bezogen werden kann, je weniger der gedachte, den 
9. Februar 1801 geichloffene Frieden einer Aufhebung folder Stifter er 
wähnt, die vielmehr erft im Juni 1802, nach der Verklagten eigenem An- 
führen, ftatt gefunden bat. 


So wenig daber der angeführte Friedensſchluß auf die Schulden ein. 
jelner Privaten des linken NMbeinuferd anwendbar ft, eben fo 
wenig ift ſolches in Anſehung ter Schulden irgend eines ſolchen Stifte 
zulallig, welches damald noch fortbeftand und für die Tilgung feiner 
Schulden felpft zu haften hatte, gleihwie ja’ auch Peinem Unterthan des 
linfen Rheinufers fein auf der rechten Nheinfeite belegened Vermögen 
im Mindeſten befchranet, noch verändert wurde. 


Erft dur die, im uni 1802 von Frankreich befchloffene Aufhebung 
des hier in Frage ftehenden und mehrerer anderen Stifter auf dem Tinten 
Rheinufer, entftand für den fecularifirenden Staat, vermöge allgemeiner 
Rechtsgrundſätze, die Berpflihtung, auch die Schulden des von ihm aufges 
bobenen Stifte zu berichtigen, und, in fo fern ein Theil des Ber: 
mögens folcher aufgehobenen Stifter auf dem rechten Rheinufer (mithin 
außerhalb Frankreich) belegen war, von Deutfchen Fürſten aber nun gleich 
falls, wegen der erfolgten Aufhebung des Stifte, eingezogen wurde, in fo 
fern wurde bierdurch nunmehr auch für dieſe die Berbindlichteit begründet, 
den, namentlich auch mit einer Generalhypothek verfehenen, Gläubigern; 
wenigſtens pro rata gerecht zu werben, indem es insbefondere dat, bei 
dermaligen Austrägalftreitigkeiten al8 Entſcheidungsquelle zu betradhtende, 

Befchlug der Bundetverfammlung vom 16. Juni 1816, Art. TIL 
‚Rum. 7. 
gemeine Deutſche Recht mit fich bringt, daß der Sistus bei allen Arten 
von Bermögenseinziehungen, oder Anfall, die auf ſolchem Vermögen ruben- 
den Schulden bis zu deſſen Betrage zusörberft tilgen muß. 
L. 11. D. de jure fisci. 
L. 2. C. ad L. Jul. de vi publ. vel priv. | 
Anton Peregrini resolut. de jure et privileg. fiscı. 1633: 
Lib. 5. e. ı. n. 53. segqg» 
von Schröoöter in Finde und Marezoll Zeitichrift für Civilrecht 
und Proceß, 10. Band, ©. 106 ff. 
Car. Adolph. Sehmidt, de suctessione fisci in bonä vacantia: 
Jenae 1836. |. X. 

Für die Anwendung diefer Grundſätze auf den worliegenden all eines 
von Frankreich aufgehobenen, allein auch auf dem rechten Rheinufer bes 
gütert geweſenenen Stifte, 'gibt der $. 76. bed Reichsdeputations⸗Abſchiedes 
von 1803 ein einleuchtendes unterftüßendes Argument, während der ges 
nannte Neichsdeputationd- Schluß im Mebrigen lediglich in Anſehung der 
Landes ſchulden und deren Tilgung, keineswegs aber auch wegen Befrie 

Seondardt, über Austrãgalverfahren. 67 
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digung der Gläubiger eines, in einem cedirten Staatsgebiete, folgeweife an 
Frankreich mit abgetretenen, fodann aber aufgebobenen Stiftd, irgend eine 
befondere Borfchrift ertheilt. Denn der erwähnte Artikel 76. erkennt 
die Berpflihtung der Deutfchen Fürſten namentlid) an, Mitglieder und Diener 
einedenufgebobenen Stifts des lin ken Rheinufer aus den Einkünften der 
auf dem rechten Ufer befegenen Bermögenstheile, welche eingezogen wurden, 
zu verforgen, mithin einen Theil derjenigen Obliegenheiten zu erfüllen, 
welche von dem Stifte felbft, fo lange es beftand, erfüllt werden mußten, 
mwiewohl die natürliche Beſchränkung auf den Ertrag der in Deutfchland 
belegenen Pertinenzien bier hinzugefügt, folglich vorausgeſetzt if, daß «Der 
übrige Antbeil folder Obliegenbeiten von dem Inhaber des Reſtes von Tem 
Stiftövermögen, namentlich auf dem linken Rheinufer, zu tragen ſev. 


Diefen Rechtsgrundſaͤtzen gemäß, hätte daher fhon damals zwifchen der 
Krone Frankreich, als Befikerin des größern Theild von dem Vermögen 
des Stift »zu unferer lieben Zraus in Worms, und dem Großherzogthume 

Heſſen eine verhältnigmäßige Concurrenz zu Tilgung der Stiftsſchulden 
ftatt finden müflen, über weldye auch unterhandelt feyn mag, wegen ter 
aber, da folhe Unterbandlung unbeendigt geblieben ift, das Erforderliche 
noch jetzt nachgeholt werden muß, in fo fern kein Tilgungsgrund Diefer 
Verpflichtung etwa fpater eingetreten if. Denn den Gläubigern bat an 
ihrem wohlbegründeten Rechte, und namentlich aud an ihrer hypothekariſchen 
DBerfiherung auf Stiftögüter, durch Die gefchehene Aufhebung des Stifts 
Nicht entzogen werden Pönnen, weil in diefer eine nur einfeitige fremte 
Handlung, ohne nachtheiligen Erfolg für die Gläubiger, zu finden if. 
Wären diefe hingegen bewogen worden, ihre Anfprüde in das große Schufd- 
buch der franzöfiihen Nation eintragen zu laffen, fo würde das eine No: 
sation enthalten, durch welche ihre Forderung eine andere rechtliche Natur 
zufolge ihrer Zuftimmung erhalten ‚hatte. Darum murde auch in dem 
Parifer Grieden vom 30. Mai 1814, Artifel 21. ausdruͤcklich feſtgeſetzt, 
daß diejenigen Gläubiger der an Frankreich abgetreten gewefenen, und nun 
wieder an Deutichland zurüdgefallenen Staaten ded Iinfen Rheinufers, 
denen eine Infeription in dad erwähnte franzöfifhe Schuldbuch nicht bereits 
wirklich bewilligt worden fey, ihre Befriedigung von Frankreich aud 
nicht zu erwarten bätten, fondern vorzüglid, wenn fle eine auf die zurück⸗ 
fallenden Lande beftellte Hypothek gehabt hätten, diefen Landen ſelbſt zur 
Laft bleiben müßten. Zwar ift es hierbei zweifelhaft, ob der: in gedachten 
Artikel gebrauchte Ausdruck: 

»Les dettes spe&cialement hypothequees dans leur origine« 
auf Hypotheken, die in Anfehung ihres Objects nur fpecielle geweſen 
waren, im Gegenfabe der Generalbypothefen ausichließend bezogen worden 
fey, oder ob nicht vielmehr dadurch habe angezeigt werben follen, daß jedes 
jurücfallende Territorium nur allein für feine Schulden, und nicht 
auch für die der übrigen Deutichen Zander verhaftet bleiben folle; allein 
man mag bierüber eine Meinung annehmen, welche man will, fo bleibt 
auf jeden Fall ausgemacht, dag in Anfehung der Rechte eines auch. nur 
mit Generalhypothek verfehenen &läubigers, welcher eine franzöfliche Ins 
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feription noch nicht erbalten hatte, durch ben erwähnten Friedens⸗ 
artifel darum Nichts verändert feyn fönne, meil eines ſolchen Falles weder 
an diefer Stelle, noch auch in dem übrigen ganzen Friedensfchluffe im Min⸗ 
deften gedacht ift, fo daß die vorhin entwidelten Grundiäße in Betreff 
diefer Sattung von Gläubigern (zu weldher die bier in Zrage ftehende Men- 
gerfche Darlehnsforderung gehört) eine ungelhmälerte Anwendung finden 
müſſen. 
Wenn ferner 
IL die verklagte Staatsregierung zu ihrer Befreiung von den Anſprüchen 

des in Frage ſtehenden Stiftungsgläubigers ſich darauf berufen hat, daß ſie 
ihre Beſttzungen auf dem linken Rheinufer, und fomit auch die darin bes 
findfiben Beftandtheile des Stiftsvermögens, durch einen onerofen Vertrag 
von der Krone Defterreich erworben habe, fo kann dieſes an ſich richtige 
Anführen fhon deßhalb nit in Betraht fommen, weil die Rechte eines 
hypothekariſchen Släubigers, mag derfelbe eine generelle oder fpecielle Hy» 
pothef haben, durch ohne feine Zuftinnmung gefchehene Beräußerung eines 
damit befafteten Gegenftandes befanntlich nicht aufgehoben werden. 

L. 12. C. de distractione pignorum. 

L. 15. C. de pignor. et hypoth. 

L. 18. $. 2. D. de pignoratitia actione. 


Es kommt aber noch hinzu, daß in dem Abtretungsvertrage, welchen 
die Krone Defterreih mit Bayern unter dem 14: April 1816 abgeſchloſſen 
bat, Artikel X. feftgefegt worden ift, daß die älteren Schulden, welche auf 
den, einer jeden diefer contrabirenden Mächte zugefallenen Rändern bereits 
früber hyyothekariſch gehaftet haben, von derjenigen Regierung übernommen 


werden follten, welcher das Land, Kraft dieſes Vertrags, zu Theil werde. 


de Martens, Supplement au recueil des principaux traites etc. 
Tom. VII. pag. 15. s 


Hiernach kommt es alſo, in Beziehung auf die vorliegende Gtreitfrage, 
lediglich darauf an, ob die jenfeits rbeiniihen Befigungen der verklagten 
Megierung mit dergleichen älteren GStiftsfhulden belaftet waren, was in 
Hinfiht der ‘Diengerichen Forderung, nad) der bisherigen Ausführung, feinen 
Zweifel leidet. 

Endlich hat zwar 

II) die Krone Bayern fi zu ihrer Vertheidigung auch darauf berufen, 
daß während die auf dem linken Rheinufer gelegenen Gebiete im franzoͤſi⸗ 
fhen Befige fi befunden haben, Mehreres veräußert worden fey, was zu 
dem Bermögen des Stifts »zu unferer lieben Frau« in Worms gehört 
babe, und daß, ald Entihädigung für ſolche Veräͤußerungen, der klagenden 
Staatsregierung eine gewiſſe Summe, zufolge des Vertrags vom 25. April 
1818, von Frankreich vergütet worden, daher die Klägerin auch allein den 
Släubigern des gedachten Stifts wegen ihrer Anſprüche gerecht zu merden, 
verpflichtet fey: Es if aber ſchon oben, bei dem Auszug aus der Klage 
ſchrift, bemerkt worden, daß ſich dad Großherzogthum Heſſen ausdrücklich 
bereit erklärt hat, den Stiftöglaubigern einen verhältnißmäßigen Antheil an 
der von Frankreich gezahlten erwähnten Entihadigungsfumme zuzugeftehen. 
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Gerner ergibt die in dem Slagenachtzag "enthaltene Eperification des 
Stiftsvermögens, nebit der dazu gehörigen ‚Beilage, daß der Ertrag derjeni⸗ 
gen Dermögensftude, welche Frankreich veräußert hat, namentlih in jenes 
Verzeichniß mit aufgenommen worden ift, und fih unter der Totalſumme 
des Ertrags von dem ganzen Stiftsvermögen mitbegriffen findet. 

Daher fann eine völlige Befreiung der verflagten Regierung von aller 
Concurrenz zur fraglihen Schuldentilgung, aus der angeführten Thatſache, 
insbefondere mit Rüudfiht auf die bypothefarifhen Redte des Glän⸗ 
biger6 Menger, nicht nur nicht hergeleitet, fondern auch ihrer Seitd mehr 
. nicht gefordert werden, als daß diefe veräußerten Pertinenzien, gleich «als 
ob fie noch vorhanden wären, mit angeihlagen und deren Betrag von Der 
Plagenden Regierung vertreten werde. 


Nach allem bisher Ausgeführten muß alfo die verflagte Krone Bayern 
für rechtlich verpflichtet erachtet werden, zu Tilgung der Schulden des frag: 
lihen Stifte, namentlih aber zu Berichfigung der Forderung ded Bürgers 
enger von Worms, ein unter Generalhypothef erborgtes Darlebn von 
5,000 Gulden rheinifch nebft Zinfen betreffend, mit beizutragen. 

Da jedoch der hohe Bundesbeſchluß vom 12. April 1832 nicht allein 
die ſe Borfrage, fondern ferner auch die Beftimmung desjenigen Antheils, 
weichen, neben dem Großherzogthume Heſſen, die Krone Bayern bei Der 
flreitigen, erwähnten Sculvdentilgung zu übernehmen verpflichtet fey, anf 
das Erfenntmiß des biefigen Tribunals, als Austrägalgerichts, ausgefebt Bat, 
fo bleibt nunmehr die Rechtfertigung der in vorftehendem Urtheile enthal— 
tenen Beftimmung dieſer Quote annoch hinzuzufügen übrig. 

Die Magende Staatsregierung bat in ihrer Stlageihrift darauf ange- 
tragen, daß der Beitrag beider Theile zu jener Schuldentilgung nach dem 
Verhältniß des jährlihen Ertrags der von der Beklagten befeffenen Ber: 
tinenzien des oftgenannten Stifts, zu dem Gefammtertrage des Stiftsver⸗ 
mögen, wie folches am 1. December 1802 noch beftanden habe, beftimmt 


werden möge. | 
Gegen diefen Mapftab der Eoncurrenzbeftimmung, bat die verFlagte 
Staatöregierung inihrer Einredefchrift auch gar Nichts erinnert, und es 
iſt daber, nicht fowohl der Grund werth der Gtiftspertinenzien — welcher 
ohnehin ohne deren Peräußerung faum mit Gicherheit auszumitteln fepn 
möchte — als vielmehr der Ertragsanfhlag zum Theilungsprincip, zufolge 
übereinftimmender Anficht beider Intereffenten,, bei gegenwärtiger Entſchei⸗ 
dung anzunehmen, dabei auch der vorgefchlagene Termin, nämlich der 1. Des 
cember 1802, um fo mehr zur Norm zu nehmen geweien, weil, laut des 
Reichödeputations » Abichieded von 1803, Art. 43. diefer Tag als Anfangs. 
termin für den Genuß der den Deutichen Fürſten zugetheilten Entſchaͤdigungs. 
 Iande beftimmt worden ift, mithin aud bei der klagenden Staatsregie⸗ 
rung nicht angenommen werden kann, Daß diefelbe bereits zuvor diejenigen 
Beftandtheile des fraglichen Stiftsvermögens benutzt babe, welche ihr mit 
den Gntichadigungslanden auf dem rechten Rheinufer zugefallen find. 
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Zwar bat die Beklagte das, mas in der Einredeſchrift hinſichtlich 
jenter Frage zu beſtreiten unterlaffen war, in ihrer Duplik nahzubolen 
veriwcht, und ausführlich Dagegen ſich erfiärt, daß es bei der Goncurrenz- 
beſtimmung zur Stiftöfhuldentilgung nur auf denjenigen Betrag des Stifts⸗ 
vermögens anfomme, welchen dafielbe am 1. December 1802 noch gehabt 
habe, ‚indem ohne Zweifel bei der früher am 9. Juni deſſelben Jahres ers 
folgten Aufhebung des Stifts, außer den Immobilien, auch noch Pretiofen 
und andere Mobilien vorhanden gewefen feyen, deren Betrag die Geſammt⸗ 
fumme des Stiftövermögens erhöhen müſſe. 

Allein Diefe Einwendung ift nicht nur verfpätet, und, nach Borfchrift des 
Sroßherzoglich⸗Sachſen⸗Weimariſchen Geſetzes vom 12. April 1833, die Ads 
kürzung und Berbefferung des Prozeßverfahrens betreffend, $. 12. und 46. 
auch ohne vorhergehende Ungehorfamsanflage, von ſeldſt präcludirt, fondern 
Re würde auch, wenn fie noch zuläfig geweien wäre, zu unbeſtimmt 
und generell vorgetragen ſeyn, um- in gegenmwärtigem Falle in Betracht 
gesogen werden zu können. Denn die bloße Möglichfeit vorhanden ges 
weſener Vretiofen und Mobilien des Stift kann nicht hinreichen, um die 
von der Plagenden Regierung gelieferte Berechnung des gefammten Stifts⸗ 
vermögens zu widerlegen , fondern ed würde vielmehr eine beftimmte 
Angabe wirklich vorhanden gemefener Mobilien ıc. dazu erforderlich ge 
weien jeyn, um die Elagende Regierung zu einer beitimmten Einlaſſung 
bierauf zu veranlaffen und, nöthigenfahs, nody ein Beweisverfahren hierüber 
unter der Vorausſetzung zu eröffnen, daß zugleich behauptet wäre, 
die Plagende Staatsregierung felbft, oder die Krone Frankreich‘, babe ſich 
diefe Mobilien zugeeignet, und müfle daher deren Werth vertreten. 
Denn ohne dieſe letztere Borausfegung würde die bloße ehemalige Eriftenz 
folder Stiftsmobilien für den gegenwärtigen Gtreit über Concurrenz 
jur Schuldentilgung von gar Feiner Erheblichkeit ſeyn. Von dem Allen 
enthaͤlt aber die Duplikſchrift gar Nichts. 

War demnach ſoviel als ausgemacht zu betrachten, daß beide Theile 
die Schulden des fraglichen Stifte, und namentlich die, unter Geueral⸗ 
hypothek des Stiftävermögens, bei der Wittwe Eſther Menger zu Worms 
erborgten 5,000 Gulden rheinifch nebft Zinfen, nach der angegebenen Pro» 
yortion des jährlichen Ertrag vom innebabenden Stiftövermögen gemein» 
fhaftlih zu tilgen verbunden find; fo entftand nur noch die Frage, ob in 
dem vorftebenden Urtheile dieſer Concurrenzmaßſtab lediglich im Allge⸗ 
meinen ausgeſprochen werden follte, oder ob nicht vielmehr das beſtimmte 
Zablenverhältnig dafür anzugeben ſey, welches fih aus der Specification 
ergibt, die in dem Klagenachtrag und deſſen Beilage enthalten if. 


Beide Theile haben, üubereinftimmend, Erftered für genügend erflärt, 
indem fie fi über die Anwendung des Maßſtabs ihrer Eoncurrenzpflidt 
demnächſt außergerichtlich vereinigen würden. Das "unterzeichnete Austraͤ⸗ 
galgericht hat ſich aber Durch dieſen einflimmigen Antrag beider Theile nicht 
tönnen abhalten laſſen, fofort ein beſtimmtes Zahlenverhäftniß für die bei⸗ 
derfeitigen Beiträge zu der fraglihen Schuldentilgung durch gegenmwärtiges 
Erfenntniß ſelbſt feſtzuſetzen. 


902% Abrh.L,Abfh.3,5.12,B.— Mainz. u. Wormſ. 


“ Denn, wenn es gleich bei gewöhnlichen fchiedßrichterlichen Entſcheidungen, 
welche fih auf ein eigentlihed Compromiß der Sutereffenten gründen, vor 
der Willführ diefer Letzteren abhängt, die Streitfragen zu beftimmen, welche 
ben Gegenfland der Entfcheidung abgeben follen, fo laßt fih doch dieſer 
Brundfas nicht auf Austrägalfachen anwenden, welche unter der Zeitung 
der hoben Bundesverfammlung, zufolge der Bundespflihten der 
boben Betheiligten, nad) vergeblidh verfuchter Güte, zur Entſcheidung 
eınes oberfien Gerichtshofs, als Austrägaigerichts, verwielen werden, indens 
der Art. VI. Des Bundesbefchluffes vom 16. Juni 1817 in Anfebung dieſer 
Angelegenheiten beftimmt, Daß der erwählte Gerichtöhof dergleichen Streitige 
Peiten, nach feiner Progeßordnung, ganz in derfelben Art zu inftruirem 
babe, wie die bei demfelben zu verbandelnden fonftigen Rechtsſachen. Nach 
den bei dem hiefigen Tribunale geltenden Prozeßgeſetzen hängt es aber kei- 
neswegs von der Willkühr der ftreitenden Darteien ab, einen Theil des zur 
gerichtlichen Eroͤrterunz gediehenen Rechtsſtreits der richterlichen Cognition 
zu entziehen und vorläufig unentſchieden zu laſſen, indem hieraus eine un« 
auläflige Vervielfältigung gerichtliher Nechtöftreitigkeiten entfliehen würde; 

I» 10. GC. de judiciis, 
pielmehr muß das abzufaſſende Endurtheil die ganze Gtreitfrage, ſoweit 
dDiefelbe noch unerledigt vprliegt, mit möglihfter Beſtimmtheit beurtheilen 
und fich dabei keiner bloß allgemeinen Ausſprüche bedienen. 

L. 3. et 4, C. de sentontia quae sine certa quantitate (7« 46.). 


Aus dieien Gründen bat dad unterzeichnete Oberappellationegericht Die 
anfänglich eingereichte Klage für genügend eben deßhalb nicht gehalten, 
weil es In derfelben an einer umfaflenden Befchreibung des in Frage ſtehen⸗ 
ben Etiftövermögens fehlte, und daffelbe bat daber den Nachtrag, welcher 
Biefem Diangel abgeholfen hat, durch einen befondern Beſchluß veranlaßt, 
fodann auch der verflagten Gtaatsregierung die namentliche Aufforderung 
zugehen laflen, gleichfalls auf dieſen Nahtrag und auf deffen Bei. 
Tage fih fpeciell einzufaflen, wie foldhes das Großherzoglich⸗Sachſen⸗ 
Meimarifhe Geſetz vom 12. April 1833, die Abkürzung und Berbefferung 
des Progeßverfahrens betreffend, $. 14. ausdrücklich verordnet. „Hat num 
dem ungeachtet die verklagte Staatsregierung fih nicht beftimmen 
laffen, dieſer geſetzlich feſtgeſetzten Opliegenheit zu genigen, fo trifft 
fie von ſelbſt der Rechtsnachtheil, welcher für dergleichen Unterlaflungen in 
dem erwähnten Geſetze, fo wie in der Austrägalladung vom 27. Februar 1834 
angedrobt ift, und in einem ſtillſchweigenden Gingeftändniß der nicht bes 
antworteten Thatſachen beſtehen foll. 

Es läßt ſich auch nicht einmal zugeben, daß der oben ausgezogene Theil 
der Einredefchrift ($. 27.) die Stelle einer verneinenden Ginlaffung in Bes 
jiehung auf denjenigen Revenüenertrag vertrete, welcher in dem Nachtrag zur 
Klage, ald von der Krone Bayern felbft zu den Bundestags Protoßollen an⸗ 
gegeben, bezeichnet if. Denn in diefer Stelle ift eingeräumt morden, daß 
eine größere Rentenfumme allerdings von der Krone Bayern bei den Buns 
Destags: Verhandlungen angegeben fey, und es wird au in Abrede geftellt, 
daß die Verklagte 
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»im Beſitze derjenigen rentbaren Objecte ſey, welche in ber Klage⸗ 
nachtrags⸗Beilage, unter der Abtheilung B, verſchieden von denjenigen 
aufgeführt find, die unter der ermeldeten größeren Bayeriſchen An⸗ 
gabe begriffen wurden ; denn die als verfchieden ericheinenden, wurden 
fhon unter der franzöfifhen Regierung veräußert.» 


Was bier alfo geläugnet ift, betrifft gar nicht die Richtigkeit der Ren⸗ 
tenfumme, welche von der Derflagten felbft ald ihre dermalige jährliche 
Ginnahme fangegeben war, und worauf ed gegenwärtig allein ankommt, 
fondern bezieht ſich lediglich auf Die unter Lit. B in der Beilage zum Nach⸗ 
trag der Klage fpecificirten Pertinenzien des Stiftsvermoͤgens, ift jedoch 
feloft in diefer Hinfiht nicht einmal auf die einzelnen Angaben jenes 
Verzeichniſſes gerichtet, und entfpricht daher den Vorſchriften des vorhin 
angeführten hierländiſchen Prozeßgeſetzes keineswegs, fondern muß, ald nicht 
gehörig beantwortet, einem Geſtändniß ebenfalls gleich geachtet werden. 


Das Refultat hiervon befteht darın, daß die von der Plagenden 
Staatsregierung angegebene Summe von vier taufend fünf hundert 
fünf und fiedbenzig Gulden 17 Kreuzer rheinifh, ald der richtige 
Sefammtbetrag der Nevenüen des Gtiftsvermögend des Collegiatſtifts 
»zu unferer lieben raus zu Worms angenommen und daß fodann die 
jährlihe Einnahme von zwei taufend vier hundert neun und neum 
zig Qulden 58 Kreuzer rheinifch als derjenige Antheil betrachtet wird, 
weichen die Krone Bayern von jenem Stiftövermögen gegenwärtig befitt 
und genießt. 

Hieraus folgt dann aber ferner, daß nach diefem Zahlenverhältniß die 
Beiträge beider ftreitenden Theile zu Tilgung der Schulden des genannten 
Stifts, und namentlich zu der Bezahlung des Anlehns, welches im Jahre 1797 
bei der Wittwe des Bürgers Menger zu Worms von genanntem Stifte aufs 
genommen ift, regulirt werden müflen, und zwar, nicht allein in Beziehung 
auf den Abtrag des Capitals, fondern au in Anfehung der zu berich- 
figenden, rüdftändig gebliebenen Zinfen, zu welchen Lestern jedoch das Groß⸗ 
herzogthum Heſſen einen Beitrag von der Krone Bayern, in dieſen Ncten, 
nur feit dem 1. Mai 1816, ald dem Zeitpunfte verlangt hat, wo die Ber: 
‚Magte in den Befig ihres Antheild an dem Stiftsvermögen gelangt iſt, wie 
ſolches von diejer auch ausdrücklich eingeräumt worden. 

Der Inhalt des vorftehenden Urtheils rechtfertigt ſich, foweit folder 
die Hauptfache betrifft, hierdurch vollftändig, und ift nur noch die Ente 
fheidung des, laut Art. 5. a. E. des Bundestags-Befchluffes vom 3. Auguft 
1820, nah gemeinrehtlihen Grundfäßen zu beurtheilen geweſenen 
Koftenpunfts zu gedenfen, indem die verflagte Staatsregierung zum Erfaß 
der durch gegenwärtigen Austrägalftreit verurfachten Prozeßkoſten verurtheilt 
worden ift. 

Diefed bat nun aus dem Grunde nicht umgangen werden Fonnen, 
weil weder zweifelhafte Rechtsfragen bei der gegenwärtigen Entſcheidung 
vorlagen, noch audy ed dabei auf Thatfachen ankam, welche erft einer weitern 
Aufklärung bedurft hätten, die Verklagte vielmehr alle Thatfachen, worauf 
es dermalen ankam, sheild in der That eingeräumt bat, theild ſolche, wegen 
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unterlaflener geböriger Einlaffung, als eingeflanden betrachtetäwerden mußten. 
mithin keine Thatumftände übrig geblieben find, welche der Verklagten, ale 
ihr nicht befannt, zur Seite geftanden hätten. 

Wenn man nun die Berbindlichkeit zu Erftattung der Prozeßkoſten le⸗ 
diglicdy als eine Art von Schadenerfab zu betrachten bat, wie ſolches gegen: 
wärtig faum mehr bezweifelt wird, 

Adolph Dietri Weber, über die Prozeßkoften. 5. Ausgabe. 1911. 

S. 11,—23. und 3% ff. 

Borf, über die Erftattung der Prozeßkoſten. 1812. S. 84. ff. 
fo konnte es auch keinen Anftand finden, die verklagte Krone Bayern für 
fhuldig zu erachten, der klagenden Staatsregierung diefen Erſatz zu leiften, 
indem ed der Erftern an hinreihenden Gründen gebricht, weßhalb fie Die 
begehrte Beitragsleiftung zu der fraglichen Scuidentilgung bis jegt ver- 
weigert hat. 

Solchem Allen zufolge hat anders, als gefchehen, nicht erfannt werden 
Pönnen. 

Beſchloſſen Jena den 1. December 1836, und urkundlid unter tes 
Großherzoglich⸗ Sachlen » Weimar : Eifenachifhen und Geſammt-Oberappel⸗ 
fationdgerichtö, als erwählter AusträgalsInftanz, größerem Siegel und ge 
wöhnlicher Unterſchrift ausgefertigt. 


(L.S.) Anton Schr. v. Ziegesar, Dr. 


" gef. 5. Srauke. 


Dauptreg. Num. 783. 
ad num. civ. 198.| *2 1835. 
'E. O. 
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der Inhaber Kölnisch- Landständischer Obligationen, wegen 
rückständiger Sinsenzahlung aus den Jahren 179% bis 41848. 





Sm Jahre 1832 erflattete der Königl. Bayeriſche Gefandte, 1632. 
Namens der NeclamationdsCommiflten, Sess. V. $. 33. ©. 186. 
zuerft Vortrag über eime unter Ziff. 20. der Eingaben von 1831 
und 1. der von 1832 eingegangene Beichwerde ber Inhaber 
Koͤlniſch⸗ Landftändifcher Obligationen, nähmlich des Samuel 
Baruch in Bonn, für 13,000 Rthlr. Capital, ded Groote für 
fich und feine Miterben, M.v. Kempis in Köln, für 28,000 Rthlr. 
Bapital, und des J. 3. Nilkens zu Koblenz, für 56,000 Rthlr. 
Enpital, und zwar im Betreff ber aud den Jahren 1795 bis 
1815 rüdftäudigen Zinfenzahlung. 

In dieſer Borftellung iſt angegeben: 

Die Kölnifchs Landftändifchen Schulden feyen während der 
franzöfiichen Verwaltung des linken Nheinufere bie Ende 1813 
unberichtigt geblieben, weil diefe Schulden wegen der Lage bed 
Kurkölnifchen Erzftiftes auf beiden Seiten des Rheins zwifchen 
mehreren Staaten theilbar geweſen. 

Nach dem Frieden vom 30: Mai 1814 fey auch Die theilmeife 
Berichtigung diefed Gegenftandes erfolgt. 

Der Theilungsmaßſtab diefer Schulden für die Zeit des 
frangöfifchen Beſitzes der Kurkölnifchen Lande auf dem linken 
Rheinufer ſey folgender geweſen: 

Au 1000 Francs Capital habe es 

Sranfrih . . 2 0 0. 897 Francs 20 Centimes 
Br :» 2: 2 2 2 2 2. DB er 47 
Rum. -. 2 2 2 222 I 33 


zuſammen 1000 Francd — Centimes 
betroffen. 


Frankreich habe im Jahre 1819 den Antheil feiner Zinfen 
bis zum Ende 1813 auöbezahlt. 
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. Bon 1814 an, ſey die ganze Verzinſung dieſer Schuld Preuſſen 
zur Laft gefallen, welches in Beſitz des ganzen Kurſtaats Köln 
gefommen ſey. Das Preuſſiſche Gouvernement habe biefelbe 
Berzinfung geleiftet, auch vor mehreren Jahren den kleinen 
Zinfenrüdftand bis 1814, der auf das vormalige Grßhzgth. Berg 
gefallen, abgetragen. 

Gegenwärtig ſey nur noch der Zinfenrüdftand vom 5. Mai 
1795 bis zum 1. Suli 1815 zu berichtigen, welcher auf ben 
bis zu diefem Tage zu Naſſau gehört babenden Theil des Erzſtifts 
Köln nad) dem oben angegebenen Mapftabe falle. Die Kölniiche 
Landftändifchen Gläubiger hätten früher den Generalfecretär 
Körfgen aus Aachen beauftragt, die Auszahlung diefer Rückſtäͤnde 
zu erwirten, ba weber das Preuffiiche noch das Naflauifche 
Gouvernement Anftalten getroffen, diefe Berichtigung anzuordnen. 
Diefer Mandatar habe ſich zu dieſem Behufe i. 3%. 1819 nad 
Wiesbaden begeben, von dem Hzgl. Staatsminifterio jedoch ben 


Beicheid erhalten, daß, da ſaͤmmtliche von Naſſau befeflenen 


Kurfölnifchen Landestheile an Preuffen abgetreten feyen, die Gläus 
biger fich wegen diefer Rückſtaͤnde lediglich an bie Königl. Preuflifche 
Regierung wenden müßten, weldye, nad dem am +3, ‘December 
1816 abgefcloffenen Receffe, für die abgetretenen Landestheile 
die Verpflichtung übernommen habe, alle am 1. Suli 1815 hierin 
vorhanden gewefenen Pafliv- und Ausgaben-Rüdftände, welche 
den mit den Activen übernommenen Kaffen zur Laft gefallen, zu 
berichtigen. 

Da diefer Neceß wirklich mit feiner Sylbe erwähne, daß 
Naſſau von diefen Zinfenrüdftänden Etwas zu berichtigen habe, 
obgleich bie Theilnahme an anderen Landeöfchulden, als: der 
Trierifchen und anderer, barin ausdrücklich ftipulirt ſey, fo hätten 
die Gläubiger den ergangenen Naffauifchen Beſcheid den Ver⸗ 
hältniffen angemeffen erachtet, und ſich an das Königl. Preuffifche 


Gouvernement gewendet. 


Allein bei diefem ſeyen alle ihre Bemühungen, die Aus⸗ 
zahlung zu erwirfen, erfolglos geblieben. Der erfte, Anfangs 
des Jahrs 1827 gehaltene, Rheiniſche ProvinzialsTandtag habe 
die Gläubiger veranlaßt, eine Bitte an den Thron Sr. Majeftät 
des Königs zu richten, und darin die Auszahlung diefer Rückſtaͤnde 
zu reclamiren. 
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Se. Majeftät hätten geruht, durch den $. 21. des Lands zasa, 


tagsabfchieved vom 13. Suli 1827 darauf zu eröffnen: 
„daß wegen der gedachten Rüdftände vorlängit Verhands 
lungen mit ber Herzoglich⸗Naſſauiſchen Regierung eins 
geleitet jeyen; eine Entfcheibung aber, wenn eine gütliche 
Bereinigung nicht getroffen werben Tönne, bei der Bundes 
verfammlung veranlaßt werden würde. « 


Da zu Ende ded Jahrs 1830 eine Entfcheidung in dieſer 
Sache den Gläubigern noch nicht zugelommen fey, fo hätten 
diefe unterm 28. et. beffelben Sahres ihr Anliegen allerhöchiten 
Orts abermals in Anregung gebracht, worauf fie die dieſem Vor⸗ 
trage beiliegende (Prot. Lit, A. S. 160.) Entſchließung der Königl. 
Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten und ber "Finanzen 
vom 14. Dechr. 1830 erhalten hätten, aus welcher hervorgehe, 
daß die Königl. Preuflifche Regierung fich zur Berichtigung ber wen 
den fraglichen Gapitalien bis zum 1. Juli 1815 rüdftändig geblies 
benen Zinfen nicht verpflichtet erachte, jedoch Alles gethan habe, 
um eine baldige Entfcheidung diefer zwifchen ihr und der Hzgl. 
- Raffauifchen Regierung beftehenden Differenz herbeizuführen. 

Zu diefem Ende habe man Preuffifcher Seitd verfucht, bei 
dem über das Kurtrierifche Schuldenwefen beftehenden Austrägals 
prozeffe bei dem Königl. Hannöverifchen Oberapp. Gerichte in 
Celle wegen dieſes Kurfölnifchen Schuldenwefend gegen Naſſau 
eine Widerklage zu ftellen, die jedoch von dem Auöträgalgerichte, 
als in Feiner wefentlichen Verbindung ftehend, zurüdgewielen 
worden fey. 

Das Königl, Preuffiiche Gouvernement habe hierauf ſich 
an die Hzgl. Naſſauiſche Regierung gewendet, um im Wege eines 
nachtraͤglichen Compromiſſes zwifchen beiden Negierungen die 
Entfcheidung der noch übrigen Differenzen in der Kurkölnifchen 
Schuldenſache demfelben Gerichtähofe gemeinfam zu übertragen, 
ba das Austrägalgericht die ganz ähnliche und auf dem nähmlichen 
Receſſe beruhende Kurtrierifche Schuldenfache zu entfcheiden habe. 
Allein auch diefer Antrag habe bei Naffau keinen Eingang gefunden, 
welches das Verfahren in der Kurtrierifchen Sache, wo möglich, 
durch Nichte verwicelter zu machen wünfche, damit deffen Ers 
ledigung bald erfolgen köͤnne. Bon Königl. Preuffifcher Seite 
müſſe man daher diefe Entfcheidung gleichwohl abwarten, bie 
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1422, vielleicht die Hzgl. Naffanifche Regierung zu einer gütlichen 
Verftandigung über das Kurkölnifche Schuldenwefen geneigter 
machen dürfte. 

Sollte diefe Erwartung jebody nicht erfüllt werben ‚ge 
werde man von Seiten Preuffend auf Einleitung des bundesver⸗ 
faffungsmäßigen Austrägalverfahrene antragen, um die Sadıe 
zum Schluffe zu bringen. 

Die Gläubiger hätten jedoch bei dem Inhalte dieſes Beſcheides 
ſich nicht beruhigen Tonnen, und ſich daher in einer Eingabe vom 
26. März v. 3. an das Königl, Diinifterium gewändt, und hierin 
ausgeführt, daß 

1) die zwifchen Naffau und Preuffen beftehenden Discuffionen 
wegen ber Theilung der Kurtrierifdyen Schulden den 
Gläubigern der Kurkfölnifchen Kandesfchulden ganz fremd 

\ „ feven, und baraus fein Rechtsgrund abgeleitet werben 

Fünne, den Kölnifchen Gläubigern den Antheil ihrer Zinfen: 

rüdftande vorzuenthalten; 

2) daß irgend eine Verbindung der Rechtöverhältniffe Preuſſens 
zu Naffau in Abficht des Kurfölnifchen Schuldenweſens 
mit dem Nechtöftreite wegen des Kurtrierifchen Schuldens 
wefend gar nicht gefunden werden Fünne, inbem bei dem 
Kurtrierifchen Schuldenweien Naffau, wegen der feinem 
Staate einverleibten heile bes ehemaligen Kurfürſtenthums 
Trier, ganz andere Verpflichtungen als bei den Schulden 
des ehemaligen Kuritaats Köln habe, wovon Naffau Nichte 
beſitze; 

3) daß den Glaͤubigern ein Klagerecht gegen Naſſau nicht 
zufiche, da bieſes durch feinen öffentlichen Vertrag Die 
Verpflichtung übernommen habe, diefe Rüdftänbe zu bes 
zahlen. Der Anfpruch könne mithin nur an Preuffen 
gemacht werben, welches alleiniger Befiter bes ſchuldenden 
Gebietes fey, und, wie der Receß vom 43. December 1816 
befage, die Einnahmerüdftlände aus der Zeit bid zum 
1. Suli 1815 bezogen habe und noch beziehe. 

Die. Glaͤubiger, welche hierauf die Anweiſung ihrer Rüdftände 
zuverfiehtlich erwarteten, hätten jedoch ben gleichfalld beiliegenden 
(Prot. Lit. B. ©. 162.) Befcheid der Koͤnigl. Meinifterien der ans 
wärtigen Angelegenheiten und der Finanzen vom 18. Febr. 1831 
erhalten, nach welchem es den Betheiligten nur überlaffen bleiben 
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fonne, wegen der verlangten Berichtigung ber bie zum 1. Juli 1815 1022. 
ruückſtaͤndigen Zinfen von Kurköolniſchen Landbftändifchen Obliga⸗ 
tionen, auf den Grund des Art. XXX. der W. Schl. Afte bei 

dem Deutfihen Bunde auf Einleitung des Austrägalverfahrene 
zwifchen Preuffen ımd Naſſau anzutragen, worauf dad Weitere 
werde veranlaßt werden. 


Ohne einen folchen Antrag der betheiligten Gläubiger bei 
‚der B. V. könne die Preuffifche Regierung die Sache nicht dazu 
angethan finden, um fogleich in der Eigenfchaft eined Klaägers 
gegen Naffau ald Berflagten bei der B. V. aufzutreten. 

In diefer Lage bleibe den Släubigern Nichts übrig, ale 
die Vermittelung der hohen B. V. anzurufen, um zu ihrer enblichen 
Befriedigung zu gelangen. Sie bemerken aber hierbei, daß Die 
Abrechnungsverhältniffe zwifchen Preuffen und Naſſau, und bie 
daraus entftandenen Streitigkeiten ben Befitern der Kölnifchen 
Schulden ganz fremb feyen, und ihnen daher nicht zugemuthet 
werben fünne, die Berichtigung ihred Guthabens von einem zwifchen 
“ diefen beiden Staaten noch erft einzuleitenden Austrägalverfahren, 
deffen Ende nicht abzufehen fey, abhängig zu machen. Nachdem 
feit dem Jahre 1816 über fünfzehn Jahre im tiefften Frieden 
verftrichen feyen, ohne daß die gütliche Einigung oder fonftige 
gerichtliche Entfcheidung der Differenzpunfte von ben betheiligten' 
Gouvernementd bewirkt worden fey, werde bie hohe B. V. nicht 
zugeben, baß ihrer Befriedigung weitere Zögerung in ben Weg 
gelegt werbe. 

Die Gläubiger ftellen demnach den Antrag: 

Daß bie hohe Bundesverſammlung die unvergögerte Auds 
zahlung diefer Ruͤckſtaͤnde nachdrüdlichft verordnen, und 
Dabei die Beichlußnahme, in wie weit ein Austrägalverfahren 
einzuleiten fey, dem betreffenden Gouvernement überlaflen 
möge, da die Gläubiger bei diefer Frage nad; obiger 
Auseinanderfegung durchaus nicht betheiligt feyn können.“ 

In dem beigefügten Gutachten der Commiſſion äußert ſich ıss=. 
S. 158. der Referent: das Geſuch der Reclamanten fey nicht — 
wenigftend nicht principaliter — dahin gerichtet, daß hohe B. V. 
in Diefer Sache nach Art. XXX. der W. Schl. A. eine Ausgleichung 
auf gütlichem Wege zwifchen den beiden betreffenden Bundesregie⸗ 
rungen verfuchen, und im Falle der Verſuch ohne Erfolg bliebe, die 


⸗ 
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2032, rechtliche Entſcheidung der Vorfrage: an wen ſich die Reclamantent 
mit ihrer Forderung zu wenden hätten, durch eine Austrägals 
Sinftanz veranlaflen möge. 

Die Reclamanten ſchienen den Weg an hohe B. V. nur ans 
Beranlaffung eines ihnen von Seiten bed Königl. Preuflifchen 
Staatsminifteriumd unterm 18. Febr. 1831 ertheilten Beſcheides 
ergriffen zu haben. 

Der von denfelben an hohe 3. 2. geftellte Antrag: die 
unverzögerte Auszahlung der Zinfenrüditände nachdrücklichſt zu 
verordnien «, liege ganz außer der Competenz der hohen B. V., 
welcher eine unmittelbare Anordnung auf die Befriedigung der 
Reclamanten nicht zuftehe, fondern die nur entweder aach Art. XXIX. 
ber W. Schl. A. den verfchloffenen NRechtöweg eröffnen oder nad 
Art. XXX. in jenen Fällen, wo diefer anwendbar fey, dag Aus⸗ 
trägalverfahren einleiten könne. Ob dieß Letztere hier der Fall fey, 
wie von Seiten des Königl. Preuffifchen Gouvernements behauptet 
werbe, ftehe erft zu beurtheilen, wenn von beiden in Anfpruch 
genommenen Regierungen nähere Aufklärung beigebracht fey. 

Hierauf wurde auf Commiffionsantrag Prot. ©. 159. befchloffen: 

„Die Königlich = Preuflifchen und Herzoglic s Naffauifchen 
Sefandtfchaften werden erfucht, binnen ſechs Wochen von 
Seiten ihrer allerhöchften und höchften Regierungen über 
die in Anfehung der vom 5. Mai 1795 bie 1. Suli 1815 
angeblich rüdftändigen Zinfen ber auf den vormals 
Naffauifchen Antheil ruhenden Kurfölnifchen Landſtändi⸗ 
chen Schulden nähere Aufklärung beizubringen. « 

Auf Veranlaſſung diefes Beſchluſſes erflärte die Königl. 

1082, Preuſſiſche Gefandtfchaft, Sess. X. $. 72. ©. 394. u. flgbe. im 
MWefentlichen: *) 

Die Befchwerbe fey dadurch veranlaßt, daß Königl. Preufs 
fifcher Seits bie Berichtigung ber fraglichen Zinsrüchtände ber 
Hzgl. Regierung zur Laft gelegt werde, und zwar 

41) die Zinfen der Gameralfchulden, weil Naffau bis zum 

1. Juli 1815 alle Domanialrevenüen ber abgetretenen 
Kurkölnifchen Landestheile bezogen, und 
- 2) die Zinfen der Landesfchulden, weil Naſſau die Steuern, 


*) Giche den Gommiflionsvortrag ©. 594, u. flgbe, 
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woraus die Zinfen zu berichtigen gewefen, erhoben, und zes», 
nur einen Theil der Zinfen wirklich bezahlt habe. 
- Hgl. Naflauifcher Seitd werde 

ad 1. die Berichtigung ber Zinfen auf. Kammerfchulden vers 
weigert, weil nach Art. 23. des Staatövertrags vom +3. Des 
cember 1816 mit den Gameral-Revenüenrüditänden auch alle 
Paflivrudftände an Preuffen übergegangen feyen, Naffau aber 
nur zur Zahlung der Zinfen von den am 31. December 1814 
auf die. Staatskaſſe bereitd übernommen gewefenen Schulden ver⸗ 
pflichtet fey. 

ad 2. Die Uebernahme der bis zum 1. Suli 1815 rüditäns 
digen Zinfen auf Landesfchulden verweigere Naffau, weil nadı 
dortigen Adminiftrationsgrundfägen bie fraglichen Schulden auf 
die an Preuffen abgetretenen Landestheile gehaftet haben jollten, 
alfo jene Zinfen zu den am 1. Suli 1815 vorhanden gewefenen 
Ausgaberücditänden an gewöhnlichen Berwaltungstoften ıc. gehöre 
ten, welche Preuffen nach Art. 23. des erwähnten Staatövers 
. trage mit ben zu bderfelben Zeit vorhanden gewefenen Activrüds 
‚Händen übernommen habe. | 

Ueber dieſe Differenz fey eine Vereinigung im Wege com⸗ 
miffarifcher Erörterung nicht zu erreichen geweſen; bie Königl, 
Preuſſiſche Regierung habe beabfichtigt, daS beim Oberapp. Gericht 
zu Gelle hinfichtlich des Kurtrierifchen Schuldenmwefend eröffnete 
Austrägalverfahren zu benugen, um bie behaupteten Anſprüche 
wegen des Kurfölnifchen Schuldenwefens im Wege ber Recon 
vention zur Erledigung zu bringen. 

Ein Recht und eine Verpflichtung bed Gerichts, bie neue 
Streitfrage mit der Altern zu entfcheiden, feheine in den bundes⸗ 
gefeglichen Beflimmungen, namentlich durch Art. IIL des Bes 
fchluffed vom 3. Auguft 1820, begründet. Die hierbei voraus⸗ 
gefeßte Verbindung der Sachverhältniffe habe man darin zu fins 
ben geglaubt, daß die ehemaligen Kurkölnifchen und Kurtrierifchen 
Lande durch einen und denfelben Staatövertrag vom 31. Mai 1815, 
an Preuffen gefommen, daß die Grundfäge dieſes Vertrags bei 
Beurtheilung beider Schulbverhältniffe zur Grundlage dienen, 
und daß auch in Beziehung auf beiderlei Schuldwefen Preuffen 
und Naffau mit einander gleichzeitig verhandelt und über biefelben 
Fragen in Streit befangen wären. Hiernad; habe man Preuffis 
{cher Seits feinen Anftand genommen, ben beftellten Anwalt zu 
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ıs32, beauftragen, bei Uebergabe der Erceptionsfchrift in der Kurtrieriz 
fhen Sache eine Widerflage wegen der Kurklölnifchen Zinsrück⸗ 
ftände zu überreichen. Das Oberapp. Gericht zur Gelle habe die 
Widerklage zurücgewiefen, weil, nach dem Bundesbefchluffe vom 
3. Auguft 1820, Art. I. die Verhandlung einer Widerflage 
vor dem .erwählten Austrägalgerichte nur dann ftatthaft fey, 
wenn deren Gegenftand mit der Vorflage in weſentlicher Berbins 
dung ftehe; diefe Fonne hier, wo der Auftrag der B. V. fih auf 
das Kurtrierifche Schuldenwefen befchräanfe, nicht ald vorhanden 
angenommen werden, indem der zufällige Umftand, daß wegen 
der reconveniendo zur Sprache gebrachten Zinfen der Kurkölni⸗ 
fchen und wegen der Kurtrierifchen Schulden derfelbe Staatövers 
trag vielleicht als Entſcheidungsquelle werde betrachtet werden, 
nur eine formelle und unmefentliche Verbindung zwifchen beiden 
Gegenftänden begründe. 

Ohne ſich von der Nichtigkeit diefer Anficht zu Überzeugen, 
habe man Preuffifcher Seite, bei der Ungewißheit des Erfolge 
eines gegen jenen Befcheid einzulegenden Nechtömittele, für zweck⸗ 
mäßig erachtet, im biplomatifchen Wege mit der Hzgl. Naſſaui⸗ 
ſchen Regierung fich dahin zu verſtändigen, daß, mittelft eines 
nachträglichen Compromiffes, atıch die Entfcheidung in ber Kurs 
Fölnifchen Schuldfache dem Oberapp. Gerichte zu Selle übertragen 
würde, um dadurch alle noch übrigen Streitigkeiten zwischen 
beiden Regierungen fobald ald möglich und mit Einemmale zu 
befeitigen. 

Diefe Hoffnung fey indeß nicht in Erfüllung gegangen, 
indem das von dem derzeitigen Königl. Gefchäftöträger, Grafen 
von Maltzan, auftragsmäßtg in Borfchlag gebrachte Compromiß ) 
mit dem Bemerfen abgelehnt fey, bie Hzgl. Naflauifche Regie 
rung wünfche dad Verfahren in ber Kurtrierifchen Sache durch 
Nichts verwidelter zu machen, bamit deſſen &rlebigung bald 
erfolge.*") " 

Auf eine inmittefft von den Neclamanten übergebene, die 
Auszahlung der Zinsrüdftände bezweckende Immediat⸗Vorſtellung, 
feyen diefelben von den Königl. Miinifterien der auswärtigen 
Angelegenheiten und ber Finanzen dahin befchieden worben: daß 


*) Eiche Prot. Beil. J. ©. 417. “*) Bol, Prot. Beil.Il. &.419, 
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bie nicht mehr ferne Enticheibung des Oberapp. Gerichts zu Gelle 1asz. 
in ber Kurtrierifchen Sadje die Hzgl. Naſſauiſche Regierung viel 
leicht geneigter zu einer Hütlichen Verfländigung in Abficht des 
Rurkölnifchen Schuldenwefend machen mögte, und daß, wenn 
diefe Erwartung nicht erfüllt werben follte, auf Einleitung des 
Ansträgalverfahrend angetragen werden würde, um bie Sache 
pm Schluffe gu bringen. - 

Hiernach trage der Gefandte num auf Ginfeitung bed Aus⸗ 
traͤgalverfahrens nad Art. XXX. der W. Schl. 9. an, und 
glanbe des Einverſtaͤndniſſes der Hzgl. Naſſauiſchen Regierung 
gewiß zu ſeyn, wenn — bei der Erfolgloſigkeit der bisherigen Ver⸗ 
handlungen zur Erreichung einer guͤtlichen Ausgleichung, und da bei 
ben fich fo beftimmt entgegenftehenden Anfichten beider Regierungen 
keine Ausſicht vorhanden fey, daß .eine Dermittelung im Bunde 
zu einem andern Grfolge führen werde — zu Gunften ber ihrer 
Befriedigung ſchon fo Iange entgegenfehenben Gläubiger, unter 
Berzichtleiftung anf einen Bermittelungsverfuch, die alöbaldige 
Einleitung des gerichtlichen Verfahrens in Antrag und das mit 
den Verhaͤltniſſen ſchon befannte Königl. Danndverifche Oberapp. 
Gericht zu Erle sum Austrägalgericht in Borfchlag gebracht 
werde. Wenn bie Hzgl. Naſſauiſche Regierung ſich mit biefer 
Wahl einverftanden erfläre, fo konne die Beichlußfaffung auf 
Altenabfenbung an das zu erwählende Austrägalgericht fogleich 
erfolgen. 

Nachdem hierauf Raffau, Sess. X. ©. 397. geliufßert hatte, 
feine Erflärung unverweilt abgeben zu wollen und auf Präfibials 
antrag eine Gommillion vom brei Mitgliedern zur Cinleitung 
weiteren Berfahrens in Diefer zwiſchen Preuflen und Naffau ftrei- 
tigen Ungelegenhei erwählt werben war, wurde ebendafelbit bes 
ſchloſſen: 

„Die and den Geſandten von Bayern, K. Sachſen, 
Medienburg- Schwerin unb Medienburg-Etrelig erwählte 
Commiſſion, wohin bie Herzoglich⸗RNaſſauiſche Erklärung 
nach Eingang berfelben abzugeben if, wird erfucht, das 
weitere Berfahren in der zwiſchen der Königlichs Preufli- 
hen und SHerzoglichs Raffauiichen Regierung ftreitigen 
Angelegenheit, wegen bed Zinfenrüdiiandes von Kölnifch- 
Landftändifchen Obligationen einzuleiten und über ben 
Erfolg gutachtlichen Berteng gu erflatten. « 
Eeonbardi, über Austrägalverfahren. 58 
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Die Hzgl. Naſſauiſche Geſandſchaft erklaͤrte hierauf, Sess. XI. 
$. 99. ©. 471. *) im Weſentlichen: | 

Sämmtliche, dem Hzgth. Naſſau einverleibt geweſene, vor; 
malige Kurlölnifche Lanbeötheile feyen an bie Krone Preuffen 
übergegangen; dad Königl. Gouvernement verlange, Daß Das 
Hzgth. Raffau noch Zinfen bezahle, welche aus der Periode vor 
dem Ucberzange der Landeötheile an die Krone Preuflen von den 
Kurkölnifchen Kammer⸗ und Landesfchulden rüditändig ſeyen, 
und zwar 

D was die Kammerfchulden anlange, deshalb, weil Naſſau bis 
zum 1. Juli 1815 alle Domanialrevenüen aus ben abgetretenen 
Kurkölnifchen Landeötheilen bezogen, und 

2) was bie Landesſchulden betreffe, deshalb, weil Naſſau Die 
Steuern, worauf die Schulden geruht, und woraus die Zins 
fen hätten beftritten werben follen, beftändig bezogen, von 
biefen Zinfen aber nur einen Theil wirklich berichtigt habe. 

Dieß Verlangen erfcheine indeflen nach vorliegenden Staates 
verträgen nicht begründet. 

Der zwifchen Preuflen und Naſſau über die in Folge bes 
Staatsvertrags d.d. Wien vom 31.Mai 1815 ftattgehabten Länder: 
abtretungen am +$. Dezember 1816 abgefchloffene Vollziehungs⸗ 
receß befage im Art. 23: 

Zur Bermeibung ber fich gewöhnlich in die Länge ziehen⸗ 
den Communikationen, welche aus der Behandlung und 
Einziehung der Activrüdftande und aus Feſtſetzung und 
Berichtigung der Paflivrüdftände in den abgetretenen Lan⸗ 
deöbezirken erwüchſen, hätten die Commiſſarien ſich darü- 
ber verglichen, daß jedem Gouvernement, neben ben vors 
gefundenen Geld» und Naturalbeftänden, die in dem über: 
nommenen Territorio am 1. Juli 1815 und in den Aem⸗ 
tern Atzbach, Burbach und Neunkirchen, nebft dem Reſte 
ded Fürftenthums Siegen, am 1. Juli 1816 noch auss 
geitandenen und resp. aus dem Auslande dazu gehörigen 
Actios oder Einnahme» Rüdftände an Staats⸗ und Do; 
mainen⸗Revenüen aller Art, zur beliebigen Verfügung vers 
bleiben, bemfelben dagegen aber auch bie Verpflichtung 
obliegen folle, die ebenfalld am 1. Suli 1815 und resp. am 





*) Vgl. ben Sommiffionsvortrag S. 396. 
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1. Suli 1816 vorhanden geweſenen Paſſiv⸗ oder Audgabes 1as:., 


Rüdftände an Verwaltungskoſten und fonftigen, ihrer Natur 

und ben bisherigen Grundſatzen zufolge, den übernommenen 

Kaflen zur Laft fallenden Korderungen, nad) Recht und Bils 

ligkeit abzumachen, ohne dieferhalb dad andere Gouverne⸗ 

ment zur Mitleidenheit in Anfprusch zu nehmen. 

Dad Königl. Preuffifche Gouvernement habe fonach, mit 
den an baffelbe abgetretenen Landestheilen, die Verpflichtung übers 
nommen, alle Darauf haftenden Schulden allein zu berichtigen. Auf 
das numerifche Berhältniß der Activrückſtande zu den Schulden 
fomme hierbei Nichts an, und die Eriftenz der Erftern fey nicht 
Bedingung der Uebernahme der vorhandenen Schulden gewefen. 

Schon unter Kurfölnifcher Verwaltung hätten von den 
Steuern, die Raffau in der Folge zur Unterhaltung der Truppen - 
und anderen Landeöbebürfniffen fort erhoben und verfaflungemäßig 
verwandt, die Zinfen der Schulden nicht vollſtändig entrichtet 
werben konnen. Auch die während der Naffauifchen Verwaltung 
in den vormals Kölnifchen Aemtern erhobenen Steuern, fegen zur 
Beltreitung der allgemeinen Tandederigenz, wozu Die Aemter beis 
tragepflichtig, erforderlich gewefen. 

Die fragliche Zinfenfchuld habe, gleich der Capitalſchuld felbft, 
nie aufgehört, Partikularfchuld der mit dem Hzgth. Naflau vers 
einigt geweſenen Kölnifchen Landeötheile zu feyn, und wenn auch 
die, Naflau von jeder Rüdftandezahlung ausdrücklich befrefende, 
erwähnte Beftimmung des Vollziehungsrecefied vom 44. Dec. 1816- 
nicht eriftirte, fo würde doch die Zinfenrüdftandeichuld, nad) Bes 
flimmung der Art. 7. und 8. der Convention vom 31. Mai 1815, 
auf dem abgetretenen Territorio fortgehaftet und damit an Preuffen 
übergegangen feyn. _ 

Unter diefen Umftänden Tonne nur ein gänzliched Abftehen 
bed Königl. Preuffifchen Gouvernements von dem gedachten Ver⸗ 
langen der Nothwendigfeit einer gerichtlichen Enticheidung übers 
heben. 

Gegen die Wahl des Königl. Hannöverifchen Oberapp. Ges 
richts zu Celle, als Austrägalgericht, fey von Seiten ded Hzgth. 
Naſſau eventualiter Nichts zu erinnern, wenn eine ſolche Wahl 
nothwendig würbe. 

Die Königl. Preuffiiche Gefandtfchaft erwiderte ©. 472, 
daß fie ſich auf ihre in Sess. X. $. 72. abgegebene Erflärung 

58 * 
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‚aoa2. beziehe, und erneuert ihren: in derfelben enthaltenen Antrag, bag 


diefe Angelegenheit möglichft bald an dad von beiden Theilen 
gewählte Königl. Hannöverifche Oberapp. Gericht in Gelle zur 
austrägalgerichtlichen Entfcheibung überwiefen werde. 

“ Die hierzu befonderd ermählte Commiſſion erftattete in 
Sess.XV. $. 139. S. 893. u. flgde. hierüber einen fehr ausführlichen 
Vortrag, und Außert in dem Gutachten S. 597: wenn bei der An⸗ 
wendbarfeit bed Art. XXX. der W. Schl. A. die Einleitung eined Aus⸗ 
trägalverfahrens hier wegen Mangel einiger Legitimationen, Ridyts 
beitellung von Bevollmächtigten 2c. noch einem Zweifel unterlies 
gen könne, fo würde Doch die Beſtimmung in Art. XXI. der 
W. Schl. A, nad Maßgabe der darin enthaltenen Beſtimmung, 
ein ſolches begründen, nachdem von beiden Höfen die Differenz 


nach Borfchrift der B. U. zur Einleitung einer austrägalgerichts 
lichen Enticheibung an die hohe B. V. gebracht wäre. 


Menn, heißt es darin ferner, in Folge bed Art. XL ber 
Bundes⸗ und ber Artı XXI. und XXX. der W. Schl. A. es nun 
auch Regel bleibe, daß der Einleitung eined Austrägalverfahrens 
ein Vergleichsverſuch durch den erwählten Ausfchuß vorausgehen 
müfle; fo werde es doch hoher B. V. immer zuftehen, in einzelnen 
geeigneten Fällen, wo — wie im vorliegenden — ein folder 
Berfuch vorausſichtlich erfolglos bleiben müffe, eine Ausnahme zu 
ftatuiren. 

Die Commiſſion machte hierauf folgenden ©. 599. zum Be- 
fchluffe erhobenen Antrag: 

»1) Da die Frage wegen Lebernahme und Befriedigung ber 
bei hoher B. V. angemeldeten, und aus ben Jahren 1795 
" bis 1815 rüdftändigen Zinfen auf Köfnifch»Lanbftändifche 
Obligationen, zwiſchen der Krone: Preuffen und dem Hers 
zogthume Naſſau flreitig geworben, und im Wege der 
Güte nicht beizulegen geweſen, mithin die rechtliche Ent 
fcheidung der Borfrage nad Art. XXX. der W. Sch. A. 
durd; eine AusträgalsInftang zu veranlaffen ift; fo wird — 
nachdem die Königlich-Preuffifche Geſandtſchaft das König- 
lich⸗ Hannöverifche Oberapp. Gericht zu Gelle zum Aus⸗ 
trügalgericht in Borfchlag gebracht, Die Herzoglich⸗RNaſſauiſche 
GSefandtfchaft ſich auch mit biefer Wahl zufrieden erflärt 
hat — biefer Streitgegenftand dem ermwählten Gerichte 

zur rechtlichen Entfcheibung übergeben. 
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„2) Die Königlich » Hanndveriſche Geſandtſchaft wird erſucht, ıasa, 


ihrem allerhöchtten Hofe hiervon Anzeige zu machen, Das 
mit der erwähnte oberfte Gerichtehof, in der Eigenfchaft 


als Austrägal » Inftanz, in Gemäßheit der Bunbeöber 


fchlüffe vom 16. Juni 1817, 3. Auguft 1820 und 

19. Juni 1823, zwifchen ber Krone Preufien und bem 

Herzögthume Naffau, über die flreitige Borfrage: 
welche ber betheiligten Regierungen, oder in wels 
chem Berhälmmiffe beide, die für den Zeitraum vom 
5. Mat 1795 bis 1. Juli 1815 rüdftändigen Zinfen 
von vormald Kurköfnifchen Landſtändiſchen Capitalien, 
infoweit fie auf ben bis zu dieſem lebten Tage zu 
Naſſau gehört habenden Theil des befagten Erzitiftes 
haften, zu vertreten habe? 

im Ramen und Auftrage ber hohen Bunbesverfammlung 

den Rechten gemäß enticheibe. 


„3) Der Königlich » Hannöverifchen Gefandtichaft werben 


die bei der Bundesverfammlung gepflogenen Verhand⸗ 
lungen, unter Anfügung ber oben erwähnten Beichlüffe, 


zur weiteren Beförberung an bad Dberapp. Gericht zu 


Celle, ald Austrägalgericht zugeftellt. 


„4) Bon diefem Befchluffe wird den bei hoher Bundeöverfamm: 


fung fich gemeldet habenden Inhabern Kölnifch » Landftän- 
difcher Obligationen Nachricht gegeben, und benfelben 
Dabei angefügt, daß fie, bei etwa weiter zu machenden 
Anträgen, nach Borfchrift des Bundesbefchluffes vom 
11. December 1817, einen befannten Bevollmächtigten 
am hiefigen Orte zu beftellen haben. « 


Den von Seiten Hannovers hierüber an bag Oberapp. 


Gericht zu Gelle ertheilten Auftrag, zeigt ber. Königl. Hannö⸗ 
veriiche Gefandte, Sess. XXI. $. 199. ©. 802. der B.B. an. 


— 


Mehrere Jahre erſcheint die Sache nicht mehr in den Proto⸗ 


kollen der B. V., bis im Jahr 1835 der Grßhzgl. Mecklenbur⸗ 


giſche Geſandte, Namens der Reclamations⸗Commiſſion, Sess. XVII. 825, 


$. 278. ©. 866. Vortrag erſtattet über eine, unter Ziff. 33. eins 
gelaufene Eingabe bed Sonas Calm aus Bonn, der ale babei 
ziemlich bedeutend intereffirt, um baldige Erledigung der Sache bäte. 


An. 


| 
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Da während des @theilten Auftrags an das Oberapp. Ge⸗ 
richt zu Gelle weder Erkenntniß noch Bericht eingelaufen, fo 
beantragt die Commiflion ©. 566, was auch ebendafekbit zum 
Beſchluſſe erhoben ward: 

„daß die Königlich Hanndverifche Regierung erfucht werbe, 
bas Dberapp. Gericht zu Celle zur Beförderung der recht⸗ 
lichen Entſcheidung der vorliegenden Streitfache zn vers 
anlaflen, und demfelben für ben Fall eined längeren Ber: 
zugs ber Entfcheidung, aufzugeben, in Grundlage des 
Art. VII. ber Austrägalorbnung des Bundes, Bericht an 
die Bundesverſammlung zu erftatten. « 

Der Königl. Hannöverifche Gefandte erflärte hierauf, Sess. XIX. 
$. 314. ©. 636., daß die Königl. Hannöverifche Regierung die⸗ 
fem Befchluffe nadıgefommen fey, worauf Präfibium, Sess. XXVI. 
$. 407. ©. 889. der B. V. einen Bericht des Oberapp. Gerichts 
zu Celle vom 15. Sept. deffelben Jahres vorlegt, in welchem 
angezeigt wird, daß die Duplit von Seiten des Bellagten eins 
gegangen nnd mittelft Befcheides von bemfelben Dato die Sache 
für befchloffen angenommen, aud; dem actuario causae aufgegeben 
fey, mit der Inrotulation der Alten zu verfahren. 

Diefe Anzeige nahm die B. V. zur Wiffenfchaft. 
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Gesuch, 
des Ionas Lahn, wegen Sinsenrückstandes von Kurkölnischen 
8 ammerschulden. 


Im Jahre 1836 erflattete der Grßhzgl. Mecklenburgiſche zase, 


Befandte, Namens ber Reclamationd- Commiffion, Sess. IL. $. 56. 
©. 141. Bortrag über eine unter Ziff. 4. der Eingaben eingelaus 
fene Reclamation des Handelsmanns Jonas Cah n zu Bonn, 
worin ae fagt: 

Er fey Gläubiger der ehemaligen Kurkölnifchen Kammers 
kaſſe und Eönne zur Zahlung des Zinsrückſtandes aus den Jahren 
1795 bis 1815 nicht gelangen, weil zwifchen der Krone Preuffen 
und dem Hzgth. Naffau über die Zahlungsverbindkichkeit. abweis 
chende Anfichten herrichten, ob zwar bad Recht der Forderungen‘ 
ber Gläubiger nicht beftritten werbe, 

Da dem Gläubiger Fein Mittel zn Gebot fiehe, die Bors 
frage zu befeitigen, und doch jedem Unterthan zu feinem Rechte 
verholfen werben folle; fo werbe hohe B. V. auf ben Grund bes 
Art. XXX. der W. Sch. A. gebeten, zu entfcheiden: welche ber 
beiden Staaten, oder in welchem Berhältniffe beide, die für den 
Zeitraum vom Sahre 1795 bis 1815 rüdftändigen Zinfen von 
den vormald Kurkölnifchen Kammerſchulden, in fo weit fle auf 
ben bie 1815 zum Hzgth. Naffau gehötig geweſenen Theilen bes 
ehemaligen Erzftiftd Köln hafteten, zu vertreten habe, 

Referent fagt dann weiter, daß unter den 29. März d. J. 
ber Reclamations⸗Commiſſion eine Note der Königl. Preuflifchen 
Geſandtſchaft zugelommen fey, welche in Bezug auf Die vors 

ftehende Reclamation Folgendes enthalte: 

„Schon bei Gelegenheit ber i. 3.1832 auf Beranlaflung 
einer Befchwerde der Inhaber Kölnifch-Landftändifcher Obligas 
tionen wegen rüdftändiger Zinfenzahlung aus ben Jahren 1795 
bie 1815, in der B. V. ftatt gehabten Verhandlungen, fey die 
zwifchen der Königl. Preuffifchen und Hzgl. Raflauifchen Regie: 
rung beftehende Differenz im Betreff der Verpflichtung zur Ueber: 
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1836, nahme und Berichtigung ber v. 3.1795 bis 1815 ebenfalls rüd- 
ftändigen Zinfen der vormald Kurlölnifhen Rammerfhulder zur 
Sprache gefommen, und bie Nothwenbigkeit, biefe Differenz im 
gerichtlichen Wege zu erledigen, fey fowohl Königl. Preuffifcher 
ald Hzgl. Naffauifcher Seit anerkannt worben. 

„Der Grund davon, daß durch den Befchluß vom 3. Mai 1832, 
(Prot. $. 139.) nur die Frage, wer die Zinfen der vormals 
Kurkölnifch » Landftändifchen Bapitalien zu vertreten habe, an 
eine Austrägalsnftanz (Belle) verwiefen worben fey, liege lediglich 
wohl nur darin, daß fich zumächft nur Inhaber Kolniſch⸗ kan d⸗ 
Ränbifcher Obligationen mit ihrer Reclamation an die B. IR 
gewendet, wogegen Letztere nicht Anſtand genommen haben wärbe, 
ihren Auftrag an das obgedachte Austraͤgalgericht audı mit auf 
die Frage wegen der Zinfenrüditande von den Kammer ſchulben 
auszudehnen, went betdeiligte Individuen fich mit einem deßfallfigen 
Geſuche zeitig an fie gewendet hätten. 

„Aus diefem Grunde glaube die Königl. Regierung in ber 
feiner Zeit bei dem oben erwählten Austrägalgerichtöhofe einges 
reichten Klagefchrift ſich ſowohl über die Zinfen der Landfänbis 
ſchen Obligationen, als über die der Kammerfchulden ausdehnen 
zu müflen,: indem man dieſſeits davon auegehe, daß es darauf 
anfomme, wegen beiberlei Arten von Zinfen eine auöträgalgerichts 
Eiche Entfcheibung herbeizuführen, und fünmtliche, das Kurkolniſche 
Schuldenwefen betreffende Differenzen endlich zu der doch wohl 
nicht anders zu bewerkſtelligenden Erlebigung zu brisgen. Dieter 
Anficht fey jedoch die Hzgl. Naſſauiſche Regierung nicht beigetreten, 
und Babe vielmehr in der Erceptiongfchrift, unter Hervorhebung 
des Umftandes, daß der dem genannten Gerichtöhofe von Ben⸗ 
beöwegen gewordene Auftrag lediglich auf die Streitfrage wegen 
ber Zinfen von Landitändifchen Obligationen fich beziehe, Die 

 Competenz bed Gerichtshofes zur Erörterung der Streitfrage wegen 
ber Zinfen der Kammerfchalb in Abrede gefteit, Daher Demgemäß 
auf Abweifung des hierauf begüglichen Theils ber Klage ab in- 
competentiam fori angelragen. 

„Das Ansträgalgericht babe auch durch ein Zwiſchenerkeunt⸗ 
niß diefen Einwand ber theilweilen Incompetenz für begründet 
erflärt, fo daß nunmehr nur wegen ber Zinfen von Lanudſtändi⸗ 
ſchen Obligationen das .gerichtliche Verfahren fortgefeht werben 
Tonne. 
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„Um auf die einfache unb am fchnefliten zum Ziele führ une, 


rende Weiſe eine Wiederaufnahme gerichtlicher Verhandlungen 
wegen der Zinfen von Kurfölnifchen Kammerſchulden zu bewir⸗ 
ten, fey man Königl. Preuffifcher Seits bemüht geweien, nad 
träglich eine Vereinbarung zwifchen ben beiden Regierungen zu 
Wege zu bringen, worin biefe freiwillig übereinfämen, die Difs 
ferenzen wegen biefer Zinfen in den Kreid des wegen ber andern, 
das Kurkölnifche Schuldenmwefen betreffenden Streitpuntte bereits 
anhängigen Austrägalverfahrens noch mit aufnehmen zu laſſen. 
Die Hzgl. Raſſauiſche Regierung habe jedoch, auf ein ſolches 
Albkommen einzugehen, Anſtand genommen, mit bem Borgeben, 
daß, nachdem fid dad Königl. Hamdveriſche Oberapp. Gericht 
su Celle zur Entſcheibung über dieſe Sache nicht für competent 
estlärt habe, bie weitere Ginleitung zur amöträgalgerichtlichen 
Entſcheidung, auf vorheriges Anrufen der beteiligten Erebitoren, 
bei der B. V. in dem durch bie Bundesgeſetzgebung vorgezeichne⸗ 
ten Wege erfolgen müffe. 

„Hierauf und nachdem ein foldyed Anrufen, von Seiten des 
hierbei hauptſaͤchlich betheiligten Handelsmann Jonas Cahn gefches 
ben ſey, dürfe zu Gunſten ber ſchon fo lange harrenden Glaͤu⸗ 
biger, um fo mehr von einem Vermittelungsverſuche im Bunde 
abzuftehen feyn, ald ein folcher, mit Nückſicht auf die biäherigen 
Berhandblungen, voramsfichtlich doch nicht den bezweckten Erfolg 
haben würde, in dem ähnlichen Kalle wegen der Zinfen der Kur⸗ 
kolniſchen Landitändifchen Obligationen berfelbe auch, in Betracht, 
daß Teine Ausſichten vorhanden geweien, fie mit Erfolg zu 
mächen, ausgeſetzt worden fey. 

»Indem der Gefandte im befonderen Intereſſe der Königs 
lichen Unterthanen, dieſen Borfchlag empfehle, brüde er ben 
Wunſch aus, daß diefe Angelegenheit fobald als möglich, erlebigt 
werben möchte, und bemerft nur noch, daß das Königl. Hanni 
werifche Oberapp. Gericht zu Celle ſich ald der paflendfte Gerichts 
hof zu dieſer austrägalgerichtlichen Entfcheibung barbiete, ba ber - 
felbe in Folge der im vorliegenden Progeffe nicht allein mit den 
jeßt zur Erörterung kommenden Fragen des Staatös und Völker 
rechts im Allgemeinen, ſondern inöbefondre auch mit ben Bew 
hältniffen des ehemaligen Kurſtaats Köln ſchon näher bekannt fey.« 

Nach Mittheilung diefer Note äußert in dem daſelbſt ange⸗ 
führten Gutachten die Commiſſion, dieſe beiden fraglichen Streit: 
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1626. bie 1815 rüdklänbigen Zinfen von vormals Kurfolni 
fhen SKammerfchulden, injoweit biefe anf bes bis 
„ 1 Sali 1815 zu NRaffan gehörig geweienen heilen 
—2 elie⸗ Erzſtifts Köln haften, zu vertreten 
im Namen und, Auftrage der hoben Bunbeiverfammelung 
den Rechten gemäß enticheibe. 
3) Der Königlich» Hannöverifchen Gefandtfchaft werben bie 
| bei der Bunbeöverfammiung gepflogenen Berhaudblungen, 
unter Anfügung ber oben erwähnten Beichlüfle, zur weis 
tern Beförderung an das Oberapp. Gericht zu Gele als 
Austrägals Iuftanz zugeftellt. 
„4) Bon biefen Befchiuffe wirb dem Jonas Cahn zu Bonz 
durch defien Bevollmächtigten dahier Radıricht gegeben. -- 
Bon ber dem Oberapp. Gericht zu Celle ertheilten Berfüs 
gung und von der Mittheilung der betreffenden Alten macht der 
Königl. Hannöveriiche Gefandte Anzeige in Sess. XVL $. 228. 
©. 364, 





Anhang 


Benennung der Sälle. 


1.| Altheffifche Landes» u. Cameralſchulden. 


2.1 Rheinpfälz. Staatsobligationen Lit.D. 


3.] Thüringer Rayonſtreitigkeiten. 


4.1 Kurfürft v. Trier, Teſtamentsexekutoren. 


> Beisler und andere Rheinzollpenſioniſten. das Oberapp. Ger. zuGelle am 11. Mai 18; 
das Oberapp. Gericht zu Dresden 


Wainzer Staatsglaͤubiger, in apec. For⸗ 
derungen auf ZollVilzbach u.Ren ente Lohneck. 


7. Prinzeflin Berkeley, Witthum betreffend. 


8.| Kurtrierifhes Schuldenwefen. 


J Rheinpfälzifche Staatsobligationen Lit. b.| das OAGer. zu Luͤbeck am 12. Maͤrz 1820. 
das Oberapp. Gericht zu Luͤbed 


10.| Freifrau von Herding. 


11. 14 | Borderungen ber Königl. Preufl. See- 


bandlungs = Societät. 


1. 


Lippe unb Lippe. 


13. von Loſſow, Familien-Stipenbienftiftung.] das OAGer. zu Luͤbeck am 3a Sun 1831. | 


14.] Raffau-Saarbrüdifches Schuldenwefen. 


15.| den Zhüringer Rayonverband. 





Mainzer Staatögläubiger, in spec. 
Mainzer (auch Wormfer) Stifter. 


Landftändifchen Obligationen. 


weſen. 


zu Fulda 
—5 — 


egen Kurheſſen, Zoll⸗ 
verband betre * 


end. 


21. Forberungen an Gaftel und Koftheim. 











Streitigkeiten zwifhen Schaumburg: 


Arnoldi und Elkan, Forderungen an 


Zinfenrädftände von Kurkölnifchen 
Kur: und Oberrheinifches Kreisfduldens 


Zettungen, geiſtliche und weltliche, 


Mainzer Staatögläubiger, in spec. 


m 


Zum Austrägelgeriugge wurde ernaen: 


lammtlicher beim Bunde vorgefommenen Auer‘ 2 


das Oberapp. Geriht zu Münde 


am 25. D:ctbr. 1820, 


bas Dberapp. Geriht zu Selle 


am 15, Februar 1821. 


das Dberapp. Gericht zu Selle 
am 5. December 1822. 





\ 
j 


bas Oberapp. Gericht zu Darmflar | 


am 23. Mai 1824. 


am 22. Sunt 1826, 


das OAGer. zuübed am 21. Juni 1827. ; 
das Oberapp. Geriht zu Celle 


am 16. Mai 1828. 


am 23. Yuli 1829. 


das Oberapp. Geriht zu Gelle 


am 15. Juli 1830, 





das Oberhofgeriht zu Srannheim 
uft 1830 


am 5. Aug 





bas Dberhofgeriht zu Mannheim 
am 24. Rovember 1831. 


das Oberapp. Geriht zu Gelle 
am 22. December 1831. 


bas Dberapp. Geriht zu Jena 
am 12. April 1832, 


das DOberapp. Gericht zu Gelle 
am 3. Mai 1832, 








bas Obertribunal zu Stuttgart 


am 12. Juli 1832. 


das Oberapp. Gericht zu Gelle 
am 24. Januar 1833, 





bie oberfte Juſtizſtelle zu Wien 


m 14. Kebruar 1833. 


das —— Gericht zu Jena 


am 1. Juli 1833. 


| Binfenrüdftände von Kurköinifhen | das Sberapp. Gericht zu Gelle 


22. Kammerfchulben, in spec. Cahn. 
Beſchwerde von Walde gegen das 


23. Großherzogthum Heſſen. 


am 7. Juli 1836. 


das Obertribunal zu Rerlin am 
7. September 1837. 











| 
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fälle, nad) der Abgabe an die Austrägalgerichte georbnet. 







Bas Austrügalgericht wurde 
beauftragt, den Sall zu 
erledigen nach: 


dem Art. XL der B. X. und : on: — 

XXL. u. XXX. der®.Sdl.X. Erledigt durch Vergleich i. I. 1834. 163— 247. 

bemXrt.AXX.derB.ShL.X.| (7. Mae, 1828 une 0. Mär aaa), 25 | 818-561. 
Erledigt durch Urtheil vom 15. Nov. 1832 

dem Art. XL ber B.%&. und | (23. April 1834, 10. Zuli 1835, 20. Mai 


XXL. ber ®. Sc. A. | 18365 — Anzeige bes Gefanbteni. X. 1837, | er. 
Prot. $. 71. ©. 165.) 


Erledigt durch Urtheil vom 19. Mai 1826 


demArt. XXX. der W. Schl. A. Erledigt durch Urtheil vom 12. Maͤrz 1832. | 590—677. 


Noch unerlebigt, jedoch mit einem Ur: 
bem Art. XXX. der W.Schl.A. theile vom 6. M 9 —* verſehen. 729 782. 


dem Art. XXX. der W.Schl. A. Erledigt durch Urtheil vom 18. Mai 1830. | 628—652. 


dem Art. XL der B. A.u. XXL 54382. 
u. XXX. dee ©. SL u, | unerledigt. sr 


dem Art. XXX. der W. Schl. A. Erledigt durch Urtheil vom 5. Zuli 1832. | 653—678, 


dem Art. XI. der B. X. und 338. 
XXI. der @. Sch. &. Erledigt durch Vergleich i. I. 1832. 333-338 





Erledigt oder unerledigt: — 


























dem Art. XXX. der W. Schl. A. Unerlebigt. 783 - 704. 


XXI. der W. Schl. A. 
i . . 1 679— 728, 
dem Art. XXX. ver W. Schl. A. Erledigt durch Urtheil vom 19. Ian. 1837. | 679 


der 1. Fall nach dem Art.XXX. | per erſte Fall abgeurtheilt am 12. Mai 


der 2. Fall nach dem Art. XI. _ , 
ber BLU. XXL.0. Schr. | 163 — der zweite noch unerledigt. 


dem Art. XXX. der W. Schl. A. Unerledigt. 338849. 
Theilweiſe erledigt durch Vergleich i.3.1834, 


dem Art. XXX. der W. Schl. A. | theilmweife durch Urtheil vom 17. Nov. und 850 -904. 
1. Dec. 1836, aber noch unvollendet. 











dem Art. XXX. derW,Scht.y. | Unerledigt. 905-918, 
dem Art. XI. der B. A. und 2 452—478. 
XXL der @. Sc. x, | Anerlebigt, 


XXI. der W. Schl. A. 
dem Art. XI. der B. A. und 
XXI. der W. Schl. A. — 


dem Yet, XI, der B.X.und| Gem Pr — m 
XXL der W. Sc. &, Erledigt durch Vergleich i. 3. 1834 5 








Unerledigt. 502—510, 

















dem Art. XXX. der W.Schl.A. unerledigt. 919-924. 
dem Het, XI. der B. X. und | unerledigt. 511-517. 


XXI. der W. Sch, A. 
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Bemerkungen 
zu vorflehenber Tabelle. 


Aus biefer Zufammenftellung ergiebt ſich, daß von den drei und zwanzig 
Jallen, weidye durch die R. U. vor Austraͤgalgerichten anhaͤngig gemacht wur⸗ 
den, bie jept 11 erledigt, und 12 unerlebigt find, von welchen letztern jedoch 
: noch im Laufe diefes Jahres mehrere Ihe Endurtheil zu erwarten haben. 


Von Viefen Fällen wurben an das Oberapp. Gericht nad) Gelle gewiefen © 
an bas Oberapp. Gericht nad, Luͤbeck " 4 
„ n Dberhofgericht  Diannheim ⸗ 2 
„: o» Oberapp. Beriht Jena (2 2 
» die oberfle Juſtizſtelle »' Wien „ 1 
„das Obertribunal u SBerlin 1 
" n Oberapp. Gericht „» Münden 1 
„m Mm ⸗ » Dresbn m" 1 
Obertribunal Stuttgart | 
v„ u Dberapp, Beiht + Darmflabt 1 











Mebersicht 


ver dermaligen (1838) dritten oberften Ssuftigftellen ber Deutfchen Bundes⸗ 
glieder, aus denen die Austraͤgal⸗Inſtanz zu wählen iſt. 


(Bunbeibefhluß vom 16. Juni 1817, Sem. XXXV. 5 231. ©, 466. um B. X. Act. XII.) 


_—_ Oberste Justigetellen. 
4 Deſterreich. K.8.DOberfte Juſtizſtelle in Wien. 


| Geheimes Obertribunal zu Berlin. 
| 2. Preuflen. Rbeinifcher Reviſions⸗ und Caſſa⸗Prot. vJ. 1834, 4. 4180. G. 874. 
| tionshof zu Berlin. 


3 Bayern. Dberapp. Gericht zu Münden. 





































| 

I UT UT U U] 

Ir Sachſen. Oberapp. Gericht zu Dresden. 

| 5 Dannover. Dberapp. Gericht zu Gelle. 

| 6.|  Würtemberg. | Oberteibunal zu Stuttgart. zu ne. Dot, 
7. Baben. Oberhofgericht zu Mannheim. 

8. _Kurheffen Dberapp. Gericht zu Kaſſel. 

! J. Großherzogth. Großbersogtb. Heften. Oberapp. Bericht zu Darmflabt. | Auch für _Guch für Deflen-Bomburg, 


10. Sotkein u. Lauenburg.| Dberapp. Gericht zu Kiel. Prot.v.3. 1834, 8.281. 8.570. ‚281. un 
au u Seit April: 1831 Oberfter pros 


111. Luremhurg. viſoriſcher Gerichtshof zu 
| Luremburg. 





Auch für Reuß ältereu. jüngere | 
Linies Prot. v. J. 1817, 8.37. 
S.423 v. J. i821, G. 628; k.m. 


Auch fuͤr ——— | 
Braunfchweig. Oberapp. Bericht zu Bolfenbüttel.| Eippe und Waldeck. 8 


12. Geippal, und, Sagt Oberapp. Gericht gu Jena. 








| v. 3. 1817, $. 19. ©. 28. 
| Kaflau. Dberapp. Gericht zu Wiesbaden. 
14. Meekienburg Schwerin Oberapp. Gericht zu Parchim. 





öl ein-Obbenburg. Dberapp. Gericht zu Dibenburg. 
xnhattu. Schwarzburg Dberapp. Gericht zu Zerbſt. 


Sohenzollern=.Dedying. 
u. Cigmaringen. Dbertribunal zu Stuttgart. 


eiechtenſtein. a App. Cer. 


Reuß aͤlt. u. juͤng. Einie,| Oberapp. Gericht zu Jena. 


Siehe Nro. 12. 
Schaumburg s Lippe, 
Sippe und Walded. Oberapp. Bericht zu Wolfenbüttel. Siehe Rro.13. 


Heffensdomburg. |, Oberapp. Gericht zu Darmflabt, | Siehe Nro.. 9. 


Prot.v.3.1817,5.400.&.785. 
"Siehe Nro. 6, 


Iſt dritte Inft. für Liechtenftein. 


16. Prot.v. 3.1818,6.142.@.319. 


| bed. — 
17. | pantfurt. DOkerapp. Gericht zu Lübed. " |Prot.v.3.1829,5.201. ©,649. 
Hemburg. 


Leonhardi, über Austraͤgalver fahren. 59 
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Zuſätze, 
welche zum grossen Theile während des Druckes entstanden sind. 
Seite 
10. Not. 4. add: 


Ueber Gottesurtheile im Allgemeinen, ſowie über den 
Unterſchied zwifchen ⸗Zweikampfen⸗Wund »Drdalien« ſ. u. A. 
E. A. Rogge, über das Gerichtsweſen der Germanen. 
Halle 1820, Bay. VI. 5. 37. ©. 198— 212. 
27. Zeile 9. v. U. vor „ferner in den Verträgen“ add: 
im Sternerbund, Minnebund, Benglerbund, größtentheils 
vom Heſſiſchen Adel im 14ten Jahrhunderte errichtet. K. Nö⸗ 
| ding, Leitfaden in der Heflifchen Geſchichte. Marb. 1821. 
39. Rot. 15. add: 

In ben älteren Ausgaben und Abbräden biefer Kammer, 
gerichtsordnung finden ſich nur’ Ueberfchriften, und die Bes 
zeichnung mit $$. oder Titel ift offenbar eine Biltühr 
ſpaͤterer Zeit. 

75. Zeile 15. v. U, hinter "Wahlcapitulationen« add: 

Siehe hierüber einen Aufſatz des Berfaflere tm Berl. Polit. 
Wochenblatt vom 21. Detober 1837, Nro. 42. betitelt: 
„Wahlcapitulationen — Liberale Verfaflungen.« 

Zwifchen ⸗Jarke⸗ und „Archiv“ ift einzufchieben : 

K. ©. Zadhariä, Ueber den Bunbeötagsbefchluß vom 
30. October 1834, nad) welchem Streitigkeiten zwifchen ber 
Regierung eined Deutfchen Bundesſtaats und ben Ständen 
- oder Kammern durch ein Schiedsgericht entichiehen werben 

ſollen. Maͤrzheft 1835 des politifchen Journals CHaMburg). 

Becker, Ueber dad Verhaͤltniß der Deutfchen Territorials 

gerichtöbarkeit zu der im Art. XXX. ber W. Schl. Alte vom 

15. Mai 1820 feitgefebten Austraͤgal⸗Inſtanz. malen 

ber Grßhzgl. Badifchen Gerichte, Sahrgang 1835, Nro. 23. 

S. 138. (Karlöruhe.) 

97. Zeile 19. v. O. add: . 
Prot. 1831, Sess. XXI $. 151. ©, 570. 
99. Rot. 8. add: 

Sess. XXV. $. 292. ©, 680; Ses. XXVL $. 296. 

S. 602; Sess. XXIX.5.318.©.784; Sess. XXX. 5.339: ©. 843. 
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Anhang. 951 
Seite 
103. Letzte Zeile add: 
Sess. XXIV. . 275. ©. 881: Sess. XXVIL $. 300. 
S. 708. | 
104. Rote 11. britte Zeile ift noch hinzuzufügen die oben ad S. 88. 
genannte Schrift: 8. S. Zadariä ıc. 
107. Zeile 30. v. U. vor „Auch dürfte» add: 

Sm Jahre 1837, Sess. XXV. $. 286. S. 665. macht 
Prafidbium darauf aufmerkjam, daß die Zeit von drei Fahren, 
für welche die Spruchmänner zu bem durch Befchluß vom 

390. Oktober 1834 angeordneten Schiedögerichte ernannt wors 
den feyen, mit dem laufenden Jahre zu Ende gehe, und 
daher am Anfange des näͤchſten die Anzeige der für: das 
zweite Triennium ernannten Spruchmärnmer zu gefchehen habe; 
worauf ſaͤmmtliche Gefandtfchaften ed übernahmen, dieſen 
Gegenftand den höchiten und hohen Regierungen gegenwaͤrtig 
zu halten. 
108. Zeile 5. v. O. add: 
i. J. 1837 Kurheſſen, Sess. XXVII. $. 311. S. 703; — 
Grßhzgth. Luremburg, Braunſchweig und Naſſau, Sess. XXIX. 
5. 323. ©. 790; worauf Praͤſidium ebendaſelbſt bemerkte, 
daß es — nachdem nunmehr ſaͤmmtliche Abſtimmungen er⸗ 
folgt ſeyen — ſich vorbehalte, den Veſchlußentwurf vor⸗ 


zulegen. 
109. Rot. 16. add: 

Siehe unten Abth. I. sub I. ©, 150. 
148. nach Zeile 16. v. D. add: 

Die drei Anträge im Betreff von Austrägaks ober Urtheils⸗ 
Senaten glauben wir ber Vollſtandigteit wegen hier (da der 
Beſchluß darüber noch nicht erfolgt) im Auszuge anführen 
zu müſſen. Nach dem Bundesbeſchluſſe vom 16. Juni 1817 
ſollten alle Austraͤgalfaͤlle in pleno des hierzu beauftragten 

oberſten Gerichtshofes verhandelt werben; bie Erfahrung 
hatte jedoch gezeigt, daß oftmals die Berathung und Abur⸗ 
theilung von Austragalfaͤllen in. pleno, einen großen Nach⸗ 
theif für Die eigenen Unterthanen, und eine Berzögerung ber 

— bewirken. Deßfalls wurden folgende Anträge 


a) vor Bay ern: In größeren Staaten feyen bie hödhften 
Gerichtehöfe in mehrere Senate oder Abtheilungen vertheilt, , 


denen: ohne Unterfchieb bie Berathung und Abnrtheilung ber 
wichtigſten Rechtöfachen allein überlaffen bleibe. Demmady 
trage ed darauf an: daß ein eigener Senat ex gremio bes 
Dberapp. Gerichtö gebildet werden möge, beſtehend aus zehir 
bie zwölf Räthen mit zwei Suppleanten und einem Präffbenten, 
lediglich zur Beratung und Aburtheilung der Austrägalfälle. 
Das deßfallſige Eommiffiond» Gutachten, Prot.v.3.1831, 
Sess. XXXL $.203. ©. 871. war dieſem Anfinnen entgegen. 

b) von Hannover, beflen höchſtes Tribunal in, drei 
Appellationsfenate und dann in brei Urtheilöfenate abgetheikt 
ift, wovon der erfte und zweite Appellationsfenat ben erften 

Urtheilsſenat, der zweite und britte Appellationsſenat den 
zweiten Urtheilefenat bilden, u. |. w. Dieſer Staat trägt, 
Prot. v. 3. 1833, Sess. XLV. $.472. ©.996. darauf au, daß 
1) ſtatt der Verhandlungen in pleno, die Ansträgalfachen 
bei folchen Tribimalen, welche verfaffungemäßig in mehr 
als zwei Eivilfenate abgetheilt, und in welchen die Ges 
. Ichäfte nach den Provinzen vertheilt find, Die Verhand⸗ 
Iungen und bie, Entfcheibung einem ‘aus zwei. folchen 
- - »Benaten componirten lrtheilöfenate, unter Beobachtung 
ı einer Reihenfolge, auvertraut. werben möchten; und 
2) giebt ferner — da obiger Borfchlag nicht allerwuͤrts in 
Anwendung fommen könne — als eine Erleichterung um 
Zeiterfparung anheim: sur Die Entfcheidung der Aus» 
trägalfachen dem Plenum, die berfelben voransgehende 
Inſtruction aber: den Berathungen ber einzelnen Appel 
lationsfenate zu überlaſſen. 

c) Baden fchlägt, Prot. v. J. 1836, Sess.1.$, 13. S. 12. vor, 
generell zu befchließen: daß denjenigen Regierungen, deren 
oberfte Landeögerichte außer bem Präfibenten ober Directoren 
mehr ald zwölf Mitglieder zählten, geftattet fey, einen eigenen, 

-aud wenigſtens zwölf Näthen und einem Präfibenten ober 
Directoren beſtehenden Senat für: Audträgalfachen «ins für 
allemal, ober .doch nach einem fortwirkenden Grundfage auf 
zuſtellen, und innerhalb einer gewiffen Friſt entweder bie 
perfünliche Zufammenfegung biefed Senats, oder-den Grund⸗ 
fatz, wonach folche ftatt finden - foll, zur Kermniß der 
Bundesverſammlung gn dringen. - 
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Bir | 
150. Zeile 11.0. U. add: 
über proviforifche Erefutiondechnang — * e. 10. n. 121. 
dieſes Werts, 
163, Not, * add: oo. . 
Siehe unten S. 171. 
243. Zeile 4. v. O. add. 

Einem ſpaͤteren Verſuche ber Sachſen Eoburg⸗Gothaiſchen 
‚Regierung, i. J. 1837, Sess.XXIX. 8. 324. ©. 790. dieſen durch 
die neuerdings erfolgte Einlaſſung von Schwarzburg-Rubofftabt 

wieder begonnenen Streit vor ein anbered Austrägalgericht 
‚ zu bringen, wurbe feine Zolge gegeben, fonbern, nachbem 
Schwarzburgs Rubolftabt Cebendafelbft S. 791.) ſich darüber 
erflärt hatte, ©. 793. beſchloſſen: 
Ä „daß dem Antrage ber Herzogl. Sachſen ⸗Eoburg⸗ 
Gothaiſchen Regierung, auf Ueberweiſung ber bei 
dem Königl. Hannöverifchen Oberapp. Gericht zu Celle 
als gewählter AusträgalsInftanz anhängigen rubricirs 
ten Streitfache an ein anbered Austrägalgericht, Feine 
Folge gegeben werben fonne.» 
382, Kette Zeile add: 

Sm Jahre 1837 erfolgten. noch mehrere Reclamationen, 
über bie wir zur Vollſtaͤndigkeit Nachſtehendes bemerken wollen. 

m Sess. XII. $. 140. ©. 403. erftattete der Grphzgl. 
Medlenburgifche Gefandte, Namens der Reclamations⸗Com⸗ 
miffion, Bortrag über eine Eingabe (Nro. 5. des Einr. Prot.) 

des Königl. Preuff. Obriften außer Dienft Geiz, zu Pfaffen⸗ 
dorf bei Ehrenbreitſtein, worin derſelbe behauptet, eine, über 
Dreißig Jahre entbehrte Forderung von 18,369 fl. 16 ir. 
nebft Zinfen, welche die Capitalſumme überfteigen, zu’ haben. 
. Da er fidy vergeblich an bie Konigl. Preuffifchen und Gsgl. 
Naſſauiſchen Gerichte gewendet, fo bitte er: J 
die Entſcheidung der Frage zu veranlaſſen, ob die 
Krone Preuſſen oder das Hzgl. Haus Naſſau, als Be⸗ 
ſitzer des vormaligen Kurſtaats Trier, und. in welchem 
Verhaͤltniſſe beide, ober einer dieſer beiden Staaten, feine 
and Vertraͤgen mit dem vormaligen Kurſtaate Trier 
: (herrührenden Forderungen zu vertreten habe? - 
Die B. B. beichloß auf Antrag des Referenten '&. 406: 


IA Yahang. 


„Die höchften Regierungen von Preuffen und Naſſau 
werben erfucht, über die vorliegende Reclamation ühre 
Erklaͤrung abzugeben.“ | 

Lieber eine Eingabe der Witwe Mähler, um Beſchlen⸗ 

nigung, (Eingab. Prot. Rro.25.) hielt der Königl. Saͤchſiſche 
Gefandte, Ramend der ReclamationdsEompiffion, Sess. XX VII. 
$. 303. ©. 721. einen Bortrag, worin berfelbe die vorher⸗ 
gegangenen Befchleunigungdgefuche, fo wie die darauf erfolg- 
ten Befchlüffe, anzieht. Auf feinen Antrag wurde &. 723. 
befchloffen: 

"1) daß die Königlich Hannövertfche Regierung, auf den 
Grund ded Art. IXU. der W. Schl. A. und Art. IE. 
bed Bundedbefchluffed über das Austrägalverfahren 
vom 3. Auguft 1820, wiederholt erfucht werde, nun⸗ 
mehr unverweilt bie zur Beförderung der Entfcheibung 
der genannten Austrägalfache nöthigen Verfügungen 
zu treffen, und wie folche® gefchehen, der Bundes⸗ 
verfammlung anzuzeigen; 

»2) nadı Erlangung diefer Anzeige aber die Reclamantın 
auf ihre Vorftellung vom 12. September d. J. zu 
benachrichtigen, daß die Bundeöverfammlung wieders 
holt die Beendigung ber Kurtrieriichen Yudträgals 
—— zu bewirken ſich habe angelegen ſeyn 
aſſen.“ 


Derſelbe Referent erſtattete ferner Vortrag Sess. XXIX. 
$. 330. S. 798. über eingegangene Beforderungsgeſuche der 
Wittwe Pachten (Eingab. Prot. Nro. 29.) und ber Freifrau 
von Harant, geb. von Meeß; (Eingab. Prot. Nro. 31.) 
worauf ebendaſelbſt beſchloſſen wurde: 

„nach Eingang der Anzeige der Koͤniglich-Hannöveriſchen 
Regierung, die Neclamanten zu benachrichtigen, Die 
Bundesverfammlung habe wiederholt die Beendigung 
der Kurtrierifchen Austrägalfache zu bewirken ſich ans 
gelegen feyn Taffen.« 

Ferner erflattete der Koͤnigl. Sächffche Gefandte in ebens 
berfelben Sess. XXIX. $. 331. ©. 798. Bortrag über eine 
Eingabe ded Grafen Auguft von keiningen-Neudenau 
(Eingab. Prot. Nro. 26.) 
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Diefe Reclamatien betrifft einen Gehaltsruͤckſtand des 
Vaters ded Grafen, des ehemaligen Kurtrierifchen Vice⸗Ober⸗ 
marfchalld. Der NRüdftanb fol urfprünglid in 8,294 fl. 
19 fr. beſtanden haben und nunmehr, nachdem bie Füuͤrſtl. 
Naſſau⸗Weilburgiſche und fpäter die Hzgl. Naſſauiſche Hofs 
fammer ein Siebentheil mit 1,184 fl. 54 fr. bezahlt hat, 
noch 7,109 fl. und 27 ix. betragen. 

Das Geſuch ded Reclamanten, der anführt, die Higl. 
Naflanifche Regierung fey ein Mehreres zu leiſten verpflichtet, 
geht dahin, die B. B. wolle geruhen: 

1) bei der Krone Preuffen ſowohl ald bei dem Higl. 
Naſſauiſchen Gouvernement für ben Bittfteller vers 
mittelnd einzufchreiten und Bericht zu erforbern, 
demnädhft 

2) im Falle der Bericht gegen ihn ausfallen follte, bie 
Austraͤgal⸗Inſtanz allergnäbigft zu beftimmen, wo die 
Klage gegen die beiden hohen Regierungen ordnungs⸗ 
mäßig anzubringen und zu verfolgen habe. " 

In einer fpäteren Eingabe (Eingab. Prot. Nro. 32.) habe 
Reclamant aus dem Inhalte des Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluſſes nachzuweiſen gefucht, daß bie fragliche Schuld auf 
den ehemaligen Trierifchen Domänen und Domanialgefällen 
der rechten Rheinſeite hafte, und daß mithin der Umfang 
der auf dem rechten Rheinufer gelegenen Reſte ber Kur Trier 
zu dem aufgelösten ganzen Staate feinen Mapftab für bie 
Uebernahme folcher Gehalterüdftände abgeben koͤnne. 

Der Beichluß hierauf erfolgte S. 800: 

„daß die höchften Regierungen von Preuffen und Naffan 

um Erklärung über dieſe Eingabe erſucht würben.«“ 


530. Zeile 13. v. U. ift hinzuzufügen: 


daß übrigend 
4) bei den Regierungen dahin anzutragen fey, bie möglichft 
zu befchleunigende Snftructiongertheilung über bie Res 
vifion des Befchluffes vom 16. Juni 1817, das Aus⸗ 
trägalverfahren betreffend, auch auf die in ber XIL 
dießjährigen Sitzung abgegebene Grßhzgl. Babifche 
Erklärung mit zu erftreden. 
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Berichtigungen. 
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. tet einer forgfältigen Gorreltar war ds lich, dieſes 
ae von Drucfeplern zu erhalten. Die pr reden ri 
wir hier mit der Witte, felbige vor dem Gebrauche beffelben zu verbeflern. 
Wir giamben ferner barauf aufmerffam machen zu mäflen, daß ung 
ſelbſt während bes Druckes noch beftrebten, das Wert moͤglichſt brauchbar für 
den Be einpurichten, wat nm „rerid häufig auf Koften der Gons 
fequen 5 "ge . ar 

den den —8 — ve bem Zurüdwelfen in ben Weberfchriften der U 


, 


®. DR, 3 8 v. u ſtatt g. 11. fies 0 111. 
v „bu on u Bess. XXXI. $. 336. lies $. 236, 
" „Lu u un 83% © 82 u $. 124 ©, 3ı. u. Sess. X, 
on lies „Sess, II. $.34.&.82. u. Bess. X, 6. 124. &. 361.“ 
100, - 12. 0 0» monitt lies normirt 
"n 101. vr 8. v. O. ” Sess. XXV. lies Seas. XXXV. 
„115.0 IM. v. U w Sess. XXVIL lies Sess. XVIL 
„143.16 von Begierung ed Regierungen. 
„146. 1% v » 0 Sess. XVL lie Sess. XVII. | 
:# 857.» 10.09 DO. vr ep. Brot. VIEL lies Sep. Prot. Sess. VIIL 
” 17%. ” 18, % u. e⸗ 21. Jan. lie 31. Kan. ' , 
” 177; ” 2, v. O. ” 17. Decbr. lies 17. Septbr. 
mw — "a1 de 1830 lied de 1833. u 
” 178. ” 12. v. u uw 6. 204, lies $. 205. 
‘#210. - 10. » Do Maßftabe lies Maßgabe, 
— 'n 16, v. U. X folgende Interpunttionsveränberung je treffen: unb 
ri. %.1810: Sess. L $. 8 ©. ı3. von Sachſen⸗ 
> " GobuffsSaalfelbz; Bess. XI. 6.34. &. 115. von fen» 
Goburgs Meiningen; Sess. XXVIIL $. 160. ©. 480. 
von Sachſen⸗Hilbburghauſen u. f. w. 
4 224. ⸗⸗ 17, u ſtatt ©. 259. lies &. 529. 
230. 10. ou "au 13.. 
'un.um 238, u 7. v. O. hinter ⸗Austraͤgalerkeuntniß⸗ſete: (ſ. oben ©.237.) 
nr — nn 13 "mo o⸗ " —* feße: (Prot. &.387. sub 2.) 
" 2a. „; 16. . V. u. ſtatt ©: . l 165. j 
v 333.» 3. ” no mit dem lied feit bem 
v445.” 6. v. D. flatt „indem. zu Gunften des Magiftrats zu Blomberg, 
— über patrimonielle Vefugniſſe bes Legtern erfannt wurde, 
. - ließ winbem durch jene Über patrimonielle Befugniffe ers 
— kannt wurde.⸗ (&. Prot. v. 1830, &. 42.) 
MGO. 3. u o ſtatt Electorat lies Elaborat. 
"519. 5:00 Sesa. LXL lies Sess. XLIX. 
"566." 2. v. O. „ 6. oben ©. 365. lies S. oben S. 585. 
. ar 1." u » &. oben &. 366. lies &. oben S. 565. 
" "U Au m entlegen, ließ entlebigen. 
” 880.» 8.9. U. ⸗ berichten, lies berichtigen. 
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